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Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft und ihre Vorzugsaktien. 
Nachträgliche Bemerkungen zur damaligen Rechtslage 
und Vergleiche mit dem neuen Reichsbahngesetz von 1939, 
Von 
Dr. Theodor Kittel in Berlin, 


Über manches soll man erst reden und schreiben, wenn es einer 
vergangenen Zeit angehört, weil man erst dann unbefangen urteilen 
kann. Das gilt im besonderen auch von politischen Vorgängen, über die, 
solange sie sich entwickeln, der Schleier der Diskretion liegen muß. 
Aus diesem Grunde hat man bis zur endgültigen Befreiung Deutschlands 
vom Versailler System auch über manche Erscheinungen der Reparation 
und ihre Zusammenhänge geschwiegen, obwohl es mitunter nahegelegen 
hätte, ein Wort der Erklärung zu sagen. 

Wenn man heute über die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft 
schreibt, besteht kein Hindernis mehr, die Dinge und die Zusammenhänge 
freimütig zu erörtern. Denn mit der historischen Erklärung des Führers 
im Reichstag am 30. Januar 1937 und der alsbald daran anschließenden 
Überführung der Reichsbahn und Reichsbank in die unmittelbare Ver- 
waltung des Reichs waren alle Bindungen Deutschlands an das Repara- 
tionssystem endgültig abgeschnitten. Für die Reichsbahn hat das Reichs- 
bahngesetz vom 4. Juli 1939 die neue Rechtsordnung abschließend fest- 
gelegt. 

Zu einer solchen Erörterung der damaligen Zusammenhänge gibt 
uns jetzt eine vor kurzem erschienene Schrift Anlaß, in der Dr. Bauer! 
sich eingehend mit der Rechtsordnung befaßt, die für die Reichsbahn in 
der Zeit zwischen Februar 1937 (Erklärung des Führers am 30. Januar 
1937) und Juli 1939 (neues Reichsbahngesetz vom 4. Juli 1939) gegolten 
hat. Der Verfasser sucht in gründlicher, wissenschaftlicher Unter- 
suchung den Fragen der juristischen Konstruktion der Reichsbahn in 
ihrer Reparationsbindung auf den Grund zu gehen. Er hat richtig er- 
kannt und klar herausgestellt, daß die besonderen Interessen der Керага- 
tionsgläubiger und die ausländischen Anschauungen der Verfasser des 
Dawes-Plans dazu geführt haben, daß der Reichsbahn-Gesetzgebung von 
1924 und 1930 verschiedene Einrichtungen und Bestimmungen beigemengt 

1 Dr. Georg Heinrich Bauer, Die Rechtsstellung der neuen Deutschen 
Reichsbahn, Verlag M. Dittert & Co., Dresden 1941, 
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wurden, die in die deutsche Rechtsordnung sich nicht gut einfügten und, 
mindestens scheinbar, störend waren. Jedoch sind dem Verfasser manche 
auf politischem Gebiet liegenden Vorgänge und Zusammenhänge nicht 
bekannt (und konnten ihm nicht bekannt sein), die für eine abschließende 
Beurteilung der damaligen Verhältnisse wesentlich sind. Deshalb ist 
dazu noch verschiedenes ergänzend zu bemerken. Es handelt sich zu- 
nächst um folgende Fragen: 

Was war die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft: eine Aktiengesell- 

schaft oder was sonst? 

Was waren die „Vorzugsaktien“: Aktien oder Obligationen? 

Wie ist der Übergang von der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft 

` zur Deutschen Reichsbahn nach dem Gesetz vom 10. Februar 1937 
rechtlich zu beurteilen? 

War die Deutsche Reichsbahn nach dem Gesetz vom 10. Februar 

1937 eine juristische Person? 

An die letzte Frage knüpft sich dann für uns von selbst noch die weitere 
Frage, die von Dr. Bauer nicht behandelt wird, weil er seine Arbeit mit 
dem Gesetz vom 10. Februar 1937 abschließt: 

Was ist die Deutsche Reichsbahn heute, juristisch betrachtet? 

Der Gedanke, eine Reichsbahn-Gesellschaft zu bilden, sie 
unter ausländische Kontrolle zu stellen und mit ihr Reparationsgelder 
aus dem deutschen Verkehr herauszuziehen, war einer der Hauptpunkte 
des Dawes-Plans. Die Verfasser dieses „Plans“ waren Ausländer, und 
sie dachten sich den Aufbau der Reichsbahn-Gesellschaft in ihrer Weise 
nach ausländischem Vorbild. Daher kam ihr Vorschlag eines „Verwal- 
tungsrats“, der weit über die Rechte eines deutschen Aufsichtsrats hinaus 
völlig souverän war; daher kamen die „Vorzugsaktien“, die ins deutsche 
Aktienrecht weder als Aktien noch als Obligationen richtig hineinpaßten ; 
daher kam schließlich noch die eigentümliche Reparationshypothek, die 
weder Faustpfand noch Hypothek im Sinne der deutschen Rechtsord- 
nung war, 

Der Einführung des Dawes-Plans in die deutsche Gesetzgebung 
gingen damals Verhandlungen eines sogenannten Organisationskomitees 
voraus, dem neben den ausländischen Verfassern des Dawes-Plans auch 
deutsche Vertreter angehörten. Wenn man schon überhaupt die Not- 
wendigkeit gelten läßt, aus der damaligen Gesamtlage heraus den Dawes- 
Plan auf sich zu nehmen — was allein Entscheidung und Verantwortung 
der damaligen Regierung gewesen ist —, dann war es jedenfalls richtig, 
deutscherseits alles daran zu setzen, um einige besonders wichtige 
sachliche Änderungen des Dawes-Plans zu erreichen. 

Das Gefährlichste an dem ursprünglichen Dawes-Plan war, daß die 
Stammaktien der Reichsbahn-Gesellschaft richtige Aktien werden soll- 
ten und daß diese Stammaktien frei veräußerlich sein sollten. Zudem 
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hätte die Aktiengesellschaft nicht nur den Betrieb führen, sondern auch 
das Eigentum an allen Bahnanlagen und Fahrzeugen erhalten sollen, so 
daß die Stammaktien die volle Substanz der Reichsbahn verkörpert 
hätten. Auf diese Weise hätte für ausländische Kapitalisten die Mög- 
lichkeit bestanden, die damals aus der Reparationslast bestimmt zu er- 
wartende Geldverlegenheit des Reichs und vor allem die Transfer-Schwie- 
rigkeiten dazu zu benutzen, um dem Reich auf dem Weg über die Aktien 
die Reichsbahn gleichsam abzukaufen. Deshalb hat man damals bei 
den Verhandlungen im Jahr 1924 darauf hingearbeitet, und man 
hat es auch erreicht, daß der Reichsbahn-Gesellschaft nur das Be- 
triebsrecht an den Reichseisenbahnen überlassen wurde, dagegen das 
Eigentum an der Substanz, nämlich an allen Bahnanlagen und Fahr- 
zeugen, in der Hand des Reichs verblieb. Auf diese Weise stand hinter 
den Stammaktien nur das Betriebsrecht, das angesichts der Belastungen 
der Reichsbahn für sich allein keinen besonders hohen Wert darstellte. 
Ein zweiter wichtiger Punkt war, daß der Dawes-Plan bei der von ihm 
vorgeschlagenen Reichsbahn-Gesellschaft keine Beamten, sondern nur 
Angestellte und Arbeiter beschäftigt haben wollte. Demgegenüber mußte 
es das deutsche Bestreben sein, das Berufsbeamtentum zu erhalten, 
weil eine in sich gefestigte Beamtenschaft am ehesten die Gewähr 
für die Deutsch-Erhaltung der Reichsbahn während der Reparationszeit 
bilden konnte. Endlich war es in diesem Zusammenhang auch besonders 
wichtig, daß die leitenden Persönlichkeiten unbedingt zuverlässig deutsch 
waren und blieben, und es kam alles darauf an, zu verhindern, daß die 
Leitung der Reichsbahn etwa Kreaturen des internationalen Kapitals 
übertragen werden könnte, Daher das Bestreben der Reichsregierung, 
das auch Erfolg hatte, die Ernennung der leitenden Persönlichkeiten an 
die Bestätigung des Reichspräsidenten zu binden. 

Im Vergleich zu diesen wahrhaft lebenswichtigen Dingen war es 
völlig nebensächlich, ob die Reichsbahn für die Dauer des Reparations- 
Regimes sauber in die deutsche Rechtsordnung hineinpaßte, oder ob man 
bei dem formalen Aufbau der Gesellschaft und bei ihrer Einordnung ins 
deutsche Handelsrecht Kompromisse auf sich nahm, die im Grunde doch 
nichts Schlimmeres als „Schönheitsfehler“ gewesen sind. Und es ist, 
hinterher betrachtet, auch nur ein leicht erträglicher Nachteil gewesen, 
daß infolge solcher Unebenheiten die Wissenschaft des Handelsrechts 
und des Staats- und Verwaltungsrechts zu sehr verschiedenen Theorien 
über die damalige rechtliche Natur der Reichsbahn und ihren aktienrecht- 
lichen Aufbau kommen mußte. Denn mit der Befreiung der Reichsbahn 
aus den Fesseln der Reparation und aus den internationalen Bindungen 
haben sich alle diese Fragen von selbst erledigt, 

Heute sieht es allerdings eigentümlich und wenig folgerichtig aus, 
daß man 1924 — eben um dem Dawes-Plan zu folgen — 15 Mrd. Gold- 
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mark Stammaktien der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft vorsah, die 
nichts weiter verkörperten als das Betriebsrecht (nicht das Eigentum 
an der Substanz der Reichsbahn!). Es war klar, daß solche Aktien 
völlig wertlos und infolgedessen für das Reich als den Inhaber dieser 
Stammaktien unverkäuflich waren, zumal da bei einer künftigen Liqui- 
dation der Reichsbahn-Gesellschaft auf diese Stammaktien überhaupt 
nichts entfallen konnte. Aber es kam ja eben darauf an, um jeden Preis 
zu verhüten, daß etwa ein anderer als das Reich die Reichsbahn in die 
Hand bekommen könnte, wenn einmal das Reich in Geldverlegenheiten 
kommen sollte und die Stammaktien versilbern wollte. So betrachtet, hat 
dann doch die heutige Kritik unrecht, die meint, „es wäre richtiger ge- 
wesen“, die Stammaktien nach dem tatsächlichen Wert des Betriebs- 
rechts zu bemessen (Bauer 8. 10). 

Die Vorzugsaktien der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft sind 
neuerdings verschwunden. Sie sind Ende 1940 eingezogen und dabei zu 
einem großen Teil auf dem Wege freien Umtauschs in neue Reichsbahn- 
Schuldverschreibungen umgewandelt worden. Damit hat auch die Frage, 
was, streng juristisch, die Vorzugsaktien sind bzw. gewesen sind, ihre 
Bedeutung verloren. Bauer hat recht, wenn er schreibt (S. 61), daß das 
Reichsbahngesetz von 1924 das Ergebnis eines „Kompromisses war zwi- 
schen dem Entwurf zweier ausländischer Eisenbahnsachverständiger, die 
beide in ihrer Heimat nur Aktiengesellschaften als Eisenbahnunter- 
nehmungen kannten, und dem deutschen Gegenvorschlag, der, wie man 
wohl anerkennen muß, zu einer ganz gehörigen Umgestaltung des Ent- 
wurfs beigetragen hat, Unter der Hand wurde so aus dem ursprünglich 
Beabsichtigten das genaue Gegenteil, — und nur der Name blieb“, 

Der Dawes-Plan wollte „Vorzugsaktien“. Man konnte ihm seinen 
Willen lassen. Deshalb wurde im Reichsbahngesetz bestimmt, daß für 
die Vorzugsaktien die Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs über Aktien 
sinngemäß gelten sollten. So waren sie kraft Gesetzes „als Aktien 
im Sinne des Handelsgesetzbuchs anzusehen“. Gleichwohl gaben sie dem 
Aktionär, abgesehen von der reichlich problematischen Vertretung im 
Verwaltungsrat (auf 500 Mio RM ein Sitz!), keine anderen Rechte, als 
sie sonst Schuldverschreibungen geben. Deshalb waren die Vorzugs- 
aktien, nachdem im Jahre 1937 die Reichsbahn-Gesellschaft ganz in die 
Verwaltung des Reiches zurückgefallen und der Verwaltungsrat in einen 
Beirat umgewandelt worden war, nun wirklich nichts anderes mehr als 
Schuldverschreibungen, und an ihre Stelle als solche konnten dann auch 
Ende 1940 anstandslos die neuen Reichsbahnschuldverschreibungen als 
Anleihepapier der Reichsbahn treten. 

Die Rechtsform, mit der die Reichsbahn als Vermögensobjekt in 
die Verfassung des Reiches eingeordnet wurde, hat sich mehrmals ge- 
wandelt, Von der Verreichlichung der Staatsbahnen im Jahre 1920 bis 
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zur Stabilisierung der Währung Mitte November 1923 waren die Reichs- 
eisenbahnen ein Teil des allgemeinen Reichsvermögens; sie wurden im 
Reichshaushalt' geführt und unter dem Einfluß von Reichstag und 
Reichsrat vom Reichsverkehrsminister verwaltet. Als im Februar 1924 
durch eine Notverordnung das „Unternehmen Deutsche Reichsbahn“ ge- 
schaffen wurde, wurde es ausdrücklich als selbständige juristische Per- 
son bezeichnet. Es war eine „juristische Person“, die in dem alten Sinn 
der früheren Lehre als neben dem Reich stehend zu denken маг, Das 
leitende Organ war der Generaldirektor, dessen Posten kraft Gesetzes 
vom Reichsverkehrsminister wahrgenommen wurde. Es war vorgesehen, 
ihm als weiteres Organ der juristischen Person „Unternehmen Deutsche 
Reichsbahn“ einen Verwaltungsrat zur Seite zu setzen. Dazu kam es 
nicht, weil das Unternehmen überhaupt nur acht Monate bestand und 
dann durch die Reichsbahn-Gesellschaft abgelöst wurde. 

Diese Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft von 1924 war gleichfalls 
„Juristische Person“. Allerdings war dies im Reichsbahngesetz nicht ein- 
fach so ausgesprochen worden, sondern auch hier ist wie bei den Vor- 
zugsaktien die juristische Form aus Gründen der großen Politik etwas 
verhüllt worden, Denn auch hier wurde in den Äußerlichkeiten ein Zu- 
geständnis an den Dawes-Plan gemacht, um in der Sache den deutschen 
Standpunkt — in diesem Fall die Erhaltung des öffentlichen Cha- 
rakters der Reichsbahn-Gesellschaft — durchzusetzen. Der Dawes-Plan 
wollte eine Aktiengesellschaft. Das Gesetz brachte den Namen „Gesell- 
schaft“; es brachte dem Namen nach Vorzugsaktien und Stamm- 
aktien, die indessen, wie oben dargelegt, in Wirklichkeit keine Aktien 
waren; es brachte „sinngemäße“ Anwendung einer größeren Reihe von 
Vorschriften des Aktienrechts des Handelsgesetzbuchs. Jedoch wurden 
nur solche Vorschriften für anwendbar erklärt, die den öffentlich-recht- 
lichen Charakter der Gesellschaft nicht beeinträchtigten, darunter auch 
$ 210 HGB., wonach die Aktiengesellschaft eine juristische Person ist. 
Auf diese Weise war mit der Übertragung des Aktienrechts dem Dawes- 
Plan Genüge geschehen, und dennoch war es vermieden, die Reichsbahn- 
Gesellschaft zu einer Aktiengesellschaft zu machen. Nur auf diese Weise 
konnten die Hauptverwaltung der Reichsbahn-Gesellschaft und die 
Reichsbahndirektionen echte Behörden, und das Personal, Leiter und Aus- 
führende der „Gesellschaft“ konnten (mittelbare) Reichsbeamte blei- 
ben. Dieses Festhalten des Reichsbahnapparats im öffentlichen Dienst 
hat wesentlich mit dazu geholfen, daß die Reichsbahn tatsächlich über 
die ganze Gesellschafts-Zeit hinweg kerndeutsch geblieben ist, trotz der 
Ausländer im Verwaltungsrat und trotz des ausländischen Eisenbahn- 
kommissars. Deshalb ist es heute keine Frage mehr, ob sich die Unklar- 
heit der Rechtsformen gelohnt hat. Wer in dieser Hinsicht noch 
den geringsten Zweifel hat, der möge sich vorstellen, was aus der Reichs- 
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bahn geworden wäre, wenn man sie nach dem Dawes-Plan in eine wirk- 
liche Aktiengesellschaft umgewandelt und wenn man ihre Stammaktien 
als wirkliche Aktien dem Börsenhandel überlassen hätte. 

Mit dem Gesetz vom 10. Februar 1937 hörte die Reichsbahn-Gesell- 
schaft als solche zu bestehen auf. Das Reich übernahm die Verwaltung 
des Vermögens der Deutschen Reichsbahn, die von da an „als ein Son- 
dervermögen des Reichs verwaltet“ wurde. Die Organe der bisherigen 
juristischen Person „Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft“ traten kraft Ge- 
setzes in den unmittelbaren Reichsdienst und führten in dieser neuen 
Eigenschaft die Verwaltung, äußerlich zunächst in der bisherigen Weise. 
Diese Fortführung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft war aber nur 
eine Äußerlichkeit, Denn da die juristische Person mit dem Gesetz vom 
10. Februar 1937 aufgehört hatte zu bestehen, war in Wirklichkeit die 
Geschäftsführung vom 10. Februar 1937 an Reichsverwaltung. 

1924 hatte die Rücksicht auf den Dawes-Plan mit dazu geführt, in 
den Rechtsformen manchen Kompromiß in Kauf zu nehmen. 1937 gab 
die Rücksicht auf die Vorzugsaktien den Anlaß dazu, den Übergang in 
die neue Reichsverwaltung ohne schroffen Abbruch der bisherigen Form, 
namentlich also ohne eine Liquidation der „Gesellschaft“, durchzuführen. 
Daraus ergab sich auch hier der Zwang, in der rechtlichen Konstruktion 
vorübergehend manche Unklarheiten „mit durchzuschleppen“. Tatsäch- 
lich ist es aber so gelungen, eine Erschütterung des Marktes der Vor- 
zugsaktien zu verhüten und zu vermeiden, daß auch nur ein Vorzugs- 
aktionär auf dem Rechtsweg versucht hätte, eine vorzeitige Einlösung 
seiner Aktien wegen angeblicher Auflösung der Reichsbahn-Gesellschaft 
zu erzwingen, 

Das Gesetz von 1939 konnte, nachdem die Überleitung der Reichs- 
bahn von der Gesellschaft zum Reich abgeschlossen war, nun endlich 
auch eine klare Rechtsordnung bringen: die Rechtsordnung des Sonder- 
vermögens, das in reiner Reichsverwaltung steht, aber wirtschaftlich 
und rechnungsmäßig selbständig neben der Finanzverwaltung des Reiches 
geführt wird. Dieses Sondervermögen ist keine juristische Person, wie es 
das Unternehmen vom Februar 1924 noch sein mußte, um den nötigen Ab- 
stand von der parlamentarischen Kontrolle des Reichshaushalts zu haben. 

Bei der neuen Verfassung des Reichs und den heutigen Anschauungen 
über den Aufbau der Staatsorganisation muß die Frage aufgeworfen wer- 
den, ob es überhaupt möglich ist, eine unmittelbare Staatsaufgabe, wie 
sie die Verwaltung der Reichs-Eisenbahnen darstellt, einer juristischen 
Person zu übertragen’, Diese Frage ist heute zu verneinen, weil als 


1 Dr. Bauer behandelt in seiner Schrift sehr eingehend die grundsätz- 
liche Frage, ob die Begriffe „Körperschaft“ und „juristische Per- 
son“ heute noch in der hergebrachten Weise anzuwenden seien. Er verweist 
auf die neue Lehre, insbesondere auf Höhn, Huber und Maunz (8. 27ff.) und 
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juristische Person die Reichsbahnverwaltung unvermeidlich außerhalb der 
eigentlichen Reichsverwaltung gestellt wäre und weil jahrelange Erfahrung 
gezeigt hat, daß ein Nebeneinanderbestehen von Reichsverwaltung und 
Reichsbahnleitung die Verantwortung aufspaltet und zu unerwünschten 
Gegensätzen in der Verkehrs- und in der Personalpolitik führen m u B. Die 
Einheit der Verkehrspolitik, die wir, schon um Eisenbahn, Schiffahrt und 
Kraftwagen planmäßig als Verkehrsmittel richtig anzusetzen, unbedingt 
brauchen, läßt sich nur unter ungeteilter Leitung der Regierung erreichen. 
Deshalb kann der Reichsverkehrsminister nicht darauf verzichten, die 
Reichsbahn persönlich zu führen. Er kann diese Führung nicht etwa 
einem Generaldirektor als dem Vorstand eines besonderen Unter- 
nehmens mit eigener Rechtspersönlichkeit überlassen. Denn dies 
würde leicht dazu führen, daß das Unternehmen seine besondere 
Verkehrspolitik im Gegensatz zu anderen Verkehrsmitteln machen 
würde. Wohl aber kann im Rahmen der heute gegebenen Leitung 
durch den Minister und seine Behörden die Verwaltung der Reichs- 
bahn gegenüber der übrigen Wirtschaftsführung des Reichs für 
sich gehalten werden. Das tut das Reichsbahngesetz von 1939, indem es 
das Reichseisenbahnvermögen betont vom übrigen Reichsvermögen ab- 
sondert und indem es die Reichsbahn unter ihrem Namen geschäftlich 
wirtschaften, ja sogar Prozesse führen läßt. Das ist aber alles nur Name 
und Form für Geschäfte und Tätigkeiten, die solche des Reichs sind; 
mit „juristischer Person“ hat das ebensowenig etwas zu tun, wie etwa 
eine offene Handelsgesellschaft mit eigener Firma keine besondere juri- 
stische Person neben den Firmeninhabern darstellt. Zwei Anklänge 
an die frühere Selbständigkeit der juristischen Person bestehen aller- 
dings noch im Reichsbahngesetz von 1939 fort: 1. Die Reichsbahn hat 
ihren Generaldirektor und ihre Vorstandsmitglieder; sie sind aber jetzt 
nicht mehr wie bei der Reichsbahn-Gesellschaft Organe, sondern es han- 
delt sich nur noch um besondere Namen, durch die die Verantwortung 
der leitenden Persönlichkeiten für die Wirtschaftsführung der beson- 
deren Reichsverwaltung unterstrichen werden soll. 2. Nach $ 1 Abs. 3 
des neuen Reichsbahngesetzes haftet für Verbindlichkeiten der Reichs- 
bahn das Reich nur mit dem Reichseisenbahnvermögen, nicht mit dem 


kommt für die Reichsbahn-Verfassung von 1937 zu dem Schluß, der auch für 
den heutigen Zustand nach dem Gesetz von 1939 zutrifft (S, 48): „Wir brauchen 
keinen besonderen Vermögensträger, denn die Rechtspersönlichkeit, die das Reich 
hat, genügt zur klaren Festlegung aller privatrechtlichen Beziehungen des Reichs 
im Post- und Eisenbahnwesen. Die Zwischenschaltung einer weiteren Instanz 
ist mit der Tatsache, daß das Reich alleiniger Träger des Reichspost- und 
Reichseisenbahnvermögens ist, unvereinbar. Eine solche Zwischenschaltung wäre 
sowohl juristisch bedenklich wie auch praktisch unnütz.“ Dies muß allerdings 
dahin ergänzt werden, daß es sich um alle rechtlichen Beziehungen, nicht nur 
die privatrechtlichen, handelt. 
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übrigen Vermögen des Reichs, und das Reichseisenbahnvermögen wie- 
derum hat nicht für die sonstigen Verbindlichkeiten des Reichs zu haf- 
ten. Eine solche gesetzliche Beschränkung der Haftung für Verpflich- 
tungen des Reichs — das Gesetz spricht dabei nicht von „Haftung 
der Reichsbahn“ — auf bestimmte Teile des Reichsvermögens bedeutet 
aber keineswegs die positive Schaffung eines besonderen Rechtssubjekts 
„Deutsche Reichsbahn“. 

Die „juristische Person“ hatte Sinn bei der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft; denn diese war eine in sich geschlossene Organisa- 
tion mit eigenen, frei verantwortlichen Organen, also ein wirkliches 
Rechts-Subjekt'. Anders war es schon bei dem „Unternehmen 
Deutsche Reichsbahn“ gewesen. Man hatte es durch Ausspruch des Ge- 
setzes zu einer juristischen Person erklärt, im Grunde fehlte aber die 
Hauptsache: die eigene, frei verantwortliche Willensbildung durch eigene 
Organe. Die Erklärung zur juristischen Person hatte damals ihren guten 
Grund. Das Unternehmen war überhaupt nur zu dem Zweck geschaffen 
worden, um nach Abschluß der Inflation die Reichsbahn außerhalb der 
allgemeinen Finanzwirtschaft des Reichs und selbständig neben sie 
zu setzen und — was damals die Hauptsache war — um der Reichs- 
bahn eigene Kredite zu ermöglichen. Dazu mußte das Unternehmen 
juristische Person sein; denn damals genoß eine selbständig wirt- 
schaftende Reichsbahn mehr Vertrauen bei Geldgebern als das parla- 
mentarisch regierte und durch Versailles in seinem Kredit ersch 
terte Reich. — Heute haben wir eine solche der Wirklichkeit wider- 
streitende Konstruktion, die die Reichsbahn zu einer juristischen Person 
machen möchte, nicht nötig. Heute kommt es nur darauf an, die Wirt- 
schaft und die Rechnungsführung der Reichsbahn aus der allgemeinen 
Finanzwirtschaft des Reichs und dem Reichshaushalt herauszu- 
halten und sowohl nach innen, der Reichsbahnleitung und der Gefolg- 
schaft, wie auch nach außen, der Wirtschaft als Konsumenten der Reichs- 
bahnleistungen, klar zum Bewußtsein zu bringen, daß die Reichsbahn aus 
eigenem eine gesonderte, ausgeglichene Wirtschaft führen muß und nicht 
Kostgänger des Reichs sein darf. Dazu bedarf es nicht einer „juristischen 
Person“; wohl aber ist dazu nötig, daß vermögensmäßig die Reichsbahn 
ein „Sondervermögen“ des Reichs darstellt, daß im Geschäftsverkehr und 
auch den Gerichten gegenüber die Reichsbahngeschäfte als solche ge- 
kennzeichnet werden (dazu der eigene Name „Deutsche Reichsbahn“) 
und daß in ihrer inneren Geschäftsführung die Reichsbahn ihre eigene 
Rechnung führt, so daß im Reichshaushalt nur die „Ablieferungen“ der 
Reichsbahn erscheinen, Das ist der Sinn des Sondervermögens mit eigener 
Wirtschafts- und Rechnungsführung nach dem neuen Reichsbahngesetz 
von 1939. 

1 Selbständiger Träger von Rechten und Pflichten, wie Bauer (8. 48) 
es richtig betont. 


Verdun 1916. 
Französische Nachschub- und Versorgungsprobleme. 
Von 
Dr. Arthur Kühn in Berlin. 


(Mit einer Tafel [sieben Karten] am Schluß des Heftes.) 


I. Die Fragestellung. 

Die kriegsgeschichtliche und wehrwissenschaftliche Forschung 
Deutschlands wie Frankreichs ist seit nunmehr 25 Jahren nicht müde 
geworden, an der Deutung und Auswertung der Schlacht bei Verdun 
1916/17 zu arbeiten. Das ist naheliegend und verständlich, Das Ringen 
um Verdun leitete die Reihe der großen Materialschlachten der West- 
front ein, hier häuften sich zum erstenmal und zugleich im gesteigerten, 
ja höchsten Ausmaß neue Probleme der Angriffs- und der Abwehrtaktik, 
des Truppeneinsatzes, der Geländenutzung, der Versorgung und des 
Nachschubs. Hier galt es, mitten im Wirbel einer bis zur unvorstellbaren 
Verstrickung gediehenen Vernichtungsschlacht rasche Lehren aus allzu 
blutigen Erfahrungen zu ziehen, und sei es zuletzt nur noch, um die im- 
mer mehr anschwellende Flut der Verluste zu dämmen und die kargen, 
strategisch bedeutungslosen und taktisch fragwürdigen Geländegewinne 
mühsam zu behaupten. Der wehrwissenschaftlichen Forschung bietet ge- 
rade die Schlacht bei Verdun, auf engem Raum von beiden Gegnern mit 
höchster Erbitterung ausgetragen, vielfache Ansatzpunkte. 

Es ist jedoch kein Zufall; daß alle nüchterne und wissenschaftliche 
Arbeit über Verdun heute und für alle Zukunft überstrahlt ist von einem 
Wissen um den Mythos des Verdunkämpfers, namentlich des deutschen, 
ganz auf sich gestellten Soldaten. Seine Leistung, seine seelische Wand- 
lung gibt diesem Ringen und dieser militärisch so schwer deutbaren Ver- 
strickung mit ihren ungewöhnlich hohen Blutopfern um geringste tak- 
tische Erfolge ihren letzten Sinn. Hier, bei den Versuchen, das Geheim- 
nis um die seelische Kraft des Verdunkämpfers, der Blut und Feuer und 
die Schrecken des öden, trichterüberzogenen Schlachtfeldes in einsamer 
Größe überwand, zu lösen, wird sicher in Zukunft der Schwerpunkt der 
wehrwissenschaftlichen Forschung um Verdun liegen. Denn die rein 
militärischen Voraussetzungen des Ringens und der Ablauf der Opera- 
tionen erfolgten unter so einmaligen äußeren wie auch inneren Begleit- 
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umständen, daß zum mindesten eine für die Kriegführung in naher Zu- 
kunft auswertbare Lehre daraus zu gewinnen fraglich erscheint. 

Ist unter diesen Umständen die Betrachtung eines ausgesprochen 
fachwissenschaftlichen Einzelproblems dieser 25 Jahre zurückliegenden 
Schlacht überhaupt berechtigt? Bietet eine Untersuchung des französi- 
schen Nachschubs während des Ringens um Verdun über eine rein mili- 
tärische, gewissermaßen ressortmäßige Auswertung hinaus Erfahrungen 
und Lehren, die ungeachtet ihrer starken zeitlichen Bindung auch für 
die Gegenwart oder die Zukunft einige Bedeutung haben? Solche Fragen 
erscheinen durchaus berechtigt. 

Wenn dennoch nachstehend der große Fragenkreis des französi- 
schen Nachschubs während der Verdun-Schlacht 1916 zusammenfassend 
behandelt wird, so aus folgenden Gründen: Erst kurz vor Kriegsbeginn 
1939 lag trotz des sonst so zahlreichen Schrifttums über Verdun das 
wichtigste Material für eine Übersicht des Transportproblems, wie es 
sich den Franzosen 1916 darbot und von ihnen gelöst werden mußte, vor, 
Letzte Aufschlüsse fehlen sogar heute noch und bedürfen noch der Er- 
schließung in französischen Archiven. Trotzdem — ungeachtet also der 
Lücken in den früheren Veröffentlichungen — hat sich bereits bald nach 
Beendigung des Weltkrieges hinsichtlich der Versorgung von Verdun 
eine weit verbreitete Meinung in allen militärisch interessierten Staaten 
gebildet, die schlagwortähnlich das Problem in dem einen Satz gelöst zu 
haben glaubte: „Kraftwagen und Straße — die berühmte voie васгёе — 
haben den Franzosen Verdun gerettet!“ Es mußte verlocken, die Hinter- 
gründe und den wirklichen Tatbestand dieser schon beinahe zu einem 
Axiom gewordenen Behauptung einmal sine ira et studio zu klären. 
Hierin, in dem Versuch der Klärung, liegt denn auch der Schwerpunkt 
der nachfolgenden Untersuchung. Darüber hinaus erscheint die Betrach- 
tung des Nachschubs moderner Armeen, wo immer sie auch im Kampf 
aufeinanderprallen und im Stellungskrieg oder dem Stellungskrieg nahe- 
kommenden länger andauerndem Ringen auf einem begrenzten Schlacht- 
feld versorgt werden müssen, immer auswertbar, mögen auch, wie schon 
erwähnt, die Verhältnisse gerade bei Verdun ganz besonders zeit- und 
raumgebunden gewesen sein, 


Il. Die Voraussetzungen der Schlacht. 


Die Schlacht bei Verdun ist von der deutschen OHL. geplant und 
durchgeführt und von ihr den Franzosen aufgezwungen worden. Die 
Vorgeschichte der Schlacht ist heute so bekannt, daß sie hier nicht noch- 
mals ausgeführt werden muß. Jedoch ist es notwendig, auf die wichtig- 
sten Voraussetzungen ganz kurz einzugehen, um hierdurch zu einem kla- 
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ven Verständnis der französischen Versorgungs- und Nachschubmaßnah- 
men zu kommen, zu klären, ob es sich bei ihnen um Planung oder Im- 
provisation handelt. 

General von Falkenhayn legte zu Weihnachten 1915 dem Kaiser in 
einer ausführlichen Denkschrift die damalige Kriegslage dar und wies 
darin erstmalig auf die Vorteile eines deutschen Angriffs auf Verdun 
hin!, „Hinter dem französischen Abschnitt der Westfront“, heißt es 
darin, „gibt es in Reichweite Ziele, für deren Behauptung die franzö- 
sische Führung gezwungen ist, den letzten Mann einzusetzen. Tut sie 
es, so werden sich Frankreichs Kräfte verbluten, da es ein Ausweichen 
nicht gibt, gleichgültig, ob wir das Ziel selbst erreichen oder nicht. Tut 
sie es nicht und fällt das Ziel in unsere Hände, dann wird die moralische 
Wirkung in Frankreich ungeheuer sein.... Die Ziele, von denen hier die 
Rede ist, sind Belfort und Verdun. Für beide gilt das oben Gesagte. Den- 
noch verdient Verdun den Vorzug. Noch immer liegen die französischen 
Linien dort in knapp 20 km Entfernung von den deutschen Bahnverbin- 
dungen. Noch ist Verdun die mächtigste Stütze für jeden feindlichen Ver- 
such, mit verhältnismäßig geringem Kraftaufwand die ganze deutsche 
Front in Frankreich und Belgien unhaltbar zu machen... .“ 

Falkenhayns Vorschlag wurde angenommen und verwirklicht, ohne 
daß an dieser Stelle auf die einzelnen Phasen des Zustandekommens 
dieses Operationsplanes eingegangen werden soll. Deutscherseits war 
dabei auf größte Geheimhaltung geachtet worden, eine Vorsorge, die im 
gegnerischen Lager viel Unruhe und Ungewißheit auslöste. 

Denn auch die Entente war in das neue Kriegsjahr mit neuen, weit- 
ausgreifenden Plänen getreten. Ausgehend von den Erfahrungen der 
Herbstschlachten im Artois und der Champagne und gestützt auf Unter- 
lagen über die deutschen und die eigenen Streitkräfte und Reserven und 
deren Vermehrung und Verteilung im Frühjahr und Sommer 1916 wurde 
in der interalliierten Konferenz zu Chantilly am 6,, 7. und 8. Dezember 
1915 der Plan für eine britisch-französische Somme-Offensive im Juli 
1916 gefaßt. Entlastungsangriffe an den russischen, serbischen und ita- 
lienischen Fronten sollten gleichzeitig beträchtliche deutsche Reserven 
binden und ihren Einsatz auf dem Sommeschlachtfeld verhindern”, 

Die Vorbereitungen für die Somme-Offensive, die Schulung und 
Formation der Truppen für den Angriff, die Bereitstellung von Munition 
und Gerät, die Organisation und Versorgung des Hinterlandes des zu- 
künftigen Schlachtfeldes wurden unverzüglich in Angriff genommen. 


1 Erich von Falkenhayn, Die Oberste Heeresleitung 1914—1916. Berlin 
1920. S, 183/184. S. a. Der Weltkrieg 1914/18, Bd. X, Berlin 1986, S. 10 ff, 

2 Einzelheiten hierzu в. Les Armées Francaises dans la Grande Guerre, 
Tome ТУ, Vol. 1., S. 11 ff. 
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Aber mitten hinein in die eben angelaufenen Vorbereitungen für 
diesen britisch-französischen Angriff an der Somme, Vorbereitungen, die 
an Großzügigkeit und Masse alles bisherige in den Schatten stellen soll- 
ten, sammelten sich im englisch-französischen Lager beunruhigende 
Nachrichten über eine bevorstehende Winteroffensive der Deutschen, 
einen Großangriff an einem Abschnitt der Westfront, der vermutlich 
noch im Januar 1916 zu erwarten war. Truppenverschiebungen von Ser- 
bien an die Westfront, Bahn- und Straßenneubauten in Flandern, im Ar- 
tois, an der Aisne, vor Verdun, in der Champagne und namentlich im 
Elsaß, Truppenzusammenziehungen hinter diesen Frontabschnitten, Ein- 
bauten schwerer Artillerie, Überläufermeldungen, Gefangenenaussagen, 
die Auswertung der deutschen Presse und der Reichstagsdebatten be- 
stätigten diese Vermutung von Tag zu Tag. Aber wo war dieser Angriff 
mit Sicherheit zu erwarten? Wo galt es, Reserven bereitzustellen und Front 
und rückwärtiges Gelände für eine erfolgversprechende Abwehr einzurich- 
ten? Jeder Tag im Dezember 1915 und im Januar 1916 brachte neue, sich 
widersprechende Meldungen. Gleich ernstzunehmende Nachrichten ließen 
diesen deutschen Großangriff in Flandern (mit Ypern als Ziel), an der 
Lys (Ziel Dünkirchen), im Artois (Arras), an der Aisne (um auf Paris 
vorzustoßen), in der Champagne, vor Verdun und im Elsaß (Belfort) er- 
warten, Die Monate Dezember 1915 und Januar 1916 waren völlig aus- 
gefüllt von einer anhaltenden Ungewißheit über den Schauplatz dieses 
gefürchteten deutschen Angriffs. Begreiflicherweise fühlten sich die 
für die genannten Frontabschnitte verantwortlichen Armeeführer jeweils 
besonders bedroht, und die französische OHL. wurde überlaufen mit 
Bitten und Forderungen um Bereitstellung von Reserven, Vermehrung 
der Frontbestände und Überlassung von Artillerie, Munition und Gerät. 
Die Bestände an Mannschaften, Geschützen, Waffen, Munition und Ge- 
rät reichten jedoch nicht annähernd aus, um an allen erwähnten und 
sich bedroht fühlenden Frontteilen solche Vorsichtsmaßnahmen durch- 
zuführen. Die französische OHL. gab deshalb diesen Forderungen um 
Verstärkungen nur teilweise nach und sammelte im übrigen ihre Re- 
serven vorwiegend hinter ihrer Heeresgruppe Mitte, weil hierdurch Paris 
am ehesten geschützt wurde und von dort Verstärkungen am leichtesten 
verschoben werden konnten, falls vom Nord- oder Südabschnitt der 
weiten Front dringende Anforderungen eintraten (s. Karte 1). 

Andererseits wies sie die für die einzelnen Frontabschnitte verant- 
wortlichen Armeeführer an, in ihren Befehlsbereichen alles für eine ver- 
stärkte Abwehr mit den zur Verfügung stehenden und den tropfenweise 
eingesetzten neuen Mitteln herzurichten. 
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Das galt auch für die Region fortifiée de Verdun. ` Hier liefen seit 
dem 10. Januar 1916 die Abwehrmaßnahmen im verstärkten Umfang an. 
Der Stellungsausbau wurde intensiviert, Stacheldraht und sonstiges Ge- 
габ stand dafür im vollen Ausmaß zur Verfügung und gestattete die An- 
lage von drei hintereinander verlaufenden Befestigungslinien (s. Karte 2). 
Die Bestände an schwerer Artillerie konnten bis zum 21. Februar be- 
trächtlich vermehrt werden und mit ihnen Vorräte an Munition, Lebens- 
mitteln, Gerät. Erhebliche Truppenzusammenziehungen fanden gleicher- 
weise statt: die 3 Stellungsdivisionen dieses Abschnittes waren bis zum 
21. Februar auf 8 Divisionen vermehrt, 2% weitere Divisionen befanden 
sich in Reserve und 2 frische Einsatzdivisionen waren bereits im An- 
rollen. Für die Evakuation der Zivilbevölkerung waren alle Vorbereitun- 
gen getroffen, der Abtransport der Ladungen einer Reihe von Maas- 
Schleppkähnen, etwa 20000 t der für die französische Wirtschaft so 
wertvollen Kohle, ebenfalls vorgesehen. 


Alle diese Maßnahmen, die ja den Transport von vielen tausend 
Tonnen Munition, Material, Lebensmittel und Gerät und von mehr als 
100 000 Soldaten bedingten, beeinflußten begreiflicherweise den Ausbau 
aller Zweige des französischen Transportwesens für die Versorgung von 
Verdun. Dieses im kriegsgeschichtlichen Schrifttum immer so sehr be- 
wunderte Transportwesen der Franzosen vor Verdun lag in seinen gro- 
Ben Zügen fest, ehe der deutsche Schlag losbrach. Es war, wie die fol- 
genden Ausführungen zeigen werden, in den ruhigen Monaten des mehr 
als einjährigen Stellungskrieges im Verdunabschnitt nach einer groß- 
zügigen Planung ausgebaut worden und hatte seine erste große Bewäh- 
rungsprobe schon während der Verstärkung der Abwehrfront, in den 
Monaten Januar und Februar 1916, bestanden. Auf die Erfahrungen 
dieser Wochen gestützt, organisierten die Franzosen ihren Nachschub 
während des Ringens um Verdun, das Monate hindurch zu jeder Tages- 
und Nachtstunde wie ein Malstrom frische Truppen, neue Munition, Ge- 
rät und Material anzog und verblutete, abgekämpfte und verbrauchte 
Einheiten ausschied und in dem es auch für Frankreich um Sein oder 
Nichtsein ging. 


III. Der Kampfraum. 


Verdun wäre bereits 1914, während der Marneschlacht, fast völlig 
von deutschen Truppen eingekreist gewesen. Der deutsche Rückzug und 
die Neuordnung der deutschen Truppenaufstellung, die Erstarrung der 
Fronten im Stellungskrieg befreite zwar die Festung von dieser Ein- 
kreisung, aber seit dem Oktober 1914 umschlossen die deutschen Stel- 
lungen Verdun und seine vorgeschobenen Befestigungen in einem weit 
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geschwungenen Bogen, Verdun war dadurch zwar bedroht, aber es diente 
hinfort als Schulterstützpunkt der französischen Front und bedrohte 
seinerseits ständig die deutschen rückwärtigen Verbindungen zur Cham- 
pagne, Aisne und zur Somme (s. Karte 1). 1915 zählte der Verdunab- 
schnitt zu den ruhigen Fronten, zur Verteidigung dieser rund 100 km 
langen Stellung hatten die Franzosen länger als ein Jahr lang nur drei 
Divisionen eingesetzt. Ihre vordersten Gräben verliefen aus den Wäl- 
dern am Ostrand der Argonnen über die offene, unruhig gewellte Land- 
schaft des linken Maasufers, des Plateaus von Barrois, umspannten die 
Dörfer Avocourt, Béthincourt, Malancourt und Forges, stiegen hinab in 
das versumpfte und im Winter 1916 durch weite Überschwemmungen ge- 
sperrte Maastal, erkletterten bei Brabant die Höhen des rechten Maas- 
ufers, das stark verdrahtete Bois des Caures und die benachbarten, klug 
zur Abwehr genutzten Waldstücke umfassend, schwangen von Ornes ab 
im weiten Bogen durch die Ebenheit der Woevre und querten, weit süd- 
lich von Verdun, erneut die hier stark zerschluchteten und bewaldeten 
Maashöhen, die sie zwischen Les Eparges und Combres erstiegen. Hart 
nördlich des von den Deutschen im September 1914 eroberten St. Mihiel 
überschritten die Gräben ein zweitesmal die Maas — hier endete der 
Frontabschnitt von Verdun, der Bereich der Région fortifiée (s. Karte 2). 
Verdun war also in einem weiten Bogen von deutschen Stellungen um- 
klammert, im Norden lagen nur 12 und 15 km zwischen der vordersten 
französischen Stellung und der Zitadelle von Verdun! 


Ungeachtet dieser räumlichen Bedrängung lagen alle Vorteile des 
Geländes auf seiten des Verteidigers; denn nicht nur die Doppelreihe 
der Sperrforts — von denen einige noch im Kriege ihre letzten, modernen 
Ausbauten erfahren hatten — und nicht allein die teilweise vorzüglich 
ausgebauten drei Verteidigungsstellungen (s. Karte 2) erleichterten die 
Abwehr, jede Dorfstätte, jedes Wäldchen, jede der zahlreichen Schluch- 
ten war längst zu Schwerpunkten der Verteidigung hergerichtet. 

Schwierig waren dagegen für den Fall eines deutschen Angriffs die 
Eisenbahn- und Straßenverhältnisse für den französischen Nachschub. 
Die wichtige zweigleisige Bahnstrecke Sedan— Verdun—Commerey—Toul 
war von der Front zweimal geschnitten: nördlich von Verdun, unweit 
des Dörfchens Consenvoye, und südlich bei St. Mihiel. Die Verbindung 
nach Norden und Süden auf diesem Haupteisenbahnstrang war also 
unterbunden. Dasselbe galt, wenn auch abgeschwächt, für die West-Ost- 
Verbindung: die Haupteisenbahnlinie Paris—Chalons—St. Menehould— 
Verdun lag unweit des Dörfehens Aubreville im Bereich des deutschen 
Artilleriefeuers und konnte nur zeitweise und nach umfangreichen In- 
standsetzungsarbeiten nachts benutzt werden. Die nächsten verwert- 
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baren Eisenbahnstationen für die Versorgung Verduns fanden sich erst 
weit im Süden, in Revigny und Bar-le-Duc, beides Stationen an der Bahn- 
linie Paris—Commerey—Nancy. Ihre Bedeutung für die Versorgung von 
Verdun wuchs, weil sie gleichzeitig Übergangsbahnhöfe für die von Re- 
vigny und Bar-le-Duc nach Verdun verlaufende Kleinbahn von 1 m 
Spurweite, die berühmt gewordene „Meusien“, waren. Diese Kleinbahn 
blieb während der Schlacht eine der wichtigsten Verbindungen für Ver- 
dun und verschaffte der Festung bei Revigny, Bar-le-Duc und durch eine 
Seitenlinie bei Clermont-en-Argonne den Anschluß an die Hauptbahn- 
linien (s. Karte 4). Im Sommer 1915 in die Verkehrsverbesserungs- 
Arbeiten einbezogen, gestattete sie ursprünglich eine tägliche Transport- 
leistung von höchstens 400 t. An ihrem Ausbau durch Verbesserung des 
Bahnunterbaues, Erweiterung der Abstellgleise, Vermehrung und Ver- 
stärkung der Lokomotiven und des rollenden Materials wurde unablässig 
gearbeitet. Bei Ausbruch der Schlacht im Februar 1916 waren diese Ar- 
beiten noch nicht abgeschlossen. 

Intensiven Ausbau fand auch das Straßennetz seit 1915, Keines- 
wegs ist die Hauptverbindungsstraße von Bar-le-Duc nach Verdun, die 
berühmte „voie sacrée", erst während der Schlacht in Betrieb genom- 
men oder gar erst ausgebaut, wie häufig angenommen wird. Ursprüng- 
lich eine Departementsstraße von 3,50 m Breite, wurde diese Straße be- 
reits im März 1915 als Hauptverbindungsader für Verdun bestimmt, ihre 
Verbreiterung auf 6,50 m angeordnet. Diese Arbeit, ergänzt durch An- 
lage großer Ausweichplätze, Kreuzungen und einer Anzahl von seitwärts 
abgehenden Straßen, war Ende 1915 im wesentlichen beendet. 

Aber nicht diese „voie sacrée“ allein war der einzige Verkehrs- 
träger für den Kraftwagentransport: eine ganze Anzahl gut ausgebauter 
Departementsstraßen von 3 m, 3,50 m und 4 m Breite ließ sich zu einem 
verhältnismäßig dichten Netz zusammenfassen und verknüpfte die Klein- 
bahnstationen mit der nord-südlich verlaufenden Nationalstraße im Maas- 
tal, die damit zu einer weiteren wichtigen und im ganzen recht sicheren 
Verbindung für Verdun wurde (s. Karte 2). Davon liefen der „voie 
sacrée“ zwei im guten Zustand befindliche Straßen parallel, auch sie 
waren für den Nachschub vorgesehen und entlasteten die „voie sacrée" 
erheblich, da sie als Hauptstränge der marschierenden Kolonnen und des 
bespannten Nachschubs gelten sollten. 

Erwähnung verdienen schließlich noch die Maasübergänge, da alle 
Versorgung aus dem Westen und Südwesten erfolgen mußte, die Kampf- 
handlungen sich aber in der ersten Phase auf dem rechten, dem östlichen 
Maasufer abspielten, Die zahlreichen vom Frieden her vorhandenen 
Maasbrücken waren durch Ergänzungsübergänge vermehrt worden, wo- 
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bei noch am 17. Februar 1916 bei Charny eine aus Lastkähnen zusam- 
mengesetzte Notbrücke in Betrieb genommen wurde. Am 21. Februar 
1916 waren im Bereich der Région fortifiée von Verdun insgesamt 
16 Brücken vorhanden: 5 nördlich der Stadt (Bras, 2 bei Charny, Thier- 
ville, Belleville, Galavaude), 4 in Verdun selbst und 7 südlich von Ver- 
dun (Belleray, Haudainville, 2 in Dieue, Genicourt, Villers, Troyon und 
ein Übergang bei Ротрсеугіп) (s. Karte 2). 

Umfangreiche Straßen- und Kleinbahnbauten waren auch jenseits 
der Maas, im Bereich des eigentlichen Schlachtfeldes auf den Maashöhen 
durchgeführt worden. Sie sollten den Anmarsch der Streitkräfte und die 
Verteilung der Lebensmittel und Munition erleichtern. Zu ihrem Aus- 
bau hatten zeitweise mehr Bautruppen zur Verfügung gestanden als für 
die Bauvorhaben im hier besonders interessierenden Hinterland. Vom 
Umfang dieser Kleinbahnbauten gibt Karte 3 einen guten Begriff. Die 
erfolgreichen deutschen Angriffe, das Monate hindurch tobende Vernich- 
tungsschießen, die Unmöglichkeit, Ersatzgeräte heranzuschaffen und In- 
standsetzungsarbeiten durchzuführen, ließen die meisten dieser mühsam 
angelegten Neubauten gar nicht zur Auswertung kommen. Die Schlacht, 
welche die Wälder der Maashöhen zu Splittern zerschlug und die Dörfer 
und Weiler in den Boden stampfte, vernichtete auch diese Anlagen. 


IV. Der Ausbau des Verkehrswesens während der Schlacht. 


A. Straßennetz und Transportmittel. 
Die „voie sacrée“, 

Als in der vierten Morgenstunde des 21. Februar 1916 eine schwere 
deutsche Granate auf Verdun niederwuchtete und zwei Stunden später 
der weitgespannte Bogen der deutschen Geschütze in einem einzigen 
Schlage aufblitzte und losbrüllte, die französischen Stellungen in einem 
Hagel von Feuer und Eisen versanken und Ferngeschütze und Flieger 
die rückwärtigen Verbindungen und Bahnhöfe unter Feuer nahmen — da 
wußte Frankreich, daß der gefürchtete deutsche Angriff endlich los- 
gebrochen war. Er traf mitten hinein in die französischen Abwehrmaß- 
nahmen, die zwar hinsichtlich der Organisation des Nachschubs seit 
dem Frühsommer 1915 verwirklicht wurden, im Januar und Februar 1916 
aber noch erhebliche Verstärkungen erfahren hatten. Jetzt galt es, in 
kürzester Zeit die Versorgung und den Nachschub auf eine unvorher- 
gesehene Leistungshöhe zu bringen, gleichgültig, wie weit die Vorarbei- 
ten dafür durchgeführt waren. Dieser Zwang galt für alle Bereiche des 
Transportwesens: Antransport frischer Truppen, Abtransport abgelöster 
Kontingente, Wegschaffung der Verwundeten, Evakuierung der Zivil- 
bevölkerung und ihrer notwendigsten Habe, Versorgung mit Lebensmit- 
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teln, Munition, Waffen, Gerät wuchsen in den ersten Angriffstagen zu 
immer schwereren Problemen, die, düsteren Wolken gleich, bis in den 
Winter 1917 hinein alle Entschlüsse der französischen OHL, bedrückten. 
Rasch kamen neue Sorgen dazu: die Unterhaltung des überbeanspruchten 
Straßen- und Bahnnetzes, die Notwendigkeit, Ergänzungs- und Neu- 
bauten vorzunehmen, Personal hierfür freizustellen, das rollende Mate- 
vial auszubessern und zu erneuern. 

Die französischen Sofortmaßnahmen erstreckten sich auf den Aus- 
bau des Straßen- und des Eisenbahnwesens, ausgehend von der ganz 
richtigen Erkenntnis, daß beide Möglichkeiten notwendig waren, um Ver- 
Чип überhaupt halten zu können, 

Der Umstand, daß die nächsten leistungsfähigen Bahnhöfe von 
Vollspurbahnen aus dem französischen Hinterland (Revigny und Bar-le- 
Due im Süden, St. Menehould im Westen) etwa 60 km vom Schlachtfeld 
entfernt waren, unterstrich von vornherein die Bedeutung des vorhande- 
nen und (wie schon erwähnt) 1915 z. T. bereits ausgebauten Straßen- 
netzes. Dieses Straßennetz sofort zu nutzen und durch Ergänzungen dem 
verstärkten Verkehr anzupassen, wurde zu einer Sofortmaßnahme der 
eigens hierfür vorhandenen militärischen Nachschuborganisation, des 
Service des Routes. Die Aufgabe war nicht leicht. Wohl bewährte sich 
vom 22. Februar ab die vorsorgliche Erweiterung der Hauptverkehrsader 
Bar le Duc—Verdun, der „voie sacrée“ im vollen, ја unvorhergesehenen 
Umfang. Aber die Tatsache, daß diese Straße allein dem Kraftwagen- 
verkehr vorbehalten blieb, ließ die übrigen Straßen rasch zu ähnlich 
wichtigen Verkehrsträgern werden, galt es doch, große Truppenmassen 
im Fußmarsch nach und von Verdun zu leiten, und auch der Strom be- 
spannter Artillerie und bespannten Nachschubs riß hinfort nicht ab. 
Hierbei schälten sich — neben den die „voie sacrée“ begleitenden Par- 
allelstraßen — vor allem vier Straßenzüge als strategisch besonders wich- 
tig heraus: 

Villers—Daucourt über Passavant und Fleury-sur-Aire (35 km), 
Givry-en-Argonne—Triaucourt—Souilly (32 km), 
Sommeilles—Nettancourt—Vaubecourt—Issoncourt (35 km), 
Revigeny—Sisle-en-Barrois—Chaumont-sur-Aire (28 km). 
Sie alle waren imstande, Truppen zu dienen, welche auf der Nordsüd- 
bahn St. Menehould—Revigny ausgeladen werden sollten, um Revigny 
selbst und Bar-le-Duc zu entlasten. 

Der Ausbau dieser vier Straßenzüge war keine leichte Aufgabe, 
Die beiden nördlichsten führten durch versumpftes Gelände der Hoch- 
fläche des Barrois, hier vor allem fehlte es an den erforderlichen Bau- 
Stoffen und Schottermaterialien. Man behalf sich zunächst mit den 
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Trümmern der zerschossenen Dörfer. Diese reichten aber nicht aus, und 
in einem unablässigen Strom mußten auf der erwähnten Nordsüdlinie 
St, Menehould—Revigny Schotter, Kies und Asphalt antransportiert wer- 
Чеп. Für die Eisenbahn bedeutete das eine tägliche Mehrleistung von 
900 t allein für den Ausbau der erwähnten vier Straßenzüge. Die Ar- 
beiten waren erst im Laufe des Sommers abgeschlossen: aus den bisher 
3 m breiten Landstraßen waren jetzt leistungsfähige, aber auch hoch- 
beanspruchte Straßen von 5 und 6 m Durchschnittsbreite geworden. Ihr 
Unterhalt erforderte eine erhebliche Vermehrung des Personals und nach 
wie vor ununterbrochene Anfuhr von Straßenbaumaterialien. 

Außerdem mußten, im März einsetzend und während der Dauer der 
Schlacht bis in den Dezember hinein auch die meisten übrigen Straßen 
erweitert und ausgebessert werden. Es galt ferner, Zufahrtstraßen zu 
den zahlreichen neu angelegten Lebensmittel- und Munitionsdepots, den 
Pionierparks und den Lazaretten anzulegen. Hierfür standen in den 
Monaten stärkster Inanspruchnahme schließlich mehr als 11 000 Arbeits- 
kräfte zur Verfügung, in erster Linie Baubataillone, Pionierkompanien 
und Landwehrverbände. Diese Bautruppe verfügte über 130 bis 140 Last- 
kraftwagen für die Eigentransporte und über 600 Straßenbaumaschinen, 
in erster Linie Straßenwalzen. 

Die Neubau- und Erweiterungsvorhaben summierten sich zu einer 
erheblichen Leistung. An neuen Straßen wurden 77,2 km hergestellt, da- 
von 44,7 km in einer Breite von 5 m und mehr, 22,5 km bis zu 5 m. Die 
Erweiterungsbauten umfaßten insgesamt 520 km, wobei 228 km Straßen 
auf 6 m und mehr verbreitert wurden, 292 km auf mindestens 6 m. Zahl- 
reiche Zugänge zu Bahnhöfen, Depots und Lazaretten erfuhren Verbrei- 
terungen bis zu 8 und 9 m. Diese Ausweitungsarbeiten nahmen über 
1 Mio qm ein, mehr als 347 000 cbm Boden wurden bewegt und benötigt, 
was einer Menge von mehr als 500 000 t entspricht, Hiervon waren fast 
180 000 t als Grobschotter angeliefert und mußten durch Handarbeit zer- 
kleinert werden. 

Überhaupt bestätigte der ungeheure und in diesem Ausmaß bisher 
nie aufgetretene Materialverbrauch, daß Straßenbauten und -unterhal- 
tungen nur durchzuführen sind mit Unterstützung leistungsfähiger Bah- 
nen, Von der „voie sacrée“ abgesehen, die noch gesondert betrachtet 
werden soll, betrug der in erster Linie für den Unterhalt der Straßen 
benötigte Materialbedarf monatlich im Durchschnitt 140 000 t, d. h. täg- 
lich etwa 4700 t. Weitaus der größte Teil hiervon wurde aus zahlreichen 
Steinbrüchen des südlichen und östlichen Plateau de Barrois gedeckt: 
täglich etwa 4000 t, im Monat also 120 000 t. Vom 1. März bis 15. Okto- 
ber 1916 sind nachweislich über 800 000 t aus "diesen heimischen Stein- 
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brüchen für die Straßen um Verdun geliefert. Hauptträger dieses Ver- 
kehrs war die Eisenbahn, im nicht geringen Umfang die schmalspurige 
„Meusien“ mit ihren Seitenlinien. 

Welch einen Umfang die Unterhaltung einer stark beanspruchten 
Straße einnimmt, welchen Personalbedarf sie hat und wie groß der Ver- 
brauch an Baustoffen ist, zeigt treffend die Geschichte der „voie sacrée“. 

Diese berühmte Straße von 6,50 m Breite war Ende 1915 fertig- 
gestellt und im Januar 1916 schon voll in Betrieb genommen. Sie sah die 
ersten Verstärkungen nach" Verdun rücken und erlebte ihre große Stunde, 
als am 21. Februar die Schlacht ausbrach. Am gleichen Tage wurde sie 
ihrer eigentlichen Bestimmung zugeführt: Hauptverbindungslinie zwi- 
schen Hinterland und Front zu werden. Sie sollte ausschließlich dem 
Truppen- und Munitionstransport vorbehalten bleiben, und erstmalig in 
diesem Kriege ausschließlich dem Kraftwagentransport dienen. Am 
22. Februar stand die Organisation, die von Tag zu Tag sicherere For- 
men annahm und größere Leistungen gestattete. Von nun an sah die 
„Voie sacrée“ einen bisher unvorstellbaren Verkehr, und mochte dieser 
durch Einsatz von immer mehr Kraftwagenkolonnen, Beschleunigung der 
Beladung und Verbesserung der Entladung, Organisation des Rückver- 
kehrs, Vermeidung von Kreuzungen auch zu immer größeren Leistungen 
gesteigert werden, gleichzeitig damit wuchs ein neues, in diesem Um- 
fang ebenfalls niemals vorausgeahntes Problem: der rapide Verschleiß 
der Straße und die Notwendigkeit, die unerläßlichen, umfangreichen 
Ausbesserungsarbeiten durchzuführen, während der Verkehr voll die 
Straße benutzte. Erste Versuche, für diese Instandsetzungsarbeiten we- 
nigstens für einige Stunden den Verkehr zu stoppen und die „voie sacrée“ 
freizuhalten, führten gerade in den ersten Tagen, als die übrigen Straßen 
noch nicht im ausreichenden Maße ausgebaut worden waren, zu schwe- 
ren Verwirpungen im gesamten Nachschubwesen, 

So kristallisierte sich schon während der ersten Schlachttage für 
die Ausbesserung der „voie sacrée“ ein Verfahren heraus, das während 
des ganzen Jahres beibehalten wurde: die Instandsetzungsarbeiten wur- 
den auf das allernotwendigste beschränkt, und da Straßenbaumaschinen 
und Straßenwalzen bei dem unablässigen Strom der zur Front und von 
der Front fahrenden Lastwagenkolonnen überhaupt nicht eingesetzt wer- 
den konnten, dienten diese Kolonnen selbst zum Verfestigen der von 
Straßenbaueinheiten, Landwehrsoldaten und deutschen Kriegsgefange- 
nen in die Schlaglöcher und ausgefahrenen Wagengleise geworfenen 
Schotter und Befestigungsmaterialien. d 

Aber selbst dieses unter dem Zwang der Not vereinfachte Ver- 
fahren erforderte tagein tagaus große Aufwendungen. Diese steigerten 
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sich ins Gewaltige, wenn Frostwechseltage, Regen und Schnee die Ab- 
nutzung der „voie sacrée“ noch verstärkten und die Instandsetzungs- 
arbeiten erschwerten. Selbst an trockenen, schönen Tagen betrug die 
tägliche Abnutzung des Straßenoberbaues durch den ununterbrochenen 
Strom der Kraftwagen im Durchschnitt 0,» m! Für die Unterhaltung 
der Straße wurden deshalb von vornherein starke Kräfte eingesetzt. 

Die „voie sacrée“ тїї von Bar-le-Duc bis Verdun 54 km. Allein 
für die Instandsetzung während des Verkehrs standen Tag und Nacht 
mehr als 2000 französische Arbeitskräfte zur Verfügung, die im Laufe 
des Jahres durch deutsche Kriegsgefangenen-Kontingente noch beträcht- 
lich erhöht wurden. Von diesen 2000 Mann arbeiteten etwa 1250 an der 
Straße, 750 in den Steinbrüchen und beim Antransport der Baustoffe. 
Das entspricht einer Besetzung der Straße von 38 Mann je km, davon 
24 Mann je km unmittelbar an der Straße selbst angesetzt. Der Tages- 
durchschnittsverbrauch an Schotter usw. erreichte an trockenen Tagen 
750 t, das entspricht einem Verbrauch von etwa 14 t je km, der sich aber 
an Schlechtwettertagen auf 35 und 40 t je km steigerte, Insgesamt ver- 
sehlang die „voie sacrée” durch die Instandsetzung während der Zeit 
vom 1. März bis 15. Oktober 1916 etwa 120 000 t Schotter und Baustoffe, 
für deren Antransport die „Meusien“, jene wichtige Schmalspurbahn, die 
Hauptleistung aufbrachte, wenn es sich auch nur um kurze Entfernun- 
gen von den heimischen Steinbrüchen handelte. 

Über die Versorgung von Verdun hinaus — die ja keineswegs allein 
durch den Kraftwagenverkehr auf der „voie sacrée“ getragen wurde — 
gewann diese Straße grundlegende Bedeutung für den Einsatz von Kraft- 
wagen als Nachschubmittel überhaupt, für die Organisation der Kraft- 
wageneinheiten und namentlich auch für die Vermehrung der Bestände, 
Frankreich zog 1914 in den Krieg mit 8500 Kraftwagen für den Truppen- 
und den Munitionstransport, ein Bestand, der bis zum September 1915 
auf 18000 Wagen erhöht wurde. Verdun und anschließend der Kraft- 
wageneinsatz im Hinterland des Somme-Schlachtfeldes führten inner- 
halb eines weiteren Jahres, bis zum September 1916, zu einer neuen Ver- 
doppelung der Bestände: jetzt verfügte die französische Armee über 
mehr als 35 000 Kraftwagen. 

Die Zahl der Straßentransportmittel für den Abschnitt Verdun vor 
und während der Schlacht nachzuweisen, ist an Hand der französischen 
Unterlagen nicht möglich. Allein für die in der kriegsgeschichtlichen 
Forschung bevorzugte „voie sacrée“ lassen sich wieder einige Werte an- 
führen, die jedoch kein erschöpfendes Bild geben. 

Bis zum Ausbruch der Schlacht verfügten die Fronttruppen der 
„Region fortifi6e de Verdun" an Kraftwagen über die nicht einheitlich 
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starken Bestände der Divisionen. Die Leistungsfähigkeit dieser Kraft- 
wagenkolonnen wird mit 1250 t angegeben, es dürfte sich also um etwa 
600 bis 800 Fahrzeuge insgesamt handeln. Ein geringer Teil davon war 
schon vor Ausbruch der Schlacht auf der „voie васгбе“ eingesetzt, Schon 
am 21. Februar wurden jedoch neue Kraftwageneinheiten herangezogen, 
die am Mittag des 22. Februar eintrafen und sich in den nächsten Tagen 
auf über 3000 Fahrzeuge ansammelten. Für ihre Inbetriebnahme dien- 
ten 300 Offiziere und 8500 Mann. 3-t-Lastwagen waren zu Munitions- 
staffeln, solche von 2 t und eine große Anzahl von Autobussen zu Trup- 
pentransporteinheiten zusammengefaßt. Hiervon liefen auf der „voie 
sacrée“ jeweils in einem Einsatz 600 bis 800, die übrigen befanden sich 
in Ablösungsbereitschaft oder wurden neu beladen oder in den riesigen 
Kraftwagenparks überholt und repariert. Der Betriebsstoffbedarf der 
3000 für die „voie sacrée“ bestimmten Wagen betrug bei einer Strecken- 
länge von 70 km (die sich aus dem Kopfbahnhof Baudonvilliers — süd- 
lich von Bar-le-Duc — und der Strecke bis zu den Depots in und um 
Verdun ergab) täglich etwa 2000 hl Antriebsstoff, 200 hl Öl und 2000 kg 
Schmierstoffe. Auch hierfür übernahm die Bahn mit Tankwagen und 
Sondereinrichtungen die Hauptanfuhr. 


а 


В. Voll- und Schmalspur-Neubauten. 


Die ungünstige Eisenbahnverkehrslage Verduns, bedingt durch die 
Zerschneidung der Nord-Süd-Verbindung und die Bedrohung und Zer- 
störung der Verbindung nach dem Westen erforderte während der 
Schlacht rasche, kühne und großangelegte Verbesserungen. Mochte die 
französische OHL, während der ersten Kampftage und unter dem Ein- 
druck der hohen Transportleistungen auf der „voie sacrée“ geglaubt 
haben, die Entfernungen von 50, 60 und 70 km zwischen den letzten Корї- 
bahnhöfen der Vollspurbahnen und der Zitadelle durch den Kraftwagen- 
verkehr und die Schmalspurbahn „Meusien“ überwinden zu können — 
der Verlauf der Kampfhandlungen, die mit immer neuen Truppenmassen, 
immer größeren Munitions-, Gerät- und Verpflegungsmassen gespeist 
werden wollten, der Zwang, die Zivilbevölkerung zu evakuieren und die 
immer größere Zahl von Verwundeten abzutransportieren, überzeugte sie 
bald, daß nur Eisenbahn und Straße diese gesteigerten Anforderungen 
bewältigen konnten. 

Verständlicherweise zogen die schon vorhandenen Anlagen des 
Kisenbahnnetzes zuerst das Hauptaugenmerk auf sich. Der Nord-Süd- 
Strang am Maastal fiel endgültig aus, zweimal von den deutschen Grä- 
ben ‘geschnitten, gab es keine Möglichkeit, diese Linie für den Nach- 
schub zu nutzen. Aber die Bahnverbindung nach dem Westen mit der 
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einzig bedrohten Stelle bei Aubréville schien eine Nutzungsmöglichkeit 
offen zu lassen, galt es doch nur, den nach Norden in den Bereich des 
deutschen Artilleriefeuers vorspringenden Bogen der Bahn durch eine 
weiter südlich verlaufende neue Trasse abzuschneiden und zu umgehen, 
Baupläne hierfür lagen seit dem Sommer 1915 vor. Hier aber war es 
einmal das Gelände, das sonst auf dem Schlachtfeld von Verdun zum 
mächtigsten Verbündeten der Franzosen geworden war, welches sich 
diesem Bauvorhaben widersetzte: die Geländeschwierigkeiten waren so 
groß, daß diese geplante, in der Luftlinie kaum 10 km messende Linie 
allzu starke Kräfte beansprucht hätte. Dieser Umgehungsbau unter- 
blieb also. 

Dafür wurde die anfänglich als Vollspurbahn geplante Verbindung 
im Laufe des Frühjahrs 1916 durch eine Feldeisenbahn von 60 ст Spur- 
weite hergestellt. Auch diese Anlage bot bautechnisch noch große 
Schwierigkeiten und erforderte starken Einsatz an Arbeitskräften und 
umfangreiche Bodenbewegungen, Die Anlage lohnte sich jedoch rasch: 
bereits im Mai 1916 diente sie fast ausschließlich zur Versorgung eines 
ganzen Armeekorps auf dem westlichen Maasufer. 

Stärkste Beachtung fand in jenen Februartagen die „Meusien“, jene 
1-m-spurige Kleinbahn, die, eingleisig zwar, bestimmt schien, Revigny 
und Bar-le-Duc als einzigste Bahnverbindung mit Verdun zu verknüpfen 
(s. Karte 4). Für ihren bereits im Frühsommer 1915 begonnenen Ausbau 
wurden weitere Arbeitskräfte zur Verfügung gestellt. In Tag- und 
Nachtschichten wurde die bisher ohne Telephonverbindung und ohne 
Blocksystem arbeitende Linie modernisiert, Sie erhielt Telephonleitung, 
eine moderne, leistungsfähige Organisation des ganzen Betriebes, neue 
Bahnhöfe, Abstellgleise, Ausweichstellen, streckenweise einen zweiten 
Gleisstrang, Schwellen und Unterbau wurden verstärkt, die Wasserungs- 
möglichkeiten für die Lokomotiven vermehrt. Neubauten an Seitensträn- 
gen und Querverbindungen dienten gleichfalls zur Erhöhung der Lei- 
stungsfähigkeit dieser Kleinbahn (s. Karte 5), deren erstaunliche Trans- 
portleistungen noch gesondert betrachtet werden sollen, 

Den für den Nachschub verantwortlichen Stellen war es jedoch 
immer klar gewesen, daß weder die „Meusien“ noch die „voie sacrée“ 
bei noch so starker Beanspruchung imstande sein konnten, den gesamten 
Nachschub zu befördern. Schon im Frühjahr 1915 enstand eine Aus- 
arbeitung, die den Bau einer Vollspurbahn von einem der Kopfbahnhöfe 
im Südwesten bis Verdun vorsah. Dieser Plan, in Einzelheiten abge- 
ändert, lag einem großzügigen und kühnen Entschluß der französischen 
OHL. im Februar 1916 zugrunde: mit- größter Beschleunigung sollte eine 
Vollspurbahn-Verbindung zwischen dem Raum Revigny und dem Raum 
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Verdun geschaffen werden. Die Wahl der Übergangsbahnhöfe fiel auf 
Sommeilles-Nettancourt an der Nordsüdstrecke St. Menehould—Revigny 
und auf Dugny, südlich von Verdun 'ап der zweigleisigen, bei St. Mihiel 
jedoch abgeschnittenen Bahn im Maastal. 

Am 4. März 1916 erging der Bauauftrag für diese neue, 57 km 
messende Linie. Der Streckenverlauf bot, bautechnisch eine Fülle von 
Schwierigkeiten, mußten doch eine ganze Anzahl Täler und Schluchten 
des stark bewegten Reliefs auf dem Plateau de Barrois gequert und 
durch Brücken, Übergänge und Aufschüttungen überwunden werden, 
statt daß die Längsrichtung der Täler genutzt werden konnte, Die geo- 
logische Beschaffenheit des Baugrundes erschwerte die Arbeiten be- 
trächtlich. An Arbeitskräften standen 10 Bataillone Landwehrtruppen 
und 7 Kompanien Eisenbahnpioniere zur Verfügung. Die Bodenbewegun- 
gen umfaßten mehr als 420 000 срт. Um die ohnehin überlasteten Zu- 
fuhrbahnen nicht noch mehr zu beanspruchen und bei der Knappheit 
von Eisen und Stahl auf dem französischen Binnenmarkt entschloß sich 
das Baukommando, die Schwellen und Gleise der zweigleisigen Haupt- 
strecke im Maastal bis unmittelbar vor St. Mihiel abzumontieren und 
das so eingesparte Oberbaugerät für die neue Querverbindung — welche 
den Namen 6-bis erhielt — zu nutzen, Die Strecke war eingleisig an- 
gelegt, ihr Ausbau zu einer zweigleisigen Verbindung erfolgte im Som- 
mer 1917, anläßlich der Vorbereitung des französischen Großangriffs 
auf dem westlichen Maasufer, der uns im August'1917 vom Toten Mann 
und der Höhe 304 zurückdrängte. 

Die Organisation und ausreichende Bereitstellung von Arbeits- 
kräften und Material ermöglichten, daß von der Gesamtstrecke — die 
von den beiden Übergangsbahnhöfen her gleichzeitig in Angriff genom- 
men wurde — am 17. Mai 1916 der Abschnitt Sommeilles-Nettancourt bis 
Souilly, am 21. Juni der Restabschnitt Souilly bis Dugny in Betrieb ge- 
nommen werden konnte. Querverbindungen schlossen gleichzeitig 
Souilly an Dombasle (Strecke St. Menehould—Verdun) an (begonnen am 
8. März. in Betrieb genommen am 21. Juni, Streckenlänge 12 km) und 
verbanden Fleury-sur-Aire mit Clermont (12 km, Baubeginn 10. Juni, 
Inbetriebnahme 25, September) (s. Karte 5). 

Insgesamt umfaßten die Vollspur-Neu- und -Ergänzungsbauten im 
Abschnitt Verdun, einschließlich der Verlegung zahlreicher Ladegleise, 
des Baues von Abstellgleisen, Laderampen usw. im Laufe des Jahres 
1916 mehr als 120 km. Die’Bauvorhaben zur Erweiterung und Verbesse- 
tung der „Meusien“ machten etwa 30 km Streckenlänge aus. 


Mit Ausnahme einer Teilstrecke der Neubaulinie 6-bis mußten hier- 
für alle Materialien, namentlich für den Oberbau,'aus dem Landesinnern 
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durch Bahntransport herangeschafft werden. Aus dem Landesinnern er- 
folgte auch die Abstellung weiterer Lokomotiven und Waggons für die 
„Meusien“, allerdings ergab die Beschlagnahme der binnenfranzösischen 
Bestände erhebliche Abweichungen sowohl der Lokomotiven als auch der 
Güter- und Personenwagen, wodurch die Inbetriebnahme im Abschnitt 
Verdun sehr erschwert wurde, 


V. Die Transportleistungen. 


Wenn je im Kriege, dann galt es für die Franzosen bei Verdun, alle 
Schwierigkeiten des Nachschubs in möglichst kurzer Zeit zu überwinden. 
Wie immer bei Notstandsmaßnahmen gingen Improvisation und Organi- 
sation dabei zunächst bunt durcheinander, und erst mit zunehmender 
Erfahrung festigten sich die organisatorischen Maßnahmen und nah- 
men, je länger desto mehr maßgebenden Einfluß. Allerdings würde es 
den Rahmen dieses Beitrages sprengen, einen auch noch so gedrängten 
Abriß der Entwicklung dieser Organisation zur Versorgung Verduns zu 
geben, dafür wandelte sich allzu rasch ihr Gesicht, und eine Phase reihte 
sich an die andere, bedingt durch eine immer größere Vermehrung der 
Fronttruppen, Wechsel in der Unterordnung der „région fortifiée de Ver- 
dun“, Auswertung von Erfahrungen und Wechsel der leitenden Persön- 
lichkeiten. Nur auf die organisatorischen Grundlagen kann in den Ein- 
zelabschnitten kurz eingegangen werden. 


A. Die Transportleistungen auf den Straßen. 


So kärglich die französischen Unterlagen über die Ausbauvorhaben 
des gesamten Straßennnetzes im Hinterland von Verdun sind, so lücken- 
haft bleiben sie auch über die Transportleistungen auf den nicht zur 
„Voie sacrée“ gehörenden Straßenzügen. Die hier durchgeführten Trans- 
porte von und zur Front sind vielmehr nur mittelbar zu errechnen, 

Um so genauer sind dagegen — wenigstens für bestimmte Zeit- 
abschnitte — die Leistungen der „voie sacrée“ belegt. Die organisatori- 
schen Voraussetzungen für diese Transporte gründeten sich auf die Er- 
fahrungen der Eisenbahntransporte während der 1915 erfolgten Kampf- 
handlungen im Artois und in der Champagne: analog den beim Eisen- 
bahnwesen bestehenden Verteilerbahnhöfen mit ihren „Commissions тё- 
gulatrices“ wurde am 20. Februar 1916 in Bar-le-Duc eine „Commission 
Regulatrice Automobile“ geschaffen, welcher die Zusammenziehung und 
der Einsatz der Kraftwagen und die Kontrolle der „voie sacrée“ oblag. 
Auch die Kontrollorganisation war dem Blockssytem der Eisenbahn an- 
gepaßt: die gesamte Straße von Baudonvilliers über Bar-le-Due—Verdun 
bis zu den Entladeplätzen im Ring der Innenforts war eingeteilt in sechs 
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„Cantons“, Überwachungsabschnitte, die einem Offizier mit ausreichen- 
dem Personal unterstellt waren. Die Kontrollorganisationen sorgten во- 
wohl für den Unterhalt der Straße wie für termingemäßes Be- und Ent- 
laden der Kraftwagenkolonnen, Abschleppen beschädigter Wagen, Frei- 
haltung der Straße für den ausschließlichen Autoverkehr. Sie standen 
durch Telephonleitungen miteinander und mit der „Commission Rögula- 
trice Automobile“ in Bar-le-Duc in Verbindung. 

Eine der wichtigsten organisatorischen Bestimmungen seitens der 
„Commission Кёршаігісе“ blieb die Anordnung, daß die auf der „voie 
засгбе“ antransportierten Munitions- und Gerätemengen nicht an den 
Empfangsorten von anderen — bespannten — Transportmitteln übernom- 
men werden sollten, wodurch in der Entladung und rechtzeitigen Rück- 
führung der Kraftwagenkolonnen Verzögerungen unvermeidlich und die 
Durchführung eines genauen Zeitplanes überhaupt unmöglich gewesen 
wären, Vielmehr standen an den Empfangsstellen — den Forts und den 
eilig eingerichteten Zusatzdepots— ausreichende Arbeitskräfte zur Ver- 
fügung, um die antransportierten Mengen sofort abzuladen und in den 
Depots zu lagern, wo sie nach Bedarf von der Truppe abgeholt werden 
konnten. 

Besondere Aufmerksamkeit wurde auch den zu „Parc automobiles“ 
іп Bar-le-Duc und Troyes zusammengezogenen mobilen und stationären 
Reparaturwerkstätten und -abteilungen zugewandt: sie arbeiteten Tag 
und Nacht, um die zahlreichen anfallenden Instandsetzungsarbeiten an 
den Kraftwagen und Motoren, an den Reifen und den eingebauten Ver- 
ladeeinrichtungen auszuführen. 

Zur Entlastung des Bahnhofs von Bar-le-Duc war bereits am 22. Fe- 
bruar als Übernahmebahnhof für die Munition die knapp 18 km weiter 
südlich gelegene Station Baudonvilliers bestimmt worden, die „voie- 
sacree“-Route verlängerte sich damit auf rund 70 km, Als Entladeplätze 
für die Munition dienten anfänglich das Arsenal von Verdun, die Forts 
Dugny und Laindrecourt und die Depots „Höhe 252“, Dombasle, Heippes 
und Lemmes (s. Karte 2). Jedes Fahrzeug legte für eine An- und Abfahrt 
damit durchschnittlich 135 km zurück. 

AnMunition wurden während der ersten vier kritischen Wochen 
der Schlacht auf der „voie sacrée“ transportiert: 


vom 21. Februar bis 7. März 1916. . . . 22500 t = täglich 1500t 

„ 8. März bis 13. März 1916. . . . 7500t „ 1260 t 

» 14. März bis 22. März 1916. . . . 1770t = » 2000 t 
zusammen . . 47700 t. 


Das entspricht für einen Zeitraum von vier Wochen 5 760 000 t/km oder 
als Tagesdurchschnitt 186 000 t/km. 
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Nicht weniger bedeutend und umfangreich gestaltete sich während 
der ersten vier Kampfwochen der Transport von Truppen auf der 
gleichen Straße. Hierfür weist die französische Statistik aus: 


vom 21. Februar bis 7. März 1916. . . 190000 Mann = täglich 13000 Mann 
» 8. März bis 18, März 1916 . . . 4300 „ + » 120 „ 
„ 18. März bis 22, März 1916 . . » 4000 „ Ф 450 „ 
zusammen . . 273.000 Mann. 


Dabei legten die eingesetzten Kraftwagen beladen rund 1 100 000 km, leer 
1210 000 km, zusammen also mehr als 2, Mio km zurück, 

Außerdem rollten im gleichen Zeitraum insgesamt 6400 t Pio- 
niergerät auf der „voie sacrée“ zur Front. 

Nicht ohne eine gewisse innere Genugtuung haben französische 
Eisenbahnsachverständige darauf hingewiesen, daß sich die Fracht für 
1 t Munition auf der „voie sacrée“ auf mehr als 50 Fr. und die Trans- 
portkosten pro Mann auf 9 Fr. gleich 12 Centimes pro km, belaufen 
hätten. Das waren Unkostensätze, welche die Fracht- und Beförderungs- 
beträge der Bahn erheblich überstiegen: bei den Mannschaften ent- 
sprachen sie einem Fahrpreis, der noch etwas höher lag als der Tarif 
für die I. Klasse der Eisenbahn. 

Stäbe, Offiziere und Mannschaften haben in jenen drohenden vier 
Wochen nahezu Übermenschliches geleistet. Um jene aufgeführten hohen 
Leistungen zu ermöglichen, mußten die Kolonnen im genau vorgeschrie- 
benen Marschabstand und in peinlichst einzuhaltender Marschzeit 
Wochen hindurch Tag und Nacht auf der „voie sacrée“ unterwegs sein. 
1700 Kraftwagen waren immer gleichzeitig unterwegs. Zählungen er- 
gaben, daß die Kontrollpunkte der Straße alle 25 Sekunden von einem 
Fahrzeug passiert wurden, an bestimmten Stellen und während mehrerer 
Tage drängte sich der Verkehr auf 12 Sekunden je Fahrzeug zusammen. 
Diese Verkehrsdichte ist während der Versorgung der Front an der 
Somme, wenige Monate später, noch erheblich überboten worden: an der 
Straße Bray—Cappy wurden durchschnittlich alle 10 Sekunden, in Hoch- 
verkehrszeiten alle 4 Sekunden je ein Fahrzeug gezählt. 


В. Die Transportleistungen der Eisenbahnen. 


1. Die „Meusien“. Eine ähnliche Aufmerksamkeit und Ausbau- 
förderung wie die „voie sacrée“ hatte seitens der Militärbehörden die als 
„Meusien“ bekannte Kleinbahn schon im Jahre 1915 erfahren. Sie ent- 
sprach im Frieden mit einer Tagestransportleistung von 400 t schlecht 
und recht dem geringen Bedarf im bergigen Hinterland von Verdun. Ver- 
besserung und Ausbau der Anlagen, Vermehrung des rollenden Mate- 
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rials hatten aber schon 1915 eine erhebliche Transportsteigerung er- 
möglicht, und als am 21. Februar die Schlacht ausbrach, war die „Meu- 
sien“ imstande, täglich bie'zu 1800 + zu transportieren. Die Ausbau- und 
Verbesserungsarbeiten während der Schlacht sind bereits erwähnt wor- 
den, sie erhielten ihre Abrundung durch die Zufuhr weiterer Lokomo- 
tiven und Waggons, so daß 1916 schließlich 75 Lokomotiven und etwa 
800 Waggons zur Verfügung standen. 


Trotzdem häuften sich gerade zu Beginn des verstärkten Einsatzes 
die Schwierigkeiten. Die Unterstellung Verduns und seines Eisenbahn- 
wesens unter dem Verteilerbahnhof Saint-Dizier, dessen Personal gerade 
mit dem Kleinbahnwesen der „Meusien“ nicht ausreichend vertraut war 
(bis der frühere Sachbearbeiter vom vorher zuständigen Verteilerbahn- 
hof Is-sur-Tille berufen ward), das ungleiche rollende Material, Unpünkt- 
lichkeit der eintreffenden Züge auf den Anschlußbahnhöfen Bar-le-Duc 
und Revigny, Unzulänglichkeit • der Abstellgleise, Verstopfung der 
Strecken usw. führten zu erheblichen Verspätungen für die Ankunft der 
Kleinbahn auf den Empfangsstationen. Hier standen ursprünglich die 
bespannten Nachschubeinheiten der Fronttruppen zum Empfang der an- 
transportierten Lebensmittel und sonstigen Nachschubgüter bereit. 
Nahm die Verspätung ein zu großes Maß an, erwuchs für diese Nach- 
schubeinheiten die Notwendigkeit, rechtzeitig zur Fronttruppe zurückzu- 
fahren, sei es, um den Schutz der Dunkelheit auszunutzen, sei es, um aus 
anderen Gründen zu festen Zeitpunkten bei der Fronttruppe einzutreffen, 
So mußten jene Nachschubeinheiten häufig ohne empfangene Lebens- 
mittel und Munition zurückfahren, und die verspätet eintreffenden Klein- 
bahnzüge fanden niemand zur Abnahme ihrer Ladungen vor, Erst als 
ähnlich wie an der „voie sacrée“ die antransportierten Güter auf den 
Empfangsstationen in Depots übernommen und hier unabhängig vom Ein- 
treffen der „Meusien“ von der Truppe abgeholt werden konnten, hob sich 
die Transportleistung der Kleinbahn bedeutend, 


Ursprünglich allein für den Lebensmittelnachschub bestimmt, 
konnte die „Meusien“ schon im Februar Truppen, Verwundete und na- 
mentlich sperriges Gerät zusätzlich befördern. Der Tagesverkehr von 
anfänglich 18 Zügen, welche in Bar-le-Duc und Revigny die Ladung von 
sechs Einheitsverpflegungszügen der Vollspurbahn übernahmen, stei- 
gerte sich von Monat zu Monat und erreichte bereits Anfang Juni eine 
Zugfolge von 48 je 24 Stunden. Darunter befanden sich vier Sanitätszüge 
mit je 100 Betten und 150 Sitzplätzen für Verwundete. 


Die Transportleistungen der „Meusien“ während der ersten Monate 
der Schlacht, in den nachstehenden Tabellen ausgewiesen, geben einen 


28 Verdun 1916. 


überzeugenden Eindruck von dem Wert dieser anfänglich so unbedeuten- 
den Kleinbahn für die'Versorgung Verduns. Die Bahn beförderte (in t): 


im Monat Verpflegung Munition Gerät zusammen 
Februar 1916 15 087 413 8439 28 939 
März 1916 41 833 1039 2393 45 265 
April 1916 45 912 10 193 6347 62452 
Mai 1916 . 50 902 18 175 5351 69 428 
Juni 1916. 47523 15 235 7262 70 020 
201 257 40 055 29 792 271104 


Der Gütertransport allein erreichte damit Tagesdurchschnittsleistun- 
gen von 
800 t im Februar, 
1500 t im März, 
2070 t im April, 
2370 t im Mai, 
2650 t im Juni. 


Die „Meusien“ beförderte außerdem jeden Monat 80 Züge mit Straßen- 
baumaterial für die „voie sacrée“. Dazu kamen jedoch noch erhebliche 
Truppentransporte und die Rückführung einer großen Anzahl von Ver- 
wundeten. Diese Beförderungen umfaßten 


Tages- Ver- Tages- 
im Monat Truppen durchschnitt wundete durchschnitt 
Februar . 37872 1250 8 622 300 
ЧИЕ 5.887 200 8388 300 
Арі . 182833 600 16528 550 
rt. у, 29842 1000 23 390 800 
We A Мао 45 588 1500 27 960 930 

137367 ВА 888 


Für die restlichen Monate des Ringens um Verdun weisen die fran- 
zösischen Quellen leider keine Unterlagen auf. Die im Juni erfolgte In- 
betriebnahme der Vollspurbahn von Sommeilles-Nettancourt nach Dugny 
entlastete von ihrem ersten Arbeitstag an sowohl die „voie sacrée“ wie 
die „Meusien“ ganz erheblich, | 


Um sich einen Begriff vom Umfang allein der auf der „Meusien“ 
transportierten Verpflegungsmengen über die bloße Gewichtsangabe hin- 
aus machen zu können, sei noch erwähnt, daß die Tagestransportleistung 
am 11. März 1916 die Verpflegung für 240 000 Mann und 80 000—90 000 
Pferde umfaßte, eine Menge, die am 14. März bereits auf 273 000 Mann- 
schafts- und 105 000 Pferderationen gesteigert war und schließlich durch- 
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schnittlich die Verpflegung für 300 000 Mann und 120 000 Pferde, zuzüg- 
lich 20 000 Heurationen) täglich erreichte. 


2. Die Vollspurbahnen. Es war naheliegend, daß eine Nut- 
zung der ursprünglich so wichtigen, bald aber bei Aubréville unter- 
brochenen zweigleisigen Hauptstrecke St. Menehould—Verdun als erstes 
versucht wurde. Namentlich galt es, auf dieser Verbindung die zahl- 
reichen auf den Bahnanlagen von Verdun im Laufe der Monate zusam- 
mengezogenen Lokomotiven und Waggons ins Landesinnere zurückzu- 
führen, wo sie bei der Knappheit des rollenden Materials dringend ge- 
braucht wurden. Diese Bergung ging in der Nacht vom 22, zum 23. Fe- 
bruar vor sich. Dabei entgleiste die vorletzte Maschine, ohne daß es im 
Laufe der Nacht möglich gewesen wäre, sie wieder in Betrieb zu nehmen. 
Am nächsten Tage zerstörte sofort geschickt dorthin gelenktes deutsches 
Artilleriefeuer diese Lokomotive vollständig. ‘Jedoch bauten die Fran- 
zosen, gewissermaßen im Schutz der zerstörten Maschine, in den kom- 
menden Nächten eine kleine Umgehungsstrecke und konnten dadurch, 
wenn auch mit häufigen Unterbrechungen, im Laufe der nächsten Nächte 
fast alle Lokomotiven und alle überflüssigen Waggons aus Verdun zu- 
rückführen. Umgekehrt wurde die Strecke bei dem dringenden Bedarf 
nun auch für die Versorgung genutzt, aber wenn auch in einzelnen Näch- 
ten bis zu 13 Züge jene Enge bei Aubröville passierten und Verdun er- 
reichten — im ganzen blieb diese Nutzungsmöglichkeit doch zu unsicher, 
um als feste Gegebenheit in den französischen Nachschubberechnungen 
eingesetzt werden zu können, 

Immerhin wird die Bedeutung selbst dieser unsicheren Bahnverbin- 
dung für die Versorgung Verduns klar im Vergleich zu den Transport- 
leistungen auf der „voie sacrée“: 13 Züge’ entsprachen genau der Tages- 
höchstleistung des Kraftwagennachschubs auf der Route Bar-le-Düc— 
Verdun, 


Bedauerlicherweise liegen keine Veröffentlichungen und sonstige 
Unterlagen über die Transportmengen der vom März bis Mai-Juni her- 
gestellten neuen Vollspurbahn Sommeilles-Nettancourt—Dugny—Verdun 
vor, Diese Strecke hat rasch die stärkste Bedeutung für die Versorgung 
Verduns gewonnen, und wenn auch Einzelheiten hierüber zur Zeit noch 
nicht nachweisbar sind, so kann der Transportumfang der Bahn doch 
aus zwei Tatsachen geschlossen werden. Für den Juli als ersten voll 
ausgenutzten Monat der Inbetriebnahme dieser Bahn veröffentlichten 
weder die „voie sacrée“ noch die „Meusien“ neue Leistungsziffern, jetzt 
schon wanderte der Schwerpunkt in der Versorgung auf die neue Voll- 
spurbahn. Und zieht man gar die tatsächlichen Zahlen der an der Ver- 
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dun-Front eingesetzten Truppen, die Menge der angelieferten Munition, 
die Zahl der zurückgeführten Verwundeten, der Urlauber usw, heran, 
dann ist es nicht schwer, sich einen Begriff von den auf der Vollspur- 
bahn bewältigten Nachschubmengen zu machen. 

Die vom Verteilerbahnhof St. Dizier zu betreuenden Verpflegungs- 
stärken der im Raum Verdun eingesetzten Truppen umfaßten 


Ende Januar 1916 . . . . 281000 Mann 74.000 Pferde 
am 1, Februar 1916 . . . 376.000 » 110000 om 
am 20, Februar 1916 . . . 480000 an 127 000 D 
am 24, Februar 1916 . . . 485.000 D 146 000 » 
Ende März 10116... » . 72500 „ 21200 „ 
15, Mai 1916... 75600 „ 251000 „ 
18. Mai 1916 . . . s a . 821000 mn 266 000 п 


Zur Versorgung dieser Truppen brachte St. Dizier täglich 
21 Züge Lebensmittel 
7 Züge Munition 
3 Züge Pioniergerät 
6 Züge verschiedenes Material 
2 Züge Verstärkungen, 


zusammen täglich 1500—1600 Waggons auf den Weg, Außerdem wur- 
den täglich 5—7 Lazarettzüge befördert. 
Allein an Infanterie- und MG-Munition mußten vom Februar bis 
Juni 1916 über 103 Mio Schuß an die Verdun-Front geliefert werden, 
eine Munitionsmenge, die ausschließlich von der Bahn angefahren wor- 
den war, Die im gleichen Zeitraum angelieferten und nach vorn ge- 
schafften Mengen an Artilleriemunition beliefen sich auf 
12 678 720 Granaten für Feldgeschütze (75 mm u. a.) 
4308 120 Granaten für die schwere Artillerie 
206 000 Granaten für Sonderzwecke (Gas usw.) 
14 818 Granaten für Grabengeschütze. 
In der Zeit vom 21. Februar bis zum 1, Juni wurden vom Verteilerbahnhof 
St. Dizier zur Versorgung Verduns eingesetzt: 
63300 Waggons mit Lebensmitteln 
23540 Waggons mit der oben aufgeführten Munition 
22300 Waggons mit Pioniergerät usw. 
2.020 Woggons mit Verschiedenem 
1240 Waggons mit Feldpost 
4600 Waggons mit Verstärkungen 


zus. 117 000 Waggons. 
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Im gleichen Zeitabschnitt sind über 111 000 Verwundete und mehr als 
35000 Kranke von der Verdun-Front mit der Bahn zurückgeführt 
worden. 


Diese Zahlen geben einen Begriff von den Transportleistungen der 
Eisenbahn während des Ringens um Verdun. Sie gestatten ausreichende 
Schlüsse auch für das zweite Halbjahr 1916, für das nur unzureichende 
Unterlagen vorliegen. 


з. Die Truppentransporte von anderen Front- 
abschnitten. Ein Überblick der Transportleistungen der französi- 
schen Eisenbahnen zur Verteidigung Verduns wäre unvollständig ohne 
einen Hinweis auf die Durchführung der Transporte von Truppenein- 
heiten zur Verstärkung der Abwehrfront. 


Die Schlacht zog rasch alle verfügbaren Reserven Frankreichs an 
die gefährdete Front. Nicht nur, daß die von den einzelnen Heeres- 
gruppen zurückgehaltenen Einheiten jetzt eiligst nach Verdun geworfen 
wurden, auch die Ausbildungsdepots im Innern des Landes leerten sich 
und gaben ihre nur einigermaßen ausgebildeten Bestände an die Front 
ab. Im Innern kam es zu schweren Transportkrisen, und der zivile Per- 
sonen- und Güterverkehr erfuhr Einschränkungen wie nie zuvor. Aber 
weder die Reserven noch die Abstellungen aus den Depots reichten aus, 
um den Menschenbedarf der Verdun-Schlacht zu decken: an allen Front- 
abschnitten mußten erhebliche Kontingente herausgezogen und nach Ver- 
dun befördert werden. Das bedingte nicht nur starke Transporte aus 
allen Richtungen nach Verdun, sondern auch zahlreiche Truppenbewe- 
gungen in entgegengesetzter Richtung, sei es durch die Ablösung der ab- 
gekämpften Verduntruppen, sei es, um die entblößten Frontabschnitte 
neu zu besetzen. Schließlich vermehrte die Somme-Offensive, die am 
1. Juli begann und für deren Durchführung im Laufe der Hochsommer- 
monate nicht unerhebliche Truppen des Verdunabschnitts eingesetzt wer- 
den mußten, die Schwierigkeit und Problematik dieser Truppentrans= 
porte. 

Von ihrem Umfang geben die beiden Skizzen 6 und 7 einen guten 
Begriff, 

In der Zeit vom 1. Jänuar bis 30. November 1916 erfolgte auf den 


französischen Bahnen, ausgelöst durch die Schlachten bei Verdun und 
an der Somme, insgesamt die Abwicklung von 11 789 Truppentransport- 
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zügen von je 50 Wagen. Davon waren in der Zeit vom 21. Februar bis 
1, Mai 1916, also ausschließlich für Verdun, durchzuführen: 
2588 Truppentransporte, nämlich: 
1501 mit Verstärkungen für die Verdun-Front 
746 zur Aufnahme abgelöster Verdun-Kontingente 
341 zum Ersatz von Truppen, die von anderen Fronten nach Verdun ge- 
zogen waren. 
Die Haupttransporte erfolgten in der ersten Zeit nach Ausbruch der 
Schlacht: in den drei Wochen zwischen 21. Februar und 12. März rollten 
die Verstärkungen in 832 Zügen an. In dieser Zeit passierten die Strecke 


Vitry-le-Francois—Revigny am 25. Februar == 128 Transport: 


Revigny—Givry-en-Argonne am 25, Februar == 97 Transportzüge 
Chalons—St. Menehould am 26, Februar = 77 Transportzüge 
Epernay—Chalons am 26. Februar == 93 Transportzüge, 


also in jeder Stunde Tag und Nacht drei, vier, ja fünf Transportzüge, 
ungeachtet des gleichzeitig heranzuführenden Materials, der Verpflegung 
und der Munition. 


VI. Zusammenfassung. 


Die Organisation und Durchführung des französischen Nachschubs 
bei Verdun 1916 bietet der wehrwissenschaftlichen Forschung eine Fülle 
von Problemen. Noch kann auf viele Fragen keine endgültige Antwort 
erfolgen, dafür sind die Unterlagen heute noch zu lückenhaft. Aber 
grundsätzliche Schlußfolgerungen gestatten auch die vorliegenden 
Quellen bereits. Sie befruchten die verschiedensten Bereiche der allge- 
meinen Wehrwissenschaften wie der speziellen, fachlichen, militärischen 
Disziplinen. 


Für die gerade am Beispiel der Versorgung Verduns aufgeworfene 
und vielfach behandelte Frage des Gegensatzes von Eisenbahn und Kraft- 
wagen gilt, daß die französische OHL. und die ihr unterstellte Direction 
de l’Arriöre einen solchen Gegensatz niemals gewollt und gefördert 
haben. Von ihnen wurden Eisenbahn und Kraftwagen gleichzeitig und 
ihren wechselnden Aufgabenkreisen angepaßt eingesetzt und gleich- 
wertig beurteilt. Niemals auch hat im französischen Obersten Haupt- 
quartier ein Zweifel darüber bestanden, daß Straße und Kraftwagen 
allein bei noch so musterhafter Organisation und Bereitstellung von 
Menschen und Transportmitteln nicht imstande waren, den gewaltigen 
Nachschubbedarf einer im monatelangen Großkampf stehenden weitge- 
spannten Front zu bewältigen. Die Erfolge und Leistungen der „voie 
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sacrée“ verblüfften zwar alle Beteiligten (und diese Transportleistungen 
dienten nach dem Kriege vielen Motorbegeisterten, um unberechtigte Vor- 
würfe gegen das Eisenbahnwesen zu erheben), aber einige wenige nüch- 
terne Zahlen bestätigen doch, daß sich, am Gesamtnachschub gemessen, 
der Straßentransport auf der „voie sacrée“ selbst an den Tagen mit 
Höchstwerten auf einen Bruchteil der Gesamtmenge beschränkte, 

Bei der Annahme einer Nutzlast von durchschnittlich nur 10 t je 


Waggon, dirigierte der Verteilerbahnhof St. Dizier während der Schlacht 
an Lebensmittel-, Munitions-, Material-, Post- und Gerätenachschub täg- 


lich 1500 Waggons von je 10t. . . . . =15000 t zur Front, 
davon wurden befördert 

auf der „voie sacrée“ täglich . . . . . . . = 2000 t =135%, 

auf der „Meusien“ im März 1916. . . . . . = 1500 1 =10»%, 

im Juni 1916 . . . . . . = 2650 t = 17, %. 


Anders liegen die Vergleichswerte für die Truppentransporte. Hier er- 
folgte während der bedrohlichen ersten vier Wochen des Ringens der 
Nachschub nahezu vollständig über die „voie sacrée“. 


Das ganze Verhältnisbild verschob sich jedòch noch stärker zugunsten 
der Eisenbahn, als die neuerbauteVollspurlinie bis Dugny (mit Anschluß 
nach Verdun) im Mai-Juni 1916 fertiggestellt und in Betrieb genommen 
werden konnte. 


Aber selbst der Bau und der Unterhalt von stark beanspruchten 
Straßen ist nur mit Hilfe der Eisenbahn möglich gewesen, und erfah- 
rungsschwer wiegt deshalb der Satz des französischen Generalstabs- 
werkes, mit dem die Nachschubbetrachtung abgeschlossen wird: „Die 
Operationen von Verdun bestätigen den 1915 erfahrenen Grundsatz — 
der Krieg mit seinen neuen Formen ist unmöglich ohne die Unterstützung 
der bis zum Saum des Schlachtfeldes führenden Vollspurbahn.“ 


` Noch eine weitere Feststellung ist erwähnenswert: es hat sich bei 
der Organisation der rückwärtigen französischen Verbindungen bei 
Verdun keineswegs um eine erst während der Schlacht verwirklichte 
Improvisation gehandelt, wie bisher häufig behauptet wurde, sondern 
um Nutzung und Ausbau von sorgfältig getroffenen Vorbereitungen und 
Planungen auf allen Gebieten des militärischen Transportwesens. Aller- 
dings zwang die ungeahnte Verstrickung der Schlacht, ihr ständig 
wachsender Bedarf an frischen Truppen, Munition, Verpflegung und 
Gerät zu einer unvorhergesehenen Beanspruchung der vorhandenen Ver- 
kehrsanlagen und zu deren beschleunigten Ausbau. 
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Über das Fachliche hinaus können wir Deutschen den Franzosen 
unsere Achtung über die Durchführung ihres umfangreichen Nach- 
schubs und die großzügige Lösung der dabei aufgetretenen schwierigen 
Probleme nicht versagen. Wir bewundern auch den Umfang des Nach- 
schubs selbst, und von neuem bestätigt sich uns die Tatsache, daß Frank- 
reich 1916 die Verteidigung von Verdun aus dem bloß militärischen Rah- 
men hinaus zu einer wehrpolitischen Frage erhoben hat und zum Ent- 
satz der Festung neben den vordringlichen militärischen auch die ge- 
samten politischen, wirtschaftlichen und psychologischen Kräfte der 
ganzen Nation und seiner vielen Verbündeten einsetzte. 

Die Größe des deutschen Verdunkämpfers wird dadurch noch ge- 
steigert. 


Wirtschaft und Verkehr in Weißrußland!. 


(Nach russischen Quellen bearbeitet) 


(Mit einer Übersichtskarte, ) 


Im Gegensatz zum zentralrussischen Industriebezirk hat Weiß- 
rußland ausgesprochen ländlichen Charakter. Zwischen diesen beiden 
Landesteilen der Sowjetunion befindet sich ein Streifen, dessen agra- 
rische Einstellung durch die Nähe des Industriereviers eine starke Ab- 
wandlung erfahren hat, er wird Westbezirk (sapadnaja oblast) der 
RSFSR genannt und bildet mit Weißrußland zusammen wirtschaftlich 
den sogenannten Westrayon. In ihm sind die Bodenflächenverhältnisse 
ziemlich einheitlich, die Erdoberfläche zeigt zwischen Weißrußland und 
den Gouvernements Smolensk und Brjansk keine Unterschiede, In klima- 
tischer Beziehung bestehen allerdings Verschiedenheiten, Weißrußland 
weist ziemlich viele Niederschläge auf, das Land ist flach und von zahl- 
reichen Flüssen und Seen durchfurcht. Östlich des Dnjepr ist das Klima 
trockener und hat ausgesprochen russisch kontinentalen, rauhen Charak- 
ter. In alter Zeit gehörte ein großer Teil des jetzigen Gouvernements 
Smolensk zum Smolensker Fürstentum, das von den Vorfahren der Weiß- 
russen besiedelt war, der Westteil des Brjansker Gouvernements neigte 
ebenfalls zu den Vorfahren der Weißrussen. Wegen Smolensk tobte Jahr- 
hunderte hindurch der Streit zwischen Moskau, Polen und Weißrußland. 
Heute ist der Westteil von Smolensk und Brjansk unbestritten von Weiß- 
russen bevölkert, dies erklärt die starke Verbindung zwischen Weiß- 
rußland und den beiden genannten Gouvernements, die indessen bereits 
Übergangscharakter zum großrussischen Zentrum tragen. Zu erwähnen 
ist vorerst, daß nach einem Dekret vom 6. Dezember 1926 die Kreise 
Gomel und Retschiza mit der Weißrussischen Republik vereinigt wurden. 

1. Bodenverhältnisse, Klima. Die Weißrussische Repu- 
blik umfaßte annähernd die Hälfte des Gebietes, das auf ehemalig russi- 
schem Raum von Weißrussen bewohnt wird. Ein beträchtlicher Teil 
dieses Gebietes kam in alten Zeiten schon zu Polen, ein kleinerer zu 
Litauen, ein dritter Teil zu Lettland. Andererseits werden auch der Südteil 

1 Eine Abhandlung über „Wirtschaft und Verkehr in der Ukraine“ ist in 


Heft 5/1941 veröffentlicht; eine weitere über „Wirtschaft und Verkehr im Zen- 
tralen Industriegebiet“ folgt in einem der nächsten Hefte, 


EM 
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des nördlich gelegenen Gouvernements Pskow, der Westen des Gouverne- 
ments Smolensk und Grenzgebiete von Brjansk von Weißrussen bewohnt. 
Im X. Jahrhundert zerfiel das gesamte weißrussisch bevölkerte Land in 
eine Anzahl Fürstentümer, 1569 gingen die Weißrussen gemeinsam mit 
Litauen eine Union mit Polen ein, im 18. Jahrhundert wurde es mit allen 
drei Teilen mit dem alten Rußland vereinigt. 

Weißrußland besteht aus einer Ebene, die 18 bis 125 m über dem 
Meeresspiegel liegt. Die höchste Erhebung, die Fuchsberge bei Minsk, 
erreicht eine Höhe von 343 m. Für das Klima sind die (für russische 
Verhältnisse) weichen Winter und der angenehme Sommer charakte- 
ristisch. Das ganze Land weist viel Niederschläge auf, woher die Feuch- 
tigkeit und der Mangel an Sonnenschein sich erklären, an etwa 185 bis 
200 Tagen im Jahr sind Niederschläge beobachtet worden. Heftige 
Gegensätze im Klima treten nicht auf. Die allgemeinen klimatischen 
Bedingungen sind günstig für die Landwirtschaft, der Einfluß der 
Meeresnähe auf das Klima ist offensichtlich. Das Klima ist meist ein- 
heitlich, im allgemeinen werden nur bei Witebsk und Gomel sehr kalte 
Winter beobachtet; in Gomel macht sich schon der Übergang zum kon- 
tinentalen Klima fühlbar. 

2.Wasserverhältnisse. Weißrußland ist von einem dichten 
Flußnetz und einer großen Anzahl von Seen und Sümpfen durchzogen, 
Die Flüsse haben im nördlichen Teil eine starke Strömung und weisen 
Steinbett auf. Dagegen haben die südlichen Flüsse Steppencharakter, 
also nicht beträchtliches Gefälle, mittlere Strömung und sumpfige Ufer, 
Die großen Flüsse verlaufen nur zum Teil auf weißrussischem Gebiet, 
dazu gehört vor allem der Dnjepr, dessen Schiffbarkeit bei Orscha be- 
ginnt. Von seinen Nebenflüssen ist die Beresina (540 km Länge) zu er- 
wähnen, die durch einen Kanal mit der westlichen Dwina (Düna) in Ver- 
bindung steht. Das Flußlaufsystem der Beresina ist ziemlich verwahr- 
lost, sie ist trotzdem von Borissow ab für einen Schiffsverkehr geeignet, 
Der Pripjet verläuft nur in seinem Oberteil auf weißrussischem Gebiet, 
er ist ein Steppenfluß mit niedrigen Ufern und breiter Sumpfumgebung. 
Die Düna hat auf weißrussischem Gebiet nur eine Länge von 300 km, 
der Njemen von nur 20 km. 

Beachtlich ist der Reichtum Weißrußlands an großen Seen, deren 
bedeutendster sich bei Witebsk befindet; sie weisen meist hohe Ufer und 
steinigen Untergrund auf. Auch Polesien kennt beträchtliche Seen, so 
im Bezirk Mosyr den Knyassee (Fürstensee), diese haben ebenfalls nied- 
rige Ufer und sind sumpfartig verwachsen, Um sie herum lagern sich 
vielfach große Sumpfgebiete (in einer Ausdehnung von 1,8 Mio ha). Zwi- 
schen Witebsk, Smolensk und Orscha werden große Mengen an Torf ge- 
wonnen, mit denen ein Elektrizitätswerk versorgt wird. Die Gesamt- 
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erzeugung an Torf wird für das Jahr 1932 mit 834 000 t und für 1937 
mit 2,5 Mio t beziffert. 


3. Land und Bevölkerung., Weißrußlands Grenzen um- 
fassen ein Gebiet von 126 000 qkm, seine Bevölkerung belief sich nach 
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einer Zählung des Jahres 1926 auf 4,» Mio Einwohner. Es wird auf die 
Leibeigenschaft zurückgeführt, daß sich die Bevölkerungsziffer bis zur 
Mitte des vorigen Jahrhunderts nicht wesentlich veränderte. Seit 1886 
nahm der Bevölkerungszuwachs dann einen normalen Verlauf, nach An- 
gaben aus dem Jahre 1923 betrug das Wachstum auf 1000 Menschen 
22,0 Personen (35,5 Geburten und 12; Todesfälle). Vergleichsweise wird 


38 Wirtschaft und Verkehr in Weißrußland. 


in der russischen Literatur erwähnt, daß die entsprechende Ziffer in 
Deutschland auf 1000 Einwohner 11,3 % Menschen betrug. Selbstver- 
ständlich war das Wachstum der Bevölkerung auf dem Lande wesentlich 
größer als in den Städten. Nach Feststellungen aus dem Jahre 1927 
teilte sich die Bevölkerungsziffer in 4,ı Mio ländliche und 0,5 Mio 
städtische Bewohner. 

Die literarischen Quellen sprechen von einem gewissen Überfluß 
an ländlicher Bevölkerung (nicht Übervölkerung). Der Süden Weiß- 
rußlands ist am schwächsten bevölkert (22 Einwohner auf 1 qkm), in den 
nördlichen Bezirken Bobruisk, Borissow und Polozk und westlich davon 
in Sluzk und Minsk beträgt die Einwohnerzahl zwischen 31 und 48 Per- 
sonen. In den Kreisen Orscha, Mogilew, Kalinin und Witebsk wird mit 
52, 44, 43 und 50 Einwohnern je акт ein Höchststand erreicht. , Bei 
dem Fehlen bedeutender Industriegebiete kann die Landwirtschaft 
jedoch nicht alle vorhandenen Kräfte beschäftigen, von denen nur 
etwa 40 % für die eigentlichen Arbeiten der Landwirtschaft (Feldwirt- 
schaft, Viehzucht und Gartenbau) benötigt werden; rechnet man noch 
einige Arbeiten, die eng mit der Landwirtschaft verbunden sind, hinzu, 
2. В. die Verarbeitung der Erzeugnisse, die Arbeiten in der Häuslichkeit 
und die Holzbeschaffung, so bleiben noch 31 % der Familienmitglieder 
unbeschäftigt. Die städtische Bevölkerung stammt aus der Zeit, als im 
15. Jahrhundert größere Ortschaften mit Stadtrechten und den dazu- 
gehörenden Privilegien des Handels ausgestattet wurden. Zu der Reihe 
der großen Städte gehören die Hauptstadt Minsk mit 132 000, Witebsk 
mit 90 000, Gomel mit 86 000 und Mogilew mit 20 000 Einwohnern. Die 
weißrussische Stadt hat in ihrem Äußeren nicht das Aussehen einer west- 
europäischen oder mittelrussischen Stadt. Die große Masse der Gebäude 
besteht aus Holzbauten mit nur einem Erdgeschoß, mehr als drei Viertel 
aller steinernen Gebäude Weißrußlands wurden allein in Minsk, Witebsk 
und Mogilew gezählt. 

Die Bevölkerung des Landes besteht zu 70 % aus Weißrussen, zu 
15,5 % aus Großrussen, zu 11% aus Juden, zu 2,1% aus Polen, der 
Rest setzt sich verschieden zusammen, Nur in den drei Bezirken Mogilew, 
Bobruisk und Orscha sinkt die weißrussische Bevölkerung auf zwei Drit- 
tel, erreicht aber in Mosyr, Borissow, Sluzk, Retschiza und Gomel bis zu 
87%. Die Großrussen sind mit 27 % am stärksten im Bezirk Mogilew, 
in Orscha mit 24 %, dagegen in Minsk nur mit 25% vertreten. Der 
größte Prozentsatz an Juden findet sich in Minsk mit 15,0%, in Gomel 
mit 11 9%, in Bobruisk mit 13,5 %, in Mosyr mit 12,5% und in Witebsk 
mit 12%. In Minsk leben ferner etwa 5 % Polen, in Borissow 3,1 %, in 
Sluzk 2,0 %, in Bobruisk 2,7 %. 
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Zusammenfassend ist zu sagen, daß die Zahl der Einwohner Weiß- 
rußlands bei den gegebenen Wirtschaftsverhältnissen dem Umfang des 
Landes nicht entspricht. Auf dem Lande ist ein gewisser Vorrat an 
unausgenutzter Arbeitskraft vorhanden und hat keinen genügenden Ab- 
fluß in die Städte. 

4. Holzwirtschaftund Fischfang. Die Naturreichtümer 
Weißrußlands sind nicht groß, bedeutend ist eigentlich nur der Wald- 
reichtum des Landes. Vertreten sind hauptsächlich Tanne, Fichte, Birke, 
Espe und Weißerle, Im Süden sind gemischte Bestände vorhanden, im 
Südwesten Ulmen und Schwarzpappeln in großen Mengen anzutreffen, 
die sandigen Ebenen sind meist mit Fichten bestanden. Eine geordnete 
Holzwirtschaft wurde erst spät in Angriff genommen, nachdem vorher 
hauptsächlich Raubbau getrieben war. Der Waldbestand des Landes be- 
läuft sich auf ungefähr 25 % seiner Bodenfläche, den größten Bestand 
weisen die Bezirke Mosyr mit 44 %, Borissow mit 40 % und Bobruisk mit 
37 % ihrer Flächen auf. Während das Holz vielfach für den örtlichen Be- 
darf Verwendung findet, trifft man in drei Bezirken (West-Dwina, Bere- 
sina und Pripjet) industrielle Verarbeitung an. Der ganze Holzbestand 
wurde auf 3 Mio ha geschätzt. Der Bedarf der Industrie belief sich auf 
2л Mio cbm, davon für die Bevölkerung 1,ı Mio, für den Verkehr 
700 000 сът und für andere industrielle Zwecke 220 000 cbm. 32 % des 
Einschlags und bedeutende Teile der Erzeugnisse an Pech und Birken- 
teer wurden auf dem Njemen und der Düna nach Westeuropa geflößt. 
Der Export bestand zu einem Drittel aus Furnierholz, zu einem weiteren 
Drittel aus Eichenbrettern und endlich aus anderen Sortimenten, für 
heimische Zwecke wurden im allgemeinen Fichtenbretter gebraucht. 

Der Fischreichtum der fast 30.000 Flüsse und Bäche und der 
1827 Seen ist naturgemäß bedeutend, außerdem bestehen etwa 2000 ha 
künstliche Teiche, Industriell verwendet werden Bleie, Barsch, Hecht, 
Plötze, Schleie, Karausche, Wels, Zander und Quappen. Die größte Ver- 
breitung haben Hecht, Bleie, Kaulbars, Zander und Karausche, Der 
Jahresfang an Fischen belief sich auf 1,2—1,5 Міо t im Werte von einer 
halben Million Rubel. 

5. Industrie. Beim Handwerk erscheint als bedeutendste Gruppe 
die Herstellung von Kleidern und Toilettegegenständen. Das alte 
russische Dorf kannte kaum Schneider und Schuhmacher, aber in den 
Städten war das Handwerk sehr verbreitet und arbeitete auch für den 
Markt jenseits der weißrussischen Grenzen. Bei der handwerksmäßigen 
Metallverarbeitung handelte es sich in der Hauptsache um Schmiede 
und Schlosser. Die Verarbeitung von Holz pnd die Erzeugung von Lebens- 
mitteln war beachtlich. Dagegen hat die alte Teerbrennerei ihre Bedeu- 
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tung verloren. Radmacher und Böttcher stellten einen alt überkommenen 
Beruf dar, ein neuerer lag in der Herstellung von Möbeln. Weiter kam 
die handwerkmäßige Bearbeitung von Leder und Pelzen in Betracht, die 
Hälfte der hierbei beschäftigten Personen waren Schaffellgerber. Die 
Weberei befaßte sich seit altersher mit der Verarbeitung von Hanf und 
neuerdings auch von Wolle. 

Die Leichtindustrie hatte vorwiegend örtliche Bedeutung, sie ver- 
sorgte in der Hauptsache den bäuerlichen Markt und bestand aus Müh- 
len, Sägewerken, Lederfabriken und Ziegeleien, sie war jedoch nie be- 
deutend zu nennen, wenn auch in letzter Zeit ein Anwachsen ihrer Pro- 
duktion beobachtet wurde. 

Die Großindustrie beruhte, wie auch die Kleinindustrie, fast aus- 
schließlich auf den heimischen Rohstoffen. Sie kannte keine ausge- 
sprochenen Zentren, sondern verteilte sich über einige zehn Städte und 
Ortschaften und zwar im Kreise Gomel, Witebsk, Minsk, Mogilew, 
Bobruisk, Borissow, Orscha, Polozk, Mosyr und Sluzk. 

Über den Aufbau der Industrie fand sich in den „Hauptziffern über 
die Entwicklung der Volkswirtschaft in Weißrußland“ (Minsk 1939) fol- 
gende Zusammenstellung (in %): 


- 7 - 
Kae wan | Gomel | Minsk | Mogilew Polesien 


Torfindustrie 1,6 Lë 1,6 1,8 ол 
Metallverarbeitung 14,2 13,8 14,7 12,8 бл 
Dhemie а о 5,9 0,9 27 19,3 [1 
Baumaterialien 1,8 2,3 Lu Zu 1,0 
Holzverarbeitung 11,5 6,6 10,1 13,0 29,4 
ТШШ. A 9,7 26,0 LOCH La 
Konfektion 10,3 14,2 12,7 48 
Leder- u, 8 DÉI 5,1 12,0, | ER) 
БЕДЕ" унае 2e DÉI oe | 

Lebensmittel 23,1 18,1 25,8 20,3 
[ШИ 12,8 Du 15,1 23,0 


Die Lebensmittelindustrie hatte Bedeutung auch über die Grenzen 
des Landes hinaus, die Herstellung von Hefe nahm dabei den ersten 
Platz im europäischen Teil der Sowjetunion ein, die Ölerzeugung stand 
an vierter Stelle. In letzter Zeit hatte die Branntweinbrennerei eine 
Steigerung erfahren. 

Die industrielle Bearbeitung des Holzreichtums stand in der Wirt- 
schaft des Landes an erster "Stelle, die Holzindustrie nahm etwa ein 
Viertel der Gesamtindustrie in Anspruch; im Vordergrund stand die 
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Zubereitung von Schnittholz und von Furnierholz. Die Werke hatten 
keine besonders großen Ausmaße und beschäftigten zwischen 80 und 
180 Arbeiter, die großen Furnierwerke befanden sich im Kreise Мовуг 
und Retschiza, einige große Sägewerke in Gomel. In enger Verbindung 
mit der Holzverarbeitung stand die Papierherstellung, sie nahm 12 % 
der Gesamtindustrie des Landes in Anspruch und lieferte 5 % der Ge- 
samtherstellung an Papier in der UdSSR (7 Unternehmungen, von denen 
4 Papier, die übrigen Karton herstellten, hinzukamen einige Tapeten- 
fabriken). Die Bedürfnisse der Papierindustrie waren in dem heimischen 
Holzvorrat reichlich sichergestellt, es genügt zu sagen, daß das Becken 
der Beresina, wo ein großer Teil der Fabriken zusammengedrängt war, 
jährlich etwa 300 000 cbm geeignetes Holz als Rohstoff lieferte. Die 
Fabriken waren auch mit Leinenlumpen sichergestellt, da Weißrußland 
immer einen beträchtlichen Verbrauch an Leinentuch hatte, in der Vor- 
kriegszeit wurden Leinenlumpen auch ins Ausland ausgeführt. 

Die Zündholzindustrie beruhte ebenfalls auf dem Holzreichtum des 
Landes, sie bestand in Weißrußland seit den 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts. Eine derartige Fabrik befand sich in Minsk bereits um 1870. 
Zuletzt lieferte die weißrussische Zündholzindustrie 20 % der sowjeti- 
schen Gesamtherstellung. Das Becken der Beresina stellte ungefähr 
160 000 cbm Espenholz, und wenn man das Flußbecken des Pripjet hinzu- 
rechnet, so standen bis zu 300 000 cbm zur Verfügung, Das bedeutete, 
daß Weißrußland jährlich 3,3 Mio Kisten Zündhölzer liefern konnte. Die 
Glasindustrie befand sich im starken Aufstieg, Glassand als Rohstoff 
ist in reichem Maße vorhanden. Diese Industrie vermochte jedoch den 
Bedarf des Marktes in Weißrußland keineswegs zu befriedigen, zumal 
die Erzeugnisse auch nach der Ukraine und in das Gouvernement Smo- 
lensk gingen. Erwähnung verdient der Übergang dieser Industrie von der 
Holz- zur Torffeuerung. 

Ferner bestanden 5 Leder- und 2 Schuhfabriken mit einer Er- 
zeugung im Werte von etwa 5 Mio Rubel. Früher trug diese Erzeugung 
den Charakter der Heimindustrie, In Witebsk und Newel arbeiteten 
auch 2 Borstenfabriken. Die Aufnahme der Schneiderindustrie war 
vollends neueren Datums. Für das Jahr 1937 wurde die Gesamtproduk- 
tion der Industrie mit 1930 Mio КЫ. angegeben gegen 562 Mio Rbl. Er- 
zeugungswert der Landwirtschaft. 

6. DieLandwirtschaft. Allgemein wird im Schrifttum be- 
tont, daß die Landwirtschaft Weißrußlands auch schon vor dem Welt- 
kriege durch einen hohen Stand der Intensität gekennzeichnet war, ob- 
wohl die fehlenden Kapitalien und die schweren Arbeitsbedingungen der 
ländlichen Bevölkerung dafür keine günstigen Vorbedingungen abgaben. 
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Der Hektar landwirtschaftlich ausgenutzter Fläche erbrachte damals 
69 Rubel Einnahme, im benachbarten Gouvernement Smolensk 67 Rubel 
und in der Ukraine 62 Rubel. Mit diesen Erträgen war die Intensität der 
Landwirtschaft Weißrußlands und seiner unmittelbaren Nachbarn im 
Vergleich zu den sonstigen Bezirken der europäischen Sowjetunion hoch 
zu nennen, nur noch der Moskauer Industriebezirk und die zentralland- 
wirtschaftlichen Bezirke erbrachten etwa 45 Rubel je Hektar, die süd- 
östlichen Bezirke der UdSSR dagegen oft nur bis zu 16 Rubel. Die hohen 
Erträge gründeten sich auf die ergiebigen Ernten der Saat-, Kartoffel- 
und Leinenkulturen. Im Jahre 1937 belief sich die Anbaufläche an Saaten 
auf 3,5 Mio ha. Dabei ist wichtig, daß die weißrussische Wirtschaft ein 
starkes Interesse für den Anbau zu technischen Zwecken zeigte. Die 
Ernteerträgnisse kamen hauptsächlich im ertragreichen verarbeiteten 
Zustand als Sprit oder Stärke, Fleisch oder Milch auf den Markt. 


Die Wintersaaten waren ziemlich gleichmäßig über das Land ver- 
teilt, anders die Sommersaaten, deren Ernte allein Marktbedeutung ge- 
noß. Die Sommersaat überschritt in einigen Kreisen den Anbaudurch- 
schnitt, so in Borissow, Sluzk, Minsk, Witebsk und Orscha, ferner in 
Mogilew und Polozk, in den übrigen Kreisen war sie wenig entwickelt. 
Gerste wurde überdurchschnittlich stark in dem Gebiet um Witebsk, 
Polozk, Borissow, Kalinin, Mogilew und Sluzk angebaut. Polesien er- 
schien als vorzugsweises Anbaugebiet für Gerste und Hafer, außerdem 
für Buchweizen, der jedoch auch in Kalinin und Mogilew reichlich vor- 
kam. Winter- und Sommerweizen hatten eine gewisse Verbreitung nur 
auf den besten Böden gefunden, sie machten nur etwa 4 % der Aussaat- 
fläche aus. Hirse fand sich nur in der Gegend von Mosyr und bei 
Borissow, im übrigen Weißrußland kam sie kaum vor. Die Anpflanzung 
von Bohnen und Erbsen war charakteristisch für den Bezirk Witebsk 
und die Gegend um Borissow. Der wichtigste Marktartikel Weißrußlands 
war die Kartoffel, es bestand die Neigung, ihren Anbau noch immer zu 
vergrößern. Im Norden (Polozk und Witebsk) wurde sie nur im geringen 
Umfang angebaut, Polesien verfügte über die größten Anbauflächen, 
Die Kartoffel fand industrielle Verwertung zur Stärkeherstellung und als 
Futtermittel, Technischen Zwecken diente auch der Anbau von Flachs, im 
Bezirk Minsk und Polesien stand er seit jeher im Wettbewerb mit dem Kar- 
toffelanbau, der Bezirk Witebsk ist geradezu das typische Anbaugebiet. 
Die Ausfuhr von Leinen aus Weißrußland belief sich schon zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts auf 120—150 000 Zentner. Die Neigung des Landes 
zum Anbau von Kartoffeln und Flachs geht auf naturgegebene Bedin- 
gungen zurück. Für den Flachsanbau kamen die vernachlässigten Boden- 
flächen in Frage, die in Weißrußland so zahlreich anzutreffen sind und 
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sich nicht für den Getreideanbau eigneten. Die gutsherrliche Wirtschaft 
befaßte sich nicht mit der unwirtschaftlichen Bearbeitung dieses Öd- 
landes, obwohl die Arbeitskräfte billig waren. Die Bauern nahmen es 
jedoch als für den Anbau von Flachs geeignet in Pacht und so waren die 
Flachskulturen eine ausschließlich bäuerliche Angelegenheit, sie gelan- 
gen am besten im Wechsel mit dem Anbau von Kartoffeln und Brachland. 
Der Witebsker Bezirk stand an erster Stelle in der Aussaat von Flachs, 
erst allmählich hatten sich die Gebiete um Orscha, Mogilew und Kalinin 
hinzugesellt. Abschließend mag folgende Tabelle Auskunft über die in 
1937 erzeugten Mengen der Landwirtschaft geben (in 1000 t): 


багапау, STA TESS КАЛЫУ 
davon Weizen .....,, 1980 
Leinenfasem e 688 
Kartoffen `. 70800 


Bedeutend war auch die Pflege des Weidelandes (Grasland), sie war be- 
sonders in der Gegend um Minsk und Sluzk ausgebildet, aber auch in 
Witebsk, Orscha, Polozk und Kalinin. Die wesentlichsten Weideflächen 
ziehen sich vom Zentrum Weißrußland nach Westen und Osten. In den 
Westgebieten erreichen sie den höchsten Grad, nach Norden nehmen sie 
ab und im Süden bei Mosyr bestand keine Neigung der Bevölkerung zur 
Pflege des Weidelandes. Im Norden hat das Vorhandensein der Eisen- 
bahn einen Umschwung in den Verhältnissen gebracht. Die Gartenwirt- 
schaft, für die die Bauernschaft von jeher ein starkes Interesse zeigte, 
befaßte sich im wesentlichsten mit dem Äpfelanbau, in 1929 bestanden 
65 Obstplantagen und zwar fast ausschließlich in bäuerlichem Besitz. 
Die Anbaufläche betrug über 23 000 Hektar. Als Mangel trat die große 
Anzahl der Sorten auf und es waren Bestrebungen im Gange, die Zahl 
der Sorten zu verringern. Die Früchte wurden sowohl frisch auf den 
Markt gebracht, als auch an Ort und Stelle verarbeitet. Die Ausfuhr von 
Gurtenerzeugnissen aus Weißrußland war seit dem vorigen Jahrhundert 
von durchschnittlich 3000 auf 15000 t jährlich gestiegen, die Haupt- 
absatzgebiete lagen in den Hauptstädten Petersburg und Moskau, ferner 
im Wolgagebiet, in der Ukraine, Polen und Lettland, der Absatz erreichte 
den Wert von etwa 1 Mio Rubel. Der Gemüseanbau hatte im allgemeinen 
keine industrielle Bedeutung, dies war nur bei Minsk und Witebsk der 
Fall. 


Die Viehwirtschaft zeigte überall eine Neigung zur Vermehrung 
der Bestände. Die Anzahl der Stiere und Kühe hatte sich seit den letzten 
20 Jahren gehoben, die Bauernwirtschaft benutzte die Stiere als Zug- 
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kraft. Weißrussisches Vieh ist im allgemeinen wenig produktiv, dies 
aber weniger aus Naturveranlagung, als aus mangelnder Pflege, beson- 
ders im Winter. Die Viehhaltung zielte im Gebiet Mogilew und Minsk 
im wesentlichen auf die Düngererzeugung aus Grobfutter ab, im Norden 
von Minsk und Witebsk überwog dagegen der Zweck der Milcherzeugung, 
da hier die Erzeugnisse Butter und Käse auf dem Eisenbahnwege in die 
größeren Städte gelangen konnten. Groß ist von jeher das Interesse an 
der Schafzucht gewesen, mit ihr war im wesentlichen die Gewinnung 
von Fleisch, Wolle, Schaffellen und Dünger verbunden, Trotz der gerin- 
gen Produktivität ist das Schaf außerordentlich beliebt, um die gering- 
wertigen Weideflächen auszunützen, die sich für die Ernährung von 
Großvieh nicht eignen, 

7. пег Handel. Der Handel Weißrußlands wies einige Besonder- 
heiten auf, von denen zunächst die große Anzahl der Handelsplätze zu 
erwähnen ist. Der Handel fand in den Städten, Flecken und Dörfern 
statt. Besonders die Anzahl der Marktflecken ist beachtlich groß, gerade 
in ihnen fanden sich die Elemente zusammen, die vom Handel lebten. 
In Weißrußland bestanden Vorschriften über die Ansässigkeit der Juden, 
dies bedeutete, daß der Jude nur in den Städten und Flecken, nicht aber 
außerhalb deren Grenzen Handel treiben durfte. Neben dem Handel stand 
ihnen auch das Handwerk offen, Ihr Gewerbe übten sie in Buden aus, 
deren Kleinheit der Bedeutung ihrer Insassen entsprach. 

Eine weitere Besonderheit des alten Weißrußlands waren die 
Jahrmärkte. Städte und Marktflecken hatten von den Fürsten des Landes 
oder von ihren Grundeigentümern Privilegien zur jährlich zwei- bis drei- 
maligen Abhaltung von Jahrmärkten erhalten. Jeder hatte seinen eigenen 
Wirkungskreis, seine Sitten, sein Recht und seine Privilegien. Der Jahr- 
markthandel in den Marktflecken war bedeutend. Die Jahrmärkte waren 
der Austauschplatz für die bäuerlichen Erzeugnisse und die vom Lande 
benötigten industriellen Gegenstände, auch jetzt noch gibt es im Lande 
jährlich mehr als 400 derartiger Märkte. 

Die Höhe des Warenumsatzes ist schwer zu bestimmen. Die Eisen- 
bahnstatistiken geben zwar ein gewisses Bild, jedoch hatte auch der 
Wassertransport und die Beförderung mit Fuhrwerken, die beide stati- 
stisch nicht erfaßt wurden, eine starke Bedeutung für die Güterbewe- 
gung. Auffällig ist, daß die Güterbeförderung auf den Bahnen noch 
immer um ein Viertel hinter dem Jahre 1913 zurückgeblieben war. 

Die Kaufkraft der Bevölkerung hängt von ihren Einnahmen ab; die 
städtische Bevölkerung erzielte sie im wesentlichen aus Löhnen und Ge- 
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hältern, aus Bezügen der Sozialversicherung und für Arbeitslose, ferner 
aus Privathandel, industrieller Beschäftigung, aus freien Berufen und 
dem Handwerk. Die Einnahmen der ländlichen Bevölkerung setzen sich 
aus dem Erlös für die Veräußerung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
zusammen, aus Arbeitslöhnen für die Holzbearbeitung, aus Löhnen für 
Dienst in ländlichen Körperschaften und für die Beförderung von Waren. 
Für das Jahr 1925/26 glaubt man die Summe von 126 Mio Tscherwonez- 
rubel als Einnahme der städtischen Bevölkerung und von 141 Mio als 
Einnahme der ländlichen Bevölkerung haben feststellen zu können, Für 
das Jahr 1937 wird der durchschnittliche Verdienst der Arbeiter und 
Bediensteten (637 200) mit 2482 Rubeln im Jahr angegeben. Der Umsatz 
von industriellen Gütern wurde für das Jahr 1925/26 mit 137 Міо be- 
ziffert, hieran hatte die ländliche Bevölkerung einen Anteil von 48 %. 
Von Bedeutung für diesen hohen Anteil war das Interesse der Bauern- 
schaft für einen verstärkten Ankauf von Wirtschaftsgütern, 42 % der 
Ausgaben entfielen auf den Erwerb von Kleidung und Schuhwerk, 13 % 
auf den Ankauf von Nahrungsmitteln, ohne Spirituosen. Die Kaufkraft 
soll in Weißrußland fünfmal niedriger als in Moskau gewesen sein. 


Der Warenumsatz in den Kreisstädten herrschte vor, auf dem 
Flachlande belief er sich nur auf 10 %. Von insgesamt 19 000 Handels- 
unternehmungen aller Art entfielen 2000 auf Hausierhandel und 8500 
auf den Verkauf in Marktzelten und Buden, Der Handelsapparat hatte 
sich zu 45 % in den Kreisstädten, zu 34% in den kleineren Städten 
zusammengezogen, es kam auf 56 Bewohner der kleinen Städte und 
1580 Bewohner des Flachlandes je eine Unternehmung. Wenn man be- 
denkt, daß die weißrussischen Dörfer nicht groß sind und ein Teil der 
Bevölkerung auf Vorwerken lebt, so wird es erklärlich, daß durchschnitt- 
lich dem ländlichen Handelsunternehmen ein Gebiet von etwa 33 qkm 
zur Verfügung stand. Der Großhandel lag vorzugsweise in den Händen 
der Syndikate und Truste, dabei handelt es sich beispielsweise um das 
Ledersyndikat, Metall-, Petroleum-, Zucker-, Salz-, Tabak- und das Textil- 
syndikat. 


8 Außenhandel. Der Anteil Weißrußlands am Export des 
früheren Rußland belief sich auf 3%, er bestand aus landwirtschaft- 
lichen Gütern (18 Mio КЫ.) und aus Holzmaterialien (15 Mio Rbl.), 
Holz (Balken und Bretter) wurde im wesentlichen nach Memel, Königs- 
berg und Danzig verfrachtet, an sonstigen Gütern gingen ferner Leinen, 
Leinsaat und Hanf ins Ausland. Diese Güter wurden in Witebsk, Polozk 
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und Mogilew als Sammelpunkten zusammengezogen. Beachtlich war 
auch die Ausfuhr von Terpentin, Pech, Birkenteer, Butter, Fellen, 
Borsten, Pferdehaaren, Eiern und Geflügel, ferner auch von Streich- 
hölzern und Sprit. Empfangsländer waren Deutschland, Ungarn, Rumä- 
nien, Türkei u. a. т. Die Einfuhrgüter sind schwer festzustellen, da sie 
zum größten Teil über großrussische Firmen liefen, jedenfalls aber han- 
delte es sich in der Mehrzahl um Fertig- und Halbfabrikate (Maschinen, 
Fayencewaren und Galanteriewaren). Die Ausfuhr Weißrußlands nach 
anderen russischen Landesteilen belief sich auf 51 Mio Rbl. im Jahre, 
die Einfuhr von dort auf rund 44 Mio, so daß ein Aktivposten von 6 bis 
7 Mio КЫ übrigblieb. Eine Unterteilung gibt folgendes Bild: 


Ausfuhr Einfuhr 
Erzeugnisse der Holzwirtschaft. . . . . . . 29,4 Mio КЫ. 0,5 Mio Rbl. 
Lebensmittelprodukte . . . a OA det As o 10, » 
Erzeugnisse der Landwirtschaft, ch dÉ, Кей, ДД ei й 27,7 » 


Erzeugnisse der Bergindustrie . . . . . . . 28 „ D 102 „ 


Die Ausfuhr nahm folgende Richtung (in Mio Rbl.): 
Ausfuhr (Einfuhr) 


Häfen der Ostes s + ш а kt 45 
trockene Grenzen . . . КУРЕ а: 1,0 
Häfen des Asowschen und Ee en, 17,0 

23,1 


Der Handel mit benachbarten, früher russischen Landesteilen stellte 
sich folgendermaßen: 
Ausfuhr Einfuhr 


Poleni ы» bh re ee 98 
Estland und Lettland. О EE uh 0,3 
ү у о е E: 10 
Kleer Eu И ео ОШ) 0,0 

8,6 UA 


In die Grenzen der jetzigen RSFSR mit Transkaukasien und Turkestan 
liefen Güter im Werte von 95 Mio Rbl., der Wert der von dort eintreffen- 
den Waren stellte sich auf 17,3 Mio Rbl., die entsprechenden Zahlen für 
den Verkehr mit der Ukraine stellten sich auf 11,4 und 9,5 Mio. Stark 
war der Versand nach Leningrad und Moskau, sowie nach Jekaterinoslaw 
und Kiew. In die RSFSR gingen aus Weißrußland Bijouteriewaren und 
Nahrungsmittel, Holzgegenstände und Metalle, von dort kamen nach 
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Weißrußland Manufakturwaren, Lebensmittel, Beleuchtungsgegenstände, 
Kerzen und Seife. Nach der Ukraine wurden Holzgegenstände, Halb- 
fabrikate, Mineralien und Gegenstände des Gartenbaues versandt, in der 
Gegenrichtung kam hauptsächlich Getreide herein. Polen kaufte Halb- 
fertigfabrikate, Lebensmittel und Rohstoffe und sandte seinerseits Manu- 
fakturwaren, Metallgegenstände, Bijouteriewaren und Nahrungsmittel. 
Die Erzeugnisse der Holzindustrie, Zündhölzer, Papierwaren, Produkte 
des Gartenbaues und Spiritus hatten einen sehr breiten Markt, selbst der 
Ural, Kaukasien und Persien befanden sich unter den ständigen Absatz- 
gebieten, 

Über die neueren Verhältnisse wird gesagt, daß sie sich an die ge- 
schilderten früheren Beziehungen anlehnten und daß die gleichen Güter 
für die Ausfuhr in Frage kamen. Die Statistik gebe über sie keine er- 
schöpfende Antwort, man sei auf die Angaben der staatlichen Ausfuhr- 
organisationen Gostorgbel (Weißrussischer Staatshandel) und die Holz- 
truste Lessbel (Weißruss. Holztrust) und Dwinoless (Dwinaholz) ange- 
wiesen, deren Güter aber keineswegs vollzählig ins Ausland gegangen 
sind. Immerhin könne annähernd gesagt werden, daß z. B. 1925/1926 
Holz im Werte von 2,5 Mio КЫ. und übrige Güter im Wert von 3 Mio КЫ. 
ins Ausland geliefert seien. 


Aus dem Handel Weißrußlands mit anderen Teilen der UdSSR ist 
zu erwähnen, daß nach wie vor Holz bis in entfernte Landesteile ab- 
gesetzt wurde, Lebensmittelerzeugnisse dagegen vorzugsweise in die be- 
nachbarten Gebiete gelangten. An Gütern, die in Weißrußland selbst 
nicht vorkommen, wurden Manufakturwaren, Roheisen, Eisenteile und 
Steinkohlen eingeführt, 


9. Verkehr. Eisenbahnen. Die Darstellung der weiß- 
russischen Wirtschaftslage zeigt, daß der Eigenverkehr des Landes 
dem Eisenbahnwesen keine übermäßigen Aufgaben stellte, wie sie 
in ausgesprochenen Industrielandesteilen, z. B. im Donezbecken, be- 
wältigt werden müssen. Die Gesamtlage und die Art der Bahnhofs- 
anlagen läßt die Eigenart des Landes als Durchgangsland zwischen den 
beiden sowjetischen Hauptstädten Moskau und Leningrad und West- 
europa erkennen, die polnischen Provinzen hatten für das alte Rußland 
auch große strategische Bedeutung. Das von Flüssen und Sümpfen 
durchzogene Land setzte der Anlage von Eisenbahnen und großen Land- 
straßen Schwierigkeiten entgegen. 
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Die Eisenbahnen Weißrußlands gehörten zu den vier Bahn- 
systemen der 
Moskau-Baltisch-Weißrussischen Bahn mit 1003 km 


MATENEE EE, Жалыныч. АЙНА, 
Nordwertbahn aei ыл ao a. EH 
Südwestbahn „у, era Tenir 69 km 
Bahnen im Kreis Соте! und Retschiza . . 255 km 

2515 km 


Auf 100 акт Landesfläche kamen 2 km an Eisenbahnen und auf 10 000 
Einwohner 5,3 km, die Streckendichte war etwas größer als im Gesamt- 
durchschnitt der Sowjetunion. Es wird hervorgehoben, daß ein solches 
Netz selbst für die einfachen Wirtschaftsverhältnisse Weißrußlands 
nicht genügen konnte, ein Neubauplan sah den Bau der Linien 

Roslawl—Mogilew—Ossipowitschi 

Lepel—Witebsk—Sytschewka 

Nowobeliza—Priluki 
vor, die Bauten sind teilweise durchgeführt. Die Anlagen und Beförde- 
rungsmittel der verschiedenen Bahnen weisen keine Unterschiede auf, 
sind in ihrer Gesamtheit überall verwendbar und entsprechen den nor- 
malen Bauweisen der SSSR. Der Bestand an Betriebsmaterial wurde be- 
reits vor Jahren von der Akademie der Wissenschaften in Minsk weder 
für den normalen Verkehr noch für den wachsenden Bedarf als aus- 
reichend beurteilt, der seit einiger Zeit bei den starken Güteranfuhren 
auf den Bahnhöfen beobachtet wurde. Trotzdem waren 1926 erst 70 % 
des Vorkriegsempfangs und 76 % des damaligen Versandes erreicht, Im 
Zusammenhang hiermit werden die Schwierigkeiten aus dem ungenügen- 
den Wagenbestand, aus dem zu langen Stillstand der beladenen Güter- 
wagen auf Unterwegsbahnhöfen und aus den schwer zu überwindenden 
Folgen der Störungen des Bürgerkrieges hervorgehoben. Im Bereich des 
Bisenbahnnetzes Weißrußlands wurden etwas über 20 000 Bedienstete 
beschäftigt. 


Die Literatur begnügt sich mit diesen wenigen Ausführungen über 
das Eisenbahnwesen in Weißrußland, eingehendere Veröffentlichungen 
waren selbst in den Bibliotheken der Stadt Minsk nicht aufzufinden. 


Wasserwege, Weißrussisches Gebiet durchqueren 10791 km 
Flüsse (Seen) und Kanäle, von denen 6728 km flößbar, 1666 km schiffbar 
sind. Diese Wasserwege gehören mit 7324 km zum Flußsystem des 
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Dnjepr, mit 3133 km zur Düna und 334 km zum Njemen und wurden ein- 
geteilt in Wassermagistralen und Wasserwege örtlicher Bedeutung. Zu 
den ersteren gehören der Dnjepr und die Westliche Dwina (Düna) ein- 
schließlich ihrer Verbindung durch das Beresinasystem und den 
Lutschesso-Orscha-Kanal, ferner der Dnjepr-Pripjet-Weg mit seinem 
Zugang zur Weichsel (Bug-Dnjepr-Kanal) und endlich der Njemen. Zur 
zweiten Art rechneten sich Sosch u. a. Die Bedeutung dieser Verkehrs- 
wege ist für das Land tatsächlich groß, sie stehen mit den Bahnen 
gleichwertig, wenn nicht mehr, im Mittelpunkt der heimischen Wirtschaft 
und stellen ein billiges und für die aufkommenden Güterarten auch ge- 
eignetes Verkehrsmittel dar, handelt es sich doch um den Transport der 
Holzrohstoffe zur ersten Bearbeitung. Eine Güterbewegungsstatistik ist 
nur aus dem Jahr 1926 bekannt (die Verhältnisse hatten sich indes nicht 
geändert), danach wurden auf dem Wasserwege nicht weniger als 1,5 Mio 
cbm Holz dem Markt, der Industrie und der Bevölkerung zugeführt. Die 
billige und bei der Dieke der Holzstämme geeignete Wasserbeförderung 
für Holz ist konkurrenzlos, und das ist der Grund für die Inanspruch- 
nahme der Wasserwege nicht nur für den inneren Verkehr, sondern auch 
für den Export; man kann beobachten, daß die Baumstämme beim Fällen 
unmittelbar in das Wasser sinken. Auch für die Landwirtschaft hat die 
Wasserbeförderung ihrer Massengüter eine nicht zu verkennende Bedeu- 
tung; seit altersher waren die Wasserwege die Hauptbeförderungsart für 
Brot, Salz, Zucker usw. Hauptsächlich an ihnen entwickelte sich die In- 
dustrie, weiter führte dann das städtische Leben an Orten wie 
Borissow, Bobruisk, Retschiza, Gomel und Orscha zur Entwicklung der 
Dampfschiffahrt, die die Verbindung mit dem Hinterlande schuf, Ein 
bekanntes Beispiel war die Einrichtung’ der Schiffahrt zwischen Gomel 
und dem nördlich gelegenen Wetka. 


Die Tiefe der Wasserwege litt stark unter ihrer Vernachlässigung 
im Bürgerkriege, die Tiefe des Beresinasystems betrug rund 1 m, des 
Lepelkanals zwischen Düna und Beresina 60—70 cm, auf dem Bereschta- 
See nur 10—12 em. Die Tiefe der Düna zwischen Witebsk und Welisch 
gestattete mit 35—40 cm einen Verkehr mit den ortsüblichen Fahrzeugen, 
Zur Zeit ist die Lage во, daß die Strecken Gomel—Kiew und Mosyr— 
Pripjetmündung eine Tiefe von 90 cm, die Düna und das Beresinasystem 
von 70 ст aufweisen. Hindernisse bilden hier auch die zahlreichen 
strategischen Brücken und die Versommerung. So erscheint es erklärlich, 
daß die Schiffe im Durchschnitt nur zu 40 % ausgelastet werden konnten, 
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Die Flößerei auf den kleineren Flußläufen wird durch die zahlreichen 
Mühlenanlagen unterbrochen und behindert. Dieser Zustand der Flüsse 
erforderte umfangreiche Arbeiten, die seit dem Jahr 1925 hauptsächlich 
an der Beresina und seinem Flußsystem, an der Dwina, Pripjet und 
Sosch vorgenommen sind. 


Die Flotte stand im Eigentum der staatlichen Schiffahrt, der Wirt- 
schaftsorganisationen und einiger Privatbesitzer. Der Personenverkehr 
hatte sich seit Inangriffnahme der Arbeiten an den Wasserläufen ge- 
hoben, es wurden auf dem Oberen Dnjepr in 1926 insgesamt 54 000 Rei- 
sende, auf der Düna und seinem Flußsystem 35 397 Reisende befördert. 


Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die Wasserwege trotz 
ihrer Bedeutung recht vernachlässigt waren; wie weit Maßnahmen zur 
Besserung der Verhältnisse durchgeführt sind, ist unbekannt. Sie ge- 
winnen aber insofern an Bedeutung für den Zukunftverkehr, als nach 
Beendigung der Dnjeprostroibauten in der Ukraine ein durchgehender 
Wasserweg („Schlagader des Verkehrs“) den Verkehr zwischen dem 
Schwarzen Meer und Dnjepr (Kanal) und Düna nach der Ostsee auf- 
nehmen sollte. Daher. war die Notwendigkeit zum Ausbau des oberen 
Dnjepr für die Dampfschiffahrt zwischen Schlobin—Mogilew—Orscha— 
Smolensk, der gleichzeitig Meliorationszwecken und der Gewinnung elek- 
trischer Kraft dienen sollte, als erstrangig anerkannt. Ferner stand der 
Gedanke der Heranführung von Kanälen zu den Bahnhöfen der Eisen- 
bahnen im Vordergrund. 


Landstraßenverkehr. Die Straßen Weißrußlands wurden 
von der Weißrussischen Kreisverwaltung des Volkskommissariats für 
Verkehrswesen (VfVW) und von der Straßenabteilung des Volkskommis- 
sariats für innere Angelegenheiten verwaltet. Die von ersterer Stelle 
betreuten Staatswege hatten eine Ausdehnung von 987 km Chausseen und 
3419 km sog. „Grundwegen“. Die übrigen Wege belaufen sich auf eine 
Länge von 99000 km, trotzdem ist das Netz nicht ausreichend. Die 
breiten Landwege führen durch die Ortschaften, oft findet man Kanäle 
an sie herangeführt, Die großen Trakte führten von Moskau und Peters- 
burg nach Polen und in die Ukraine, sie haben jetzt aber viel von ihrer 
einstigen Bedeutung eingebüßt. Der Zustand der vom V{VW verwalteten 
Straßen wird gekennzeichnet dureh eine durchschnittlich 17,5 ст starke 
Steindecke, die aber nur zum Teil vorhanden ist, im allgemeinen ist sie 
schwächer, Die sogenannten Grundwege sind für Automobile befahrbar, 
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für eine Belastung bis zu 7 t sind jedoch nur 0,8 % vorgesehen, 15 % für 
5t und 71 % für weniger als 4 t, der Rest ist für Automobile unbefahrbar. 


Die Kreisstraßen haben die Eigenart, daß sie auf je einem Kilo- 
meter eine Brücke mit einer Länge von durchschnittlich 7,13 m aufweisen. 
Da sie meist durch sumpfiges Gelände führen, sind Bau und Unterhal- 
tung teuer und schwierig. Die Landwege befinden sich noch in ihrem ur- 
sprünglichen Zustand. Eine gut brauchbare Autobahn führt von Minsk 
über Orscha nach Smolensk und Moskau. 


10. Der Westbezirk der RSFSR. Unter dem Westbezirk 
im engeren Sinne verstand man bis 1926 die drei Gouvernements Smo- 
lensk, Gomel und Brjansk, inzwischen ist er zwischen Weißrußland und 
den Gouvernements Moskau und Twer aufgeteilt. Sein jetziges Gebiet 
in den neuen Grenzen beläuft sich auf 97 000 qkm mit einer Bevölkerung 
von 4 279 000 Personen, d. h. 44 Einwohner auf einen qkm. 


Der Westbezirk besteht aus einer Hochebene, die das Quellgebiet 
für 4 große Flüsse, Welikaja, Wolga, Dnjepr und Düna, abgibt. Das 
Klima ist streng kontinental, die Jahresniederschlagsmenge beläuft sich 
auf 500—600 mm. Die Bodenverhältnisse sind denen Weißrußlands 
ähnlich, nur der Süden und die Grenze nach Tschernigow reichen in den 
Bezirk der Schwarzen Erde hinein. Im Gouvernement Brjansk finden 
sich Eisenerze, in Smolensk und Brjansk auch Phosphorite; groß ist der 
Reichtum an Torf (900 000 ha). 


1,5 Mio ha oder 26 % des Gebiets sind im Gouvernement Smolensk 
und 1,1 Mio ha oder 38 % des Gouvernements Brjansk mit Wald be- 
standen. 86 % der wertmäßigen Erzeugung entstammte der Landwirt- 
schaft, 14 % der Industrie. Die Kleinindustrie bestand aus über 50 000 
Unternehmungen mit nur 73 000 bis 74 000 Beschäftigten und befaßte 
sich in der Hauptsache mit der Herstellung von Kleidungsstücken und 
Schuhen sowie mit der Holz- und Lebensmittelbearbeitung. Da das Land 
wenig Städte kennt, trug auch die Industrie ländlichen Charakter, Die 
Großindustrie zerfiel in die Brjansker Werke, das Textilgebiet von Klinzy 
(zwischen Brjansk und Gomel) und das Malzewsker Kombinat. Alle an- 
deren Unternehmungen hatten örtliche Bedeutung. Den ersten Platz 
nahm die Textilindustrie ein, die Wolle und Baumwolle verarbeitete, an 
zweiter Stelle folgte die Metallverarbeitung, Die Rohstoffe entstammten 
nicht dem eigenen Lande, sondern mußten eingeführt werden. In der 
Industrie waren nach einer Zählung aus dem Jahr 1925 nur etwa 11000 
Arbeiter (2,4 % der Bevölkerung) beschäftigt gewesen. Die geogra- 

An 
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phische Lage des Landes kennzeichnet sich als Übergangsraum zum zen- 
tralen Industriebezirk. Die Landwirtschaft zeigt Neigung zur Viehhal- 
tung zwecks Fleischerzeugung'. 


Literatur; 

Belarus (Weißrußland), Minsk 1924. 

Ignatowski, Belarussija, Minsk 1925. 

Archangelski, Das vergrößerte Weißrußland, Minsk 1927. 

Belarussija, Moskau-Leningrad 1928. 

Ekonomitscheskaja Geografia SSSR, Moskwa 1928 (Wirtschuftsgeographie 
der SSSR, der Westrayon). 

Osnowye itogi raswitija narodnogo chosaistwa BCCR 1939 (Hauptziffern 
der Entwicklung der Volkswirtschaft Weißrußlands). 


1 Das westlich an Weißrußland anschließende Gebiet (Brest, Bialystok, 
Grodno, Wilna, Lida, Pinsk) ist ausführlich von Schneider, „Abhandlung über die 
Lage der Industrie im westlichen Weißrußland“ Minsk (Akademie der Wissen- 
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Neuordnung des spanischen Eisenbahnwesens. 


Von 
Geh. Regierungsrat Wernekke in Berlin. 


Der Zustand des spanischen Eisenbahnwesens, wie er bis vor kur- 
zem bestand, bei dem zwei Drittel der Eisenbahnen zu großen Verbän- 
den, zu drei großen Netzen, zusammengefaßt waren, war das Ergebnis 
einer Entwicklung, wie sie sich auch bei den Eisenbahnen anderer Län- 
der abgespielt hat. Die großen Gruppen sind durch den Zusammen- 
schluß kleinerer Gesellschaftsnetze entstanden, daneben sind aber in 
Spanien eine ganze Anzahl Eisenbahnen als kleinere selbständige Unter- 
nehmen bestehen geblieben. Neuerdings hat ein Gesetz vom 24. Januar 
1941 die Verstaatlichung der Breitspurbahnen und den Zusammenschluß 
der Schmalspurbahnen, also eine weitgehende Vereinheitlichung des 
Eisenbahnwesens, angeordnet. Ehe auf dieses Gesetz eingegangen wird, 
sei ein Rückblick auf die Vergangenheit geworfen. 


Die beiden ältesten von den eben erwähnten Eisenbahngesellschaf- 
ten sind die Madrid, Zaragoza & Alicante-Eisenbahn und die Spanische 
Nord-Eisenbahn. Die Madrid, Zaragoza & Alicante-Bisenbahn, allgemein 
MZA abgekürzt — wegen dieser Abkürzung sei nachstehend die spanische 
Schreibweise Zaragoza statt der in Deutschland üblichen Saragossa bei- 
behalten —, wurde im Jahre 1857 gegründet und übernahm damals die 
bis dahin selbständigen Eisenbahnen Madrid Zaragoza, Madrid—Al- 
mansa und Almansa—Alicante. Später, zwischen 1875 und 1891, erwarb 
sie die Eisenbahnen Cordoba—Sevilla, Sevilla—Huelva, Madrid— Ciudad 
Real und Madrid—Badajoz, ferner Puertollana—Cordoba, Madrid—Se- 
villa—Aranjuez—Cuenca und Valladolid—Ariza; damit dehnte sie ihr 
Netz im wesentlichen auf den südlich von Madrid gelegenen Teil von 
Spanien, mit der Verbindung nach Valladolid aber auch nach Norden aus. 
Im Jahre 1898 rundete die MZA-Eisenbahn ihr Netz durch den Erwerb 
der Katalonischen Eisenbahnen ab. 


Neuordnung des spanischen Eisenbahnwesens. 


Die Spanische Nord-Eisenbahn besteht sei 1858, Ihre Stammbahn 
ist die Eisenbahn Madrid—Irun, also die Verbindung mit Frankreich. Sie 
erwarb zwischen 1878 und 1891 die Eisenbahnen Barcelona—Zaragoza- 
Pamplona, ferner Eisenbahnen in Asturien, Galicien und Leon, die Eisen- 
bahn Almansa—Valencia— Tarragona und die Aktien der Aragonischen 
Eisenbahn, die sie aber als selbständiges Unternehmen betrieb. Ihr Ver- 
kehrsgebiet dehnte sich also erheblich weiter aus, als ihr Name sagt. Im 
‚Jahre 1934 schloß die Spanische Nord-Bisenbahn eine Betriebsgemein- 
schaft mit der MZA-Eisenbahn; beide Gesellschaften unterhalten eine 
gemeinsame Forschungsstelle. 


Das dritte Großunternehmen im spanischen Eisenbahnwesen, die 
Andalusische Eisenbahngesellschaft, wurde zwar schon 1869 gegründet, 
nahm aber den Betrieb erst im Jahre 1877 durch den Erwerb der Eisen- 
bahn Utrera—Morun—Osuna auf. Ende der siebziger Jahre schloß sie 
sich mit den Eisenbahnen Sevilla—Jerez—Cordoba und Cordoba—Ma- 
laga—Granada zusammen und erwarb später die Eisenbahnen Ecija— 
Cordoba und Puente Genil—Linares. Sie erbaute die Strecke Alicante— 
Murcia und übernahm weiter die Eisenbahnen Bobadilla—Algeciras, Li- 
nares—Almeria und Mozeda—Granada. Ihr Verkehrsgebiet liegt also im 
Südwesten des Landes, es fehlt ihr aber eine eigene Verbindung mit 
Madrid, die jedoch dadurch hergestellt ist, daß sie in Baeza an das Netz 
der MZA-Eisenbahn anschließt. Die Andalusische Eisenbahn ist von 
Staats wegen mit der Staats-West-Eisenbahn vereinigt worden, die 1928 
aus der Eisenbahn Madrid—Caceres—Portugiesische Grenze und der 
alten West-Eisenbahn, der die Strecke Plaseneia—Astorga gehörte, ge- 
schaffen wurde. In die Staats-West-Eisenbahn wurden auch die Eisen- 
bahnen Medina— Zamora, Orense—Vigo, Medina—Salamanca—Grenze, 
Avila—Salamanca eingegliedert. Von Medina bis Villar Formoso an der 
Grenze gegen Portugal befährt der Süd-Expreß Paris—Lissabon die 
Gleise der West-Eisenbahn, und zu ihrem Netz gehört auch der spanische 
Teil der Verbindung Madrid—Lissabon. 


Mit der Staats-West-Eisenbahn, die ebenso wie die anderen bisher 
genannten Eisenbahnen die spanische Breitspur von 1,076 m hat, wurde 
der Anfang einer Gruppenbildung der spanischen Eisenbahnen unter Lei- 
tung des Staates gemacht. Außerdem werden noch einige kleinere Eisen- 
bahnen, etwa 20 an der Zahl, von Staats wegen betrieben; sie sind zu- 
sammen 858 km lang, wovon 188 km Meterspur, die übrigen Breitspur 
haben. 
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Die vorstehend genannten und die zahlreichen kleineren spanischen 
Eisenbahnen bilden insgesamt ein Netz von 17 006 km Länge, dessen Glie- 
derung aus der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlich ist. 


Spanische Nord-Eisenbahn . , . . . 2894 km 
MZA-Eisenbahn .....,...... 86711 km 
Andalusische und Staats-West-) 3228 km 
zusammen . . . 10728 km 

Andere Breitspurbahnen . 1714 km 
12437 km 

Schmalspurbahnen . » 2 2 2.2.2.2... 4569 km 
insgesamt . . . 17006 km 


Ein Netz von 14. 17 000 km Länge bei einer Fläche Spaniens von 
503 075 km, auf der allerdings nur 29,8 Mio Einwohner leben, ist nicht 
viel, Man bedenke, daß im deutschen Altreich auf einer Fläche von 
470 692 km? 55 109 km Eisenbahnen bestehen. In Spanien kommen auf 
100 km? 3,4 km Eisenbahnen, in Deutschland dagegen 11,7 km, und Spanien 
ist damit das Land Europas mit dem dünnsten Eisenbahnnetz. Aller- 
dings wohnen im deutschen Altreich bei 66 Mio Einwohnern auf 1 Кш? 
140 Menschen, in Spanien aber nur 47; Spanien ist also sehr dünn be- 
völkert, und infolgedessen kommen dort auf 1000 Einwohner immerhin 
0,71 km Eisenbahnen gegen die nur wenig höhere Zahl von 0,5: km in 
Deutschland. 


Spanien hat nur unbedeutende Industrie, was im Zusammenhang 
mit den vorstehend angegebenen Zahlenverhältnissen der Grund dafür 
ist, daß seine Eisenbahnen schon lange wirtschaftlich wenig günstig 
dagestanden haben. Dazu beigetragen haben mag die Oberflächengestalt 
des Landes, von dessen Fläche drei Fünftel Hochland sind und ein 
Drittel höher als 1000 m liegt. Dem Eisenbahnbau stellten sich infolge- 
dessen Hindernisse in den Weg, deren Überwindung Geld gekostet hat, 
und die Eisenbahnen sind reich an Krümmungen und Steigungen, die 
den Betrieb erschweren. Als Beispiel für die Linienführung sei nur er- 
wähnt, daß die Entfernung Madrid—Irun 642 km beträgt, daß die vir- 
tuelle Länge aber 1324 km ist. Die Eisenbahnen drängen sich an den 
Küsten zusammen, während im Inneren des Landes das Eisenbahnnetz 
dünner ist, wenn auch von Madrid nach allen Richtungen Eisenbahnen 
ausstrahlen. 


Am Weltkrieg 1914/1918 war Spanien zwar nicht tätig beteiligt, 
aber Schädigungen blieben seinem Eisenbahnverkehr auch nicht erspart, 
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und seine Eisenbahnen gerieten nach dem Kriege in schwere wirtschaft- 
liche Not; sie konnten ihren Betrieb nur mit Unterstützung durch den 
Staat aufrechterhalten. Die Militärherrschaft unter Primo de Rivera, 
1923 einsetzend, nahm sich der Bisenbahnfrage mit Eifer an. Ein noch 
zu besprechendes Gesetz von 1924 sollte eine Neuordnung einleiten, da- 
mit aber nur den Übergang zu einer endgültigen Ordnung bringen, die 
nunmehr das schon erwähnte Gesetz von 1941 schaffen soll. Vorher aber 
brachte der 1936 ausgebrochene Bürgerkrieg schwere Erschütterungen 
für das ganze Land und damit natürlich auch für seine Eisenbahnen. 
Das Ergebnis war unter anderem, daß von 2917 Lokomotiven, die im 
Jahre 1936 den Lokomotivpark der spanischen Eisenbahnen gebildet 
hatten, nach dem Bürgerkrieg nur noch 1158 vorhanden waren; der 
Güterwagenpark war von 74 260 auf 50 130 Einheiten zusammengeschmol- 
zen, die Zahl der Personenwagen von 3896 auf 1503 zurückgegangen. 

Auch sonst wurden die spanischen Eisenbahnen vom Bürgerkrieg 
schwer betroffen. Die Netze der Spanischen Nord- und der MZA-Eisen- 
bahn liegen so, daß sie zum Teil in das Gebiet der Roten und in das 
der nationalen Regierung fielen. Die Teile zwischen Madrid und Katalo- 
nien und diejenigen im Süden gerieten zunächst in die Hände der Ar- 
beiterräte und wurden dann verstaatlicht oder militarisiert, während die 
Eisenbahnen im Gebiete Francos ihren Betrieb unter der Leitung ihrer 
eigenen Verwaltung fortsetzten und sogar vermehrten Verkehr zu be- 
wältigen hatten. 

Zu den schweren Kriegsschäden, die die spanischen Eisenbahnen 
durch den Bürgerkrieg erlitten haben, gehörte z.B. die gänzliche Zer- 
störung einer großen Brücke, die die Hauptstrecke der MZA-Eisenbahn 
über die Mündung des Llobregat überführt. Auf der Spanischen Nord- 
Eisenbahn waren zwischen Lerida und Barcelona 50 Brücken und Durch- 
lüsse gesprengt. Die Roten hatten von ihren Genossen in Rußland ge- 
lernt, wie man gründliche Zerstörungen anrichtet, aber in Zusammen- 
arbeit von Eisenbahn, Ministerium der öffentlichen Arbeiten und Heer 
wurden die Instandsetzungen zum Teil in erstaunlich kurzer Zeit aus- , 
geführt; einige von ihnen haben allerdings auch längere Zeit in An- 
spruch genommen, so z. B. da, wo die Gründungen von Brücken gesprengt 
waren, und bei drei Brücken für Straße und Eisenbahn bei Igualada, die 
diese Verkehrswege in 18 m Höhe überführten. Die Zerstörung einer 
Talbrücke bei Port Bou an der französischen Grenze war lediglich ein 
Ausfluß der Roheit der Roten, da sie keinen militärischen Zweck hatte. 

Wenige Tage nach der Besetzung von Barcelona am 7. Februar 1939 
war die Verbindung dieser Stadt mit dem Inneren von Spanien her- 
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gestellt, und etwa 40 Züge fuhren nach verschiedenen Richtungen ab. 
In der Eisenbahnwerkstatt von Barcelona, wo die Roten 300 Lokomotiven 
und 4500 Wagen in instandsetzungsbedürftigem Zustand zurückgelassen 
hatten, herrschte alsbald wieder voller Betrieb. Die Eisenbahnwerkstätten 
waren zum Teil während des Krieges zu Munitionsfabriken umgewandelt 
worden, worunter natürlich die Unterhaltung der Eisenbahnbetriebsmittel 
gelitten hatte. 

Am 28. März 1939 zogen die Truppen Francos in Madrid ein, womit 
das Ende des Bürgerkriegs eingeleitet wurde. Im Süden wurde schnell 
die Ordnung wieder hergestellt. Am 30. März wurden Valencia, Alicante 
und Almeria besetzt, weitere Städte im Binnenlande folgten in der näch- 
sten Zeit. Die Eisenbahnen in der Umgebung von Madrid hatten weniger 
Schäden aufzuweisen als diejenigen in der Richtung auf Barcelona. Viele 
Bahnhöfe waren vermint; so lagen auf der Strecke Madrid—Guadalajara 
95 Minen, die noch nicht abgefeuert waren, Von den ersten Tagen im 
April ging wieder ein regelmäßiger durchgehender Zugverkehr auf der 
Strecke nach Sevilla vor sich, wo vorher zwei Jahre lang kein durch- 
gehender Personenzug gefahren war. Auch nach Barcelona, San Se- 
bastian und Bilbao fuhren wieder Eisenbahnzüge. Am 1. April lief der 
erste Zug von Zaragoza in Madrid ein, der 70 Wagen mit Lebensmitteln 
brachte, am 11. April folgten 25 Kohlenzüge aus Asturien, und täglich 
brachte die Eisenbahn Fleisch und Fische nach Madrid. Der Eisenbahn- 
betrieb ging da, wo er in den Händen des Heeres gewesen war, wieder 
an die Eisenbahngesellschaften über. Auf den Hauptstrecken Madrid- 
Barcelona und Madrid—Sevilla verkehrte allerdings in der ersten Zeit 
nur ein täglicher Postzug, vom 5. Mai an wurden wieder Schnellzüge 
in Verkehr gesetzt, denen auch wieder Speise- und Schlafwagen bei- 
gegeben wurden, Die erwähnte Brücke bei Port Bou wurde wieder her- 
gestellt, und vom 11. Mai an war die Strecke Port Bou—Cerböre wieder 
befahrbar. 

Die Instandsetzung der Lokomotiven und Wagen wurde tatkräftig 
in die Hand genommen, ebenso die Einstellung neuer Wagen, Bis Januar 
1940 waren schon 2500 neue Güterwagen, dazu noch eine Anzahl Wagen 
für Sonderzwecke, beschafft. 250 Lokomotiven waren bereits ausge- 
bessert, und der Neubau war im Gang. Zehn neue Lokomotiven waren 
bereits fertiggestellt. Sie waren mit 116 t Gewicht und 3000 PS die 
stärksten der spanischen Eisenbahnen und können eine Stundenge- 
schwindigkeit von 110 km entwickeln. Aus Frankreich kamen 470 Wagen 
zurück, die die Roten bei ihrem Rückzug dorthin verschleppt hatten. 
Der Mangel an Betriebsmitteln gab Anlaß zu Arbeitslosigkeit, der nicht 
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leicht abzuhelfen war. Nur die Hälfte der nach Beendigung des Bür- 
gerkriegs fehlenden 20 000 Güterwagen konnte durch Instandsetzung be- 
schädigter Wagen ersetzt werden, für die andere Hälfte mußten neue 
Wagen eingestellt werden. Die spanischen Eisenbahnwerkstätten und 
Wagenfabriken, die zu diesem Zweck erweitert wurden, können in zwei 
Jahren etwa 5000 bis 6000 Wagen liefern, der Rest mußte aus Portugal 
und anderen Ländern beschafft werden, doch haben nur die portugiesi- 
schen Eisenbahnen die spanische Spur, so daß nur diese Wagen zur 
Aushilfe liefern konnten, Erschwert wurde die Beschaffung von Eisen- 
bahnbedarf im Auslande dadurch, daß Spanien nur in sehr beschränk- 
tem Maße imstande war, Bezahlungen im Auslande zu leisten. Eine Er- 
leichterung wird der Übergang zum elektrischen Betrieb bei der Spani- 
schen Nordbahn bringen, wodurch 80 Lokomotiven, darunter solche für 
Schnellzüge, frei werden, was für Ende 1941 erwartet wurde. 


Ebenso wie die Ergänzung des Betriebsmittelparks wurden auch 
die Instandsetzung und Erneuerung der Gleisanlagen tatkräftig geför- 
dert; dasselbe galt von der Instandsetzung der Brücken. 

Die spanischen Eisenbahnen hatten vor dem Bürgerkrieg schon 
einen lebhaften Triebwagenverkehr entwickelt und waren damit dem 
Beispiel anderer Länder gefolgt. Die ersten Triebwagen waren im Jahre 
1926 beschafft worden, es dauerte aber noch bis 1932, ehe sie in größe- 
rem Umfang eingesetzt wurden. Bei Ausbruch des Krieges besaß die 
Spanische Nord-Eisenbahn 37 Triebwagen, wozu während des Krieges 
noch sechs hinzukamen, die aber an die rote Regierung geliefert wurden. 
Bei der MZA-Eisenbahn waren bei Ausbruch des Krieges 14 Triebwagen 
vorhanden, die ebenso wie diejenigen der Nord-Eisenbahn zum großen 
Teil in die Hände der Roten fielen. Einige von diesen Wagen, die in dem 
von den Franco-Truppen besetzten Teil von Spanien verblieben waren, 
taten während des Krieges Dienst auf der Strecke Valladolid— Zaragoza, 
aber im ganzen erlitt der Triebwagenverkehr durch den Bürgerkrieg 
einen schweren Rückschlag. Die von den Roten benutzten Wagen waren 
nach seiner Beendigung in sehr schlechtem Zustand, sie wurden aber 
alsbald wieder vorgerichtet und in Dienst gestellt. Zum Teil wurden 
sie im Fernverkehr eingesetzt, so zwischen Calatayud und Zaragoza, 
eine Entfernung von 208 km, zwischen Barcelona und Reus, eine Ent- 
fernung von 105 km, und sogar zwischen Madrid und Barcelona, wo die 
Fahrt über 685 km geht, verkehrten Triebwagen, 

Zur weiteren Beschaffung von Triebwagen wurde eine besondere 
Gesellschaft gegründet, deren Kapital, 10 Mio Peseten, die Spanische 
Nord- und die MZA-Eisenbahn aufbrachten; dabei beteiligt waren auch 
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die sechs führenden Banken Spaniens. Sie bestellte alsbald eine ganze 
Anzahl neue Triebwagen, von denen 2. В, die der Spanischen Nord-Eisen- 
bahn in Durchführung eines schon vor dem Bürgerkrieg aufgestellten, 
aber durch ihn in der Ausführung verzögerten Planes im Fernverkehr 
von Madrid mit Vigo, Corunna, Gijon und Santander eingesetzt werden 
sollten, was vermutlich mittlerweile geschehen ist, 


Der Eisenbahnverkehr mit Frankreich war seit Juli 1936 unter- 
brochen, Im Juni 1939 nahm der Süd-Expreß seine Fahrt über die 
1897 km lange Strecke Paris—Irun—Medina—Lissabon wieder auf. 
Schon seit dem 23. Februar 1939 verkehrte ein Schnellzugpaar Paris— 
Lissabon zweimal täglich. Die Züge hielten auf der Grenzbrücke, wo an 
Stelle der französischen elektrischen Lokomotive eine Dampflokomotive 
vorgespannt wurde, die sich die spanische Eisenbahn in Frankreich ge- 
borgt hatte und die den Zug hinein nach Irun beförderte. Entsprechend 
ging der Grenzübergang in der Gegenrichtung vor sich. Auf dem süd- 
lichen Übergang zwischen Frankreich und Spanien, der Strecke Per- 
pignan—Barcelona, fuhren die französischen Züge bis Port Bou durch 
den Grenztunnel, also über die spanische Grenze, ebenso die spanischen 
Züge bis Сегрёге. Am 16. März 1939 verkehrten die ersten Züge auf der 
Strecke Pau—Zaragoza über Canfranc. Damit waren alle drei Grenz- 
übergänge zwischen Spanien und Frankreich wieder im Betrieb. 


In ihrem Bestreben, den Eisenbahnen aufzuhelfen, hatte die Franco- 
Regierung schon im März 1938 149 Mio Peseten zum Wiederaufbau der 
Eisenbahnen ausgeworfen, die als Vorschuß an die Eisenbahngesell- 
schaften zur Verwendung bei Wiederherstellung der baulichen Anlagen 
und zur Beschaffung von Lokomotiven und Wagen dienen sollten, An 
der Jahreswende 1938/39 mußten zusätzlich 89 Mio Peseten bereitgestellt 
werden, um die Fehlbeträge aus dem Eisenbahnbetrieb zu decken, na- 
mentlich soweit sie im Betrieb durch die Roten entstanden waren, und 
seitdem haben die Eisenbahnen Spaniens die Hilfe der Regierung nicht 
entbehren können. Der Minister der öffentlichen Arbeiten vergab im 
Sommer 1939 die Lieferung von 750 Breitspurlokomotiven zu den Prei- 
sen, wie sie im Jahre 1935 gegolten hatten; 150 von ihnen sollten in 
20 Monaten geliefert werden, die übrigen sollten innerhalb von fünf 
Jahren folgen. Die Kosten übernahm die Regierung vorschußweise vor- 
behaltlich späterer Rückerstattung durch die Eisenbahngesellschaften. 
Diese wurden ermächtigt, Instandsetzungsarbeiten, die sie nicht in ihren 
eigenen Werkstätten ausführen konnten, an bahnfremde Werke zu ver- 
geben, wobei ebenfalls die Regierung die Kosten vorschußweise über- 
nahm. Die Franco-Regierung war also eifrig bemüht, das Eisenbahn- 
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wesen wieder instand zu setzen. Diese Bemühungen und die Besserung 
der wirtschaftlichen Lage Spaniens hatten zur Folge, daß der Wert der 
Eisenbahnaktien wieder stieg. Diejenigen der Spanischen Nord-Eisen- 
bahn im Nennwert von 550 Peseten waren bis auf den Preis von 63 Pe- 
seten gesunken und erholten sich so, daß sie auf 210 Peseten standen, 
und bei der MZA-Eisenbahn stieg ihr Preis von 52 auf 185 Peseten, 

Durch das schon erwähnte Gesetz vom 24. Januar 1941, das am 
1. Februar in Kraft getreten ist, sind alle Breitspurbahnen Spaniens ver- 
staatlicht worden, eine Maßnahme, die schon lange erwartet wurde. Das 
Gesetz sieht weiter eine Gruppenbildung der Schmalspurbahnen vor, und 
es bezweckt auch eine Neuordnung des Straßenverkehrs. Die verstaat- 
lichten Breitspurbahnen werden unter der Bezeichnung Red Nacional de 
los Ferrocarriles Espanoles zu einem einheitlichen Netz zusammen- 
gefaßt, das nach Art eines gewerblichen Unternehmens geführt werden 
und volle Selbständigkeit in wirtschaftlicher Beziehung und auch in be- 
zug auf seine Verwaltung haben soll. Zur obersten Leitung des Staats- 
bahnnetzes ist ein Verwaltungsrat berufen, dem neben dem Vorsitzenden 
elf Mitglieder angehören: der Generaldirektor der Staatseisenbahnen, je 
zwei Direktoren, die das Ministerium der öffentlichen Arbeiten und das 
Finanzministerium vertreten, je ein Beauftragter des Kriegs-, des Land- 
wirtschafts- und des Handelsministeriums, ein Vertreter der Gewerk- 
schaften und zwei technische Beamte des Ministeriums der öffentlichen 
Arbeiten. An der Spitze des Betriebes steht die Generaldirektion, die von 
dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats, dem Generaldirektor und je 
einem Direktor aus dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten und dem 
Finanzministerium geleitet wird. Gegen Beschlüsse des Verwaltungsrats, 
die das wirtschaftliche Gleichgewicht der Staatseisenbahnen erheblich 
zu beeinflussen geeignet sind, können der Generaldirektor oder die hei- 
den eben genannten Direktoren Einspruch erheben, worauf der Beschluß 
der Regierung zur Entscheidung vorzulegen ist. Eine Ausführungsver- 
ordnung sollte vom Minister der öffentlichen Arbeiten noch erlassen wer- 
den, der Bestimmungen über die Rücklagen und Abschreibungen, über 
die Verwendung des Überschusses und die Deckung des Fehlbetrages 
treffen soll. Daß gerade diese wichtigen und grundlegenden Punkte nicht 
in dem Gesetz selbst enthalten sind, mag auffallen; es mag damit zu- 
sammenhängen, daß noch nicht alle einschlägigen Fragen geklärt waren, 
Besondere Schwierigkeiten dürfte die Abfindung der Aktionäre bereiten, 
deren Rechte man doch nicht ganz ausschalten kann; die Aktien befinden 
sich zum größten Teil in ausländischen Händen, namentlich Frankreich 
und England sind an dem Kapital beteiligt. 


Neuordnung des spanischen Risenbahnwesens. o 


Mittlerweile ist unter dem 11. Juli 1941 eine Ausführungsverord- 
nung zu dem Gesetz vom 24. Januar 1941 erlassen worden, die die Glie- 
derung und Verwaltung der Staatseisenbahnen regelt. Ihr erster Ab- 
schnitt erläutert die Rechtspersönlichkeit der Staatseisenbahnen, der 
zweite Abschnitt grenzt die Zuständigkeiten des Verwaltungsrats und der 
Generaldirekion gegeneinander ab. Der dritte Abschnitt enthält Vor- 
schriften über die Verwaltung und die Leitung des Betriebes, im vierten 
Abschnitt werden die Rechte und Pflichten der Belegschaft geregelt. 
Schließlich enthält dieser Teil der Verordnung Übergangsbestimmungen 
und macht dem Verwaltungsrat eine sorgfältige Überleitung der bis- 
herigen Gesellschaftsnetze in das neue Unternehmen und die Wahrung 
der wohlerworbenen Rechte der Belegschaft und der Hinterbliebenen 
der Eisenbahner zur Pflicht. Sehr eingehend werden die Tariffragen in 
sieben Abschnitten behandelt. Die Tarife sollen so festgesetzt werden, 
daß die Einnahmen aus dem Eisenbahnbetrieb alle Ausgaben, einschließ- 
lich der Ruhegehälter, decken. In die Frachtsätze und Fahrpreise ist die 
Verkehrssteuer einzurechnen, in die Fahrpreise auch der Betrag für die 
Versicherung der Reisenden, die in Spanien als Zwangsversicherung be- 
steht. Die Gütereinteilung ist für das ganze Netz der Staatsbahnen ein- 
heitlich zu gestalten; die Forderung, daß sie auch einfach sein soll, läßt 
vermuten, daß sie bisher verwickelt gewesen ist. Die Tarifsätze sind 
den Löhnen und den Preisen für den Eisenbahnbedarf anzupassen. Aus- 
nahmetarife können für das ganze Netz oder für einzelne Verkehrs- 
beziehungen zugelassen werden; sie sind der Regierung zur Genehmigung 
vorzulegen. Sofern sie nur vorübergehend gelten sollen, bedarf es nur 
der Anzeige an das Ministerium der öffentlichen Arbeiten, das aber die 
Einführung untersagen kann. Ausnahmetarife sind acht Tage vor ihrer 
Einführung zu veröffentlichen. 

Die Bildung des Staatseisenbahnnetzes ist durch seine geo- 
graphische Anordnung erleichtert worden, indem die Hauptstrecken fast 
alle von Madrid ausgehen. 73 % der Länge der spanischen Eisenbahnen 
haben die Breitspur, so daß ihre Betriebsmittel gemeinschaftlich benutzt 
werden können, 86% der Breitspurbahnen sind in den Händen der 
großen Eisenbahngesellschaften, von denen die Staats-West-Bisenbahn 
ganz, die mit ihr vereinigte Andalusische Eisenbahn zum Teil bereits 
Staatseigentum ist. Das Staatseisenbahnnetz umfaßt neben den drei 
großen Netzen, der Spanischen Nord-Eisenbahn, der MZA-Eisenbahn und 
der vereinigten Staats-West- und Andalusischen Eisenbahn eine ganze 
Anzahl kleinere Unternehmen. Von seiner Länge von 12432 km sind 
1600 km zweigleisig und 630 km werden elektrisch befahren. Es enthält 
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1477 Bahnhöfe und Haltestellen und 190 Zweiggleisanschlüsse. Die Kno- 
tenpunkte des Verkehrs mit mehr als einem Bahnhof sind Madrid mit 
drei, Barcelona mit vier, Sevilla und Valencia mit je zwei Bahnhöfen. 


Durch eine Verordnung vom 27. März 1941 sind die leitenden Be- 
amten der Staatseisenbahnen ernannt worden. Der bisherige Direktor 
der Spanischen Nord-Eisenbahn ist zum Generaldirektor, der Direktor 
der MZA-Eisenbahn zu seinem Stellvertreter ernannt worden, ein zweiter 
Stellvertreter ist der bisherige Vorsitzende des Aufsichtsrats der San- 
tander-Mittelmeer-Eisenbahn, einer in englischen Händen befindlichen 
Eisenbahngesellschaft mit 366 km Netzlänge. Den Vorsitz im Verwal- 
tungsrat der Staatseisenbahnen führt der Ministerialdirektor der Eisen- 
bahn- und Straßenabteilung im Ministerium der öffentlichen Arbeiten, 
dem im wesentlichen das Zustandekommen der Bildung des Staatseisen- 
bahnnetzes zu danken ist. 


Am 14. März 1941 ist weiter durch den Staatschef eine der Regie- 
rung unmittelbar unterstehende Behörde eingesetzt worden, die für die 
Instandsetzung und Neubeschaffung von Betriebsmitteln wirken soll. An 
ihrer Spitze steht ein Pioniermajor. Sie besitzt außergewöhnliche Voll- 
machten, darf mit allen Ministerien, mit den Gewerkschaften, den Liefer- 
werken für Eisenbahnbedarf unmittelbar verkehren, wodurch Schwierig- 
keiten des Geschäftsganges ausgeschaltet werden sollen. Sie verteilt die 
Baustoffe für die Betriebsmittel, setzt die Lieferbedingungen fest, über- 
wacht die Tätigkeit der Fabriken und kann sogar deren Übernahme in 
Staatsbetrieb verfügen. Auch die Festsetzung der Preise und die 
Regelung der Einfuhr gehört zu ihren Obliegenheiten, 


Einer weiteren neugeschaffenen Behörde ist die Verteilung der 
Güterwagen übertragen worden, Auch sie steht unter Leitung eines Offi- 
ziers, und zwar des Generalstabs. Er hat ebenso wie der Leiter der eben 
genannten Behörde, der die Instandsetzung und Neubeschaffung der Be- 
triebsmittel obliegt, Sitz, aber ohneStimme, im Verwaltungsrat der Staats- 
еівепраћпеп. Der Behörde zur Verteilung der Güterwagen gehören weiter 
Vertreter der Ministerien an. Alle anderen Stellen, die bisher bei der 
Verteilung der Güterwagen mitgewirkt haben, sind nunmehr ausgeschal- 
tet. Die neue Behörde regelt auch das Zusammenarbeiten der Breitspur- 
mit den Schmalspurbahnen und der Eisenbahnen mit den Straßenver- 
kehrsunternehmen mit dem Ziel, das zeitraubende Umladen möglichst zu 
vermeiden. Auf diesem Wege soll dem Mangel an Güterwagen durch Be- 
triebsmaßnahmen entgegengewirkt werden, während die vorhergenannte 
Behörde dasselbe Ziel erreichen soll, indem sie dem Betrieb neue und die 
beschädigt abgestellten Wagen nach Instandsetzung zuführt. Durch ver- 
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besserte Verfahren zur Meldung des Eingangs von Gütern an die Emp- 
fänger soll der Umlauf der Güterwagen beschleunigt werden. Die zu- 
letzt geschilderten Maßnahmen lassen den Schluß zu, daß auf den Ge- 
bieten des Eisenbahndienstes, auf denen die eben genannten Stellen ar- 
beiten sollen, gewisse Mißstände geherrscht haben, die beseitigt werden 
müssen. 

Zu den Maßnahmen, die zur Bereinigung von Mißständen bei den 
spanischen Eisenbahnen getroffen worden sind, gehört auch eine Ver- 
ordnung vom 14. März 1941, nach der alle Beförderungen und Gehalts- 
erhöhungen bei den Eisenbahngesellschaften, soweit sie nach dem 1. Sep- 
tember 1939 vorgenommen und nicht durch das Ministerium der öffent- 
lichen Arbeiten genehmigt worden sind, rückgängig gemacht werden. 
Offensichtlich hatten also die Eisenbahngesellschaften versucht, ihren 
Beamten durch Beförderungen und Gehaltserhöhungen unzulässige Vor- 
teile bei der Übernahme in den Dienst der Staatseisenbahnen zu ver- 
schaffen. Den Beamten ist es übrigens freigestellt, ob sie in diesen 
Dienst übertreten wollen. 


Zu den Maßnahmen, die die spanische Regierung zur Neuordnung 
des Eisenbahnwesens getroffen hat, gehört schließlich noch der Auftrag 
an die Verwaltung der Staatseisenbahnen, die weitere Ausdehnung elek- 
trischer Zugförderung zu bearbeiten. Für die einschlägigen Fragen war 
im Jahre 1940 vom Ministerium der öffentlichen Arbeiten ein Sonder- 
ausschuß eingesetzt worden. Da die meisten Strecken, für die Strom als 
Zugkraft in Frage kommt, zum Netz der Staatseisenbahnen gehören, ist 
dieser Ausschuß aufgelöst worden und seine Aufgaben sind an die Staats- 
eisenbahnen übergegangen. 


Weitere Zahlenangaben als die vorstehend schon gemachten aus 
neuerer Zeit, aus denen die Bedeutung der nunmehrigen spanischen 
Staatseisenbahnen hervorgeht, können aus begreiflichen Gründen nicht 
gemacht werden, es muß daher auf einige ältere Zahlen zurückgegriffen 
werden. Im Jahre 1935 bestand der Lokomotivpark der Eisenbahnen, die 
jetzt die Staatsbahnen bilden, aus 3270 Einheiten, darunter 74 elektri- 
schen Lokomotiven, 5300 Personen- und 67 940 Güterwagen, einschließ- 
lich der Gepäckwagen, ferner aus 105 Triebwagen, darunter 58 mit elek- 
trischem Antrieb. In demselben Jahre umfaßte der Verkehr die Beförde- 
rung von 82 Mio Personen und 32 Mio t Frachtgut. Seitdem hat bei den 
großen Eisenbahngesellschaften bis zum Jahre 1940 der Personenverkehr 
etwa um 77 %, der Güterverkehr allerdings nur um 13 % zugenommen, 
Neuerdings mag die Zunahme im Güterverkehr größer geworden sein, 
weil fördernd auf ihn die Knappheit an Betriebsstoffen für die Straßen- 
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fahrzeuge und deren hoher Preis gewirkt hat. Aller Güterverkehr auf 
mit den Eisenbahnen gleichlaufenden Straßen ist überdies unter- 
bunden worden. Welche Bedeutung dem Straßenverkehr in Spanien zu- 
kommt, geht schon daraus hervor, daß Straßenstrecken von 67.000 km 
Länge regelmäßig von Lastkraftwagen und Omnibussen befahren wer- 
den, deren Zahl etwa 25 000 beträgt. 2700 Unternehmen sind am Per- 
sonen-, 850 am Güterverkehr auf der Straße beteiligt, wozu noch 3000 
Einzelunternehmer hinzukommen. Ihr Umsatz wird auf 200 Mio Peseten, 
die beförderte Gütermenge auf 100 Mio t jährlich geschätzt. In diesem 
Straßenverkehr arbeiten mehr als 100 000 Menschen, Das für ihn auf- 
gewendete Anlagekapital mag 1 Mio Peseten übersteigen. 


Den infolge der Einschränkung des Straßenverkehrs auf die Eisen- 
bahnen abgewanderten Verkehr aufzunehmen, ist diesen nicht leicht ge- 
worden. Der Bürgerkrieg hatte, wie erwähnt, eine verheerende Wirkung 
auf ihren Betriebsmittelpark gehabt. Neben den Schäden, die kriege- 
rische Handlungen an Lokomotiven und Wagen angerichtet hatten, be- 
stand noch der mangelhafte Zustand, in den die Betriebsmittel infolge 
unterlassener Unterhaltungsarbeiten geraten waren. Die dadurch ver- 
ursachten Ausfälle haben bis jetzt nur teilweise ausgeglichen werden 
können. Außerdem fehlt es den Eisenbahnen Spaniens an Kohle, Die 
Kohlengruben in Asturien, aus denen sie den größten Teil ihrer Loko- 
motivkohle beziehen, können sie nicht ausreichend beliefern, und die 
englische Kohle, deren sie für den Schnellzugbetrieb bedürfen, blieb aus. 
Der Kohlenmangel zwang zu Betriebseinschränkungen, was um so mehr 
beklagt wurde, als diese zu einer Zeit vorgenommen werden mußten, zu 
der zunehmender Verkehr den Eisenbahnen hätte höhere Einnahmen 
bringen können, 

Die Verstaatlichung der Breitspurbahnen war schon dadurch vor- 
bereitet worden, daß im Jahre 1939 ein Gesetz die Auflösung der Ver- 
waltungsräte der drei Eisenbahnnetze anordnete und an deren Stelle eine 
Betriebsleitung trat, die mit von der Regierung ernannten Männern be- 
setzb wurde. Schon das Eisenbahngesetz von 1877, auf Grund dessen 
die damaligen Eisenbahngesellschaften genehmigt und zum Eisenbahn- 
bau und -betrieb zugelassen worden waren, sah den Heimfall der Eisen- 
bahnen an den Staat, allerdings meist erst nach 99 Jahren, vor. Wenn 
dieser sie schon jetzt übernimmt, so muß er auf Grund des genannten 
Gesetzes den Eisenbahngesellschaften eine Abfindung für die Zeit bis 
zum Ablauf der 99 Jahre gewähren. Diese besteht in einer Rente, die 
nach dem Ertrag der Jahre 1921 bis 1935, also der letzten 15 Jahre vor 
dem Bürgerkrieg, zu berechnen ist, wobei ein Zuschlag für die Entwick- 
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lung des Verkehrs in der seit 1985 verflossenen Zeit gemacht werden 
sollte. Die Berechnung dieser Rente wird dadurch zu einer sehr ver- 
wickelten Angelegenheit, daß der Staat seit 1924 an den wirtschaftlichen 
Ergebnissen des Eisenbahnbetriebs beteiligt ist, was eine Entschädigung 
für die Zuschüsse ist, die er seitdem den Eisenbahngesellschaften ge- 
geben hat. Die Höhe der an die Eisenbahngesellschaften zu zahlenden 
Entschädigung soll vom Ministerium der öffentlichen Arbeiten innerhalb 
einer Frist von 30 Tagen berechnet werden; den Eisenbahngesellschaften, 
denen sie dann vorzulegen ist, ist ein Einspruchsrecht zugebilligt, bei 
dessen Ausübung sie eine Gegenrechnung vorzulegen haben, Über die so 
entstehende Streitfrage entscheidet der Staatsrat. Die Abfindung der 
Aktionäre und die Regelung der die Anleihen betreffenden Fragen sollte 
nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen erfolgen. 

Für die Schmalspurbahnen sieht das Gesetz von 1941 eine andere 
Art des Zusammenschlusses vor. Sie sollen sich zu Verbänden zusammen- 
schließen, die gemeinschaftlich betrieben werden, ohne daß aber dabei 
die Mitglieder eines solchen Verbandes ihre Eigenschaft als selbständige 
Gesellschaft verlieren. Die Tarife sollen vereinheitlicht und die Be- 
triebsmittel sollen gemeinschaftlich benutzt werden. Die Einnahmen 
sollen einer Gemeinschaftskasse zugeführt werden, aus der sie an die 
Teilnehmer am Verbande im Verhältnis ihres Anlagekapitals verteilt wer- 
den sollen. 

Es sind fünf Bezirke gebildet worden, innerhalb deren sich die 
Schmalspurbahnen zusammenschließen sollen: Norden, Katalonien, Mitte, 
Süd-Andalusien und die Insel Mallorca. Binnen 90 Arbeitstagen, ge- 
rechnet vom 21. Februar 1941, anscheinend der Tag, an dem die Grenzen 
der Bezirke bekanntgegeben worden sind, haben sich die Schmalspur- 
bahnen über den Eintritt in den Verband eines dieser Bezirke zu ent. 
scheiden. Schon am 24. Januar 1941 hat der Staatsführer die Regi 
vungsbeauftragten ernannt, die den Zusammenschluß der Schmalspur- 
bahnen leiten sollen. Er hat dazu leitende Beamte der Eisenbahngesell- 
schaften und einen höheren technischen Beamten aus dem Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten ausgewählt. Neben dem Auftrag, die Gruppen- 
bildung der Schmalspurbahnen herbeizuführen, ist ihnen noch die Wei- 
sung erteilt worden, dahin zu wirken, daß die fünf Gruppen unterein- 
ander einheitlich gestaltet werden. Ihre Vorschläge für die Vereinheit- 
lichung waren bis zum 17. Juli 1941 einzureichen. 

Endlich betrifft das Gesetz von 1941 in seinem dritten Teil eine 
Neuregelung des Straßenverkehrs. Auch hier sollen wie bei den Schmal- 
spurbahnen die Einzelunternehmen zu Gruppen zusammengeschlossen 
werden. Für diese Gruppenbildung sollen Vorschläge eingeholt werden, 
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und diejenige Gruppe soll genehmigt werden, die die besten Aussichten 
auf Erfolg hat. Wo die Eisenbahnen, seien es Breit- oder Schmalspur- 
bahnen, mit einem Straßenverkehrsunternehmen in Wettbewerb treten, 
soll die Eisenbahn den Vorrang haben. Straßenbahnen und Omnibusse 
mit Fahrdraht sind von der Regelung ausgenommen. Die Straßenver- 
kehrsunternehmen sollen mit gewissen Ausnahmen neu zugelassen 
werden. 

Das neue Gesetz sieht auch die Gründung eines Amts (Junta Supe- 
rior) für den Eisenbahn- und Straßenverkehr vor; eine der Aufgaben 
dieser Behörde wird darin bestehen, für das Zusammenarbeiten von 
Eisenbahnen und Straße zur Bedienung des Verkehrs zu wirken. 


Der Mangel an Betriebsstoff, der zur Einschränkung des Straßen- 
verkehrs gezwungen hat, und die Knappheit an Betriebsmitteln, eine 
Folge des Bürgerkriegs, sind Umstände, die dazu beigetragen haben, daß 
man sich, vielleicht mit einiger Übereilung, entschlossen hat, das neue 
Verkehrsgesetz in in Kraft zu setzen. Sein Ziel ist jedenfalls, das Ver- 
kehrsleben des Landes wieder so aufzubauen, daß es sein Teil zur Neu- 
belebung des spanischen Wirtschaftslebens beitragen kann, 


Auffallend sind die kurzen Fristen, die stellenweise im Gesetz und 
in den dazu erlassenen Verordnungen festgesetzt sind; handelt es sich 
doch dabei um die Regelung von Fragen, die, wie auch der Außen- 
stehende beurteilen kann, längere Zeit in Anspruch nehmende Vor- 
arbeiten erfordern. Die Festsetzung dieser Fristen läßt aber erkennen, 
daß man eifrig bestrebt ist, möglichst bald eine Vereinheitlichung des 
spanischen Eisenbahnwesens und den endgültigen Zustand zu erreichen, 


Rückblickend sei noch erwähnt, daß schon im Jahre 1924 die Re- 
gierung unter Primo de Rivera den Versuch zu einer Gesundung des 
spanischen Eisenbahnwesens gemacht hatte, indem sie den Eisenbahn- 
gesellschaften erhebliche Zuschüsse überwies, mit denen sie ihre bis da- 
hin entstandenen Fehlbeträge decken sollten, Der Staat wurde auf diese 
Art Mitteilhaber an den Eisenbahnen, nachdem er bis dahin nur sehr 
geringen Einfluß auf das Eisenbahnwesen ausgeübt hatte. Die Tarife 
sollten damals so erhöht werden, daß die Einnahmen aus dem Verkehr 
eine angemessene Verzinsung des Anlagekapitals der Eisenbahnen ein- 
brächten. Dies wäre auch möglich gewesen, wenn nicht gerade um jene 
Zeit der Verkehr auf der Straße einen solchen Aufschwung genommen 
hätte, daß viel Verkehr von der Schiene auf die Straße abwanderte. Von 
1931 an litten die Eisenbahnen Spaniens schwer durch die soziale Ge- 
setzgebung der Volksfrontregierung, deren Folgen nunmehr auch beseitigt 
werden sollen. i 
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Die Beendigung des Bürgerkriegs machte schon eine Neuordnung 
des spanischen Eisenbahnwesens nötig, aber das schon erwähnte Gesetz 
von 1939, das zu diesem Zweck erlassen wurde, wurde nur als eine 
Zwischenlösung der einschlägigen Fragen angesehen. Von ihm wurden 
nur die Spanische Nord-Eisenbahn, die MZA-Eisenbahn und die vereinig- 
ten Staats-West- und Andalusische Eisenbahn betroffen, indem für sie 
je ein Verwaltungsrat von acht Mitgliedern geschaffen wurde. Sechs 
von diesen, darunter den Direktor, ernannten die Minister der öffent- 
lichen Arbeiten, der Finanzen, des Handels und des Krieges, und zwei 
stellten die Eisenbahngesellschaften. Die bis dahin bestehenden Ver- 
waltungsräte wurden aufgelöst, Zugleich wurde eine Landesbehörde ein- 
gesetzt, zu der die Direktoren und Vertreter des Staates gehörten und in 
der der Minister der öffentlichen Arbeiten den Vorsitz führte. Sie hatte 
den Auftrag, die endgültige Regelung des Eisenbahnwesens vorzube- 
reiten. Mittlerweile sollte sie auch die wirtschaftlichen Gebarungen der 
Eisenbahngesellschaften und die Entwicklung des Verkehrs, nicht nur 
der Eisenbahnen sondern auch im Straßenverkehr, überwachen. Die klei- 
neren Eisenbahngesellschaften wurden von dem Gesetz von 1939 nicht 
betroffen, die Regelung der sie betreffenden Fragen wurde der end- 
gültigen Neuordnung des Eisenbahnwesens vorbehalten. 


Das Gesetz von 1939 bedeutete schon eine gewisse Übernahme der 
von ihm betroffenen Eisenbahngesellschaften in Staatsbetrieb, denn ihre 
Tätigkeit wurde insofern ausgeschaltet, als ihr Verwaltungsrat aus von 
der Regierung ernannten Mitgliedern bestand und selbst die zwei Mit- 
glieder, die die Eisenbahngesellschaften stellten, von der Regierung, 
allerdings auf Grund eines Vorschlages der Eisenbahngesellschaften, aus 
einer Liste mit sechs Namen ausgewählt wurden, Sie nahmen zudem im 
Aufsichtsrat nur eine Art Beobachtungsposten еіп, In der Landesbehörde 
waren die Eisenbahngesellschaften überhaupt nicht vertreten, Das Ge- 
setz von 1939 setzte also schon einen Schlußpunkt unter die Entwick- 
lung, wie sie sich bis dahin gestaltet hatte, und mit ihm begann eine 
neue Zeit im spanischen Eisenbahnwesen; es war auch weder auf dem 
Eisenbahngesetz von 1877, das die Rechtsverhältnisse der Eisenbahnen 
zum erstenmal allgemein geregelt hatte, noch auf dem Gesetz von 1924 
aufgebaut, mit dem zum erstenmal der Versuch einer Neuordnung ge- 
macht wurde, Insofern nahm aber das Gesetz von 1939 Bezug auf den 
bisherigen Zustand, als es in seiner Einleitung auf die hohen Beträge 
hinwies, die der Staat den Eisenbahngesellschaften vorgeschossen hatte, 
und auch die Notwendigkeit betonte, daß dies auch in Zukunft nötig sein 
werde, Der Staat müsse sich daher einen weitgehenden Einfluß auf den 
Betrieb der Eisenbahnen sichern. Dies hat er nun durch das Gesetz von 
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1941 getan, indem er mit den Breitspurbahnen zum Staatseigentum und 
Staatsbetrieb übergegangen ist. Damit dürfte ein Zustand erreicht sein, 
der als endgültig anzusehen ist. Wie sich dabei die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der spanischen Eisenbahnen, namentlich die der Staatsbahnen, 
entwickeln werden, darauf kann man gespannt sein. Jedenfalls wird es 
für den Fachmann reizvoll sein, diese Entwicklung zu verfolgen. Sie 
wird davon abhängen, wie sich nach Beendigung des gegenwärtigen 
Krieges die Verhältnisse in der ganzen Welt gestalten, namentlich auch 
davon, innerhalb welcher Zeit und in welchem Umfang sich Weltver- 
kehr und Welthandel wieder in ihren alten Bahnen bewegen werden, 
denn kein Land kann nur eine Binnenwirtschaft treiben und kein Eisen- 
bahnnetz ist unabhängig von den Vorgängen, die sich außerhalb seines 
Verkehrsgebiets abspielen. Jedes Land ist ein Glied in der Kette des 
Weltverkehrs und jedes Eisenbahnnetz ein Baustein im Eisenbahnnetz 
seines Erdteils, ja sogar der ganzen Welt, und alle Zahnräder des Ver- 
kehrs müssen ineinander eingreifen, 


09 


Die Niederländischen Eisenbahnen (№.5.) im Jahre 1940'. 


Von 
Dr. Overmann in Berlin, 


Die günstige Entwicklung der Niederländischen Eisenbahnen, die 
sich schon 1938 angedeutet hatte und die dann 1939 zum Durchbruch 
kam, setzte sich, wie bereits im letzten Jahresbericht vermerkt, in den 
ersten vier Monaten des Jahres 1940 in verstärktem Maße fort. Die Ver- 
besserungen auf dem Gebiet des Personenverkehrs, in der Betriebsform 
— Umstellung auf den elektrischen und den Dieselbetrieb — im 
Fahrplan- und im Tarifwesen wirkten sich mehr und mehr aus und 
auch der Neuaufbau des Güterverkehrs brachte allmählich seine Früchte. 
Gewiß ergab sich auch eine gewisse Steigerung der Betriebskosten, doch 
wurde diese bei weitem übertroffen durch die Zunahme der Einnahmen. 
Diese war so erheblich, daß in den ersten vier Monaten des Jahres 1940 
der Überschuß der Betriebsrechnung rund 5 Mio fl höher war als in der 
gleichen Zeit des Vorjahres: man konnte also erwarten, daß das Jahr 
1940 mit einem nur geringen Verlust, vielleicht sogar ohne jeden Fehl- 
betrag abschließen würde. 

Vom 10. bis zur Kapitulation am 14. Mai dienten die Bahnen aus- 
schließlich militärischen Zwecken, am 14. wurde die Hauptverwaltung 
auf Verlangen des Militärs nach dem Haag verlegt, am 15. kehrte sie 
nach Utrecht zurück, und noch am gleichen Tage begann man mit dem 
Wiederaufbau des zivilen Verkehrs. Die Leitung des Betriebes verblieb 
der Verwaltung, unter der Aufsicht indes des Transportkommandanten 
der deutschen Wehrmacht, des Vertreters des Reichsverkehrsministe- 
riums beim Ministerium van Waterstaat und des Bahnbevollmächtigten 
der Deutschen Reichsbahn bei der Direktion der Niederländischen Eisen- 
bahnen. 

Wie überall in den Kriegsgebieten haben auch in den Niederlanden 
die Eisenbahnen durch die übrigens hier nur fünf Tage währenden Kriegs- 
handlungen z. T. erheblich gelitten. Der gesamte Schaden an Brücken, 
Bahnhöfen, Signaleinrichtungen und sonstigen Bahnanlagen sowie an 
Fahrzeugen ist auf 36 Mio fl. geschätzt worden. Der Staat hat sich grund- 

1 №. У, Nederlandsche Spoorwegen, Utrecht, Verslag over het boekjaar 
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sätzlich bereiterklärt, für diese Schäden aufzukommen, abgesehen von den 
Kosten, die durch vorläufige Wiederherstellungen entstanden sind und 
noch entstehen werden; diese Kosten sind auf 4% Міо fl. geschätzt und 
gehen daher zu Lasten der Niederländischen Eisenbahnen. П 

Schon am 16. Маі konnte der Personenverkehr in einem kleinen 
Teile des Landes in begrenztem Umfang wieder aufgenommen werden, 
vor allem auf den Linien in den Provinzen Nord- und Südholland, ab- 
gesehen von den Strecken von Rotterdam aus nach den nächstgelegenen 
Bahnhöfen, sowie auf den Linien im westlichen Teil des Landes bis zu 
der Strecke Amersfoort—Utrecht—Geldermalsen. Am 17. Mai wurde der 
Gemüseverkehr mit Deutschland wieder aufgenommen, wenngleich die 
fehlenden Brücken einen durchgehenden Verkehr noch unmöglich mach- 
ten, während am 27. Mai zum erstenmal in beschränktem Maße Stück- 
güter und Wagenladungen zur Beförderung angenommen wurden. Vor 
allem dieser Verkehr hatte anfänglich mit sehr großen Schwierigkeiten 
zu kämpfen. Die vielen Zerstörungen ließen nämlich zunächst nur einen 
bezirklichen Verkehr zu, auch mußten vielfach erhebliche Umwege in 
Kauf genommen werden, da nur ein Flußübergang brauchbar war. Im 
Personenverkehr traten diese Schwierigkeiten weniger hervor, da man 
in großem Umfange Autobusse einsetzen konnte, wo die Eisenbahnen 
noch nicht wieder fahrbereit waren. In dem Maße, wie die Wiederher- 
stellungsarbeiten fortschritten, die sofort mit aller Kraft in Angriff ge- 
nommen wurden, konnte nach und nach sowohl der Personen- als auch 
der Güterverkehr weiter ausgedehnt werden. Am Ende des Jahres waren 
die Zerstörungen, die der Krieg den NS zugefügt hatte, größtenteils end- 
gültig oder doch vorläufig beseitigt. Bis auf die Ijsselbrücke bei Zutphen, 
wo man mit dem Brückenbau auf die Arbeiten der Wasserbauverwaltung 
warten mußte, waren alle Brücken wieder in Benutzung, auch die vernich- 
teten oder beschädigten Bahnhöfe waren soweit wieder hergestellt, daß 
sie den billigen Ansprüchen der Reisenden entsprechend wieder benutzt 
werden konnten. Ebenso waren bis auf die Einrichtungen in Apeldoorn 
alle vernichteten Sicherungsanlagen wieder durch vorübergehende An- 
lagen ersetzt. Auch die Fahrzeuge waren, soweit sie überhaupt für eine 
Wiederherstellung in Frage kamen, wieder in Gebrauch. Die Schwierig- 
keiten, die sich im Straßenverkehr ergaben, führten dazu, eine Anzahl 
von Bahnhöfen und Haltestellen, die früher geschlossen waren, und 
einige Strecken, auf denen der Personenverkehr eingestellt war, wieder 
in Betrieb zu nehmen. 

Um das geringe Angebot an Beförderungsmöglichkeiten in erster 
Linie für den Geschäftsverkehr und für die Beförderung lebenswichtiger 
Güter freizuhalten, hob die Direktion alle Ausnahmetarife im Personen- 
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verkehr bis auf weiteres auf, auch wurden im Güterverkehr bestimmte 
Güterarten von der Beförderung ausgeschlossen und für die übrigen eine 
Rangordnung nach der Dringlichkeit des Verkehrs aufgestellt. 

Bei all diesen Hemmnissen und trotz des Rückganges der Zugkilo- 
meter von 55,4 Mio (1939) auf 43,6 Mio war ein auf fast allen Gebieten 
vermehrter Verkehr zu bewältigen. Nachdem die Einnahmen bis Ende 
April bereits um 8,4' Міо zugenommen hatten, stiegen sie, auf das ganze 
Jahr gerechnet, um über 14 Mio fl. Dem stand allerdings eine nach 
Kriegsausbruch stärker steigende Zunahme der Betriebsausgaben (von 
88,6 auf 92,5 Mio fl) und ein erheblich höherer Abschreibungsbedarf (32,3 
statt 24,7 Mio fl) gegenüber, so daß sich für 1940 ein Verlust von 
14,5 Mio fl ergab, der nur um 2 Mio fl geringer war als der des Vor- 
jahres. Dazu kommt noch der Betrag von 4% Mio fl, den die Bahnen als 
ihren Beitrag zur Wiederherstellung der Kriegsschäden bereitstellen 
mußten, ein alles in allem doch recht unbefriedigendes Ergebnis. 

Die Länge des von den NS betriebenen und ihnen gehörenden Netzes 
ist mit 3665,5 km unverändert geblieben. Dem Personen- und Güterver- 
kehr dienen 3314 km, davon 1628, km eingleisig und 1685,1 km zwei- 
gleisig, dem Güterverkehr allein dienen weitere 351,5 km, davon 335,2 km 
eingleisig und 16, km zweigleisig; dazu kommt noch die 22 km lange 
Dampferstrecke Enkhuizen—Stavoren. Von diesem Netz wurden Ende 
1939 508 km elektrisch betrieben, Anfang 1940 wurde der elektrische Be- 
trieb auf der Strecke Arnheim—Nijmwegen (18,5 Кт) und der Verbin- 
dungsbahn bei Utrecht (Gouda—)Harmelen—Breukelen(— Amsterdam) 
(8,5 km) aufgenommen. 

Die Einnahmen haben, wie bereits erwähnt, um über 14 Mio fl zu- 
genommen, sie betrugen insgesamt 124 235 755 fl gegenüber 110 150 328 fl 
im Jahre 1939; 1936 hatten sie 95 576 502 fl, 1920 204 339 427 fl betragen. 
Von den Einnahmen entfielen auf den Personenverkehr 62 416 362 (1939 
60 620 417), auf den Gepäckverkehr 1 331 587 (1 069 967), auf die Brief- 
und Paketpost 1177920 (2646489) fl; die große Bedeutung des 
Personenverkehrs kommt in diesen Zahlen klar zum Ausdruck. Dabei 
wurden 1940 befördert an Reisenden (ohne die auf Dauerkarten oder die 
zu besonderen Fahrpreisen) in der 1., 2, und 3. Klasse im Binnenverkehr 
261 698, 3 539 124 und 54 200 811, zusammen 58 001 633 (1939: 59 678 276) 
Personen, im Auslands- und Durchgangsverkehr, 9518, 64424 und 
4 254 306, zusammen 4 328 248 (1939: 1 767 327), im Gesamtverkehr also 
271 216, 3 603 548 und 58 455 117, somit insgesamt 62 329 881 (61 445 603) 
Personen. Demgemäß verteilten sich die Einnahmen auf die drei Klassen 
im Binnenverkehr mit 858 930, 7 721 773, 50 506 123, zusammen 59 086 826 
(1939: 56 416 270) fl, im Auslands- und im Durchgangsverkehr mit 45 598, 
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258 320, 3 025 618, zusammen 3 329 536 (4 204 147) fl, insgesamt also mit 
904 528, 7 980 093, 53 531 741, zusammen 62 416 362 (1939: 60 620 417) fi. 
Die Entwicklung des Reiseverkehrs in den drei letzten Jahren zeigen fol- 
gende Zusammenstellungen: 


Von 100 Reisenden, ohne die auf Dauerkarten usw. benutzten die 


im Auslands- und 


im Binnenverkehr | Purchgangsvorkehr | IM Durchschnitt 


1938 | 1939 | 1940 | 1938 | 1939 | 1940 | 1938 | 1930 | 1040 
% 


| 
1. Klase... 00 | 041 05 | 30 | 2,0 | 0з | 07] 05 | 04 
2. Klase... o. | бе| 49 | ба | 2982 | 93а | 15 | 08 | 5а | бе 
3. Klasse... . . | 980 | 947 | 03,4 | 67,9 | 740 | 08,8 | 025 | Өм 03,8 


Dementsprechend verteilten sich die Einnahmen einschl. der auf 
Dauerkarten auf die 


im Auslands- und 


im Binnenverkehr | Purchgangsverkehr | iM Durchschnitt 
1938 | 1939 | 1940 | 1938 | 1939 | 1940 | 1938 | 1939 | 1940 
% 


en 8,3 
144 | 12,4 | 181 | 46,8 
88,2 | 85,8 | 85,5 | 44,0 | 


6,7 Lu | 
424 77| 17,7 | 145 | 12,8 
50,8 | 46,0 | 794 | 834 | 85,8 
Im Durchschnitt entfielen somit auf einen Reisenden ohne die auf 
Dauerkarten usw. in der 


im Auslands- und 


im Binnenverkehe | Durchgangsverkehr 


im Durchschnitt 


1938 | 1939 | 1940 | 1938 | 1939 | 1940 | 1938 | 1939 | 1940 


1. Klasse . , „ . . | 2,030 | 1,977 | 1,708 5,502 | 4,701 | 2,015 | 2,016 1,811 
2. Klasse... . . | 1,5 | Lou | Lang 4,500 | 4,000 | Les | 1,700 | 1,884 
3, Klasse. .. . . | 0,701 | 0,087 | 0,705 | 1,748 | 1,095 | 0,11 | 0,780 | 0,708 | 0,702 
im Durchschnitt. . | буйн | 0,724 | 0,795 | Aan | 2,970 | 0,700 | 0,820 | | 0,208 


Wesentlich größer als im Personenverkehr war die Steigerung der 
Einnahmen aus dem Güterverkehr, Während hier 1939 nur 42 537 559 fl 
eingekommen waren, betrug die Einnahme 1940 55 643 786 fl, wozu noch 
die Einnahmen aus dem Tierverkehr mit 690 218 fl gegenüber 401121 fl 
im Jahre 1939 kommen. Im einzelnen betrugen die Einnahmen im Bin- 
nenverkehr an Frachtgut 28 819 231 fl gegen 28 399 007 fl im Jahre 1939, 
an Schnellgut 1 867 018 #1 (2 572 096 fl), an Expreßgut 895 649 (572 424) fl 
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und die Einnahmen im Auslands- und Durchgangsverkehr 24 572 106 fl 
gegenüber 10 994 032 fl; dabei sind in den Zahlen für 1940 auch die Ein- 
nahmen aus dem Tierverkehr enthalten, so daß als Gesamteinnahmen 
sich für 1940 56 154 004 fl ergeben. Im einzelnen wurden befördert 1940 
im Binnenverkehr an Fracht-, Schnell- und Expreßgut 11217719 t 
gegenüber 10 583 153 t im Jahre 1939, im Auslands- und Durchgangs- 
verkehr 7 772 520 t gegenüber 5 088 153 + im Jahre 1939. An lebenden 
Tieren kamen zum Versand 27 022 Wagenladungen gegenüber 16 555 Wa- 
genladungen und 68530 Stück im Jahre 1939, wobei noch zu bemerken 
wäre, daß mit dem 1. November 1989 jedes Stück als Wagenladung ange- 
sehen wird. 

Die verschiedenen Einnahmen stiegen schließlich von 2 874 770 auf 
3 155 882 fl, so daß sich an Gesamteinnahmen 124 235 755 fl (1940) 
110 150 323 fl (1939) gegenüberstehen; damit ist der Stand von 1933 wie- 
der erreicht. 

Die Betriebsausgaben betrugen demgegenüber nur 92510104 fl, 
1939 hatten sie 88 605 000 fl, 1933 109461502 und 1921 194 126 588, 
1920 181 339 600 fl betragen. Das Verhältnis der Betriebsausgaben zu den 
Einnahmen ergab für 1940 eine Betriebsziffer von 74,4 gegenüber 80,6 % 
im Jahre 1939; 1933 hatte die Betriebsziffer 89,4, 1921 99,0 und 1920 88,7 % 
betragen. Dabei gingen die Personalausgaben von 63 069 000 #1 (oder 
einschließlich der bei den anderen Ausgaben verrechneten Reise- und 
Umzugskosten 63 774 000 #1) im Jahre 1939 auf 62 299 000 fl (63 427 000) 
zurück, darin kommt vor allem der weitere Rückgang des Personalstan- 
des zum Ausdruck. Ein neuer Posten: verfrühte Pensionen brachte aller- 
dings eine Vermehrung, und zwar um 880 000 fl. Dieser ist dadurch ent- 
standen, daß infolge der Änderung des Pensionsgesetzes von 1925 ver- 
frühte Altersruhegehälter bis zum 60. Lebensjahre der Pensionskasse zu- 
rückgezahlt werden, An sächlichen Ausgaben nahmen zu die für Lager- 
stoffe infolge von Preiserhöhungen, die für Unterhaltung der Fahrzeuge 
aus dem gleichen Grunde und die für Brennstoffe wegen Mehrverbrauchs 
und Steigerung der Preise. Die übrigen Ausgaben nahmen erheblich zu 
(von 2 554 000 auf 6 255 000 fl), da Gelder zurückgestellt werden mußten 
für rückständig gebliebene Unterhaltung und noch zu erwartende geld- 
liche Verpflichtungen, anderseits nahmen die Ausgaben für Oberbau- 
stoffe und Stoffe für Unterhaltung von Oberbau, Gebäuden und Inge- 
nieurhochbauten ab. Auch die Kosten für den elektrischen Strom gingen 
wegen Minderverbrauchs zurück. 

Die Betriebsrechnung ergab somit einen Überschuß von 32 223 199,1, 
Gulden gegenüber nur 22 398 148,52 fl im Jahre 1939 und 12 393 805,74 fl im 
Jahre 1938. Dem steht ein in den letzten Jahren ziemlich gleichmäßig 
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gebliebener Betrag für die Zinsenrechnung von 14 726 354,10 (1939: 
15 087 154,05 und 1938: 15 239 988,70) fl gegenüber, während die steigen- 
den Kosten und die gesamte wirtschaftliche Lage eine starke Zunahme 
der Abschreibungen nötig machten; an Abschreibungen weist demgemäß 
die Gewinn- und Verlustrechnung für 1940 32373 048,10 fl auf gegen- 
über 24 767 354,50 fl im Jahre 1939 und 15 239 988,70 fl für 1938. So er- 
gab das Jahr 1940 trotz der stark gestiegenen Einnahmen und der nur 
mäßig vermehrten Betriebsausgaben noch einen Verlust von 14 876 208,1: 
Gulden, der nur wenig geringer war als der des Jahres 1939 (17 456: 
Gulden); 1938 hatte der Verlust 23 334 653, oı fl betragen. Rechnet man 
den den Eisenbahnen verbleibenden Beitrag für die Wiederherstellung 
der Kriegsschäden hinzu, dann erhöht sich der Verlustbetrag von 
14 876 203,15 um 415 Міо fl auf 19 376 203,15 fl. 


In der Bilanz vom 31. Dezember 1940 erscheinen die Eisenbahnen 
mit 258 900 289,47 fl gegenüber 1939 mit 269 450 279,0) fl, die Fahrzeuge 
einschließlich der elektrischen Oberleitung mit 75 716 052,00 (77 356 793,10) 
Gulden; im übrigen bewegen sich die Summen der nach den gleichen 
Grundsätzen wie 1939 und 1938 aufgestellten Bilanz auf etwa der glei- 
chen Höhe wie in den Vorjahren, nur die Forderungen werden mit 
44 326 699,17 fl gegenüber 9 381 130,21 fl im Jahre 1939 ausgewiesen. Bei 
der Aktivierung der Vergütung der Kriegsschäden sind die Abreden mit 
dem Staat berücksichtigt worden. Der Reorganisationsverlust ist mit der 
gleichen Summe wie bisher, d. h. mit 99 487 323,70 fl in Rechnung ge- 
setzt. Bei den Passiven erscheint das (dem Staat gehörige) Aktienkapi- 
tal unverändert mit 10 Mio fl, während die durch den Staat vertretenen 
Anleihen mit 281 614 438 fl (1939: 284 336 025 fl) der Pensionsfonds mit 
130 774 442 (1939: 142 326 254) fl erscheinen. Wesentlich höher werden 
die Schulden mit 98 139 918,05 (1939 61 439 249,20) fl ausgewiesen, Die 
Gesamtbilanzsumme beträgt für 1940 562 155 038,54 fl (1938: 504 357 045,51 
Gulden). 

Nachdem die neuen Bahnhöfe Muiderpoort und Amstelbf. in Am- 
sterdam noch am 15. Oktober 1939 in Betrieb genommen werden konnten, 
nahmen die Arbeiten an der weiteren Verbesserung der Verkehrs- und 
Eisenbahnverhältnisse im Osten und Süden Amsterdams ihren geregelten 
Fortgang; vor allem wurden weitere Unterführungen vollendet und die 
Hochlegung der Bahnanlagen weiter fortgeführt, So konnte noch zum 
15. Dezember 1940 das Gleis Centraalstation—Muiderpoort in Benutzung 
genommen werden, während sich die Vollendung des Gleises der anderen 
Richtung noch bis Anfang 1941 hinzog. Die Gleise werden einstweilen 
für die beiden Richtungen Amersfoort und Utrecht benutzt, die Herstel- 
lung besonderer Doppelgleise für die beiden Strecken ist noch von der 
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Vollendung weiterer Unterführungen abhängig, sie kann aber zu Ende 
1941 erwartet werden. Die Erweiterung des an der Amersfoorter Strecke 
gelegenen, auch der Utrechter Strecke nutzbaren Rangierbahnhofs Water- 
graafsmeer nähert sich ihrer Vollendung, die Lieferung der Sicherungs- 
einrichtungen verzögert sich indes, mit der Erweiterung des näher zur 
Stadt gelegenen Rangierbahnhofs Rietlanden wurde begonnen. Auch der 
Ausbau der Eisenbahnanlagen in Utrecht zur Verbesserung der Straßen- 
verkehrs- und Eisenbahnverhältnisse wurde planmäßig fortgesetzt. Es 
kann damit gerechnet werden, daß der letzte bedeutende Abschnitt, die 
Hochlegung der beiden Gleise zwischen dem Hauptbahnhof und dem 
Endpunkt der Bauarbeiten (Eisenbahnlinie nach Amersfoort) im Herbst 
1941 vollendet sein wird. Von der in Aussicht genommenen Verstärkung 
des Bahnkörpers Gouda—Oudewater(—Utrecht) wurde der erste Teil- 
abschnitt bei Gouda fast vollendet, der lediglich noch ausstehende Ein- 
bau der neuen Bettung soll in den nächsten Jahren geschehen. 

Auf verschiedenen Strecken:von insgesamt 15,654 km Länge fanden 
auf der freien Strecke Verstärkungen des Oberbaues statt. Die Entfer- 
nung der Vorsignale vor den Hauptsignalen wurde weiterhin an mehre- 
ren Stellen auf 1000 m gebracht. An vier unbewachten Wegekreuzungen 
wurden automatische Blinklichteinrichtungen nach dem System Steen- 
wijk angebracht, und zwar eine an einer gewöhnlichen doppelgleisigen 
Strecke, zwei an einer eingleisigen und eine an einer elektrisch betriebe- 
nen Strecke. Die Einrichtung von Lautsprecheranlagen wurde vermehrt 
und ausgebaut. Zu weiterer Ausdehnung der selbsttätigen Fernsprech- 
einrichtungen wurden die Vorbereitungen getroffen. An einzelnen Stel- 
len wurde versuchsweise eine neue Art von Baken aufgestellt, und zwar 
für Vorsignale, die unter einem Hauptsignalarm angebracht sind. 

Auf den Strecken Arnheim—Nijmwegen und Harmelen—Breukelen 
wurde Anfang 1940 der elektrische Betrieb aufgenommen, Mit dem Bau 
der elektrischen Einrichtung der Strecken Amsterdam—Hilversum— 
Amersfoort, Utrecht—Blauwkapel—Amersfoort und —Hilversum, insge- 
samt 78 km, wurde angefangen, ebenso mit dem Bau der hierfür nötigen 
neuen Fahrzeuge. Der Fortgang der Arbeiten wurde zwar durch die Zeit- 
verhältnisse verzögert, doch hofft man, wenn keine besonderen Umstände 
mehr eintreten, im Laufe des Jahres 1942 den elektrischen Betrieb auf- 
nehmen zu können, Damit wären dann nach Rotterdam und den Haag 
auch sämtliche von Amsterdam und Utrecht ausgehenden Strecken auf 
den elektrischen Betrieb umgestellt. 

Die Anzahl des fest beschäftigten Personals, die seit Jahren laufend 
zurückgeht, ist auch 1940 weiter gesunken, und zwar von 29478 Ende 
1939 auf 28 561 Ende 1940. Die Personalausgaben beliefen sich ohne die 
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dabei nicht mitgerechneten Reise-, Umzugskosten usw. in Höhe von 
1128 000 #1 (1939: 705 000 fl) auf 62 299 000 fl, also 67,3 der Betriebs- 
ausgaben gegenüber 63 069 000 fl oder 71,1 % der Betriebsausgaben im 
Jahre 1939. Die Gültigkeitsdauer der zum 1. Oktober 1938 eingeführten 
allgemeinen Dienstvorschrift (RDV 1938), die am 1. Januar 1941 ab- 
laufen sollte, wurde auf ein Jahr verlängert, wesentliche Änderungen 
wurden nicht vorgenommen, Um die Not der durch die Kriegshandlun- 
gen im Mai betroffenen Bediensteten so schnell wie möglich zu lindern, 
rief die Verwaltung im Einvernehmen mit dem Personalrat eine Hilfs- 
aktion „Steunkommissie NS 1940“ ins Leben, zu der das Personal so reich- 
lich laufende Spenden gab, daß die Sammlung Ende 1940 abgebrochen 
werden konnte. Mit den Beiträgen der Bahnärzte und Apotheker sowie 
der Organisationen kam ein Betrag von über 215 000 fl zusammen, wäh- 
rend die Ruheständler noch weitere 54 000 fl sammelten; damit konnten 
alle berechtigten Wünsche befriedigt werden. 

Auf dem Gebiet der Organisation! wurde im Hinblick auf den engen 
Zusammenhang zwischen Eisenbahn und Stadt und Land der Handels- 
abteilung eine Abteilung ‚Städtebau“ zugefügt. Im Geschäftsbereich des 
Verkehrsdienstes wurde die Zusammenfassung des Ämterdienstes zu der 
Hauptinspektion, Liniendienst, in Utrecht zu Ende geführt, ebenso wurde 
dort eine neue, neunte Abteilung „Zugregelung“ eingerichtet. Die An- 
zahl der Auskunftsstellen für den Reiseverkehr wurde weiter vermehrt, 

Über die Entwicklung des Personenverkehrs während der ersten 
Monate des Jahres ist nichts besonderes zu sagen. In der Nacht zum 
10. Mai wurde der gesamte Personenzugverkehr eingestellt, am 16. Mai 
wurde er unter gleichzeitiger Einführung der Mitteleuropäischen Som- 
merzeit, dort, wo es möglich war, wieder eingerichtet und in der Folge- 
zeit weiter ausgedehnt, Dabei wurde der Personenverkehr auf folgenden, 
früher geschlossenen Strecken wieder aufgenommen: Assen—Veendam 
ат 25. Mai, Leeuwarden—Dokkum-Aalsum und Stiens—Tzummarum am 
28. Mai und Veendam—Zuidbroek, Hoorn—Medemblik und Eindhoven- 
Valkenswaard am 9. Mai. Bereits am 6. Juni wurde der D-Zug Berlin— 
Bentheim—den Haag, am 7. Juni der Gegenzug wieder eingelegt. Am 
10. Juni wurde ein neuer Fahrplan eingeführt und wieder ein Kursbuch 
ausgegeben. Die Geschwindigkeit, mit der die elektrischen Züge wieder 
eingelegt wurden, betrug 100 km, die der Dampfzüge, mit einzelnen Aus- 
nahmen, 80 km. Nach und nach wurde der Fahrplan weiter ausgebaut 
und, soweit eine Eisenbahnverbindung noch nicht möglich war, wurden 
Autobusverkehre eingerichtet. Am 12. Juni wurde der Verkehr auf der 
Strecke Eindhoven—Valkenswaard wieder eingestellt. Am 22. Juni wur- 
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den die D-Züge 137/138 den Haag—Bentheim— Dresden mit Schlafwagen 
nach Berlin wieder in Verkehr gesetzt. Auf der früher geschlossenen 
Strecke Emmen—Gasselternijveen wurde am 24. Juni der Verkehr wie- 
der aufgenommen. Seit dem 15. August wurden im Anschluß an die Züge 
D 111/112 die Flügelzüge Amsterdam—Amersfoort mit direkten Wagen 
nach Berlin wieder eingelegt. Seit dem 28. August verkehrten wieder drei 
Schnellzugpaare Dordrecht Maastricht über Eindhoven—Weert, In der 
Zeit vom 6. Oktober bis zum 3. November verkehrten über Aachen: 
Maastricht— Visé zwei D-Zugpaare Köln—Lüttich— Paris. Mit dem 17. No- 
vember konnte endlich auch der durchgehende Verkehr über Emmerich, 
und zwar mit den D-Zügen 67/68 den Haag—Köln—Wien wieder auf- 
genommen werden. Mit der weiteren Vermehrung der wieder in Betrieb 
genommenen Strecken wurde auf den Strecken Winsum—Zoutkamp und 
Emmen—Gasselternijveen am 24. November, auf den Strecken Leeuwar- 
den—Dokkum-Aalsum und Stiens— Tzummarum am 1. Dezember der Per- 
sonenverkehr wieder eingestellt. Für den Wehrmachtsverkehr wurden 
in der Weihnachtszeit die Züge D 171/172 den Haag—Bentheim—Leipzig 
und D 281/282 den Haag—Emmerich— Frankfurt gefahren. 

Während bis zum Mai noch Wert darauf gelegt wurde, den Reise- 
verkehr zu fördern, mußten nach dem 15. Mai Maßnahmen getroffen wer- 
den, ihn möglichst einzuschränken. Zwar wurden anfänglich noch Som- 
merrückfahrkarten und Ferienkarten ausgegeben, zum 1. November wur- 
den jedoch sämtliche Ausnahmetarife außer Kraft gesetzt, nur für den 
Besuch verwundeter und kranker Soldaten wurden noch Erleichterungen 
gewährt. 

Auch der Güterverkehr kam am 10. Mai vollständig zum Erliegen, 
aber schon am 17. Mai konnte der Gemüseverkehr mit Deutschland wie- 
der aufgenommen werden und gleichzeitig wurde auf den Strecken, auf 
denen der Personenverkehr wieder eingerichtet war, Gelegenheit zur Be- 
förderung von Expreßgut und leichtverderblichem Schnellgut gegeben. 
Am 27. Mai wurde die Beförderung von Wagenladungen und von Stück- 
gut in beschränktem Umfang wieder aufgenommen und im mittleren Teil 
des Landes wurde ein wenn auch sehr beschränkter Fahrplan wieder ein- 
geführt. Allerdings mußten 2. Т. erhebliche Umwege gefahren werden, 
auch waren einzelne Bahnhöfe zunächst überhaupt nicht zu erreichen, 
Um die gleiche Zeit wurde auch der Verkehr mit dem Ausland wieder in 
Gang gebracht, der Verkehr mit Deutschland wurde dabei derart über 
die verschiedenen Übergänge verteilt, daß größere Umwege soweit wie 
möglich vermieden wurden. Auch die Beförderung von Wagenladungen 
Frachtgut und Frachtstückgutsendungen wurde im Verkehr mit Belgien 
in beschränktem Maße wieder aufgenommen, soweit die Übergänge dies 
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zuließen, der Verkehr mit Frankreich beschränkte sich indes noch auf 
einzelne Transporte. Nach und nach konnte der Fahrplan verdichtet wer- 
den. Die Strecken östlich und südlich der großen Flüsse, wo sich zunächst 
der Verkehr nur bezirksweise hatte entwickeln können, wurden dabei an 
das Mittelnetz angeschlossen. Bis zum 5. Januar 1941 blieb dieser, zuletzt 
am 24. November ausgebaute Güterzugfahrplan bestehen, dabei wurde die 
Höchstgeschwindigkeit der Güterzüge mit 50 km beibehalten. 

Mit dem 24. Juni wurden alle Gruppen des Gruppenwagendienstes' 
wieder in Betrieb genommen, mit Ausnahme der Gruppen Venlo, Sittard 
und Maastricht, die am 12, Juli wieder zu arbeiten begannen. Bei dem 
großen Mangel an G-Wagen wurde der Gruppenwagendienst derart ge- 
ändert, daß dieGruppenwagen nur ein um den andern Tag gestellt wurden ; 
außerdem wurden besonders umfangreiche Stücke von der Beförderung 
als Fracht- und Schnellgut ausgeschlossen. Auch die Zuführung der 
Güter im Rollfuhrdienst erlitt viele Schwierigkeiten durch den Benzin- 
mangel, der größte Teil der Atodienste (der Allg. Transport Onder- 
neming, des Rollfuhrunternehmens der Gesellschaft) mußte daher ein- 
gestellt werden. An ihre Stelle wurden besondere Wagen für die klei- 
neren Bahnhöfe eingesetzt und der Rolldienst mit ihnen dem Pferdefuhr- 
werk überlassen. Auf dem inzwischen aufgegebenen und durch den 
Amstelbahnhof ersetzten Bahnhof Weesperpoort in Amsterdam wurde 
der Güterschuppen ebenfalls beseitigt und dafür ein Teil des neuen Schup- 
pens an der Cruquiuskade in Benutzung genommen. Da die bisherige Ge- 
schwindigkeit der Güterzüge nicht beibehalten werden konnte, mußte das 
Gruppenwagensystem umgebaut werden: jetzt werden die Güter morgens 
angebracht und verladen, während nachmittags und abends die Gruppen- ` 
wagen zur Entladung bereitgestellt werden. Für die Umladung vom 
Eisenbahnwagen auf den Rollwagen wurde mit der Einführung eines 
neuen Überladesystems begonnen, das aus einem losen Ladebrett und 
einer verschiebbaren Rampe an den Schuppen besteht. Gänzlich ge- 
schlossen für den Güterverkehr wurden 8 weitere Bahnhöfe, die nicht an 
einer außer Betrieb gesetzten Strecke lagen, während die Abfertigungs- 
befugnis von weiteren 10 Stationen noch mehr eingeschränkt wurde, 

Im Jahre 1940 wurden im Wagenladungsverkehr 997 577 (1939: 
1046 569) Wagen gestellt, davon allein 475 474 (549 073) für den Ver- 
kehr von Steinkohle aus Limburg. Über die belgischen Übergänge gin- 
gen 45 301 (102931) Wagen aus, 31410 (54 875) kamen über sie herein, 
über die deutsche Grenze gingen 1940 166964 (82815) Wagen hinaus, 
125 511 (200 327) kamen dafür herein. Die Anzahl Wagen der Nieder- 
ländischen Eisenbahnen, die an ausländische Bahnen übergeben wurden, 
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betrug in den ersten vier Monaten 1940 52 739, dafür wurden 111 675,17 fl 
Wagenmiete eingenommen, aus dem Auslande kamen in der gleichen Zeit 
66 188 Wagen, für sie mußten 232 320,11 fl bezahlt werden. 

Die Binnentarife für den Güterverkehr erlitten keine Änderungen 
wesentlicher Art, im Auslandsverkehr wurden für den Deutsch-Nieder- 
ländischen Verkehr neue Ausnahmetarife für Steine, Gips, Kalk, Stein- 
kohle und Eier eingeführt und der deutsch-niederländische Expreßgut- 
verkehr erhielt Sätze für den Verkehr mit dem Protektorat Böhmen ‚und 
Mähren. Im Nordisch-Niederländischen Tarif wurden die Sätze, soweit 
sie auf dem Wettbewerb mit dem Seeweg aufgebaut waren, im Hinblick 
auf die durch die Zeitverhältnisse geänderten Wettbewerbsverhältnisse 
um 30 % erhöht, eine entsprechende Maßnahme wurde für den nieder- 
ländisch-schweizerischen Verkehr getroffen, auf welchem Gebiet die Aus- 
schaltung des Weges über Belgien und Frankreich als Wettbewerbsweges 
Anlaß bot, in verschiedenen Beziehungen die Sätze zu erhöhen. 

Aus dem Gebiet des maschinentechnischen Betriebes wurde bereits 
erwähnt, daß auf den Strecken Arnheim—Nijmwegen und Harmelen— 
Breukelen der elektrische Betrieb Anfang 1940 aufgenommen, und daß 
mit dem elektrischen Ausbau der Strecken im Raume Amsterdam— Amers- 
foort—Utrecht begonnen wurde. Inzwischen sind auch die 18 Fünf- 
wagen-dieselelektrischen Einheiten, von denen im letzten Jahresbericht 
bereits die Rede war, angeliefert worden; die Wagen konnten jedoch, bei 
dem großen Mangel an Dieselöl, noch nicht in Benutzung genommen 
werden, 

Zwei Lokomotiven, 1 Lokomotor, 78 Personen- und 134 Güterwagen 
wurden durch die Kriegshandlungen gänzlich zerstört, 45, 2, 206 und 
374 Fahrzeuge der gleichen Art mehr oder weniger stark beschädigt, in- 
zwischen aber wiederhergestellt. 

Insgesamt waren Ende 1940 (1939) vorhanden für den Dampf- 
betrieb: 866 (872) Lokomotiven und 10 (10) Kleinbahnlokomotiven, 
1615 (1702) Personenwagen, 1239 (1236) Gepäck-, Schnellgut- und 
Postgepäckwagen mit 10244, (10829,5) t Tragfähigkeit, 29 (29) 
Kleinbahnpersonenwagen und 10 (10) Kleinbahn-Gepäck- und -Post- 
gepäckwagen mit 62 (62) t Tragfähigkeit, 10960 (11027) G-Wagen 
mit 162 813,5 (163666) und 15757 (15289) O-Wagen mit 292 005,5 
(292907) t Tragfähigkeit, endlich 1150 (1155) Dienstwagen und 1530 
(1485) Privatwagen mit 25 250,3 (24 029,6) t Tragfähigkeit. Dem elek- 
trischen Betrieb standen zur Verfügung: 149 (153) Motorwagen, 166 
(161) Anhängewagen, 61 (61) Zwei-Wagen-Einheiten und 36 (37) Drei- 
Wagen-Einheiten, dem Benzin- und Ölbetrieb: 50 (50) Benzinlokomotoren, 
121 (106) dieselelektrische Lokomotoren, 2 (2) dieselelektrische Lokomo- 
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tiven, 3 (3) Rangierlokomotiven Privater, 25 (36) Verbrennungsmotor- 
wagen, 8 (8) Motormontagewagen und 54 (40) dieselelektrische Ein- 
heiten. 

Für den Fährdienst Enkhuizen—Stavoren waren nach wie vor vor- 
handen 1 Motorboot und 2 Dampfschiffe, je etwa 400 RgT groß mit je 
1000 PS. 

Die Entwicklung der Ergebnisse der letzten Jahre ergibt die fol- 
gende Zusammenstellung, 


Übersicht der Betriebsergebnisse. 


Anzahl E Einnahmen ' П 

DÉI) Anzahl Мы]. SS Ее 

Jahr | meter | Zug- | Endo | шш | verkehr | Insgesamt | kosten GG? 
wf | kilometer | der | 

° 


schnitt Jahres Г D А 


1920 | 3 659 | 37 792 206 | 48 712 | 87 580715 101 021 695 204 339 427 | 181 339 600 | 85,7 
1921 | 3 655 | 41 000 693 | 51 077 | 90 638 216 | 91856 714 194 223 495 | 194 126 588 | 99,9 
1922 | 3 671 | 42 208 420 | 47 557 | 87 360449 | 77 169 420 175 358 760 | 172 656 396 | 98,4 
1923 | 3.675 | 41 812 463 | 44 539 | 82 383566 70476402 | 162 137 747 | 150 789 524 | 93,0 
1924 | 3 644 | 42 807 384 | 42 377 | 80 734 647 | 76 384910 | 166 933 077 | 130 380 798 | 78,1 
1925 | 3 635 | 45 123 042 | 40 507 | 79 223235 70751 965 | 162 667 929 | 121 154 665 | 74,4 
1926 | 3 641 |47 182 966 | 39 089 | 76 489206 | 74 835 003 | 162 388 861 | 119 551 884 | 73,1 
1927 | 3 675 | 48 819 431 | 39032 | 75 754.067 | 75 153425 162 216728 | 119 408 218 | 73,6 
1928 | 3 687 | 52 439 333 | 39 552 | 82 041 846 | 80111 968 173 667 467 | 126 505 345 | 72,5 
1929 | 3 705 | 54 319 988 | 40 286 | 84 100764 | 85616 937 | 180783 211 | 130 168 708 | 72,0 
1930 | 3 701 | 55 032 150 | 40 568 | 85 328 830 79 198.067 175 508 427 | 128 820 966 | 73,1 
1931 | 3 687 | 54 981 990 | 39 932 | 79 285951 | 74 302 806 | 164 295 873 | 127 001 103 | 77,3 
1932 | 3 661 | 54 400 127 | 37 883 | 68 507 002 61 864289 | 139 535 290 | 117 232 076 | 84,0 
1933 | 3 656 | 53 902 300 | 36 465 | 60 497 337 | 54111 359 | 122 437 753 | 109 461 502 | 89,4 
1934 | 3 626 | 55 466 141 | 35 553 | 56 827 759 48 253 679 | 112 381 595 | 104 143 261 | 92,0 
1935 | 3 531 | 53 866 052 | 33780 | 53 566 358 | 40789 694 | 101 120 313 | 95361 070 | 94,3 
1936 | 3 420 | 52 125 673 | 31931 | 51 244719| 38 003 980| 95576502| 91600639 | 95,8 
1937 | 3 389 | 52 366 071 | 31 054 | 54 222 860| 39917 637 | 100 420 867| 91113 362 | 90,7 
1938 | 3 357 | 54 844 465 | 30 370 | 54 565 496| 38203475! 99332366| 88507970 | 89,1 
1939 | 3336 | 55 405 050 | 29 478 | 60 620 417 | 42 037 559 | 110 150 323 | 88 005 000 80,0 
1940 | 3 336 | 43 603 207 | 28 561 | 62 410.587 55403 786 | 124 235 104| 92510 104 | 74,4 


Das Verkehrswesen und die Wirtschaft Französisch-Nordafrikas. 
III. Tunesien!, 


Von 
W. Paschen in Kiel. 


(Mit 2 Karten.) 


Besitzergreifung. 

Den Anlaß für die Expedition und die Errichtung des franzö- 
sischen Protektorats über Tunesien im Jahre 1880 boten die Einfälle der 
Kroumirs in Algerien. Es erfolgte keine Kriegserklärung an den Bey. 
Frankreich unterstützte ihn bei der Wiederherstellung der Ordnung, viel- 
mehr es stellte sie in seinem Namen wieder her und blieb in Tunesien 
auf Grund des Freundschaftsvertrages von Kassar-Said, besser bekannt 
als Vertrag von Bardo vom 12. Mai 1881. Dieser gestattete die mili- 
tärische Besetzung zur Wiederherstellung der Ordnung und Sicherheit 
an der Grenze und der Küste. Das Wort „Protektorat“ findet sich erst 
später in dem Vertrag von La Marsa vom 8. Juni 1883. Es heißt dort: 
Se, Hoheit der Bey verpflichtet sich, Reformen der Verwaltung, Justiz 
und der Finanzen durchzuführen, welche die französische Regierung für 
notwendig hält. Im Gegensatz zu Algerien wird also Tunesien seine 
alte Verwaltung belassen; ohne die den Eingeborenen teueren alten Ge- 
bräuche zu verletzen, können Reformen durchgeführt werden, 

Größe und Bevölkerung. Der Flächeninhalt der Regent- 
schaft Tunesien beträgt 125 180 qkm. Die Bevölkerung betrug nach dem 
letzten Zensus vom 12. März 1936: 2608 313 Köpfe und setzte sich aus 
2335 623 Moslemiten, 59 485 tunesischen Juden und 213 205 Europäern zu- 
sammen. Die europäische Bevölkerung besteht aus 108 068 Franzosen, 
94 289 Italienern, 7279 Maltesern und kleinen Kontingenten anderer Na- 
tionalitäten. Die französische Bevölkerung ist aber zum beträchtlichen Teil 
nichtfranzösischer Abstammung; etwa 82 000 sind nicht in Frankreich 
geboren. Abgesehen von Tunis mit einer Bevölkerung von 219 578 gibt 
es keine großen Städte. Über 20 000 Einwohner haben Sfax (43 333), 


1 Teil I Marokko ist in Heft 4, Teil IT Algerien in Heft 6 1941 behandelt, 
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Bizerta (28468), Sousse (28465), Kairouan (22991) und M’Saken 
(20 089). 


Verwaltung. Das Land zerfällt für Zwecke der Verwaltung 
in zwei Teile: das unter Zivilverwaltung stehende Gebiet und die mili- 
tärisch verwalteten Teile des Südens. Ersteres zerfällt wiederum in 
Kaidschaften (caidats), Khahyaliks, Kalifaliks und Chaickats, an deren 
Spitze tunesische Beamte stehen, die gleichzeitig Funktionen der Ver- 
waltung, Justiz und Finanzen (Steuern) ausüben. Diese lokale Ein- 
geborenen-Verwaltung wird von 19 französischen Kontrolleuren über- 
wacht, deren Geschäftsbereich mehrere Kaidschaften umfaßt. Das unter 
Zivilverwaltung stehende Gebiet ist in fünf Regionen geteilt: Bizerta, 
Tunis, le Kef, Sousse, Sfax. Theoretisch sollen sich die Zivil-Kontrolleure 
darauf beschränken, die Kaids moralisch zu lenken und die französische 
Kolonisation zu fördern; ihre Einmischung geht aber weit. 


Die südlichen Gebiete (Territoires du Sud) werden von den Be- 
amten des Service des Affaires indigènes, die dem Generalresidenten 
direkt unterstehen, verwaltet. 


Der Bey von Tunis ist nominell Herrscher geblieben, dem die Ehren 
eines solchen zustehen, Seine Prärogativen sind in den Verträgen von 
Bardo und La Marsa festgelegt. Er hat seine tunesischen Minister (Pre- 
mierminister, Minister der Feder u. a.) und übt die Regierung aus. Im 
Lande ist ein Teil seiner Rechte auf die Kaids übertragen, denen 
Kahias, Khalifas und Cheiks zur Seite stehen. 

Frankreich ist bei der Regierung des Bey durch einen bevollmäch- 
tigten Minister mit dem Titel Generalresident vertreten, der seinerseits 
dem französischen Minister des Äußeren untersteht. Er verkörpert die 
französische Staatsgewalt, Ihm unterstehen die Truppenteile der Armee 
und Marine und die gesamte Verwaltung der Europäer und Eingeborenen. 
Er ist der Minister des Äußeren des Bey, der nur durch ihn mit den 
Vertretern der fremden Mächte in Verbindung treten darf. Er ist Vor- 
sitzender des Ministerrats, welchem außer dem Premierminister, dem 
Minister der Feder, der Justiz, dem die Truppen befehligenden General 
als Kriegsminister, dem Vizeadmiral und Seepräfekten von Bizerta (Ma- 
rineminister) die Direktoren oder Chefs folgender Ämter angehören: Ge- 
neralsekretariat, Finanzen, Öffentlicher Unterricht und Künste, Inneres, 
Öffentliche Arbeiten, Wirtschaft, Post und Telephonie, Der Generalgou- 
verneur hat den Vorsitz im Grand-Conseil, eine gewählte Versammlung, 
welche den Haushalt bewilligt. Der Generalresident kann Gesetzvor- 
schläge machen sowie dem Bey Reformen in der Verwaltung, Justiz und 
Finanz vorschlagen. Ег hat die Kontrolle der Erlasse des Bey, sein 
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Visum ist erforderlich, um ihnen Gültigkeit zu verschaffen. Unterstützt 
wird der Generalresident durch den Délégué de la Residence Générale, 
der den Rang eines bevollmächtigten Ministers hat und ihn bei Abwesen- 
heit vertritt. Gleichzeitig ist letzterer Leiter des wieder eingerichteten 
Generalsekretariats des Generalresidenten. Der Délégué arbeitet mit dem 
Premierminister des Bey zusammen, dessen Erlasse und Anordnungen 
er gegenzeichnet. Er sorgt für die Zusammenfassung der zivilen und 
administrativen Angelegenheiten der Regentschaft in einer Hand, zu 
welchem Zweck er das Recht zur Überwachung der tunesischen Behörden 
hat. Alle die Verwaltung der Eingeborenen betreffenden Angelegen- 
heiten, u. a. die Verwaltung der Kaidate, sind dem Generalsekretariat 
direkt unterstellt, der auch die öffentliche Sicherheit, das Verwaltungs- 
personal der Regentschaft, die Ausgaben, den Strafvollzug sowie die 
französische Gerichtsbarkeit und den Gemischten Gerichtshof überwacht. 


Vor den Reformen von 1922 gab es — abgesehen von Wirtschafts- 
kammern — keine gewählten Vertretungen der Bevölkerung. Seitdem 
sind Franzosen und Tunesier vertreten: 
1. in den Conseils de caidats, die sich aus gewählten Vertretern 
der Chaikate zusammensetzen. Sie tagen in jedem Semester zwei 
Tage. Ihre Attribute sind im wesentlichen wirtschaftlicher Art; 

2. in den fünf Conseils de Кёріоп, die in den Hauptorten Bizerta, 
Tunis, le Kef, Sousse, Sfax zusammenkommen. In den südlichen 
Gebieten gibt es keine. Sie setzen sich aus Vertretern der obigen 
Conseils de Caidats, der Städte, der Wirtschafts- und Handels- 
und Bergbaukammern zusammen. 


Die Gesamtvertretung der Bevölkerung bildet der Grand Conseil de 
La Tunisie, der seit dem 2. März 1928 an Stelle der Beratenden Ver- 
sammlung (Conférence Consultative) getreten ist. Dieser Große Rat 
setzt sich aus zwei Abteilungen, einer französischen und einer tunesi- 
schen, zusammen. Die französische Abteilung hat 22 Vertreter wirt- 
schaftlicher Interessen und 34 Vertreter der französischen Kolonie. 


Durch Erlaß vom 22. April 1934 ist ein Conseil Supérieur de la 
Colonie geschaffen, um im Fall der Uneinigkeit der beiden Abteilungen 
eine Entscheidung zu sichern. Dieser Conseil Supérieur besteht aus dem 
Generalresidenten als Vorsitzendem, dem Premierminister, den Ministern 
der Feder, der Finanzen, der Justiz, dem Generalsekretär des Residenten 
sowie neun eingeborenen Mitgliedern. Er tagt einmal jährlich im An- 
schluß an die Tagung des Grand Conseil. 

DM 
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Bodengestaltung, Bewässerung, Klima. 


Tunesien liegt zwischen dem 37° 30° und dem 30° 10° N. Br. und 
dem 6° 35° und 11° 35° б. І. у. Gr. Es wird begrenzt im Norden und 
Osten vom Mittelmeer und Libyen, im Süden von der Sahara und dem 
Binnensee Chott el Djerid, im Westen von Algerien. Ein Meeresarm von 
140 km Breite trennt es von Sizilien. Die Länge der Küste beträgt 
1400 km. Die Nordküste ist steil und felsig und bietet als natürlichen 
Schutz nur den See von Bizerta und den Golf von Tunis. Die Ostküste, 
sehr flach, hat zwei große Einbuchtungen, die Golfe von Hammamet und 
Gabös, letzterer zum Teil geschützt durch die Inseln Kerkenna und 
Djerba. Die Buchten von Sousse und Sfax sind hier die einzigen Punkte, 
welche sich zu Häfen ausgestalten ließen, 


Tunesien, d. h. sein bewohnter und angebauter Teil, hat die Form 
eines Rechtecks von 200 km Breite und 400 km Länge. Orographisch 
umfaßt Tunesien die beiden östlichen Ausläufer des Atlas, die etwa par- 
allel miteinander von Südwest nach Nordost verlaufen. Ersterer bildet 
die Fortsetzung des algerischen Tell und zieht sich bis zum Kap Blanc 
bei Bizerta hin. Dieser Teil umfaßt die Berge der Kroumirie mit dem 
Djebel Dir als höchster Erhebung (1014 m), ferner die Massive von 
Bejaoua und Mogods. Der zweite Rücken ist die Fortsetzung des saha- 
rischen Atlas, das Dorsale tunösienne, und erstreckt sich von Tébessa 
nach Kap Bon; Hauptgipfel sind der Djebel Chambi, 1544 m, Djebel 
Semmane, 1314 m, Djebel Zaghouan, 1295 m, u. а. Sekundäre Ketten, die 
Ouerghe- und Teboursouk-Berge, liegen im Süden des Tales von Med- 
jerda und setzen sich im Norden dieses Tales in Wellen bis östlich 
Bizerta fort; eine zweite Kette trennt sich vom saharischen Atlas in 
südöstlicher Richtung und endet bei El Djem. 

Die Ostküste von Sousse bis Gabès bildet eine ausgedehnte Ebene, 
Sahel genannt. Im Süden des Golf von Gabès wird die Küste von einer 
tief gelegenen Ebene gebildet, 

Schließlich dehnt sich zwischen der Kette von Ouerghe und dem 
Massiv des Dorsale tunésienne die Hochebene von Tunesien aus, die an 
einzelnen Stellen eine Höhe von 1000 m erreicht. 

Hydrographisch zerfällt Tunesien in drei große Becken: Das gut 
bewässerte Nordbecken mit den Oueds (Flüssen) Zouara, Kebir, Sed- 
jenan, Djemmine, Medjerda, Miliane, die sämtlich in das Mittelmeer 
münden. Das Ostbecken weist nur einen größeren Fluß mit verschiede- 
nen Namen auf, der vom Djebel Kouif kommt und westlich Sousse 
in der Sebkra Kelbia mündet. Der Hauptwasserlauf des Südbeckens 
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ist der Oued Oum el Ksob, der den Sidi Aich aufnimmt und dann als el 
Melah im Gebiet der Chotts mündet, nachdem er Gafsa bewässert hat. 
Abgesehen vom Medjerda, der 265 km lang ist, sind die meisten Oueds 
kleine Wasserläufe, die im Sommer häufig trocken sind, aber nach den 
Winterregen erhebliche Wassermassen führen können. In der Breite von 
Gabès liegt das Gebiet der Chotts, Belad-el-Djerid (Land der Datteln), 
das aus alten Seen gebildet wird. Eine Reihe von Depressionen zieht sich 
über fast 350 km vom Golf von Gabès zum Oued Rhir, nördlich Toug- 
gourt, hin. Es sind die Chotts el Fedjad Djerid, el Rharsa und Melghir, 
letzterer liegt beiderseits der tunesisch-algerischen Grenze. Sandige 
Schwellen trennen die Chotts untereinander. Nur an den tiefsten 
Stellen steht Wasser, die Ufer sind von einer Salzschicht bedeckt, die 
über weichem Schlamm liegt. Um die Becken treten Süßwasserquellen 
zutage, bei Nefta, Tozeur El Hamma, die über 600 000 Dattelbäume be- 
wässern. 


Das Klima ist gemäßigt und im allgemeinen gesund. Die vorherr- 
schenden NW-Winde bringen im Winter reiche Regenfälle, 


Die Wirtschaft. 


Die Wirtschaft Tunesiens beruht auf Landwirtschaft und — zum 
geringeren Teil — auf Bergbau. Nahrungsmittel und Rohstoffe bilden 
ihre Grundlage. Das Gedeihen des Landes hängt von der Möglichkeit ab, 
den Überschuß seiner Erzeugnisse zu lohnenden Preisen auszuführen, 
um für die notwendige Einfuhr zahlen zu können. Über 70 % einer nor- 
malen Ausfuhr sind Bodenprodukte und Erzeugnisse der Viehwirtschaft, 
der übrige Teil Mineralien. 

Von der Gesamtfläche des Landes von 12,5 Mio ha sind 9 Mio ha 
oder 72% ertragfähig (bebaut oder nichtbebaut), unproduktiv sind 
3,5 Mio ha oder 28 %. Die produktive Fläche verteilt sich wie folgt: 


mit Getreide bestellt . . . . . . 2,9034 Mio ha 32,6 % 
natürliches Grasland und Weiden . . 0,100 „ ы 11% 
Baumkulturen und Weingärten . . . 0,400 » » 44% 
Wälder und Forsten , » 2... Jung » » 11,38% 
Triften und nicht kultiviertes, aber 

ertragfühiges Land . . . . . . 4550 „ 50,5 % 


9,000 Mio ha = 100,0 % 


Als Mittelmeergebiet mit trockenem und warmem Klima und sehr 
unregelmäßigem Regen treibt Tunesien die allgemeinen Kulturen des 
Mittelmeerbeckens: Weizen, Gerste, Hafer, Wein, Oliven, Viehzucht (vor 
allem Schafzucht); in zweiter Linie folgen Früchte, wie Datteln, Oran- 
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gen, Mandarinen, Zitronen, Bohnen, Alfagras und Korkrinde. Mehr als 
die Hälfte der Einfuhr besteht in Fertigwaren, in erster Linie Textilien, 
Nahrungsmittel machen etwa 15 und Brennstoffe 10 % der Einfuhr aus. 
Das Land verfügt über keine Kohle oder natürliche Kraftquellen. Die 
unsichtbaren Posten der Handelsbilanz, wie Banktransaktionen, Versiche- 
rung, Schiffahrtsdienste, Kapitalanlagen in Tunesien und Touristenver- 
kehr sind meist in ausländischer Hand, stellen also Lasten dar. 


Der Touristenverkehr ist in den letzten Jahren stark zurückgegan- 
gen; die Einnahmen, welcher dieser noch bringt, werden mehr als auf- 
gewogen durch das Geld, das mit den Reisen französischer Beamten und 
Residenten in der warmen Jahreszeit nach Europa fließt. Das jährliche 
Defizit der Eisenbahnen ist beunruhigend. Tunesiens Gedeihen ist also 
auf das engste mit seinem Außenhandel verknüpft. Industrie hat das 
Land nur wenig. 


Die Wirtschaftslage ist seit Jahren unbefriedigend. Das Land 
leidet unter der Wirtschaftskrise. Zu einem allgemeinen Sinken der 
Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse kamen schlechte Ernten. Tu- 
nesien kann seine Produkte nur zu unlohnenden Preisen absetzen, muß 
aber selbst hohe Preise für eingeführte Fertigwaren zahlen. Den Haupt- 
anteil an dem tunesischen Handel haben Frankreich und Algerien) als 
Folge des ständig weiter ausgebauten Systems der Vorzugsbehandlung 
ihrer Produkte, das aber nicht auf völliger Gegenseitigkeit beruht. 1928 
erfolgte der Abschluß einer teilweisen Zollunion, auf Grund deren — 
unter Gewährung erhöhter Gegenseitigkeit — zahlreiche Erzeugnisse des 
Mutterlandes und der Kolonien zollfrei nach Tunesien zugelassen sind. 
Andererseits kann und will Frankreich im Interesse seiner eigenen Wirt- 
schaft die tunesischen Produkte nicht in dem erforderlichen Umfang auf- 
nehmen. Tunesien und Algerien sind zum Teil — Wein, Olivenöl, Ge- 
treide — Wettbewerber auf dem französischen Markt, 


Von einer Anfang 1934 in Paris abgehaltenen Wirtschaftskonferenz 
wurde eine Lösung der über alles wichtigen Frage erhofft, wie Tunesien 
seinen Überschuß an Getreide, Wein u. a. zu lohnenden Preisen absetzen 
kann. Der Generalresident führte aus: ‚ von 1908 bis 1919 war die 
Handelsbilanz ausgeglichen, es herrschte zunehmende Prosperität. Der 


1 Der Anteil des französischen Handels betrug in den Jahren 1923—1936 
zwischen 63 und 69% der Gesamteinfuhr (1984: 65,9 %; 1935: 65,4%; 1986: 
62,4 %), sowie 1934: 51,0 %; 1935: 55,0%; 1986: 67,2% der Ausfuhr. Algeriens 
Anteil war 1934: 8,6%, 1935: 4,0%, 1936: 8,0% der Einfuhr, und 1934: 9,3 %, 
1935: 6,8%, 1936: 4,2% der Ausfuhr Tunesiens. 
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Staatshaushalt hielt sich in angemessenen Grenzen. Die Jahre 1919 bis 
1931 brachten dann einen scheinbaren Aufschwung. Der Kapitalzufluß 
war reichlich, Geld war leicht zu haben, die Steuern wurden ohne Mühe 
aufgebracht. Infolgedessen wurden die Gehälter und Löhne erhöht, neue 
Anlagen geschaffen und neue Dienste eingerichtet. Von 1931 datiert 
dann die sich mehr und mehr verschärfende Krise. Die Steuereinnahmen 
gingen zurück, die Steuerrückstände erhöhten sich. Der Ertrag der in- 
direkten Steuern und Abgaben sank um 12 bis 75%...“ 

Die Eisenbahnen verloren, teils infolge der Depression, teils wegen 
des starken Wettbewerbs des Kraftverkehrs, sehr viel an Personen- und 
Güterverkehr. Die Folge waren ständig sich erhöhende Betriebsver- 
luste. 

Bis 1936 war die Erzeugung größer als die Nachfrage. 1936 än- 
derte die Lage ihren Charakter, aber nicht im besseren Sinne. 1936 
brachte nach einer Reihe schlechter Jahre eine verhängnisvolle Dürre., 
Die Ernte in dem klimatisch mehr begünstigten Norden war mäßig, im 
Zentrum und Süden fiel sie fast ganz aus. Die Weizenernte war halb 
so groß wie 1935, die Gerstenernte etwa die gleiche. Die Olivenernte be- 
trug etwa ein Viertel der vorjährigen. Die Weinernte war mit 270 000 hl 
weniger als 1935 noch befriedigend, aber im Süden und Südosten trat 
die Philoxera stark auf. Wenn sonst das Hauptproblem die Ausfuhr der 
Produkte zu lohnenden Preisen war, so änderte die schlechte Ernte die 
Lage völlige. Wohl zogen die Preise für Rohstoffe und landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse an, aber man konnte keinen Nutzen daraus ziehen. Die 
Ausfuhr von Hartweizen, Gerste und der billigen Sorten von Olivenöl 
wurde verboten; Gerste, Mais und Erdnußöl mußten eingeführt werden. 
Nur die erhöhte Ausfuhr von Mineralien schuf einen gewissen Ausgleich. 


Tunesien war Frankreich auf dem Wege der sozialen Reformen ge- 
folgt (erhöhte Löhne, 40-Stunden-Woche, bezahlter Urlaub u. a.). Dies 
und der sinkende Kurs des Franken hatten überall erhöhte Betriebs- 
kosten zur Folge. Die Kosten der Lebenshaltung stiegen stark. Der 
Handel stand unter der vollen Auswirkung der schlechten Ernte, ob- 
wohl die Einfuhr immer noch verhältnismäßig hoch war (siehe Tabelle 
Ein- und Ausfuhr). Neue staatliche Aufwendungen mußten durch neue 
Steuern und erhöhte Zölle gedeckt werden, die wiederum meist vom Han- 
del und Industrie zu tragen waren. Krediteinschränkungen und Zwangs- 
verkäufe waren häufig. Die Passivität der Handelsbilanz belief sich 1936 


auf 173 Mio Fr. gegen 419 Mio i. J. 1935. 
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Nur der Bergbau hatte (infolge der beginnenden Aufrüstung) ein 
gutes Jahr. Die Phosphatgruben hielten ihre Produktion, während die 
Erzförderung sich um 50 % steigerte und 1937 weiter stieg. 


Der Haushalt für 1937 war notwendigerweise höher als in den Vor- 
jahren. Die schlechte Ernte zwang zu Unterstützungsmaßnahmen im 
Großen (29 Mio an direkten Unterstützungen und 45 Mio für die Ver- 
teilung von Saatgut). Diese Aufwendungen wurden teilweise aus dem 
Tunesien gewährten halben Gewinnanteil (anstatt % wie 1928) bestritten, 
der sich aus der Aufwertung der von der Bank von Algerien als Deckung 
gehaltenen Goldreserve ergab. Weiter wurden 50 Mio Fr, aus dem fran- 
zösischen Fonds zur Förderung öffentlicher Arbeiten gewährt. Weitere 
Einnahmen wurden durch einheitliche Zollzuschläge (formalités doua- 
nieres), andere durch neue Abgaben sowie Ausfuhrzölle für Waren, wie 
Phosphate und Gerste usw., erzielt. 


Im Durchschnitt 1928—1937 waren angebaut und wurden geerntet! 


Art der Bestellung Fläche Ertrag 


Hart-Weizen . ..... e 078 400 ha 2,171 Міо Quint, 
Anderer Weizen, . 2... 105 700 ,„ de D 
ЧОНО ЫЫ e 501 370 ., 2,055 „ D 
БӨРК КИЕ EE 33 945 „ 272.000 Quint. 
Mais und His... 19423 „ 58000 n 
Bohnen `... 5ш 31242 „ 270 500 
РО музур 5881 „ 28500 n 
Seege ks уз Per 1940 „ 65000 
industrielle f Leinmat , . . « 1455 „ ann 
Kulturen as KAS 43 „ 5940 „ 
Айю с ДАДЫ, ру gen k 42008 „ 1,512 Mio hl 
Tafeltrauben . , 22.00. — 68 400 Quint, 
Olivenbiume 2. 2222. Mio Stück 456 000 Q. Öl 
davon tragend ,.,,,, РИЯ 44 650 
‚Johannisbrot-Bäume . . . . 21 000 Stück 15 450 Quint. 
Mandelbäume `... 656000 „ 21230 
Гаел e era apa 77560 „ 17 300 
аи. з: Së Lat Mio Stück 232 800 D 
Orangen-Bäume .... 95 254 Stück 35200. „ 
Mandarinen ........ = 


Ee ЬУ 51900 „ 5100 
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Tunesien ist weder ein großes noch ein reiches Land, Es kann nur 
langsam durch den Zuzug von Kapital entwickelt werden, Es geht durch 
eine Krise. Vom Finanzstandpunkt kann es zweifelhaft erscheinen, ob 
die erhöhten Aufwendungen für soziale Reformen in diesem Zeitpunkt 
gerechtfertigt waren. 


Gesamtmenge der Ein- und Ausfuhr 
(ohne lebendes Vich). 


RA Einfuhr Ausfuhr Wick? 
in Mio b inMiot | 
1928 0,86 4,38 5,23 
1929 1,00 4,83 5,89 
1930 1,00 | Au Su 
1981 0,97 | 2,88 3,85 
1932 DEN | 2,69 3,50 
1933 0,89 | 2,06 3,55 
1934 DÉI | 2,86 3,78 
1935 0,29 | 9,85 3,05 
1936 0,93 | 3,06 3,9 
1937 0,90 | 3,72 4,08 
1938 — | — _ 


Mineralien-Förderung und Transport 
(von der Grube zum Kai im Verschiffungshafen 1928—1937). 


Metalle (Erze) Gesamt- Eisenerze Phosphate 
S a E beför- WS 
Janr | under | Zink | Blei [mischt ee Zahl | derte Zahl | dene | wen 
Kin мїеп in | der | Mon- der | Men- | 
nioten | beförderto Mengen |Frankreichl ruhen) gen | Gruben) gon | 
Gruben lin 1000 tlin 1000 daniel Mio Fr. in 1000 t ‚In Mie in Mio t помо, 
| 
1928 
1929 | 
1930 - - 
1981 - 
1932 - - 
1933 в | Lon" 96,0 
1934 7 | Let! Un 
1935 8 1,10. | 104,6 
1936 8 1,07 | 117,0 
1937 8 1,87 | 205,0 
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Hauptsächliche Ausfuhr und Einfuhr 1937, 1936, 1935. 
I. Ausfuhr in Tausend; 


Bezeichnung Einheit 1937 1936 1935 

Tierische Produkte: | 
Kinder: Кош е a BEN Bttak бл 4,0 
Ziegen". о Ser % Ым» leet 
Hammel und Limmer `... е 191,0 30,9 | 108,6 
Wolle, in Schweiß und gewaschen . . . | бий 36,4 8а 5, 
EVER SO ee ОКИБ di D 30,8 Su | Sa 
Fischkonserven `... й 3 3,8 оз 1,0 
Schwämme 2 2 cn ‚Җ o 13 14 ол 
Pflanzliche Produkte: 
ГА. ni ae: ro Quint, 683,6 | 295,3 | 1539,3 
TE Оры. з. су A 3404 | 1014. | 837,2 
Welzengrieß.. 10. а. ob ale гә 105 | 728 70,0 
йшй, DA e EN leeren S 121,5 | 167,8 | 197,7 
ЫКЫ ИА, ЖЕЛИ. о ни ДА 115,6 350 | 118,6 
ОАВ u Ур е ann mm 73,7 48,9 15,2 
ут a RE Ze = Aën | 485 50,3 
Mandel EN. ie A d an |а 13,5 
Ойу ee E E nr A ЖЛ. m 165,4 263,7 | 412,6 
Ölrückstände für Sei ә 22,5 4, | 785 
Karkinder Ann MR. irn t 6,8 56 | ze 
In ЖОЛ. аан Ge 90, 88,8 | 1004 
Weinin Füssen E А, м.» ж hl 892,7 1258,0 781,0 
о EN : „| лаи | иза |1 
Mineralien: 
reent... 7, % 1927,8 | 1680,7 | 1491,0 

ао ebben ` i B 26,7 21,8 25,8 
Erze | ЖӨ үз ойт А И 975,0 | 798, | 486,0 

Оши eet, Ая S 40 35 | 
TEE VE (ЖО) = 145,8 62,0 75,5 
Fabrikato: 
Olivenrückstände . . . Фет Quint. — 53,8 197,2 
Wollteppiche `... d п? м | ua 75,8 
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Hauptsächliche Ausfuhr und Einfuhr 1937, 1936, 1935. 


П. Einfuhr in Tausend: 


chnung 


Tierische Produkte; 


Fleisch, frisch und gefroren . — s Quint. о, ол 
Kondensierte Milch `... d 16,8 IA 14,0 
У Zu DÉI DÉI 

ARE i 13,1 13,0 11,0 

Konserven, marinierb, usw. . . . D LÉI 7,8 БАП 


Pflanzliche Produkte: 


WEISEN «lu ap ale EE арау Quint. 152,7 
Weizenmehl `... N 72,5 
Weizengrioß , ...... ak Р LG та 
Reis und Reismehl ©. > 22009. 5 319,0 
Орион йы» x 5 a 16,2 
Меш, ye a “Жы sA Беа м: 109,1 
frische Früchte . . Din ee n 46,1 
Datteln `... wv dÄ . б Ae 44,0 
Gemüse, Kartoffeln `. ne 141,8 
Moser AO RE е Se 326,4 
КАЙСЫ. ee, A d 14,5 
Weg ET ЗЬ З, 5 17,0 
Tabak ЖКУ. MU е Б WÉI 
Holz (Bauholz) `. Sr ' DIR 


Mineralien: 


а Ab AE 28 T t Ai 30 | Au 
Рае: КК, te 40,0 49,2 46,0 
Belt kee ТА E E A 9134 | 20,» 200,5 
East, TE e e AT Se "Së hl 2984 | 281,7 | 306,6 
Benzin «a LEET we 5 587,7 536,2 545,5 


Portigwaron: 


[сл han АУ ЕК ЧЫГА ln Quint, 39,1 48,8 
Baumwollgame `... Le 5,0 
Baumwollgewebe. © 22 222200. 1; 47и 

SR, e Wi, ET A РУ М т TT » 41,8 

Вова заад О, А | АО) а we Paar 402,4 | 
Landwirt. Maschinen und Traktoren . . Quint. 30,7 | 
Kraftfahrzeuge `... Stück 1,3 | 
Glaawaren/l ‚Л Ее з Quint. 30,0 | 
Steingutwaron `, en de 13,1 | 
Eison- und Stahlwaren . . $ ala | | 
Rayon-Gewebe ‚.......... de | 


Kleider und Wäsch... > Su 
ee d, Ин! Кб Zahl 254,2 


Tunesien 


Verkehrs uwirtechaftsgeographich 
= 222 Еа 


р; C топа Var АП 
1 Troes Dë 2 | Ziegen 
K Ei лө baang! 
© 
~ 
Н Maknassy 
kg t pap 
E L 4 
ш ма BH CA 
€ Kt 
9 + 
A 
g ii 
\ RE? 
H en 
A Tr == 
К ° Zarzis: 
d Matmata 
kuul Méd М 
CN Jenine ==] 
Staatsgrenzen E Braunkohle АА Salinen VM 
cen Mangan 
»  Schmalspur Serum ruben o. 
tverkehrsstraßen e _ а 
Wien "CT Datteln GE -Lägerstätten вос Tatahouine = 
Wälder Í Korkeiche Grüne Eiche ei > 
Ў Aleppo Fichte 
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Die Eisenbahnen. 


Tunesien wird von mehreren, etwa parallelen Bergketten von Süd- 
westen nach Nordosten durchzogen. Diese Richtung haben auch die großen 
geographischen Depressionen und die Haupteisenbahnlinien, welche der 
Küste die Produkte aus dem Inneren zuführen. Eine in der allgemeinen 
Richtung Nord—Süd verlaufende Küstenbahnlinie verbindet dann alle 
Linien miteinander. 


Die Transversal-Linien sind in geographischer Reihenfolge: 
Bizerta—Tabarka über Nefzas, 
Bizerta—Nebeur, 
Tunis—Ghardimaou (an der algerischen Grenze), 
Tunis—Kalaa Djerda, 
Sousse—Henchir Souatir, 
Sfax—Tozeur. 


Die Linie, welche die vorstehenden verbindet, indem sie durch ihre 
Endpunkte am Meer führt, ist die Küstenlinie Bizerta— Tunis—Sousse— 
Sfax—Gabes. 


Tunesien besitzt drei Eisenbahnnetze: 1. Ein Staatsbahnnetz, wel- 
ches von der „Cie. Ғегтіёге des Chemins de fer tunisiens“ (C.-F.-T.) be- 
trieben und verwaltet wird; 2. das Sfax—Gafsa-Netz, von der Cie. des 
Phosphates betrieben, und 3. das elektrifizierte Netz Tunis—La Gou- 
lette—La Marsa— Tunis (T.G.M.), welches Tunis mit einigen Vororten 
und Küstenstädten verbindet. Die Eisenbahnen weisen seit langem starke 
Betriebsverluste auf. Die Ursache liegt teils in der ungünstigen Wirt- 
schaftslage, teils in dem Wettbewerb des Kraftverkehrs, der sowohl Per- 
вопеп- wie Güterverkehr stärker an sich zieht. 


Schon 1918 war für die Eisenbahnen ein Verlustjahr, dann haben 
die seit 1920 regelmäßig eingetretenen großen jährlichen Betriebsver- 
luste eine sehr ernste Lage geschaffen. Eine zur Untersuchung dieser 
Betriebsverhältnisse eingesetzte Sonderkommission machte 1934 Vor- 
schläge zur Einsparung von rund 12 Mio Fr., die auch von der staat- 
lichen Aufsichtsbehörde gutgeheißen wurden, aber nur eine teilweise 
Lösung eines äußerst schwierigen Problems bedeuteten. 
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Betriebsverluste der „Cie Еегтіёге des Chemins de fer tunisiens“, 
1933—1937 (Staatsbahnnetz) 


abgeführt an das Schatzamt fü 
Entschädi- = Gi ‚chatzamt für 


Betriebs- | ү, gung der д mes Gesamt 
Jahr | gewinn | Verlust | бое. or- | Kosten TZinsen der 
schaft günzende | der Anlage- a 


kosten 
Mio Fr 


Anlagen | Kontrolle 
Mio Fr Mio Fr | Mio Fr 


Fr Mio Fr Mio Fr 


1933 1,097 0,518 3,7 4,008 
1934 0,098 0,400 3,030 4,93 
1935 0,900 0,180 3,550 4,000 
1936 1,008 0,504 3,091 5,04% 
1937 1,106 0,783 3,649} 5,818 


1 Stellt die Zinsen für die seit 1929 aus dem staatlichen Reservefonds gezahlten 
Summen für ergänzende Arbeiten dar. 
Verlust 1931: 57,72, 1932: 64,17 Mio Fr. 


Das betriebsfähige Netz setzt sich aus folgenden Linien zusammen: 


Compagnie Fermiöre des Chemins de fer tunisiens, 
Normalspur: 


Mateur—Tabarka . . . . 2.2... 0.0.0... 102 km 892,02 m 
Tunis—algerische Grenze . . » 2 2 2.2.2.2... 196 „224,40 „ 
Zweiglinie Djedöida—Bizertta ........ 12 „ 801,72 „ 
Mateur—N&beur,. aturar мш, лет nen are) 180 u, 860360. 
Tindja—Sidi Abdallah. . . » 2. 2 22.2.0004 „ тз» 


507 km 487,01 m 


Compagnie Еегтіёге des Chemins de fer tunisiens, 
Schmalspur: 


Henchir Lebna—Kébilia .......... 08 km 

Zaghouan—Bou Ficha . Timo eiia] an e eoii 88 „ 

'Tunis—T&boursouk und zu den Salinen . ee 

Zweiglinie nach Goubillat. . . 2 2 2 22... 2 „ 
Compagnie de Gafsa, Schmalspur: 

Orar НО ТШШ р жс е OO KAA 


Zusammen 303 km 


Compagnie des tramways de Tunis, Normalspur: 


Elektrische Eisenbahn Tunis—La Goulette—Marsa— 
Tunis, nee nee ine into а о 87 кто 767,04 m 
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Compagnie Fermitre des Chemins de fer tunisiens, 
Schmalspur: 


Tunis—Kalaa Djerda—algerische Grenze . 
Zweiglinie Bir Kassa—La Goulette . | 
Zweiglinie Bir Kassa—La Laverie 2... . 10 590» | 
Zweiglinie Dépienne—Zaghouan ....... 12 „ 37110. į Soe 
Zweiglinie Les Salines—Le Kef ....... 30 „ 87900, ( 20045008 
Zweiglinie Fedj el Tameur—Djerissu (Gruben) und 

—Slata. . . . rn SRO 
Zweiglinie Oued Sar) ihn es-Senam .., 81 „ 57105 „ 
Tunis—Sousse—Sfax ... ш, s єє. @78 „ 249,94 „ 
Zweiglinie Ouadenina—Mahdia . әл. A" de äs ЛВ У | 
Zweiglinie nach Mabeul .......,..., 17 „ 001,85 „ | 40821,4 
Zweiglinie Henchir Lebna > ......... Bl „ 931,80 „ 
Kalaa Srira—Henchir Ѕоцайг . . . . . . . . 287 „ 496,74 „ 7 
Zweiglinie nach Kafrouan e V MIL p 86800, } 299.350,04 

Compagnie de Gafsa, Schmalspur: 

Sfax—Metlaoui—Tozeur . . 2 2 2 2.0.2. + 296 km 350,15 m 
Zweiglinie Metlaoui—Redeyef , . . . . . . . 42 „ 486 p 
Zweiglinie Tabeditt—Henchir Souatir . . . . . 19 „ 924,71 „ ү 440.667,11 
Zweiglinie Graiba—Gabes . . . 2 2 2 2 2... 81 „ 956,25 „ | 
Gesamtlänge des Netzes . . . 2 2.2... + „2391 km 050,19 m 


Die Linien des Netzes, für welches der Cie. Fermiere des Chemins 
de Fer Tunisienne (früher Cie, Böne—Guelma) eine Konzession erteilt 
ist, wurden von der Cie, Guelma erbaut, ausgenommen die Linien Moknine 
—Mahdia, Djerissa—Slata, Bir-Kassa—La Goulette, Mateur—Tabaka, 
Mateur—Nöbeur, Sousse—Sfax, die der Staat erbaute. 


Die von der Cie, de Gafsa betriebenen Linien wurden auch von 
dieser erbaut, abgesehen von der Linie Graiba—Gabes. 


Alle tunesischen Eisenbahnen sind eingleisig, bis auf die doppel- 
gleisigen Strecken Tunis—Radds und Tunis—Carthago. 


Überblick über die Entstehung des Netzes. 


1. Das kleine Netz Tunis —Goulette Marsa Tunis 
(1871—1905) 
stellt den ersten Bahnbau in Tunis dar. Es sollte das nördliche Weich- 
bild der Stadt Tunis mit dem Meer verbinden. Eine englische Gesell- 
schaft, welche die Konzession erhalten hatte, baute die Linien und er- 
öffnete den Betrieb in den Jahren 1872/75. Die nicht gut geleitete Bahn 
brachte nur Unzuträglichkeiten, und die Gesellschaft beschloß, sie ab- 
zustoßen. Die Cie. Böne—Guelma lehnte das Verkaufsangebot von 2 Mio 
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Franken ар. Bei der Versteigerung і, J. 1880 wurde die Bahn für 4,3 Mio 
Franken von der italienischen Schiffahrtsgesellschaft Florio Rubattino 
erworben, nachdem die italienische Regierung eine Zinsgarantie über- 
nommen hatte. Nach 18jähriger Betriebszeit wurde die Bahn wieder an 
die Cie. Böne—Guelma abgetreten, Da der Betrieb nach wie vor mit Ver- 
lust verbunden war, den der Staat zu decken hatte, glaubte die General- 
direktion der öffentlichen Arbeiten durch Änderung der Trasse und 
Elektrifizierung der Linie an Stelle des Dampfbetriebes den Betrieb zu 
bessern und den jährlichen Verlust zu vermindern. Es wurde eine direkte 
doppelgleisige Linie gebaut, die den Bahira-See auf dem Ostufer des 
Kanals, der Tunis mit dem Meer verbindet, überschreitet und von Tunis 
über La Goulette—Carthago, Sidi-Bou-Said—La Marsa und zurück 
nach Tunis über Aouina unter Benutzung eines Teils des alten Netzes 
führt. Aus dem alten Netz, dessen drei Linien ein Dreieck bildeten, 
wurde eine mehr kreisförmige Linie. Die Betriebsführung ging nunmehr 
an die Cie. des Tramways de Tunis über (Vertrag vom 20. August 1905 
und vom 18. Februar 1929). 


U. Das Netz der Medjerdah (1876) 
(Linie nach Algerien). 


Am 6. Mai 1876 erhielt die Société de Construction des Batignolles, 
die bereits Konzessionärin mehrerer Eisenbahnlinien im Departement Con- 
stantine (Algerien) war, von der tunesischen Regierung die Konzession 
für eine Linie Tunis—Dachla—Djandouba (Souk-el-Arba) unter staat- 
licher Garantie der Verzinsung. Am 14. August 1877 trat die Cie. Böne— 
Guelma an Stelle der Soc. des Batignolles. Am 27. Januar 1878 erteilte 
die Regierung der Cie. Böne—Guelma unter gleichen Bedingungen die 
Konzession zur Verlängerung der Linie Tunis—Dachla—Djandouba 
zwecks Verbindung der tunesischen und algerischen Bahnen, Der Bau 
der Medjerdah-Linie wurde von der Soc. de Construction des Batignolles 
als Generalunternehmerin der Cie. Böne—Guelma ausgeführt, Die Ab- 
schnitte wurden wie folgt in Betrieb genommen: 

Tunis—Tebourba, 35 km, am 24. Juni 1878, 
Töbourba—Medjez, 32 km, am 20, September 1878, 
Medjez—Oued Zerga, 19 km, am 30. Dezember 1878, 

Oued Zerga—Pont de Trajan, 21 km, am 1. September 1879, 
Port de Trajan—Souk-el-Arba, 49 km, am 30. Dezember 1879, 
Souk-el-Arba—Ghardimaou, 33,5 km, am 30. März 1880. 


Die Verbindung mit dem algerischen Netz, 5,4 km, wurde erst am 
29. September 1884 hergestellt. 


Archiv für Eisenbahnwesen, 1049. 7 
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II. Das Netz der Compagnie des Phosphates et du 
Chemin de fer de Gafsa (1896). 


Linie Sfax—Metlaoui. Die Vorbedingungen für die Aus- 
beutung der mächtigen Phosphatlager bei Seldja waren die Anlage eines 
Hafens in Sfax und der Bau einer Eisenbahn von den Gruben zum 
Hafen. 

Im August 1893 wandte sich die Regierung an die Privatindustrie 
und bot ihr die Konzession zur Ausbeutung der Lagerstätten und Ge- 
winnung von Alfagras an, bei gleichzeitiger Verpflichtung zum Bau der 
Hafenanlagen und der Bahn, Das Unternehmen war zu umfangreich und 
zu schwierig, zur Erteilung einer Konzession kam es nicht. Der tunesi- 
schen Regierung gelang es, den Hafenbau in Sfax anderweitig zu ver- 
geben. Im Januar 1894 wurde die Konzession zur Ausbeutung der Gru- 
ben und für den Bahnbau nochmals ohne Ergebnis ausgeschrieben, Eine 
dritte Ausschreibung erfolgte im Januar 1895, und ein Vertrag vom 
15. August 1896 legte die Bedingungen für die Ausbeutung der Lager 
durch die Soc. Française d'études fest. Durch Erlaß vom 22. Mai 1897 
trat die Cie. des Phosphates et du Chemin de fer de Gafsa in die Rechte 
der Société Française d'études ein. 

Das Kapital für den Bau der Bahn war bis zu einem Höchstbetrage 
von 55 000 Fr. je km von der Gesellschaft aufzubringen; ein Mehrbetrag 
der Baukosten ging zu Lasten der tunesischen Regierung, mußte aber 
von der Konzessionärin vorgestreckt werden, die sich wiederum — je- 
doch ohne Zinsen — aus den dem Staat schuldigen Abgaben entschädigen 
konnte. Bei Ablauf der Konzession tritt die Regierung in alle Rechte der 
Konzessionärin an der Bahn, ihren Anlagen und Werkstätten ein, ein- 
schließlich des rollenden Materials zur Beförderung von 300 000 t Phos- 
phat jährlich. Die Bauarbeiten wurden im ganzen vergeben. 

Die Arbeiten begannen am 1. Dezember 1897. Kontraktlich war 
1 km Bahngleis täglich zu verlegen und die Linie sechs Monate nach 
Erreichung des Endpunktes fertigzustellen. Im April 1899 waren die 
Arbeiten trotz ungünstiger klimatischer Verhältnisse und der sehr 
schwierigen Wasserversorgung beendet, Am 20. November 1899 wurde 
die Linie, einschl. der 1,5 km langen Zweiglinie, die den Bahnhof Met- 
laoui mit den Phosphat-Trockenanlagen verbindet, in Betrieb genommen. 
Eine weitere Zweiglinie von 8 km Länge verbindet diese Trocken- 
anlagen mit den Gruben. 

Linie Metlaoui—Tozeur. Das der Cie. de Gafsa konzes- 
sionierte Bahnnetz erfuhr seine erste Erweiterung durch die rund 55 km 
lange Linie Metlaoui—Tozeur (Vertrag vom 1. August 1904). Die Gesell- 
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schaft hatte die Baukosten vorzustrecken, die ihr mit 4% Zinsen aus 
den fälligen Steuern und Abgaben vergütet wurden. Der Bau begann im 
Laufe 1910, die Inbetriebnahme der Teilstrecke Metlaoui—El Oudiane 
erfolgte am 1. Dezember 1912, die des Abschnittes El Oudiane—Tozeur 
am 1. März 1913. 

Zweiglinie nach Ain-Moular&s. Durch Vertrag vom 
5. Januar 1905 hatte die Cie. Gafsa die Konzession für die Ausbeutung 
der staatlichen Phosphatlager von Ain-Moulares und den Bau einer 
Zweiglinie zur Verbindung dieser Lager mit dem Netz der Cie, Böne- 
Guelma erhalten. 

Verbindungslinie Henchir Souatir—Tabeditt. 
Am 20. März 1906 schloß die Regierung einen neuen Vertrag mit der 
Cie, de Gafsa betreffend eine Verbindung des Netzes der Cie. de Gafsa 
mit dem der Cie, Böne-Guelma. Die Cie. de Gafsa baute zu diesem Zweck 
auf eigene Kosten eine Grubenzweiglinie mit 1 m Spurweite, welche die 
Linie Sousse—Henchir Souatir verlängerte und sie mit der Linie Met- 
laoui—Redeyef verband. Diese Zweiglinie (Ain—Moularös) sowie die 
Verbindungslinie Metlaoui—Tabeditt sollten bei Ablauf der Konzession 
ohne Entschädigung an den Staat fallen. 


Zweiglinienach Redeyef. Die bedeutenden Arbeiten zur 
Überwindung der Schluchten von Seldja für die Verbindung Metlaoui— 
Redeyef wurden 1906/07 ausgeführt. 1908 begann.der Bau der Linie Ta- 
beditt—Henchir Souatir, die am 1. Juli 1910 dem Verkehr übergeben 
wurde. 

Linie Sfax—Bou Thadi, Durch Vertrag vom 1. Mai 1908 
wurde das Netz der Cie. de Gafsa durch die Konzession für die Linie 
Sfax—Bou Thadi, etwa 60 km, erweitert, mit eventueller Verlängerung 
in Richtung Sidi Bou Zid. Die Regierung sollte die Linie auf ihre Kosten 
bauen und der Gesellschaft zum Betrieb übergeben. 


Linie Graiba— Gabös. Auf Grund eines Vertrages vom 
15. Dezember 1912 wurde das Netz der Cie. de Gafsa durch die Konzes- 
sion für den Betrieb der Linie Graiba—Gabös, 82 km, erweitert. Diese 
wurde von der Militärbehörde als „Durchdringungslinie“ nach Süden ge- 
fordert, hat aber auch wirtschaftliche Bedeutung, indem sie die Isolie- 
rung großer Gebiete und der Oasen von Arad, Nefzaoua und Metala be- 
seitigt. Der durch den Staat ausgeführte Bau begann im Februar 1913, 
wurde bei Ausbruch des Krieges unterbrochen und dann mit deutschen 
Kriegsgefangenen zu Ende geführt. Die Inbetriebnahme erfolgte am 
20. Juli 1916. 
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IV. DieLinien des Netzes von 1892, 


Die Linien auf der Halbinsel Cap Bon und im 
Sahel. Durch Verordnung des Bey vom 14. August 1880 erhielt die 
Cie, Böne-Guelma die Konzession für den Hafen von Tunis und gleich- 
zeitig die Konzession zum Bau der Linien der Medjerda, d. h. der Linien 
Tunis—Sousse über Ouatou-el-Kibli (Cap Bon) und Djedeida—Bizerta. 
Der Vertrag vom 29. Dezember 1880 regelte die Einzelheiten, und der 
Bau des Abschnittes Tunis—Hammam-Lif wurde sofort begonnen. Die 
Entwicklung des Landes und die beginnende Kolonisation erforderten 
dringend den Bau neuer Bahnlinien. Die Vorarbeiten für die Linien 
Tunis—Sousse und Sousse—Kairouan wurden am 23. Mai 1887 der Cie. 
Böne-Guelma übertragen. Am 12, Oktober 1892 wurden gegen starken 
Widerstand im Parlament die Verträge bezüglich der Linie nach Bizerta 
sowie Cap Bon und der im Sahel unterzeichnet (das Abkommen wurde 
durch Erlaß des Bey vom 10. September 1894 bestätigt). 


Auf ihrer Tagung im November 1895 wünschte die Conference Con- 
sultative die Erschließung der Ebene von Mornag durch eine Dampf- 
Straßenbahn. Nach ergebnislosen Ausschreibungen wurde der Bau dieser 
Trambahn am 19. Februar 1898 der Cie. Böne-Guelma übertragen. 


Die der Soc. Böne-Guelma i. J. 1892 konzessionierten Bahnbauten 
wurden von der Soc. des Batignolles als Generalunternehmerin ausge- 
führt, Der Bau der Linie Djedeida—Bizerta begann 1892, die Eröffnung 
des Betriebes erfolgte am 1. November 1894. Der Bau der anderen Linien 
erfolgte nach und nach, Die einzelnen Abschnitte wurden wie folgt in 
Betrieb genommen; 


Hammam-Lif—Grombalia . 2.2... 21000 km am 26, August 1895 
Zweiglinie Menzel—Bou Леа , » . . . . 18 „ „ 26. August 1895 
Grombalia—Nabeul . . . s. s 87404 9 20. Juni 1896 
Kalaa-Srira—Enfidaville . . . . 2 2 . . 42,880 „ „ 20. Juni 1896 
Sousse—Kalaa-Srira . 2 2 22000200 7800 „ 20. Juni 1896 

Bir Bou Rekba—Enfidaville . 2 2 0 . . 40,293 „ „7. November 1896 
Djebel Djeloud—Zaghouan » . . 2 . . . 5707 » m 27. Juni 1897 


Zweiglinie Depienne—Pont-du-Fahs . . . . 14,070 » » 10. Dezember 1897 
Kalaa-Srira—Kairouan `, . . . . . . . 53,220 „ „ 15. April 1898 
Sousse—Moknine . 2 22.2.2 2.2.0.0 47000 p» o JB, April 1898 
Trambahnen des Mornag . . . KENN. » » 1. August 1899 
Tunis—Djebel-Djeloud Ge e a 8510 o „ 1. August 1899, 


Die Verlängerung der Mornag-Linie von Crétéville bis La Laverie, 
6 km 872 m, wurde am 25. September 1903 dem Verkehr übergeben. 


Das Verkehrswesen und die Wirtschaft Französisch-Nordafrikas. 101 


V. Linien, die mit der Anleihe von 1902 erbaut 
wurden. 
Pont-du-Fahs—Kalaat-es-Senam 
Kairouan—Sbiba 
Bizerta—Nefzas 
Mateur—Be6ja 
Sousse—Sfax. 

Die Linien des 1892 geplanten Netzes waren aus Reservemitteln 
der tunesischen Regierung erbaut; die Linie Sfax—Gafsa mit Privat- 
kapital. Um die Phosphatlager von Kalaat-es-Senam mit dem Hafen von 
Tunis zu verbinden und die fruchtbaren Täler des Fahs, der, Siliana, des 
Bled Rhorfa, des Sers und der Zouarines zu erschließen, die regelmäßig 
reichliche Getreideernten liefern, und dort die Besiedlung zu fördern, 
plante die Regierung, deren Reserven durch die 1902 erbauten Linien 
erschöpft waren, sich zum zweitenmal an das Privatkapital zu wenden. 

Am 9. Juni 1900 wurde mit der Soc. des Batignolles und der Cie. 
des Ports de Tunis, Sousse et Sfax ein Vertrag geschlossen, Diese bei- 
den miteinander verbundenen Gesellschaften hatten sich innerhalb von 
acht Monaten über die Rentabilität der Linie Tunis—Kalaa-es-Senam, 
die wahrscheinlichen Jahreseinnahmen und die Möglichkeit der Betriebs- 
führung mit Unterstützung der Cie. Böne-Guelma klar zu werden. Sie 
beschlossen den Bau ohne Inanspruchnahme von Staatsmitteln, aber 
gegen Garantie der Wiedererstattung — wiederum ohne direkte Fest- 
legung zukünftiger Haushaltsmittel — ihrer Betriebskosten sowie einer 
ausreichenden Verzinsung. 

Der Frachtverkehr der Linie schien nach Eröffnung des Betriebes 
durch die Agrarprodukte der erschlossenen Gebiete sowie die Phosphate 
gesichert zu sein. Sollten anfangs diese Einnahmen nicht ausreichen, 
wollte die Regierung mit dem Überschuß der Einnahmen der Linie 
Tunis—Pont-du-Fahs, der ihr zustand, sowie den Erträgen der am 24. De- 
zember 1900 erteilten Phosphatkonzessionen aushelfen. 

Die acht Monate verstrichen, ohne daß die Konzession aufgenom- 
men wurde. Die Konzessionäre hatten kein Vertrauen und erklärten, daß 
bei der Lage auf dem Kapitalmarkt die Aufbringung des erforderlichen 
Kapitals unmöglich sei, wenn die Regierung nicht die Zinsen, jedenfalls 
teilweise, garantierte, Diese Forderung kam einer Ablehnung gleich. Die 
Regierung wollte nun selbst eine Anleihe auflegen. Der Linie nach Ka- 
laat-es-Senam wurden zwei weitere, Sousse—Kairouan—Sbiba und Bi- 
zerta—Nefzas, hinzugefügt. 

Die Linie Sousse—Kairouan—Sbiba diente der Erschließung von 
Zentraltunesien, während die von Bizerta nach Nefzas das notwendige 
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Gegenstück der Linie nach Kalaat-es-Senam war. Seit langem sollte Bi- 
zerta zu einem großen Handelshafen ausgebaut werden, der auch der 
Marine zu jeder Zeit und ohne besondere Kosten große Kohlenmengen 
liefern konnte. Dazu war es nötig, den Kohlendampfern Rückfracht zu 
sichern, Es sollten daher die Phosphate der Gruben bei Kalaat-es-Senam 
zwecks Verschiffung verladen werden. Diese Lösung hätte den Verzicht 
auf den Bau einer landwirtschaftlichen Linie zur Folge gehabt, die seit 
langem von der Bevölkerung gewünscht wurde. Die Regierung zog es 
deshalb vor, die Phosphate von Kalaat-es-Senam über Tunis, die Eisen- 
erze aus dem Gebiet von Nefzas dagegen über Bizerta zu verschiffen. 

Das Parlament ging aber auf die Absicht der Conférence Consulta- 
tive, welche die drei Linien gleichzeitig gebaut wissen wollte, nicht ein. 
Die Linie nach Kalaat-es-Senam wurde sofort in Angriff genommen, 
während die beiden anderen ratenweise gebaut werden sollten, sowie 
Mittel aus dem Haushalt für die Verzinsung und Tilgung der Anleihe 
verfügbar würden. 

Inzwischen plante die Militärbehörde zur Verbesserung der schwie- 
rigen Verbindung zwischen Bizerta und Algerien — es mußte der Um- 
weg über Djedeida gemacht werden — eine direkte strategische Verbin- 
dung zwischen Bizerta und der Medjerdah-Linie über Mateur und Вёја. 
Da diese Linie damals als von geringer Bedeutung für die Kolonisation 
angesehen wurde, sollte sie aus Mitteln des französischen Haushalts ge- 
baut werden. Ein Teil des Parlaments dagegen wollte die Linie zu 
Lasten der tunesischen Regierung gebaut wissen, und behauptete ferner, 
daß der Bau der Linie nach Kalaat-es-Senam der Medjerdah-Linie einen 
gewissen Teil ihres Verkehrs nehmen und somit die französische Zins- 
garantie belasten würde. So kam am 17. März 1902 ein Vertrag (bestätigt 
durch Gesetz vom 6. April 1902) zwischen dem französischen Finanz- 
minister und dem Minister der öffentlichen Arbeiten einerseits und dem 
die tunesische Regierung vertretenden Minister des Äußeren zustande. 
Auf Grund desselben übernahm Tunesien unter Beteiligung des franzö- 
sischen Staates ab 1903 die jährliche Zinsgarantie und nötigenfalls auch 
die Entschädigung für den Rückkauf der Medjerdah-Linie. Andererseits 
sollte die Linie Böja—Mateur zu Lasten der französischen Regierung 
gebaut werden. Zwei Drittel dieser Summe sollte die tunesische Regie- 
rung in gleichen Jahresraten ohne Zinsen bis zum 1, Januar 1966 zurück- 
erstatten. 

Das Parlament fügte nun dem ihm vorgelegten Bauprogramm eine 
vierte Linie, die Verbindung Sfax mit dem Bahnnetz um Sousse, hinzu, 
deren strategische und wirtschaftliche Bedeutung ohne weiteres ersicht- 
lich war. Sie sollte die Bahnen Nord- und Südtunesiens miteinander ver- 
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binden. Die Kosten dieser Linie wurden auf 10 Mio Fr. veranschlagt, 
und brachten damit den Betrag der Anleihe auf 40 Mio Fr. Durch Ge- 
setz vom 30. April 1902 wurde die Anleihe genehmigt. 

Die Linie Pont-du-Fahs—Kalaat-es-Senam, 189,5 km, mit den Zweig- 
linien nach Kef und vom Oued Sarrath nach Kalaa Djerda, die ihr 
während des Baues hinzugefügt wurden, um die Phosphatlager gleichen 
Namens zu erschließen, wurde Anfang 1906 in Betrieb genommen. 

Auch der nun folgende Bau der Linie Sousse—Kairouan Sbiba 
wurde, um keine Zeit zu verlieren, der Cie, Böne-Guelma übertragen, 
trotzdem die politische Vertretung der Kolonie den Bau aller Eisen- 
bahnen durch den Staat gewünscht hatte, Die Schwierigkeit, sachver- 
ständiges Personal zu erhalten, veranlaßte den Direktor der Öffentlichen 
Arbeiten, diesmal diesem Wunsch noch nicht nachzukommen. 

Der Bau dieser zweiten Linie des Programms von 1902 war drin- 
gend. Wenn das Gebiet von Sbiba sich auch als weniger fruchtbar und 
auch weniger reich an Mineralien erwies, als angenommen wurde, so 
lagen dafür sehr reiche Phosphatlager im Gebiet von Ain—Moularös 
nordwestlich Gafsa. Diese Lager waren 1904 ausgeschrieben und An- 
fang 1905 der Cie. des Phosphates de Gafsa überwiesen. Nach dem Ver- 
trag hatte die Regierung im Lauf von 5 Jahren eine Bahn zur Verbin- 
dung der Lagerstätten mit dem Hafen von Sousse zu bauen. Man mußte 
unverzüglich beginnen, denn die Arbeiten waren wegen des teilweise 
wüstenartigen Charakters des Gebietes schwierig. 

Am 15. April 1905 wurde ein Vertrag mit der Cie, Guelma zwecks 
Bau und Betrieb der neuen Linie geschlossen. Diese bildete den größe- 
ren Teil der alten 1902 als Linie Kairouan—Sbiba bezeichneten Linie, 
betrug aber 250 anstatt 120 km. Die Kosten waren auf 17 Mio Fr. ver- 
anschlagt, während die aus der Anleihe zur Verfügung stehenden Mittel 
nur 9% Міо Fr. betrugen. Das Fehlende sollte aus den jährlichen Über- 
schüssen des tunesischen Haushalts gedeckt werden. 

Die zu überwindenden Schwierigkeiten wie Arbeitermangel, Ver- 
pflegungs- und sogar Wassermangel auf einer Strecke von über 100 km 
waren groß. Am 1. Dezember 1909 wurde die Linie dem Betrieb über- 
geben. Gleichzeitig stellte die Cie. de Gafsa die Verbindung ihres eige- 
nen Netzes mit dem Endpunkt Henchir Souatir der Cie. Böne-Guelma her. 
Die Leitung dieser Gesellschaft hatte den dringenden Wunsch, das Netz 
des Programms von 1902 fertigzustellen, und deshalb stets den gleich- 
zeitigen Bau der vier Linien verlangt, Die andauernd günstige Finanz- 
lage Tunesiens gestattete, die 40-Mio-Anleihe zu ergänzen, Die Direk- 
tion der öffentlichen Arbeiten verhandelte mit der Militärbehörde über 
die Linienführung der Bahn Bizerta—Nefzas, die ursprünglich dem Tal 
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des Oued Sedjenane folgen sollte. Der Kriegsminister widersetzte sich 
aber dieser Linienführung sowie jeder anderen, welche Bizerta nördlich 
des Iskeul-Sees erreichte. Angesichts dieser Widerstände schlug die Di- 
rektion der öffentlichen Arbeiten eine neue Trasse, Bizerta—Mateur— 
Nefzas, vor, die südlich des Iskeul-Sees und der Garaat Sedjenane ver- 
lief und Nefzas durch das Tal des Oued Damous erreichte. Man einigte 
sich auf diese Linienführung. 

Zum erstenmal mußte der Staat, entsprechend einem wiederholt ge- 
äußerten Verlangen, den Bahnbau selbst unternehmen. Anfang 1906 be- 
gannen die Vorarbeiten, die infolge des zerklüfteten Geländes, der geo- 
logischen Formationen und der ungesunden Verhältnisse gewisser Ge- 
biete auf große Schwierigkeiten stießen. 

Der erste Abschnitt der Linie, Mateur—Jefna, 28 km, wurde am 
15. Oktober 1910, der zweite, Jefna—Tamera, 36,1 km, am 1. Juli 1913 
in Betrieb genommen, der dritte, Tamera—Nefzas, 9,4 km, am 1. Januar 
1917. Die Linie Sousse—Sfax, 130,s6 km, deren Bau der Staat im Juli 
1908 begonnen hatte, wurde am 15. Mai 1911 dem Betrieb übergeben, 

Die Linie Sousse—Moknine wurde um 25 km bis Mahdia verlängert. 
Die Arbeiten begannen im Juli 1905, am 15. September 1907 wurde die 
neue Strecke in Betrieb genommen. 


VI. Die mit der Anleihe von 1907 erbauten Linien. 

Beja—Nebeur; Nefzas—Tabarka; Djerissa—Slata; Bir Kassa—La 
Goulette; Menzel-bou-Zelfa—Kelibia; Zaghouan—Bou-Ficha; Sfax—Bou- 
Thadi; Tunis—Te&boursouk. 

Ein Bericht vom 1. Oktober 1906 an das Parlament zählte alle von 
der Kolonie geforderten, aber noch nicht finanzierten Bahnbauten auf, 
zuerst die von der französischen Regierung seit April 1902 zugesagte 
strategische Linie Böja—Mateur. Im französischen Haushalt waren 
keine Mittel für diese Linie vorgesehen, deren Ausführung somit auf un- 
bestimmte Zeit verschoben war. Die Konzession zur Ausbeutung der be- 
deutenden Eisenerzlager von N&beur war jedoch unter der Voraussetzung 
der Verlängerung der Linie Mateur—B6ja erfolgt. 

Die Linie Mateur—N&beur war im Prinzip von der Conference Con- 
sultative am 2. Juni 1905 genehmigt. 

Während der Tagung im November des gleichen Jahres hatte die 
Conférence gleichfalls der Verlängerung der Linie Bizerta—Nefzas bis 
zum Hafen von Tabarka zugestimmt. Seit November 1893 war die Linie 
Menzel-bou-Zelfa—Kelibia zur Erschließung der fruchtbaren Halbinsel 
von Cap Bon geplant. Zur selben Zeit war die transversale Linie Za- 
ghouan—Bou-Ficha vorgeschlagen worden zwecks Besiedlung des Oued 
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Ramel und des Sögermes-Tales. Am 14. Mai 1906 hatte die Konferenz 
den Bau einer Linie Sfax—Bou-Thadi beschlossen, um die Produkte der 
großen Olivenplantagen abzubefördern, die Sfax im Umkreis von über 
20 km umgeben. 

Schließlich war eine Linie Tunis—Teboursouk geplant ohne ge- 
naue Angabe der Trassierung. 

Die beiden Konzessionen für die Gruben von Djerissa und Slata, 
sowie die mit den Gesellschaften geschlossenen Verträge gewährleisteten 
genügend Verkehr, es mußten aber zur Verbindung dieser neuen Gruben 
mit dem Verschiffungshafen zwei Zweiglinien gebaut werden, eine um 
die Gruben anzuschließen, die andere, um die Linie Kalaat-es-Senam mit 
dem Hafen von La Goulette zu verbinden. 

Ergänzende Mittel waren erforderlich, um einige im Bau befind- 
liche Linien fertigzustellen. Schließlich waren auch die Bahnhöfe in 
Tunis, Mateur und Bizerta, völlig unzureichend für den zu erwartenden 
Verkehr und mußten erweitert werden. 

Andererseits sah die französische Regierung das Gesetz vom 6. April 
1902 bezüglich der Linie Böja—Mateur als hinfällig an und meinte, daß 
diese zu Lasten Tunesiens gebaut werden könne mit Vorrang gegenüber 
der Linie Tunis—Teboursouk. Den Bau der letzteren hielt sie für auf- 
schiebbar, bis Tunesien über hinreichende Überschüsse im Haushalt ver- 
füge, um den Bau zu unternehmen. 

Die mangels genügender Zeit für eine sorgfältige Berechnung nur 
überschläglich geschätzten Kosten dieser Linien beliefen sich auf 58 Mio 
Franken der durch Gesetz vom 10. Januar 1907 genehmigten Anleihe von 
75 Mio Fr. 

Die Zweiglinie Djerissa—Slata, deren Bau im Januar 1907 begann, 
wurde am 1. Februar 1908 bis Юјёгівва und am 20, Mai 1908 bis Slata 
eröffnet. Die Arbeiten an der Zweiglinie Birkassa—La Goulette, ver- 
zögert durch die Verhandlungen in den gemischten Kommissionen über 
die Verladung der Eisenerze im Zugangskanal des Hafens von Tunis, 
wurden 1908 aufgenommen. Die Zweiglinie wurde erst am 22. September 
1909 eröffnet, 

Die Arbeiten ап der Linie Mateur—Nebeur begannen im April 1908. 
Sie wurden sowohl durch Änderungen der Linienführung — anstatt des 
Tales des Oued Tessa wurde das des M&legue in Voraussicht der späteren 
Verlängerung der Linie gewählt — wie auch die vielen Einstürze an 
den Böschungen sowie Erdrutsche verzögert, die umfangreiche Arbeiten 
erforderten. 

Die Inbetriebnahme des Abschnittes Mateur—B6ja, 67,85 km, er- 
folgte am 15. November 1912, die der Strecke Béja—Sidi Ismail, 22,09 km, 
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am 5. Januar 1914, die des Abschnittes Sidi-Ismail—Merdja Khereddine, 
17,018 km, am 1. März 1914. Der letzte Abschnitt Merdja Khereddine— 
Nebeur, 37,85 km, wurde am 1. Juni 1914 eröffnet, Das Teilstück Nefzas— 
Tabarka, dessen Bau 1912 begonnen wurde, konnte erst am 1. November 
1922 eröffnet werden. Die Linie Menzel-bou-Zelfa—Kelibia wurde wäh- 
rend des Krieges bis Henchir-Lebna gebaut, um die Braunkohle aus dem 
Gebiet um Cap Bon abbefördern zu können. Diese Kohle wurde wegen 
der Schwierigkeiten der Kohleneinfuhr nach Tunesien während des 
Krieges mit Erfolg verwendet. Die Arbeiten begannen im April 1917, am 
16. Juni 1918 konnte der Abschnitt Menzel-bou-Zelfa bis Henchir-Lebna 
dem Betrieb übergeben werden, 

Die Anleihen von 1912 und 1920. Als Folge der nachträg- 
lich selbst an den Hauptbestandteilen des Anleiheprogramms von 1902 
und 1907 vorgenommenen Änderungen (der Linienführung, Ausstattung 
der Linien, Schienengewicht, Verstärkung des Unterbaues einzelner 
Linien) sowie aus allgemeinen Gründen (Verteuerung der Rohstoffe, 
gleichzeitiger Baubeginn an mehreren Stellen), sowie gewisser örtlicher 
Ursachen (ungesunde klimatische Verhältnisse, geologische Beschaffen- 
heit des Terrains) sowie der Folgen des Krieges reichten die Anleihen 
von 1902 und 1907 nicht aus. Es wurden zusätzliche Mittel zu den An- 
leihen von 1912 (90,5 Mio Fr.) und 1920 (96,3 Mio Fr.) gefordert. Es han- 
delte sich um den Bau folgender Linien, die 1937 noch nicht in Angriff 
genommen waren, deren Linienführung aber feststand: 


Zaghouan—Bou Ficha . . . 2. 2.2... 86km 
Sfax—Bou-Thadi ........... y, 
Tunis—Téboursouk—Les Salines . . . . . . 167 „ 
Teilstrecke Henchir-Lebna—Kélibia . . . . 23 „ 


Sie sind inzwischen fertiggestellt. 

Die Erweiterung des Bahnhofes von Tunis ist durchgeführt. Der 
Bau der neuen Werkstätten Sidi-Faht-Allah und des neuen Güterbahn- 
hofs ist beendet. 


VI. Die Verbindung zwischen Algerien und Tunesien 
zwischen Kalaa Djerda und Tébessa, 

Auf Verlangen der Militärbehörden hat die Regierung den Bau 
einer Linie von Kalaa-Djerda nach Kouif übernommen, die das Netz der 
C.-G.-T. (früher Böne-Guelma) mit dem wichtigen Gebiet von Tébessa 
verbindet und die Ausbeutung der Phosphatlager von Ain-Kerma ermög- 
licht. Die auf 12 Mio Fr. veranschlagten Kosten werden dem Reserve- 
fonds der Bahnen entnommen. Die Arbeiten an dem tunesischen Teil 
(27 km) wurden im Juni 1927 begonnen und die Linie am 1. November 
1930 dem Betrieb übergeben. 
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Technische Fragen des Eisenbahnbaues. 


Spurweite, Das Netz der Medjerda hat die Normalspur von 
1,44 m, einmal zur Angleichung an die algerischen Linien, deren Fort- 
setzung es bildet, dann wegen der Bedeutung, welche diesen Linien von 
Anfang an zukam. Als es sich dann darum handelte, ein eigenes tune- 
sisches Netz zu entwickeln, war man genötigt, auch die Bizerta-Linie in 
Normalspur auszuführen, als Zweiglinie der Strecke Tunis—Ghardimaou. 
Aus Ersparnisgründen wollte man sich aber für das Netz der Cap-Bon- 
Halbinsel mit der Schmalspur begnügen. Ebenso wählte die Cie, de Gafsa 
für die Linie nach Metlaoui die Schmalspur, weil das Kapital nur schwer 
zu beschaffen war. So hatte man sich bezüglich der Spurweiten für die 
Zukunft festgelegt; die Spurweite einer neuen Linie hängt nicht mehr 
von ihrer geographischen Lage und dem möglichen Verkehrsumfang ab. 
Das hat viele Unzuträglichkeiten zur Folge. 


Das Normalspurnetz hat Steigungen von 15 mm je m und Mindest- 
Kurvenhalbmesser von 300 m, das Netz der Cap-Bon-Halbinsel und des 
Sahel solche von 15 mm je m und Kurvenhalbmesser von 150 m. Bis 
1906 war der Kurvenwiderstand bei Berechnung der Neigung nicht ge- 
nügend berücksichtigt und ferner die Trasse ohne genügende Rücksicht 
auf die Kurven geführt worden. Seitdem werden die Kurvenhalbmesser 
— wo es geht — vergrößert und der Kurvenwiderstand bei der Trassie- 
rung berücksichtigt. 


Unterbau. Im Norden besteht der Boden fast immer aus Ton 
und Mergel; Erde und Sandstein sind selten und freiliegender Fels fast 
gar nicht anzutreffen, Die ganze nördliche Bergzone ist auch im Sommer 
sehr feucht, Der Unterbau hat deshalb Schwierigkeiten bereitet. Die 
Linien nach Nefzas und N&beur waren vielen Störungen unterworfen 
durch Senkung des Bahndammes, Einsturz der Gräben und Versatz klei- 
nerer Bauten. Im Süden der Medjerda ist mehr Sandstein und Erde, Im 
Zentrum und Süden finden sich Lagen, die aus Tonerde sowie einer 
Mischung von Sand und Gips bestehen und bei geringem Regen schon 
tiefe Einbrüche aufweisen. Das ganze Gebiet ist starken Erosionen unter- 
worfen. Der Unterbau ist daher nicht sehr fest. Da es sich aber nur 
um niedrige Aufschüttungen und Gräben handelt, halten sich die In- 
standhaltungskosten in Grenzen. 


Kunstbauten. Im Norden hat die Anlage der Brücken und 
Durchlässe wenig Schwierigkeiten bereitet, weil der Talweg klar erkenn- 
bar war. Anders im Süden, wo der Boden häufig ganz flach ist und 
keinen genauen Anhalt für den Wasserabfluß bietet, der im übrigen 
auch von Jahr zu Jahr wechselt. Brücken und Durchlässe mußten häufig 
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verlegt werden. Bei Anlage der Abzugsgräben war der anormalen Inten- 
sität der nordafrikanischen Regenfälle Rechnung zu tragen (30 mm 
stündlich und bei anhaltendem Regen 100—150 mm an einem Tage, 1906 
fielen im Gebiet von Sousse rund 400 mm in drei Tagen, 1910 im Norden 
250 mm in 24 Stunden). 

Im See von Tunis, den die Bahn Tunis—La Goulette—La Marsa auf 
einer Brücke überschreitet, war eine Schlammschicht von 40 m Stärke 
durch eine komplizierte Anlage von Pfahlrosten, die nicht halten wollte, 
zu befestigen. 


In verschiedenen Gegenden enthält der Boden oder die unterirdi- 
schen Wasserlöcher sowie der für das Mauerwerk verwendete Sand Kalk- 
sulfat oder Magnesia in beträchtlicher Menge. Die sich bildenden ton- 
sauren Salze zersetzen den Mörtel, das Mauerwerk gibt nach. So mußten 
alle Bauten der Linie Kalaa-es-Senam auf etwa 40 km erneuert werden. 
Besonders im Süden waren solche Schäden zahlreich. Man half sich 
durch Verwendung von besonderen Zementbindemitteln. 

Tunesien hat wenig geeignete Materialien für den Bahnbau. Es 
gibt zwar zahlreiche Steinbrüche, die Schotter und selbst Quadersteine 
liefern, sie liegen aber meist abseits und zwingen zur Beförderung der 
Steine auf erhebliche Entfernungen. Sand guter Beschaffenheit ist sehr 
knapp; einige heimische Werke liefern brauchbaren Kalk für laufende 
Arbeiten. Für die großen Kunstbauten müssen Kalk und Zement ein- 
geführt werden. Trotz der geringen Güte des Sandes ist beim Bau der 
Brücken, Viadukte (Mellögue an der Linie nach Nebeur) Beton ver- 
wendet. Die wichtigsten Ausführungen in Mauerwerk sind der 800 m 
lange Tunnel von Aouana und die drei Viadukte von Béja. 

Das Schienengewicht wurde nach und nach erhöht. Die 20-kg/m- 
Schienen werden auf den kleinen Zweiglinien aufgebraucht, Der 25-kg/m- 
Тур der Schmalspurlinien wurde durch 36-kg/m-Schienen ersetzt. Die 
Linien in Normalspur mit Schnellzugverkehr erhielten 46-kg/m-Schienen, 


Es werden sowohl Holz- wie Stahlschwellen verwendet. Die Stahl- 
schwellen der Linien mit Normalspur wiegen 52 kg, die der Schmalspur- 
linien etwa 37 kg. 

Auf den alten Linien sind die Stationsbauten im französischen Stil 
mit Ziegeldächern ausgeführt. Die Linien im Süden haben Bauten in 
Anlehnung an die arabische Bauweise erhalten, die billiger und dem 
Klima sowie der Landschaft besser angepaßt sind. Zur Unterbringung 
des Bahnunterhaltungspersonals sind in Abständen von 8 km Häuser er- 
richtet, die normalerweise fünf Stuben, eine kleine Veranda und eine 
Zisterne enthalten. 
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An der Linie Henchir—Souatir sind Häuser errichtet, die kleine 
Befestigungsanlagen darstellen, wegen der Aufstände, die sich 1906 im 
Gebiet von Kasserine und Thala ereigneten, 


Im Süden und Zentrum ist wenig Wasser vorhanden, das im übrigen 
fast immer hohen Salzgehalt aufweist (mehrere Gramm je Liter). Um 
es als Kesselspeisewasser für die Lokomotiven verwenden zu können, 
wird es chemisch gereinigt; trotzdem ist die Unterhaltung der Kessel 
teuer. 

Die Signalanlagen gleichen denen der französischen Bahnen. 
Die Ausstattung der Linien mit festen Signalen ist jedoch recht ver- 
schieden, je nachdem der Verkehr entwickelt ist. Auf Linien mit 
schwächem Verkehr sollen sich die Züge nur mit verminderter Geschwin- 
digkeit den Stationen nähern. Im allgemeinen erfolgt der Ausbau der 
Signalanlagen bei den C.-F.-T. im Einklang mit der Verkehrsentwicklung. 


Der Bestand an rollendem Material und Lokomotiven bei den 
C.-F.-T. und Sfax-Gafsa hat sich erhöht. Die Gesellschaften waren be- 
müht, sich mit den neuesten Typen auszustatten, um den Reisenden mehr 
Bequemlichkeit zu bieten. Das Material der Linien mit Normalspur ent- 
spricht dem der meisten französischen Bahnen, das der Schmalspur- 
bahnen, das anfangs dem der französischen Nebenlinien glich, nähert 
sich heute dem der Hauptlinien (Personenwagen auf vierachsigen Fahr- 
gestellen mit Salonwagen für die 1. KI., Toilette, W.C. und Schlafwagen 
für die 1. und 2. EI). Zwei Speisewagen verkehren zwischen Tunis— 
Sfax und Tuni—Rhil ane. Die Gasbeleuchtung ist durch elektrische 
ersetzt. 

Die Güterwagen setzen sich aus den üblichen Typen zusammen, Die 
Erzwagen haben besondere Einrichtungen. Die der Linien mit Normal- 
spur haben 33 t Tragfähigkeit, flachen Boden, gefederte Fahrgestelle 
und mechanische seitliche Entladung, die der Schmalspurbahnen ein 
Ladegewicht von 25 t und Bodenentladung. 

Die Lokomotiven alten Typs werden fortlaufend durch leistungs- 
fähigere ersetzt. Auf Normalspurlinien fahren die Personenzüge den 
Typ Pacific, Serie 181, wie ihn die französischen Bahnen vielfach be- 
nutzen. Fahrgewicht mit Tender 110 t. Für die Güterzüge wird der Typ 
„Decapod“, Serie 221, fünfachsig gekuppelt, Überhitzer, zwei Zylinder 
mit einfacher Expansion, Fahrgewicht 107 t, verwendet, 

Auf den Schmalspurbahnen der С.-Е.-Т. werden „Pacific“, Serie 801, 
für die Personenzüge, dreiachsig gekuppelt, Überhitzer, Räder von 


110 Das Verkehrswesen und die Wirtschaft Französisch-Nordafrikas. 


1,50 m Durchmesser, Gewicht 90 t, für die Güterzüge entweder geglie- 
derte Mallet-Compound, Serie 551, sechsachsig gekuppelt, 700 t Zug- 
leistung bei 8 mm Steigung, oder „Decapod“, Typ Gafsa, fünfachsig ge- 
kuppelt, Zugkraft 800 t bei 9 mm Steigung, gefahren. 

Die C.-F.-T, haben auf den Normalspurstrecken für die Personen- 
züge durchgehende Westinghouse-Bremsen und für Personenzüge auf 
Schmalspurstrecken Bremsen System Clayton, die auch für Güterzüge 
vorgesehen sind. Die Cie. Sfax-Gafsa hat Westinghouse-Bremsen für 
Personen- sowie Erzzüge. 

Das Material der F.-G.-M. entspricht dem der Pariser Untergrund- 
bahn. 

Die Tarife sind denen der französischen Bahnen nachgebildet 
und — unter Berücksichtigung örtlicher Verhältnisse — grundsätzlich 
die gleichen bei den C.-F.-T. und der Cie. de Sfax-Gafsa. Das Tarif- 
system wurde 1922 durch eine auf Veranlassung des Generaldirektors 
der öffentlichen Arbeiten gebildete Kommission von Vertretern der 
Landwirtschaft, des Handels, der Industrie und der gewählten Körper- 
schaften (Franzosen und Tunesier) revidiert. 

Die Tarife für Personen und Eilgut (grande vitesse) sind teilweise 
sehr ermäßigt, um den Verkehr zwischen Tunis und der nächstgelegenen 
Küste zu erleichtern. Kleine Postpakete, sogenannte „Versorgungs- 
pakete“, werden bei einfachster Abfertigung zu niedrigsten Sätzen be- 
fördert, um die Versorgung der Orte im Innern mit Lebensmitteln zu er- 
leichtern. Der allgemeine Gütertarif umfaßt sechs Klassen. Spezial- 
tarife gelten fast ausschließlich für ganze Wagenladungen. Prämien 
und Vergütungen werden gewährt, wenn die jährlich beförderten Mengen 
eine gewisse Zahl von Tonnenkilometern erreichen. 

Die Bahnen sind bemüht, den Personenverkehr durch eine Ver- 
besserung der Verbindungen, besonders zwischen Tunis einerseits und 
Algerien, Bizerta und Südtunesien andererseits zu heben. Die Verstär- 
kung des Oberbaues und der Kunstbauten, die Verbesserung des Profils, 
die Beschaffung stärkerer Lokomotiven haben die Einstellung schnel- 
lerer Züge nach Algerien und Bizerta sowie eines Schnellzuges nach 
Sfax ermöglicht. Diese Züge bestehen aus modernen Wagen und 
Speisewagen. Die Fahrzeiten von Tunis bis zur algerischen Grenze be- 
tragen 4 Stunden, bis Bizerta 2 und bis Sfax 6 Stunden. 

Die größte Bedeutung für den Güterverkehr der C.-F.-T. haben 
Phosphate und Mineralien; für die Cie. Sfax-Gafsa Phosphate. 


Betriebsergebnisse der Compagnie Sfax—Gafsa 1933—1937.: 


durchschnittl. Betriebslänge 
km 
durchschn. Tageseinnahm. Fr 
Gesamt-Ergebnisse: 
Einnahmen: Post- u. Eilfracht- 
Verkehr Mio Fr 
Einnahmen: gewöhnlicher 
Frachtverkehr Mio Fr 
Gesamt-Einnahme . Mio Fr 
Einnahmen jekmu. Jahr Fr 
Einnahmen je Zug/km . . Fr 


Personenverkehr: 

Zahl der beförderten Personen 
Gesamt-Einnahmen . Mio Fr 
durchschnittl. Einnahme 


ырен... ут. сз Fr 
Güterverkehr: 4 
(Petite Vitesse) 
beförderte Mengen . . Miot 
Gesamt-Einnahme . Mio Fr 


durchschn. Einnahme jet Fr 
gefahrene Zug-km . Mio/km 


Linie Sfax—Gafsa, Schmalspur 


Linie Metlaoni—Tozeur. Schmalspur 


1933 


1934 


1935 1936 1937 


256 256 256 256 256 
107 313 96 014 78 929 78 561 | 101 834 
0,032 0,512 0,958 0,592 1,260 
38,837 34,233 27,526 27,862 35,909 


39,00 | 35,015 | 28,00 | 28,01 | 37,169 
153 005 | 136395 | 112536 | 112318 | 145 193 
43,73 48,66 48,12 47,05 51196 
60 593 | 60002 89 226 88 229 | 120 960 
0,791 0,538 0,81 0.2 1,037 
11,00 10,60 9,08 Su 
1,447 1,163 1,160 
37,001 | 34,038 | Sa 35,683 
24,08 23,52 23, 24,11 
0,520 0,720 0,590 ови 0,726 


T 


1933 1934 1935 1936 1937 


54 EI 54 54 54 
1186 804 896 865 1489 
0,145 0,136 0,151 0,120 0,250 


0,176 


0,259 0,258 0197 | 0,293 


0,432 0,394 0,327 0,817 0,543 
8016 5438 6.057 5862 10 064 
10,57 7a Sun 1,73 13,515 
21 621 21 436 25 389 21 939 42 394 
0122 0,16 0,100 0,238 
5,65 5,61 5,37 4,99 5,61 
0,014 0,008 0,011 0,012 0,017 
0,284 0,153 0,172 0,195 0,200 
20,54 20,20 15,97 15,82 17,32 
non 0,041 0,041 0,001 0,011 


1 Nach Statistique Generale de la Tunisie, 1937. Die Ziffern sind von der Gesellschaft geliefert. 
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Betriebsergebnisse der Compagnie Sfax—Gafsa 1933—1937. 


Linie Graiba—Gabts Schmalspur 


durchschnittl. Betriebslänge 
km 
durchschn. Tageseinnahme Fr 


Gesamt-Ergebnisse: 
Einnahmen: Post- u. Eilfracht- 
Verkehr . . . . . Mio Fr 
Einnahmen: gewöhnlicher 
Frachtverkehr . . . Міо Fr 
Gesamt-Einnahme . . Mio Fr 
Einnahmen je km u. Jahr. Fr 
Einnahmen je Zug/km . . Fr 


Personenverkehr: 
Zahl der beförderten Personen 
Gesamt-Einnahmen . . Міо Fr 
durchschnittl. Einnahmen 

je Person 


Güterverkehr: 

(Petite Vitesse) 
beförderte Mengen . . Міо t 
Gesamt-Einnahme . Міо Fr 
durchschn. Einnahme je t . Fr 
gefahrene Zug-km . Mio/km 


блнт 
5450 
4,35 


23 933 
0,247 


10,32 


0,005 

бан 
22,55 

0,105 


1934 


0,410 


5003 
4,0 


22 601 
0,817 


9,32 


0,005 

0,122 
23,42 

0,103 


1935 | 


0,481 
5864 
4м 


30 895 
0,261 


San 


0,008 

0,132 
16,87 

0,106 


1936 


6021 
4,64 


8,06 


0,008 

0,148 
16,53 

0,106 


1937 


Zweiglinien nach den Erzlagerstätten. Diese werden 


1933 


1,051 
0,100 
ола 

0,107 


‚auf Kosten und Gefahr der Gesellschaft betrieben ` 


1934 


1936 1937 


0,137 


0,144 
DES 
4217 


Se 


0,551 
0,185 
оч 

0,095 


0,115 
0,238 
3777 


2,5 


21 119 
0,109 


0,275 
бл 
DÉI 

0,081 


блг | Овоз 


0109 | бл 


0,15 
3900 5797 
2,0 7 

20 084 32251 
0,101 0,179 
5,01 
0,227 0,1 
0,125 0,168 
0,18 0.19 


0,081 0,0 


sl 
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Betriebsergebnisse der „Compagnie Fermière des Chemins de fer tunisiens‘‘ 1933—1937 (Staatsbahn). 


Aurchschnittl.Betriebslänge km 
„ Einnahm. је Tag Fr. 
Gesamt-Ergebnisse: 
Einnahmen: Personen-, Post- 
п. Eilverkchr . . . Mio Fr 
Einnahmen: gewöhnl. Güter- 
verkehr ...... Mio Fr 


Gesamt-Einnahmen . Міо Fr 


Einnahmen је km u. Jahr „ Fr 


Personenverkehr: 


befënd, Personen . Anzahl Mio 
Gesamt-Einnahmen: 


Personenverkehr . . Mio Fr 
Einnahmen 

jePesn ...... Fr 
Güterverkehr: 
beförderte Gütermenge Miot 
Einnahmen ..... Mio Fr 
durchschnittliche Einnahme 

ee ВЕ. 5 Ет 
geleistete Zug/km Mio 
Einnahmen kı 


9,147 13,408 


18180 | 26421 


0,817 


5,236 


1102 
110517 


10,092 


40,359 


36 598 


Aan 


|= 1102 1102 1102 

| 102187 | 107383 | 110383 

8,10 Бла 7,45 
31,063 


37,296 39,19 


| 33240 | 35560 | 36547 
2, Zam | 2,985 
7,282 7,270 Dam 
3,18 3,06 2,88 
1,152 1,91 

28,40 | 30,924 


_ 1 Neue Bezeichnung für das Gesamtnetz der Medjerdah und der Linie von Djedeida nach Bizerta und ihrer Zweiglinien. 


1102 
| 162426 


59,285 


53 788 


2,499 


7,91 


3,16 


1,858 


50,120 
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Betriebsergebnisse 1935, 1936 und 1937 der Cie des Tramways de Tunis, 


b) Chemin de for 
Electrique Т,-6.-М. 
(Tunis— 

La Goulette—La Marsa) 


| 1935 | 1936 | 1987. 


a) Tramways urbain 
suburbain et Autobus 


1935 | 1936 | 1937. 


25407 25 003 25 844| 7652 | 7280 7308 
= — — |4327 | 8458 | 11018 
12250 11 602 12926] 0008 | 5757 6351 


Zahl der beförderten Personen in 1000. . 
beförderte (Gite... int 
Einnahmen... in 1000 Pr 


Straßenbau. 


Tunesien hat zu allen Zeiten Verkehrswege nach vielen Richtungen 
gehabt. Den Römerstraßen folgten die Pfade unter der arabischen Herr- 
schaft. Von den Römerstraßen sind nur einige der Zerstörung entgangen, 
weil ihr leicht zu gewinnendes Material zu anderen Zwecken verwendet 
wurde. Es sind aber noch einige gute Römerbrücken vorhanden. Die 
Wege der Araber waren meist Erdpfade, häufig ohne jede Befestigung 
der Decke, die der Verkehr selbst geschaffen hatte. 

Die eigentlichen Straßen Tunesiens sind — mit Ausnahme eines 
kleinen Stückes von 4 km Länge zwischen Tunis und Bardo, der Residenz 
des Bey — seit der französischen Besetzung gebaut. Mit dem Tage, wo 
der Kraftwagen, der leichte oder schwere, in Tunesien erschien, mußten 
die Straßen überall neu angelegt werden. Die Befestigung der Straßen- 
decke erfolgte bei den Hauptstraßen mit den neuesten Mitteln der Tech- 
nik. Die Chausseen sind breit, staubfrei und möglichst gerade geführt; 
besonders im Süden finden sich Straßen, die 10 km und mehr in gerader 
Linie geführt sind. Da das Land fast keine ständig wasserführenden 
Flüsse hat, sind wenig Brücken erforderlich, nur die Medjerda weist 
größere Kunstbauten auf. Im Zentrum und Süden führen die Straßen 
durch das Flußbett; für den Wasserabfluß bei gelegentlichen Unwettern 
ist durch unterirdischen Abfluß gesorgt. 

Ende 1934 (1935) hatte Tunesien ein Straßennetz von 6236 km 
(6673) Gesamtlänge, das in drei Kategorien zerfällt: Hauptstraßen von 
2947 km (3000) Gesamtlänge; 1341 km (1500) Straßen zweiter Ordnung 
und 1948 km (2000) Straßen von nur örtlicher Bedeutung. Es sind große 
Aufwendungen für den Straßenbau gemacht, insbesondere sind die 
Hauptstraßen gut angelegt und gut gehalten, ebenso die Brücken und 
sonstigen Kunstbauten. Die Hauptstraßen sind asphaltiert bzw. geteert. 

Das umfangreiche und kostspielige Straßenbauprogramm mußte 
unter dem Zwang der ungünstigen Wirtschaftslage eingeschränkt wer- 
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den, Trotzdem ist der Generalresident bemüht, den lokalen Produzenten 
durch nützliche Straßenbauten zu unterstützen, denn der Farmer muß 
die Möglichkeit haben, seine Erzeugnisse auf den Markt zu bringen, Zu 
diesem Zweck müssen die Zufahrtsstraßen zu den Verbrauchszentren 
verbessert und mit guten Brücken ausgestattet werden. 

Bis Ende 1935 hatte die Regierung 167 Mio Fr. für den Bau von 
Straßen aufgewendet. 1936 wurde die Hauptstraße von Ben Gardane 
bis zur Grenze von Tripolitanien fertiggestellt und damit die durch- 
gehende Verbindung zwischen Französisch-Nordafrika, Tripolitanien so- 
wie Ägypten hergestellt. 


Eisenbahnen und Kraftverkehr. 

Die Eisenbahnen leiden stark unter dem Wettbewerb des Kraftver- 
kehrs. Es heißt, daß Tunesien über genügend Kraftfahrzeuge verfügt, 
um alle angebotene Fracht zu befördern, abgesehen von sehr schwerem 
Gut. Um jedenfalls in gewissem Grade dieser Lage zu begegnen, richten 
die C.-F,-T. bereits seit Jahren eigene Kraftverkehrslinien ein, welche 
die Reisenden im Anschluß an die Züge weiterbefördern oder als Zu- 
bringer dienen. 


Zahl der eingetragenen Kraftfahrzeuge: 


am am am 
31. Dezbr. 1935 31. Dezbr. 1936 31. Dezbr. 1937 
Tourenwagen (Privatwagen) . . . 19 633 21 029 22 355 
ОЛЕШЕ" ER 267 281 285 
'Taxameter und Mietfahrzeuge . . . 716 778 787 
Lastkraftwagen, Traktoren, Geschäfts- 
ЖАНДАДЫ ee 2993 3040 3155 
Motorräder EN 3789 3834 3941 
Gesamt . . . 27308 28 962 30 523 


Die Gleichschaltung der Verkehrsmittel in Tunesien ist in Angriff 
genommen, wirkt sich aber noch nicht genügend aus. Eins der Haupt- 
probleme, denen sich die führende Eisenbahngesellschaft, die Cie. Fer- 
mière des Chemins de Fer Tunisiens, gegenübergestellt sieht, ist der 
Wettbewerb des Überland-Personen-Kraftverkehrs. Diese Bahn, welche 
alle größeren Bevölkerungszentren verbindet, hatte 1936 einen Betriebs- 
verlust von mehr als 34 Mio Fr., der aus dem Staatshaushalt gedeckt 
wurde. Ein gutes Straßennetz hat diesen Wettbewerb, nicht nur der 
Überland-Kraftverkehrs-Unternehmen, sondern auch den einer großen 
Zahl einzelner vom Besitzer gefahrener Personenkraftwagen sehr be- 
günstigt. 


s* 
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Um die Lage zu bessern, erwarb die Eisenbahn і. J, 1933 die So- 
ciété Tunisienne de Transport Automobile (S.T.T.A.S.), eine der beiden 
bedeutendsten Kraftverkehrsgesellschaften, Durch Erlaß des Bey vom 
26. April 1935 wurde ein „Eisenbahn- und Kraftverkehrs-Koordinierungs- 
ausschuß* eingesetzt. Die hauptsächlichste Maßnahme, welche dieser 
bis 1938 getroffen hatte, war die Beschränkung der selbständigen Kraft- 
verkehrsunternehmen auf die Zahl von Überland-Lastkraftwagen, die zu 
dieser Zeit im Verkehr standen. Durch Verfügung vom Juni 1935 wur- 
den ferner den Überland-Kraftverkehrsunternehmen Verpflichtungen be- 
treffs Versicherung auferlegt. Im April und Dezember 1936 wurden Ver- 
ordnungen zur Regelung des Überland-Personen- und -Lastkraftverkehrs 
erlassen. 1937 tat die Regierung einen weiteren Schritt (Verfügung vom 
6. September 1937), indem sie allen zur Beförderung von Personen zu- 
gelassenen Kraftfahrzeugen hohe Abgaben auferlegte. 


Kraftverkehr, 


Société tunisienne 

des transports auto- 

а Sahel 
ER 


„La Tunisienne 
Automobile 
Transports ( 


Entreprise 
Doglione Frères 
et Doucet 


10 


1935 | 1936 1937 1936 1937 |1935 | 1036 1937 


Zahl der beförderten 


Personen in 1000 . „ | 1000 $46 1000 | men 1023 1280| 12 Im 21 
beförderte Gütermenge | 

ЙӨР o Т = | 
Einnahmen in 1000 Fr, | 4612 | 4250 1635 | 6509 6707 8377 | 102 18G 170 


Die Häfen. 

Tunesien hat 21 Häfen, die dem Verkehr geöffnet sind: Tabarka, 
Bizerta, Porto Farina, Tunis-La Goulette, Sidi-Daoud, Kelibia, Nabeul, 
Hammamet, Sousse, Monastir, Mahdia, La Chebba, Sfax, Kerkennah, Cek- 
hira, Adjim, Houmt Souk, Aghir, El Kantara, Zarzis, Marsa-Ksiba. Von 
den zwölf tunesischen Häfen, die von überseeischen Schiffen angelaufen 
werden, sind aber nur Tunis-La Goulette, Bizerta, Sousse und Sfax von 
größerer Bedeutung. Die Hafenverwaltung von Tunis-La Goulette, Sfax 
und Sousse liegt in Händen der „Cie. des Ports de Tunis-Sfax-Bousse*, 
Bizerta wird von der „Société du Port du Bizerte“ betrieben. 

Anlage und Betrieb der Häfen ist bei den kleineren staatlich. Be- 
züglich der vier großen Häfen — Bizerta, Tunis-Goulette, Sousse und 
Sfax — hat die bedeutende Kapitalanlage die Regierung veranlaßt, Kon- 
zessionen für den Bau und Betrieb zu erteilen. 
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Bizerta, Der Hafen, in erster Linie Kriegshafen, ist durch einen 
1800 m langen und im Spiegel 200 m breiten und 10 m tiefen Kanal er- 
reichbar. Die Kaje ist 400 m lang, außerdem sind Ducdalben, etwa 
4000 m, vorhanden, an denen Schiffe festmachen können. Es sind vier 
elektrische Kräne (3, 5 und 10 t) und ein Schwimmkran (30/40 t) vor- 
handen. Durch Vereinbarung mit den Marinebehörden können Handels- 
schiffe das Trockendock in Sidi Abdallah benutzen. Die erste Konzession 
wurde am 11. November 1889 an die Herren Hersent und Couvreux er- 
teilt, an deren Stelle 1890 die Société du Port du Bizerte trat. Die Kon- 
zession läuft 75 Jahre. Die Arbeiten des 1. Abschnitts mußten innerhalb 
von fünf Jahren (bis 27. Dezember 1895) beendet sein. Es waren zwei 
konvergierende Dämme, ein Ostdamm von 950 m Länge und ein Nord- 
damm von 1000 m mit einer Öffnung von 420 m vorgesehen. Ein Zu- 
gangskanal vom Meer zum See von Bizerta sollte im Spiegel 64 m breit 
und 9 m tief sein. Die Regierung verpflichtete sich, eine Bahn zwischen 
Djedeida und Bizerta vor dem 17. Februar 1894 fertigzustellen. Für den 
Hafenbau waren 5 Mio Fr. vorgesehen, sowie 1 Mio für die zusätzlichen 
Arbeiten, die aber der Staat auszuführen hatte. 

Die Konzessionärin erhielt das Recht, während der Konzession die 
Hafen- und Leuchtfeuergebühren sowie sonstige lokale Abgaben zu er- 
heben, deren Höchstsumme besonders festgelegt wurde. Ferner wurden 
weitere Gerechtsame in Aussicht gestellt: Die Wasserversorgung der 
Stadt, sowie die der Schiffe mit Süßwasser; die Ausnutzung des Sees von 
Iskheul für Kraft- und Bewässerungszwecke; das ausschließliche Recht, 
in Bizerta Lagerhäuser zu errichten und zu betreiben; das Eigentum an 
dem durch den Hafenbau gewonnenen Boden, soweit dieser nicht für 
Zwecke des Hafens benutzt wird; die Fischereigerechtsamen für die Dauer 
der Konzession auf den Seen von Bizerta und Tandja. Die Konzession 
regelt ferner die Rückkaufsbedingungen, sowie alle Einzelheiten des 
Baues. Die Konzession der „Cie, des Ports de Tunis-Sfax-Sousse“ ist 
ähnlich, 

La Goulette. Die Wassertiefe der nördliche Reede beträgt 10 
bis 15 m, die des südlichen, Ankerplatzes 11—12 m. Am Erzkai ist 8,5 m 
Wassertiefe. Der Hafen ist für Schiffe mit einem größten Tiefgang von 
8 m zugänglich. Der 10 km lange und nur 30 m breite Schiffskanal zwi- 
schen La Goulette und Tunis ist für Schiffe mit mehr als 6,95 m Tief- 
gang nicht befahrbar. Die Forderung nach Verbreiterung und Vertiefung 
des Kanals wird unter heutigen Verhältnissen kaum erfüllt werden. 

Tunis. Im Hafen und an den Kajen ist eine Wassertiefe von 
6,5 m, Schiffe dürfen nicht mehr als 64, m Tiefgang haben. Die Länge 
der Kajen einschl. der Erzkajen beträgt 1635 т, Es sind fünf fahrbare 
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Dampfkräne уоп 1,5—3 t Leistung, zwei feste Kräne von 4 und 5 t, ein 
elektrischer (6 t) und ein Schwimmkran von 30 t vorhanden. 

Sousse, Die Wassertiefe im Hafen und an den 1000 m langen 
Kajen beträgt 6,5 m. Die Schiffe dürfen nicht mehr als 6 m Tiefgang 
haben. Es ist ein beweglicher Dampfkran von 1% t Leistung, ein fester 
Kran von 6 t und ein Schwimmkran von 20 t vorhanden. 

Sfax. Die Wassertiefe im Hafenbassin und an den Kajen beträgt 
normalerweise 6,5 m, die Länge der Kajen 1067 m. Die Ausrüstung be- 
steht in zwei Dampfkränen von 1,5 t Leistung, einem festen Kran von 
6 Е, einem beweglichen Kran von 20 t und einem Schwimmkran von 20 t. 


Güterumschlag in den größeren Häfen 1937. 


Greg, gelöscht geladen 


іп 1000 t 


Bizerta . . . . ТИЙҮҮ ма 

Та бошоно: Tan радні 12,1 435 
Tunis 48,5 110,3 
Бопе zech alle 3 2 58,з 38,4 
BEE Мы, жд» 97,9 174,8 
Gabès . S 73,5 19,5 
EEN ае ba 42,7 15,4 
Ноцтё- боце (элу. э: к ЛА 79,4 | 28,1 
Marsa Ksiba 03,0 


15 weitere kleine Häfen 52,2 


Tunesien. Gesamthafenverkehr aller Häfen. 1934—1937. 


KEinkommend | Ausgehend _ 
Zahl | Waren | Fahrgäste | Zahl Waren | Fahrgäste 
м; der | löscht A dor geladen oin, 
CARN um ‚oschiflt 
Schifle рен Schiffe g 


| in 1000. t | mn 1000 in Miot | in 1000 


1934 | 912,3 1091 2,80 
1935 7082 791,2 03,0 "7007 Ba 
1936 1430 | 927,5 тд 7423 3,05 
1937 1011 | 950,0 ма 7006 3,71 80,07 


Luftverkehr. 


Tunesien hatte Luftverbindung sowohl mit Frankreich wie Italien. 
Die Air France unterhielt ferner eine Luftverbindung Tunis—Algier. 
Das Bestreben ging dahin, Tunis zu einem Knotenpunkt für den Luft- 
verkehr zwischen Europa und Afrika zu machen. Ein Flughafen für 
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Wasserflugzeuge befindet sich in Khereddine auf dem See von Tunis 
und ein kombinierter Zivil- und Militärflugplatz in Aouina (Tunis). 
Es war beabsichtigt, Khereddine auch für Landflugzeuge auszubauen, um 
dort — unter Fortfall des zivilen Luftverkehrs in Aouina — den ge- 
samten zivilen Luftverkehr zusammenzufassen. 

Die Fluglinie Tunis—Ajaccio—Marseille wurde einmal täglich in 
beiden Richtungen von der Air France, die Verbindung Tunis—Cagli- 
ardi—Rom abwechselnd mit der Linie Tunis—Palermo—Neapel—Rom 
von der Ala Littoria S.A. unterhalten. 


Luftverkehr: Lufthafen Tunis. 


| | 
1935 | 1936 | 1937 


Zahl der Reisenden ......... 6530 7500 | 10 755 
Рой (Ка) а неа EK 12804 | 15355 18 080 
ЕА ЕЕС det 20402 | 10898 29 686 
Gepäck (Kg) ....... „з 93634 | 100690 145 592 
Zahl der Flüge: Ankunft, Abflug. . . . 1190 | 1196 1980 


Die Linie via Cagliari wurde montags, mittwochs und freitags ge- 
flogen, die Linie über Palermo an den drei anderen Wochentagen. Ab 
1. April 1935 wurde eine Zwischenlandung in Trapani gemacht. Damit 
war Sizilien von Tunis in einer Flugstunde zu erreichen. Gleichzeitig 
fiel die Zwischenlandung in Cagliari fort, so daß Rom in 2% Stunden 
von Tunis zu erreichen war. 


Quellen: 
Außer den amtlichen Statistiken wurden folgende Quellen hauptsächlich 
benutzt: 
La Tunisie: Atlas Historique, Géographique, Économique, Touristique. Paris 
1936, Horizons de France Editeurs. 
Les Chemins de fer de la Tunisie, herausgegeben von der Direction Générale des 
Travaux Publics, Régence de Tunis. 
Desgl. Les Ports de la Tunisie. 
Atlas des Colonies Françaises, Herausgegeben von L'Illustration auf Grund amt- 
lichen Materials, Paris 1929. 
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Kleine Mitteilungen. 


Die Eisenbahnen Indochinas. (Mit einer Кагіе!,) Indochina ist durch 
den gegenwärtigen Konflikt im Fernen Osten in den Mittelpunkt des 
Interesses gerückt, denn im Osten und im Südosten liegen im Halbkreis 
Hongkong, die Philippinen, Niederländisch-Indien und die Malakka- 
Halbinsel mit Singapur. Im Westen und Norden wird das Land durch 


Anschluß: Karte Burmastraße Arch. f. Е, 1940 6, 1038. 


Thailand, Burma und China begrenzt. Japan hat an Indochina wirt- 
schaftlich Interesse, weil es erhebliche Mengen Rohstoffe, vor allem 
Kohle und Erze bietet, die für den Aufbau eines großasiatischen Wirt- 
schaftsraumes nutzbar gemacht werden können. Wie sehr Indochina auch 
bisher schon mit dem ostasiatischen Raum in seinem Außenhandel ver- 
bunden war, geht daraus hervor, daß weitaus über die Hälfte aller Aus- 


1 Vgl. auch die Karte Burmastraße Arch, f. Е. 1940 S, 1038. 
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fuhrprodukte nach Japan oder den anderen ostasiatischen Ländern ging, 
während die Einfuhr Indochinas zum größten Teil aus dem Mutterland 
Frankreich kam. 

Für die Beurteilung Indochinas als Stützpunkt für die japanische 
Wirtschaftspolitik ist das Verkehrssystem des Landes von ausschlag- 
gebender Bedeutung. Besonders das Eisenbahnnetz kann im Vergleich 
zu anderen ostasiatischen Kleinstaaten als sehr modern angesprochen 
werden, Der Kern des indochinesischen Verkehrssystems ist die trans- 
indochinesische Eisenbahn, die vom Süden des Landes, der Hauptstadt 
Saigon, die ganze östliche Küste entlang nach Hanoi, der Hauptstadt 
der nördlichsten indochinesischen Provinz Tongkin, führt und von hier 
aus über chinesisches Gebiet vorläufig in Yunnan-Fou endet. Die Bahn 
ist in ihrer Gesamtheit erst 1936 fertiggestellt worden, jedoch waren 
zahlreiche Teilstrecken vorher dem Verkehr übergeben worden. Bereits 
1885 wurde die erste Strecke der heutigen trans-indochinesischen Eisen- 
bahn, nämlich die 70 km lange Teilstrecke von Saigon bis Mytho, gebaut, 
wodurch die Verbindung mit dem Meer hergestellt wurde. 


Die technischen Einzelheiten dieser ersten Teilstrecke sind maß- 
gebend geworden für den Bau der gesamten Bahn. Es handelt sich bei 
der indochinesischen Bahn nämlich um eine Schmalspurbahn von 1 m 
Breite, die nur in ihrer Verlängerung auf chinesischem Gebiet zur nor- 
malen Spurbreite von 1,435 m übergeht. Im Jahre 1906 wurde die Teil- 
strecke der Eisenbahn von Hanoi bis Lao-Kay, dem Grenzort zwischen 
Indochina und China, dem Verkehr übergeben. Sie ist 384 km lang und 
wurde 1910 bis Yunnan-Fou (464 km) verlängert. Im Laufe der folgen- 
den Jahrzehnte wurden weitere Teilstrecken vor allem im nördlichen 
Teil des Landes gebaut, die schließlich mit einer vom Süden herauf- 
führenden 410 km langen Linie verbunden wurden. Die letzten Teil- 
strecken zwischen Tourane und Nathrong (550 km) und zwischen Vinh 
und Dongha (300 km) wurden erst 1926 bzw. 1936 beendet und als letzte 
Stücke in die gesamte trans-indochinesische Eisenbahn eingefügt. 


Wenn auch der wichtigste Schienenweg damit durch Indochina 
vollendet ist, so war doch ein weiterer Ausbau vorgesehen, der inzwischen 
dem Kriegsausbruch in Europa zum Opfer gefallen ist. Vor allem sollte 
Saigon durch eine Bahnstrecke mit der Hauptstadt Thailands, Bangkok, 
verbunden werden. Das zweite Projekt bezog sich auf eine Zweigbahn, 
die im Nordosten des Landes von der eigentlichen Hauptstrecke ub- 
zweigen und eine reiche chinesische Provinz mit ihrer Hauptstadt Nan- 
ning erschließen sollte. Die dritte Strecke sollte eine Verlängerung der 
Endstation von Yunnan-Fou bis zum Tal des Yang-tse-kiang darstellen. 

Die gesamte Länge des indochinesischen Bahnnetzes mit sämtlichen 
Nebenstrecken beläuft sich augenblicklich auf 3372 km einschließlich 
der Strecke von der chinesischen Grenze bis Yunnan-Fou. Das eigent- 
liche indochinesische Netz ist 2908 km lang, wovon die Trans-Indochina- 
Bahn 1728 km beansprucht. Die Verkehrskapazität der neuen Bahn wird 
von Sachverständigen als ziemlich zufriedenstellend bezeichnet, da es 
sich um einen sehr glatten Bahnbau handelt, der auf wenig Gelände- 
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schwierigkeiten gestoßen ist und kaum hügeliges Gelände zu überqueren 
hatte. Nur zwei große Brücken befinden sich auf der gesamten Strecke 
von Saigon bis Hanoi. 

Die Fortführung auf chinesischem Hoheitsgebiet stellte allerdings 
an den Bahnbau höhere Anforderungen, weil es galt, zahlreiche Gebirgs- 
rücken zu überqueren. Die Betriebsgeschwindigkeit auf der Indochina- 
Bahn beläuft sich auf 30 bis 40 Stundenkilometer für Personenzüge und 
auf 20 Stundenkilometer für Güterzüge. Saigon und Hanoi werden täg- 
lich mit einem Schnellzug aus beiden Richtungen verbunden, der Schlaf- 
und Speisewagen besitzt und eine Durchschnittsgeschwindigkeit von 
42 Stundenkilometern erreicht, so daß die ganze Reise in etwa 40 Stun- 
den zurückgelegt werden kann. Das rollende Material der Indochina- 
Bahn setzte sich 1939 aus rund 300 Lokomotiven, 650 Personenwagen und 
2800 Güterwagen zusammen. 

Vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus darf die Indochina-Bahn 
als ein wesentlicher Beitrag zur Erschließung des Landes betrachtet 
werden, die vor allem wirtschaftliches Interesse hat. 

Auch die anderen Verkehrswege Indochinas sind verhältnismäßig 
gut ausgebaut. Es gibt ein Straßennetz von 29 000 km, wovon rund 18 000 
gut mit Stein gepflastert sind. Außerdem verfügt Indochina über 
2000 km gut gepflegter Wasserstraßen, auf denen Motorboote und Kähne 
von 50 bis 350 t verkehren können. Über die Wasserstraßen der süd- 
lichen Provinz der Kolonie, Cochinchina, wurden 1938 allein rund 
8,5 Mill. t befördert (vor allem Kohle, Reis, Mais, Holz und Baumate- 
rialien). Pausin. 
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Haftpflichtrecht. 


Urteil des Kammergerichts vom 12, Dezember 1940 in Sachen des Fuhrunter- 
nehmers А. К., Kläger und Berufungsklüger, gegen die O...bahn AG., Be- 
klagte und Berufungsbeklagte. — 25. U, 5089/40. — 


Es kann der Bahn nicht als Verschulden angerechnet werden, daß sie die für gewöhnliche Zeiten 

ausreichenden Vorschriften über Unfallverhütung bei Wegkreuzungen nicht mit Rücksicht auf die 

durch die Verdunkelung verursachte stärkere Gefährdung abgeändert und weitere Sicherungen 
getroffen hat. 


Entscheidungsgründe. 

Die Berufung konnte sachlich keinen Erfolg haben. Wie das angefochtene 
Urteil mit Recht darlegt und auch unter den Parteien unstreitig ist, kommt 
für die Begründung des Schadensersatzanspruches des Klägers nur eine Ver- 
schuldenshaftung nach $ 823 BGB., gegebenenfalls in Verbindung mit $ 831 
BGB. in Frage. 

Ein solches Verschulden der Beklagten ist aber nicht festzustellen. 

Zunächst ist ein Verschulden der Bediensteten der Beklagten nicht ge- 
geben, Sie haben unstreitig alle zur Verhütung von Unfällen gegebenen Vor- 
schriften erfüllt. Zwar kann es Ausnahmefälle geben, in denen die allgemeinen 
Vorschriften zur Verhütung von Unfällen nicht ausreichen und die Bediensteten 
eines Verkehrsunternehmens schuldhaft handeln würden, wenn sie sich auf die 
Befolgung der Vorschriften beschränkten, obwohl ihnen klar wäre, daß die Be- 
sonderheiten des Ausnahmefalles besondere, ihnen zumutbare und mögliche Hand- 
lungen zur Abwendung von Verkehrsgefahren erforderten. Ein solcher Aus- 
nahmefall liegt aber hier nicht vor. Die Gefahren, welche verbunden sind mit 
den unbeschränkten schienengleichen Straßenkreuzungen und mit dem Ran- 
gieren von unbeleuchteten Güterzügen über solche Übergänge, sowie die Ver- 
größerung dieser Gefahren durch die Verdunkelungsmaßnahmen sind Umstände, 
die nicht nur den Tag des Unfalls und die Kreuzung beim Bahnhof Ю,........ 
betreffen, sondern dauernd und allgemein in Frage kommen. Die Bedien- 
steten der Beklagten, denen bekannt war, daß unter 
behördlicher Aufsicht und Anordnung alle allgemein 
für die Unfallverhütung in Betracht kommenden Maß- 
nahmen eingehend geregelt waren, konnten ohne Fahr- 
lässigkeit davon ausgehen, daß insoweit ihnen keine 
weitere Pflicht zur Verhütung von Unfällen, nament- 
lich auch nicht mit Rücksicht auf die Verdunkelung, 
oblag, daß vielmehr die daraus sich ergebende höhere 
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Geführdung des Verkehrs nicht durch Maßnahmen der 
Bahn, sondern lediglich durch größere Rücksicht der 
übrigen Verkehrsteilnehmer abgewendet werden sollten. 


Aber auch die gesetzlichen Vertreter der Bahn unmittelbar trifft kein 
Verschulden. Ein solches konnte nur darin bestehen, daß sie die an sich für 
gewöhnliche Zeiten ausreichenden Vorschriften über Unfallverhütung bei Weg- 
kreuzungen nicht mit Rücksicht auf die durch die Verdunkelung verursachte 
stärkere Gefährdung abgeändert haben. An sich muß auch die Bahnverwaltung, 
wenn sie durch Benutzung schienengleicher Straßenübergünge mit dem übrigen 
Verkehr in engste Berührung kommt, dazu mitwirken, daß alles getan wird, die 
sich daraus für beide Teile ergebenden Gefahren abzuwehren oder zu mindern. 
Js liegt daher nahe, von der Bahnverwaltung zu verlangen, daß sie die Ver- 
dunkelungsmaßsnahmen zum Anlaß einer Prüfung nimmt, ob ihre bisher gel- 
tenden Vorschriften noch ausreichen oder ob sie durch neue Vorschriften zu 
ergänzen sind, namentlich mit Rücksicht darauf, daß die Kraftfahrer infolge 
der Abblendung der Scheinwerfer nicht mehr in der Lage sind, Züge, die über 
die Kreuzung fahren, oder Wagen, die auf ihr stehen, auf weitere Entfernung 
zu erkennen, und ob sie z, В, durch Ausdehnung der Vorschriften über das 
Pfeifen und Läuten oder, namentlich beim Rangieren über solche Kreuzungen, 
durch Aufstellung von Lampen die rechtzeitige Warnung der übrigen Verkehrs- 
teilnehmer sicherstellen muß. Wenn die Bahnverwaltung keine solche an sich 
wünschenswert, möglich und zumutbar erscheinende Maßnahmen getroffen, sich 
vielmehr auch noch nach dem Unfall auf den Standpunkt gestellt hat, „zur Ver- 
hütung derartiger Vorkommnisse kann bahnseitig nichts veranlaßt werden“, 
so kann es ihr doch nach Lage der Dinge nicht als Verschulden angerechnet 
werden, 


Es muß hier eine ähnliche Beurteilung Platz greifen wie bei der Frage 
des Verschuldens ihrer Bediensteten, Die hier in Frage kommende neue besondere 
Gefährdung und die zu ihrer Abstellung oder Minderung zu ergreifenden Mah- 
n 


nahmen betreffen nicht nur die Beklagte, sondern das ganze deutsche Ei 
bahnwesen. Bei der notwendigen Einheitlichkeit des Eisenbahnverkehrs und 
der Unfallverhütung im gesamten Eisenbahnverkehrswesen sind die dafür zu 
treffenden Maßnahmen ohne Rücksicht darauf, welche juristische Person Eigen- 
tümer der einzelnen Bahnen ist, einheitlich für alle Bahnverwaltungen geregelt 
worden. Es kann dahingestelit bleiben, ob die Beklagte rechtlich überhaupt in 
der Lage gewesen wäre, neben den allgemeinen Vorschriften weitere Unfall- 
verhütungsvorschriften für den Bereich allein ihres Bahnbetriebes zu treffen, 
Auch wenn dies zu bejahen sein sollte, so kann es ihr doch nicht 
zum Verschulden angerechnet werden, wenn sie ge- 
glaubt hat, sich auf die allgemein getroffenen Maß- 
nahmen verlassen zu können und nicht für ihren Be- 
reich allein zu Einrichtungen verpflichtet zu sein, die 
sonst im Eisenbahnwesen bisher offenbar nicht für er- 
forderlich gehalten worden sind. Sie konnte vielmehr 
davon ausgehen, daß, solange solche Vorschriften nicht 
ergangen sind, die maßgebende Staatsverwaltung, 
welche zum Erlaß oder zur Genehmigung derartiger 
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Vorschriften zuständig ist, besondere Maßnahmen der 
Bahn anläßlich der durch die Verdunkelung bei Straßen- 
kreuzungen erwachsenden besonderen Gefahren nicht 
für erforderlich hält und es als genügend ansieht, von 
dem Kraftfahrer eine erhöhte Aufmerksamkeit und Vor- 
sicht zu verlangen (vgl. Nr. 5 der Anlage zu dem Erlaß des Reichs- 
führers SS. und Chefs der Deutschen Polizei vom 3. September 1989 — RMBI, 
IV. Sp. 2243 — sowie $ 9 Abs. 2 der Straßenverkehrsordnung). 

Ist somit ein Verschulden der Beklagten nicht festzustellen, so bedurfte 
ев nicht der Prüfung, ob der Unfall durch ein Verschulden des Kraftfahrers des 
Klägers herbeigeführt oder durch eine von keinem der beiden Teile zu ver- 
tretende Verkettung von Umständen verursacht worden ist; mit dem Ver. 
schulden entfällt die Haftung der Beklagten nach $$ 823, 831 BGB. Der Be 
tufung gegen das den Schadenersatzanspruch abweisende Urteil war daher der 
Erfolg zu versagen. Die Entscheidungen über die Kostenpflicht und die vor- 
läufige Vollstreckbarkeit beruhen auf $$ 91, 708 ZPO. 


Haftpflichtrecht. 


Urteil des Kammergerichts vom 14. Mai 1941 in Sachen des Deutschen Reichs, 

Reichsfiskus (Luftfahrt), vertreten durch das Luftgaukommando X, Kläger und 

Berufungsbeklagter, gegen die N...er Eisenbahn AG., Beklagte und Berufungs- 
klägerin. — 30. U. 244/41. — 


Ein Eisenbahnunternehmer handelt schuldhaft, wenn er nicht prüft, ob die für das Überqueren von 

Straßenkreuzungen durch Züge angeordneten Sicherungsmaßnahmen auch bei der durch den Krieg 

‚gebotenen Verdunkelung ausreichen, Er kann sich nicht damit entschuldigen, daß er die von der 
Aufsichtsbehörde geforderten Maßnahmen getroffen habe. 


Entscheidungsgründe, 


Der Berufung der Beklagten konnte nur ein geringer Erfolg gewährt 
werden. 

Es kann dahingestellt bleiben, ab das Dienstpersonal der Beklagten die 
Vorschriften der Dienstanweisung J 3/38 richtig ausgelegt und angewendet hat, 
ob insbesondere der Sicherungsposten nicht erst die Vorbeifahrt des ganzen 
Zuges abwarten mußte, bevor er selbst den Zug bestieg und weiterfuhr, sowie 
ob das Läutewerk während der gesamten Überfahrt des Zuges gemäß Ziffer 111 
der Dienstanweisung in Gang gesetzt werden mußte und tatsächlich auch in 
Gang gesetzt worden ist. Der Senat ist jedenfalls in Übereinstimmung mit dem 
Landgericht der Auffassung, daß die Beklagte insofern schuldhaft gehandelt 
hat, als sie nicht über die Vorschriften der Dienstunweisung hinausgehende 
Anordnungen zur Verhütung von Unfällen bei der durch den Krieg gebotenen 
Verdunkelung erlassen hat. 

Daß sie hierzu rechtlich in der Lage und verpflichtet war, kann nach An- 
sicht des erkennenden Senats nicht zweifelhaft erscheinen. Wie der Kläger zu- 
treffend geltend macht, ist diese Frage bereits früher in einer Entscheidung 
des Senats (30, U. 697/37 — V. А. Е. 37, S. 391) behandelt worden, Der Senat 
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vertritt auch jetzt — in Übereinstimmung mit den Ausführungen des Klägers — 
den Standpunkt, daß die Dienstvorschriften nur das Mindestmaß der zu treffen- 
den Vorkehrungen enthalten und die Eisenbahnunternehmer nicht von der Prüfung 
entbinden, ob in dem gegebenen Falle wegen der aus dem ungeschützten Über- 
gang drohenden Gefahren nicht darüber hinaus weitere Anordnungen zur Ver- 
hütung von Unfällen zu treffen sind. Der von der Beklagten geltend gemachte 
Umstand, daß eine letztmalig im September 1940 durch die Aufsichtsbehörde 
vorgenommene Prüfung ergeben habe, daß an der R,straße weder eine Schranke 
noch eine Warnlichtanlage aufgestellt werden müsse, sondern daß lediglich durch 
Aufstellung von Richtleuchten die Erkennbarkeit der Warnkreuze verbessert 
werden sollte, kann die Beklagte daher nicht entlasten, 

Der Senat ist aber auch der Überzeugung, daß der bestehende Zustand 
dringend den Erlaß weiterer Unfällen vorbeugender Anordnungen notwendig 
machte. Es erscheint unerträglich, daß in einer Großstadt auf einer immerhin 
nicht verkehrsarmen Straße minutenlang ein Eisenbahnzug bei völliger Ver- 
dunkelung die nicht durch Schranken abgesperrte Straße ohne weitere Sicherung 
des Straßenverkehrs soll überfahren dürfen. Wie das Landgericht festgestellt 
hat, dauerte bei der Länge des aus 28 Wagen bestehenden Zuges die warnungs- 
lose Überfahrt des Zuges mindestens 3 Minuten. Mit Recht führt das Land- 
gericht aus, es bedürfe keiner näheren Darlegung, daß ein solcher Zustand in 
einer Großstadt eine außerordentliche Gefährdung des übrigen Straßenverkehrs 
darstelle und mit den Geboten der Verkehrssicherung nicht zu vereinbaren sei. 
In Übereinstimmung damit gelangt auch der in den Strafakten befindliche 
Schlußbericht des Verkehrsunfallkommandos zu dem Ergebnis, der Unfall 
sei darauf zurückzuführen, daß der Bahnzug während des Überquerens der 
Kreuzung nicht genügend gesichert worden sei und daß es einer Prüfung 
bedürfe, inwieweit die Dienstanweisung über die Sicherung der Bahnzüge wäh- 
rend des Überquerens von Kreuzungen infolge der durch den Krieg eingetretenen 
Verdunkelungsmaßnahmen zu ergänzen sei. Demgemäß sei auch ein besonderer 
Bericht über die in der letzten Zeit an Bahnübergängen der Beklagten vor- 
gefallenen Verkehrsunfälle dem Kommando der Schutzpolizei vorgelegt worden. 
Nach Auffassung des Senats war es aber auch durchaus ohne erhebliche Kosten 
möglich und daher der Beklagten auch zumutbar, dem oben geschilderten un- 
haltbar erscheinenden Zustande vorzubeugen. Insbesondere ist nicht einzusehen, 
warum es nicht möglich sein sollte, durch Aufstellung einer mit einer Warn- 
laterne ausgestatteten Begleitperson während der gesamten Dauer der Über- 
querung der Straße durch den Zug die Straßenpassanten zu warnen. Wenn 
dieser Zugbegleiter erst nach der Durchfahrt des ganzen Zuges den letzten 
Wagen bestieg und sich bei der Annäherung an die nächste ungesicherte Straßen- 
kreuzung dann wieder an die Spitze des Zuges begab, so wurde zwar dadurch 
eine Fahrtverzögerung herbeigeführt, die möglicherweise eine Abänderung des 
Fahrplans notwendig machte. Es ist aber nicht einzusehen, warum diese Maß- 
nahme, die eine genügende Sicherung des Straßenverkehrs in sich schloß, tech- 
nisch unausführbar sein sollte. Wenn daher — wie der Kläger dies ausführt — 
nicht überhaupt schon die Dienstvorschrift in diesem Sinne auszulegen war, во 
hätte dies von der Beklagten angeordnet werden sollen. Es kann dahingestellt 
bleiben, ob nicht noch weitere Sicherungsmaßnahmen, wie ein seitliches An- 
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strahlen des Überganges, ohne Beeinträchtigung der Verdunkelungsvorschriften 
hätten getroffen werden können. Es ist übrigens auch nicht ersichtlich, ob die 
von der Beklagten erwähnte Anordnung der Aufsichtsbehörde, die Erkennbar- 
keit der Warnkreuze durch Aufstellung von Richtleuchten zu verbessern, von ihr 
in dem vorliegenden Falle durchgeführt worden ist, 

In jedem Falle ist der Senat der Überzeugung, daß 
die Beklagte durchaus rechtlich und tatsächlich in der 
Lage war, der erheblichen Steigerung der Verkehrs- 
gefährdung durch die angeordnete Verdunkelung vorzu- 
beugen, und daß die Unterlassung dahingehender Anord- 
nungen ihr als Verschulden anzurechnen ist, auf welches 
der Unfallin erster Linie ursächlich zurückzuführen ist. 

Es konnte sich daher nur fragen, ob auch dem Kläger wegen des Ver- 
haltens seines Kraftfahrers ein Teil des Schadens aufzubürden war ($ 17 KFG.). 
Diese Frage mußte bejaht werden. Der Fahrer des Klägers war verpflichtet, 
„nur mit einer den Verhältnissen angepaßten geringsten Geschwindigkeit und 
unter Beachtung größter Vorsicht zu fahren“ (Erlaß des Reichsführers 4 und 
Chefs der Deutschen Polizei vom 3. November 1939 RMBI. I V. 1939 Sp. 2243). 
Diesen Anforderungen ist aber der Fahrer des Klägers P. nicht völlig gerecht 
geworden. Er hätte seine Geschwindigkeit so einrichten müssen, daß er den 
Wagen auf der von ihm übersehbaren Strecke sofort hätte zum Stehen bringen 
können. Dies ist aber nicht der Fall gewesen. Nach seiner eigenen Darstellung 
in den Strafakten war der Zusammenstoß sofort erfolgt, nachdem er etwas 
Schwarzes, nämlich den die Straße überkreuzenden Güterzug, vor sich auftauchen 
sah. Dies beweist, daß die von ihm eingeschlagene Geschwindigkeit, die er selbst 
auf etwa 20 km geschätzt hat, den Verhältnissen nicht genügend angepaßt war. 
Er war zu um so vorsichtigerem und langsamerem Fahren verpflichtet, als die 
Sicht nach seiner eigenen Angabe sehr dunkel und die Straße vereist war. Die 
Ausführungen des Klägers in seiner Berufungsbeantwortung erscheinen nicht 
als geeignet, eine andere Auffassung zu rechtfertigen. Die Beklagte tritt ihnen 
vielmehr in durchaus zutreffender Weise entgegen. 

Immerhin kann nach Auffassung des Senats das hiernach zu berücksich- 
tigende mitwirkende Verschulden des Fahrers Р, nicht höher als zu einem Viertel 
eingeschätzt werden, während das weit überwiegende ursächliche Verschulden 
der Beklagten zur Last zu legen ist. 

Demgemäß muß der Kläger den ihm erwachsenen Schaden auch selbst zu 
einem Viertel tragen. Da sein gesamter Schaden — den die Beklagte nicht sub- 
stantiiert bestritten hat und der daher zugrunde zu legen ist — sich auf 2600,91 
Reichsmark beläuft, muß die Beklagte daher hiervon drei Viertel mit 1950,68 RM 
tragen, während die überschießenden 650,23 RM dem Klüger selbst zur Last 
fallen. Die Beklagte war daher in Abänderung des angefochtenen Urteils zur 
Zahlung dieser Summe nebst Zinsen zu verurteilen, der Kläger dagegen mit 
seiner Mehrforderung abzuweisen und die weitergehende Berufung der Beklagten 
zurückzuweisen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 92 ZPO., die Anordnung der vorläufi- 
gen Vollstreckbarkeit des Urteils auf $ 708 Ziff. 7 ZPO. 
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Gesetzgebung. 


Deutsches Reich, Reichsgesetze: 
Verordnung des Vorsitzenden des Ministerrats für 
dieReichsverteidigung: 

Vom 26. November 1941, Zweite Verordnung zur Änderung der 
Verordnung zur Ergänzung des Reichsbesoldungs-, Reichshaus- 
halts- und Reichsbeamtenrechts. 

(Reichsgesetzblatt 1, S. 729) 


Verordnung des Beauftragten für den Vierjahres- 
plan: 
Vom 31. Oktober 1941. Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Vierjahresplans über die Erfassung von Nichteisenmetallen. 
(Reichsgesetzblatt 1, S. 711) 


Verordnung des Reichsministers des Auswärtigen: 
Vom 30. November 1941. Bekanntmachung über das deutsch-slowa- 
kisch-ungarische Abkommen über erleichterte Eisenbahndurch- 
gangsverkehre über Engerau und Bratislava Nové Mesto (Preß- 
burg-Neustadt), 
(Reichsgesetzblatt II, S. 457) 


Verordnungen des Reichsministers des Innern: 
Vom 25. November 1941. Elfte Verordnung zum Reichsbürgergesetz, 
(Reichsgesetzblatt Т, 5. 722) 

Vom 10. Dezember 1941. Verordnung zur Änderung der Ersten 
Durchführungsverordnung zur Kriegssachschädenverordnung 
(Kriegsschädenzuständigkeitsverordnung). 
` (Reichsgesetzblatt I, S. 756) 


Vom 13. Dezember 1941. Zweite Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Erlasses des Führers und Reichskanzlers über die 
Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts. 
(Reichsgesetzblatt Т, S. 767) 


Vom 20. Dezember 1941. Neunte Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeamten- 
tums. 


(Reichsgesetzblatt I, S, 791) 
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Verordnungen des Reichsministers der Finanzen: 
Уот 12. November 1941. Vierte Verordnung zur Durchführung des 
Deutschen Beamtengesetzes. 
(Reichsgesetzblatt Т, S. 715) 


Vom 19. November 1941. Dritte Verordnung zur Einführung des 
Grundsteuergesetzes in der Ostmark und in den sudetendeut- 
schen Gebieten. 

(Reichsgesetzblatt 1, 8. 741) 

Vom 25. November 1941. Verordnung zur Durchführung des $ 167 

des Deutschen Beamtengesetzes. 
(Reichsgesetzblatt I, 8, 748) 


Verordnung des Reichsministers der Justiz: 
Vom 3. November 1941, Verordnung zur Ergänzung der Vertrags- 
hilfeverordnung. 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 684) 


Verordnungen des Reichswirtschaftsministers: 


Vom 10. November 1941. Verordnung über die technische Über- 
wachung der Dampfkessel und der sonstigen überwachungs- 
pflichtigen Anlagen in den eingegliederten Ostgebieten, 


(Reichsgesetzblatt I, S. 719) 
Vom 24. November 1941. Verordnung zur Änderung des Gaststätten- 
gesetzes. 
(Reichsgesetzblatt Т, 5, 769) 


Verordnungen des Reichsarbeitsministers 
Уот 4. November 1941, Dritte Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Neugestaltung deutscher Städte. 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 685) 


Vom 4. November 1941. Verordnung über die Krankenversicherung 
der Rentner, 
(Reichsgesetzblatt I, 5. 689) 


Vom 18. November 1941. Verordnung über die vorläufige Anwen- 
dung eines Fünften Zusatzabkommens zum deutsch-bulgarischen 
Handels- und Schiffahrtsvertrag. 


(Reichsgesetzblatt II, 8. 381) 


Vom 27. November 1941. Verordnung zur Durchführung der Ver- 
ordnung von Vorschriften auf dem Gebiet des Städtebaues und 
des Siedlungs- und Wohnungswesens in den eingegliederten Ost- 
gebieten. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 749) 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1012. D 
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Vom 8. Dezember 1941. Verordnung zur Einführung des Ab- 
schnitts III (Kriegslöhne) der Kriegswirtschaftsverordnung in 
den eingegliederten Ostgebieten. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 770) 

Vom 16. Dezember 1941. Verordnung über die Regelung der Ar- 

beitsruhe an Feiertagen in den Reichsgauen der Ostmark. 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 790) 

Vom 22. Dezember 1941. Verordnung über die Einführung der 

Reichsversicherung in den eingegliederten Ostgebieten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 777) 


Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 


Vom 30. Oktober 1941. Einschränkung des Stromverbrauchs bei 
Straßenbahnen und Obusbetrieben. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 32, S. 191) 
Vom 3. November 1941. Zweite Ausführungsbestimmungen zu $ 18 
der Achten Durchführungsverordnung zum Luftschutzgesetz. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 711) 
Vom 5. November 1941. Reichskraftwagentarif; Ausdehnung auf 
die Gebiete der Untersteiermark, Kärntens und Oberkrains. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 32, S. 191) 


Vom 6. November 1941. Einführung der Pflichtversicherung für 
Kraftfahrzeughalter im Elsaß. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 32, S. 189) 


Vom 7. November 1941. Erteilung einer allgemeinen Fahrerlaubnis 
auf Grund einer Bescheinigung nach $ 14 StVZO. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 32, S. 190) 


Vom 17. November 1941. Verwendung von roten Kennzeichen nach 
$ 28 StVZO.; hier; Überführungsfahrten, 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr, 33, S. 196) 
Vom 20. November 1941. Zulassung der von der Wehrmacht ausge- 
sonderten und veräußerten Kraftfahrzeuge zum Verkehr. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 33, 8. 197) 


Vom 20. November 1941. Zweiunddreißigste Verordnung zur Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung. 
(Reichsgesetzblatt II, 5. 383) 
Vom 22. November 1941, Dreiunddreißigste Verordnung zur Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung. 
(Reichsgesetzblatt П, S. 384) 
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Vom 22, November 1941. Kraftfahrzeugverkehr in Lothringen; hier 
Einführung der Vorschriften über den internationalen Kraft- 
fahrzeugverkehr in Lothringen. 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 33, S. 197) 


Vom 24. November 1941. Bekanntmachung zu der dem Internatio- 
nalen Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr beige- 
fügten Liste, 

(Reichsgesetzblatt II, S. 385) 


Vom 24. November 1941. Bekanntmachung zu der dem Internatio- 
nalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und Ge- 
päckverkehr beigefügten Liste. 

(Reichsgesetzblatt II, 8. 385) 


Vom 25. November 1941. Änderung der Verordnung über den Be- 
trieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr (BO Kraft) 
vom 13. Februar 1939 — RGBl. I, S. 231 —. 


(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 35, S. 213) 


Vom 1. Dezember 1941. Genehmigung der Fernbeförderungen mit 
Baugütern. 


(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 34, 8. 206) 


Vom 2. Dezember 1941. Anordnung, betreffend die Ausübung der 
Genehmigungshoheit über die Eisenbahnen der Reichswerke 
Aktiengesellschaft für Berg- und Hüttenbetriebe „Hermann Gö- 
ring“ und ihrer Konzernunternehmen. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 796) 


Vom 2. Dezember 1941. Vierunddreißigste Verordnung zur Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung. 


(Reichsgesetzblatt П, S. 463) 


Vom 4. Dezember 1941, Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über die Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum Straßen- 
verkehr (Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung — StVZO. —). 

(Reichsgesetzblatt I, 8, 750) 


Vom 9. Dezember 1941. Erhöhung des Reifenluftdruckes bei Kraft- 

fahrzeugen und Anhängern, 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 36, S. 223) 

Vom 11. Dezember 1941. Umstellung von Kraftfahrzeugen auf den 
Antrieb mit Hoch- oder Niederdruckgas (Stadt- und Ferngas, 
Methan, Klärgas — Anweisung Nr. 13), 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 36, S. 224) 
Vom 12. Dezember 1941. PBefG. — Beförderungssteuergesetz. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 35, S. 208) 
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Vom 12. Dezember 1941. Schiffahrtpolizeiverordnung über Fahrten- 
bücher auf der Elbe. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 473) 


Vom 13. Dezember 1941. Anweisung für das Verhalten bei Flieger- 
alarm im Straßenbahn- und Kraftomnibus- bzw. Obus-Linien- 
verkehr. 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 35, 


215) 


Vom 13. Dezember 1941, Richtlinien für die Inanspruchnahme von 
Kraftfahrzeugen auf Grund des Reichsleistungsgesetzes. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr, 35, S. 216) FON 


fügungen der Deutschen Reichsbahn: 


Vom 16, Juli 1941. Berechnung von Eisenbahnbrücken aus 
Bisenbetonplatten М +з. 
Vom 6. August 1941. Neufassung des $ 47 (Eisenbetonierte 
Träger) der Dienstvorschrift „Berechnungsgrundlagen 
für stählerne Eisenbahnbrücken (BE)" . . . . . . 447 
Vom 27. Oktober 1941. Einführung der Befähigungsvor- 
schriften in den Reichsgauen der Ostmark . . . . . 412 
Vom 28. Oktober 1941. Übergabe der Bahnen im Gebiet von 
Bialystok an die Deutsche Reichsbahn . . . . . . . 413 
Vom 4. November 1941. Regierungsrat Paul-Meyer-Stiftung 
in Berlin; Satzung Я gr EI С GH 
Vom 18. November 1941. Зи e des Verkehrs- 
wissenschaftlichen Forschungsrats beim Reichsverkehrs- 
ministerium е j oe 
Vom 4. Dezember 1941. Verordnung über die Steg 
der Verordnung über die Bildung von Vertrauensräten 
nach dem Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben im Bereich der Deutschen 
Reichsbahn vom 10. April 1934 in den eingegliederten 
Ostgebieten SR N. SÄFTE er 
Vom 18. Dezember 1941. Deutscher Reichsbahn-Kalender 
ЗОД ra hoa EE, o EC AER 


465 


Schweiz. 


Vom 5. Dezember 1941. Beschränkung der Verfügung über die 
Binnenschiffe. 
(Eidgenössische Gesetzsammlung, S. 1405) 
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5 ien. 
Spanie! Verordnung 


über Organisation und Verwaltung des Nationalen Netzes der 
Spanischen Eisenbahnen, vom 11. Juli 1941, 
(Spanischer Staatsanzeiger Nr. 207 vom 26, Juli 1941.) 


Kapitel L 


Zusammensetzung, Rechtspersönlichkeit und Zweck des Nationalen Netzes der 
Spanischen Eisenbahnen, 

Art, 1, Das Nationale Netz der Spanischen Eisenbahnen, das mit Gesetz 
vom 24. Januar 1941! geschaffen wurde, umfaßt: 

1. Alle normalspurigen spanischen Eisenbahnlinien des öffentlichen Ver- 
kehrs samt Grundstücken, Gebäuden, Bauten, Material, Vorräten, Büros nebst 
Einrichtungen, Werkstätten mit Maschinen und Zubehör oder den für den Betrieb 
bestimmten Werkzeugen sowie im allgemeinen alle diejenigen Vermögenswerte 
und Rechte, die in der durch das Gesetz angeordneten Übernahme einbegriffen 
sind; 

2. Vermögenswerte vorgenannter oder irgendeiner anderen Art, die das 
Nationale Netz unmittelbar errichtet oder kauft oder die nach Errichtung oder 
Kauf durch den Staat dem Netze einverleibt werden. 

Art. 2. Das Nationale Netz der Spanischen Eisenbahnen stellt einen Staats- 
besitz mit eigener Rechtspersönlichkeit dar; er ist jedoch anders geartet als die 
Vermögensobjekte, deren Betrieb der Staat selbst übernommen hat. 

Art. 3. Das Nationale Netz der Spanischen Eisenbahnen übernimmt auf 
Grund der vom Staate auf unbeschränkte Dauer gewährten Konzession den Be- 
trieb der dieses Netz bildenden Eisenbahnlinien. Diese Betriebe, sowie solche, die 
in unmittelbarem Auftrage der Regierung oder auf Vorschlag des Netzes neu 
oder als Nebenbetriebe hinzukommen, werden als Staatsbetriebe in der Form 
eines Industrieunternehmens unter eigenem Namen (abgekürzt RENFE) mit Sitz 
in Madrid geführt. 


Kapitel Ш. 


Zusammensetzung und Tätigkeit des Verwaltungsrats des Nationalen Netzes 
der Spanischen Eisenbahnen. 

Art. 4. Das Nationale Netz der Spanischen Eisenbahnen wird von einem 
Verwaltungsrat geleitet und verwaltet. Dieser Verwaltungsrat ist gemäß Ar- 
tikel 4 des Gesetzes vom 24. Januar 1941 zusammengesetzt; unter voller Ver- 
antwortung gegenüber der Regierung verwaltet, betreibt und leitet er das Natio- 
nale Netz sowie die Ergänzungs- und Nebenbetriebe. 

Art. 5. Dem Verwaltungsrat obliegt im besonderen folgendes: 

a) Organisation des Nationalen Netzes, Berichterstattung hierüber an das 
Ministerium der Öffentlichen Arbeiten?; Leitung und Überwachung des Betriebes; 

b) Vertretung des Nationalen Netzes allen Personen und Behörden gegen- 
über; 

с) Ermächtigung zu allen das Netz betreffenden Rechtshandlungen; 


1 Vgl. Archiv für Bisenbahnwesen 1941 S. 486 ff. 
2 nachfolgend M.d.ö.A. abgekürzt. 
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d) Bestimmung der Normen für die Geschäftsführung der Generaldirek- 
tion; 

e) Ausgabe der Anweisungen für eine gute Verkehrsbedienung; Vorlage 
von Vorschlägen für die Anwendung der allgemeinen Tarife und der Ausnahme- 
tarife an das M.d.ö.A. entsprechend den Vorschriften dieser Verordnung; 


f) Schaffung innerdienstlicher Vorschriften für die Arbeitsregelung des 
Personals; Ernennung, Pensionierung sowie Bestimmung der Höchstzahl der lei- 
tenden Beamten und Angestellten des Netzes, ferner die Festsetzung der im Haus 
halt für sie vorgesehenen Gehälter und der ihnen nach den Vorschriften zuzu- 
weisenden Befugnisse; 


g) Genehmigung aller Betriebs-, Liefer- und Bauverträge mit den im fol- 
genden Artikel vorgesehenen Einschränkungen; besonders wichtige Verträge 
müssen dem M.d.ö.A, zur Kenntnis gebracht werden; 


h) Verfügungsrecht über die Anlage und die Verwendung des Vermögens 
des Unternehmens nach den Bestimmungen dieser Verordnung; 


i) Vorlage der jährlichen Baupläne und Materialbeschaffungsvorhaben, aller 
Projekte im Werte von 1 bis 10 Millionen Peseten an das M.d.ö.A., sowie allgemein 
aller Pläne im Werte von über zehn Millionen und der Anleihe- und Anleihe- 
umwandlungsvorhaben an die Regierung; 


j) Vorlage des jährlichen Kostenvoranschlages und Überwachung seiner 
Einhaltung; 


k) Aufstellung eines jährlichen Geschäftsberichtes des Nationalen Netzes 
unter Beigabe statistischer Übersichten und der Bilanz; der Bericht ist der Regie- 
rung zur Genehmigung vorzulegen; 


1) Vorschläge an die Regierung über Aufnahme von Linien in das Nationale 
Netz oder über ihr Ausscheiden, über die wirtschaftliche Gestaltung des Betriebs 
von Linien sowie über die völlige oder teilweise Schließung derjenigen Linien, bei 
denen dies der Verwaltungsrat gemäß Art. 13 des Gesetzes vom 24. Januar 1941 
für ratsam erachtet; Festlegung der Maßnahmen, die dabei für die Aufrechterhal- 
tung des öffentlichen Verkehrs nötig werden; 

m) Vornahme der von der Regierung verlangten Untersuchungen sowie 


Vorschlag für Änderungen der Eisenbahngesetzgebung, soweit die Betriebserfah- 
rungen und die technischen Fortschritte dies ratsam erscheinen lassen. 


Art. 6. Folgende Vorhaben des Verwaltungsrats unterliegen der Zustim- 
mung des M.d. 

a) Beschaffungen, die nicht in bereits genehmigten Plänen aufgeführt sind 
und die für das Unternehmen einen Zuwachs im Betrage von mehr als einer Mil- 
lion Peseten darstellen; 

b) Bauten unter den gleichen Bedingungen wie zu a); 

с) Veräußerung von Liegenschaften beliebigen Wertes; 

d) Errichtung oder Übernahme von Ergänzungs- oder Nebenbetrieben; 

e) Eröffnung von Bankkrediten mit oder ohne Garantie in Höhe von 1 bis 
10 Millionen Peseten. 
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Art. 7. Folgende Vorhaben des Verwaltungsrats unterliegen der Zustim- 
mung der Regierung: 

a) Eröffnung von Bankkrediten mit oder ohne Garantie für Beträge von 
mehr als 10 Millionen Peseten; 

b) Ausgabe und Umwandlung von Anleihen. 


Art. 8. Der Verwaltungsrat des Nationalen Netzes ist für seine Handlungen 
der Regierung gegenüber verantwortlich. 


Art. 9, Dem Präsidenten des Verwaltungsrats obliegt: 

a) Aufstellung der Tagesordnung der Verwaltungsratsitzungen sowie Ein- 
berufung zu den Sitzungen und deren Leitung; 

b) Entscheidung bei Stimmengleichheit anläßlich einer Abstimmung durch 
seine Sonderstimme; 

с) Vertretung gegenüber dem Nationalen Netz, soweit der Verwaltungsrat 
dies nicht selbst tut; 

d) Anordnung über die Art der Erledigung geschäftlicher Angelegenheiten 
und Überwachung der Ausführung der Verwaltungsratsbeschlüsse. 

Der Präsident wird während seiner Abwesenheit von dem vom Verwaltungs- 
rat bestimmten Beisitzer vertreten. 


Art. 10, Dem Generalsekretär obliegt: 

a) Die Vorbereitung der Sitzungen, Teilnahme hieran ohne Stimme, die 
Protokollführung, die Beglaubigung der Beschlüsse und deren Weiterleitung zum 
Zwecke der Ausführung; 

b) Ausübung der Vorgesetztenpflichten gegenüber dem Personal des Ge- 
neralsekretariats. 


Art, 11. Der Verwaltungsrat tagt, so oft dies die geregelte Betriebsführung 
des Nationalen Netzes erfordert, mindestens jedoch monatlich zweimal. 

Die Einberufung findet auf Antrag des Präsidenten oder auf Wunsch von 
drei Mitgliedern statt. 

Die Beschlüsse werden auf Grund der absoluten Stimmenmehrheit der an- 
wesenden Mitglieder gefaßt. 

Zur Beschlußfähigkeit ist die tatsächliche persönliche Teilnahme von 
wenigstens zwei Dritteln der Verwaltungsratsmitglieder erforderlich. 


Art, 12. Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden in Niederschriften 
festgelegt, die vom Präsidenten und vom Generalsekretär zu unterzeichnen sind. 

Zur Beglaubigung werden diese vom Generalsekretär, nach Einverständnis 
des Präsidenten, unterschrieben. 


Art, 18. Alle Schriftstücke müssen, um gegenüber dem Nationalen Netz 
rechtswirksam zu sein, von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrats oder einem 
Mitglied und einem vom Verwaltungsrat hierzu besonders bevollmächtigten Be- 
amten unterzeichnet sein. 


Art. 14. Zur bestmöglichen Führung des Unternehmens wird der Verwal- 
tungsrat alle Befugnisse, die er dem Direktorium erteilt, festlegen und deren 
Ausübung regeln. Er wird dem M.d.ö.A. die erteilten Befugnisse mitteilen. Er 
kann auch von sich aus, zur besseren Prüfung und Vollziehung der Geschäfte, 
Anordnungen über ihm geeignet erscheinende Ausschüsse und Berichterstattun- 
gen treffen. 
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Art. 15. Der Generaldirektor wird auf Vorschlag des M.d.ö.A. und nach 
vorheriger Unterrichtung des Verwaltungsrats von der Regierung ernannt. Die 
Wahl muß immer auf eine anerkannt fühige Person fallen. 

Art, 16. Der Generaldirektor ist gleichzeitig ständiges Mitglied des Verwal- 
tungsrats. Er ist der Vorgesetzte des gesamten Personals des Nationalen Netzes 
und hat die oberste Leitung über alle Betriebe. 

Art. 17. Als Mitglied des Verwaltungsrats hat der Generaldirektor Sitz und 
Stimme bei den Beratungen. Er nimmt mit den gleichen Rechten und Pflichten 
wie die übrigen Stimmberechtigten an den Arbeiten des Verwaltungsrats teil. 

Art. 18. Der Verwaltungsrat wird die Tätigkeitsgebiete, die der alleinigen 
Entscheidung des Generaldirektors überlassen werden können, wie z. В. Verkehrs- 
fragen, Tarifauslegungen, Personalfragen, Beschaffungen und Bauten sowie die- 
jenigen, die bei mangelnder Ermächtigung vorher dem Verwaltungsrat unter- 
breitet werden müssen, bestimmen und das M.d.ö.A. über die erteilten Ermächti- 
gungen unterrichten. 

Kapitel Ш, 
Normen für Verwaltung und Leitung des Nationalen Netzes der Spanischen 
Eisenbahnen, 


Art. 19. Sämtliche, das Nationale Netz bildenden Linien werden als einheit- 
liches Unternehmen nach privatrechtlichen Grundsätzen und den handelsüblichen 
Bräuchen entsprechend betrieben. 

Art. 20. Das Nationale Netz wird einen jährlichen Kostenvoranschlag aus- 
arbeiten und vorlegen. Es muß hierbei das wirtschaftliche Gleichgewicht zwischen 
den Ausgaben zuzüglich der Lasten jeder Art, wie sie laut Art. 22 vorgesehen 
und zu berücksichtigen sind, und den Betriebseinnahmen herbeigeführt werden. 

Art. 21. Die von der des Staates unabhängige Organisation und Verwaltung 
des Nationalen Netzes sind der Gesetzgebung über die staatliche Verwaltung und 
das staatliche Rechnungswesen nicht unterworfen, 

Sie stützen sich sowohl auf die Grundlagen der Arbeitskraft und der Wirt- 
schaftlichkeit als auch auf die hiernach größtmögliche Vereinheitlichung. Auf die 
Verhältnisse der Zonen, Bezirke und Dienste muß Rücksicht genommen werden. 

Art. 22, Die anzuwendenden Tarife sind so zu gestalten, daß aus den auf 
ihrer Grundlage erzielten Einnahmen sowohl die Betriebsausgaben, Ruhegehälter 
und Versicherungen sowie die finanziellen Lasten für angemessene Verbesserun- 
gen des Eisenbahnunternehmens gedeckt als auch eine Tilgungsrücklage für Wert- 
minderung sowie Rücklagen für Fürsorgezwecke und Dienstprämien gebildet wer- 
den können. 

Zu den derartig gebildeten Beförderungspreisen treten außer den ent- 
sprechenden Steuern weder Gebühren noch Zuschläge irgendwelcher Art. 

Art. 28. Die vereinheitlichten und vereinfachton Tarife werden eine nach 
Klassen und Bestimmungen geordnete Gütereinteilung haben, 

Sämtliche Personen- und Gütertarife werden für das ganze Nationale Netz 
einheitlich sein; in besonderen Fällen werden Ausnahmetarife gewährt werden. 

Art. 24. Zum Vollzug der Bestimmungen im Art, 22 können die allgemeinen 
Tarife mittels einer von der Regierung genehmigten Kennziffer berichtigt werden; 
es sind dabei die Preisschwankungen der Verbrauchsgüter der Eisenbahn sowie 
der Löhne in Rechnung zu ziehen. 
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Art. 25. Es bleibt dem Nationalen Netz überlassen, Ausnahmetarife vorzu- 
schlagen, die eine Ermäßigung der Frachtsätze der allgemeinen Tarife bei gleichen 
oder unterschiedlichen Anwendungsbedingungen und bei gleicher Gütereinteilung 
für vorwiegend private Verkehrsbedürfnisse darstellen. 

Solche Tarife können allgemein für das ganze Netz, für bestimmte Ver- 
kehrsbeziehungen oder örtlich Anwendung finden. 

Art. 26. Die Ausnahmetarife, die allgemein angewandt werden sollen, 
müssen vom Verwaltungsrat des Nationalen Netzes der Regierung zur Genehmi- 
gung vorgelegt werden. Bedarfsweise und vorübergehend nur für einen Teil des 
Netzes anwendbare Ausnahmetarife kann der Verwaltungsrat von sich aus fest- 
setzen. Er muß hiervon dem M.d.ö.A. Kenntnis geben; dieses kann die Anwendung 
innerhalb von acht Tagen untersagen. 


Art. 27, Sämtliche Ausnahmetarife müssen acht Tage vor Inkrafttreten 
unter Angabe der Gültigkeitsdauer öffentlich bekanntgegeben werden. Sie sind 
für alle Benutzer unter den vorgesehenen Bedingungen verbindlich. Nach Ablauf 
der Gültigkeitsfrist können solche Tarife aufgehoben werden; das M.d.ö.A. ist 
hierauf 14 Tage vorher, die Öffentlichkeit 8 Tage vorher hinzuweisen. 

Art. 28. Die Kosten aller Transporte, die das Nationale Netz der Spani- 
schen Eisenbahnen für Rechnung des Staates ausführt, werden veranschlagt. Sie 
werden zu den entsprechenden Tarifen berechnet und beglichen, insofern nicht 
zwischen dem Nationalen Netz und dem einzelnen Ministerium oder der beteiligten 
Staatsstelle eine Beförderung zu einem Tarif vereinbart ist, der die tatsächlichen 
Gesamtkosten des Transportes deckt. 


Art. 29, Für die Regelung der Abgabe von Freikarten und Freischeinen 
ist gemäß Artikel 14 des Gesetzes vom 24. Januar 1941 das M.d.ö.A. zuständig. 
Der zuständige Fachminister wird dem Ministerrat einen entsprechenden Erlaß 
zur Genehmigung vorlegen. 

Art. 30. Das Nationale Netz haftet für die zwangsweise Versicherung der 
Reisenden; es wird sich durch Einarbeitung der Beträge in die Tarife schadlos 
halten, 

Art. 31. Die allgemeine Steuergesetzgebung gilt auch für das Nationale 
Netz der Spanischen Eisenbahnen; ausgenommen bleiben die im Artikel 15 des 
Gesetzes vom 24. Januar 1941 besonders aufgeführten Fälle. 


Art. 32. Der nach Deckung der Betriebsausgaben, Pensionen und finan- 
ziellen Lasten verbleibende Reinertrag wird wie folgt verwendet werden: 

a) Zur Bildung einer Rücklage für die Erneuerung der Aktivbestände, die 
einer Wertminderung unterliegen; 

b) Zur Schaffung einer angemessenen Rücklage, die immer in Wert- 
раріегеп der öffentlichen Schuld oder, mit Genehmigung der Regierung, in anderen 
gleichfalls sicheren Guthaben oder Werten angelegt werden muß. 

c) Zu Beihilfen bei den in Artikel 35 erwähnten Ausgaben; 

d) Zur Zahlung von Dienstprämien für das Personal in der im Artikel 34 
vorgesehenen Form; 

e) Der nach Befriedigung der sozialen Lasten verbleibende Rest fließt der 
Staatskasse zu. 

Die Verteilung des Reinertrags nach diesen Richtlinien und seine endgültige 
Anlage werden auf Vorschlag der Regierung erfolgen, der die Abrechnung des 
Geschäftsjahres mit dem Reinertrag vorgelegt wird. 
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Art, 33, Wenn die Einnahmen nicht genügen, um die Betriebsausgaben, die 
Ruhegehälter und die Lasten aller Art zu decken, werden die vorgesehenen Rück- 
lagen zum Ausgleich herangezogen. Reichen auch diese Rücklagen nicht aus, so 
kann das Nationale Netz nach vorheriger Genehmigung der Regierung die zur vor- 
übergehenden Deckung der Fehlbeträge erforderliche Kreditbeschaffung vor- 
nehmen. 

Diese Fehlbeträge können mit Hilfe passender Tarifänderungen, die der 
Genehmigung der Regierung unterliegen, ausgeglichen werden, 

Wenn diese Änderungen nicht genügen, muß der Verwaltungsrat dem 
M.d:ö.A. Mittel vorschlagen, die nach seiner Meinung zum gleichen Zweck ange- 
wandt werden können. 

Art. 34. Dienstprämien werden verteilt, wenn die Betriebsergebnisse dies 
rechtfertigen. Sämtliche Verwaltungsräte, leitende Beamte und Angestellte er- 
halten zu ihren festen Bezügen einen Prämienanteil, der auf Grund des Rein- 
ertrags und der Betriebsziffer nach einem einheitlichen Schlüssel errechnet wird. 

Art. 35. Das Nationale Netz hat die Aufgabe, nicht nur den Eisenbahn- 
betrieb durch gute Instandhaltung der Einrichtungen und des Materials zu sichern, 
es muß vielmehr auch für die Einführung von Erweiterungen und Verbesserungen 
sorgen, die eine gute Verkehrsbedienung sowie die Fortschritte der Technik ange 
zeigt erscheinen lassen, 

Im Sinne des Gesetzes über Zwangsenteignung versteht es sich von selbst, 
daß die Erklärung über den Allgemeinnutzen der entsprechenden Arbeiten, wenn 
diese auch nicht im Bau neuer Linien bestehen, bei Genehmigung des Projektes 
ohne Rücksicht auf die Höhe des Voranschlages dem M.d.ö.A. vorgelegt und bei 
Dringlichkeit der Ausführung im Einklang mit dem Gesetz vom 7. Oktober 1939 
über die Beschlagnahme von Grundbesitz die Genehmigung durch Erlaß des 
Ministerrates herbeigeführt wird. 

Art. 36. Gemäß vorstehendem Artikel wird der Verwaltungsrat die von ihm 
genehmigten Pläne und Projekte für die Erweiterung und Verbesserung des 
Netzes einschließlich der Arbeitsausführung und der Materialbeschaffung der 
Regierung zur Genehmigung unterbreiten, 

Sollten sich nach Genehmigung eines Planes oder Projektes unvorher- 
gesehene oder dringende Gründe für eine Abänderung ergeben, so schlägt der Ver- 
waltungsrat der Regierung die nötigen Erweiterungen oder Abänderungen vor. 

Art. 37, Das Netz deckt die für den Betrieb erforderlichen Bau- und 
Materialbeschaffungskosten; ferner können neue Geldanlagen, die den Wert des 
Fisenbahnunternehmens erhöhen, aus Fonds gedeckt werden, die aus nach Art, 7 
dieser Verordnung der Genehmigung der Regierung unterliegenden Emissionen 
herrühren, 

In dem vom Verwaltungsrat unterbreiteten Vorschlag werden die Erfor- 
dernisse begründet, der Verbrauch der Erlöse näher bezeichnet und die Bedingun- 
gen für Zins, Tilgung und Verfall aufgeführt, 

Art. 38. Vor Bau neuer Eisenbahnlinien durch den Staat muß der Verwal- 
tungsrat des Nationalen Netzes befragt werden. 

Nach Beendigung des Baues einer neuen Linie durch den Staat müssen die 
Bedingungen für deren Betrieb durch das Nationale Netz in einem Abkommen 
zwischen Staat und Netz geregelt werden. 
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Art. 39. Die Rechnungsführung des Nationalen Netzes erfolgt entsprechend 
der Handelsgesetzgebung nach den Bräuchen eines Industrieunternehmens. Man 
unterscheidet die Hauptgeschäftsbuchhaltung des Netzes, die allgemeine Be- 
triebsbuchhaltung und die Buchhaltungen der verschiedenen Ergänzungsbetriebe, 
Die Buchführung muß die finanzielle Lage des Netzes jederzeit klar und deutlich 
erkennen lassen. 

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 


Art, 40. Der Verwaltungsrat des Netzes stellt jedes Jahr einen allgemeinen 
Voranschlag auf, der wie folgt gegliedert ist: 

1. für eigene Rechnung der Hauptverwaltung; 

2. für den allgemeinen Betrieb des Netzes; 

3. für die verschiedenen Ergänzungsbetriebe zu Lasten des Netzes; 

4. für die übrigen Ausgaben, 


Art, 41. Der Voranschlag bildet ein allgemeines Betriebsprogramm des 
Netzes und eine Vorausschau auf Einnahmen und Ausgaben. Er wird auf Grund 
der Schätzung des voraussichtlichen Verkehrs, der Tarifanwendung sowie der 
Ausgaben für allgemeine Dinge, für Instandhaltungspläne, gegebenenfalls für Er- 
weiterungen und Verbesserungen, sowie der voraussichtlichen übrigen Betriebs- 
ausgaben festgesetzt. Dieser Voranschlag muß sich nach den vorhandenen Wirt- 
schaftsmitteln richten, 

Im Voranschlag muß die Rangliste des gesamten Personals für jedes Amt 
und jede Stufe aufgeführt werden; deren Abänderung erheischt die vorherige 
Genehmigung des M.d.ö.A. 

Der Voranschlag enthält alle Einzelgebiete getrennt; jeder Posten muß mit 
genauer Angabe des ihm eigenen Zweckes aufgeführt werden. 

Der Voranschlag für das Geschäftsjahr muß vor dem ersten Dezember des 
vorangehenden Jahres vom Verwaltungsrat genehmigt werden. 


Art, 42. Der Verwaltungsrat wird vor dem 1, Juni jedes Jahres nach 
vorheriger Benachrichtigung des Finanzministeriums der Regierung die Bilanz 
vom letzten 31, Dezember, die Betriebsabrechnung des vorangegangenen Ge- 
schäftsjahres, die Abrechnungen der Hauptverwaltung, einen Geschäftsbericht 
sowie einen Rechnungsbericht des vergangenen Jahres mit einem begründeten 
Vorschlag für die Verteilung des Reinertrages zur Genehmigung vorlegen. 


Kapitel IV. 
Rechte und Pflichten des Personals des Nationalen Netzes. 


Art, 43. Die Anzahl des Personals wird genau nach den Erfordernissen des 
Dienstes bemessen. Die Aufnahme des Personals in die Rangliste erfolgt stets 
durch öffentlichen Wettbewerb oder Bewerbung. Alle gegenwärtigen Rechte blei- 
ben erhalten. Die rechtliche Stellung des Personals wird sich auf diese Verord- 
nung und die zu deren Ausführung erlassenen und vom M.d.ö.A. genehmigten Vor- 
schriften stützen. 

Das Nationhle Netz wird besondere Schulen für die Ausbildung im Eisen- 
bahnwesen errichten, damit ein immer tatkräftigeres und tauglicheres Personal 
herangezogen werden kann; beim Unterricht muß auf die Erfahrungen des 
Dienstes und die Fortschritte der Technik besondere Rücksicht genommen werden. 
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Art. 44. Der Verwaltungsrat des Netzes wird die der Genehmigung des 
M.d.ö.A, unterliegenden Personalvorschriften erlassen, Er wird dabei die Ange- 
stelltengruppen und Gehälter, die sich nach der Bedeutung der auszuübenden 
Tätigkeit zu richten haben, festsetzen; ferner werden hierbei geregelt: die Be- 
förderungen nach der Reihenfolge gelegentlich des Freiwerdens eines Postens 
gemäß der in einer Gruppe verbrachten Dienstzeit und auf Grund der Verdienste 
des Personals, die Versetzungen in den Ruhestand auf Verlangen des Betroffenen, 
infolge Arbeitsunfähigkeit oder auf Beschluß des Verwaltungsrates, jeweils unter 
der Voraussetzung einer Mindestanzahl von Dienstjahren, die freiwillige, einst- 
weilige Zurruhesetzung unter ähnlichen Bedingungen oder dann, wenn sie wegen 
einer Neugestaltung des Angestelltenkörpers unumgänglich ist, die Bestimmungen 
über die Dienstbefreiung in Krankheitsfällen, für persönliche Angelegenheiten 
oder für Erholungszwecke und zuletzt die Alters- und Hinterbliebenenfürsorge 
sowie die für die Arbeitseinteilung des Nationalen Netzes nötigen allgemeinen 
Bedingungen. H 

Die Rechte und Pflichten der Angestellten werden bestmöglich vereinheit- 
licht, soweit dies im Hinblick auf die beste Betriebsführung des Nationalen Netzes 
und der verschiedenen Verhältnisse der Zonen, Provinzen, Zeiten und Betriebe 
möglich ist. 

Übergangsbestimmungen. 

Art. 1. Der Verwaltungsrat des Nationalen Netzes wird mit möglichst ge- 
ringen Ausgaben die Vereinheitlichung der Organisation und der in dieser Ver- 
ordnung erwähnten Betriebe allmählich verwirklichen, sobald es die gute Betriebs- 
führung, die Verkehrssicherheit und die Verhältnisse der Übergangsetappen zu- 
lassen. 

Art. 2. Der Verwaltungsrat wird die Rangliste des gesamten Personals 
aller Stufen gemäß Art, 44 aufstellen. 

Das Personal, das von den Eisenbahngesellschaften stammt, die das Natio- 
nale Netz der Spanischen Eisenbahnen bilden, und das in die Rangliste aufge- 
nommen wird, untersteht den Bestimmungen dieser Verordnung und deren Aus- 
führungsbestimmungen. 

Überzählige Angestellte können zwangsweise entlassen oder in den Ruhe- 
stand versetzt werden. 

Art. 3, Ruhegehaltslasten und Hinterbliebenenfürsorge für Angestellte, die 
vor Veröffentlichung dieser Verordnung einer der das Nationale Netz bildenden 
Gesellschaft angehörten, fallen dem Nationalen Netz zu. 

Art, 4. Bei Feststellung der Ruhegehälter, die das Nationale Netz zu ent- 
richten hat, wird die bei den alten, das Nationale Netz bildenden Gesellschaften 
verbrachte Zeit vom Nationalen Netz gemäß den entsprechenden Bestimmungen 
angerechnet. 


Schlußbestimmungen, 

Art, 1. Der Verwaltungsrat des Nationalen Netzes der Spanischen Eisen- 
bahnen muß dem M.d.ö.A. die zur Durchführung dieser Verordnung nötigen Vor- 
schläge machen. 

Art. 2. Alle dieser Verordnung widersprechenden Bestimmungen werden als 
nichtig erklärt. 


Bücherschau. 


Besprechungen, 


Koenigs, Gustav, Staatssekretär 1. W., Berlin. Die Regelung des 
internationalen Verkehrs. Heft 19 der Verkehrs- 
wissenschaftlichen Forschungen aus dem Verkehrs-Seminar an 
der Westf. Wilhelms-Universität zu Münster i. W., herausge- 
geben in Verbindung mit Professor Dr. Otto Most von Professor 
Dr. Alfons Schmitt. Jena, Gustav Fischer, 1941. 27 Seiten. 
Preis 1 RM, 

Der Abdruck gibt einen Vortrag wieder, der in dem rühmlichst 
bekannten Münsterer Seminar im Dezember 1940 gehalten worden ist. 
Seitdem ist ein Jahr verflossen, und das internationale Gesicht der Welt 
und besonders Europas hat sich grundlegend geändert. Desungeachtet 
aber bleibt der Vortrag auch heute noch sehr beachtenswert; er ver- 
mittelt trotz knappester Formulierung einen vorzüglichen Überblick über 
die Regelung des gesamten internationalen Verkehrs, d. h, den Land- 
straßen- und Kraftwagen-, Luft-, Eisenbahn-, Post- und Fernmelde- sowie 
Binnenschiffahrts- und Hochsee-Verkehr. Über einzelne dieser Gebiete, 
vor allem über das hier nächstliegende Eisenbahngebiet gab es zwar 
bisher schon sehr schön orientierende Darstellungen. Die Gesamtdar- 
stellung von Koenigs aber füllt auch ihnen gegenüber noch eine unleug- 
bare Lücke durch die Parallelisierung, die sie über das ganze Verkehrs- 
gebiet hinweg ermöglicht. Für den den Dingen nächststehenden Fach- 
mann ist der Vortrag außerordentlich anregend, weil an mehr als einer 
Stelle interessante und zum Teil noch durchaus nicht breiter bekannte 
außenverkehrspolitische Ereignisse und Verhandlungen aus den letzten 
Jahrzehnten der interessierten Leserschaft bekanntgegeben werden, 2. В. 
die Sperrung des Kaiser-Wilhelm-Kanals aus Neutralitätserwägungen 
während des polnisch-russischen Konflikts von 1921 u, dgl. m. Im übri- 
gen ist die Persönlichkeit des Verfassers viel zu anerkannt, als daß 
besondere Worte der Würdigung wegen dieser letzten verhältnismäßig 
kleinen Äußerung seiner Feder verschwendet werden dürften. 

Dr. W. Spiess. 


Dreyer, Dr. jur. und Advokat. Le contrôle des tarifs ferro- 
viaires. Sonderdruck aus „Schweizerisches Zentralblatt für 
Staats- und Gemeindeverwaltung“, Orell Füssli Arts Graphiques, 
Zürich, 1941. 23 Seiten. 

Die Arbeit, die, wie man erfreulicherweise hört, schon in der näch- 
sten Zeit auch in deutscher Sprache und vielleicht sogar in besonderer 
deutscher Publikation dem verkehrspolitischen Leserkreis des deutschen 
Sprachgebietes zugänglich gemacht werden soll, ist mit der ganzen 
Strenge einer juristischen Dissertation im alten Sinne des Wortes dispo- 
niert, Beginnend mit der Begriffsbestimmung im Geschäfts- und Rechts- 
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leben, fortschreitend zu der Frage der organisatorisch-persönlichen Zu- 
ständigkeit und des Verfahrens, auch in seiner sachlichen Abgrenzung, 
behandelt die Arbeit Wesen und Form des Eisenbahntarifs vom Auf- 
sichts-, d.h. vom staats- und verwaltungsrechtlichen sowie damit auch 
vom besonderen staatspolitischen Standpunkte aus. Dabei beschränkt sie 
sich durchaus nicht nur auf die Fragen der Prozedur, sondern sehr 
gründlich steigt sie auch in die hinter dieser stehenden materiellen Pro- 
bleme еіп. Z.B. ist die Frage des Beginns und der zeitlichen Dauer des 
Eisenbahntarifs, insbesondere die „jederzeit widerruflich“-Klausel be- 
handelt. Dabei ficht Dreyer das in der „Zeitschrift für den internatio- 
nalen Eisenbahnverkehr“ (1937 S. 60) veröffentlichte Urteil des Berner 
Kantonal-Appellationshofs als unrichtig an, in dem aus der Tatsache, 
daß die Gültigkeit eines Tarifs auf kürzere Zeitdauer als die üblicher- 
weise durch das Gesetz vorgeschriebene beschränkt werden kann und für 
solche Verkürzung keine Mindestzeitdauer vorgesehen ist, gefolgert wird, 
daß die „jederzeit widerruflich“-Klausel schlechterdings statthaft und 
gültig, und nur in die Tarifeinführungsverfügung mit aufzunehmen 
ist. Dreyers für die Ablehnung des Berner Urteils gegebene Be- 
gründung i In Verfolg des Berner Standpunktes sei es in einem 
Bahnnetze möglich, sich bei allen seinen Tarifmaßnahmen über die 
Veröffentlichungsfristen hinwegzusetzen und damit diese Rechtskautelen 
völlig illusorisch zu machen. — Rechtspolitisch ist diese Anführung durch- 
aus beachtlich, interpretativ bleibt sie deshalb aber doch durchaus unbe- 
achtlich. Denn wenn eine an sich korrekte Gesetzesauslegung zu einem 
rechtspolitisch als Widersinn erscheinenden Ergebnis führt, so ist der- 
artige ad absurdum-Deduktion noch lange keine Rechtfertigung, um 
daraufhin die Korrektheit der Gesetzesinterpretation als solcher zu ver- 
werfen. Der Vorwurf fällt dann nur auf das Gesetz als solches, bzw. auf 
seine Tenorierung zurück. Die Interpretation als solche hingegen wird 
erst dann rechtsunmöglich, wenn das aus der angegriffenen Deduktion 
gewonnene Ergebnis im allgemeinen juristischen Sinne unmöglich, d. i. 
den guten Sitten oder dem staatlichen Existenzprinzip zuwiderlaufend ist. 
Dies aber ist bei der durch das Berner Gericht gegebenen Auslegung 
durchaus nicht der Fall, Auch im wohlgeordneten und wohlgesitteten 
Rechtsstaat ist eine Tarifpublikationspraxis ohne grundsätzliche Wider- 
rufsfristen sehr wohl denkbar, und deswegen kann aus dem von Dreyer 
angeführten Bedenken allgemeiner Rechtsnatur die Berner Entscheidung 
nicht angefochten werden, Wenn ungenau oder ungenügend redigierte 
Verwaltungsvorschriften einfach dadurch sollten berichtigt werden kön- 
nen, daß man erklärt, ihre an sich lehrmäßig korrekt angesetzte Inter- 
pretation führe zu unerwünschtem oder gar nur zu sogenannt unge- 
wolltem Ergebnis, so würde man verwaltungsmäßiger Bequemlichkeit 
Tür und Tor öffnen. Jede Verwaltung könnte sich dann in Willkür auf- 
lösen, ganz abgesehen noch von der Frage, welche Auslegungsmöglich- 
keit denn überhaupt statthaben soll, wenn formell korrekt deduzierte 
Interpretation lediglich wegen unerwünschtem bzw. unvorhergesehenem 
Ergebnis als rechtsunerheblich erklärt werden kann. Die Entscheidung 
des Berner Gerichtes bleibt also wohl unanfechtbar richtig, und dies 
um so mehr, als selbst Dreyer seinerseits dann für den Fall der Kon- 
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kurrenztarife die „jederzeit widerruflich“-Klausel als gerechtfertigt er- 
klären will. Diese letzte bei Dreyer juristisch weiter nicht unter- 
mauerte, sondern eben nur aus Folgegabe an praktische Notwendigkeiten 
(und allerdings auch gewisse Stellen der Berner Begründung) versteh- 
bare Stellungnahme ist mit Jurisprudenz kaum mehr zu rechtfertigen; 
es kommt dabei alles auf rein verwaltungsmäßiges Utilitätsempfinden 
des Aufsichtsbeamten an. Tarife aber sind strenge auszulegen, 
Dieser auch von Dreyer an anderer Stelle sehr mit Recht hervorgehobene 
Satz gilt für das ganze Tarifrecht, nicht nur gegen die Eisenbahnbenutzer 
und nicht nur gegen die Eisenbahnunternehmer, sondern auch gegen die 
die Eisenbahn kontrollierenden Verwaltungsinstanzen selbst. — Zu Dank 
wird man dem Verfasser bei der Besprechung der Gleichheit aller vor 
dem Tarife (8. 16) verpflichtet sein für die sehr richtige Feststellung, 
daß es sich bei dieser Gleichheit handelt um eine égalité purement 
relative, les mots „dans des circonstances analogues“ dötruisant la for- 
mule de l'égalité absolue. Sehr glücklich hat er hier das Wort „eircon- 
stances“, und nicht das Wort „conditions“ des Textes des Versailler 
Friedensvertrags gewählt. Das Wort „conditions“ führt dank der beiden 
Übersetzungsmöglichkeiten, oder richtiger dank der Duplizität der Be- 
griffe „Bedingungen“ und „Verhältnisse“ zu ernsten tarifadministrativen 
und tarifjuristischen Zweifeln, die з. Zt. höchst praktisch geworden sind. 
(Spiess „Betriebswissenschaft“ S. 72 Anm.) Das Wort „circonstances“ 
hingegen erfüllt bloß den Sinn des einen Begriffs „Verhältnis“, und nicht 
mehr den des anderen der juristischen „Bedingung“. Die deutsche Über- 
setzung seiner Arbeit wird dem Verfasser in diesem Punkt den Ausdruck 
seines Gedankens nur erleichtern. — 

Zum Schluß darf noch darauf hingewiesen werden, daß der Ver- 
fasser für die zivilrechtliche Konstruktion des Begriffs des Tarifs, die er, 
abgesehen von der staatsadministrativen Seite, als die allein das Ver- 
hältnis der Eisenbahnunternehmer und Eisenbahnkunden beherrschende 
erklärt, die Natur der Auslobung als zutreffend bejaht, und dies sogar 
in ausdrücklicher Bezugnahme auch auf das positive Schweizer Obliga- 
tionenrecht, Es erfolgt damit der erste ausdrückliche außerdeutsche 
Anschluß an die in Deutschland nunmehr bereits von Spiess, Wissmann, 
Stadelmeyer und Hohenschuh vertretene Lehre, Allein schon aus diesem 
Grunde, aber auch wegen seines ganzen übrigen Inhalts wird Dreyers 
bemerkenswerte Arbeit in der weiteren tarifrechtlichen Erörterung 
sicherlich mehr als nur eine Eintagsrolle spielen, Dr. W. Spiess. 


Hefner, Gustav, Direktor des Stadtsteueramts München, unter Mitwirkung 
von Pfaundler, Dr. Richard, Ministerialdirigent in Wien, 
DasGrundsteuergesetznebst Durchführungs- 
verordnungen, Richtlinien und Vollzugs- 
erlässen. Handausgabe mit systematischer Einleitung und 
kurzen Erläuterungen. 1941. Richard Boorberg Verlag Stutt- 
gart W, Schloßstr. 57 В. 412 Seiten, broschiert Gen RM. 

Nach einer eingehenden 70 Seiten umfassenden systematischen Dar- 
stellung des Grundsteuerrechts unter besonderer Berücksichtigung der 
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Verhältnisse in der Ostmark und in den weiteren dem Großdeutschen 
Reich eingegliederten Gebieten bringt das Werk das Grundsteuergesetz 
mit der Ersten und Zweiten Durchführungsverordnung, deren einzelne 
Paragraphen bei den einschlägigen Paragraphen des Grundsteuergesetzes 
abgedruckt sind, mit Erläuterungen der Verfasser. Diesem Hauptteil 
folgen — ohne Erläuterungen — die Grundsteuerrichtlinien vom 19. Juli 
1937, die Verordnung über die Förderung von Arbeiterwohnstätten vom 
1. April 1937, die Grundsteuerbilligkeitsrichtlinien vom 22. Januar 1940 
und 3. Januar 1941 und schließlich sieben Sonderbestimmungen für die 
Ostmark. Den Schluß bildet ein außergewöhnlich ausführliches, 
121 Seiten umfassendes Schlagwörterverzeichnis. 

Obwohl schon mehrere Ausgaben des Grundsteuergesetzes vorliegen, 
ist das Erscheinen der vorliegenden Handausgabe zu begrüßen, Einmal 
gibt sie den Stand der einschlägigen Gesetzgebung und Rechtsprechung 
vom 1. Oktober 1941, also einem verhältnismäßig kurz zurückliegenden 
Zeitpunkt, wieder. Dann vermittelt sie mit der einleitenden systemati- 
schen Darstellung ein recht gutes Bild von der Entwicklung und dem 
jetzigen Stand des Grundsteuerrechts. Und schließlich berücksichtigt 
das Werk ganz besonders die im Altreich wenig bekannten Rechtsverhält- 
nisse in der Ostmark und den anderen neu eingegliederten Gebieten und 
bringt die einschlägigen Bestimmungen. 

Die Erläuterungen des Grundsteuergesetzes und der Durch- 
führungsverordnungen sind klar und, soweit Stichproben ergaben, zu- 
treffend. Die Benutzung des Buches ist durch die übersichtliche Anord- 
nung und das sehr ausführliche Schlagwörterverzeichnis sehr erleichtert. 
Es wird sich als Helfer und zuverlässiger Ratgeber bei der Anwendung 
des Grundsteuergesetzes, besonders in der Ostmark und in den neu ein- 
gegliederten Gebieten gut bewähren. Dr. Genest. 


Couvé, Dr. rer. pol, Richard. Die Eisenbahn-Güterabferti- 
gung, 6. Auflage. Teil І = Abfertigungs- und Ladedienst, 
279 Seiten mit 44 Abbildungen; Teil II = Haftung, Ermittlungs- 
dienst, Tarifwesen, Güterwagendienst, Zollvorschriften, Dienst- 
gut und Verkehrsstatistik, 222 Seiten mit 7 Abbildungen. Verlag 
Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft, Leipzig C1, 
Goethestraße 6. Preis je Heft 2,50 RM. 

Couvé, Dr. rer, pol, Richard, Fragenheftzum Lehrbuch: Die 
Eisenbahn-Güterabfertigung Teil I und П. 
56 Seiten. Verlag Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesell- 
schaft, Leipzig С 1, Goethestraße 6. Preis 0,0 RM, für Reichs- 
bahnangehörige 0,75 RM. 

Das bewährte Buch ist nunmehr in sechster Auflage herausgegeben, 
Seine beiden Teile sind in je einem Band erschienen. Der Inhalt ist in 
17 Abschnitte — 10 davon im Teil I und 7 im Teil II — und diese sind 
wieder in 204 fortlaufend genummerte Unterabschnitte eingeteilt, inner- 
halb deren die Absätze ebenfalls mit fortlaufenden Nummern versehen 
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sind. Im I. Abschnitt gibt das Buch einen allgemeinen Überblick über 
den Eisenbahngüterverkehr, über Umfang und einige allgemeine Be- 
griffe und Einrichtungen des Güterabfertigungsdienstes. In den folgen- 
den Abschnitten behandelt Teil und Band I weiter die Abwicklung des 
Frachtvertrages von der Behandlung des Gutes und des Frachtbriefs in 
der Versandabfertigung über die Beförderung des Gutes bis zur Behand- 
lung von Gut und Frachtbrief in der Empfangsabfertigung, ferner die 
Änderung des Beförderungsvertrages. In weiteren Abschnitten sind dar- 
gestellt einige besondere Einrichtungen des Güterverkehrs (z.B. Haus- 
Haus-Verkehr, bahnamtlicher Rollfuhrdienst, Güterkraftverkehr usw.) 
und der Tier- und Milchverkehr,. Teil und Band II enthält die Abschnitte 
über die Haftung im Güterverkehr, über den Ermittlungsdienst, das Tarif- 
wesen, den Güterwagendienst, über Zoll- und sonstige Verwaltungsvor- 
schriften, den Dienstgutverkehr und die Statistik. 

Die 6. Auflage bringt neu gegenüber der 5. insbesondere den Unter- 
abschnitt über das Gedinge und den Abschnitt über die Statistik, ferner 
sind die Ausführungen über die Sperren — im Hinblick auf ihre gegen- 
wärtige Bedeutung — in einen besonderen Unterabschnitt aufgenommen. 
Neu ist ferner die eingangs erwähnte fortlaufende Durchnummerung der 
Unterabschnitte und deren weitere Unterteilung mit Nummern. Die seit 
Herausgabe der 5. Auflage eingetretenen Änderungen des Vorschriften- 
werks sind berücksichtigt. 

Das Buch hat binnen 15 Jahren sechs Auflagen und die für ein so 
ausgesprochenes Fachbuch hohe Auflagenziffer von etwa 40 000 Stück 
erreicht, Schon diese Tatsachen bezeugen seinen hohen Wert. Der Ver- 
fasser hat aus seinen großen theoretischen und praktischen Kenntnissen 
des Verkehrsdienstes wie auch der Bedürfnisse der Ausbildung und des 
Unterrichtes sein Werk geschrieben. Die anschauliche Darstellung ist 
durch zahlreiche Lichtbildwiedergaben, schematische Darstellungen und 
abgedruckte Formblätter und Anlagen aus den Dienstvorschriften unter- 
stützt. So bezeichnet der Verfasser sein Buch im Vorwort mit Recht als 
Lehrbuch. Wie die Inhaltsübersicht zeigt, ist es ein Lehrbuch des 
gesamten praktischen Verkehrsdienstes, der dazu erlassenen Dienstvor- 
schriften und der grundlegenden Rechtsbestimmungen. Ein umfang- 
reiches Sachverzeichnis erhöht seinen Wert noch und macht es zu einem 
Nachschlagewerk, Diese Tatsachen, die Art der Nummerung der Ab- 
schnitte, Unterabschnitte und Absätze und die Anführung der einschlä- 
gigen Bestimmungen am Kopf der Unterabschnitte kennzeichnen das 
Buch als ein vorbildliches Lehrbuch auf diesem Fachgebiet. Allen Eisen- 
bahnern, die in der Ausbildung oder im praktischen Verkehrsdienst 
stehen oder sich sonst über den Verkehrsdienst unterrichten wollen, aber 
auch allen, die im Wirtschaftsleben sich mit dem Güterverkehr befassen, 
ist es vorbehaltlos zu empfehlen. 


Erstmalig ist mit der 6. Auflage auch ein Fragenheft zu dem 
Lehrbuch erschienen. Es enthält mehr als 1000 Fragen aus dem ge- 
samten Güterverkehr, Auch hier ist die Lösung vorbildlich. Da das Heft 
nur als Ergänzung zum Lehrbuch dient, ist die bei anderen Lösungen 
festzustellende Krampfhaftigkeit in der Fragestellung vermieden, zu 
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der dort der Versuch führt, ein so umfangreiches Gebiet nur durch Fra- 
gen und Antworten darzustellen. Hinter jeder Frage ist lediglich der 
Hinweis auf die Stelle des Lehrbuchs gegeben, aus der die Antwort er- 
sehen werden kann. So „leiten die Fragen zum verständnisvollen Durch- 
arbeiten des Lehrbuches an“ und „führen zum gründlicheren Studium 
des Vorschriftenwerks“. Diese Worte und die weiteren Ausführungen 
aus dem Vorwort zum Fragenheft bestätigen erneut das Verständnis des 
Verfassers für die praktischen Bedürfnisse der Ausbildung. Jedem Eisen- 
bahner, der seinen Besitzstand an Wissen im Hinblick auf eine Prüfung 
feststellen will, und jedem, der Dienstunterricht oder Prüfungen im 
Verkehrsdienst abhält, ist dieses Fragenheft als Ergänzung zum Lehr- 
buch sehr zu empfehlen. Erhardt, 


Keller, Dr. Fritz, „Das Eisenbahnpfandrecht, Schweizerische 
Beiträge zur Verkehrswissenschaft“, herausgegeben von 
Dr. Fritz Volmar, Professor an der Universität Bern, Heft 6. 
Verlag Stämpfli & Со., Bern. 144 Seiten. Preis 4,50 RM. 

Das Bundesgesetz über die Bestellung und Geltendmachung von 
Pfandrechten an Eisenbahnen im Gebiete der Schweizerischen Eidge- 
nossenschaft aus dem Jahre 1874 schaffte an Stelle der bisherigen viel- 
gestaltigen kantonalen Vorschriften, die einer wirtschaftlichen Verpfän- 
dung des Bahnvermögens oft hinderlich waren, eine für das gesamte 
Bundesgebiet einheitlich geltende, auf weitgehende Förderung des Bahn- 
kredites abzielende Neuregelung. Die im Jahre 1917 erfolgte Neufassung 
des Gesetzes behielt bis auf Einzelheiten die bisherige Regelung bei, er- 
faßte nun aber auch die „vom Bunde konzessionierten Schiffahrtsunter- 
nehmungen“. 

Die Besonderheiten des Eisenbahnpfandrechtes gegenüber dem pri- 
vaten Pfandrecht bestehen in einer Abstimmung der öffentlichen Be- 
lange des Bahnbetriebes auf die privaten Interessen der Kreditgeber. 
Dieses allgemein im Eisenbahnbetrieb begründete Problem fand in Preu- 
Den im Gesetz betreffend das Pfandrecht an Privateisenbahnen und 
Kleinbahnen und die Zwangsvollstreckung in dieselben vom 19. August 
1895 und in dem späteren Gesetz über die Bahneinheiten vom 11. Juni 
1902 seine Lösung. 

Der Verfasser gibt in der vorliegenden Schrift eine umfassende 
Darstellung aller materiell- und verfahrensrechtlichen Bestimmungen 
des Schweizerischen Eisenbahnpfandrechts. Unter weitgehender Heran- 
ziehung von Rechtsprechung und Literatur nimmt er zu den vielen Pro- 
blemen dieses Rechtsgebietes Stellung. Hierbei wird an vielen Stellen auf 
die entsprechenden Regelungen in Preußen verwiesen. 

Diese rechtsvergleichende Darstellung wird dazu beitragen, daß die 
mit wissenschaftlicher Gründlichkeit verfaßte Schrift auch im Deutschen 
Reich mit Interesse gelesen wird. Dr. Fickel, 
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Hechler, L., Dipl.-Ing. Die Umgrenzung des lichten Rau- 
mes bei Regel- und Schmalspurbahnen, Zu- 
sammenstellung der Vorschriften für die Umgrenzung des lich- 
ten Raumes mit einer Einführung in die Lichtraumberechnung. 
Otto Elsner Verlagsgesellschaft, Berlin SW 8, Oranienstr. 140 
bis 142. 194 Seiten. Preis Ban RM. 

Die grundlegenden, gesetzlichen Vorschriften über den Bau und 
Betrieb von Eisenbahnen sind in der Eisenbahn-Bau- und Betriebsord- 
nung (BO.) niedergelegt. Zwei kurze Abschnitte geben Regeln über den 
Bau der Strecken und Fahrzeuge. Diese gesetzlichen Vorschriften sind 
durch „die technischen Vereinbarungen“ (TV.) und zahlreiche Verord- 
nungen des Reichsverkehrsministers u.a. ergänzt. Auf Grund dieser 
Vorschriften ist es ermöglicht, einen Eisenbahnwagen durch ganz Europa 
zu schicken. Als man 1930 dem allgemeinen Drängen im internationalen 
Eisenbahnverband nachgab, das Wagenprofil in der Breite von 3100 auf 
3150 mm zu vergrößern, wurden neue Verordnungen nötig, so daß es 
schon eines besonderen Studiums bedurfte, wenn man alles beim Bau und 
Betrieb beachten wollte, was nötig ist, um das Fahrzeug und seinen für 
ihn offenen Raum bestens und bis zur Grenze auszunutzen. 

Hier kommt nun das Hechlersche Buch wie gerufen. Es faßt alles 
zusammen, was man beim Bau der Strecken, Bahnhöfe und Fahrzeuge an 
Grenzmaßen zu beachten hat. Der Verfasser ist dabei auch wie kaum 
ein anderer berufen, solch ein Werk zusammenzutragen. Ist er doch seit 
Jahrzehnten mit dem Stoff vertraut, kennt die Arbeiten in den Aus- 
schüssen, im internationalen Eisenbahnverband, im Reichsverkehrsmini- 
sterium und im Zentralamt. 

Nach einem Vorwort, in dem die Entstehungsgeschichte der Licht- 
raumvorschriften gegeben wird, werden im 1. Kapitel die Grundzüge der 
Berechnung des erforderlichen lichten Raumes aufgezeigt. Grundlagen 
bilden dazu die in der BO. festgelegten Maße über Spur, Spurerweiterung, 
Lichtraumbreiten und die zugelassenen Unter- und Überschreitungen, 
sowie die Einflüsse der im Oberbau, an den Fahrzeugen in der Bewegung 
auftretenden Unregelmäßigkeiten. Während bis 1913 die Fahrzeuge in 
der Breite so bemessen wurden, daß sie in Bögen von 180 m Hm ohne 
Einschränkung Platz hatten, ist jetzt der Hm auf 250 m vergrößert, Das 
ergab ein Mehr an Fahrzeugbreite, bedeutet aber auch, daß der Gleis- 
abstand bei Hm < 250 jetzt gegen früher vergrößert werden muß. Das 
Kapitel der Berechnungen schließt mit den Lichtraummaßen für elek- 
trische Oberleitung. 2 X 1,520 breit, 5,5 m + SO. 

Kapitel II bringt die Prüfung der Querschnittsmaße der Lokomo- 
tiven nach dem Verfahren von Vogel. 

Im Kapitel III wird die Umgrenzung des lichten Raumes auf Schmal- 
spurbahnen (1,0 und 0,75 m Spur) gezeigt. Beachtlich ist hier, daß der 
Regellichtraum nur für das gerade Gleis und Hm > 5000 m gilt. 

Im nächsten Abschnitt sind die jetzt bei der Reichsbahn geltenden 
Vorschriften zusammengestellt. Die für einen Gleisbogen mit 250 m Hm 
berechnete Umgrenzung des lichten Raumes heißt „Regellichtraum“, Ver- 
kleinerung in der Geraden 15 mm; in Anschlußgleisen je nach Art der 
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übergehenden Wagen, Erweiterungen bei Hm < 250 bis 530 mm innen 
und 570 außen. Es folgen die Abstände der Bahnsteigkanten und Ram- 
pen, Mindestabstände fester Gegenstände vom Stammgleis von Weichen, 
Hier sind 2. В. bei einer Weiche 1 : 9 190, an einer Rampe Einbuchtungen 
von 185 mm nötig. Über die seitlichen Erweiterungen des Profils auf freier 
Strecke und Bahnhöfen um 500 und 200 mm kommt man zu Tabellen über 
Abstände von Masten u.a. bei Fahrten mit 120 bis 180 km/h Geschwindig- 
keit. Es folgen die Lichthöhen von Brücken und Tunneln, Abstände von 
Signalen, Lichtweiten von Schuppentoren, Vergrößerung der Lichthöhen 
über Ablaufbergen. Der wichtige Abschnitt über gegenseitigen Abstund 
benachbarter Gleise bringt die Maße für die freie Strecke, bei Überlade- 
gleisen, bei Bahnsteigen, bei Abzweigung von Weichen nebst Tabellen, die 
manchem beim Entwerfen von Gleisplänen Überraschungen gebracht hat. 

Im Kapitel IV werden Lichtraum und Gleisabstände bei Schmalspur- 
bahnen (1,0 und 0,75 m) behandelt, ohne und mit Rollbockbetrieb. Die 
nötigen Vergrößerungen, Einschränkungen, Gleisabstände werden in meh- 
reren Tabellen gezeigt. 

Mit einem Anhang: Behandlungen von Sendungen mit Überschrei- 
tung der zulässigen Breiten und Höhenmaße und einer Beschreibung von 
Meßvorrichtungen zum Nachprüfen der Umgrenzungen schließt das 
Buch. 

Es füllt eine bisher allgemein empfundene Lücke aus. In der klaren 
Darstellung des vielseitigen Stoffes wird es jedem Ingenieur ein will- 
kommenes und bald unentbehrliches Hilfsmittel sein im Bau und im Be- 
trieb. Auch der Beamte in der Güterabfertigung wird danach greifen, 
um festzustellen, welche Maße das Gut haben darf, das er sicher auf die 
Reise schicken will. 

Bei der Neuauflage, die sicher bald nötig sein wird, möchte sich 
empfehlen, zur leichteren Auffindung bei Hinweisen auf Tafeln und Bil- 
der die Seite daneben zu setzen. Auf Seite 61 2. В.: Bild 75—77 Seite 
154/155. Niemann. 


Erhard, Dr. Gustav. „Die Pariser Untergrundbahn.“ 191 S, 
Selbstverlag Dr. Gustav Erhard, Zürich 1, Forchstr. 113. 

Das Werk gehört zu den Büchern, die man — als eine Doktorarbeit 
— ein klein wenig zaudernd zur Hand nimmt, dann aber mit wachsender 
Teilnahme durchliest. Dabei wird man vielleicht den Anfangs- und End- 
teil mit seinen mehr allgemeinen Betrachtungen vorziehen, um Anregung 
für eigene Arbeit zu suchen. Aber auch im Besonderen ist manches zu 
finden, das zum Nachdenken anregt. So ist 2. В. auf 8. 42 zu lesen, daß 
man für den „Chemin de fer Métropolitain de Paris“ die Tunnel und 
Brücken — den Weg — durch die Stadt ausgeführt hat, die eisenbahn- 
technische Ausstattung des Weges und die Fahrzeuge aber von dem 
Betriebsträger hat anschaffen lassen. Diese Teilung der Anlagekosten 
wird man auch anderswo anwenden können. Denn gerade die städtische 
Schnellbahn soll in besonderem Maße der breiten Bevölkerung dienen. 
Daher wird man stets Wert darauf legen, die Tarife niedrig zu halten, 
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Zwar muß man zumindest verdienen, was der Betrieb als Fuhrgeschäft 
kostet. Zu den hohen Anlagekosten des „Wegs“ aber wird, wie bei 
Straßen, die Allgemeinheit beitragen können. Selbstverständlich hängt 
es vom Einzelfall ab, wie man vorgehen muß, weil jede Stadt ein be- 
sonderes Feld für die Entwicklung ihrer — „Schnellbahnen“ bietet, 
Dieses Wort möchten wir doch lieber behalten. Es umreißt den Begriff 
völlig klar und ist in Berlin für die aus Hoch- und Untergrundstrecken 
bestehende „U“ in gleicher Weise verwendbar, wie für die außer auf dem 
Tunnelstück der Nordsüdbahn oberirdisch verlaufende „S“. Übrigens ist 
dieses Stück nicht viergleisig — wie der Verfasser auf 8. 82 meint —, 
sondern zweigleisig ausgebaut worden. Als Stadtschnellbahnen betrach- 
ten wir Bahnen im Gebiet einer Großstadt, die den örtlichen Reiseverkehr 
ohne Berühren von Straßen im starren Fahrplane schnell und zu Sonder- 
tarifen bedienen, Ob ihr Verkehrsgebiet über die Stadtgrenze weg in die 
Vororte reicht, ist ebenso gleichgültig wie Höhenlage der Strecke und 
Kraftart des Antriebs. Das Netz wird in der Innenstadt eng und in den 
Außengebieten locker gestaltet. So ist ein Unterschied zwischen Stadt- 
innen- und Vorortbetrieb dem Grunde nach nicht vorhanden, soweit sich 
in lockerer Siedlung die Schnellbahn überhaupt lohnt. Als erstes Mittel 
gegen Verkehrsnot in Außenbezirken ist stets der Autobus zu betrachten. 
Dann sollte die Straßenbahn folgen, und erst, wenn auch sie nicht mehr 
reicht, ist die Schnellbahn am Platze. Diese Reihenfolge brauchbarer 
Mittel sollte man schon bei der Planung beachten. 


Wenn die Oberflächenverkehrsmittel der Innenstadt an ihrer Lei- 
stungsgrenze angelangt sind (5. 34), so kann man die Gefahr der Ver- 
stopfung durch Straßentunnel hintanhalten, wie man sie z.B. an Ber- 
liner Brennpunkten plant. Das wirksamste Mittel freilich, um die Ober- 
fläche zu entlasten, bietet die Schnellbahn. Was sie zu leisten vermag, 
hängt von der technischen Ausführung ab. Der Berliner S-Bahn kann 
man ohne Bedenken 36. 1200 = 43 000 Reisende/Stunde — in Sonder- 
fällen auch mehr — in einer Fahrrichtung zumuten, 


Die Durchmesserbahn ist stets zu erstreben, aber der Ringverkehr 
ist doch zuweilen besser über die Tagesstunden verteilt, ist für den Be- 
trieb infolgedessen bequemer — natürlich, wenn der Ring gut gelegt ist. 


Eine Schnellbahnstrecke wird man am liebsten da führen, wo 
Straßenbebauung, Kanäle und Leitungen das geringste Hindernis bieten. 
Nur die Haltestellen müssen an Brennpunkten liegen. Sie dürfen nicht 
allzu eng angebracht werden, weil die Reisezeit sonst zu lang wird. Die 
Pariser Durchschnittsentfernung von 505 m würde — nach den Werten 
von Schimpff (8. 63) — eine Reisegeschwindigkeit von 22,5 km/Stunde 
ergeben, Das ist nicht eben viel. Daher liegt die Pariser Vierzig-Minuten- 
Isochrone auch nicht mehr als 8 km Bahn-Reiselänge vom Zentrum 
(Börse) entfernt. Selbst wenn man einen Anmarschweg von 60 Minuten 
noch zulassen will, muß man doch bei künftigen Schnellbahnplänen mit 
Zügen höherer Geschwindigkeit rechnen, damit der Verkehrsbezirk nicht 
zu klein wird. Dafür sollen im Berliner Schnellbahnnetz Sonderstrecken 
eingelegt werden. Außerdem liegen die Haltestellen in den Vorort- 
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bezirken weiter entfernt, ein Umstand, der selbstverständlich im Fahr- 
plan ausgenützt werden kann und die Sechzig-Minuten-Reiselinie tiefer 
ins städtische Vorland hinaustreibt. 

Der Kostenvergleich für die einzelnen Jahre wird durch den 
Währungsverfall natürlich getrübt. Dagegen ist 2. В. die Verteilung der 
Betriebsausgaben nach Vomhundertsätzen recht lehrreich. Nach ihr ent- 
fielen 1929: 2,7 % auf Verwaltung, 25,3 % auf Betriebsdienst, 23,2 % auf 
Fahr- und Stationsdienst, 37,9% auf Zugförderung und Fahrzeuge, 
10,9 % auf Unterbau und el. Stoffe (Tafel 11). 

Der Verfasser meint (5. 129), daß der in Paris — bis auf wenige 
Ausnahmen — gebräuchliche Einheitstarif nicht beibehalten werden 
könne, besonders dann nicht, wenn die Schnellbahnen in die Vororte 
verlängert werden. Dabei fallen natürlich die Entfernungsleistungen 
mehr ins Gewicht. Freilich wird dann die Fahrkartenprüfung an den 
Ausgängen nicht mehr entbehrt werden können. Außerdem wird der 
Tarifaufbau weniger einfach. 

Der Métro erreichte 1931 die höchste Fahrgästezahl mit 929,2 Mio, 
die Nordsud hat 1929 121,0 Mio Personen befördert. 

Die Ausführungen des Verfassers (S. 155 ff.) über den Einfluß von 
Schnellbahnen auf das Wirtschaftsleben ihres Wirkungsbereiches lassen 
erkennen, wie wertvoll, ja nötig, es ist, die Entwicklung des Verkehrs- 
wesens eines Großstadtgebietes von hoher Warte zu lenken. Nur so 
lassen sich Bautätigkeit und Bevölkerungsbewegung vernunftgemäß ord- 
nen, läßt sich auf Bodenwerte und Grundrente regelnder Einfluß ge- 
winnen, Überläßt man dagegen das alles dem Spiel freier Kräfte, so 
muß man mit dem Verfasser zugeben, daß es schwer ist, wenn nicht 
unmöglich, über den Einfluß Genaues zu sagen. 

Mit Recht betont der Verfasser schließlich den Wert einer ein- 
heitlichen Zusammenfassung aller öffentlichen Verkehrsmittel einer 
Großstadt (S. 167). In der Tat ist die notwendige Verkehrseinheit schon 
— für den Fahrgast — erreicht, wenn Liniennetz, Betriebsform und 
Tarife jeden falschen Wettbewerb der Verkehrsmittel untereinander aus- 
schließen. Ein gewisser Wettbewerb freilich soll bleiben. Er ist gesund 
wie der tägliche Kampf, der Körper und Geist eines Menschen geschmei- 
dig erhält. Ob es sich nun um Straßenverkehrsmittel handelt oder um 
Schnellbahnen — die schlagwortartige Fassung (8. 169) ist richtig: Zur 
richtigen Zeit am richtigen Ort die richtige Menge Verkehrsmittel! 

Capelle. 


Elsners Taschen-Jahrbuch für die Fernmeldetechnik bei der Deutschen 
Reichsbahn. 1942. Erster Jahrgang. Otto Elsner Verlagsgesell- 
schaft Berlin, Leipzig, Wien. 212 Seiten, 150 Abbildungen. Preis 
8,20 RM; Vorzugspreis für Reichsbahnangehörige 2,40 RM. 

Das vorliegende Bändchen eröffnet eine dem Fachgebiet der Reichs- 
bahn-Fernmeldetechnik gewidmete Taschenbuchreihe. Nach einer Ein- 
führung in die Grundlagen der Elektrotechnik, soweit sie der Fernmelde- 
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techniker beherrschen muß, wird auf die bei der Reichsbahn einheitlich 
festgelegten Freileitungsbauformen eingegangen; daran schließt sich ein 
Teil über den Bau von Fernmeldekabelanlagen an. Die Abschnitte über 
den Bau unter- und oberirdischer Fernmeldelinien fassen das Wesent- 
liche der hierüber gültigen Vorschriften, Lieferbedingungen und Richt- 
linien zusammen. 

Der erste Band dieser Reihe umfaßt in der Hauptsache die Über- 
tragungstechnik; Fernsprech-, Fernschreib-, drahtlose, Melde- und Strom- 
versorgungsanlagen sollen in einem später erscheinenden Band behan- 
delt werden. 

Das vorliegende Taschenbuch kann als brauchbarer Helfer will- 
kommen geheißen werden, Es wird dazu dienen, den Bau der Fernmelde- 
linien einheitlich auszurichten und das Verständnis über die fernmelde- 
technischen Vorgänge zu vertiefen. Dobmaier. 


Zeitschriften. 


Der Bahn-Ingenieur. Berlin. 
58. Jahrg. Nr. 48/49 bis 50/52. Vom 30. November/7. Dezember bis 14./28. De- 
zember 1941. 


(48/49:) Die Wirkung des Einschachtelns im Biegeverfahren, — Die Zeit- 
und Stückrechnung bei der Fahrzeugerhaltung. — Fahrbarer Ausbesse- 
rungsstand für Hülsenpuffer mit Schraubenfedern. — (50/52:) Umgestal- 
tung des Winkelbildverfahrens (Biegeverfahrens)? — Kurvenabstek- 
kungen. 


Braunkohle. Halle. 
40. Jahrg. Heft 45/46. Vom 15. November 1941. 


Das Arbeitsbuch im Arbeitseinsatz. — Neues aus der Pflichthaftpflicht- 
versicherung für Kraftfahrzeughalter. 


Bulletin des Arbeitgeber-Verbandes schweizerischer Transport-Anstalten. Aarau. 
12. Jahrg. Nr. 108, Vom November/Dezember 1941. 


Kriegswirtschaftliche Verkehrsplanung, — Schweizerische Verkehrs- und 
Eisenbahnsplitter. — Die Gürbetalbahn. — Ein Eisenbahntunnel zwischen 
Dänemark und Schweden, — Haftpflicht der SBB, bei Verwendung pri- 
vater Güterwagen. — Motorfahrzeuge und straßenebene Bahnübergänge. 


Bundesblatt, Bern. 
93. Jahrg. Bd. I Nr. 31. Vom 11. Dezember 1941, 


Bundesbeschluß über den Voranschlag der Schweizerischen Bundesbahnen 
für das Jahr 1942. 
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Deutsches Recht. Berlin. 
11. Jahrg. Heft 47. Vom 22. November 1941. 


Übersicht über die Rechtsprechung zum Straßenverkehrsrecht und dessen 
Nebengebieten. 


Deutsche Wirtschafts-Zeitung. Berlin. 
38. Jahrg. Nr, 45. Vom 21. November 1941, 
Verkehrsprobleme des Sudetengaues. 


ETZ Elektrotechnische Zeitschrift, Berlin. 
62. Jahrg. Heft 44/45 bis 46/47. Vom 6. bis 20. November 1941. 
(44/45:) Einheitsstraßenbahnwagen für deutsche Verkehrsunternehmun- 
gen. — Die neuen Einheitsstraßenbahnwagen. — (46/47:) Das Energie- 
problem bei fernmeldetechnischen Übertragungen. — Quecksilberdampf- 
stromrichter mit Zündstiftsteuerung. 


Ferrocarriles у Tranvias (Eisenbahnen und Straßenbahnen). Madrid. 
Heft 86—87. Vom Oktober bis November 1941. 


(86:) Der neue Oberste Eisenbahnrat. — Mechanische Berechnung der 
Fahrdrahtaufhängung. — Eisenbahnsignalwesen, — Der Touristenverkehr 
auf dem neuen Netz der Spanischen Nationaleisenbahnen. — Übergangs- 
bogen. — Die Eisenbahnen im Iran, — Tariferhöhungen im Personen- 
und Güterverkehr der spanischen Eisenbahnen. — Der neue Oberste Aus- 
schuß für Eisenbahn- und Straßenverkehr. — (87:) Organisationsplan 
des Nationalen Spanischen Eisenbahnnetzes. — Die Triebwagen im MZA, 
— Bezirk mit GO.5-Maybach-Motoren. — Der 4. Südamerikanische Eisen- 
bahnkongreß, abgehalten Februar 1941 in Bogotä. — So arbeiten die 
Eisenbahnen. — Besetzung der leitenden Posten im Netz der Spanischen 
Nationaleisenbahnen, — Die Ausschüsse im Obersten Eisenbahnrat. 


Glasers Annalen, Berlin. 
65. Jahrg. Heft 22 bis 24. Vom 15. November bis 15. Dezember 1941, 


(22:) Elektrische Triebwagen für Zahnradbahnen, — (23:) Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit zweiachsiger offener Güterwagen. — (28/24:) Die 
Reibung zwischen Rad und Schiene bei der Lokomotive, 


Großdeutscher Verkehr. Berlin, 

Jahrg. 1941 (35. Jahrg. der „Verkehrstechnischen Woche"), Heft 20 bis 22. 

Vom Oktober bis November 1941, 
(20:) Das Verkehrswesen des Protektorats Böhmen und Mähren als Teil 
des großdeutschen Verkehrs. — Die Güterwagen- und Behältergemein- 
schaft zwischen der Deutschen Reichsbahn und den Protektoratsbahnen 
Böhmen und Mähren. — Kanalpläne Danzig/Memel—Cherson/Odessa. — 
Neues zur Kanalverbindung Mailand—Cremona—Po. — Die Bedeutung 
der iranischen Eisenbahnen. — (21:) Über den Bau von Reichsbahn- und 
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Reichsautobahnbrücken aus Beton, Eisenbeton und Natursteinen. — Aus- 
baupläne für Italiens Wasserstraßen. — Zehnjahresplan für Spanien, — 
Einiges über die Verkehrsverhältnisse in Sowjetrußland, — (22:) Ge- 
sichtspunkte für den Bau schnellaufender Spurfahrzeuge. — Wirtschaft- 
lichste Steigungen der Eisenbahnen und der Kraftfahrbahnen. — Zur Ver- 
staatlichung der Spanischen Eisenbahnen. — Die erste Gasturbinen- 
Elektro-Lokomotive der Welt, 


Die Lokomotive, Bielefeld. 
38. Jahrg. Nr. 12. Vom 7. Dezember 1941. 


Beobachtungen während des Anheizens eines Lokomotivkessels. — Die 
Lokomotive im Bilde des zukünftigen Eisenbahnverkehrs. — Die München- 
Augsburger Eisenbahn und ihre Lokomotiven. — „Eine zugrundegegan- 
gene österreichische Lokomotivfabrik“. 


Nordisk Järnbanetidskrift, Stockholm. 
67. Jahrg. Nr, 4 bis 9. Von April bis September 1941. 


(4:) Maßnahmen zur Erleichterung der Ladung von Zuckerrüben auf 
Eisenbahnbahnhöfen. — Das neue Bahnhofsgebäude in Abo, — (5:) Eine 
neue Verkehrslinie mit dem Norden (abgedruckt in der Zeitung des Vereins 
Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen 1941, S. 885 ff.). — Die An- 
wendung des Lochkartensystems für Lohnlisten, Rechnungslegung und 
Nachprüfung von Berechnungen bei den Werkstätten. — Personenwagen 
für den Fernverkehr mit der Touristenklasse. — (6:) Eine oder zwei 
Typen von geschlossenen Güterwagen? — Gleisverkehr mit gewöhnlichen 
Lastkraftwagen. — Behälterverkehr auf der Dänischen Staatsbahn. — 
Der Kraftwagenverkehr der Schwedischen Staatsbahn im Jahre 1940. — 
(6—9:) Der Eisenbahngüterverkehr als Konjunkturmesser. — (7:) Ven- 
tilation von Eisenbahnmaterial. — Verkehrsprobleme im Osten Schwe- 
dens. — (8:) Die Unterbrechungen auf der Dovre- und Rörosbahn (Nor- 
wegen) am 24. August 1940. — (8—9:) Die neue Betriebsordnung der 
Schwedischen Staatsbahn. — (9:) Umbau der Rörosbahn zur Normalspur. 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens, Berlin. 
96. Jahrg. Heft 21. Vom 1. November 1941. 
Die Reibung zwischen Rad und Schiene, 


Railway Signaling, New York. 
Vom November 1941, 


Remote control on the Texax & Pacific. — Pennsylvania installs C.T.C. 
at Louisville, Ky. — Splicing a submarine cable, — Collision on the 
Alton. — Flashing-yellow as a. fourth aspect on the L.C. — А.-С, primary 
battery power supply at electric interlockings. 
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Die Reichsbahn, Berlin. 

17. Jahrg. Hefte 45/46 bis 51/53. Vom 5./12, November bis 17./24./31. Dezember 

1941, 
(45/46:) Die Güterwagen- und Behältergemeinschaft zwischen der Deut- 
schen Reichsbahn und den Protektoratsbahnen Böhmen und Mähren, — 
(47/48:) Kriegsrecht (Stand 1. September 1941). — (49/50:) Gedanken 
zur Überwachung und Bauleitung bei öffentlichen Bauten. — Einheit- 
licher Sozialbeitrag für die sozialversicherungspflichtigen Reichsbahn- 
Gefolgschaftsmitglieder, — Kampf den Güterschäden. — (51/53:) Unfall- 
verhütung. — Jahresstatistik 1940 und ihre Lehren. — Schadenersatz- 
ansprüche des Unfallversicherungsträgers nach $ 1542 RVO. gegen Dritte 
und gegen Reichsverwaltungen, 


Reichsverwaltungsblatt, Berlin. 
Band 62. Heft 48/49. Vom 27. November 1941. 
Die bauliche Fertigstellung der Straße im Anliegerbeitragsrecht, 


Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 
Band 118 Nr. 19 bis 26. Vom 8. November bis 27. Dezember 1941, 


(19:) Die Geschwindigkeiten talwärts fahrender Eisenbahnzüge beim Ver- 
sagen der Bremsen. — Zur Güterzugentgleisung am 29. Juli 1941 am 
Piano Tondo-Tunnel. — (21:) Der Schienenstoß. — (24:) Unterführung 
der Seestraße in Zürich-Wollishofen. — Aus dem technischen Schaffen 
der Schweiz. Lok,- u. Masch.-Fabrik Winterthur, — (25:) Die neue Eisen- 
bahnbrücke bei der Seestraßen-Unterführung in Zürich-Wollishofen. — 
Sprengung eines Brückenpfeilers in Bern, — (26:) Brünigbahn-Gepäck- 
triebwagen FHe 4/6 der SBB, 


Spoor en Tramwegen. Utrecht-den Haag. 
14. Jahrg. Hefte 24—26, Vom 22. November bis 20. Dezember 1941. 
(24:) 25 Jahre „Niederländ. Eisenbahnen“. — Verkehrsbedarf und Ver- 
kehrsbefriedigung. — (25:) Beförderung von großen und schweren Gegen- 
ständen. — Aus der amerikan, Eisenbahngeschichte. — Die Eisenbahnen 
von Argentinien. — Der Oberleitungsomnibus. — (26:) Über Spurweiten, 
— Der neue Santa Lucia-Bahnhof in Venedig. 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen. Berlin. 
Band 12 Heft 5. Vom November 1941, 


Zur Bahnhaftung aus dem Personen-Beförderungsvertrag. — Die Schad- 
loshaltung des fremden Fahrgasts für den Wegfall seiner Fahrgelegen- 


heit. 
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Verkehrstechnik, Berlin. 
22. Jahrg. Nr. 21 bis 24. Vom 5. November bis 20. Dezember 1941. 

(21:) Die Eisenbahnen der Erde. — Elektrische Türverschlüsse für 
Straßenbahnwagen und Obusse. — Die elektrische Bremse des P.C.C.- 
Straßenbahnwagens. — (21/22:) Das Rechnungswesen der Überholungs- 
werkstätten der Verkehrsbetriebe, — (22:) Die neue Eisenbahntariford- 
nung für das Deutsche Reich (ET.). — Bauarten der Obusfahrleitung. — 
Ein dreiachsiger Doppeldeck-Omnibusanhänger. — (23:) Zur Verminde- 
rung der Funkenbildung bei Straßenbahn- und Obusbetrieben. — Das 
Flüssiggas-Tankverfahren bei den Omnibussen der Berliner Verkehrs- 
Betriebe, — Eisen und Aluminium beim Bau der Luftkreuzungen und 
Luftweichen, — (24:) Die Selbstregelung der Kurzschlußbremse. — Um- 
stellung von Dieselomnibussen auf Flüssiggasbetrieb bei den Berliner 
Verkehrs-Betrieben. — Aufbau und volkswirtschaftliche Aufgabe des 
Eisenbahngütertarifs. 


Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 

73. Jahrg. Hefte 9/10 bis 11. Vom September/Oktober bis November 1941. 
(9/10:) Reichsbahn und Binnenschiffahrt Hand in Hand. — Verkehr im 
europäischen Großwirtschaftsraum, — (11:) Binnenschiffahrt entlastet 
Reichsbahn. — Das Problem eines Binnenschiffahrtsweges zwischen der 
Donau und dem Adriatischen Meer, 


Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen (Das 

Stellwerk). Berlin. 

36, Jahrg. Nr. 14/15 bis 16. Vom 20. November bis 10. Dezember 1941. 
(14/15:) Gleistafeln (Bisherige Entwicklung und Ausblick in die Zukunft). 
— Einige Vorschläge zur Sicherung von Zugfahrten auf gemischtspurigen 
Gleisen. — Die selbsttätigen Warnlichtanlagen der Deutschen Reichsbahn. 
— (16:) Die Unterhaltung der Fahrkartendruckmaschinen. — Die gleich-" 
förmige Leitung ohne Wirkableitung. 


Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahnverkehr. Bern. 

49. Jahrg. Nr. 11 bis 12. Vom November bis Dezember 1941. 
(11:) Der internationale Verband für die Technische Einheit im Eisen- 
bahnwesen. — Die Berechnung der Entschädigung bei Beschädigung und 
gänzlichem oder teilweisem Verlust des Gutes, — (12:) Die künftige 
Gestaltung des ТОР und des IÜG. — Der Parallelismus im Revisionsver- 
fahren des ТОС und seiner Anlage. — Vorschlag einer Abänderung des 
Art. 28 ТОС. 


VDI Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure, Berlin. 
Bd. 85 Nr. 45/46 bis 51/52. Vom 15. November bis 27. Dezember 1941. 


(45/46:) Brückenbauten deutscher Eisenbahnpioniere in Frankreich. — 
(49/50:) Eisenbahnwagenkipper mit Druckölantrieb. — (51/52:) Trieb- 
wagen und Lokomotiven mit Verbrennungsmotoren in Afrika. 
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Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahn-Verwaltungen. Berlin. 

81. Jahrg, Hefte 46 bis 52, Vom 13. November bis 25. Dezember 1941. 
(46:) Neuartige Schlafwagen der Mitropa. — (47/48:) Indiens Ausbeutung 
durch das englische Eisenbahnkapital. — (49:) Mannschaft leistet. — 
Der Ausbau der einspurigen Hauptlinien der Schweizerischen Bundes- 
bahnen auf Doppelspur. — Die Stellungnahme des Reichsgerichts in Fra- 
gen der Grundwasserabsenkungen der Reichsbahn. — (50:) Die soziale 
Betreuung der Bauarbeiter bei den Reichsautobahnen, — (51:) Die Eisen- 
bahngütertarife in Italien. — (52:) 25 Jahre Mitropa. — Betriebsergeb- 
nisse der Italienischen Staatsbahnen. — Das Hofkanzleidekret über den 
Staatsbahnbau in Österreich vom 23. Dezember 1841. 


Zentralblatt der Bauverwaltung vereinigt mit Zeitschrift für Bauwesen, Berlin. 
61. Jahrg. Hefte 46 bis 49/50. Vom 12. November bis 6. Dezember 1941. 


(46:) Die Entwicklung der technischen Baupolizeibestimmungen im Jahre 
1940/41. — (49/50:) Istanbul, sein Verkehr und seine Schwimmbrücken. 
— Unterführung von Straßen. 


'chiv für Bisenbahnwesen wird herausgegeben Im R 
verkehrsminister und Generaldirektor der Deutschen Reichsbahn sind mit der Herausgabe beauftragt: 
Ministerlaldirigent Professor Dr. Kittel, Ministerialrat Dr. Spiess, Ministerlalrat Dr. Sommer. 
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Archiv für Eisenbahnwesen 1942 Tafel 1 


ач 


yy 
WÉI 
N 


АССА 


Karte 4: Verdun. Bahnnetz am 21. 2. 1916 Karte 5: Verdun, Bahnnetz Juli 1916 Karte 6: Verdun — Truppentransporte vom 21.2. bis 81. 5. 1916 Karte 7: Verdun und Somme. Transporte vom 1.6. bis 30. 9. 1916 


Der französische Standpunkt zu einem Bahnbau Duala-Tschadsee. 


Von 
Reichsbahndirektionspräsident Dr.-Ing. Remy in Köln. 


(Mit 11 Abbildungen.) 


I. Die früheren deutschen Eisenbahnpläne für Kamerun. 
(Abb. 1.) 

Als vor dem Weltkrieg die deutsche Verwaltung nach Überwin- 
dung der bekannten, in der inneren Politik gelegenen Schwierigkeiten 
an die Aufgabe herangehen konnte, die Erschließung unserer Kolonien 
durch ein großzügiges Schienennetz zu fördern, stand der Aus- 
bau der Eisenbahnlinien in unserer tropischen Kolonie Kamerun an 
erster Stelle. Bereits stand die Nordbahn von Bonaberi nach Nkong- 
samba (160km seit 1911) im Betrieb, und die Mittellandbahn konnte 
noch vor dem Weltkrieg von Duala bis Bidjoka (150 km seit 1913) dem 
Betrieb übergeben werden. Bis Eseka waren die Unterbauten vollendet, 
und die Linienführung lag bis Jaunde (307 km) nebst derjenigen der 
Zweigbahn Otele—Mbalmajo (37km) fest. Die Hauptarbeit, der Durch- 
bruch durch den 200 km breiten tropischen Urwaldgürtel, schwierig so- 
wohl hinsichtlich der Vermessung wie des Baues, war getan, und nun 
konnten die weiteren großen Pläne verfolgt werden’. 

In der ersten Reihe dieser Entwürfe stand der Plan eines Eisen- 
bahnbaues nach dem Norden Kameruns, über die Sa- 
wanne hinauf nach dem Gebiet des Tschadsees. Den ursprünglichen Ge- 
danken, die Nordbahn als Ausgangslinie für die Erschließung des nörd- 
lichen Kamerun zu benutzen und diese über Fumban hinaus zu verlän- 
gern, hatte man aus technischen Gründen fallen lassen. Der letzte deut- 
sche Plan galt einer Linienführung, die von Bertua von der nach Osten 
bis zum Ubangi zu verlängernden Mittellandbahn abzweigen und sich 
nördlich über Marua nach dem Tschadsee zuwenden sollte. Entsprechend 
den Auffassungen vor dem Weltkrieg, die sich bei Erschließungsauf- 
gaben in den Kolonien aller Länder fast ausschließlich mit dem Bau 
von Schienenwegen befaßten, sollten eine Reihe von Seitenlinien für die 

1 Vgl. Baltzer, Die Kolonialbahnen ‚(Göschensche Verlagsbuchhandlung, 
Berlin und Leipzig 1916), S. 67 und S. 77£. 
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Zufuhr zu der Stammlinie Sorge tragen. Geplant waren westlich die 
seitlichen Verbindungen Bertua—Tibati, Meiganga—Ngaundere und 
Bibene—Garua, 


Gemäß der hohen Auffassung, die die deutsche Kolonialverwaltung 
bei der Planung der Verkehrswege in den Kolonien an den Tag legte, 
lenkte sich aber auch in Kamerun ihr Augenmerk darauf, die großen 
und kostspieligen Bahnbauten auch im Sinne einer 
gesamtafrikanischen Erschließung nutzbar zu 
machen. So sollte eine östliche Seitenlinie, nach Fort Archambault, 
nach Französisch-Äquatorialafrika, und im Norden nach Fort Lamy in 
die französische Tschadsee-Kolonie geführt werden. Die Mittellandbahn 
selbst sollte mit ihrer Verlängerung bis etwa Singa oder Bangui am 
Ubangi dem Export der Kolonie Ubangi-Schari zugute kommen. Denn 
daß Duala mit seiner vorzüglichen Lage im Knick der Guineaküste und 
seinen günstigen Wasserverhältnissen einmal der Hafen der Zukunft 
die Verbindung mit Zentralafrika werden würde, lag in den geogra- 
phischen Verhältnissen bedingt, gegen die sich auch nach einem fran- 
zösischen Urteil auf die Dauer die Politik nicht versündigen kann. Was 
hätte nun näher gelegen, als daß die französische Kolonialverwaltung 
im Besitz des Mandats von Ostkamerun und damit des geschlossenen 
Länderkomplexes von der Guineaküste bis zum Englisch-ägyptischen Su- 
dan diese Gelegenheit benutzt hätte, diese Pläne, die so ganz im Inter- 
esse der Erschließung ihrer eigenen Kolonie Äquatorialafrika gelegen 
hätten, in den vergangenen zwanzig Jahren zur Ausführung zu bringen. 
Bedauerlicherweise aber stellen wir fest, daß die 
verkehrliche Erschließung des Nordteiles von 
Kamerun heute noch auf derselben Stufe steht wie 
vor dreißig Jahren, als die ersten Pläne zu reifen 
begannen. Haben sich nun die Franzosen keinerlei Gedanken über 
die Aufgabe gemacht, die sich ihnen hier in einer besonderen Größe 
darbot? An Eisenbahnbauten im Sinne der deutschen Entwürfe haben 
sie lediglich den Bau der Mittellandbahn bis Jaunde mit der Zweigbahn 
Otele—Mbalmajo zustande gebracht, insgesamt 194 km. Dann haben sie 
das Straßennetz ausgebaut, Es muß jedoch betont werden, daß auch 
die deutsche Kolonialverwaltung bereits vor dem Weltkrieg den Blick 
auf die kommende Motorisierung lenkte und in den Etat für 1915 einen 
Betrag von 1,5 Mio Mark für Straßenbauten eingeteilt hatte, der die 
gesamten französischen Aufwendungen von 1922 bis zum Jahre 1929 um 
das Doppelte übertrifft (Full, Kamerun, S. 344'). Über den Zustand 


1 Sondernummer zur 50-Jahrfeier der Deutschen Kolonialgesellschaft 1932. 
S. 279ff,, Full, Kamerun. 
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dieses „Straßen“-Netzes aber sind wir durch die Arbeit Friedrich Lesch- 
ners „Das Verkehrswesen im französischen Mandatsgebiet Kamerun 
nach dem Stande von Ende Dezember 1937“ (Kolonialforstliche Mittei- 
lungen 1940, Band III, Heft 2/3, S. 177) genauestens unterrichtet. Selbst 
nach französischem Urteil, wie wir sehen werden, ist es in keiner Weise 
geeignet, die großen Aufgaben einer Erschließung der gewaltigen Län- 
der im Norden Kameruns übernehmen zu können, Die Notwendigkeit 
einer Schienenverbindung nach dem Tschadsee wurde daher auch von 
einsichtigen französischen kolonialen Verkehrsleuten anerkannt und hat 
1930/1931 zu einer eingehenden Untersuchung durch eine von dem Chef- 
ingenieur Milhau geführte Studienkommission geführt. Sie fand ihren 
Niederschlag in einer Denkschrift „Le Chemin de fer Douala— Tschad“ 
(ohne Verfasser und ohne Jahreszahl; — Imprimerie Andre Tournon et 
Cie. 257 Ѕаіпі-Нопотё, Paris. 71 Seiten mit 4 Karten und Abbildungen), 
deren Gedanken wir hier folgen wollen. Denn soweit sie sich nicht aus- 
schließlich mit politischen, durch die Ereignisse des Jahres 1940 über- 
holten Überlegungen befaßt, behält sie ihre Gültigkeit und wird eigent- 
lich heute zu einer wahrhaft schlagenden Anklage- 
schrift gegen die Unterlassungssünde, die hier 
von dem Mandatsinhaber begangen wurde, der sich 
den treffenden wirtschaftlichen Argumenten, die für den Bahnbau spra- 
chen, nicht aus engherzigen nationalistischen und imperialistischen 
Gründen hätte widersetzen dürfen, 


ızösischen 


Hören wir nun die Gründe, die Milhau von seinem fra 
Standpunkt für einen Bahnbau Duala-—Tschadsee anführt, wobei wir 
durchweg dem französischen Text in Übersetzung folgen. 


11, Überblick über den Plan eines Bahnbaues von Duala nach dem 
’Tschadsee nach der Denkschrift von Milhau. 


1. Die politischen und wirtschaftlichen Gründe 
füreine Verbindungder Tschad- und Ubangi-Schari- 
Gebiete mit dem Meere, 


Die Weltwirtschaftskrise hat auch die französischen Kolonien nicht 
verschont und hat neben anderen Folgerungen eindeutig gezeigt, daß 
alle Bemühungen um eine Steigerung der Produktion zwecklos sind, wenn 
sie nicht auf eine Senkung der Herstellungskosten hinarbeiten. Diese 
aber sind in so abgelegenen Gebieten, wie sie die Gruppe der französi- 
schen Kolonien in Äquatorialafrika darstellen, vor allem bedingt durch 
die Transportkosten bis zur Einschiffungsstelle der Waren an der 
Küste. Infolgedessen hat das Mutterland die unbedingte Pflicht, die 
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unter seiner Oberhoheit stehenden Kolonialgebiete mit schnellen und 
möglichst billigen Transportmitteln auszurüsten. 

Eigentlich sollte es überflüssig sein, dies besonders hervorheben 
zu müssen, во sagt die Denkschrift, hat doch auch das französische Par- 
lament dadurch, daß es unter der Garantie des Staates große Kredite 
für den Bau der Eisenbahn Pointe Noire—Brazzaville, die bestimmt ist, 
das Kongobecken mit dem Atlantischen Ozean zu verbinden, bewilligt 
hat und dadurch, daß es auch für Äquatorialafrika die Mittel für den 
Bau eines Hafens mit großer Wassertiefe in Pointe Noire hergab, seinen 
Willen dahin festgelegt, auch die weiteren Gebiete, die durch die fran- 
zösische Kongo-Ozean-Bahn erschlossen werden sollen, mit modernen 
Transportmitteln auszurüsten. 

Genau so liegen die Probleme, soweit sie das Gebiet des Tschad- 
sees, den Norden des Ubangi-Schari-Gebietes und Nordkamerun be- 
treffen. 

Gegenwärtig! sind die französischen Gebiete um den Tschadsee, da 
sie keine geeigneten Transportwege bis zum Meer besitzen, wirtschaft- 
licher Rückständigkeit ausgeliefert. Ihr schwacher Außenhandel geht 
nur durch die benachbarte englische Kolonie Nigeria. 

Diese Gebiete, die eine Bevölkerung von zwei Millionen Menschen 
aufweisen, sind augenblicklich zu einer beinahe vollständigen wirtschaft- 
lichen Untätigkeit verdammt, da sie keine Möglichkeit haben, etwas aus- 
zuführen. Sie produzieren daher wenig und können deshalb auch nichts 
kaufen. Dabei sind diese Gebiete viel zu weit vom Kongobecken ent- 
fernt, um aus den großen verkehrskolonisatorischen Arbeiten im Süden 
Äquatorialafrikas, der Kongo-Ozean-Eisenbahn, dem Ausbau des Hafens 
Pointe Noire und des Kongoflußhafens Brazzaville Vorteil ziehen zu 
können. 

Ein Blick auf die Karte (Abb. 2) zeigt, daß für sie folgende Trans- 
portwege zum Meer möglich sind: Nach Südwesten nach Duala durch 
französisches oder unter französischer Verwaltung stehendes Gebiet 
(Mandat Kamerun), nach dem Osten durch den Englisch-ägyptischen 
Sudan (Eisenbahn El Obeid—Port Sudan) und vor allem nach dem 
Westen durch Nigeria unter Benutzung der englischen Eisenbahnen 
Nigerias (Nguru—Lagos). 

Zur Zeit (1930/1931) bewegt sich der aufkommende geringe Ver- 
kehr ausschließlich in den beiden letzten Richtungen. Das bedeutet für 
Frankreich, daß es zwar diese Länder verwalten und dort mit hohen 
Kosten Beamte und Besatzungstruppen unterhalten muß, ihre schwachen 
Handelsbeziehungen aber zum größten Teil nach fremden Kolonien 


1 Alle Zeitangaben beziehen sich auf die Jahreswende 1930/31. 
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orientiert sind, eine peinliche Lage, deren Wirkung sich sehr schnell 
verschlimmern wird, je folgerichtiger die Engländer mit ihrer Eisen- 
bahnpolitik fortschreiten und an die Grenzen Äquatorialafrikas heran- 


rücken. 

Der Wohlstand der englischen Kolonien Westafrikas (Goldküste, 
igeria) rührt zu einem guten Teil von ihrer reichen Ausrüstung mit 
modernen Verkehrsmitteln, mit Eisenbahnen, Straßen und Häfen her! 


Hier drängt sich ein Vergleich auf. Man hat oft auch französischer- 
seits Betrachtungen über die sehr großen Unterschiede angestellt, die 
in Westafrika in der Entwicklung der französischen und englischen Be- 
sitzungen bestehen. Die ersteren mit einer wesentlich größeren Fläche 
sind sehr viel geringer bevölkert. Ihre Handelsbeziehungen sind, soweit 
es sich um Französisch-Westafrika, um Kamerun oder Französisch- 
Äquatorialafrika handelt, gegenüber denjenigen der englischen Gebiete, 
Nigeria oder der Goldküste, sehr schwach. Diese Unterlegenheit hat ihre 
Ursachen. Eine von ihnen, und nicht die letzte, hat ihren Grund in der 
Tatsache, daß die Engländer es gleich von Anfang an begriffen haben, 
daß es vergeblich ist, die Lebensbedingungen der Eingeborenen bessern 
zu wollen, wenn nicht zu allererst in dem Land beträchtliche Kapitalien 
angelegt werden, und zwar in der Hauptsache für die Einrichtung mo- 
derner Verkehrsmittel wie Eisenbahnen, Straßen und Häfen. 


Daraus ergibt sich, daß sich die Briten in diesen Gebieten gegen- 
über den Franzosen einen beträchtlichen Vorsprung gesichert haben und 
die Möglichkeit bereits in einer Zeit für eine intensive Wirtschaft schu- 
fen, als die französischen Besitzungen wirtschaftlich noch in den Kin- 
derschuhen steckten. 

Die fruchtbare Aktivität und der Reichtum der benachbarten eng- 
lischen Kolonien (Nigeria, Englisch-ägyptischer Sudan) ziehen die Be- 


1 Vergleichende Wirtschafts- und Verkehrszahlen, 
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völkerung von den französischen Tschadgebieten ab und reizen zu einer 
laufenden, für die französischen Besitzungen höchst bedauerlichen Ab - 
wanderung. Das Vordringen von englischen Eisenbahnen gegen die 
Grenzen der Tschad-Provinz bedeutet eine neue Gefahr für die Boden- 
ständigkeit ihrer Bevölkerung. 

Die englische Kolonialverwaltung hat überaus schnell aus diesen 
Verhältnissen Nutzen gezogen und hat wesentlich bessere Lebensbedin- 
gungen für die eingeborene Bevölkerung schaffen können, als es in den 
französischen Kolonien möglich war. Wie vorauszusehen, wurde däs 
Gleichgewicht zum Schaden der französischen Besitzungen gestört; die 
bei den britischen Nachbarn unterhaltene und entwickelte fruchtbare 
Aktivität zog unwiderstehlich die Bevölkerung der französischen Gebiete 
zu sich hinüber, um in den englischen Kolonien Arbeitsmöglichkeiten, 
somit Wohlstand, zu suchen, was die Franzosen ihnen nicht zu bieten 
vermochten. Es steht heute fest, daß sich aus diesen Verhältnissen eine 
Abwanderung während langer Jahre entwickelt hat, wovon Nigeria, die 
Goldküste und der Englisch-ägyptische Sudan, um nur diese drei Kolo- 
nien zu nennen, zum großen Schaden der französischen Kolonien ihren 
Nutzen hatten. Diese Tatsachen von gestern werden auch die von mor- 
gen sein, wenn nicht endlich weitsichtiger und entschlossen zu einer kon- 
struktiven Verkehrspolitik gegriffen wird. 


2. DerVorstoß der britischen Eisenbahnverbin- 
dungen von Westen und Osten gegen das zentrale 
Afrika. 

(Abb. 2.) 

Tatsächlich dringt einerseits in Nigeria, andererseits im Englisch- 
ägyptischen Sudan die Schiene in Richtung auf die Grenzen Kameruns 
und Französisch-Äquatorialafrikas vor, wie ein Blick auf die Karte 
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(Abb. 2) zeigt. Es ist nur eine Frage der Zeit, daß die im Bau befind- 
lichen oder geplanten Schienenwege von Nguru nach Maidugari und von 
El Obeid nach El Fascher durchgeführt werden, weil sie ein mächtiges 
Anziehungsmittel bilden werden, so daß ganz allmählich die französi- 
schen zentralafrikanischen Kolonien entvölkert werden. Man muß hier- 
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zu noch den italienischen Plan bezüglich der Herstellung einer Eisen- 
bahnverbindung durch die Sahara zwischen Libyen und Капет an- 
führen, wodurch eine ähnliche Gefahr von Norden her droht. 


Nur eine Eisenbahn, die bis Duala führt, wird als Unterpfand einer 
wirtschaftlichen Aktivität erlauben, mit Erfolg gegen die Anziehungs- 
kraft fremder Eisenbahnen anzugehen. 

Um dieser Eventualität vorzubeugen, gibt es daher nur ein Mit- 
tel, nämlich den Tschad-Gebieten ein Fenster zum Meer zu öffnen und 
nach Duala eine Handelsbewegung hinzulenken, die an sich schon dort- 
hin orientiert ist und die sich, wenn französischerseits nichts unter- 
nommen wird, immer mehr nach den englischen Besitzungen hin ver- 
lagern wird. Nur die Eisenbahn kann unter den ver- 
schiedenen Transportmitteln bei der großen Ent- 
fernung dieses Fenster unter genügend weiten Be- 
dingungen öffnen, um die nötige wirtschaftliche Aufrich- 
tung zu bewirken und mit Vorteil die Anziehungskraft fremder E 
bahnen zu bekämpfen. 


isen- 


3. Das Urteil der Kommission Milhau über den Bau 
einer Bahn Duala— Tschadsee. 
(Abb. 3.) 


Die Eisenbahnstudienkommission für die Verbindung Kamerun— 
Tschadsee unter der Leitung von Chefingenieur Milhau hat in den 
Jahren 1930 bis 1931 an Ort und Stelle die Verlängerung der Kameruner 
Zentrallinie nach dem Tschadgebiet studiert. 

Die Ergebnisse ihrer Arbeit, soweit sie die Verlängerung der Bahn 
Duala—Jaunde nach Archambault sowie den Bau der Stichbahn nach 
Marua betreffen, sind außergewöhnlich günstig, und es wurde fest- 
gestellt, daß die ins Auge gefaßte Eisenbahn ohne große Kosten gebaut 
werden könnte und daß sie vor allem ein bei weitem wirtschaftlicherer 
Weg sein würde als die Verlängerung der englischen Eisenbahnen vom 
Westen oder Osten oder der französischen Kongo-Ozean-Bahn vom 
Süden her. 


4. Die Bahn Duala—Tschadsee als Gegengewicht 
gegen die deutsche Revisionspropaganda. 

Der Bau der Eisenbahn Duala—Schari trägt, so argumentiert die 
Denkschrift weiter, ohne den weiter unten entwickelten Betrachtungen 
vorzugreifen, einen sehr betonten französisch-nationalen Charakter, weil 
die deutsche Propaganda ihre Anstrengungen verdoppelt, die Rückgabe 
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ihrer alten Kolonie Kamerun zu erlangen. Es besteht zur Zeit! zwischen 
dem Mandat und den französischen äquatorialafrikanischen Kolonien 
kein festes Band. Dies ist daher ein überaus kräftiges 
Argument für die deutsche Propaganda, welche somit 
die Möglichkeit hat, zu bekräftigen, daß die Wiederabtretung Kameruns 
an Deutschland in nichts die Entwicklung des französischen Kolonial- 
reiches behindern werde, da es sowohl rechtlich wie tatsächlich wäh- 
vend der Mandatszeit völlig getrennt blieb, Dies ist um so bedauerlicher, 
weil sich in Wirklichkeit, sowohl geographisch wie wirtschaftlich, Fran- 
zösisch-Äquatorialafrika und Kamerun wechselseitig ergänzen, insbeson- 
dere insofern, als Duala den natürlichen Ausgangshafen zum Meer für 
Nord-Ubangi und das Tschad-Gebiet darstellt, der Hafen, der in der 
Luftlinie von Fort Archambault nicht weiter als 1100 km entfernt ist. 
Der Bau einer Eisenbahn mit französischem Kapital unter der 
Garantie des Staates, der Kamerun und Französisch-Äquatorialafrika 
eng verbindet und aus Duala den Hafen macht, der die Verbindung mit 
dem Hinterland bis zum Tschadsee vermittelt, würde eine vollendete 
Tatsache schaffen, die den Unterhändlern vom französischen Stand- 
punkt, wenn die Notwendigkeit eines Tages eintreten sollte, neue Argu- 
mente an die Hand gäbe, deren Wert nicht in Zweifel zu stellen wäre. 
Durch den Bau der Bahn mit ihren beiden Zweigen nach dem 
Tschadsee und Fort Archambault würde, wenn in Zukunft Kamerun in 
andere Hände übergehen sollte („eine Annahme, die in Erwägung zu 
ziehen man sich weigert; muß man aber nicht immer das Schlimmste 
vorhersehen?*), vermieden werden, daß die Deutschen, wenn sie den 
Plan der Verlängerung der Bahn Duala—Jaunde wieder aufnehmen, ihn 
aber nur bis zu den Grenzen durchführen, nicht etwa nur zwei Fühler 
zu den französischen Grenzen ausstrecken, die wiederum lediglich die 
Handelsbeziehungen Nord-Ubangis und des Tschad-Gebietes aufsaugen 
und gleichzeitig diese Gebiete entvölkern. Der sofortige Bau würde un- 
ter anderem erlauben, „falls diese Eventualität unglücklicherweise ein- 
treten sollte“, durch einen so geschaffenen Ausfuhrweg einen gemein- 
samen Betrieb zu sichern, der die Interessen der Tschad-Gebiete schüt- 


zen würde. 


5.Die Gründe für eine Fortführung in das franzö- 
sisch-äquatoriale Gebiet hinein, 

Die Verlängerung der bestehenden Bahn über Jaunde bis zum 

Tschad-Gebiet insgesamt ist daher aus folgenden Gründen notwendig: 

1. Durch die Übernahme der Vormundschaft über die Bevölkerung 


1 1930/31, 
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Nord-Ubangis und des Tschad-Gebietes hat sich Frankreich selbst die 
Pflicht auferlegt, diesen Völkern die Möglichkeit der Arbeit und der 
Verbesserung der Lebensbedingungen zu geben, und dieses Ziel kann 
nur erreicht werden durch die Einrichtung schneller und wirtschaft- 
licher Verkehrsmittel, insbesondere durch den Bau eines Schie- 
nenweges mit großer Leistung, der niedrige Tarife erlaubt und 
der nach Duala, dem weitaus nächsten Hafen führt, 

Man muß endlich die Abwanderung der Bevölkerung 
hemmen und verhindern, daß sie von Ländern angezogen wird, 
wo das Leben leichter und wo Überfluß vorhanden ist, wodurch die 
Eingeborenen veranlaßt werden, allmählich das äquatoriale Gebiet zu 
verlassen, 


D 


3. Es ist ferner nötig zwischen Französisch-Äquatorialafrika und Kame- 
run eine feste Verbindung zu schaffen, um auch äußerlich das enge 
Band anzudeuten, das diese beiden Gebiete verbindet. 

4. Der Bau ist nötig, weil er endlich ermöglicht, eines der besten Argu- 
mente der Propaganda zu zerstören, die Deutschland führt, um seine 
alte Kolonie zurückzuerhalten und um so jede Sicherheit für die 
Zukunft zu erlangen, 


6. Das Verkehrsinteresse. 

Ohne Zweifel werden die Widersacher jedes neuen Planes einwen- 
den, daß zur Zeit die kolonialen Eisenbahnen nur herzlich wenig Ein- 
nahmen haben. Aber dies hieße Ursache und Wirkung verwechseln. 
Mit einem derartigen Urteil hätte man niemals einen Kilometer Eisen- 
bahnen in Afrika bauen können!, Die Nachbarn, die Engländer im be- 
sonderen, haben anders geurteilt, und die Erfahrung hat ihnen Recht 
gegeben. Es ist außerdem ungerecht zu sagen, daß die projektierte 
Eisenbahn von der Eröffnung an keinen Verkehr haben werde, Die 
schon vorhandenen natürlichen Reichtümer und die Aktivität von zwei 
Millionen Eingeborenen sind allein schon sichere und wichtige Unter- 
pfänder für das Frachtaufkommen, das bereits von der Betriebseröff- 
nung an erwartet werden kann. 

Das französische Interesse, das für die Verlängerung der Eisen- 
bahn, sowohl vom politischen als auch vom wirtschaftlichen und sozialen 
Standpunkt, spricht, ist daher klar. 

Die über das Gebiet angestellten Studien zeigen, daß irgendwelche 
besonderen technischen Schwierigkeiten beim Bau dieser Linie nicht 

1 Die Finanzverhältnisse der Kolonialbahnen sind in erster Linie durch die 


wirtschaftlichen Folgen des Versailler Diktats so bedauerlich in Unordnung ge- 
raten, 
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zu erwarten sind. Die Länge bleibt noch wesentlich hinter der Strecken- 
länge der im Osten und Westen gebauten Eisenbahnen zurück, von denen 
erwähnt seien (Abb. 2): 


Lagos—Nguru = 1365 km einschl. der vorgesehenen 
Verlängerung bis Maidugari! 

Port Sudun—El Fascher 1506 km 

Lobito—Bukama = 1400 km u, a. 


7. DieFinanzfrage, 


Es bleibt noch die finanzielle Frage. Aber auch diese stellt keinen 
Hinderungsgrund dar. Es würde in der Tat unbegreiflich sein, wenn 
der französische Staat, der Milliardenanleihen dem Ausland gewährt 
und weitere Milliarden in Schwierigkeiten geratenen Unternehmungen 
vorstreckt, sich weigerte, seine Hilfe in der sehr mäßigen Form der 
Zinsgarantie der notwendigen Anlagekosten, der Verwirklichung eines 
Werkes zu gewähren, an dem das nationale Interesse augenscheinlich 
und dessen dringende Notwendigkeit unumstritten ist. Es ist außerdem 
wahrscheinlich, daß die Garantie der Verzinsung der Anlagekosten kaum 
wirksam werden wird, eventuell nur während der Bauzeit, denn die 
Gewinne des Betriebes der zukünftigen Eisenbahn werden aller Wahr- 
scheinlichkeit nach genügen, um das in dieses Unternehmen gesteckte 
Kapital ertragreich zu machen. 


Bis jetzt waren wir, so sagt der französische Bericht, in Eisenbahn- 
angelegenheiten in Afrika nur zu vorsichtig. Das Beispiel der Nach- 
barn und die von ihnen erzielten Ergebnisse müßten indessen den- 
jenigen die Augen geöffnet haben, die diesen Problemen, die die Kolo- 
nisation stellt, bisher weniger Aufmerksamkeit geschenkt haben, 


Deshalb muß man sich davor hüten, eine ablehnende Entscheidung 
zu treffen, die einfach Gebiete mit mehr als zwei Millionen Menschen 
zu Untätigkeit und später zur Auswanderung nach fremden Kolonien 
verdammen würde, eine Bevölkerung, die sich mit Vertrauen der Schutz- 
nation zuwendet, eine Bevölkerung, die weiß, daß diese Nation zu einer 
der mächtigsten und reichsten gehört, von ihr schützende Unterstützung 
erwartet, die ihr endlich erlauben wird, in den Kreislauf des Handels 
und der Gütergemeinschaft einzudringen und an deren Früchten teil- 
zunehmen. 


1 Nach den Fahrplänen mißt die Strecke Lagos—Nguru 1363 km, bis Mai- 
dugari sind weitere 400 km zuzuschlagen, insgesamt daher 1763 km. Die Strecke 
Lobito—Tenke ist 1869 km lang, Tenke—Bukama 216 km, zusammen 2085 km, 
die Strecke Port Sudan—El Obeid ist 1360 km, bis El Fascher 1960 km lang. 
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8. Die Stellungnahme der Kolonialkommission 
der Kammer, 

Zum Schluß werden einige Ausführungen des Herrn Antonellie, 
eines sozialistischen Abgeordneten und Mitgliedes der Kolonialkommis- 
sion der französischen Kammer, angeführt, eines Mannes, „der nicht 
verdächtigt werden kann, den Interessen der Wirtschaftsgruppe Eisen- 
bahnbedarf das Wort zu reden“: 

„Die wirtschaftliche und soziale 2 üstung eines jungen Landes 
darf dem materiellen Fortschritt der Bevölkerung weder folgen noch ihn 
begleiten, sondern sie muß ihm vorausgehen. Eine Kolonialmacht ver- 
sagt ihrem Mandat die Zivilisation, wenn sie anders vorgeht. Gewiß, ich 
übersehe nicht, daß die so verstandene Zivilisation keine sofortigen Ge- 
winne abwirft, sondern zuerst nur Pflichten und Opfer bedingt. 

Aber ich glaube, daß der natürliche Egoismus der Kolonisation 
ganz von selbst Befriedigung findet, wenn die Nation nur in die Zukunft 
blickt, und zwar mittels einer Politik der wirklichen Nächstenliebe, in 
eine Zukunft, die nicht allzu weit entfernt ist, da der gute Menschen- 
verstand der Kaufleute oder der Industriellen oder selbst des einfachen 
Bauern bei uns einsehen muß, daß man, ehe man erntet, säen muß.“ 

Diesen in ihren wesentlichen Ausführungen wörtlich wieder- 
gegebenen Gedanken der Denkschrift schließt sich der eingehendere 
Bericht der Studienkommission an: 


ПІ. Zusammenfassender Bericht des Chef-Ingenieurs Milhau, 
Leiters der Studienkommission für den Bau einer Eisenbahn 
von Duala nach dem Tschadsee. 

1. Gesamtüberblick über Französisch- 
Zentralafrika. 

Französisch-Zentralafrika, das sich im Süden und Osten des 
Tschadsees über ein größeres Gebiet als Frankreich erstreckt, ist eines 
der wenigen Gebiete des französischen Kolonialreiches, in dem der wirt- 
schaftliche und soziale Zustand bis auf wenige Teile so stehen geblieben 
ist, wie er im Augenblick der französischen Besetzung, nach dem Sturz 
von Караһ!, war. Auf Grund seiner Entfernung vom Meer hat dieses 
Gebiet seither aber ein völlig abgeschiedenes Dasein geführt, ohne 
irgendwelchen bemerkenswerten Fortschritt zu zeigen, Als praktisch 
unerreichbares Gebiet für Siedler leben dort die Eingeborenen weiter 

1 Ein ägyptischer Bandenführer, der 1890 von Osten aus in die Tschad- 
gebiete eindrang, ein eigenes Reich gründete und im Jahre 1899 überwunden 


wurde. Vgl. Мерр16, Afrique Kquatoriale Française, 77 Rue des Saints-Pöres, 
Paris 1981, 5. 34, 
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nach dem Kult ihrer Vorfahren, als ob für sie die übrige Welt nicht 
bestünde. 

Dieses ungeheure Gebiet, das drei Viertel von Kamerun, die ganze 
Tschad-Kolonie und einen ausgedehnten Teil von Ubangi-Schari umfaßt, 
ist mit vier Millionen Einwohnern bevölkert, die in mehreren Gruppen 
in der nördlichen Sudanzone zerstreut leben, also in der Ebene von 
Schari-Logone, einem Gebiet, in dem die Bevölkerungsdichte beinahe 
überall sechs Einwohner je qkm übersteigt und in gewissen Landstrichen 
eine für Afrika beachtliche Dichte von 20 Einwohnern je qkm erreicht’. 


2. Die wirtschaftliche Lage der Bevölkerung 
in der Zwischenzone, 
(Abb. 4.) 

AnschlieBend an diese bevölkerteren Gebiete erstreckt sich gegen 
Südosten eine sehr dünn bevölkerte Zone bis zum sogenannten Küsten- 
und Waldkamerun, wo die Bevölkerung wieder sehr dicht und zahl- 
reich ist. Diese Zwischenzone ist für die Kamerun-Neger wie die Baias 
und Mbums nicht weniger gut bewohnbar: Ackergebiete sind reichlich 
vorhanden und die natürlichen pflanzlichen und tierischen Hilfsquellen 
sind vollauf genügend, um das Leben der Eingeborenen sicherzustellen. 

Unglücklicherweise haben während der letzten Jahrhunderte die 
Kriege, der Sklavenhandel, die Teuerungen, die epidemischen und Tro- 
penkrankheiten den Sudan, das Gebiet der gehetzten Stämme, entvölkert, 
die zwischen den Ländern des Islams im Norden und dem Urwaldgürtel 
des Äquators Schutz suchten. Dieses Gebiet war nämlich der Lieferant 
der Sklavenschiffe und das große Sklavenreservoir, von wo sich die 
arabischen Sklavenhändler des Nordens ebenso wie die Schattenfürsten 
der Küstenländer verproviantierten. Der Friede und die Sicherheit, die 
Früchte der europäischen Besetzung, die Gesundheitspflege und der 
gegen die Krankheiten rücksichtslos geführte Kampf erlaubten den 
fruchtbaren Stämmen des Sudans von damals, die Gebiete, die durch 
soviel Übel geschwächt waren, wieder zu bevölkern. Nach dem jetzigen 
Stand befinden sich nur im Norden, im eigentlichen Zentrum Afrikas, 
die Hauptgruppen der Bevölkerung. 


3. Die Bevölkerung der Tschadsee-Ebene. 
(Abb. 4.) 
Die bevölkerten und fruchtbaren Tschad-Ebenen sind ein Acker- 
bau- und Viehzuchtland. Dort in den Tschad-Ebenen leben, auf zwei 
Hauptarten entfallend, zwei Millionen Einwohner: Auf der einen Seite 


2 Vgl. Anmerkung 1 auf Seite 162/8. 
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die kräftigen und widerstandsfähigen Sudanneger, die dem Götzenkult 
oder dem Islam angehören, die Ackerbau oder Viehzucht treiben, und 
auf der anderen Seite die Fulbes und die Araber von mehr oder weniger 
gleicher Farbe als Hirten oder Handwerker, intelligente und betrieb- 
same Rassen, die dazu bestimmt sind, den ersteren ihren sozialen Rah- 
men zu übermitteln. 


Die Tschad-Ebenen, die sich von der Hochebene und von den 
Hügeln des südlichen Sudans bis zu den verlassenen Grenzen der Sahara 
ausdehnen, sind im Zuge der einzelnen Gebiete durchaus sowohl für 
Ackerbau wie für Viehzucht geeignet. Getreidearten (Hirse, Reis), 
Ölsaaten (Erdnüsse, Sesam) und Baumwolle gedeihen dort sehr gut, 
zudem rechnet man insgesamt mit 1 500 000 Stück Rindvieh und 1 800 000 
Stück Kleinvieh (Schafe, Ziegen). Die natürlichen Überschwemmungs- 
gebiete des Schari und Logone erinnern an die Fruchtbarkeit des unteren 
Niltales, und wenn sich die aus Ägypten stammenden Fulbes nach jahr- 
hundertelangem Nomadenleben an den Ufern des Tschadsees festgesetzt 
haben, werden sie ohne Zweifel dort die Lebensbedingungen vorgefunden 
haben, die der Tradition ihrer Vorfahren entsprachen. 


4. Das Gebiet um den Schari-Logone, 
(Abb. 5.) 


Das vom Schari-Logone bewässerte Gebiet ist geeignet, als großes 
Kulturgebiet intensiv und rationell bewirtschaftet zu werden. Das weite 
flache Gebiet, das im Norden von der Linie Mundu—Fort Archambault 
begrenzt, sich zwischen dem Schari und dem Logone erstreckt und 
außerdem von natürlichen Kanälen, die die beiden Flüsse verbinden, 
unterteilt wird, zeigt sowohl auf Grund seiner topographischen und 
wasserwirtschaftlichen Verhältnisse als auch auf Grund seines von 
Natur aus sandig-tonigen Bodens alle Voraussetzungen, die mit Hilfe 
einer künstlichen Bewässerung eine rationelle Bewirtschaftung und 
eine intensive und sehr ertragreiche Bebauung ermöglichen (Abb. 5). 
In dieser Hinsicht findet man hier ebenso günstige technische Bedin- 
gungen wie im Macina-Gebiet und in den Gebieten des Nigerdeltas, 
dessen rationelle Bewirtschaftung dem kürzlich gegründeten Office 
du Niger! anvertraut wurde, Bedingungen, die die Gewißheit für eine 
gute wirtschaftliche Zukunft des französischen Sudan gewähren, Die 
Kolonisierung des Schari-Logone-Gebietes bietet sogar eine sicherere 


1 Belime, Publications de l'Office du Niger 1940, Les Traveaux du Niger. 
Archiy für Eisenbahnwesen. 1942, 12 
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Gewähr für das Gelingen als das Macina-Gebiet. Denn dort handelt es 
sich um ein so gut wie verlassenes Land, hier aber sind die zukünftigen 
Siedler an Ort und Stelle vorhanden oder nicht weit entfernt, die Saras 
des mittleren Schari und Logone, die Kotokos am Unterlauf, die Mun- 
dangs und Lakkas des Mayo-Kebbi (Abb. 4). 
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5. Die wirtschaftliche Rückständigkeit 
als Folge des Mangels an Verkehrswegen. 

Französisch-Zentralafrika ist daher ein Land von einer großen Zu- 
kunft, aber es ist bis jetzt in einem wirtschaftlichen rückständigen Zu- 
stand als Folge seiner isolierten Lage erstarrt. Es hat nicht nur einen 
äußerst geringen Anteil an den Handelsbeziehungen der Kolonien mit 
der Hauptstadt des französischen Imperiums, sondern der Warenaus- 
tausch, selbst mit den Nachbarländern, ist auf wenige Produkte zurück- 
gegangen, denn er braucht Verkehrswege, und die Bevölkerung lebt dort 
auf einer äußerst primitiven Stufe weiter mit Hilfe von an Ort und 
Stelle vorhandenen Hilfsquellen!: Hirse und Mais, Fleisch von der Jagd 
oder von der Herde, Fische aus den Flüssen befriedigen die Lebens- 
bedürfnisse, wenn die Trockenzeit oder die Verwüstungen der Heu- 
schrecke keine örtlichen Mängel hervorrufen; die dürftigen Hilfsquellen 
der Sawanne an Waldprodukten, gestampfter Lehm und Stroh geben die 
Stoffe für den Bau der Hütten oder Häuschen. Die Lakkas-Schmiede 
verhütten Eisenerze aus ihrem Boden und schmieden daraus Handwerk- 
zeuge und unentbehrliche Waffen und Werkzeuge: Hacken für den 
Ackerbau, Äxte, Messer, Lanzen, Pfeile und Sagaies (Lanzen). Die 
Kleidung ist ein den reichen Fulbes vorbehaltener Luxus. Die meisten 
Neger gehen nackt, die anderen, wie die Fulbes niederer Herkunft, sind 
mit Lappen bekleidet, an sonstigen Bekleidungsbedürfnissen liefert das 
Land das Unerläßliche: die Frauen spinnen rohe Baumwolle, und die 
Handwerker der Fulbes weben, schneiden zu und nähen die Stücke, so- 
genannten Gabac, zusammen, einen Stoff, der allen Bedürfnissen genügt. 
Eine seltene und teure Ergänzung bieten die von England über Nigeria 
eingeführten Baumwollerzeugnisse, die mit dem Salz und der Kokosnuß 
auch die hauptsächlichen Einfuhrartikel bilden, während lebendes Vieh 
zur Ausfuhr nach der englischen Kolonie die Haupteinnahmequelle des 
Landes bildet, Endlich gerben die Fulbe-Handwerker Leder und fertigen 
außer Schuhzeug die nötige Ausrüstung für Reiter und Jäger. 

Französisch-Zentralafrika hat somit trotz der 30jährigen Besat- 
zung keinerlei Anteil am Welthandelsverkehr — was im 20. Jahrhundert 
seltsam genug anmutet — und genießt in nichts die Vorteile unserer 
materiellen Zivilisation, 

In diesem auf sich selbst angewiesenen Lande haben Sitten und 
Gebräuche natürlich kaum eine Änderung erfahren mit der Ausnahme, 
daß die Sklaverei nicht mehr offen zutage tritt. Die Europäer sind übri- 

1 Anmerkung der Denkschrift: Der Außenhandel der Tschad-Kolonie und 
Nordkameruns übersteigt insgesamt keine 10000 Tonnen einschl. Vieh, das etwa 
die Hälfte ausmacht. 

19* 
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gens hier sehr schwach vertreten. Kein Kolonist ist daher hier ohne Ab- 
satzmarkt; die Handeltreibenden bilden nur wenige Gruppen, Es bleiben 
nur noch die Verwaltungsbeamten und das Militär, die den Eingeborenen 
gegenüber deren ehemalige Herren ersetzen). Die europäische Besetzung 
hat ohne Zweifel den Bewohnern des Landes außer Frieden und Sicher- 
heit Rechtsgarantien gebracht, die sie früher nicht hatten, jedoch hat sie 
ihnen auch neue Lasten auferlegt: Kopfsteuer, Weideabgabe, Leistun- 
gen; die Zwangsdienste drücken schwer wegen der Armut des Landes, 
wo wegen des Mangels an Absatzmöglichkeiten das Geld selten ist und 
kaum Umlauf hat. 

Alles würde anders werden, wenn diese Völker ihre Erzeugnisse 
ausführen und dafür Fertigwaren, Werkzeuge und sonstige ihnen feh- 
lende Waren einführen könnten, um die Frucht ihrer Arbeit zu ernten 
und im Wohlstand zu leben. Jedoch das Meer ist zu weit, um den Zu- 
gang zu den großen Weltmärkten zu erreichen und fruchtbaren Waren- 
austausch zu gestatten. Bongor, das als Zentrum der dichteren Zusam- 
menfassung der Bevölkerung in Französisch-Zentralafrika angesehen 
werden kann, liegt in der Luftlinie 1000 km vom Golf von Guinea ent- 
fernt (Abb. 7). 


6. Duala, natürlicher Umschlagplatz 
Französisch-Zentralafrikas. 
(Abb. 6 und 7.) 

An dieser Küste im Golf von Biafra, wo der große afrikanische 
Golf noch etwas weiter nach Tschad zu in das Festland einschneidet, 
befindet sich der nächste Seeabsatzplatz, denn von Bongor bis zum 
Libyschen Golf zählt man in der Luftlinie 2220 km und bis zum Roten 
Meer 2520 km. 

Duala, ein durch die Reede von Suelaba und das Mündungs- 
becken des Wuri gebildeter großartiger Hafen, ist herrlich gelegen, 
13 km stromaufwärts von der Flußmündung, ausgezeichnet als See- 
Umschlagplatz. Mit seinen neuen Kais in tiefem Wasser, seinen zahl- 
reichen Anlegestellen im Verein mit geräumigen Ladebrücken, die in 
Kürze mit den nötigen mechanischen Einrichtungen ausgestattet sein 
werden, ist der Hafen Duala bereits jetzt in der Lage, über 1 Million 
Tonnen zu bewältigen, und er wird ohne besondere Schwierigkeiten auf 
der Höhe der großen Leistung, die ihm infolge seiner glücklichen Lage 
und seinem ausgedehnten Hinterland zufällt, gehalten werden, 

ї Es leben Europäer in den äquatorialafrikanischen Kolonien: in der 
Tschadprovinz 400, in Ubangi-Schari 800, im französischen Mandat Kamerun 2300, 
in Gabun 1400, in Mittelkongo 2200, dagegen in der britischen Goldküste 3200, 
in Britisch-Nigeria 5000. 
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Es ist ein geographisches Gesetz, daß im Herzen der großen Golfe 
gelegene Häfen ein gewaltiges Anziehungsfeld haben, und Duala macht 
von dieser Regel keine Ausnahme. 

Bei dieser Gelegenheit wäre zu bemerken, daß selbst die entlegen- 
sten Länder im Norden und Osten der Tschad-Kolonie sich geographisch 
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Lageplan der Innenbarre und des Flußufers be Duala 1937 
(Aus „Jahrbuch der Hafenbautechnischen Gesellschaft, Sonderdruck 1951 Band 17 Seite 29"). 


Abb. 6; 


noch im Anziehungsfeld des Hafens von Duala befinden, wie die Tafel 
hierunter nachweist, die die Entfernungen der hauptsächlichen Punkte 
von Französisch-Zentralafrika von Dualat, Lagos und Pointe Noire so- 
wie der Großen Syrte und dem Roten Meer veranschaulicht, nachweist. 

1 Anmerkung der Denkschrift: Mit Ausnahme allerdings des bereits mitten 


in der Wüste gelegenen Borku (Oase Faya), das 1720 km von Duala, 1450 km von 
der Großen Syrte und 1820 km von dem Roten Meer entfernt liegt. 
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Entfernungen in der Luftlinie, 


(Abb. 7.) 

bis 
Provinz von Duala | Lagos | Pointe | Große | Rotes 
Ke Agos | Noiro | Syrte | Meer 
km km | km km km 
Node... ‚| 600 | 1160 | 1300 | 2580 | 2775 
LEI eh RE К 710 1100 1500 | 2400 2710 
K Marai nnd Ma AoA 860 1230 1720 2230 2600 
amerun | Bongor, ,..,. .. .| 910 | 1340 | 1720 | 2220 | 2520 
Korb Таму, 0. 1070 1410 | 1900 | 2040 | 2460 
Мао (Капеш)... . . 1230 | 1530 | 2000 | 1860 | 2370 
Atu (Batha). ...... 1380 | 1790 | 2120 | 1880 | 2075 
Abechet а... 1660 | 2080 | 2310 | 1800 | 1780 
Tschad | Am-Timan `... ‚} 1400 | 1890 | 2020 | 2075 | 1975 
Uanda Djale ...... 1510 | 2120 | 1925 | 2400 | 1875 
Ndele 1280 | 1880 | 1760 | 2430 | 2100 
Fort Archambault . . . . | 1090 | 1650 | 1710 | 2300 | 2260 
Ubangi- | Baibokum. . 2... . 770 | 1395 | 1470 | 2480 | 2580 
Schari tte rh Aere 770 | 1390 1360 2600 2600 
Вееай........ 675 | 1300 | 1100 | 2880 | 2780 


7. Die Duala-Tschad-Eisenbahn wird Französisch- 
afrika dem Handel und dem sozialen Fortschritt 
öffnen. 


Aus den Ergebnissen der vorstehenden Tafel und dem Schlummern 
der Wirtschaftsmöglichkeiten von Französisch-Zentralafrika ist der 
Gedanke der Duala-Tschad-Bahn geboren, die mit dem Hafen von Ка- 
merun ein gewaltiges Land verbinden soll, das bis heute noch ohne Um- 
schlagstelle ist und ihm den größten Teil seines zukünftigen Handels 
bringen wird. Denn es ist gewiß, daß nur eine Eisenbahn mit großem 
Profil durch ihre niedrigen Tarife, ihre Leistungsfähigkeit, Regelmäßig- 
keit und Schnelligkeit der Züge die Ausfuhr der dem Werte nach be- 
scheidenen, aber schweren und nach Artzahl spärlichen Landeserzeug- 
nisse, die Französisch-Zentralafrika in reichem Maße den Märkten 
Afrikas, des Mutterlandes, und denen des Auslandes liefern könnte, er- 
möglichen wird. 
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8 Die jetzigen Zufahrtstraßen zu Französisch- 
Zentralafrika, 
(Abb, 2.) 


Welches sind die augenblicklichen Mittel, um die Produkte Fran- 
zösisch-Zentralafrikas zur Küste des Atlantiks zu befördern? Zuerst 
die englischen Nigeria-Straßen, sodann die mehr oder weniger für Last- 
kraftwagen zugänglichen schmalen Wege, die in Jaunde, bei der End- 
station der von Duala (307 кт) ausgehenden Eisenbahn, münden; zu- 
letzt die lange kombinierte Route, die die Flüsse und schiffbaren Wasser- 
wege (Schari, Bahr-Sara, Ubangi, Kongo) von Französisch-Äquatorial- 
afrika benutzt. 

Nigeria bietet zwei Zugangswege nach dem Tschad: den Fluß 
М№ідег-Вепиё, der in Garua auf Kameruner Gebiet endet, und die Lagos- 
bahn über Kano. Der letztere Weg, 1363 km lang, der früher von den 
Reisenden nach dem Tschad-Gebiet benutzt wurde, bietet noch keine 
praktische Abfuhrmöglichkeit für Waren, denn Nguru, sein augenblick- 
licher Endpunkt, ist immer noch 700 km von Fort Lamy entfernt, eine 
Strecke, die auf schlechten, schmalen, dem Lastkraftwagen schwer zu- 
gänglichen Wegen und nur in der trockenen Jahreszeit bewältigt werden 
kann. Jede Aufwendung für eine Verbesserung in dieser Hinsicht würde 
nur den englischen Handel zum Nachteil der französischen Interessen 
begünstigen, selbst wenn man eine Eisenbahn von etwa 2100 km Länge 
bis Fort Lamy, ein wenig länger noch als die geplante französische Bahn 
(1950 km von Duala nach Fort Lamy, dem weitesten zu berührenden 
Punkt), ins Auge faßt. Dieser Vergleich zeigt immerhin die gegen die 
wirtschaftlichen Interessen in Französisch-Zentralafrika gerichtete Be- 
drohung durch die Lagos-Bahn, die über einen großen Vorsprung ver- 
fügt. Sie zeigt weiter, wie sehr die Verwirklichung des französischen 
Planes drängt. 

Während drei Monaten des Jahres, vom 15. Juli bis 15. Oktober, 
durchschnittlich können die 200-Tonnen-Boote mit 2 m Tiefgang den 
Benu& bis Garua hinauf fahren. Die Fahrt auf diesem Wasserweg von 
1400 km Länge dauert auf der Bergfahrt 14, auf der Talfahrt 10 Tage. 
Jeder Verkehr liegt während der 9 Monate der trockenen Jahreszeit 
still. Dann müssen die Ausfuhrgüter gelagert werden, woraus ihnen 
allerlei Schaden entsteht und bedeutende Kapitalien festgelegt werden. 
Da die bestehende Flußflotte nur 3 von 12 Monaten in Betrieb ist, sind 
die Tarife notwendigerweise hoch, um die ständigen Gemeinkosten zu 
decken und das angelegte Kapital zu verzinsen. Die englische Niger-Co., 
Gesellschaft für Handel und Beförderungswesen, ist übrigens im Besitz 
eines Monopols, über das sie sorgsam wacht und das sie mit allen nur 
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Abb, 7. 


denkbaren Mitteln verteidigt. Dank diesem Monopol zwingt sie dem 
Verkehr Tarife und Ladebedingungen auf, wie sie ihr belieben!. An- 
dererseits ist praktisch nicht ersichtlich, wie es einem französischen 
Unternehmen trotz der Freiheit, die die geltenden Vereinbarungen an 


1 Anmerkung der Denkschrift: Die Niger-Co. nutzt die Tarife aus, um den 
Wettbewerb auszuschalten und die Ausnutzung des Laderaumes sicherzustellen. 
Beim reichlichen Vorhandensein von Ladegut kann ein Teil der Ware wegen 
Raummangels nicht befördert werden, denn die Gesellschaft unterhält auf dem 
Benu& nur 5 Boote, von denen jedes nur 2 Fahrten während des hohen Wasser- 
standes machen kann. Gelegentlich weigert sie sich, das Gut ihrer Wirtschafts- 
konkurrenz zu verladen. 
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sich lassen, gelingen soll, den Kampf mit der Niger-Co. aufzunehmen. 
Der Gedanke, den Benu&-Flußweg nach Zentralafrika zu benutzen, geht 
auf die Zeit der Eroberung zurück, und in den dreißig Jahren, die die 
Boote den Вепиё bis Garua befahren, haben sich die geringen Möglich- 
keiten, die sie dem Handel bieten, als völlig unzulänglich erwiesen, in 
Französisch-Zentralafrika einen bemerkenswerten wirtschaftlichen Fort- 
schritt zu erzielen!. 


9. Die Unzulänglichkeit des Wegenetzes von Jaunde 
nach Tschad für Handelstransporte, insbesondere 
für die laufenden landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse, 

(Abb, 1.) 

Die Hauptzentren Nordkameruns und des unteren Schari-Logone 
sind mit Garua durch Wege verbunden, auf denen in der trockenen 
Jahreszeit leichte Lastkraftwagen verkehren können. In diesen ebenen 
Gegenden standen der Eröffnung derartiger Wege keine anderen Hin- 
dernisse entgegen, als die Überquerung der Mayos, das sind zur Regen- 
zeit von Juni bis Oktober breite und tiefe Flüsse, in der trockenen Zeit 
von November bis Mai meist trockene kleine Bäche. Im November wer- 
den an den Übergangsstellen dieser Flüsse Aufschüttungen aus Erde 
oder Steinen gemacht, zwischen denen das Wasser abfließen kann, 
darüber werden aus Knüppelholz Stege gelegt. Der Verkehr wickelt sich 
so bis zum Monat Mai ab. Alsdann reißen die von den ersten Tornados 
anschwellenden Mayos regelmäßig diese Behelfsstege weg. 


Über diese Wege geht während der trockenen Jahreszeit der übri- 
gens magere Verkehr von Nordkamerun und Tschad, der dann zur Regen- 
zeit über den Benu& weitergeleitet wird, wenn der höhere Wasserstand 
die Flußschiffahrt wieder ermöglicht. 


Solche Behelfswege sind vorhanden von Garua auf 210 km bis 
Marua, auf 285 km bis Bongor und auf 560 km bis Fort Lamy. Ein in den 
letzten Jahren angelegter Weg führt von Garua über Tibati und Joko 
nach Jaunde. Mit seiner Bettung aus gewöhnlicher Erde, seinen starken 
Neigungen und scharfen Krümmungen ist dieser 1145 km lange Weg 
nicht für den Handelsverkehr geeignet. Die Stege an den Flußüber- 
gängen haben nur behelfsmäßigen Charakter, und ihr Zerfall infolge der 
anschwellenden Wasser oder infolge Alters verursacht dauernd Unter- 
brechungen von oft längerer Dauer. 

1 Anmerkung der Denkschrift: Der Verkehr des Hafens Garua übersteigt 
nicht 600 t, die sich ungefähr zur Hälfte auf die Berg- und Talfahrt verteilen. 
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So wie das Wegenetz von Kamerun und Tschad 
im Stande ist, bietet es für den Verwaltungs- und 
Touristenverkehr zwar wertvolle Erleichterungen, 
seinwirtschaftlicher Wertistjedoch unbedeutend', 
und die Eingeborenen, denen der Wegebau zahlreiche Prestationen 
(Zwangsarbeiten) auferlegt, haben davon nur Vorteile, insoweit es den 
Verwaltungsdienst und ihre gesundheitliche Betreuung erleichtert. 

Dieses Wegenetz ist wohl verbesserungsfähig; übrigens arbeitet 
man auch an Verbesserungen; es ist jedoch zu bedenken, daß der Bau 
einer guten Straße mit Handelscharakter, auf der zu jeder Zeit größere 
Lasten befördert werden können, Arbeiten erfordert, die dem 
Bau einer Eisenbahn gleichkommen. Die Linienführung 
wäre auf manchen Abschnitten zu berichtigen, Neigungen wären abzu- 
schwächen, Krümmungen zu verbessern, Dauerbauten zu errichten, das 
Planum zu verbreitern und die Decke mit geeignetem Material zu be- 
festigen. Für diese Arbeit besteht die größte Schwierigkeit in der Durch- 
querung zahlreicher Gegenden, in denen die geeigneten 
festen Stoffe hierzu fehlen. 

Nehmen wir an, diese Straße von Jaunde bis nach Fort Lamy mit 
1700 km wäre gebaut. Die Waren hätten dann die hohen Tarife für die 
Lastkraftwagen-Beförderung zu tragen, die man mäßig auf 3 bis 4 Fr. 
je tkm ansetzen kann?. 


10. Kraftwagen und Eisenbahn, 

Es ist überflüssig, für die Beförderung schwerer und sperriger 
Güter, wie sie Französisch-Zentralafrika auszuführen hat, die Straße der 
Eisenbahn gegenüberzustellen. Übrigens hat der Lastkraftwagenverkehr 
in den Ländern, wo er bereits eine starke Entwicklung erfahren hat, den 
Eisenbahnverkehr in dieser Hinsicht keineswegs geschädigt. 

Sucht man die Selbskosten zu senken, um die Güterbeförderung mit 
Lastkraftwagen wirtschaftlich zu gestalten, so sieht man sich zuerst ver- 
anlaßt, die Leistungsfähigkeit der Fahrzeuge zu steigern, denn so ver- 
bessert man ihre Wirtschaftlichkeit (Verhältnis der Nutzlast zur toten 
Last), während die Kosten für Personal und Treibstoff pro Tonne der 
beförderten Ware sich senken. Man versieht demnach ein Fahrzeug mit 
großer Leistungsfähigkeit mit einem starken Motor und man erhält so 
den Schwerlastwagen, der bereits eine gute Fahrstraße mit fester und 
ebener Decke und soliden Bauten erfordert. 

2. Siehe Leschner a. a. О. 

2 Anmerkung der Denkschrift: Die auf dem Wegenetz Nigerias geltenden 
Tarife bewegen sich zwischen 3 Fr. und 6,90 Fr. je tkm. Demnach 1931: 49,4 
und 113,5 Rpf./tkm. 
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Aber in dieser Richtung ist man schnell gehemmt durch die be- 
schränkten Ausmaße und die Achsenhöchstbelastung, an die die Fahr- 
zeuge durch Verwaltungsvorschriften gebunden sind. Zur weiteren Stei- 
gerung der Nutzlast mit nur einem Fahrer und einem Motor könnte man 
diese auf möglichst viele Achsen verteilen, d. h. durch Bildung eines 
Zuges, der aus einem Traktor und wegen der größeren Wirtschaftlichkeit 
aus möglichst vielen Anhängern besteht. Jedoch in der Steigung erfor- 
dern diese Lastzüge eine um so stärkere Zugkraft, je größer die Steigung 
ist. Es wäre demnach eine Straße mit geringeren Neigungsverhältnissen 
erforderlich. Aus verschiedenen Gründen (Übersichtlichkeit, Erleichte- 
rung des Fahrens usw) müßten auch die Kurven erweitert werden. Dem- 
nach erfordern diese Lastkraftwagentransporte Straßen mit geringen 
Neigungen und großen Krümmungen, um die Beförderung schwerer 
Lasten mit großer Geschwindigkeit zu ermöglichen, also Straßen mit 
Bauwerken von großer Widerstandskraft und mit harter, vollkommen 
ebener Decke. Man müßte sie daher unter den gleichen Bedingungen 
wie bei einer Eisenbahn planen und bauen. Und da eine Straße bedeu- 
tend breiteren Raum erfordert als eine Eisenbahn (im Verhältnis 3:2 
für eine zweigleisige Strecke), ist es nicht zu verwundern, daß eine 
gute Handelsstraße sich fast ebenso teuer stellt, 
wieeineEisenbahn. 


Übrigens sind die vorstehend erwähnten zahlreichen Lastzüge 
nichts anderes als eine mangelhafte Nachbildung von Eisenbahnzügen 
auf der Grundlage ähnlicher Zug- (Beförderungs-) bedingungen. Aber 
während eine Lokomotive mit Leichtigkeit eine große Anzahl Wagen be- 
fördern kann, ist man beim Straßenzug in bezug auf die Zahl der An- 
hänger wegen der Schwierigkeit der Bedienung (Führung und Bremsung) 
sowie der Möglichkeit der Bewegung auf der Strecke schnell beschränkt, 
(Es sei denn, daß man ein besonderes Schienensystem ähnlich dem der 
Eisenbahn einführen wollte!) 

Man soll sich daher nicht mit dieser Art Neuerfindung der Eisen- 
bahn unter Verwendung von Straßenzügen mit Autotraktion aufhalten. 
Richtig ist, Straße und Eisenbahn harmonisch miteinander zu verbinden, 
um die Beförderungsaufgaben (Personen und Güter), die das neue Land 
stellt, bestmöglich zu lösen, indem man jedem der beiden Verkehrsmittel 
seine besondere Beförderungsart und Eigenschaft beläßt. Ohne sich 
grundsätzlich fürdieStraßeoderfürdie Eisenbahn 
zu entscheiden, sollte man bisher unzugängliche Länder, wie 
Französisch-Zentralafrika, logisch mit allen Verkehrswegen (Eisenbahn, 
Straßen- und Wasserwegen) ausrüsten. 
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Die Eisenbahn behält immer den Vorzug für die Beförderung von 
Gütern für mittlere und längere Entfernung, und dies um so mehr, als 
die zu befördernde Tonnenmenge um so größer ist, je größer die Beför- 
derungsweite ist. Man bedenke, daß ein Zug von 400 t Nutzlast mit sehr 
geringem Personal die Ladung von 80 großen Lastkraftwagen befördert!, 
Den Reisenden bietet die Eisenbahn auf langen Reisen eine Schnellig- 
keit, Bequemlichkeit und Sicherheit, die der Kraftwagen nie verwirk- 
lichen kann, Bei mittleren Entfernungen kann sie dem Reise- und dem 
Güterverkehr unter Ausnutzung gewisser Vorzüge des Kraftwagens 
(Triebwagen-System Michelin u. а.) vorzügliche Dienste leisten. Der 
Kraftwagen, der die Ware beim Versender selbst lädt und beim Emp- 
fänger entlädt, empfiehlt sich für kurze Entfernungen und bleibt in allen 
Fällen der beste Helfer und die unentbehrliche Ergänzung der 
Eisenbahn. 

Kurz, ohne in der Straße eine Konkurrentin der Eisenbahn zu er- 
blicken, wäre für die Ergänzung der Eisenbahn sowohl in Kamerun als 
in Französisch-Äquatorialafrika ein Netzvon Handelsstraßen 
vorzusehen und zu bauen. Essollden Verkehr der Erzeuger- 
gegenden auffangen und ihn den Eisenbahnstatio- 
nen zuführen. Nur so wird es endlich gelingen, das Trägersystem 
abzuschaffen. 


11. Die Unzulänglichkeit der Kongo-Schari-Straße. 
(Abb, 2 und Abb. 10.) 


Bleibt die historische Zugangsstraße nach Französisch-Tschad, die 
Straße der Eroberung, die entlang dem Kongo und Schari führte. Früher 
hatte sie ihre Berechtigung durch die auf Grund der Verträge für die 
französische Einflußsphäre festgelegte Ostgrenze, die den Deutschen 
und den Engländern die direkten Wege von Tschad nach dem Golf von 
Guinea überließ. Heute jedoch hat die Schari-Logone-Straße für Zentral- 
afrika gar keinen wirtschaftlichen Wert mehr. Man konnte sich in dieser 
Hinsicht noch einige Illusionen erlauben, als man einzig auf den Verkehr 
mit den reichen Erzeugnissen des Südsudans rechnen konnte (Elfenbein 
und Kautschuk, als sie noch hoch im Preise standen), aber wie sollte 
man an die Ausfuhr von schweren landwirtschaftlichen, in harter Welt- 
konkurrenz stehenden Erzeugnissen (Erdnüsse, Baumwolle usw.) auf 

1 Anmerkung der Denkschrift: Dieser Vergleich zeigt, warum die Güter- 
beförderung auf der Schiene und im geschlossenen Zuge sich sehr billig ge- 
staltet: 0,20 Fr. bis 0,25 Fr. das tkm (3,9 bis 4,1 Rpf.), während der Selbstkosten- 
preis für Beförderung mit Lastkraftwagen auf der Straße sich in der Nähe von 
3 Fr. für das tkm bewegt. 1930: 1 Fr. = 16,45 Rpf., also 49,4 Rpf./tkm, gegen 
3,20 bis 4л Rpf. 
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einem gemischten Verkehrsweg mit einer Ausdehnung von 3300 km, ge- 
rechnet von Fort Lamy aus, mit vier Frachtunterbrechungen und der mit 
einer langen Flußschiffahrt verbundenen langsamen Beförderung 
denken? Von Pointe Noire bis Fort Archambault, dem Mittelpunkt von 
Zentralafrika, sind 2500 km zu bewältigen, die sich wie folgt zusammen- 
setzen: 

Von Fort Archambault bis Batangafo (teils Wasserweg) 400 km 

„» Batangafo bis Bangui (Lastkraftwagenstraße oder 

Eisenbahn mit 0,60 m Spurweite projektiert) 375 km 


» Bangui bis Brazzaville (Wasserweg) . » . . . . 1200 km 
» Brazzaville bis Pointe Noire (Eisenbahn). . . . . 525 km 
zusammen . . . 2500 km. 


Die Einflußsphäre der französischen Kongo-Ozeanbahn ist durch 
die geographische Lage und durch die Konkurrenz der belgischen Bahn 
L&opoldville—Matadi auf das Flußbecken des Kongo und seiner rechten 
Nebenflüsse, mit Ausnahme des Schari-Logone, des natürlichen Hinter- 
landes des Hafens von Duala, beschränkt, 


Auf einer derartigen Straße können die Beförderungskosten nur 
Sperrcharakter haben. Sie hat, wirtschaftlich gesehen, nur im Südteil 
dazu gedient, auf dem Wasserwege bis zum Stanleypool die Erzeugnisse 
des belgischen Kongobeckens und einschließlich der Zuflüsse Ubangi, Sanga 
usw. abzuführen. Von Brazzaville-Kinshassa! aus bietet ihnen die bel- 
gische Eisenbahn seit mehr als 30 Jahren eine Abbeförderungsmöglich- 
keit bis zum Meer bei Matadi. Die Fertigstellung der französischen 
Kongo-Ozeanbahn änderte in bezug auf die Erzeugnisse des Kameruner 
Hochlandes nichts an der augenblicklichen Lage, da dem Einflußgebiet 
des schiffbaren Kongo gewisse natürliche Grenzen auferlegt sind. Diese 
etwa 1500 km nördlich von Brazzaville gelegene Grenze bietet der franzö- 
sischen Kongo-Ozeanbahn eine reichlich ausgedehnte Einflußzone, ohne 
daß man versucht sein sollte, ihm auf der Karte das Schari-Logone- 
Becken, das natürliche Hinterland des Hafens von Duala, hinzuzufügen, 
das leider noch keine Eisenbahnverbindung mit dem Meere hat, 


12. DieEisenbahn Duala— Tschadsee,die Lösung 
des Problems. 

Das Projekt einer Duala—Tschad-Bahn als einzig wirksame Lösung 
der Wirtschaftsprobleme Zentralafrikas ist unter allen diesen Gesichts- 
punkten durch die Kamerun-Tschad-Eisenbahnstudienkommission ge- 
prüft worden. 


H Kinshassa liegt am linken Kongoufer auf belgischem Gebiet, gegen- 
über Brazzaville, 
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Die vorstehende Untersuchung zeigt dabei klar, daß es nur eine 
Lösung der Wirtschaftsprobleme für Zentralafrika gibt: Der Bau einer 
Eisenbahn mit großem Profil mit dem Ausgangspunkt Duala, die auf 
möglichst geradem Wege zu den Hauptbevölkerungszentren führt!. Die 
Kamerun-Tschad-Eisenbahnstudienkommission, die von November 1930 
bis Dezember 1931 in Zentralafrika verweilte, hat mit vollem Erfolg die 
Frage dieser Bahn unter den zahlreichen technischen, wirtschaftlichen, 
gesundheitlichen und anderen Gesichtspunkten, die sie bietet, erforscht. 


13. Die Linienführung nach dem Vorschlag Milhau. 


a) Die gemeinsame Strecke Jaunde, Dengdeng, Bai- 
bokum bis zum schiffbaren Logone (1025 Кт). 
(Abb. 3 und 9.) 

Die Linienführung beginnt in Jaunde, der Endstation der von 
Duala kommenden Eisenbahn, und erreicht die mittlere Sanaga bei 
km 74, führt durch das Tal der Sanaga aufwärts, sodann durch das Tal 
ihres Nebenflusses Lom, indem sie sich ständig auf dem linken Ufer des 
Flusses hält. Sie führt bei km 400 nicht weit von Dengdeng und bei 
km 500 bei Betare vorbei. Im Jojo-Tal, einem Nebenfluß des Lom, führt 
sie zum Fuß des Meiganga-Massivs bei km 690 und erreicht sodann die 
Wasserscheide, die das Lom- und das Logonebecken trennt; dann neigt 
sie sich auf dem Nordostabhang durch das Tal des Mbereflusses, der sie 
zum Logone führt. Nachdem sie die Linie Baibokum passiert hat, er- 
reicht sie endlich die felsige Schwelle von Kaitia, den oberen Endpunkt 
der Schiffahrt auf dem Logone für Schiffe mit kleiner Wasserver- 
drängung. 

Bei Baibokum-Kaitia, ungefähr 1025 km von Jaunde und 1325 km 
von Duala, erreicht die Linie die bevölkerten Gegenden Französisch- 
Zentralafrikas und verbindet sie bereits hier mit dem großenteils schiff- 
baren Flußnetz des Tschadgebietes. Für die Durchdringung dieser 
Gegend sind zwei Arme als Verlängerung der gemeinsamen Strecke 
Jaunde—Kaitia vorgesehen, der Westarm bis Marua (425 km) und später 
bis Fort Lamy, der Ostarm nach Fort Archambault (450 km). 


b) Die Verlängerung Kaitia—Marua— Fort Lamy. 
Der Westarm (425 km) überquert den Logone unter sehr günstigen 
Bedingungen und geht in fast gerader Linie nordwestlich auf Marua zu 
über Pala, Binder und Mendif. Marua mit 20 000 Einwohnern entspricht 
1 Anmerkung der Denkschrift: Siehe Anlage 2, Die Gegenüberstellung der 


Beförderungspreise und -bedingungen einer Tonne Güter auf den verschiedenen 
Abfuhrwegen Französisch-Zentralafrikas. 
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ungefähr dem Mittelpunkt der Bevölkerungsgruppen Nordkameruns mit 
insgesamt 500 000 Einwohnern, Später soll dieser Arm durch die Tschad- 
Ebene bis zum Zusammenfluß des Schari und des Logone (Fort Foureau 
und Fort Lamy), Knotenpunkt wichtiger schiffbarer Wasserstraßen, ver- 
längert werden. 


с) Die Verlängerung Kaitia— Fort Archambault. 


Der Ostarm (450 km) läuft das rechte Ufer des Logone abwärts 
entlang bis Mundu, sodann erreicht er durch die Schari-Logone-Ebene 
Fort Archambault über Doba und Kumra. Später könnte er bis Am- 
Timmam und Abecher durchgeführt werden, um die bewohnten 
Gegenden von Ost-Tschad zu erreichen (Dar-Silla, Wadai, Dar-Tama). 


Von Duala betragen die Entfernungen auf dem Eisenbahnwege 
1720 km bis Marua, 1700 km bis Fort Archambault und 1950 km bis Fort 
Lamy. Nach dem Urteil der Kommission über die vorgeschlagene Linien- 
führung wird die Duala-Tschadbahn nur geringe Betriebskosten verur- 
sachen und daher die Anwendung sehr niedriger Tarife gestatten, die 
geeignet sind, die Ausfuhr der bescheidenen und sperrigen Erzeugnisse 
der Einflußzone zu begünstigen. 


14. Elementeder Linienführung. 


Für den Bauplan sind folgende Bedingungen zugrunde gelegt: 
stärkste Neigung 1 : 100, Halbmesser 300 m, Spurweite 1,007 m!; sie wer- 
den nirgendwo, selbst nicht in der gebirgigen Gegend zwischen Lom und 
Logone, überschritten., Über die Frage eines eventuell späteren An- 
schlusses an die belgischen Kongobahnen (1,0-т-Ѕриг) läßt sich die 
Denkschrift nicht aus. Es werden Züge mit 400t Nutzlast zugrunde- 
gelegt. Ohne Umladung von Marua und Fort Archambault bis Duala 
wird diese Bahn bei Anwendung mäßiger Tarife das Gesicht der in 
Zentralafrika gestellten Wirtschaftsprobleme tatsächlich völlig ändern. 
Der Bericht nimmt an, daß eine Tonne Erdnüsse auf der Grundlage von 
Dan Fr, für das tkm? (1930 1 Fr. = 16,45 Rpf.), also 4,02 Rpf./tkm, von 
Marua bis Duala nur 525 Fr. kosten wird. Dies würde den Exporteuren 
bei mittleren Absatzpreisen und unter Berücksichtigung der niedrigen 
Arbeitslöhne in den Tschad-Gebieten eine genügende Gewinnspanne 


1 Die Frage des späteren Anschlusses der Duala-Tschad-Bahn an die 
benachbarten englischen und belgischen Bahnen stellte die Denkschrift in einem 
nicht bekanntgewordenen Schlußbericht in Aussicht. 

2 Anmerkung der Denkschrift: Dieser Tarif wirft bei den Beförderungen 
auf große Entfernungen noch reichlichen Gewinn ab. 
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sichern. Dabei wird auf die Lagosbahn hingewiesen, die unter gleichen 
Voraussetzungen eine gewaltige Erdnußerzeugung in der Gegend von 
Капо und Sokoto? geschaffen hat, von wo sie 1928 80 000 + ausge- 
führt hat. 


15. Die Kunstbauten. 

Der Bau der projektierten Bahn wird keine Schwierigkeiten auf- 
weisen, denn die vorgesehene Linienführung erfordert nur landläufige 
Kunstbauten und nur mittlere oder geringfügige Erdbewegungen. Auf 
der 1900 km langen Strecke der untersuchten Linie ist kein Tunnel, mit 
Ausnahme eines einzigen Tunnels von nur 40 т Länge bei km 4 hinter 
Jaunde, auf dem Bergkamm, wo die Linie aus dem Njong-Tal in das Tal 
der Sanaga hinüberwechselt, und kein größerer Viadukt nötig®, Für die 
gemeinsame Strecke Jaunde—Baibokum—Kaitia mit einer Länge von 
1000 km beträgt die Zahl der Brücken mit 20 m und mehr Durchlaß- 
weite nur 12 und die größte Spannung übersteigt nicht 60 m. 


16. DieArbeiterbeschaffung. 

Die für die Bauarbeiten erforderlichen Arbeitskräfte können unter 
günstigen Bedingungen im Lande selbst oder in Nachbargebieten sowohl 
in Kamerun als in Französisch-Äquatorialafrika angeworben werden, 
und in dieser Hinsicht hat man die drückenden Schwierigkeiten, die beim 
Bau vieler anderer afrikanischen Bahnen bestanden, nicht zu befürchten. 

Ebenso verhält es sich mit der Verpflegung, denn die Lebens- 
mittelquellen der berührten Gegenden sind reichlich und die verteilten 
Rationen enthalten bequem eine genügende Menge von Wurzelgewächsen 
(Maniok, Таго, Yamswurzel, Bataten usw.), Bananen und Frischfleisch, 
um die eingeborenen Arbeiter gesund zu erhalten. 


17. Die gesundheitlichen Verhältnisse. 


Die Gefahr einer Verseuchung im Gebiet der Schlafkrankheit (bis 
zur Waldgrenze) ist jetzt sehr gering. Die Gesundheit der Arbeiter kann 
durch hygienische Maßnahmen und entsprechende vorbeugende medi- 
zinische Behandlung geschützt werden. 


1 Fracht auf den nigerischen Eisenbahnen für Erdnüsse: Es wurden 
normalerweise verlangt für die Strecke Kano—Lagos von 1140 km für 1 engl. t 
(1016 kg) 7 £ (1 & =20 RM, 1 tkm, die t = 1000 kg gesetzt, = 12,28 Rpf. Die 
Fracht wurde später herabgesetzt auf 4 £ (1 tkm = 7,01 Rpf.) und sank 1938/39 
sogar auf 3 £ (1 tkm = 5,26 Rpf.). 

2 Bei Georges Bruel, La France équatoriale africaine, Larose Éditeur. 
Paris Үе, 11 Rue Victor-Cousin 1935, ist S. 403 noch von einem zweiten Tunnel 
in einer Länge von 100 m bei Kunde die Rede, 
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Vom gesundheitlichen Standpunkt aus gesehen wird die Eröffnung 
der Baustellen der Duala-Tschadbahn weder für die Arbeiter selbst 
noch für die benachbarten Bewohner eine Gefahr darstellen, voraus- 
gesetzt selbstredend, daß die Einrichtung und Wirksamkeit des Gesund- 
heitsdienstes der Eisenbahn dem neuesten Stand der Technik ent- 
sprechen, 

Gewiß wird die Duala-Tschad-Bahn wie alle übrigen äquatorial- 
afrikanischen Bahnen die Zone der Schlafkrankheit durchqueren, so- 
wohl in dem bereits bis Jaunde fertiggestellten (307 km), als auch in 
dem projektierten Teil in einer Ausdehnung von 420 km von Jaunde bis 
zur Waldgrenze (20 km nordöstlich von Dengdeng). Jedoch haben sich 
die gesundheitlichen Verhältnisse von Südkamerun durch die 1926 von 
Dr. Jamot ins Leben gerufene und methodisch durchgeführte vorbeu- 
gende Behandlung in den letzten Jahren sehr gebessert, Insbesondere 
wird nach dem jetzigen Stand der Dinge die Gefahr der Verseuchung 
für die hierher gebrachten gesunden Arbeiter auf den Baustellen sehr 
gering sein. Der Index der umgehenden Ansteckungsgefahr, der das 
Verhältnis der befallenen Personen zu der Gesamtbevölkerung darstellt, 
bewegt sich ständig abwärts und beträgt nur noch 2% in der Gegend 
von Jaunde und nur 1% in der Gegend von Nanga-Eboko, dem Zentrum 
des ersten Bauabschnittes!. Außerdem werden die in der Umgebung der 
Lager und der Baustellen durchgeführten vorbeugenden und andere 
Maßnahmen (Behandlung mit Atoxyl u. a.) dazu führen, daß für die 
Gesundheit der Arbeiter jede Gewähr gegeben ist* 


1 Anmerkung der Denkschrift: Das will nicht sagen, daß die Schlafkrank- 
heit, obschon bestimmt im Rückschritt begriffen, aus Kamerun fast verschwun- 
den wäre, denn das Verhältnis der von der Schlafkrankheit Befallenen zum Ver- 
hältnis der Gesamtbevölkerung (Stand der Total-Erkrankung) schwankt noch 
nach den Gegenden zwischen 12 bis 41%. Aber die Mehrzahl der Kranken bildet 
keine Ansteckungsgefahr mehr, Die heute angewandten Vorbeugungsverfahren 
lassen übrigens erhoffen, daß in einigen Jahren die Schlafkrankheit keine be- 
sonders zu fürchtende Gefahr mehr bedeutet, im Vergleich mit anderen mit 
Hilfe der einheimischen Heilkunde bekämpften Krankheiten. Die geplante Bahn 
wird durch die neuen Erleichterungen, die sie dem Gesundheitsdienst bringt, 
durch die Hebung des Wohlbefindens, die sie den Eingeborenen bringt, ins- 
besondere in bezug auf die Ernährung (в, weiter unten), einen denkbar günsti- 
кеп Einfluß auf den allgemeinen Gesundheitszustand der berührten Bevölkerung 
und die Widerstandskraft der Rasse ausüben. (Siehe Anlage 1. Kurze Notiz 
über die Schlafkrankheit in Kamerun von Dr. Delinotte.) 

2 Zu den in den Mandatsberichten angegebenen Maßnahmen zur Bekämp- 
fung der Schlafkrankheit nimmt Full, а.а. О. S. 334 ff., kritisch Stellung und 
bemängelt hauptsächlich den zahlenmäßig zu geringen Einsatz an Ärzten. Vgl. 
den deutschen Standpunkt in der Anmerkung zu Anhang 1. 
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18. Die Kosten. 


Die voraussichtlichen Kosten für die Durchführung des ganzen 
Planes (1900 km) betragen 1,5 Milliarden Fr. einschließlich des rollenden 
Materials. 

Die voraussichtlichen Kosten für die Verwirklichung der projek- 
tierten Bahn wurden auf Grund der Erhebungen im Gelände und nach 
Fertigstellung der Vorprojekte über die einzelnen Bauabschnitte mit ge- 
nügender Genauigkeit ermittelt. Die Erstellungskosten kann man mit 
700 000 Fr. (1930: 1 Fr. = 16,15 Rpf.) = 115 150 RM/km für ein Kilo- 
meter vollständig fertiger und ausgerüsteter Strecke annehmen, die zu 
fast gleichen Teilen auf den Ober- und den Unterbau entfallen. 

Für die rund 1900 km des Projektes (gemeinsame Strecke von 1025 
von Jaunde bis Kaitia, verlängert durch zwei Arme, die ins Innere der 
zu bedienenden Gebiete führen, der eine bis Marua, der andere bis Fort 
Archambäult) gelangt man zu der ungefähren Gesamtsumme von 1 
Milliarden Fr. Es werden daher einschließlich des rollenden Mate 
1,500 Milliarden Fr. angenommen. 


19. Die Betriebsrechnung. 


Der veranschlagte Verkehr wird genügen, um das für das Unter- 
nehmen ausgeworfene Kapital zu verzinsen. 

Das in Anbetracht der Größe des Unternehmens bescheidene Ка- 
pital müßte bei 5prozentiger Verzinsung einen jährlichen Gewinn von 
75 Millionen abwerfen, Das bedeutet bei Annahme einer Betriebszahl 
von 75 normaler Ausbeutung eine Roheinnahme von 300 Millionen Fr. 
Als Durchschnittstarif setzt die Kommission 0,0 Fr. für das tkm (1 Fr. 
= 16,15 Rpf., also 9w Rpf./tkm) an. Dieser Satz mag gering erscheinen, 
aber er wird sich durch die besonders günstigen Betriebsverhältnisse 
dieser Bahn als berechtigt erweisen. 

Andererseits sind besonders niedrige Tarife für die Ausfuhr der 
bescheidenen Erzeugnisse des Hinterlandes erforderlich. Auf einer lang- 
streckigen Bahn mit gutem Profil und glatter Linienführung, auf der 
der Verkehr sich mit ausgelasteten Zügen abwickelt, erlaubt dieser Durch- 
schnittstarif noch einen normalen Gewinn und ist mit der angenomme- 
nen Betriebszahl von 75 nicht unvereinbar’. 

Zur Erlangung einer Bruttoeinnahme von 300 Millionen Fr. unter 
Zugrundelegung von 0,00 Fr. für das tkm ist das Aufkommen von 500 Mil- 
lionen tkm erforderlich. Der Punkt der mittleren Verkehrsstärke liegt 


1 Den Nachweis stellte die Denkschrift in einem nicht bekanntgewordenen 
Schlußbericht in Aussicht. 
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etwa in Kaitia bei 1025 km von Jaunde, oder bei 1332 km von Duala. Dem- 
nach ist eine jährliche Transportmenge von 500 000 000 tkm : 1332 km = 
rund 375.000 t nötig. Ermäßigt man diese Zahl um 20 %, um dem Reise- 
verkehr und dem lokalen Güterverkehr von Bahnhof zu Bahnhof Rech- 
nung zu tragen, dann wird es demnach genügen, daß die Durchführung 
des Planes dem Hafen уоп Duala einen Mehrverkehr von 300 000 t 
(200 000 t Ausfuhr und 100 000 t Einfuhr) bringt, um das investierte 
Kapital genügend zu verzinsen. 

Jedoch wäre zu bedenken, daß dieses Ergebnis, so wünschenswert 
es auch ist, doch nebensächlich erscheint gegenüber den allgemeinen 
Vorteilen, die der Plan mit sich bringt, der kulturellen Hebung eines 
gewaltigen Landes, der Hebung des Wohlstandes der Eingeborenen, der 
Erhöhung der allgemeinen Aktivität der beiden Kolonien Kamerun und 
Französisch-Äquatorialafrika, der Vermehrung der Budgeteinnahmen 
(Zölle usw.). 


20. Die wirtschaftlichen Möglichkeiten der 
durchquerten Einflußzone, 
(Abb. 4, 8 und 9.) 


Ein Blick auf die Möglichkeiten der von der Bahn, berührten Länder 
zeigt die Berechtigung der Erwartung, daß die Bahn von 1900 km Ge- 
samtlänge, die ein von 3 000000 Einwohnern bewohntes Land von 
70 000 qkm durchfährt!, die oben errechneten 200 000 Ausfuhrgüter nach 
Jaunde bringt?. Zu beachten ist, daß der Senegal mit seinen 1 360 000 
Einwohnern 1929 allein 400 000 t Erdnüsse ausgeführt hat®. 


a) VonJaundebis zum Lom (425 km) Waldgebiet 
(Holz, Zwergpalmen, Kakao, Kaffee), 


Von Jaunde bis zum Lom führt die Linie in 425 km Ausdehnung 
durch Waldgebiet oder hält sich am Nordrand dieser Zone, die fast 
ebenso bevölkert ist wie die Küstengegend Duala-Jaunde und die über 
die gleichen klimatischen Verhältnisse verfügt, Die Erzeugnisse sind die 
gleichen: Holz, Zwergpalme, Kakao, Kautschuk, Tabak. Dies bedeutet, 


1 Anmerkung der Denkschrift: Man kann annehmen, daß aus der 200 km 
tiefen Zone zu beiden Seiten der Bahn der Verkehr vorteilhaft mit Lastkraft- 
wagen, Booten und Tragtieren des Nordens (Kamelen, Ochsen, Eseln usw.) nach 
den Stationen geführt wird. 

2 Anmerkung der Denkschrift: Von wo sie bis Duala mit der bereits vor- 
handenen Bahn weiterbefördert werden. 

3 Nach der Karte des Kolonialwirtschaftlichen Komitees führen Senegal 
und Französischer Sudan bei zusammen 5,4 Mill, Einwohnern 643.000 t Erd- 
nüsse aus, wobei diese Menge noch als steigerungsfähig bezeichnet wird. 


18* 
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daß die ganze von der Bahn berührte Gegend in kurzer Zeit die glück- 
liche Umwandlung erfahren wird, wie die bestehende Bahn sie den 
Küstengebieten gebracht hat. Der Außenhandel Kameruns, sowohl Aus- 
fuhr als Einfuhr, würde sich dadurch in wenigen Jahren gewaltig er- 
weitern und die Bahn Duala—Jaunde würde das Doppelte der Güter 
befördern wie 1928, in welchem Jahr die beförderte Menge 57000 t 
betrug". 


b) Vom Lom nach Baibokum-Kaitia (600 km) mit Wald- 

strichen durchzogenes Sawannengebiet (Erdnüsse, 

Baumwolle, Lebensmittel, Viehzucht auf den Hoch- 
ebenen). 

Vom Lom bis Baibokum-Kai, auf etwa 600 km Länge, durchquert 
die Linie die Gebiete der Baias und Mbums, schwach bevölkerte, mit 
Waldstrichen durchzogene Sawannengebiete. Das gut mit Regen bedachte 
Gebiet (die Regenzeit dauert sechs bis sieben Monate) verfügt über frucht- 
baren Boden: Der Mais bringt glänzende Ernten; Reis könnte mit Erfolg 
angebaut werden, wie bereits in Ubangi-Schari. Knollenfrüchte (wie 
Maniok, Taro, Yamswurzel und Bataten) bilden mit dem Mais die Haupt- 
ernährung der Eingeborenen, Die Erdnuß und der Sesam dienen als 
erste Grundlage für die Ausfuhr, dem die Häute aus der Viehzucht von 
Ngaundere und Buar, sowie auch Bienenwachs und Baumwolle, die das 
Land in Überfluß erzeugen kann, zuzufügen sind. 

c) Der Lokalverkehr. 

Neben diesem Ausfuhrverkehr wird ein wertvoller Lokalverkehr 
zwischen der Sawannenzone und der Waldzone entstehen. In dieser letz- 
teren Gegend, wo industriell betriebene Kulturen (Zwergpalmen, Kakao, 
Kaffee) sich weit ausdehnen, werden die Lebensmittelerzeugnisse des 
Sudans (Mais, Reis, Maniok) stark begehrt werden. Ebenso wird es mit 
Frisch- und Rauchfleisch sein, woran die Bewohner der Waldgebiete 
starken Mangel haben, In der Gegend von Ngaundere ist ein Großvieh- 
bestand von 500 000 Stück, dessen Erzeugnisse nur sehr schwer aus- 
zuführen sind: die Ochsenherden gelangen (in wie langsamem Tempo!) 
auf einem Wege von 769 km zum Markt von Jaunde und erleiden unter- 
wegs bedeutende Verluste, Die am Bestimmungsort eintreffenden Tiere 
sind nach der Durchquerung der Tsetse-Zone fast alle verseucht und in 

ï Die Mittellandbahn beförderte 1929: 82114 t 

1930: 109 809 t 
1932: 58472 t 


1986: 102 711 +. 
(Vgl. Archiv f. Eis. 1940, S. 246.) 
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schlechtem Allgemeinzustand, so daß das Fleisch minderwertig und der 
Gewinn minimal ist. Es gelangen auch Viehtransporte auf langen Berg- 
wegen, wo sie das Tsetse-Gebiet umgehen, nach Nkongsamba. Ein Teil 
des Weges geht aber über britisches Gebiet, wo je Kopf der Herde 6,50 Fr. 
Zoll entrichtet werden muß. Von Nkongsamba gelangt das Vieh talab mit 
der Eisenbahn nach Bonaberi. Ein Teil wird auf dem Seewege ausge- 
führt, Dagegen würde von Ngaundere (wie von Buar in Französisch- 
Äquatorialafrika, einem anderen Viehzuchtgebiet) ein unbedingt ge- 
Sunder Weg von nur 150 km Länge, der sich an die nördlichen Hoch- 
ebenen, die Becken des Djerem (Sanaga) und des Lom hält, es ermög- 
lichen, das Vieh unter vorzüglichen Bedingungen bis zu der geplanten 
Eisenbahn zu bringen (750 km von Jaunde)'. Augenblicklich wird dieser 
Weg von dem Hirtenvolk der Bororos für ihre Wanderherden benutzt 
In drei oder vier Tagen würden Viehwagen gesundes und in gutem Zu- 
stand befindliches Vieh auf die Märkte des Südens, insbesondere Jaunde 
und Duala, bringen, was die Ausfuhr von lebendem Vieh begünstigen 
und stark steigern würde. So könnte man auch den eingeborenen Völ- 
kern der Waldgebiete stickstoffreiche Nahrung zuführen, die ihnen heute 
fehlt, zum Schaden der Widerstandskraft der Rasse. А 


d) Östliche Endstreckebis Fort Archambault (450 km). 
Ackerbaugebiet (Erdnüsse, Baumwolle), Karité- 
kultur. 


Von Baibokum-Kaitia bis Fort Archambault (400 km) durchläuft 
der Ostarm das dichtbevölkerte Saragebiet, das große ackerbauliche Aus- 
sichten bietet. Außer den Nahrungsmittelkulturen sind die Ölfrüchte 
(Karité, Erdnuß, Sesam), der Kapok und die Baumwolle geeignet, einen 
großen Ausfuhrverkehr zu entwickeln, 


e) Westliche Endstrecke bis Marua und Fort Lamy, 

Ackerbau- und Viehzuchtgebiet (Erdnüsse, Baum- 

wolle, Häute usw), Karit6anbau im Süden, Gummi- 
baumim Norden. 

Von Baibokum-Kaitia bis Marua (450 km) und später bis Fort Lamy, 
dringt der Westarm bis ins Herz der islamisierten Länder von Zentral- 
Sudan vor, die sich im Norden bis zur Sahara erstrecken. Zuerst führt 
die Bahn durch das Gebiet der Lakka, mit Sawannen-Ebenen, wo die 
Karité vorzüglich gedeiht. Fast überall eignet sich der sanddurchmischte 

1 Anmerkung der Denkschrift: Eine leicht herstellbare Eisenbahnverbin- 


dung bis Ngaundere, in einer Länge von 160 km, ist übrigens für dieses Gebiet 
vorgesehen. Eine Straße für Lastkraftwagen kann sie vorläufig ersetzen, 
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Lehmboden für die Landwirtschaft, und die Pflanzungen der Einge- 
borenen haben einen schönen Aufwuchs. Mehr nördlich befinden sich 
die schönen Täler des Logone, des Mayo-Kebbi und ihrer Nebenflüsse mit 
einer dichten Bevölkerung auf fruchtbarem Boden. Außerdem berech- 
tigen die Baumwolle und die Erdnuß zu den besten Hoffnungen. Darüber 
hinaus liegt das gewaltige Viehzuchtgebiet der Saheli mit seinen Gummi- 
baumpflanzungen, wo das Vieh, die Häute und Gummi reiche Aussicht 
auf eine gewinnbringende Ausfuhr bieten. Hier ist auch noch ein wich- 
tiger Austauschverkehr mit den Waldgebieten des Südens zu erwarten, 
der das Vieh, die Ackerbauerzeugnisse und die Fertigwaren des Nordens 
aufnimmt und diesem dafür Nutzholz, Kolanüsse! usw. liefert. 
Als erste Schätzung würden die nach Jaunde zu befördernden 
200 000 t Produkte bestehen aus; 
3.000 t Gummi, 
4.000 t Наше, 
100 000 t Erdnüsse, 
8000 t entkernte Baumwolle, 
15 000 t Baumwollsamen, 


6000 t Sesam, 

5000 t Pflanzenbutter, 
1000 t Kapok, 

1000 t Palmöl, 
20 000 t Zwergpalmen, 
2000 t Kakao, 

2000 t Kaffee, 


13.000 t Edelholz, 
10 000 t lebendes Vieh, 
10000 t Verschiedenes (Wurzelgewächse, Reis, Mais, Kaut- 
schuk, Tabak, Raphia (Art der Weinpalme), Sisal, 
Wachs, Guttapercha usw.), ` 
insgesamt 200 000 t. 


f) Bergbauliche Produkte. 
(Abb. 9) 

Es muß betont werden, daß die gesamten 200 000 t sich nur aus 
organischen Erzeugnissen zusammensetzen unter Ausschluß aller Berg- 
werkserzeugnisse. Die geologische Beschaffenheit der von der Duala- 
Tschad-Bahn durchfahrenen Gebiete ist fast noch ganz unbekannt, und 
nur vereinzelte geologische Untersuchungen sind summarisch durchge- 

1 Anmerkung der Denkschrift: Jetzt kommen die im Norden verbrauchten 
Kolanüsse von Fumban, wo sie durch Karawanen nach Garua gelangen. 
Dieser Verkehr erfordert jährlich zwei Millionen Trägertage, Die Transport- 
kosten betragen 3500 Fr, die Tonne für den Weg von 1000 km (1 tkm = 3,5 Fr. 

57.6 Rpf./tkm). 
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führt worden. Mittel-, Ost- und Nordkamerun sowie die Tschad-Kolonie 
und der Nordosten von Ubangi-Schari erlauben noch keinerlei ernsthafte 
Voraussagen. 

Wie sollten Bergwerksgesellschaften sich für so weit vom Meere 
gelegene Gegenden interessieren, wo jede Eisenbahn fehlt, um die Erze 
zu befördern? Die Genehmigung des Bauplanes und die Inangriffnahme 
des ersten Bauabschnittes werden wahrscheinlich die Untersuchungen 
lebhaft fördern. 

Es besteht gute Aussicht, daß diese in dem gewaltigen Gebiet des 
Bahnbereichs nicht überall ergebnislos verlaufen. „Ostkamerun ist auf 
der Höhe Baturi-Ngaundere geologisch sehr interessant“, schreibt Hau- 
gou, der Leiter des Bergwerkswesens des Gebietes, und entsprechende 
Untersuchungen sind kürzlich im Mbere-Tal, durch das die Bahn fährt, 
angestellt worden. 

In Kamerun und in den angrenzenden Gebieten Französisch- 
Äquatorialafrikas ist das Vorhandensein folgender Metalle und Mine- 
ralien festgestellt worden: Gold (Nordkamerun und Pallagebiet an dem 
Westarm der Bahn, gegen Marua), Zinn (insbesondere im Gebiet von 
Banjo), Tungstein (Gebiet von Garua-Gider)', Titan, Kupfer, Blei, Zink. 
Eisen, Mangan, Arsenik und Glimmer*. Ein Braunkohlenfeld ist in der 
Nähe der englischen Grenze (Westkamerun) festgestellt worden. 

1 Anmerkung der Denkschrift: Man rechnet in diesem Gebiet mit einer 
jährlichen Gewinnung von 2000 t Wolfram. Das Lager befindet sich in der von 
dem Ostzweig der Duala-Tschad-Bahn berührten Zone in der Richtung Marua. 

2 Full urteilt а. а, О. 5. 392 sehr zurückhaltend über die Mineralvorkom- 
men in Kamerun. Zu einem Abbau ist es in deutscher Zeit nicht gekommen. 
In Chauleur L'oeuvre de la France au Cameroun (Jaunde, Imprimerie du 
Gouvernement 1936), S. "7 TT, wird auf die französischen Mutungen näher ein- 
gegangen, Den gegenwärtigen Stand unseres Wissens über die Erzvorkommen 
in Kamerun faßt Dr. Paul Range in „Metall und Eisen“ 1941, Heft 10, S. 214 fi. 
zusammen. Von einiger Bedeutung ist bisher das Gold- und Zinnvorkommen 
gewesen. Es wurden gewonnen: 


Gold Zinn 
kg t 


Jahr 


1933 30 
1934 13 

1935 88 
1936 342 
1937 142 
1938 143 


Eisen ist zwar als Rot- und Magneteisenstein iñ Kamerun weit verbreitet, 
spielt aber für die industrielle Verwertung noch keine Rolle. Glimmer wird bei 
Jaunde gefunden, Kupfer bei Gutschumi. Braunkohle ist bei Dschang gefunden 
Worden. Die Abbauwürdigkeit wird noch geprüft. 
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Wenn man an den wunderbaren Aufschwung im Bergbauwesen 
denkt, den Nigeria im Verfolg seiner Eisenbahnpolitik nahm, kann man 
über die Ergebnisse der Forschungen in der Einflußzone der Duala- 
Tschad-Bahn nicht im Zweifel sein, da sie zum Teil aus den gleichen 
geologischen Schichten besteht, die man auf englischem Gebiet findet. 


g) Die Bauzeit, 

Der veranschlagte Ausfuhrverkehr wird sich aus der methodischen 
und fortschreitenden Organisierung der Erzeugung während der Bau- 
zeit der Bahn ergeben (rund 20 Jahre für die Fertigstellung des Vor- 
habens). 

Gewiß kann man von den berührten Gebieten nicht von heute aul 
morgen den im voraus errechneten Ausfuhrverkehr erwarten. Dieses 
Ergebnis kann erst in einer noch in weiter Ferne liegenden Zukunft in 
stufenweisem Vorgehen erreicht werden unter dem klugen, geduldigen 
und zähen Einsatz der Verwaltung und der Kolonisten, der Erzieher 
der eingeborenen Bevölkerung, deren Arbeit gelenkt und angeregt werden 
muß durch Hinlenkung auf fortschrittlichere Kulturmethoden und hoch- 
wertigere Erzeugnisse, je nach den örtlichen Verhältnissen (Bevölke- 
rung, Bodeneigenart, Klima usw.). Auch die Eisenbahn wird nicht in 
einem Tage erbaut werden können. Unter Anwendung der gewohnten 
Kolonialmethoden ist nicht damit zu rechnen, daß, nachdem die Vor- 
bereitungsarbeiten abgeschlossen sind, jährlich mehr als 90 bis 100 km 
fertiggestellt werden. Unter der Voraussetzung, daß keine Unter- 
brechung der Arbeiten eintritt, werden demnach zwölf Jahre benötigt 
bis Baibokum-Kaitia, 17 Jahre bis Marua und Fort Archambault und 
20 Jahre bis Fort Lamy. 

Während dieser langen Dauer wird man die gewünschte Zeit für die 
Organisierung und Vermehrung der Erzeugung im Bereich der aufein- 
ander folgenden Bauabschnitte nach Maßgabe des Fortschreitens der 
Arbeiten haben. Der in Aussicht stehende Verdienst wird übrigens für 
die Eingeborenen ein starker Anreiz sein, sobald sie in den Aktionsradius 
eines neuen, dem Verkehr geöffneten Bahnhofes gerückt sind”. 


21, Gründe für eine Beschleunigung des Baues der 
Duala-Tschad-Bahn. 

Die für den Bau erforderliche bedeutende Zeitspanne ist ein wei- 

terer Grund für die Beschleunigung. Sie tritt zu der wirtschaftlichen 

1 Diese Bauzeit ist dußergewöhnlich lang angesetzt. % km täglicher Bau- 

fortschritt ist das mindeste, was man bei einem einigermaßen organisierten Bau 


voraussetzen darf, d.h. eine Jahresleistung von wenigstens 200 km, eine gesamte 
Bauzeit also von höchstens 7 Jahren. 
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Bedrohung, die bereits wegen des Vordringens der englischen Bahnen 
aus Nigeria und dem Ostsudan nach Tschad zu auf Französisch-Zentral- 
afrika lastet. 

Ein dritter Grund ist gegeben durch die Wirtschaftskrise, die sich 
in Kamerun wie in Französisch-Afrika heftig auswirkt. Die zur Zeit der 
Krise ausgeführten Arbeiten stellen sich am billigsten wegen der niedri- 
хеп Preise für Rohstoffe und Löhne, die sie im Gefolge hat. Sie sind 
ein Linderungsmittel für die Krise selbst, indem sie zahlreichen Arbei- 
tern und Hilfskräften sowohl in Frankreich als in Kamerun Beschäfti- 
gung bringt. In Kamerun führen sie gleichzeitig zu einer Verbesserung 
der übermäßig gesunkenen Löhne der einheimischen Arbeiter!, Und 
anderseits ist es trotz der Krise nicht zweifelhaft, daß eine durch den 
französischen Staat gesicherte Kamerunanleihe von den Sparern gut 
aufgenommen wird, da heute mehr denn je reiche Gelder unbenutzt 
festliegen. 

Gesehen vom französischen Standpunkt und gemessen an den Er- 
fahrungen, wie sie im Jahre 1931 vorlagen, spricht sich die Denkschrift 
noch wie folgt aus: 


a) Über die Wirtschaftskrise und die Zukunft der Erzeugung 

in den Kolonien. 

Die Entwicklung der Krise, die schon so viel bekrittelt worden ist, 
lenkt auf die Frage hin, ob im Hinblick auf die jetzige Wirtschaftskrise 
die koloniale Erzeugung nicht ernsthaft gefährdet sei. Diese Besorgnis 
wäre begründet, wenn die Krise, wie manche zuerst annahmen, die Folge 
eine ausgesprochenen Überproduktion® wäre. Dies ist jedoch schwerlich 
anzunehmen, da Millionen Europäer sich einschränken, um ihren Ver- 
brauch, insbesondere an Kolonialerzeugnissen zu vermindern, während 
Millionen afrikanischer Neger Kleider, Werkzeuge, Fertigwaren usw. 
entbehren müssen. Binsichtige Menschen stimmen in der Ansicht über- 
ein, daß der jetzige Niedergang vor allem eine Vertrauenskrise darstellt 
als Folge der politischen Ungewißheit dieser Zeit, der verallgemeinerten 
Entwertung, des Kreditmißbrauchs, der allzu häufigen Nichteinhaltung 
der Verträge und moralischen Verpflichtungen, der unsauberen Machen- 


1 Anmerkung der Denkschrift: In den Plantagen waren Ende 1931 die 
Tagelöhne auf 0,75 Fr. gesunken (1 Fr, = 16,45 Rpf., also auf 12,3 Rpf.). — 
Anmerkung des Verfassers: Sie standen vor der Krise in Französisch-West- 
afrika etwa auf 21 Rpf.) 

2 Anmerkung der Denkschrift: Wir lassen den Kautschuk, für den eine 
Überproduktion in der ganzen Welt nicht anzuzweifeln ist, außer Betracht, ob- 
schon unsere Kolonien nicht in der Lage sind, auch nur einen kleinen Bruchteil 
der von der französischen Industrie benötigten Mengen zu liefern. 
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schaften der Finanzwelt und skrupelloser Spekulanten usw., denn um 
im Vollbesitz seiner Fähigkeiten fruchtbar zu wirken, bedarf der Mensch 
der Beständigkeit, materieller und moralischer Garantien und des Ver- 
trauens in die Zukunft, 2 

Betrachtet man nur die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
dem französischen Mutterland und seinen Kolonien, wie kann man da 
zögern, die koloniale Erzeugung zu begünstigen und zu mehren, während 
das französische Mutterland den größten Teil der kolonialen Nahrungs- 
mittel, die es verzehrt oder verarbeitet, aus dem Auslande bezieht und 
die ausländischen Märkte sich einer nach dem anderen vor seinen eigenen 
Erzeugnissen und Fertigwaren schließen? Wenn die Heimat rechtzeitig 
den zur Begünstigung der aus ihren Kolonien eingeführten Waren nöti- 
gen Opfern zustimmt, regt sie gewaltig den wirtschaftlichen Schwung 
ihrer Überseebesitzungen an, erhöht entsprechend deren Kaufkraft und 
wird wiederum bezahlt durch die lohnenden Aufträge der Märkte, die sie 
sich so geschaffen hat. 


b) über den Bedarf des französischen Mutterlandes. 

Die folgende Tafel zeigt den gewaltigen Spielraum, den das fran- 
zösische Mutterland der kolonialen Erzeugung bietet, unter der Bedin- 
gung, daß diese, soweit erforderlich, durch einen gerechten und klugen 
Schutz begünstigt, in der Lage ist, sich den Erfordernissen der auslän- 
dischen Konkurrenz anzupassen. 


Gesamteinfuhr Anteil 
des dor franz, 
Erzeugnisse Mutterlandes | Kolonien an 
Frankreich | der Rinfuhr 
t % 


Baumwolle vn une no. ©, 340 000 2 

Walla UA a ИД 250 000 о 
Öltrüchte © 2 2. 4 + e | 1000000 33 

Solide 218 d 15 000 UA 
Kuflee /.,.... SI 165 000 H 

Kautschuk За О 15.000 17,0 
Holz (gewöhnliche) оаа 1 400 000 1 

Edelholz — RE Angabe fehlt 

де CRT EN 90 000 DÉI 
réie Dette, EE te 230 000 56 

KOCHER EK 45.000 13 

ОХА А eeng КАЛЫР 15.000 16 


1 Darüber, daß die Ursache dieser Beschwerden in dem Versailler Diktat 
und in der Nachkriegspolitik der „Siegermächte“ liegt, schweigt sich der Ver- 
fasser der Denkschrift natürlich aus. 
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Dazu ergeht sich die Denkschrift endlich noch über 
c) eine heute überholte Frage: 

Ein Zögern gegenüber dem Projekt der Duala-Tschad-Bahn ist auch 
«deswegen zu verzeichnen gewesen, weil Kamerun keine französische 
Kolonie ist und der Ausfuhrhafen unserer Besitzungen in Tschad eines 
Tages in andere Hände fallen könnte. An erster Stelle müssen wir be- 
achten, daß nichts in den Verträgen, die das Schicksal Kameruns geregelt 
haben, über eine Beendigung der französischen Mandatsverwaltung ge- 
sagt ist, Nehmen wir jedoch an, daß Frankreich sich eines Tages bewegt 
fühlen sollte, aus freien Stücken auf das Mandat zu verzichten, so wird 
nichts an der Geographie Zentralafrikas geändert und wir werden uns 
immer in dem Dilemma befinden, entweder unser Tschadgebiet dem 
wirtschaftlichen Tod preiszugeben, oder ihm eine Ausfuhrmöglichkeit 
auf fremdem Gebiet zu geben. Nehmen wir die Hypothese an, so könnte 
die neue Vereinbarung, die das Schicksal Kameruns regeln soll, die er- 
forderlichen Klauseln enthalten, die unter genau festgelegten Bedin- 
gungen den freien Verkehr unserer Waren auf der durch Kamerun ge- 
planten Bahn sicherstellen. Zur Vervollständigung der erforderlichen 
Erleichterungen könnte der Hafen von Duala als Freihafen erklärt 
werden. Man hat neuere Beispiele dieser Art, Verträge, die zum Vorteil 
beider Teile sich auswirken (der Hafen von Saloniki für Jugoslawien, 
die Eisenbahn Tanger—Fez). 

Der Bau der Duala-Tschad-Bahn, der die wirtschaftlichen Bande 
zwischen Kamerun und Französisch-Äquatorialafrika enger knüpft, ver- 
schafft im Gegenteil einen Grund mehr zugunsten der Aufrechterhaltung 
des französischen Mandats, das für die freie Entwicklung unserer Ko- 
lonie Französisch-Äquatorialafrika erforderlich ist. Im Gegenteil, wenn 
wir unsere Aufgabe, die wirtschaftliche Ausrüstung Kameruns zur 
Sicherstellung des Wohlstandes der uns anvertrauten Eingeborenen, ver- 
nachlässigen, welchen Vorwand würden wir damit unserem Gegner 
liefern! Es wäre ihm ein leichtes Spiel, dann von uns den Verzicht auf 
ein Mandat zu fordern, da wir nicht im vollen Umfang unsere Pflichten 
auszuüben vermochten. 


22. Eine autorisierte deutsche Ansicht über die 
Duala-Tschad-Bahn als Ausfuhrhafen Zentral- 
afrikas aus dem Jahre 1911. 

Als die Deutschen Kamerun verwalteten, waren sie sich wohl der 
wirtschaftlichen Bedrohung durch die englische Nigeriabahn und die 
Möglichkeit, die eine Bahn von Duala nach Tschad ihnen böte, den Ver- 
kehr der französischen Besitzungen Tschad und Ubangi leicht aufzu- 
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fangen, bewußt. Darüber schrieb 1911 der mit der Verwaltung Kameruns 
beauftragte Major Schwartz: 

„Wenn wir auf dem Wege, dem wir bisher gefolgt sind, verharren, 
werden wir keinen Fortschritt in der wirtschaftlichen Entfaltung des 
Nordens noch der angrenzenden Länder machen, und ich betone ‚wir 
Deutsche im Gegensatz zu den Engländern, die von 1912 ab die ein- 
zigen Europäer sein werden, die wirklich und unmittelbar Nutzen aus 
einem reichen Lande und seinem natürlichen Hinterland (Tschad und 
Ubangi) ziehen. 

Unter gewissenhafter Berücksichtigung dieser Ausführungen 
komme ich zu dem Schluß, daß es für Deutschland eine unbedingte, 
nötige und dringende Pflicht ist, die Weiterführung der Bahn vom Zen- 
{гит bis zum Logone zu beschließen, wenn wir die Nutzbarmachung 
unserer Kolonie und seines (französischen) Hinterlandes wirklich ernst 
nehmen. 

... Bisher war unsere mühsame und kostspielige Verwaltung in 
Kamerun nur ein Werkzeug, das dem englischen Kapitalismus Vorteile 
gebracht hat. 

... Es hängt gänzlich von uns ab, zu bestimmen, ob diese wirt- 
schaftliche Aussaugung ganz Zentral-Sudans durch die Engländer weiter 
von uns begünstigt werden soll, oder ob wir durch den Bau der Eisen- 
bahn uns die wirtschaftlichen Vorteile in unserer eigenen Kolonie und 
Zentral-Sudan sichern wollen. Und diese Vorteile fallen uns zu.“ 


Diese zutreffenden Ausführungen, die die Frucht der Erfahrung 
und einer scharfen Erfassung der Wirtschaftslage in Zentralafrika dar- 
stellen, haben, seit Kamerun und sein französisches Hinterland unter 
derselben Fahne vereint sind, ihren vollen Wert erhalten und bewahrt. 


a) Die Anstrengungen unserer Nachbarn 
im Eisenbahnbau in Zentralafrika. 
(Abb. 7.) 


Daß die Duala-Tschad-Bahn sich noch im Entwurfszustand be- 
findet, beweist, wie sehr Frankreich gegenüber den Konkurrenzstaaten 
in bezug auf Eisenbahnbau in seinen Kolonien Zentralafrikas (Kamerun 
und Äquatorialafrika) im Rückstand ist. Während die Kanobahn bereits 
Nguru in 1365 km erreicht, und die von Port Sudan ausgehende 
Bahn bis El Obeid, etwa 1500 km vom Ausgang gediehen ist und weiter 


1 Vgl. Anmerkung 1 auf Seite 169. 
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nach El Fascher um 800 km vordringt, ist die französische Erschließungs- 
bahn zum Tschad noch bei Jaunde bei km 307 stehengeblieben, 

Seit 12 Jahren nach dem siegreichen Frieden, der uns Kamerun 
eingebracht hat, haben wir dort nur 170 km Eisenbahnen! gebaut, während 
es bei unserer Ankunft bereits über 333 km Eisenbahn verfügte®. Wenn 
die Kongo-Ozean-Bahn fertiggestellt sein wird, wird Französisch-Äqua- 
torialafrika insgesamt über nur 1030 km Bahnen auf einer Fläche von 
rund 2 800 000 qkm (fünfmal so groß wie Frankreich) verfügen, wäh- 
rend Nigeria, auf einer dreimal kleineren Fläche, bereits ein Bahnnetz 
von 3041 km bewirtschaftet, und der Englisch-ägyptische Sudan 3000, 
Belgisch-Kongo 3642 und Portugiesisch-Angola 2312 km Bahnlinie zählt®. 


b) Eine versäumte Gelegenheit: Es ist Zeit für Frankreich, 
Hand anzulegen. 

Es ist Zeit, entschlossen Hand anzulegen, ohne sich durch müßige 
Erörterungen aufzuhalten. Es ist übrigens nicht erforderlich, um die 
Arbeiten in Angriff zu nehmen, daß bereits alle Fragen geklärt sind, 
die das ganze Projekt betreffen, noch daß die für die ganze Arbeit er- 
forderlichen Gelder sichergestellt sind. Durch die im Entwurf vor- 
gesehene Gabelung von dem gemeinsamen Strang Duala—Baibokum 
Kaitia aus bis Fort Archambault, Marua, Garua, Bongor usw. erreicht 
die Bahn alle wichtigen Verkehrsgebiete von Französisch-Zentralafrika. 
Das besagt, daß der Bau des gemeinsamen Stranges, der bis zur großen 
Tschadebene führt, in Angriff genommen werden kann, ohne daß schon 
jetzt, ne varietur, die Endpunkte der Bahn in Zentralafrika festgelegt 
werden müssen, Auf jeden Fall ist es wichtig, uns sobald wie möglich 
zu entschließen, endlich uns der uns änvertrauten Länder anzunehmen. 


23. Dererste Abschnitt der Bahn von Jaunde 
bis zum Dengdeng-Gebiet (400 km) als Verlängerung 
р der Zentralkamerunbahn. 
(Abb. 3.) 


Wie bereits früher gesagt, verlängert der erste Abschnitt der ge- 
gemeinsamen Strecke von Jaunde bis zum Dengdeng-Gebiet auf eine 
Länge von rund 400 km die bereits bestehende Bahn in einem bevöl- 


1 Anmerkung der Denkschrift: 184 km von Eseka nach Jaunde und 36 km 
von Otele nach Mbalmayo, 

2 Anmerkung der Denkschrift: 173 km von Duala nach Eseka und 160 km 
von Bonaberi nach Nkongsamba. 

2 Der Stand der Betriebslängen ist z. Z. folgender: Nigeria (1938) 3058 km, 
Englisch-ügyptischer Sudan (1937) 3244 km, Belgisch-Kongo (1937) 4907 km, 
Portugiesisch-Angola (1937) 2340 km, Französisch-Äquatorialafrika (1987) 
512 km, französisches Mandat Kamerun (1937) 505 km. 
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kerten Waldgebiet, dessen wirtschaftliche Entwicklung, wie ein ein- 
facher Vergleich mit dem Gebiet Duala—Jaunde zeigt, sicher ist. Der 
erste Abschnitt rechtfertigt sich demnach von selbst und kann als Auf- 
schlußbahn für das Mandatsgebiet', als Fortführung der Zentralkame- 
runbahn, unabhängig von der ihr zugedachten Rolle bei der Duala- 
Tschad-Bahn, betrachtet werden, 


24. Die Duala-Tschad-Bahn wird ein neuer 
Zivilisationsfaktor für den schwarzen 
Kontinent sein, 

Kurz, die Duala-Tschad-Bahn ist nötig, um das Wirtschaftsleben 
Französisch-Zentralafrikas, das von der übrigen Welt durch 1000 km 
unerschlossenen Landes getrennt ist, zu wecken. Als Schlüssel zum 
materiellen und sozialen Fortschritt für 4 000 000 Eingeborene, die es 
bewohnen, wird diese Bahn auf die glücklichste Weise ein großes, im 
primitivsten sozialen Zustand erstarrtes Land verwandeln, während sie 
dem Mutterland einen neuen Markt für seinen Handel und ein gewal- 
tiges und unberührtes Gebiet seiner Wirksamkeit erschließt. 


Anhang 1. 


Anmerkungüber die Schlafkrankheitin Kamerun, 


Von Dr. Delinotte, 
ärztlichem Sachverständigen der Eisenbahnstudienkommission. 


Die Frage der Schlafkrankheit in Kamerun — ebenso wie in Fran- 
zösisch-Äquatorialafrika — kann kurz wie folgt zusammengefaßt werden: 
Es ist sicher, daß diese Krankheit, nachdem sie in gewissen Ge- 
bieten epidemische Form angenommen hat, sehr stark bei der eingebore- 
nen Bevölkerung gewütet und das Verhältnis der Geburtenzahl zur Be- 


1 Anmerkung der Denkschrift: Dengdeng liegt in der Luftlinie 120 km 
von der Ostgrenze Kameruns, die es von Französisch-Äquatorialafrika trennt. 

Das Anleiheprogramm, das augenblicklich die Kammer beschäftigt, um- 
faßt einen Kredit von 130 Millionen für die Eisenbahn, mit dem ein erstes Stück 
von etwa 150 km verwirklicht werden kann. Dieses Stück würde bei dem Dorfe 
Etoa-Ebogo, bis zum Ende eines 150 km langen schiffbaren Teilstücks der Sa- 
naga, das beim Zusammenfluß mit dem Lom beginnt, reichen. So könnten die 
Erzeugnisse des Dengdeng-Gebietes vom Augenblick der Fertigstellung des 
ersten Stückes an mit leichten Wasserfahrzeugen zur Bahn gebracht werden. 

Andere durch Felsschwellen (kleine Fälle und Stromschnellen) vonein- 
ander getrennte schiffbare Flußstrecken erstrecken sich aufwärts der Sanaga 
und des Lom. Diese Schiffahrtsmöglichkeiten, wenn sie auch einem bedeutenden 
und geregelten Handelsverkehr nicht gerecht werden, leisten doch während der 
Bauarbeiten große Dienste dadurch, daß sie die Versorgung der Baustellen 
erleichtern. 
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völkerung sehr stark vermindert hat. Auf Grund der Tätigkeit des nor- 
malen Vorbeugungsdienstes hat sich die Lage eindeutig geändert. Die 
Schlafkrankheit ist zurückgegangen, die Sterblichkeitsziffer hat sıch 
überall in bedeutendem Maße gesenkt. Die Behandelten befinden sich 
in der Mehrzahl in einem zufriedenstellenden körperlichen Zustand. Das 
Verhältnis der Geburtenzahl zur Bevölkerung hat sich gehoben und der 
sanitäre Zustand des Landes hat sich wesentlich gebessert. 


Was die Ausübung einer Tätigkeit in den Gebieten, in denen die 
Schlafkrankheit beobachtet wird, insbesondere betrifft, so ist hier ein 
Punkt von besonderer Bedeutung: Die große Gefahr der Ansteckung. 


Nun, man hat festgestellt, daß, mit Ausnahme ganz weniger Fälle, 
einmal die Schlafkranken, die regelmäßig behandelt wurden, nicht mehr 
ansteckend sind, zum anderen, daß die Zahl der neu vorgefundenen 
Kranken wenig angewachsen ist. Man mißt diese Tatsache nach Maß- 
gabe eines Indexes der „umgehenden Ansteckungsgefahr“, die durch die 
Zahl der ansteckenden Personen in einem Gebiet verkörpert wird, und 
dieser Index muß sich senken, um die Gefahr der Verseuchung herab- 
zusetzen, nicht der Index der Totalerkrankung, der die Gesamtzahl der 
ansteckenden und nicht ansteckenden Schlafkranken in jedem Gebiet 
darstellt. 


Man kann beobachten, daß sich der Index der umgehenden An- 
steckungsgefahr beinahe überall vermindert, um nächstens auf Null zu 
sinken, und zwar in denjenigen Gebieten, wo die vorbeugende Behand- 
lung durchgeführt wird. So beobachtete man beispielsweise nach den 
Arbeiten der Mission Jamot im Gebiet von Jaunde in den Jahren 1928 
bis 1929 einen vom Hundertsatz der Erkrankungen an Schlafkrankheit 
von 38,6 %. Dieser Prozentsatz der totalen Erkrankung ist heute nur 
noch 14,8 %, während der Index der umgehenden Ansteckungsgefahr nur 
noch 2 % beträgt. Im Gebiet Akonolinga beobachtete man im Jahre 1980 
41,5 % Schlafkranke mit einem Index der umgehenden Ansteckungsgefahr 
von 2 9%. Im Gebiet von Nanga Eboko entfielen auf 12,7 % Schlafkranke 
nur 1 % ansteckende Kranke. Im ganzen Gebiet des Unterbezirks Bertua 
beträgt der Index der totalen Erkrankung 25,0 % und der Index der um- 
gehenden Ansteckungsgefahr, der 1927 28,5 % erreichte, heute nur 
noch 0,3 %. 

Die menschlichen Hilfsquellen vermindern also die Gefährlichkeit 
der Seuche. Im übrigen wird der Kampf gegen die Taetsefliege tatkräftig 
fortgesetzt und die Rodungen in den Gebieten, wo diese Fliege sich 
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nachts aufhält, werden weiter ausgedehnt. Endlich scheint die Anwen- 
dung rein vorbeugender Arzneimittel (Atoxyl u.a.) sehr günstige Er- 
gebnisse zu erzielen und der gesunden Bevölkerung zu erlauben, in 
einem verseuchten Gebiet ohne Schaden zu bleiben. 


Vom sanitären Standpunkt aus ist die Ausführung großer Arbeiten, 
besonders der Bau von Eisenbahnen, in einem Gebiet, wo die Schlaf- 
krankheit herrscht, sicher möglich. Das Vorhandensein dieser Krankheit 
ist kein Hindernis bei den kürzlich ausgeführten Arbeiten (Eisenbahnen) 
und bei denjenigen, die jetzt noch in der Ausführung begriffen sind 
(Straßen, Brücken usw.) gewesen. 


Die vorbeugenden Maßnahmen, die heute genau festgelegt sind, 
können ununterbrochen und mit Erfolg in den Gebieten angewandt 
werden, die man dem Eisenbahnverkehr zu erschließen sich vorgenom- 
men hat. Außerdem scheint nichts dagegen zu sprechen, daß die dort 
vorgesehenen sanitären Regeln zusammen mit denen anderer afrikani- 
scher Länder, ja selbst gewisser europäischer Gebiete, angewandt werden. 


Die gewonnene Erfahrung wird die Einführung eines vollständigen 
Organisationsplanes, der keine der notwendigen Maßnahmen für die 
Werbung der Arbeiter, zu ihrer Verpflegung und ihrem Schutz gegen 
Krankheiten und Unfälle vernachlässigen wird, erlauben. Kurz, man 
wird einen einwandfreien medizinisch-hygienischen Gesundheitsdienst 
vorsehen können, 


Auf jeden Fall scheint das Vorkommen einer derartigen Tropen- 
epidemie, wie sie die Schlafkrankheit darstellt, und die wirksam bekämpft 
werden kann, nicht von Natur aus die Schaffung von Werten in der 
Kolonie zu beeinträchtigen oder in Frage zu stellen. Ganz im Gegenteil, 
denn diese Schaffung von Werten wird, indem sie den Niedergang eines 
Landes verhindert und Handelsgeschäfte erleichtert, eine Quelle des 
Reichtums und des Wohlstands sein, Die Möglichkeiten der medizini- 
schen Hilfe werden zum größten Nutzen der Eingeborenen, deren phy- 
sischer Wert insgesamt einer der Hauptfaktoren des Wertes des Landes 
selbst ist, vermehrt werden), 


1 Der deutsche Standpunkt zu der gegenwärtigen Lage der Bekämpfung 
der Schlafkrankheit läßt sich kurz wie folgt zusammenfassen: 

Es wird anerkannt, daß der französische Arzt Jamot es verstanden hat, 
durch energisches Eingreifen die alten Schlafkrankheitsherde in Kamerun zwar 
nicht zu überwinden, aber doch erheblich zu mildern, Jedoch konnte er eine 
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Anhang 2. 


Vergleichder Transportkosten und Transport- 
bedingungen für 1 Tonne Güter im Wert einer 
Tonne Baumwolle (5000 Fr. іп Marseille) auf den 
verschiedenen Abfuhrwegen Französisch- 
Zentralafrikas. 
(Abb, 10.) 


Für die Waren von geringerem Wert werden, wie bei allen Kolonial- 
bahnen, für große Entfernungen Staffeltarife angewandt, wodurch die 
Selbstkosten des Transports wesentlich gesenkt werden. Dieser Punkt 
sollte in einem abschließenden Bericht näher behandelt werden. 
weitere Ausdehnung der Krankheit in neue Gebiete aus Mangel an Personal 
nicht verhindern; es ist daher zu befürchten, daß nach seinem Weggang die 
Schlafkrankheit in Kamerun sich wieder weiter ausgedehnt hat. Es wird darauf 
hingewiesen, daß der Umstand erschwerend wirkt, insofern man jetzt in vielen 
Gegenden mit arsenfesten Trypanosomen zu rechnen hat und daß sich die Schlaf- 
krankheit in den letzten Jahren daher noch weiter räumlich ausgebreitet hat. 
Dies lassen übrigens auch die Karten erkennen, die Jamot seinen Berichten bei- 
gelegt hat. Gegenüber französischen Zahlenangaben ist eine gewisse kritische 
Stellung am Platz, z.B. wurde 1923 behauptet, man hätte mit einem neuen Ver- 
fahren der Atoxylsterilisation die alten Krankheitsherde gemeistert, Zwei Jahre 
später aber behaupteten erste Autoritäten in Frankreich, daß dieses Verfahren 
nicht zum Ziele führe, Jamot hat den Versuch gemacht, die Schlafkranken zu- 
sammen in besonderen Dörfern unterzubringen. Dies mußte aber in der Nähe 
von Verwaltungsposten geschehen, um die nötige Aufsicht stellen zu können. 
In der Gegend von Jaunde ist dies jedoch nicht gelungen, Wo die Isolierung 
geglückt war, behauptet Jamot, günstige Ergebnisse erzielt zu haben. Anderer- 
seits ist mit der Wegnahme der Schlafkranken aus ihrer Heimat eine gewisse 
Begünstigung für die Entstehung von neuen Krankheitsherden zu erwarten, 
wenn die Absonderungsdörfer nicht in sicher tsetsefreien Gegenden angelegt 
werden. Vor allem aber bedauert Jamot in seinen Berichten den Mangel an den 
nötigen Ärzten. Nach einer Karte von 1932 zeigt die Verseuchung eine starke 
Erweiterung gegenüber von 1928. Zweifellos hat also die räumliche Ausdehnung 
der Schlafkrankheit seit 1928 noch zugenommen. 1934 waren unter 550 000 Unter- 
suchten 2289 neue Schlafkranke, 1935 aber 3614. Inzwischen ist die Schlaf- 
krankheit bereits in das englische Mandatsgebiet eingedrungen. 1928 wurden 
9 Fälle, 1929 bereits 109 Fülle gemeldet. Auch weiter nördlich in Nigeria ist 
ein neuer Krankheitsherd entstanden. Daher können die im allgemeinen opti- 
mistischen Schlußfolgerungen über den Stand und die Bekämpfung der Schlaf- 
krankheit deutscherseits nicht geteilt werden. 

1 Anmerkungen der Denkschrift: Augenblicklicher Krisenpreis. Die Tonne 
Baumwolle galt im Jahre 1930 in Le Havre im Durchschnitt 10.000 Fr. 


14* 
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A. Von Fort Lamy nach Marseille 


1. Auf der Eisenbahn Nguru—Lagos 
a) „уоп Fort Lamy nach Nguru (750 km) 
Piste, für Autos nur während der Trockenzeit befahrbar 
(von November bis Mai) 


750 km zu 5 Fr./tkmi= (82,5 Rpf/tkm) . . . + + + 8750 Fr. 
b) von Nguru nach Lagos (1360 km)? 

1360 km zu 0,6 Fr./tkm (Mitteltarif)3. . . . . «+.» 816 Fr. 
с) Transitkosten in Lagos... - ee ce» ЖШ йт. 
d) Fracht von Lagos nach Marseille (im Mittel) . 5 2 8% Fr. 


insgesamt . . . 4936 Fr. 


Der Transport bis zur Küste dauert 1 bis 2 Monate (nur in der 
Trockenzeit). 
2. Auf dem Benu& 
a) von Fort Lamy nach Garua (575 km) 
Piste, mit Autos nur in der Trockenzeit befahrbar (von 
November bis Маі) . . . Ы АЕ ау i 
b) von Garua nach Burutu (1400 km) 
unterbrochener Wasserweg (nur bei Hochwasser, im 
Mittel vom 15, Juli bis 15. Oktober befahrbar) 
= 10,3 Rpf./tkm 930 Fr.5 
с) von Burutu nach Marseille .,.......... 820 Fr. 


insgesamt . . . 4250 Fr. 


Der Transport bis zur Küste dauert ungefähr 5 Monate. Bei der 
Bergfahrt müssen die Waren im Juni aufgeliefert sein und kommen dann 
erst im November in Fort Lamy an. 


3. Auf dem Kongo-Weg (nur zum Vergleich) 

Die Entfernung von Fort Lamy nach Matadi oder Pointe Noire 
beträgt rd. 3505 km. Die Selbstkosten des Transports einer Tonne Güter 
von Frankreich nach Fort Lamy schwanken insgesamt zwischen 7000 
und 8000 Fr. 

Der Transport von Frankreich bis Fort Lamy dauert 7 bis 8 Monate. 


1 Anmerkung der Denkschrift; Mittlerer, z. Z. von den Transportfirmen 
verlangter Preis. Nach dem Bau einer guten Straße könnte dieser Preis wahr- 
scheinlich auf 8 Fr./tkm gesenkt werden, wodurch die Transportkosten der Tonne 
auf 1500 Fr. zurückgehen würden, 

2 Vgl. Anmerkung 1 auf Seite 169. 

з Anmerkung der Denkschrift: Die Tarife auf der Eisenbahn schwanken 
bei den einzelnen Warengattungen und Transportweiten. Der Mitteltarif zwi- 
schen Lagos und Nguru beträgt ungefähr 0,6 Fr./tkm (9,87 Rpf./tkm). 

4 Anmerkungen der Denkschrift: Augenblicklich von den Transportfirmen 
geforderter Pauschalpreis (5 Fr./tkm = 82,25 Rpf./tkm zuzüglich verschiedener 
Nebengebühren). Nach dem Bau einer guten Straße kann der Frachtsatz wahr- 
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4. Auf der Eisenbahn Duala-Tschadsee 

nach dem Bau einer guten Straße zwischen Fort Lamy und Marua, 
dem provisorischen Ende der Bahn, wie es im Plan vorgesehen ist 

a) von Fort Lamy nach Marua (230 km) 


Straße, 280 km zu 8 Fr/tkm. © 2 2 222.2 .20.0..69%0 Fr 
b) von Marua nach Duala (1720 km) 

Eisenbahn, 1720 km zu 0,6 Prim . . . . . . . . 1082 Fr. 
с) Transitkosten in Duala I TE 30 Fr. 
d) Fracht von Duala nach Marseille . , . 2 2.2... 820 Fr, 


insgesamt . . . 2072 Fr. 


Der Transport von Fort Lamy nach der Küste dauert für schwere 
und sperrige Güter 1 Monat. 


B. Von Maruanach Marseille 
1. Auf dem Вепиё 


a) von Marua nach Garua (210 km) 
Piste, mit Autos nur während der Trockenzeit befahrbar 
210 km zu 5 Fr./tkm 1050 Prä 
b) von Сагипа nach Burutu (wie oben = 10,03 Rpf./tkm) . 930 Fr. 
c) von Burutu nach Marseille . . ...... 820 Fr. 


insgesamt. . . 2300 Fr. 


Der Transport von Burutu nach Marua dauert ungefähr 5 Monate. 
2. Auf der Eisenbahn Duala—Tschadsee (1720 km) 


a) Eisenbahn 0,0 Fr. X 1720 km wi 2. s а, 1082 Fr. 
b) Transitkosten in Duala, ... 2.2. 2 2.0000. 80 Fr 
с) Fracht Duala—Marseille ...,,.,,.,. . 820 Fr. 

insgesamt, ‚ . 1382 Fr. 


Der Transport Marua—Duala dauert ungefähr 15 Tage. 


scheinlich auf 3 X 575 = 1725 Fr. (49,35 Rpf./tkm), einschließlich Auf- und Ab- 
laden, auf 1750 Fr. gesenkt werden, so daß sich die Transportkosten bis Mar- 
seille auf 3000 Fr. senken würden, 

® Anmerkung der Denkschrift: Preis für die 2. Warenklasse (Tarif Juli 
1981). Für die 1. Warenklasse betragen die Transportkosten 1085 Fr., für die 
3. Warenklasse 775 Fr. Diese Kosten verstehen sich frei Bord in Burutu, Dem- 
nach werden im einzelnen je tkm Binnenschiffahrt abgesetzt 10,0 Rpf./tkm. 

1 Anmerkung der Denkschrift: Mittlere Tarife, wie in der Schlußbetrach- 
tung vorliegender Denkschrift angenommen. In Wirklichkeit werden Tarife 
derart gestaffelt sein, daß die Waren großer Transportweite ab Duala sehr 
beachtliche Vergünstigungen genießen werden, die sich besonders bei den weite- 
sten Entfernungen (Marua und Fort Archambault) auswirken werden. 

2 Anmerkung der Denkschrift: Diese Kosten könnten nach dem Bau einer 
guten Straße auf ungefähr 650 Fr. (1 tkm auf Straße 50,01 Rpf./tkm) ermäßigt 
werden. 
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C. Von Fort Archambaultnach Marseille 


1, Auf dem Kongoweg 

von Fort Archambault nach Batangafo (275 km). Wasser- 

weg (zeitweise mit Dampfer, dauernd mit Booten be- 

fahrbar s . n » RR: AES „з ВАТ 


(35 Rpf./tkm) (Über die Piste, die nur während der 
Trockenzeit befahrbar ist, betragen die Transportkosten 
im Lastkraftwagen je Tonne 2761 Fr, = 10 Fr./tikm = 
1,645 RM/tkm.) 


G 


b) von Batangafo nach Bangui (875 km) Straße, 375 km 


zu 5 Fr./tkm® zuzüglich verschiedener Spesen. . . . . 2018 Fr. 
с) von Bangui nach Brazzaville (ungeführ 1200 km) Wasser- 

weg, dauernd mit Dampfer befahrbar? . . . . . . . 550 Fri 
d) Transitkosten in Brazzaville . . nn 80 Fr. 


e) von Brazzaville nach Pointe Noire mit der Kongo- 
Ozean-Bahn, 500 km 0,6 Fr./tkm (angenommener mitt- 
дате ДЕ) N «лал ри, > эмеле ro e ALE 


f) Transitkosten in Pointe Noire. . ......... 80 Fr. 


g) Fracht von Pointe Noire nach Bordeaux oder Marseille®. 320 Fr. 
insgesamt. . . 3882 Fr. 


1 Anmerkung der Denkschrift: Pauschalpreis der Kompagnie Ouham und 
Nana (1 tkm Binnenschiffahrt 35,0 Pf.). 


2 Anmerkung der Denkschrift: Amtlicher Tarif in der Ubangi-Schari- 
Kolonie, 


3 Anmerkung der Denkschrift: Bei Niedrigwasser werden für die Durch- 
fahrt durch die Stromschnellen von Singa die Waren immer auf Boote verladen. 


4 Anmerkung der Denkschrift: Mittlerer Tarif (7,53 Pf./tkm Binnen- 
schiffahrt). 


5 Anmerkung der Denkschrift: Zur Zeit erfolgt der Transport auf der bel- 
gischen Eisenbahn Kinshassa—Matadi, Die Transitkosten durch den Stanleypool 
und in Kinshassa erhöhen sich auf 100 Fr. und die Kosten des Bahntransportes 
auf 300 Fr, im Mittel. 


% Anmerkung der Denkschrift: Die französischen Schiffahrtsgesellschaften, 
die mit Frachtdampfern die Häfen der westafrikanischen Küste bedienen, wenden 
unterschiedslos für die Häfen von Nigeria, Kamerun und dem Kongo bis Matadi 
die gleichen Tarife an. Sicherlich wird jedoch von dem Zeitpunkt an, zu dem 
soviel Fracht vorhanden ist, daß Schiffe in einem Hafen ganz beladen werden 
können oder wenn es sich um wertvollere Fracht handelt, eine Staffelung der 
Preise zugunsten der näher an Frankreich gelegenen Häfen eingeführt werden. 
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Der Transport von Pointe Noire nach Fort Archambault dauert 
ungefähr 3 Monate. 

2. Auf der Eisenbahn Duala—Tschadsee 

a) von Fort Archambault nach Duala (1700 Baal Eisenbahn, 


1700 km zu 0,6 Fr./tkm . . » ` aa 1020, Hp, 
b) Tranzitkosten in Duala . ......„„,... 80 BE, 
c) Fracht von Duala nach Marseille...» 2.2... . 820 Fr. 


insgesamt , , . 1870 F 


Der Transport von Fort Archambault nach Duala dauert 15 Tage 
bis 1 Monat (bei Ladungen von ganzen Zügen). 


D. Von Baibokum—Kaitia nach Marseille 


1. Auf dem Kongoweg 
a) von Baibokum nach Fort Archambault (425 km). Mit 
Autos in der Trockenzeit befahrbare Piste. Lastkraft- 


wagen (rd. 5 Fr./tkm) . . . . Bee ALB 
b) von Archambault nach Marseille (siehe: oben) . ‚+. 8882 Fr. 
insgesamt. , . 5982 Fr. 


Der Transport bis zur Küste dauert 3 bis 4 Monate. 


2. Auf der Eisenbahn Duala—Tschadsee 
a) von Kaitia nach Duala Ke Gel SE 1330 km 


zu 0,6 Prim ... ` s. 798 Fr. 
b) Transitkosten in Duala . . . М леер 130089 
с) Fracht von Duala nach Marseille . э aut Tag aid М 820 0 
insgesamt. . . 1148 Fr, 


Der Transport bis zur Küste dauert 15 Tage bis 3 Wochen. 


Anhang 3. 


IV. Der Standpunkt des französischen Kolonialministers Sarraut. 
(Abb, 10.) 

Auch der französische Kolonialminister Albert Sarraut hat sich 
mit der Frage des Ausbaues der Eisenbahnen in Kamerun im Zusammen- 
hang mit der Erschließung von Französisch-Äquatorialafrika in seinem 
Buch „La Mise en Valeur des Chemins de fer des Colonies françaises“ 
(erschienen 1928 bei Payot Cie, Paris, 106 Boulevard Saint Germain) 
befaßt, Er zeigt sich über die deutschen Absichten wohlunterrichtet 
und bringt dem deutschen Vorgehen, daß zunächst einmal die außer- 
ordentlich fruchtbaren Gegenden des vulkanischen Gebietes nördlich 
von Duala durch die Nordbahn erschlossen wurden, Verständnis ent- 
gegen, ebenso, daß entsprechend dem fortschreitenden Erfolg, den diese 
Erschließung brachte, und der Aufmerksamkeit, die alsdann das übrige 
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Kamerun auf sich lenkte, die deutsche Verkehrserschließung sich als- 
dann auf die Mittellandbahn bis nach Jaunde und mit Straßen nach der 
Küste bis zu dem kleinen Hafen Kribi erstreckte. Diesen Absichten ver- 
dankte Kamerun den Bau der Straße von Jaunde nach Kribi mit dem 
Zweig von Ebolowa nach Kribi (Abb. 1). Die weitere Absicht einer Er- 
schließung in der östlichen Richtung führt Sarraut allerdings auf rein 
politische Gedanken zurück, die nach seiner Ansicht vor dem Weltkrieg 
dahin gegangen wären, ein großes äquatoriales deutsches Kolonialreich 


Übersichtstabelle zu Anhang 2. 


Transport- Dauer Transportkosten 
Vorsandort Wog über weite bis | Aen Transportes: |. bis Marseillet 
zur Küste 
G bis zur Küste Fr. (RM?) 
m 
7 
Risonbahn 2110 | 1-2 Monate 4036, — Fr. 
Nguru-Lngos | (ur während der | (812,— RM) 
Trockenzeit) 
А Wasserwog 1975 rd 5 Monate 4250,— Fr. 
A Zeen des Benuö (während der (699, RM) 
Trockenzeit und 
Hochwasser) 
Eisenbahn 1950 | 1 Monat 2072,— Fr. 
Duala—Tschadsee (841, RM) 
бат Wassorweg 1610 | rd 5 Monate 2300, — Ет. 
des Вепиё (Trockenzeit und | (378, RM) 
В, Маа Hochwasser) 
Eisenbahn 1720 rd 15 Tage 1382,— Fr. 
Dunla—Tschadsco (227, RM) 
Wasserweg 2350 rd 3 Monate . 
ЖАС des Kongo (630,— RM) 
chambault| Eisenbahn 1700 rd 15 Tage 1370,— Fr, 
Duala—Tschadsco (225,— RM) 
Wanserwog 2775 3—4 Monate mei, К. 
ы des Kongo (084, RM) 
Eisenbahn 1330 15—20 Tage 1148,— Fr. 
Dualn—Tschadsce (189,— RM) 


1 Anmerkung der Denkschrift: In den Transportkosten sind bei jedem 
Transportweg 320 Fr. für Fracht von dem jeweiligen afrikanischen Seehafen 
bis Marseille enthalten, da bislang für die Fracht von sämtlichen Häfen Nigerias, 
Kameruns und Gabuns (bis zur Kongomündung) nach Marseille oder Bordeaux 
dieser Einheitssatz verlangt wurde. 

2 Anmerkung der Denkschrift: 1930; 1 Fr, = 16,45 РЇ. 
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vom Atlantischen bis zum Indischen Ozean zu schaffen. In der Mittel- 
landbahn sieht er daher lediglich den Auftakt zu einem großdeutschen 
Verkehrsplan, dem Bau einer Eisenbahn von Duala bis Daressalam, ein 
Plan, der schwerlich ernstlich verfolgt wurde, wenn auch bei den Ma- 
rokko-Verhandlungen allerlei Kompensationsgedanken erwogen wurden, 

Es lag nahe, die 160 km lange Nordbahn als den Anfang einer 
Durchdringung des gesamten nördlichen Kamerun anzusehen, dies um- 
somehr, als die Fortsetzung der Nordbahn zweifellos den kürzesten Weg 
nach Nordkamerun darstellt. Es ist auch richtig, daß deutscherseits an 
die Verwirklichung dieser Absicht zunächst gedacht wurde, Man kam 
aber davon sowohl aus technischen wie aus wirtschaftlichen Gründen ab. 
Abgesehen davon, daß der Bau gewaltige Erdarbeiten und damit hohe 
Kosten verursacht hätte, wären die Neigungs- und Krümmungsverhält- 
nisse so ungünstig geworden, daß die Leistungsfähigkeit der Bahn be- 
schränkt gewesen wäre. Daher wären die Vorteile einer an sich zu be- 
grüßenden kleineren Länge einer solchen Verbindung durch die hohen 
Bau- und Betriebskosten, die die Bahn verursacht hätte, aufgehoben 
worden. Die Verbindung mit Garua hat zweifellos eine große Bedeutung. 
Aber sie darf nicht — und darin wird man Sarraut recht geben müssen — 
auf Kosten einer Vernachlässigung der östlichen Mittelgebiete von Ka- 
merun erfolgen. Unmittelbar nördlich Fumban ist Mittelkamerun weni- 
ger bevölkert und hat keine anderen Reichtümer, als einen bemerkens- 
werten Viehbestand. Dort vorhandene große Weideflächen gestatten 
aber, das Vieh an die Bahn nach Nkongsamba heranzutreiben. 

Es würde genügen, die Nordbahn um 150 km bis nach Fumban zu 
verlängern. Gerade um Fumban herum ist die Bevölkerung dieser Gegend 
bei weitem am dichtesten. Die Bahn müßte die Ebene von Mbo durch- 
schreiten, dann das Tal des Ngum und der Melche verfolgen, oder die 
Straße nach Dschang und das Tal der Menua. Auf diese Weise würde 
diese Verlängerung die Bedienung der Hochebene von Bamum über- 
nehmen können. Von Fumban aus gehen heute schon nach allen Seiten 
fahrbare Straßen, die reichlich als Zubringer zu der Bahn dienen könnten 
und über die heute noch nicht genügend Produkte der Nordbahn zu- 
geführt werden, weil Nkongsamba zu weit entfernt liegt, Zweifellos 
würde die Verlängerung der Bahn bis Fumban daher das Betriebs- 
ergebnis der Nordbahn auf das günstigste beeinflussen. Die Betriebs- 
zahl der Nordbahn schwankte von 1916 bis 1921 zwischen 118 und 73, 
hatte. aber 1920 bereits den Stand von 63 erreicht. Günstige Entwick- 
lungsmöglichkeiten liegen also zweifellos vor. 

Nachdem das Projekt, die Nordbahn zu verlängern, zunächst ver- 
lassen worden war, erstreckte sich die deutsche Bautätigkeit in der 
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Hauptsache auf die Mittellandbahn. Sarraut glaubt, die von den Deut- 
schen projektierte und bis zum Weltkrieg auf 180 km ausgebaute Strecke 
in der Richtung nach Jaunde als den Auftakt zu einer Bahnverbindung 
nach dem Tschadsee ansehen zu sollen, während er in der Zweigbahn 
von Otele nach Mbalmajo an den Njong den Beginn der erwähnten Quer- 
verbindung durch Afrika hindurch nach Daressalam vermutet. Die von 
der Mittellandbahn durchschnittene Gegend ist von typisch tropischer 
Natur. In der Gegend von Abong-Mbang tritt sie in den äquatorialen 
Urwald mit einer außerordentlich dünn gesäten Bevölkerung ein. Je 
weiter man vordringt, um so dichter wird der Urwald. Er ist der An- 
sicht, daß eine solche Bahn, die sich also in Richtung auf das Fort 
Wesso bewegen würde, keine großen Transporte zu erwarten hätte, im 
Gegensatz zu der deutschen Auffassung, die sich gerade von einer sol- 
chen Bahn die Aktivierung einer gewaltigen Holzausfuhr aus dem Ur- 
waldgebiet versprochen hat und noch verspricht. Er ist der Ansicht, 
der erste Teil der Bahn bis zum Njong genüge umsomehr für die Er- 
schließung, als mit verhältnismäßig wenig Mitteln der Njong für kleine 
Dampfer schiffbar gemacht werden könne und heute schon bei aller 
Primitivität als Wassertransportstraße benutzt würde". Es bliebe noch 
die Frage, ob die Verlängerung der Bahn nach Fort Wesso etwa als 
Ausfuhrstraße für Französisch-Äquatorialafrika in Betracht käme. 
Hierzu aber sei eine Bahn nach Fort Wesso nicht berufen. Sarraut ist 
der Ansicht, eine solche Bahn von 1200 bis 2000 km Länge bis zur Küste 
könne keinesfalls als Wettbewerber für die Wasserstraße über den Sanga, 
den Ubangi und den Kongo in Frage kommen. Die Ansicht von Sarraut 
steht also hier, wie wir gesehen haben, in unüberbrückbarem Gegensatz 
zu den Ergebnissen der Kommission Milhau. Allerdings spricht Sarraut 
davon, daß dieses Stromgebiet durch Zufuhrbahnen in der Länge von 
etwa 500 km für die Ausfuhr erschlossen werden müsse. Daher könnte 
er sich nicht dazu verstehen, der Verlängerung der Mittellandbahn in 
der Richtung nach Wesso das Wort zu reden. Zustimmend stellte er sich 
dagegen zu der Verlängerung der Mittellandbahn in der Richtung über 
Jaunde und nach dem Norden, weil die Gegenden um Jaunde eine größere 
Bevölkerungsdichte zeigten und eine ganz andere Ausbeute an natür- 
lichen Produkten aufwiesen; namentlich die Gegenden von Dengdeng, 
von Jaunde und Oma versprächen eine gewisse Zukunft. In diesem Land- 
komplex sei etwa die Hälfte aller Einwohner von Kamerun ansässig, 
die immerhin schon eine fortgeschrittenere Lebensweise zeigten und 
fähig wären, sowohl landwirtschaftlich wie industriell tätig zu sein. Sar- 
raut kommt daher zu dem Entschluß, daß eine Verbindung Duala—Garua 


1 Dies ist in der Tat der Fall auf 250 km Länge aufwärts Mbalmajo. 
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durchaus zu empfehlen sei, um so mehr, als diese Stammlinie in der 
Tschadsee-Ebene auf das günstigste von einem schiffbaren Flußsystem 
ergänzt würde. Von Jaunde aus empfiehlt er eine Linienführung über 
Nanga-Eboko, Dengdeng nach Meiganga und läßt die Bahn zunächst 
hier enden. Größere Bauschwierigkeiten seien nicht zu erwarten. Die 
tropischen Regen seien in dieser Gegend verhältnismäßig schwach und 
daher sowohl die Bauausführung wie die Unterhaltung nicht besonders 
schwierig. Die Entfernung gibt er von Jaunde bis Dengdeng zu 270 km 
und von Dengdeng bis Meiganga zu 230 km an. Von Dengdeng wird das 
Tal des Lom, eines Nebenflusses der Sanaga, zum Aufstieg benutzt. 
Auf diese Weise wäre die Hochebene von Adamaua und vom Tschadsee 
zu erreichen, wo man in das Gebiet einer günstigen großen Baumwoll- 
produktion eintreten würde, 

Da aber immerhin eine gewisse Zeit verstreichen würde, bis man 
sich zu einem solchen Großbau entschlösse, müsse man nach einer Zwi- 
schenlösung suchen, um den Viehexport aus der Hochebene von Adamaua 
und aus dem Tschadsee-Gebiet zu ermöglichen und die Baumwollkultur 
jetzt schon (1923) in Angriff zu nehmen. Mit allen Mitteln müsse man 
hier eine Ausfuhrmöglichkeit schaffen und dem menschenverzehrenden 
Trägertransport ein Ende bereiten. Dabei kommt er nun auf den 
mehrfach erwähnten, von Milhau verworfenen Plan zurück, die Wasser- 
straße des Benu& und des Niger von Garua aus für die Ausfuhr aus Nord- 
kamerun zu benutzen. Er verweist hier auf den Wasserweg von Fort 
Lamy auf dem Logone aufwärts bis Bongor, von Bongor schlägt er eine 
60 em-spurige Eisenbahn bis nach Garua in einer Länge von 280 km vor, 
Sarraut übersieht dabei die oben erwähnte gänzliche Unzulänglichkeit 
der Hafenanlagen von Garua und die mangelhafte und monatelang unter- 
brochene Schiffahrt auf dem Benu&. Da also Sarraut auf eine Erschlie- 
Bung von Äquatorialafrika, namentlich der Provinz Ubangi-Schari, durch 
einen unmittelbaren Schienenweg nach Duala verzichtet und die Aus- 
fuhr dieser Provinz auf den Wasserweg über den Ubangi und den Kongo 
verweist, macht er den Vorschlag, die Zufuhr zu dem Ubangi durch zwei 
60 cm-spurige Zufuhrlinien zu verbessern. Er schlägt den Bau einer 
375 km langen Zufuhrlinie von Batangafo südwärts nach Bangui vor. 
Sie würde das Schiffahrtssystem des Kongo/Ubangi mit dem Schiffahrts- 
system des nach dem Logone zuströmenden Bahr-Sara verbinden. Die 
Stromschnellen unmittelbar aufwärts von Bangui will er durch eine 
kleine Seitenlinie nach der vorgenannten Bahn von Damara nach Wadda 
am Ubangi umgehen. Auf diese Weise könnte der Kautschuk, das Elfen- 
bein und das Holz vom oberen Ubangi über Wadda-Damara nach Bangui 
zum weiteren Transport auf dem Ubangi nach dem Kongo und zur Ab- 
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fuhr über Brazzaville nach Pointe Noire geschafft werden. Sarraut 
möchte allerdings diese Zufuhrlinie erst in zweiter Linie gebaut wissen, 

Zur Vervollständigung des Verkehrssystems aus Äquatorialafrika 
schlägt er noch eine kleine 60 cm-spurige Bahn zur Umgehung der 
Samba-Fälle des Flusses Ngunie in einer Länge von 25 km von Ngossi 
nach Sindara vor, Als Zufuhrlinie nach dem kleinen atlantischen Hafen 
Cette Cama schlägt er längs der Lagune den Bau einer 110 km langen 
Eisenbahn von diesem Hafen nach Majumba vor. Auch kürzere Zufuhr- 
linien zum Hafen Libreville von minderer Bedeutung, namentlich für 
den Holztransport gedacht, gehören in das Programm von Sarraut für 
die Erschließung von Äquatorialafrika. Zu erwähnen wäre noch, daß 
sich ältere französische Pläne mit einer Verbindung von Bangui am 
Ubangi nördlich nicht in der Richtung nach Batangafo, wie Sarraut vor- 
schlägt, sondern nach dem Fort Sibut und weiter nach dem Fort Crampel 
befaßten. Sämtliche von Sarraut hier vorgeschlagenen Verbindungen 
harren noch heute der Ausführung; abgesehen von dem sehr schwierigen 
Bahnbau Pointe Noire nach Brazzaville (512 km, vollendet 1934) ist 
keines der Erschließungsprojekte für Französisch-Äquatorialafrika zur 
Ausführung gelangt. Wir wollen dabei nicht vergessen zu erwähnen, 
daß die Franzosen dafür auf die in großem Umfange durchgeführten 
Straßenbauten hinzuweisen pflegen. Wenn wir jedoch feststellen, daß 
zum Beispiel in den Mandaten von angeblich etwa 60000 km vorhan- 
denen befahrbaren Wegen nur etwa 14 000 bis 16 000 km dem Begriff 
„Straße“ entsprechen, im übrigen aber diese Wege während der Regen- 
zeit monatelang unbefahrbar sind, und, wie deutsche Siedler aus dem 
Oldeani-Gebiet versichern, die Farmer monatelang von der Verbindung 
mit der Eisenbahn abgeschnitten waren, in Kamerun wochenlang die 
Furten der Flüsse unbefahrbar sind, so muß man die Anerkennung über 
die auf dem Gebiete des Straßenbaues angeblich geleistete Arbeit wesent- 
lich einschränken. Unter dieser Voraussetzung geben wir die Zahlen 
wieder, die Armand Meggl& in seinem Buch: Afrique Equatoriale fran- 
çaise (Paris, 1931, Société française d’Editions, 77 Rue des Saints-Peres) 
wiedergibt (8. 103). Hiernach sollten 1931 in Französisch-Äquatorial- 
afrika vorhanden sein 7000 km Straßen, von denen in der Kolonie 
Ubangi-Schari 5000 km liegen. Das Straßennetz in Gabun und in Mittel- 
kongo wird daher auch in der französischen Quelle als unzureichend be- 
zeichnet. Indes soll die Verbindung von Brazzaville nach Fort Lamy, 
nach Fort Wesso, nach Carnot und Bangui geschlossen sein. Neuere 
Quellen geben für Französisch-Äquatorialafrika ein Gesamtnetz von 
15800 km befahrbarer Wege an, bei einem Kraftwagenbestand von 
1019 Personenkraftwagen, von 1359 Lastkraftwagen und 427 Motor- 
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rädern, Nach einer italienischen Quelle wird das Straßennetz zu 
16 222 km angegeben. Für das französische Mandat Kamerun gibt La- 
bouret in seinem Buch: Le Cameroun (Paris У° 1937, Centre d’Etudes 
de Politique Etrangère, 11 Rue Cujas) Seite 149 das Straßennetz zu 
4000 km Allwetterstraßen und zu 1600 km Trockenwetterstraßen an. Für 
das Jahr 1936 finden wir in französischen Quellen die Angabe 4400 km 
Allwetterstraßen und 1600 km Trockenwetterstraßen bei einem Fahr- 
zeugbestand von 871 Personenkraftwagen, 1300 Lastkraftwagen und 
100 Motorrädern. Im übrigen wäre auf die sehr eingehende Darstellung 
des deutschen Sachverständigen Friedrich Leschner in seinem Ar- • 
tikel „Das Verkehrswesen im französischen Mandatsgebiet Kamerun 
nach dem Stande von Ende Dezember 1937“ in den Kolonialforstlichen 
Mitteilungen Septemberheft 1940 S. 177 zu verweisen. Es bleibt dabei, 
daß auf französischer Seite die Einsicht in die Notwendigkeit eines groß- 
zügigen Ausbaues des Eisenbahnwesens von Kamerun, namentlich des 
Baues einer Verbindung von Duala nach dem Tschadsee, durchaus vor- 
handen war und mit besseren Gründen, als von Milhau geschehen, auch 
deutscherseits nicht belegt werden könnte, daß aber der politische Wille 
fehlte, dem Mandatsgebiet die Verkehrsausrüstung zukommen zu lassen, 
die seiner Entwicklung zweifellos in dem doch beträchtlichen Zeitraume 
von nunmehr sechsundzwanzig Jahren (1915—1941) zugute gekommen 
wäre. Es sind daher in der Entwicklung Kameruns allein auf dem Ver- 
kehrsgebiet rund vierzig Jahre nachzuholen, denn die deutschen Pläne 
für den Ausbau des Verkehrswesens von Kamerun stammen aus der Zeit 
unmittelbar nach 1900. 


V. Die Duala-Tschad-Bahn von dem spezifisch französisch- 
äquatorialafrikanischen Standpunkt. 


Es bleibt nunmehr nur noch übrig, einen Blick auf das Projekt 
Duala—Tschadsee von dem spezifisch französisch-äquatorialafrikani- 
schen Standpunkt zu werfen, wie er in dem grundlegenden Werk über 
Französisch-Aquatorialafrika von Georges Bruel niedergelegt jet), 
Dortselbst wird in dem Kapitel IV S. 379 ff. über die Industrie und Ver- 
kehrswege in Französisch-Äquatorialafrika auch auf den Ausbau des 
Eisenbahnnetzes eingegangen. Es wird dabei nicht versäumt, die reichen 
Möglichkeiten einer Ausnutzung der Wasserstraßen zu betonen und Vor- 
schläge darüber zu machen, wie diese dem Verkehr dienstbar gemacht 
werden könnten. Eine Zusammenstellung über die bisher bekanntgewor- 
denen 130 Stromschnellen und Wasserfälle (einschließlich Kamerun) 


2 Georges Bruel, La France équatorial africaine, Larose Éditeur 11 Rue 
Vietor-Cousin, Paris Ve 1935. 
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mit einer Schätzung der Pferdekraftstärken, die sich im einzelnen ge- 
winnen lassen, macht die Ausführung besonders wertvoll. Von Eisen- 
bahnen ist bisher wie erwähnt lediglich die französische Kongo-Ozean- 
Bahn von Brazzaville nach Pointe Noire gebaut worden. Zur Ergänzung 
der Zufuhrmöglichkeit zu der Kongo-Ozean-Bahn über den Ubangi hat 
ein Bauprogramm des Jahres 1914 eine 348 km lange, 60 cm-spurige Bahn 
von Bangui über Sibut nach Crampel vorgeschlagen. Sarraut schlug, 
wie oben erwähnt, eine 375 km lange Zufuhrstrecke von Batangafo nach 
Bangui vor. Durch diese Bahn wäre der nach Norden, nach dem Schari 
‘zu fließende Bahr-Sara mit dem Ubangi verbunden worden. Auch die 
kleine Seitenlinie von Damara nach Wadda zur Umgehung der Strom- 
schnellen oberhalb von Bangui war oben erwähnt. Später war man der 
Ansicht, daß man diesen Bahnbau wegen der hohen Kosten fallen lassen 
und die Zufuhr möglichst mittels Straßen und Lastwagen in Aussicht 
nehmen sollte. Bruel ist der Ansicht, daß die Eisenbahn nicht entbehr- 
lich ist und schlägt eine 1 m-spurige Bahn von Bangui nach Archambault 
vor, Als ersten Bauabschnitt denkt er sich den Bau der Strecke von 
Bangui bis nach Batangafo, wo der Fafa-Fluß in den Bahr-Sara ein- 
mündet. Die Kosten dieser Strecke seien normal, da größere Über- 
brückungen von Flüssen nicht vorkämen und das Gelände nicht schwie- 
rig sei. Wenn später der Transafricain gebaut würde, der Batangafo 
berühren soll, so würde man diese Strecke als Zubringer zu dem Trans- 
africain ausnutzen können. Er würde bereits während des Baues wert- 
volle Dienste als Zubringer versehen können. 


* Das Programm von 1914 sah weiterhin eine Eisenbahn Ndjole nach 
Makoku vor in einer Länge von 310 km. Auch diesen Plan ließ Sarraut 
in seinem Programm von 1923 fallen, jedoch ist Bruel bezüglich dieser 
Strecke der Ansicht, daß sie für die Erschließung von Nord-Gabun un- 
entbehrlich sei, selbst wenn man sich zunächst darauf beschränken 
würde, den Zweig von Owendo nach Ndjole in einer Entfernung von 
160 km von der Küste nicht zu bauen, Der untere Ogou6-Fluß ist für 
Dampfer mit 1,0 m Tiefgang nach Ndjole schiffbar, Wenn man von hier 
bis Makoku eine Verbindungslinie baut, dann erschließt man ein Fluß- 
gebiet, das sich von Makoku ostwärts und nordwärts fächerförmig in 
einer Länge von 770 km, schiffbar für kleine Dampfer, und von 1200 km, 
schiffbar für Eingeborenen-Fahrzeuge, nach einem weiten Hinterland 
ausbreitet. 


Bezüglich der Gegend südlich des Tschadsees ist auch Bruel der 
Ansicht, daß man ohne den Bau von Eisenbahnen die Erschließung nicht 
heben kann, da die tonnenkilometrischen Kosten in der Höhe von 4 Fr. 
(1930) (65 Rpf.) zu hoch sind, um die Erschließung zu fördern. 
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Bruel schließt sich bezüglich eines Baues einer Eisenbahn von 
Duala nach dem Tschadsee den Argumenten der Kommission Milhau an. 
Er bedauert nur, daß der Kommission kein Geologe zugeteilt war, der 
die Ausbeutemöglichkeit der Erzlagerstätten Kameruns im Zusammen- 
hang mit den geplanten Bahnbauten hätte untersuchen können. Im übri- 
gen ist er der Ansicht, daß der Bau einer Bahn von Duala nach dem 
Tschadsee in keiner Weise die Existenz des geplanten Transafricain 
gefährden könne. Im Gegentäil, in gewissem Sinne würde die Verbindung 
Duala— Tschad als Zubringer zu dem Transafricain dienen und außer- 
dem den Bau des Transafricain wesentlich erleichtern. Er empfiehlt 
auch bei schmalspuriger Ausführung den Unterbau so vorzubereiten, 
daß ein Umbau in die Normalspur erfolgen kann. Den Baufortschritt 
nimmt er zu 200 bis 300 km im Jahre an, in Anbetracht der Tatsache, 
daß die Belgier die 1123 km lange Strecke von Bukama nach Port Franc- 
qui in fünf Jahren hergestellt haben. Unverzüglich aber sollte man 
mindestens die Fortsetzung der Bahn über Jaunde hinaus bis Bina 
(276 km), einem Mittelpunkt der Holzgewinnung, in einem Gebiet mit 
dichter Bevölkerung betreiben. Bedauerlicherweise habe die ablehnende 
Haltung des französischen Senats im Jahre 1932 die Ausführung aller 
dieser Pläne zunächst verschoben. 

Endlich kommt auch Bruel auf den Transafricain zu sprechen und 
empfiehlt im Anschuß an den von der Saharabahn südwärts gehenden 
Zweig den Ausbau einer Verbindung von Garua über Rei Buba, Kaitia, 
Gore, Batangafo, Dekua, Bamberi nach Mobaye zum Übergang nach Bel- 
gisch-Kongo und zum Anschluß nach Stanleyville. Er ist der Ansicht, 
daß sich der Ausbau der unmittelbar nach der Küste führenden Er- 
schließungsbahn in 1 m-Spur und der Zufuhrstrecken zum Transafricain 
durchaus mit dem normalspurigen Bau des Transafricain selbst verein- 
baren ließe, da die Aufgaben dieser beiden Bahnsysteme völlig ver- 
schieden seien, 


VI. Ergebnis. 


Mit diesen Erörterungen wäre der französische Standpunkt bezüg- 
lich des Baues einer Bahnverbindung von Duala nach dem Tschadsee 
nach den bisher bekanntgewordenen amtlichen und wissenschaftlichen 
Äußerungen erschöpfend dargelegt. Man hatte sich französischerseits 
daran gewöhnt, das Mandat Kamerun als eine unabänderliche Erschei- 
nung anzusehen und daher im allgemeinen das deutsche Kamerun in 
Gedanken bereits endgültig Französisch-Äquatorialafrika eingegliedert. 
Von diesem Standpunkt aus wurden denn auch die Verkehrsbedürfnisse 
Kameruns beurteilt. Bedauerlich ist nur, daß es sowohl in dem augen- 

Archiv für Elsenbahnwesen. 1942. 15 
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blicklichen französischen Gebiet wie in dem deutschen Kamerun bei Pro- 
jekten und Erörterungen blieb und daß die französische Kongo-Ozean- 
Bahn von Brazzaville nach Pointe Noire das einzige Ergebnis der lang- 
jährigen Erörterungen geblieben ist. Die verkehrliche Schlüsselstellung, 
die Kamerun mit seinem Hafen Duala gegenüber dem gewaltigen Hinter- 
land der Provinzen Ubangi-Schari und Tschad einnimmt, ist in den fran- 
zösischen Erörterungen durchaus erkannt und verleiht daher in unseren 
Augen unserer alten tropischen Kolonie Kamerun einen um so höheren 
Wert. Es ist aber auch ehrenvoll für die Arbeiten der alten deutschen 
Kolonialverwaltung, daß sie die Kernfrage bei der Erschließung Kame- 
runs durchaus erkannt hatte und mit ihrem Plan für den Ausbau des 
Eisenbahnnetzes von Kamerun durchaus auf dem richtigen Wege war. 
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Milhau. Seite 166. 
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Von 


S. A. Reitsma, 
Direktor bei den Staatseisenbahnen in Niederländisch-Indien a. D., Chefredakteur 


der Zeitschrift „Spoor -en Tramwegen“ (Eisenbahnen und Straßenbahnen) 
in Utrecht. 


(Mit vier Karten), 


I. Die Rentabilitätsfrage im allgemeinen. 


In seinem neuesten Buch: DieEntwicklungdesVerkehrs 
(Berlin, Verlag Julius Springer, 1941) hat Prof. Dr.-Ing. Blum an 
mehreren Stellen die Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrsmittel ver- 
treten. So 2. В. schreibt er in Band I auf Seite 190 seines Werkes: 


„Die wichtigste Grundlage für fairen Wettbewerb, die daher immer in 
den Vordergrund gestellt werden müßte und für alle Allgemeinerörterungen 
maßgebend sein sollte, ist die Forderung nach Eigenwirtschaftlich- 
keit. Sie besagt: 

Jedes Verkehrsmittel soll seine vollen Selbstkosten 

aus seinen Verkehrseinnahmen decken, 
Hierbei müssen die Selbstkosten bei den verschiedenen Verkehrsmitteln auf 
gleicher Grundlage berechnet werden; zu den Selbstkosten gehören selbstver- 
ständlich die Verzinsung und Tilgung des gesamten Anlagekapitals, die Kosten 
für die Unterhaltung, Erneuerung und Weiterentwicklung aller Anlagen, die 
Entschädigungen für Unfälle und die Kosten für Staatsaufsicht, Schutzmaß- 
nahmen und Verkehrspolizei. In den meisten Ländern haben aber nur die 
Eisenbahnen (und zwar vornehmlich die Haupt-, Neben- und Straßenbahnen, 
weniger dagegen die Kleinbahnen) ihre Selbstkosten selber voll zu decken; 
dagegen werden der Binnenschiffahrt und dem Kraftwagen deren „Wege* 
(verbesserte Flüsse, Kanäle, Land- und Stadtstraßen) von der Allgemeinheit 
vorgehalten und die von ihnen erhobenen Abgaben (Steuern, Zölle, Gebühren) 
reichen meist nicht dazu aus, um die von der Allgemeinheit (von Staaten, 
Provinzen, Kreisen, Städten) geleisteten Kosten zu vergüten; von den Auf- 
wendungen für Verkehrspolizei und Unfälle ganz zu schweigen! Im Schrift- 
tum wird gerade hier der — eigentlich sehr klare — Tatbestand in großem 
Umfang verschleiert, indem wesentliche Kostenbestandteile ‚vergessen‘ 
werden.“ 


15* 
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Auf Seite 251 fügt er hinzu: 

„Es ist aber allgemein falsch, daß der Privatbetrieb nur an seinen 
eigenen Vorteil denke, und es ist außerdem falsch, daß der anständig wahr- 
genommene Privatvorteil den Belangen der Allgemeinheit widerspreche: Selbst- 
verständlich will die Privatunternehmung ‚verdienen‘, sie soll sogar ver- 
dienen, denn das ist volkswirtschaftlich notwendig; ein nicht rentierender 
Betrieb muß nämlich im Lauf der Zeit verkümmern, jedes Nachlassen in der 
Güte der Verkehrsbedienung schädigt aber die Allgemeinheit, Verdienen kann 
man aber nur, wenn man gute Ware zu einem vernünftigen Preis anbietet, In 
dieser grundlegenden Beziehung besteht zwischen Staats- und Privatbetrieb 
kein Unterschied, denn auch das Staatsunternehmen muß ‚verdienen‘, es muß 
nämlich seine vollen Selbstkosten (einschließlich Verzinsung und Tilgung des 
Anlagekapitals) herauswirtschaften. Eine Staatsbahn kann nicht (dauernd) 
unter den Selbstkosten arbeiten, man kann sie nicht mit Ent- und Bewässe- 
rungen oder gar mit Schulen vergleichen; auch der Staatsbetrieb verkümmert, 
wenn ihm dauernd eine Unterbilanz aus öffentlichen Mitteln gedeckt werden 
muß; vorübergehend und für bestimmte Linien, Stationen, Verkehrsarten 
können beide Systeme ohne volle Selbstkostendeckung arbeiten; ob aber die 
Allgemeinheit einer Privat- oder einer Staatsbahn Zuschüsse zahlt, ist im 


Grundsatz gleichgültig.“ 

Auch an einigen anderen Stellen, z. B. auf Seite 178 und 252, kommt 
die Frage der Eigenwirtschaftlichkeit und der Unterbilanz zur Sprache. 

Als dieses Werk Blums, das den umfangreichen Stoff in anziehender 
Art behandelt, erschien, hatte ich, ungefähr gleichzeitig, in einem Artikel, 
der für die Aufnahme in der Zeitschriftfür Verkehrswis- 
senschaft bestimmt war und den Titel trug: „Das Rentabilitätsprinzip 
im Verkehr als Faktor in der Koordinationsfrage (unter besonderer Be- 
rücksichtigung des niederländischen Straßenwesens)“, mich in völlig ent- 
gegengesetzter Richtung ausgesprochen, d. h., ich hielt wohl an dem Grund- 
satz der Eigenwirtschaftlichkeit fest, insofern es ein Mittel ist, um 
den finanziellen Nutzen von verschiedenen Verkehrszweigen zu ermitteln, 
setzte jedoch auseinander, daß die Eigenwirtschaftlichkeit als Ziel nicht 
gefordert werden könne, weil dies in der Praxis meistens unerreichbar ist. 
Man denke nur an den Notzustand in der niederländischen Binnenschiff- 
fahrt, die unmöglich die Kosten von Rente, Tilgung und Bedienung der 
jetzt zollfreien Reichskanäle tragen kann, ohne daran zugrunde zu 
gehen, während außerdem durch die Vernichtung der Binnenschiffahrt 
allgemeinen Interessen — d. h. wirtschaftlichen, politischen, kulturellen 
und militärischen — auf unverantwortliche Art und Weise geschadet 
werden würden. Sagte nicht schon Sax in „Die Verkehrsmittelin 
Volks- und Staatswirtschaft“: „Ein Finanzprinzip“ (das be- 
deutet hier, um eines Prinzipes willen den Minimalertrag eines Verkehrs- 
zweiges auf die Betriebsselbstkosten, also hier die Selbstkosten der 
Wasserwege abzustimmen. R.) „kann nicht richtig sein, das zu praktisch 
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undurchführbaren Maßnahmen führt,“ Die Binnenschiffahrt kann eben- 
sowenig auf eigenen Füßen stehen wie z, B, die zivile Luftfahrt, ünd dar- 
um kann auch der angedeutete finanzielle Grundsatz in der Praxis nicht 
angewendet werden. Dieselbe Erscheinung zeigt sich auch beim Motor- 
verkehr und in vielen Ländern bei den Eisenbahnen. H 


Wo also der Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit nach meiner 
Auffassung nicht gilt und auch nicht dazu dienen kann, um auf natür- 
lichem Weg zu dem theoretisch nützlichsten Gebrauch der verschiedenen 
Verkehrsarten, also zu einer natürlichen Grundlage für eine Koordination 
der Verkehrsmittel zu kommen, will dies absolut nicht sagen, daß ich 
Verkehrsluxus befürworte, Im Gegenteil! Sowohlbeijeder Ver- 
kehrsart wieim Gesamtverkehr muß so sparsam wie 
möglich zu Werke gegangen werden. Beim Verkehr muß 
genau so wie bei jeder anderen wirtschaftlichen Handlung der Satz im 
Vordergrunde stehen, daß der größte Nutzenmitdenklein- 
sten Aufwendungen erreicht werden muß. Man darf 
nicht mit einem Schlagwort fechten, wovon Prof. Blum in seinem genann- 
ten Werk auf Seite 189 einige, für sich sprechende Beispiele gegeben hat, 
so z.B.: ein- Fehlbetrag sei von vornherein durch die „indirekten Vor- 
teile“ gedeckt worden, usw. So wenig wie die „indirekten Vorteile“ dazu 
dienen dürfen, die Anlage jeder kostbaren Verkehrsversorgung gutzu- 
heißen, so dürfen sie doch ebensowenig bei der Beurteilung des wirt- 
schaftlichen Nutzes außer acht gelassen werden. 


1 Maßgebende Schriftsteller auf dem Gebiet der Verkehrswirtschaft wie 
Prof, Dr. Sax (Die Verkehrsmittel in Volks- und Staatswirt- 
schaft, 3 Bände 1918—1922), Prof. Dr. v. d. Borght (Das Verkehrs- 
wesen, 1925, Seite 81 u.f.), Prof, Dr. E. von Philippovich (Grundriß der 
politischen Ökonomie, zweiter Band, zweiter Teil, 1912, Seite 1 bis 117) 
usw, erörtern dasselbe, halten jedoch prinzipiell an der Selbstkostendeckung der 
Staatsverkehrsunternehmungen fest, Van der Borght (Seite 81) weist darauf hin: 
„Würde ständig ein solcher Zuschuß nötig sein, dann würde darin ein Hinweis 
darauf liegen, daß die Ausgestaltung des Verkehrswesens über das allgemeine 
Verkehrsbedürfnis hinausgeht.“ (Seite 84.) Vollkommen richtig! Man muß jedoch 
damit rechnen, daß Verkehrsluxus überall besteht und daß es nicht möglich 
zu sein scheint, hierin etwas zu ändern. Meine Auffassungen schließen sich also 
der Praxis an. Welchen Sinn hat es, mit van der Borght zu seufzen: „Zugunsten 
der Gesamtentwicklung müssen freilich unter Umständen auch Opfer gebracht 
werden“, wenn die Opfer zur Regel geworden sind? Auch der sog. Werkverkehr 
würde auf die Dauer eigenwirtschaftliche öffentliche Verkehrsbetriebe zum Er- 
liegen bringen, falls diese nicht wegen ihrer Unentbehrlichkeit vom Staat künst- 
lich am Leben gehalten werden. 

Jede Theorie, die von der Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrsbetriebe aus- 
geht, ist grob gesagt „Studierzimmer-Weisheit“ und nichts mehr! 
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In meinem obengenannten Artikel für die Zeitschrift für 
Verkehrswissenschaft, der in Kürze in Heft 2 des laufenden 
(18.) Jahrganges 1942 erscheinen wird, habe ich auf dies alles eingehend 
hingewiesen. Um nicht in Wiederholungen zu verfallen, möchte ich 
den Leser auf den genannten Artikel verweisen. 

Mit der Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrsmittel ist es oft eigen- 
artig bestellt. Werden sie von Privatpersonen betrieben, dann kommt es 
öfters vor, daß der Betriebsüberschuß nicht genügt, um die notwendig- 
sten Abschreibungen zu decken, und um an Aktionäre oder Obligations- 
inhaber Dividende und Zinsen auszuzahlen oder Darlehensgebern ihre 
Vorschüsse zurückzuzahlen, In diesen Fällen verarmt die Unterneh- 
mung. Meistens folgt hierauf eine Kapitalreorganisation; in Amerika 
sind z. B. einige Eisenbahnunternehmungen auf diese Art wohl dreimal 
umorganisiert worden, Gelingt es danach, eine ausgeglichene Rechnung 
zu bekommen, dann hat es den Anschein, als ob die Unternehmung 
eigenwirtschaftlich sei. In der Buchführung ist dies auch wirklich so 
geworden, natürlich nicht in wirtschaftlichem Sinne, denn in Wirklich- 
keit ist ein bedeutender Teil des in das Unternehmen gesteckten toten 
Kapitales schon verloren gegangen, das bei der Sanierung nur offiziell 
begraben wurde. Bei Staatsunternehmungen können dieselben Umstände 
eintreten. Das schon „tote“ Kapital, für das keine Rente und Tilgung 
aufgebracht werden kann, muß dann auf die allgemeine Staatsschuld 
überschrieben werden. Ist dies geschehen, dann wird man beim Ver- 
gleich der Rentabilität einer bestimmten Verkehrsart mit anderen Ver- 
kehrsarten diese Tatsachen im Auge behalten müssen, wenn man keinen 
vollständig falschen Schluß über ihre Wirtschaftlichkeit erhalten will. 
Da es jedoch beinahe unmöglich ist, einigermaßen genaue Vergleichs- 
ziffern zu bekommen, ist auch aus diesem Grunde das Ziel, die Erreichung 
eines „fairen Wettbewerbes“, ein Traum und nicht einmal ein schöner. 
In Abschnitt II komme ich auf letzteres noch zurück. 

In dem genannten Artikel der Kölner Verkehrszeitschrift habe ich 
auch auseinandergesetzt, daß und warum ich mich ebensowenig mit der 
Einführung des Begriffes „partielle Rentabilität“ einverstanden erklären 
kann, wie Prof. Dr.-Ing. Carl Pirath dies in Heft 2 des 13. Jahrganges 
(1986) der Zeitschrift für Verkehrswissenschaft“ ver- 
teidigt hat, als er in einem Artikel „Staat und Verkehr im Wandel der 
Zeiten“ auf Seite 34 schrieb: „Das absolute, privatwirtschaftliche Renta- 
bilitätsprinzip, wie es bisher durchweg für die Eisenbahnunternehmungen 
Grundsatz war, wird durch ein partielles Rentabilitätsprinzip für die Ver- 
kehrsunternehmung im Interesse der Volkswirtschaft ersetzt werden müs- 
sen.“ Will man, wie Pirath es tut, die Kosten für die Verzinsung und in 
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manchen Fällen auch für die Tilgung des Kapitals für die „baulichen 
oder ortsgebundenen Anlagen der Eisenbahnen, Wasserstraßen und Stra- 
ßen“ von der Allgemeinheit in Form von Steuern tragen lassen, so ent- 
stehen ganz neue Spannungen. Ich war der Meinung, daß die Kosten für 
die baulichen und ortsgebundenen Anlagen bei den verschiedenen Ver- 
kehrsarten zu verschieden sind, so daß die Einführung einer derartigen 
„partiellen Rentabilität“ einen verhältnismäßig zu schweren Druck auf 
die mit den niedrigsten festen Kosten arbeitenden Verkehrsbetriebe 
ausüben würde und dadurch neue Ungerechtigkeiten entständen. Nach 
Pirath selbst spricht gegen die Durchführung seiner Idee, daß die da- 
durch verursachte hohe Belastung „einen völlig schwerwiegenden Faktor 
in die staatliche Finanzwirtschaft“ tragen werde, weil es vollkommen 
wahr ist, was auch Blum feststellte, daß die Selbstkosten doch schließ- 
lich irgendwoher gedeckt werden müssen; besondere Verkehrssteuern 
würden dann auch, Pirath zufolge, die Fehlbeträge ausgleichen müssen. 
In dem erwähnten Artikel in der Zeitschriftfür Verkehrs- 
wissenschaft habe ich meine obengenannten Betrachtungen auf 
allgemeine Verhältnisse ‚beschränkt und dabei in der Hauptsache die 
Niederlande als Beispiel gewählt. Aus verschiedenen Gründen erscheint 
es mir wünschenswert, einmal zu untersuchen, wie es in dieser Hinsicht 
mit den verschiedenen Verkehrsarten in den Kolonien bestellt ist, wobei 
ich hier und da eine Parallele zu den alten Kulturländern ziehen will. 


II. Die Rentabilitätsfrage in den Kolonien, 


Es ist merkwürdig, daß gleichzeitig mit dem Erscheinen von Blums 
Buch über die Entwicklung des Verkehrswesens, in dem die Eigenwirt- 
schaftlichkeit der Verkehrsunternehmungen so befürwortet wird, ein Ar- 
tikel, von derselben Hand geschrieben, erschien in Heft 4 des 17. Jahr- 
ganges (1941) der Zeitschriftfür Verkehrswissenschaft 
mit dem Titel: „Die Verkehrserschließung in den Kolonien“, in dem, auf 
wirklich vortreffliche Art und Weise, eine Theorie entwickelt wird, nach 
der hinsichtlich der Verwaltung beim Kolonialverkehr ein ganz anderer 
Grundsatz gelten soll als in den alten Kulturstaaten. Im Gegensatz zu 
seinem in $ 1 des obengenannten Handbuches genannten Grundsatz er- 
kläre ich mich mit der Auffassung des Verfassers vollkommen einver- 
standen, daß man Eigenwirtschaftlichkeit bei kolonialen Verkehrsunter- 
nehmungen nicht verlangen kann und darf. Anscheinend sieht Blum, 
ohne dies jedoch in seinem Buch: „Die Entwicklung des Ver- 
kehrs“ ausdrücklich zu betonen, einen wesentlichen Unterschied zwi- 
schen der finanziellen Verwaltung beider gleichartiger Teile der Staats- 
und Volkswirtschaft, während ich nur einen Unterschied dem Grade nach 
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erkennen kann, wobei die koloniale Verkehrsleistung nur eine schärfere 
Betonung auf das Prinzip legt, das meines Erachtens allgemein 
ist, Dies gilt nicht nur für die finanzielle Verwaltung, sondern auch für 
die Beantwortung der Frage, ob Verkehrsmittel in Händen des Staates 
oder von privaten Personen sein müssen. Was das letztere betrifft, so ist 
noch immer richtig, was Knies 1853 im Hinblick auf die staatliche Be- 
schäftigung schrieb: 
„Die Staatsgewalt hat den naturgemäßen Beruf, auf wirtschaftlichem 
Gebiet zur Befriedigung berechtigter Bedürfnisse der Staatsangehörigen von 
sich aus Leistungen darzubieten: 
1. welche nicht von den Privaten, wohl aber von der Staatsgewalt be- 
schafft werden können, 
2. welche die Privaten nicht beschaffen werden, obgleich sie es 
an sich vermöchten, und 
3, welche von den einzelnen nicht beschafft werden sollen — 
obgleich sie dazu bereit sind —, weil die notwendigen Voraussetzungen für die 
Erfolge der Privatindustrie unzulässig sind.“ 


Viele Jahre später wurde dies, etwas mehr ausgearbeitet, von Prof. 
Dr. Emil Sax in seiner Grundlegung der theoretischen 
Staatswirtschaft (Seite 389) und in seiner Allgemeinen 
Verkehrslehre (Seite 118) wiederholt: 

„Die unmittelbare Selbsttätigkeit des Verbandes tritt in die Erschei- 
nung in allen Fällen, die das negative Merkmal miteinander gemein haben, daß 
die Verwirklichung des konkreten Lebenszweckes in dem erwünschten Umfange 
durch individualistische Betätigung nicht gesichert ist. Positiv gewendet, läßt 
sich dies in die Voraussetzungen auseinanderlegen, daß 
entweder bei Zwecken, die an sich durch Individualtätigkeit erreicht werden 
könnten, die letztere aus irgendeiner Ursache tatsächlich unterbleibt und dies 
der Gesamtlebensführung abträglich wäre, 
oder, zweitens, die Einzelkräfte zwar gewillt, jedoch unvermögend sind, eine 
bestimmte Zwecktätigkeit überhaupt oder mit dem vollen Майе des Erfolges 
zu entfalten, daß die Gesamtheit gesichert werden muß, 
oder endlich, daß, ungeachtet vorhandener Bereitwilligkeit und vorhandener 
Kraft, die Überlassung einer Zwecksetzung an die Individualtätigkeit nicht 
stattfinden darf, weil diese ihrem Wesen nach in einer Weise vor sich gehen 
würde, die dem Zwecke selbst negativ oder positiv Abtrag (te... 

Es ist offenbar, daß die letztgedachten kollektivistischen Betätigungen 
wesentlich ausschließende, die des ersten Falles ergänzende, dagegen jene des 
zweiten Falles bald das eine, bald das andere sind... 

Nicht minder offenliegend ist, daß zu einem und demselben Zwecke die 
regulierende mit der Selbsttätigkeit des kollektivistischen Verbandes oder die 
beiden Seiten der ersteren miteinander verbunden werden können.“ 


Warum sollen sich die von Knies und Sax genannten störenden 
Einflüsse auf die privaten Leistungen beim Verkehrswesen in den Kolo- 
nien fühlbarer machen als in den wirtschaftlich gefestigten alten 
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Ländern? Hierauf gibt Blum in seinem Zeitschriften-Artikel die genaue 
Antwort auf Seite 200: wegen der großen Unsicherheit, die das 
Hauptmerkmal der kolonialen Politik im allgemeinen und das der kolo- 
nialen Verkehrspolitik im besonderen sein sollte. In einem Kolonialland 
baut man ja nicht wie im Mutterland auf langjährigen Erfahrungen, man 
verrichtet vielmehr Pionierarbeit. Man muß oft von ganz unten herauf 
beginnen, man muß mit sehr vielen unsicheren Faktoren rechnen, weiter- 
bauen auf Schätzungen; man hat, um in mathematischen Ausdrücken zu 
sprechen, eine Gleichung mit vielen Unbekannten zu lösen, und so kommt 
es, daß das Privatkapital meistens nicht gerne in solche spekulative 
Verkehrsunternehmungen hereingehen will. Neben den Gründen, die in 
altgefestigten Staaten schon für den staatlichen Betrieb spre- 
chen, tritt in den Kolonien noch allgemein das größere Risiko hinzu, 
das man läuft, und für das solide Kapitalisten im allgemeinen nicht zu 
haben sind. Hinzu treten noch ein paar weitere Beweggründe. Zweifel- 
los ist es riehtig, daß in neuen Ländern der Verkehr neue Wohlstands- 
quellen mit sich bringen kann, wenn dieEntwicklungsbedin- 
gungenvorhandensind. Hiervon werden Privatunternehmungen 
Nutzen ziehen, solange die Einnahmen des wachsenden Verkehrs die ver- 
mutlich steigenden Ausgaben decken. An erster Stelle ist es jedoch der 
Staat, dem das Aufblühen neuer Industrien und Landbauunternehmungen 
zugute kommt, z. В, in der Form höherer Steuern usw.: der sog. „in- 
direkte Nutzen“. Der Staat ist es auch, der an erster Stelle interessiert 
ist an dem, was die Holländer „bestuursvoering“ nennen, d.h. an der 
Vereinfachung und Verbesserung der Zivilverwaltung durch die von den 
modernen Verkehrsmitteln zustandegebrachte Verkürzung der Abstände 
zwischen den Verwaltungszentren, Die militärische und polizeiliche 
Macht kann gleichzeitig wirksamer, kleiner und dadurch billiger gehalten 
werden. Schnelle und bequeme Verbindungen von den oft heißen und 
für den Kolonisten ungesunden Küstenstädten mit kühlen, gesunden, ma- 
lariafreien Orten in den Bergen sind von größter Bedeutung. Der Frem- 
denverkehr kann sehr gefördert werden. Unterrichtseinrichtungen können 
zentralisiert werden. Man kann sich beinahe kein Gebiet in dem Ar- 
beitsfeld des Staates vorstellen, das nicht direkt die günstige Auswirkung 
von zweckmäßig angelegten Verkehrswegen empfindet. Der hierdurch 
entstandene „indirekte Nutzen“ wird jedoch an erster Stelle vom Staat 
genossen, Auch dies weist darauf hin, daß dem Staat auf dem Gebiet des 
Verkehrswesens in den Kolonien eine stärkere Rolle zugeteilt ist als in 
den alten Kulturländern. Dies läßt sich noch besser ausdrücken, indem 
man sagt, in den Kolonien ist es der Staat, der die zielbewußte Ver- 
kehrspolitik führen muß, wenn er nicht von Privatunternehmungen ab- 
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hängig sein will, denen es letzten Endes allein darum zu tun ist, an- 
ständige — am liebsten große — Unternehmergewinne zu machen. Es 
ist natürlich nicht unmöglich — Niederländisch-Indien gibt manches Bei- 
spiel dafür —, daß auch vorausschauende Privatunternehmungen den 
Bedingungen des Staatsinteresses in weitgehender Weise entgegen- 
kommen, 

Man darf aus obenstehendem nicht herauslesen, daß ich dem Staat 
in den Kolonien auf dem Verkehrsgebiet eine allmächtige, monopoli- 
stische Stellung einräumen will. Ich bin vollkommen einverstanden mit 
dem, was Prof. Dr. Otto Most in derselben Nummer der gleichen Kölner 
Verkehrszeitschrift über „Freiheit und Bindung in Kraftverkehr und 
Binnenschiffahrt“ (Seite 188 ff.) schreibt; nur möchte ich wohl sagen, 
daß, im Zusammenhang mit der oben erwähnten Unsicherheit der Ver- 
hältnisse und der geringeren Bereitwilligkeit und Eignung von Privat- 
personen, bei Verfolg des Zieles — die Entwicklung der Kolonie —, im 
allgemeinen dem Staat eine überwiegende Rolle zugewiesen werden muß. 

Der Unsicherheit und dem Risiko der Privatunternehmungen kann 
man auf mancherlei Art und Weise begegnen. In Wirklichkeit ist dies in 
der Vergangenheit auch oftmals geschehen, wenn die Staatsfinanzen 
oder die Staatsmacht nicht in der Lage waren, schnell zu tun, was man 
gern hätte tun wollen, oder wenn dogmatische Erwägungen aus der Ver- 
gangenheit noch immer ihren Einfluß gelten ließen. Das radikalste 
Mittel bestand darin, der Privatunternehmung Zinsgarantie für das an- 
gelegte Kapital zu geben. Hierbei nahm der Staat ungefähr das gesamte 
finanzielle Risiko auf sich. Es ist jedoch klar, daß der Staat genau 
so gut selbst den Betrieb hätte in die Hand nehmen können. Gleichzeitig 
hätte man dann erreicht, daß der Staat vollständig frei von allen, oft 
von sehr starken Körperschaften ausgeübten Einflüssen gestanden hätte. 

Weniger weit als die Zinsgarantie geht die Unterstützung in Form 
von Subventionen, zinsfreien oder geringen Zins bringenden Vorschüssen, 
Schenkungen von Grund und Boden, Zurverfügungstellung von kosten- 
losen oder billigen Arbeitskräften, Sonderrechten in Hinsicht auf den 
Holzeinschlag, in der Form monopolartiger Beförderung von Gütern für 
die öffentlichen Bauten und von Beamten, der Befreiung von Einfuhr- 
zöllen usw., die alle in Geld zu schätzen sind. Es ist jedoch nicht immer 
sicher, ob diese Mittel genügend helfen werden — man denke z. В. an 
die großen Bodenschenkungen in Amerika, an die jetzt notleidenden 
dortigen Eisenbahnunternehmungen —; in diesen Fällen wird der Staat 
stets finanziell aufs neue einspringen müssen, ohne jemals die Sicher- 
heit zu haben, daß die Unternehmen sich genügend bezahlt machen, und 
daß der „indirekte Nutzen“ zu seinem höchsten Recht kommen wird. Die 
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Gefahr, daß zu viel oder zu wenig Unterstützung gewährt wird, bleibt 
bestehen, während man auch keine Sicherheit dafür hat, daß diese 
Unterstützung nicht auf unzulässige Art und Weise verwendet wird. 

Selbstredend muß der Staat bei der Führung einer aktiven Ver- 
kehrspolitik äußerste Sparsamkeit üben. Jeglicher Verkehrsluxus ist — 
noch mehr als im Mutterland — zu unterlassen, da die kolonialen Geld- 
mittel überall in der Welt sehr beschränkt sind, sogar dann, wenn das 
kolonisierende Land bereit ist, finanziell zu helfen. 

Vorsichtiges Verfahren wird eine der ersten Bedingungen sein, um 
nicht auf einmal zuviel Geld und Arbeit zu investieren, ferner Einfach- 
heit im Bau und in der Ausstattung. Man hüte sich vor allem, bei der 
Kostenberechnung die Einführung der sog. „indirekten Vorteile“, die 
später oft nicht oder nur ungenügend vorhanden sind, zumißbrau- 
chen. Genaueste Berechnungen der Ertragsfähigkeit, nach den 
Grundsätzen der Eigenwirtschaftlichkeit aufgestellt, dürfen beim 
Entwurf neuer Verbindungen nicht fehlen, Da, wo das Zustandekommen 
einer Verkehrsunternehmung von Staats wegen von der Befolgung dieses, 
Grundsatzes nicht abhängig gemacht werden kann, muß auf jeden Fall 
untersucht werden, ob ein etwa errechneter Fehlbetrag wohl den ver- 
muteten Umfang der geschätzten, nicht in Zahlen auszudrückenden in- 
direkten Vorteile ausgleicht. Irrtümer im Werte der direkten, aber vor 
allem der indirekten Vorteile sind bei den Rentabilitätsberechnungen 
möglich, Irrtümer sind menschlich; sie dürfen jedoch nicht zu oft vor- 
kommen. Beispiele in Niederländisch-Indien, daß der nüchterne, spar- 
same Holländer sich verrechnet hat, sind z. B. in Westindien die sog. 
Lawa-Eisenbahn in Suriname und in Ostindien die Eisenbahnlinie Band- 
jar—Parigi—Tjidjulang (auf Java) und Takalar—Maros (auf Celebes), 
worauf ich unter III noch zu sprechen komme. Auch das Gegenteil ist 
wohl vorgekommen, daß nämlich die Betriebsresultate die Erwartungen 
gewaltig überstiegen, 2, В. die des Eisenbahnnetzes in Süd-Sumatra, Aber 
dies werden natürlich große Seltenheiten bleiben. Man entdeckt nun ein- 
mal eher zukünftige Vorteile als Nachteile. 

Wenn der Staat auf dem Verkehrsgebiet vor neue Aufgaben zu 
stehen kommt, muß erst einmal gründlich untersucht werden, wo Anlage 
von neuen oder Verbesserung der bestehenden Verkehrsmittel nötig oder 
wünschenswert ist, und dann, welches Verkehrsmittel im Zusammenhang 
mit der vertikalen und horizontalen Gliederung des Landes, der Bevölke- 
rungsdichte, der Entwicklungsmöglichkeiten usw. am geeignetsten ist. 
Vor allem aber muß man dafür sorgen, daß die Verkehrsmöglichkeiten 
nicht nebeneinander herlaufen, um eine nutzlose Konkurrenz zu ver- 
meiden, die für alle vernichtend sein würde. Der während wahrschein- 
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lich langer Jahre geringe Verkehr gestattet nicht, daß die Einnahmen 
unnötig Schaden leiden. Die Regierung in Niederländisch-Indien hat 
z. B. immer sorgfältig darüber gewacht, daß keine konkurrierenden 
Eisenbahnlinien entstanden. Aus diesem Grunde ist es ratsam, das Wege- 
netz — insofern dessen Ausgestaltung nicht durch andere Umstände ver- 
langt wird — zweckmäßig und in Übereinstimmung mit den vorhandenen 
Eisenbahnen zu bauen und umgekehrt. -Ein großzügig aufgestellter V er- 
kehrsplan muß entworfen werden, der dem Wünschenswerten, dem 
Nützlichen und dem Möglichen Rechnung trägt. 


Wenn wir also voraussetzen, daß dem Staat in den Kolonien mehr 
als іп kolonisierenden Ländern eine zwar positive, aber doch vorsichtig zu 
behandelnde Aufgabe auf dem Verkehrsgebiet zufällt, und daß die Forde- 
rung nach Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrsarten in den Hintergrund 
tritt, dann sind die Probleme, vor die man sich gestellt sieht, mit oben- 
stehendem bei weitem nicht erschöpft. Es ist natürlich längst nicht aus- 
geschlossen, daß bei einer der Verkehrsarten — für die gute Übersicht 
muß eine kaufmännische Buchführung eingeführt werden — nach Ver- 
rechnung von Zinsen und angemessener Tilgung des Kapitals Gewinne ent- 
stehen. Was muß der Staat— selbstverständlich werden im Vorgenannten 
und Folgenden auch die nachgeordneten Verwaltungsorgane wie Provin- 
zen, Gemeinden und andere Organisationen des öffentlichen Rechtes ge- 
meint — mit dem Gewinn tun? Oftmals ist es gebräuchlich — van der 
Borght tritt dafür ein —, diese Gelder zu verwenden, um die Fehlbeträge 
anderer Staatsbetriebe zu decken; so werden z.B. oft Telephongewinne ver- 
wandt, um die Fehlbeträge der Telegraphenverwaltung zu decken!. Auch 
kommen die Gewinne zuweilen der allgemeinen Staatskasse zugute. Beide 
Methoden bringen große Gefahren mit sich. Im ersten Fall läßt man den 
Verbraucher des ersten Verkehrsmittels Vergütungen bezahlen für etwas, 
aus dem er oft niemals Nutzen ziehen kann. Im letzten Fall werden die 
Gelder „vereinnahmt“ und verschwinden dabei spurlos. Letzteres hat 
sich 2. В. bei den Niederl. Eisenbahnen zugetragen; hier wurden die 
Einnahmen des Staates, die von den damals noch privaten, jedoch finan- 


* Auch Dr. Erwin Günther hat dies in seinem Buch: Die europäi- 
schen Fernsprechgebührentarife, ihre Grundlagen, Ent- 
wicklung und zweckmäßige Gestaltung im Jahre 1920 (Seite 46) 
warm empfohlen und sogar, um beide.mit der Post zusammen zu einem 
eigenwirtschaftlichen Betrieb zu gelangen, m, E, aus wenig stichhaltigen Grün- 
den. Für die kolonialen Verhältnisse könnte man die Beschwerden in folgender 
Frage zusammenfassen: Warum muß ein einsamer europäischer Kolonist, der 
von dem Telegraphennetz weit entfernt ist, also niemals irgendeinen Nutzen von 
dem Telegraphen hat, einen hohen Telephontarif bezahlen, um so dazu beizu- 
tragen, die Fehlbeträge des Telegraphendienstes zu decken? 
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ziell stark bevormundeten Eisenbahnen herrührten, nicht zur Bildung eines 
Fonds gebraucht, um daraus in schlechten Jahren und bei strukturellen 
Änderungen im Verkehr die Fehlbeträge zu decken. Die letzte, vielfach 
gebräuchliche Lösung ist also falsch. Die Betriebsergebnisse der ver- 
schiedenen Staatsbetriebe muß man scharf auseinanderhalten und 
etwaige Überschüsse soviel wie möglich dem Betrieb vorbehalten, aus dem 
sie gewonnen werden. Überschüsse können auch dazu dienen, den Ver- 
kehr zu verbilligen oder die Güte der Dienstleistung zu steigern. Wenn 
hierfür Gründe vorhanden sind, kann dieser Weg eingeschlagen werden. 
Natürlich verlangt eine weise und voraussehende Führung, daß man hier 
vorsichtig vorgeht. Auf jeden Fall muß in normalen und „fetten“ Jahren 
ein bedeutender Teil der Gewinne für „magere“ Jahre zurückgestellt 
werden, um hiervon spätere Fehlbeträge zu decken, wobei man nie- 
mals vergessen darf, daß diese Fonds wohl nie so groß sein werden, daß 
sie genügende Sicherheit für lange Krisenperioden bieten können. Aus 
diesem Grunde hat man in Niederl.-Indien bei der Landesbergwerksver- 
waltung „Betriebsreserven“ gebildet; bei den Verkehrsbetrieben kennt 
man diese Art Reserven nicht, ebensowenig wie in den Niederlanden. 
Jährlich wird die technische Wertverminderung der Vermögens- 
werte abgeschrieben; ferner werden die Zinszahlungen an den Staat (der 
Prozentsatz ist alle fünf Jahre festzustellen), die Versicherungsauszah- 
lungen an das Land für Großfeuer und ähnliche Ereignisse, sowie ein 
Beitrag zu den Pensionslasten zu den Ausgaben gerechnet. Was an Ge- 
winn übrigbleibt, wird ganz der Staatsverwaltung überwiesen. Man hat 
gemeint, daß man die guten und schlechten Betriebsergebnisse ohne wei- 
teres durch die allgemeine Staatskasse tragen lassen kann, ein Gewinn 
könne also auch dem außerordentlichen Haushalt des Landes zugute 
kommen. Ich brauche nicht zu betonen, daß man auf diese Art wohl das 
Kapital an sich unversehrt hält, jedoch der ökonomischen, wirt- 
schaftlichen Wertverminderung keine Rechnung trägt, während es noch 
die Frage ist, ob in einer längeren Periode schlechter Wirtschaftslage 
die Möglichkeit besteht, Fehlbeträge aus der allgemeinen Staatskasse 
zu finanzieren, wenn nicht in guten Jahren eine Reserve angelegt wor- 
den ist; in dieser Hinsicht hat die Praxis unangenehme Erfahrungen 
geliefert, In Indien ist für die Staatseisenbahnen erst seit 1939 die kauf- 
männische Buchführung eingeführt‘, Für den Betrieb der Landstraßen 

1 Die Jahresberichte 1939, 1940 und 1941 sind zwar wegen des 
Krieges nicht eingetroffen, Wegen der hohen Eröffnungsbilanz würde es mich 
nicht wundern, wenn die danach errechnete Rentabilität der Staatsbahnen sehr 
schlecht aussehen würde. Vgl. dazu Archiv für Eisenbahnwesen 1940, 8, 1016 
sowie ZVMEV, 1940, S. 353. 
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gibt es nicht einmal eine Kassenrechnung; Ausgaben für die Wege und 
Einnahmen, die der Benutzer bezahlt, wurden niemals berechnet, 

Öfters kommt es jedoch vor, daß ein Verkehrsbetrieb auf die Dauer 
nicht eigenwirtschaftlich ist. In diesem Fall wird die allgemeine Staats- 
kasse stets einspringen müssen, um die Fehlbeträge zu decken. An sich 
ist das nicht so schlimm, wenn die indirekten Vorteile die Fehlbeträge 
ausgleichen; dieses war doch der Ausgangspunkt meiner Betrachtungen, 
Doch liegt hierin eine gewisse Gefahr. In Zeiten allgemeiner Wohlfahrt 
wird dies Vorgehen kaum Widerspruch hervorrufen, in Zeiten finanzieller 
Krisen ist das anders. Der Ruf nach Eigenwirtschaftlichkeit von Staats- 
betrieben ist nämlich eine Nebenerscheinung der schlechten Wirtschafts- 
lage. Dies ist begreiflich. Hierin liegt die große Gefahr, insofern als in 
Zeiten von Depressionen konjunkturempfindliche Verkehrsbetriebe — 
empfindlich, weil, wie z.B. bei den Eisenbahnen, so viel Kapital darin 
festgelegt ist und mit großen, festen Lasten gearbeitet wird, die nicht 
oder wenigstens nicht in kurzer Zeit verringert werden können — finan- 
ziell nicht auf ihre Kosten kommen, durch törichte und von interessierter 
Seite stammende Kritik bekämpft werden und dann von unerwünschten 
Maßnahmen der Behörde betroffen werden. Vor allem wird dies der Fall 
sein, wenn die Regierung schwach ist und sich nicht daran erinnern kann 
oder will, daß die Verkehrsmittel ursprünglich nicht auf direkte Renta- 
bilität aufgebaut wurden, und daß die indirekten, oft nicht sichtbaren 
und nicht in Zahlen auszudrückenden Vorteile bestehen bleiben. Der 
Finanzminister in den Niederlanden gab aus dieser unrichtigen Menta- 
lität einmal die historische Schilderung vom „schwarzen Fleck auf dem 
Reichsetat“, als er über die Fehlbeträge bei den Niederl. Eisenbahnen 
sprach. In Indien rief sie 1922 Zustände hervor, die ich unter III zu A 
noch beschreiben werde. In der letzten Krisenperiode wurden Maß- 
nahmen ergriffen, die, wie allgemein angenommen wird, viel zu weit 
gingen. 

Es ist immer schwierig, wenn nicht gar unmöglich, in finanziell 
schlechten Jahren durch den Staat die staatlichen Verkehrsbetriebe auf 
eine auch dann gesunde Grundlage bringen zu lassen. Dann würden die 
oben besprochenen, in guten Jahren zusammengetragenen Reserven ihre 
große Aufgabe lösen können. Wenn es dann aber diese Reserven nicht 
gibt, was muß dann geschehen? Man kann viele Lösungen anwenden, die 
fast immer ausnahmslos ihren nachteiligen Einfluß auf den Verkehr, also 
auch auf die mit ihm verbundenen Vorteile — direkte oder indirekte —, 
ausüben. Man hat geraten — Sax tut das auch —, schon von Anfang an 
die Verkehrsbetriebe auf eigene Füße zu stellen und einen Teil des Kapi- 
tals abzuschreiben. Welchen Teil, darf man fragen? Kann dies einiger- 
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maßen genau angegeben werden? Hierauf muß verneinend geantwortet 
werden. Das Fehlen einer vollständigen Kostendeckung zeigt sich erst 
später, Berechnungen, die noch so genau ausgeführt sind, geben keine 
vollständige Sicherheit. Man steht, vor allem in den Kolonien, dauernd 
vor neuen Überraschungen. Erst nach einigen Jahren zeichnen sich 
die Betriebsergebnisse besser ab. Dann wäre der Augenblick gekommen, 
um die Finanzen auf eine gesunde Grundlage zu stellen, wenn die Staats- 
kasse dies zulassen würde. Hierauf könnte man bemerken, daß es doch 
nicht unbedingt notwendig ist, nach dem, was oben gesagt wurde, die 
Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrsbetriebe zu verlangen. Das ist 
auch wirklich so, man muß jedoch mit der Realität rechnen. Ein 
schwerwiegender Faktor in dieser Hinsicht ist, daß dauernde große Fehl- 
beträge zu verzweifelten, im allgemeinen gesehen, schädlichen Erspar- 
nismaßnahmen führen, die außerdem, was leider allzu oft vergessen 
wird, einen sehr ungünstigen psychologischen Einfluß auf die Betriebs- 
führung und das Personal ausüben, die ohnmächtig unter dem Druck 
stehen, in einem notleidenden Betrieb arbeiten zu müssen. Unter III 
unter D will ich bei der Hafenverwaltung (Tandjong Priok) ein Beispiel 
für diese Art der Kapitalabschreibung angeben. Wenn durch diese, zur 
rechten Zeit eingeführte Extra-Abschreibungspolitik aus den allgemeinen 
Mitteln ein sicheres Gleichgewicht erreicht wurde, das der buchhal- 
tungsgemäßen Eigenwirtschaftlichkeit näherkommt, dann kann 
dies von großer Bedeutung sein. Als Grundlage für den Rentabilitäts- 
vergleich mit anderen, nicht unterstützten — oder anders unter- 
stützten — Verkehrsbetrieben kann diese künstliche Selbstkostendeckung 
— wie schon oben angegeben wurde — nicht dienen. Darum kann eine 
Koordinationspolitik darauf nicht aufgebaut werden, von einem „fairen 
Wettbewerb“ kann dann nicht die Rede sein, weder im Mutterland, noch 
in den Kolonien. 

Natürlich darf niemals in Frage kommen, ein Verkehrsmittel als 
„öffentliches Gebrauchsgut“, also ohne Kostenvergütung, nur verhält- 
nismäßig wenigen Benützern zur Verfügung zu stellen. Stets 
wird die Behörde eine Gebühr für geleistete Dienste erheben müssen. 
Unentgeltlighe Zurverfügungstellung der Verkehrsmittel an einen- Teil 
der Allgemeinheit wird überall Vergeudung zur Folge haben. So gut 
ев ist, Landwege unentgeltlich den Fußgängern usw. zur Verfügung zu 
stellen, da die g e s a m t e Bevölkerung sie fast gleich viel benutzt, ebenso 
falsch ist es, wie es 1900 in den Niederlanden geschehen ist, die kost- 
baren und kostspieligen Reichskanäle einem kleinen Teil der Bevölke- 
rung unentgeltlich in Gebrauch zu geben, nur weil damals nur wenige 
Politiker von der Unrichtigkeit der mit viel Propaganda verteidigten 
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Maßnahme überzeugt waren. Ich erwähne dies, weil diese falsche Poli- 
tik in den Kolonien oftmals empfohlen wurde, und zwar um sowohl 
kostenlose Beförderung der Arbeiter zu bekommen, als auch im Straßen- 
verkehr für die dabei verursachten besonderen Kosten keine oder keine 
genügende Vergütung zahlen zu brauchen. Auch bei der Hafenverwal- 
tung wurde diese falsche Politik von Interessenten verteidigt; tatsächlich 
ist sie in der Anfangszeit in Niederländisch-Indien z.B. für den Hafen 
von Tandjong Priok (Batavia) auch angewandt worden (siehe Abschn. III 
unter D). 

Bei den Eisenbahnen muß man bei der Eigenwirtschaftlich- 
keitsforderung einen Unterschied machen, wenn diese als ein Privat-, als 
ein reiner Staatsbetrieb oder als eine Zwischenform zwischen diesen 
beiden betrieben werden. In der ganzen Welt macht sich durch das große 
Staatsinteresse und den „indirekten Nutzen“ ein starkes Streben bemerk- 
bar, die Eisenbahnen durch den Staat betreiben zu lassen. Vor allem in 
den Kolonien treten die Vorteile deutlich hervor. Finanzielle Vorteile 
aus dem Betriebe fallen dem Staate zu, Fehlbeträge muß die Allgemein- 
heit decken. In Anbetracht der großen indirekten Vorteile, die mit 
einem gut funktionierenden, zweckmäßig angelegten Eisenbahnsystem 
verbunden sind, kann, falls die Fehlbeträge in erträglichen Grenzen — 
erträglich, d. h. im Vergleich mit dem zu erreichenden indirekten Nutzen 
— bleiben, hiergegen kein Bedenken erhoben werden. Vor allem bei 
kolonialen Eisenbahnen können nicht alle notwendigen und für nützlich 
erachteten Linien eigenwirtschaftlich sein. Der Fall ist hier ziemlich 
einfach, weil bei einem reinen Staatsbetrieb die Bahn und die Fahrzeuge 
in einer Hand sind und der Betrieb für Rechnung des Eigentümers, hier 
also des Staates, geschieht. 

Befindet sich der Betrieb in Händen von Privatpersonen, dann wird 
der Betrieb entweder eigenwirtschaftlich sein oder auf eine der oben- 
genannten vielen Arten eigenwirtschaftlich gemacht werden müssen, 
Meistenteils wird diese Aufgabe dem Staat zufallen. Er muß beurteilen, 
ob diese Unterstützung im richtigen Verhältnis zu den zu bringenden 
finanziellen Opfern steht. In den Kolonien muß man hierin weiter gehen 
als in den „alten“ Ländern. 


Etwas anders als bei der Eisenbahn liegt die Sache beim Wege- 
verkehr, weil der Weg fast immer in Händen des Staates oder dessen 
Organen ist, die Verkehrsmittel in den Händen von Privatpersonen, die 
auch den Betrieb ausüben. Auf die Eigenwirtschaftlichkeit der zahllosen 
privaten Verkehrsunternehmungen will ich nicht näher eingehen. Oft- 
mals wird es notwendig sein, diese finanziell zu unterstützen; inwiefern 
dies geschehen muß, hängt von der Bedeutung der Unternehmung 


Die Rentabilitätsfrage bei kolonialen Verkehrsmitteln. 237 


ab. Ich will jedoch näher eingehen auf das, was man den „Straßen- 
betrieb“ der Behörde nennen könnte, der großen Einfluß ausübt auf die 
Wirtschaftlichkeit der Unternehmungen, die auf den Wegen ihren Be- 
trieb ausüben. 

Muß dieser „Straßenbetrieb“ einer öffentlichen Verwaltung eigen- 
wirtschaftlich sein? Wenn nicht, dann bedeutet das, daß die Unter- 
nehmungen, die von den Wegen einen wirtschaftlichen Gebrauch machen, 
je nach Umständen einen größeren ‘oder kleineren Zuschuß bekommen. 
Nach dem Gedankengang von Prof. Blum — und anderen — ist dies 
nicht erwünscht. Er fordert, daß die Unterhaltung und Verbesserung 
des bestehenden Netzes, die durch den Gebrauch des Motorverkehrs not- 
wendig geworden sind, sowie die Zinsen und die Tilgungskosten des 
neuen Netzes vom Autoverkehr selbst getragen werden sollen (Seite 168 
und 190 von Band 1 seiner Entwicklung des Verkehrs). Hier- 
mit könnte man sich einverstanden erklären, wenn die Anwendung des 
Grundsatzes in der Praxis möglich wäre; ich wies oben schon darauf 
hin, daß dies nicht der Fall ist und auch nicht sein kann. Auch bei 
den anderen Verkehrsarten ist das nicht möglich. Die Erhebung von 
Zwecksteuern und anderen Steuern (wenn man von Wegezollerhebungen 
absehen will) auf mindestens 100 % der Kosten, die dem „Straßen- 
betrieb“ zugute kommen würden, so daß er eigenwirtschaftlich würde, 
ist ausgeschlossen!. 

Außer diesem schwerwiegenden Faktor würden bei konsequenter 
Anwendung des Grundsatzes der Eigenwirtschaftlichkeit die „indirekten 
Vorteile“ für die Allgemeinheit, die sehr sicher bestehen, bei ziemlich 
schwachem Verkehr ganz ins Gedränge kommen. Mit all diesen Schwierig- 
keiten vor Augen ist es besser, von der Eigenwirtschaftlichkeit des 
Straßenbetriebes abzusehen. Vor allem in kolonialen Gebieten, die dem 
Verkehr erschlossen werden müssen, und wo die Landwege einen gleich- 
wertigen Einfluß auf die wirtschaftliche Entwicklung, die „Verwaltungs- 
führung“ usw. ausüben, wie oben für die Verkehrsmittel im allgemeinen 
schon beschrieben wurde, ist dieser Grundsatz von größter Bedeutung. 

Wenn der Eigenwirtschaftlichkeitsgrundsatz nirgends dazu dienen 
kann, um den „fairen Wettbewerb“ in Wirklichkeit zustande zu bringen, 
dann darf man doch erwarten, daß die Regierung oder die von ihr hierfür 
angewiesenen Organe für einen gewissen Zusammenhang zwischen der 

1 Selbstverständlich dürften dann die vom Fußgänger, Radfahrverkehr 
usw, verursachten Kosten nicht zu Lasten des Autoverkehrs gehen, die Kon- 
sequenz für die Niederlande habe ich ausführlich in dem mehrgenannten Artikel 
der Kölner Verkehrszeitschrift dargelegt; dieser letzte Teil des Wegeverkehrs 


muß nach dem Grundsatz behandelt werden, der oben S. 235 unter dem Stich- 
wort „allgemeines Gebrauchsgut“ dargestellt worden ist. 
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Unterstützung der Behörde beim Schienen- und Wegeverkehr sorgen 
werden, um dem unlauteren Wettbewerb untereinander vorzubeugen; also 
für eine Art gelenkte, teilweise Eigenwirtschaftlichkeit, sei es auch nach 
einem anderen Grundsatz, wie Prof. Pirath angab. 

In besonderen Fällen wird es auch vorkommen können, daß die Be- 
hörde die Ausübung der Straßenverkehrsbetriebe auf sich 
nimmt, und zwar in den Fällen, die Knies und Sax dafür angaben (siehe 
oben). In Wirklichkeit geschieht dies noch mehr in den Kolonien als in 
kolonisierenden Ländern, falls die Unterstützung von Privatpersonen 
nicht die für notwendig erachtete Verkehrsbedienung mit sich bringt; 
man denke an Staats- und Stadtautobuslinien! Für diese Straßenver- 
kehrsunternehmungen gilt dann hinsichtlich der Eigenwirtschaftlichkeit 
dasselbe, was oben im allgemeinen schon gesagt wurde. 


Hinsichtlich der Binnenschiffahrt ist dasselbe zu sagen wie 
für den Wegeverkehr. Die großen Flüsse und Reichskanäle sind meistens 
ganz oder zum Teil abgabenfrei. Die Kosten des Fahrweges, insofern sie 
wirklich zu Lasten des Schiffahrtbetriebes gebracht werden dürfen, sind 
in diesem Fall unrechtmäßig ganz oder zum größten Teil der Schiffahrt 
abgenommen, wodurch sie sich in einer günstigeren Konkurrenzlage be- 
finden; ich wies oben schon darauf hin. Die indirekten Vorteile eines guten 
Wasserstraßennetzes sind jedoch sehr groß. Die Deckung der Kosten 
mittels besonderer Abgaben wie Zöllen, Brückengeldern, Kaigeldern 
usw., durch eine von mir 1934 befürwortete „Fahrgeldsteuer“ in dem 
Bericht Binnenscheepvaartheffingenin Nederland! — 
„Binnenschiffahrtsabgaben in den Niederlanden“ — als Zwecksteuer bis 
zu dem ganzen Betrag der von der Binnenschiffahrt verursachten Kosten, 
möchte ich hier nicht gerne mehr verteidigen, jedenfalls aber nicht für 
die Kolonien. Am wenigsten stehe ich auf dem Standpunkt, den das 
„Transportation Committee“ 1933 in Amerika einnahm, daß grundsätzlich 
die Kanäle alle Kosten für Abschreibung, Zinsen, Unterhalt und Betrieb 
tragen müssen und daß sie, wenn sie dem nicht nachkommen oder an- 
deren Verkehrsmitteln Konkurrenz machen, aufgegeben werden müßten 
(„should be abandoned“). Erstens würde dann das in die Kanäle ge- 
steckte riesige Kapital vollkommen wertlos, zweitens würde ein nützlicher 
Betriebszweig ganz vernichtet und drittens würde der „indirekte Nutzen“ 
eines guten Wasserwegenetzes über Bord geworfen. — Wohl ist es wün- 
schenswert, die Binnenschiffahrt zum Teil mit den durch sie verursach- 
ten Kosten zu belasten und bei Koordinationsmaßnahmen den tatsäch- 
lich verliehenen Unterstützungen der Behörde Rechnung zu tragen. 


2 Vgl, Archiv 1934 5. 1223 und ZVMEV. 1934 S. 432. 
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Beim Bau neuer Wasserwege — dasselbe gilt auch für Land- und 
Schienenwege — muß ein genauer Kostenanschlag nach dem 
Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit aufgestellt werden. Man muß 
ferner untersuchen, ob die indirekten Vorteile den zu erwartenden Fehl- 
beträgen rechnungsmäßig entsprechen. 

Für ein Kolonialreich wie Niederländisch-Indien, wo es keine gro- 
ßen Kanäle oder kanalisierte Flüsse gibt, hat dieser Teil meiner Aus- 
führungen nur theoretischen Wert. 


Die Küsten- und die Seeschiffahrt befinden sich in 
einer fast ähnlichen Lage. Bei der Behandlung dieser Verkehrsarten, die 
meistens von Privatpersonen oder Gesellschaften betrieben werden, muß 
erst einmal untersucht werden, welche riesigen Kosten sie für die Allge- 
meinheit mit sich bringen durch den Bau von Häfen, Großschiffahrts- 
kanälen, Baggerarbeiten, Beleuchtungs- und Seezeichendienst usw. Vor 
allem aber muß festgestellt werden, ob die hierdurch entstehenden 
Kosten von der Behörde auf den Gebraucher abgewälzt werden müssen 
und ob bei diesen „Wasserwegebetrieben“, „Hafenbetrieben“ usw. Eigen- 
wirtschaftlichkeit gefordert werden kann. Das „öffentliche Interesse“, die 
„indirekten Vorteile“ sprechen hierbei, wie bei allen anderen Verkehrs- 
betrieben erheblich mit. Vor allem in dem ausgedehnten Inselreich wie 
Niederländisch-Indien tritt dies stark in den Vordergrund. 


Der noch so junge zivile Luftverkehr ist nirgendwo in der 
Welt eigenwirtschaftlich. Er bedient sich wohl keiner festen Wege, in 
denen große Kapitale stecken, wie die Eisenbahnen, Land- und Fahr- 
wege; doch sind auch hier kostspieligee Maßnahmen notwendig, wie z. В. 
Flugplätze mit ihren Stationen, Flugzeughallen, Reparatureinrichtungen. 
Auch das Material ist kostbar, sowie der Brennstoff, auch die Kosten für 
die Angestelltenschaft sind sehr hoch. Die Aufnahmefähigkeit der Flug- 
zeuge ist ziemlich gering, die Frachtpreise müssen deswegen sehr hoch 
sein, um einen Teil des unvermeidlichen Betriebsfehlbetrages zu decken. 
Was noch an Verlust übrigbleibt, muß aus Zuschüssen des Staates ge- 
deckt werden, sei es in Geld oder durch die Verträge für die Beförderung 
der Post usw. Die Kapitalkosten des Unternehmens können oft bedeutend 
verringert werden durch Bodenschenkungen für Flugplätze, Beiträge der 
unteren Verwaltungsstellen und durch private Körperschaften, die mit 
den „indirekten Vorteilen“ rechnen, die für sie durch Anschluß an das 
Luftnetz entstehen. Dadurch werden sie jedoch im allgemein-wirtschaft- 
lichen Sinne nicht eigenwirtschaftlich. 

In einem Kolonialland mit großen Entfernungen ist der Luftverkehr 
wegen seiner großen Geschwindigkeit von besonderer Bedeutung. Für 
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ein Inselreich wie Niederländisch-Indien mit Abständen bis zu 5000 km ` 
ist er wohl besonders wichtig. Außerdem eignet sich die Luftfahrt sehr 
gut für die Kartierung sonst unzugänglicher Gebiete. Auch der mili- 
tärische Nutzen einer guten zivilen Luftfahrt ist nicht zu unterschätzen. 

Auf den ersten Blick erscheint es, als ob dieses junge Verkehrs- 
mittel am besten seinen Zweck erfüllte, wenn der Flugbetrieb in Händen 
des Staates ruht. Jedoch hat man überall eine andere Lösung gesucht, 
und zwar in der Verwaltung durch Inhaber einer Konzession, also durch 
Privatbetriebe, die auf verschiedene Art vom Staat große Zuschüsse er- 
halten. 

Die Luftfahrtgesellschaften sind ein typisches Beispiel für Privat- 
unternehmen, bei denen die Rentabilitätsforderung der vollständigen 
Kostendeckung für die ersten Jahre nicht in Frage kommt; vielleicht 
werden sie niemals eigenwirtschaftlich werden. Dank des „indirekten 
Nutzens“, den sie der Allgemeinheit erweisen, wird das bis jetzt auch 
nicht verlangt. Sie sind daher für die Behörde Objekte, denen in großem 
Umfang Unterstützung in den verschiedensten Formen gewährt wird. 


DerNachrichtendienst wird von der Post, dem Telegraphen 
und dem Telephon besorgt. Diese Dienste stimmen trotz ihrer Verschie- 
denheit, auf die Sax im 2. Teil von „Die Verkehrsmittel in 
Volks-und Staatswirtschaft“ (Seite 346) hinweist, darin über- 
ein, daß der Austausch von Nachrichten für die Wirtschaft von größter 
Bedeutung ist, während sie auch für die Führung der Verwaltung nicht 
mehr wegzudenken sind. Diese Bedeutung macht es notwendig, daß der 
Staat diesen Dienst als Ganzes vollständig organisiert und verwaltet. 
Das Nachlassen der freien, doch in den meisten Fällen konzessionierten 
Privatunternehmen brachte es mit sich, daß der Staat in den meisten 
Ländern selbst den Nachrichtendienst in die Hand nahm, Hier und da 
bestehen wohl noch Unternehmungen, die im Privatbesitz sind; doch dann 
ist der Einfluß, den der Staat auf sie ausübt, sehr groß, und er strebt 
danach, diese Unternehmen zu verstaatlichen, um zu einer größeren Ein- 
heit zu gelangen, obwohl man im allgemeinen mit der Arbeit dieser 
Privatbetriebe nicht ganz unzufrieden ist. Nur bei internationalen Ver- 
bindungen — Kabeltelegraphie — kann eine Verwaltung in Privathand 
vorteilhaft sein. Darüber wird unter III noch zu sprechen sein. 

Man hat früher viel darüber geschrieben, nach welchem finanziellen 
Grundsatz der Nachrichtendienst verwaltet werden müsse, nach dem der 
„öffentlichen Unternehmung“, dem der „öffentlichen Anstalt“ oder dem 
des „öffentlichen Gebrauchsgutes“. Durch das große Allgemeininteresse, 
das für den Nachrichtendienst besteht, vertritt man fast übereinstimmend 
die Meinung, daß das zweite Verwaltungsprinzip das beste ist. Zumeist 
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will man dann auch, daß die Betriebe zumindest eigenwirtschaftlich sind. 
Da eine Konkurrenz bei dem beinahe monopolisierten Nachrichtendienst 
fast ausgeschlossen ist, ist dies in der Praxis nicht so schwierig wie bei 
anderen Verkehrsarten. Doch ist es oft nicht einfach, bei niedrigen 
Tarifen, die auch ihre Vorteile haben, eine ausgeglichene Rechnung zu 
bekommen, Die Fehlbeträge werden dann vom Staat aus den allgemeinen 
Mitteln getragen. Dies geschieht dann meistens ohne viel Bedenken, weil 
die „indirekten Vorteile“ preiswerter Nachrichtendienste die finanziellen 
Verluste ausgleichen. Jeder Fall muß natürlich für sich betrachtet wer- 
den. In Kolonialgebieten, in denen die Bevölkerung auf große Räume 
verteilt ist, also schwierig in mündliche Verbindung miteinander treten 
kann, wird durch die geringe finanzielle Tragkraft der einheimischen 
Bevölkerung die Unterstützung der Betriebe, um zu einer kaufmännischen 
Eigenwirtschaftlichkeit zu gelangen, viel notwendiger sein, als in den 
älteren Kulturstaaten. Über die Zusammenfassung von Post, Telegraphie 
und Telephonie zu einem (eigenwirtschaftlichen) Gebiet wurde oben be- 
reits gesprochen. 


Endlich müssen auch die Fernleitungen von Elektrizi- 
tät,Gasundöl, die auch zu den Verkehrsmitteln gerechnet werden, 
einer Betrachtung unterzogen werden. Sie sind jedoch so unmittelbar 
mit den Einrichtungen für die Gewinnung und Verteilung von Strom, 
Gas und Öl verbunden, daß die Wirtschaftlichkeit derartiger Leitungen 
einen Teil der Ertragsfähigkeit der Unternehmen bildet, denen sie ange- 
hören. Dieser Teil der Wirtschaftlichkeitsfrage gehört jedoch nicht in 
den Rahmen dieser Betrachtungen, die besonders auf die Eigenwirt- 
schaftlichkeitsforderung der Verkehrsbetriebe in engerem Sinne gerichtet 
sind, 


Im folgenden Abschnitt will ich die Verkehrsmittel, wie sie in 
Niederländisch-Indien eingesetzt wurden, einer genaueren 
Betrachtung unterziehen. Ich beginne mit den Eisenbahnen, um 
danach den Land- und Binnenschiffahrtsverkehr, die 
Küstenfahrt, Seeschiffahrt, den Luftverkehr und den 
Nachrichtendienst zu besprechen. Die Verkehrsarten im enge- 
ren Rahmen, die in so enger finanzieller Verbindung miteinander stehen, 
sind dann insofern auf ihre Wirtschaftlichkeit hin untersucht, daß sich 
jeder Leser eine Meinung bilden kann, die jedoch bei der Beurteilung der 
Verhältnisse in anderen kolonialen Ländern mit oft — das halte man vor 
allem im Auge — ganz anderen Zuständen, die also eine vollkommen an- 
dere Lösung erfordern, von Wert sein kann, 
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II. Die Rentabilität der Verkehrsunternehmungen in Niederländisch- 
Indien. 
A. Schienenverkehr, 

Schon im Jahre 1840 ließen sich in Niederländisch-Indien Stimmen 
vernehmen, die auf den Bau von Eisenbahnlinien auf Java drängten, Es 
wird jedoch begreiflich sein, daß diese schüchternen Geräusche wenig 
Anklang bei der Regierung und den Geldgebern fanden; hatte man doch 
in Amerika und Europa auch gerade erst den Bau von „eisernen Wegen“ 
in Angriff genommen. Es ist daher auch nicht verwunderlich, daß in 
einem weit vom Kulturzentrum entfernten Lande, von dem noch nicht 
einmal gute Karten bestanden, die Möglichkeit, geschweige denn die Not- 
wendigkeit nicht eingesehen wurde. Die Stimmen, die den Bau von Eisen- 
bahnen befürworteten, wurden jedoch allmählich zahlreicher und kräf- 
tiger. 

Wie war in den Jahren 1840—1870 der Zustand auf dem Verkehrs- 
gebiet im allgemeinen? 

Je nach der größeren Entwicklung der von der Regierung betriebe- 
nen Zwangsanpflanzungen und des damit verbundenen größeren Trans- 
portes der Erzeugnisse von den Landbauzentren nach der Küste, machte 
sich der Nachteil mangelhafter Wege und noch mehr das Fehlen von 
Wagen und Zugvieh peinlich bemerkbar. Auf Java, das ich zuerst einer 
Betrachtung unterziehen will, weil dies von alters her und auch jetzt 
noch die wichtigste ‚Niederlassung war, wurde der Zustand allmählich 
kritisch. Es kam vor, daß Tee einige Monate aus dem Preanger — West- 
Java — nach Batavia unterwegs war, daß der Kaffee in den Packhäusern 
der mitteljavanischen Fürstentümer schimmelte aus Mangel an Trans- 
portmitteln, während Schiffe auf der Reede von Semarang und Surabaia 
monatelang leer zu warten lagen. 

Es ist kein Wunder, daß die indische und niederländische Regierung 
nach Mitteln suchten, um den Zustand durch Anlage besserer Wege, die 
jedoch wieder zwecklos waren, weil die Transportmittel fehlten, zu ver- 
bessern. Um letzterem zu begegnen, wurden die Wagen mit besseren 
Achsen versehen, Kamele, Esel und sogar Lamas eingeführt, die Büffel- 
zucht gefördert und das Schlachten beschränkt, Aber all das half nichts. 
Man erwog ernstlich, eine Regierungsverkehrsunternehmung mit eigenem 
Wagen- und Büffelpark zu gründen. Aber wegen der großen, damit ver- 
bundenen Schwierigkeiten sah man schließlich davon ab. 

So wurde man wohl gezwungen, ernstlich an den Bau von Eisen- 
bahnlinien zu denken. Man hatte im Laufe der Jahre in den Mutter- 
ländern, in den Niederlanden und einigen englischen Kolonien Erfahrun- 
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gen gesammelt. Doch es gab große Schwierigkeiten, die überbrückt wer- 
den mußten, Für Eisenbahnen benötigte man viel Kapital. Doch die 
Niederlande konnten die „batige sloten“ (Barüberschüsse) — die Ein- 
nahmen aus dem kolonialen Haushalt, die damals noch bestanden — in 
ihrem damaligen Finanzierungssystem nicht entbehren. Indien war 
weiter im politischen Sinne in jeder Hinsicht vom Mutterland abhängig; 
der autoritäre und stark zentralisierte Verwaltungsapparat fürchtete den 
Einfluß des Privatkapitals; man besorgte, daß die Beamten in Konflikt 
geraten könnten mit den europäischen Unternehmern, und fürchtete die 
vielleicht daraus entstehende Schwächung ihrer Gewalt, Einflußreiche 
Männer sagten sogar den Untergang des kolonialen Besitzes voraus, falls 
der abendländische Atem über das morgenländische Land beim Bau der 
Eisenbahnen gehen würde! Wenn man hinzufügt, daß es keine guten 
Karten des Landes gab, so daß man an Ort und Stelle erst einige Trassen 
suchen mußte, und daß die gebirgige Insel dauernd von Erdbeben und 
Überschwemmungen („Bandjirs“) heimgesucht wurde, dann wird es klar 
sein, daß die Notwendigkeit für den Bau von Eisenbahnen sich nur lang- 
sam in der herrschenden Klasse durchrang. Alles, was gut ist, hat 
seine Zeit nötig, um sich einzubürgern. So ist es auch mit den Ver- 
kehrsmitteln. Eine dynamische Entwicklung würde in Indien höchst 
unerwünschte Erscheinungen auf anderem Gebiet hervorgerufen haben. 
Man darf nicht vergessen, daß Niederländer nüchtern denkende Men- 
schen sind, die sich nicht zu früh aufs Eis wagen. Diese Eigenschaft 
wirkt oft lähmend, aber sie hat auch den Vorteil, daß man sich nicht an 
allzu hitzige Experimente heranwagt. Diese Eigenschaft hat Niederland 
an die Spitze der kolonisierenden Nationen gebracht. 

Im Laufe der Jahre wurde jedoch der Drang nach besseren Ver- 
kehrsmitteln immer stärker. In Niederland feierte in den 60er Jahren 
das liberal-wirtschaftliche System, das System von „laisser aller“, seine 
größten Triumphe, und die geniale Personifizierung dieses Systems, das 
zu der Zeit in anderen Ländern bereits wankte, Minister Thorbecke, 
predigte als höchste Weisheit die Zurückhaltung des Staates auf jedem 
Gebiet, außer auf dem des Rechtes. Für das Wirtschaftsgebiet verkün- 
dete er, daß der Staat sich um die Industrie, zu der er natürlicherweise 
auch das Verkehrswesen rechnete, nicht kümmern dürfe. Aus diesem 
Grunde waren in den Niederlanden keine Staatseisenbahnen zustande ge- 
kommen, weil man behauptete, daß der Privatinitiative freie Bahn ge- 
lassen werden müsse, Ich sagte oben schon, daß gerade in Indien eine 
starke Strömung gegen die Privatinitiative bestand. So entstand ein hef- 
tiger Streit, der zur Folge hatte, daß jahrelang überhaupt nichts ge- 
schah. Wie dieser Streit geführt wurde, habe ich beschrieben in meinem 
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GedenkboekderStaatsspoorwegeninNederlandsch- 
Indië 1875—1925, ausführlicher in meiner Korte Geschiedenis 
der Nederlandsch-Indische Spoor- en Tramwegen 
(siehe Archiv für Eisenbahnwesen 1928, Seite 1043), in den ersten Teilen 
meines zehnteiligen Sammelwerkes Indische Spoorwegpolitiek, 
das von der Direktion der Indischen Staatseisenbahnen herausgegeben 
wurde, und in zahlreichen kürzeren und längeren Veröffentlichungen!. Im 
Zusammenhang mit dem Thema, das jetzt behandelt wird, tun die in 
diesen Schriften ausführlich beschriebenen Einzelheiten weniger zur 
Sache; es muß nur noch gesagt werden, daß wiederholt von Privat- 
personen Anträge auf Verleihung von Konzessionen für die Anlage 
von Linien eingereicht wurden, wobei sie gleichzeitig unter Hinweis auf 
das große Risiko um Subventionen in der Form von Geld oder Land 
baten, und um Zusagen, bezüglich des zukünftigen öffentlichen Staats- 
verkehrs, um kostenlose Zurverfügungstellung von Arbeitskräften, um 
Zinsgarantien usw. Oft wurden diese Anträge eingereicht nur für ganz 
bestimmte Linien vom Binnenland nach den Ausfuhrhäfen, oft für ein 
zusammenhängendes Netz über die ganze Insel; aber weder die Regie- 
rung noch die Antragsteller selbst konnten die finanzielle Tragweite 
der Pläne übersehen. 

Inzwischen wurden die Zustände auf dem Verkehrsgebiet immer 
unerträglicher. Man entschloß sich daher in den Niederlanden, eine 
Kommission unter Leitung des sachkundigen, vielleicht etwas zu selb- 
ständigen, früheren Artillerieoffiziers Th. J. Stieltjes — dessen Standbild 
jetzt vernachlässigt in Rotterdam steht — zu entsenden, um die Ver- 
kehrsfrage an Ort und Stelle zu untersuchen. Das war im Jahre 1860. 
Während diese Kommission, deren stürmische Erlebnisse ich im Jahrgang 
1941 der von mir redigierten Zeitschrift Spoor- en Tramwegen 
beschrieben habe, noch mit ihren Untersuchungen beschäftigt war, be- 
antragte eine scheinbar kapitalkräftige Interessengemeinschaft von Ge- 
schäftsleuten eine Konzession für den Bau einer Eisenbahn von Mittel- 
Java nach der Küste. Die in der Anfrage ungefähr angedeutete Trasse 
schuf sogleich Uneinigkeit zwischen Stieltjes und dem Generalgouverneur 
von Niederl.-Indien, Baron Sloet van de Beele, der schließlich den Kno- 
ten durchhaute und die Konzession verlieh unter dem Vorbehalt der ge- 
setzlichen Regelung einzelner Punkte, in denen die Antragsteller eine 
Zinsgarantie verlangt hatten. Nach heftigen Debatten im Parlament 
wurde die Konzession endlich im März 1863 verliehen und so konnte die 
heute noch bestehende — und später blühende — „Nederlandsch-Indische- 


1 Siehe u. a. Archivfür Eisenbahnwesen, Jahrgang 1939, Heft 2, 
Seite 495, sowie früher Archiv 1925, S. 526. 
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Spoorwegmaatschappij“ (N.IS.M.; Niederländisch-Indische Eisenbahn- 
gesellschaft)! gegründet werden. Schon gleich zu Anfang der Bau- 
arbeiten stellten sich große finanzielle Schwierigkeiten ein, weil die 
Bank, die das Unternehmen finanzierte, eine Schöpfung der unstetigen 
Pariser „Crédits Mobiliers“ war. Ich habe die „Kinderkrankheiten der 
N.LS.M.“ kürzlich in meiner Zeitschrift (Jahrgang 1941) beschrieben und 
darin zum Ausdruck gebracht, daß während des Baues zweimal Konkurse 
drohten, die nur mit Hilfe des Staates beschworen werden konnten. 
Erst 1873 wurde die konzessionierte Linie Semarang—Vorstenlanden 
vollständig dem Betrieb übergeben, einschließlich der weit abliegenden 
Linie Buitenzorg—Batavia, deren Konzession derselben Gesellschaft ver- 
liehen worden war. Der Bau war in freier, bezahlter Arbeit und nicht 
in Frondienst ausgeführt worden, und zwar unter Leitung des Ober- 
ingenieurs de Bordes, später unter der van Maarschalks, Männern, deren 
Namen wir später noch antreffen werden. 


Es ist begreiflich, daß die anfänglichen finanziellen Mißerfolge der 
Privatgesellschaft, die in- und außerhalb der Volksvertretung so viel 
Staub hatten aufwirbeln lassen, den Privatpersonen alle Lust nahmen, 
sich weiter finanziell für neue Linien zu interessieren. Es gab damals in 
Indien nur die beiden eben genannten wichtigen Stichlinien vom 
Inland nach der Küste (1. von der Residenz des Generalgouverneurs in 
Buitenzorg, das auch ein Pflanzungszentrum ist, nach Batavia und 2. 
von den viel Kaffee und Tabak produzierenden Mittel-Javanischen 
Fürstentümern Djokjakarta und Solo nach Semarang); doch dabei blieb 
es vorläufig. 


Die Meinung in Niederland über die staatliche Betätigung in den 
Kolonien hatte sich inzwischen in den siebziger Jahren sehr geändert; 
der liberale Kolonialminister Mr. P. P, van Bosse reichte ein Gesetz ein 
für den Bau eines ziemlich ausgedehnten Staatseisenbahnnetzes; über die 
Art und Weise der Betriebsführung sollte später noch entschieden wer- 
den, Es war ein großes Entgegenkommen des zweiten liberalen Ministe- 
riums Thorbecke, in dem auch van Bosse saß, an die neuen Gedanken, 
die mit der noch immer übermächtigen Auffassung, der Staat habe hier 
nichts zu suchen, in so scharfem Widerspruch standen. Durch den 
Widerstand im Parlament wurde van Bosse dazu bewogen, seinen Vor- 
schlag zurückzunehmen und durch einen anderen zu ersetzen, bei dem 
Bau und Betriebsführung durch Privatgesellschaften im Vordergrund 
standen, Mitte Juli 1872 beeilte sich der liberale Minister Fransen van 
de Putte, der Nachfolger von van Bosse, den Gesetzentwurf, der nichts 


1 Vgl. Archiv 1935 8. 981. 
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ganzes und nichts halbes war, einzuziehen. Über die finanzielle Regelung 
zwischen Staat und Privatpersonen bei Konzessionsverleihung ließ er 
sich unterrichten von einem Ausschuß von Bankinhabern, die aus der 
Firma Lippmann und Rosenthal in Amsterdam, der Rotterdamschen Bank, 
der Rotterdamschen Handelsvereeniging und der Bank für Handel und 
Industrie in Darmstadt bestand. Das Gutachten dieses Ausschusses, 
dessen Berichterstatter der früher genannte Stieltjes war, war so ent- 
mutigend — bei der Zusage von Zinsgarantien war nämlich eine sehr 
hohe Risikoprämie berechnet worden —, daß Widersacher spotteten: 
„Frau Nachbarin, sei vorsichtig, es fängt an zu regnen, hole noch recht- 
zeitig die Katze ins Haus“, womit sie sagen wollten, daß es mehr als Zeit 
würde, daß der Staat den Gesetzentwurf einziehen sollte und selbst den 
Bau von Eisenbahnen in die Hand nähme. Maarschalk, der Mann, der die 
N.LS.M. gebaut hatte, riet: „Wenn Männer, wie die des Ausschusses, 
solche Maßnahmen empfehlen, dann ist die einzige Schlußfolgerung: 
Staat, mache die Eisenbahnen selbst.“ So urteilte buchstäblich jeder; 
sogar der zum zweiten Male aufgetretene liberale Kolonialminister 
Fransen van de Putte wurde hierzu bekehrt. Nach dessen Abtreten kam 
sein Nachfolger, Baron van Goltstein, mit einer Gesetzvorlage, um eine 
„Probebahn“ von Surabaia nach Malang und Pasuruan auf Staatskosten 
anzulegen. Die Volksvertretung erklärte sich hiermit nach heftigem 
Streit einverstanden. Am 5. April 1875 entschloß man sich zu dem Bau 
dieser dritten Linie, die also vom Hinterland nach Surabaia führen sollte; 
ferner sollten einige andere für nötig gehaltene Verbindungen auf ihren 
technischen und wirtschaftlichen Wert untersucht werden. Mit dem Bau 
der vom Gesetzgeber genehmigten 115 km langen Strecke wurde der 
früher genannte Maarschalk beauftragt, der, als sich niemand für die 
Betriebsführung meldete, der indischen Regierung vorschlug, die Be- 
triebsführung dem Staate zu übertragen. So wurde der Staatsbetrieb 
nicht aus theoretischen Begründungen eingeführt, jedoch sozusagen 
„eingeschmuggelt“. 1878 wurde die Flachlandlinie Surabaia—Pasuruan, 
1879 die Anschlußgebirgsbahn von Bangil nach Malang fertiggestellt. 
In Indien ist man also zwangsweise zum Staatsbau und Staatsbetrieb der 
dringend notwendigen Eisenbahnen gekommen; die Privatinitiative war 
nach dem ersten Aufblitzen verstummt. Um den Bau eines großen Netzes 
zu beschleunigen, wurden von der niederländischen Regierung Verhand- 
lungen mit der N.LS.M. angeknüpft, um die Strecke Buitenzorg—Batavia 
anzukaufen, während die N.I.S.M. die Konzession für zwei Verlänge- 
rungen ihres Netzes in Mittel-Java östlich von Solo bis Madiun, westlich 
von Djokjakarta bis Tjilatjap erhalten sollte. In Indien war der Wider- 
stand in Staatseisenbahnkreisen und bei der Regierung hiergegen be- 
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sonders stark. Minister van Goltstein, der mit diesem Übereinkommen 
mit privaten Eisenbahnunternehmern noch eine Forderung für den Über- 
gang der Vollspurbahnen der N.I.S.M. zur Schmalspur verbunden hatte 
— die Linien in Mittel-Java waren mit Vollspurbreite von 1,415 m an- 
gelegt, die Linie Buitenzorg—Batavia mit 1,007 m; diese letztere Spur- 
weite wurde für ganz Java (auch schon auf der Strecke Surabaia—Pasu- 
ruan—Malang) als Regelspur angenommen! —, wollte trotz des Wider- 
standes sein Vorhaben durchsetzen. Aber sogar aus den Reihen der 
N.LS.M. wurde dies Abkommen angefochten, Herr de Bordes, Bauherr, 
später Mitglied des Verwaltungsrats dieser Gesellschaft, schlug vor, die 
Gesetzesvorlage abzulehnen, Der Beweggrund wirft ein eigenartiges 
Licht auf die Mentalität der Privatunternehmer. Er sagte: „Annahme 
des Gesetzes ist nicht im Interesse der Aktionäre; wir (0.1. die N.LS.M.) 
besitzen die zwei vorteilhaftesten Linien auf Java“ — tatsächlich fingen 
sie an, sich bezahlt zu machen, und die Aussichten waren sehr gut —. 
„Neue Linien werden die Dividenden der Aktionäre schmälern; es ist 
kein einziger Grund vorhanden, dieses Risiko anzunehmen.“ Der Gesetz- 
entwurf betr. den Vertrag mit der N.IS.M. wurde daraufhin in der 
Zweiten Kammer der Generalstaaten verworfen; einige Tage vorher 
hatte man sich jedoch zu dem Bau der Linie Buitenzorg—Bandung— 
Tjitjalengka, Sidoardjo—Madiun und Kertosono—Blitar durch den Staat 
entschlossen. 


Ich will hier nicht Schritt für Schritt die Ausdehnung des Java- 
netzes verfolgen. Es sei nur bemerkt, daß der Staat zielbewußt mit dem 
Bau fortfuhr; er kaufte auch im Laufe der Jahre noch verschiedene 
kleinere unrentable Privatlinien auf. Er rechnete hierbei nicht damit, 
finanzielle Vorteile zu erzielen. Die niederländische und indische Regie- 
rung stellten vielmehr die „indirekten Vorteile“ in den Vordergrund. 
In welchem Maße dies auch für Java gültig war, möge folgende Tabelle 
zeigen, wozu noch gesagt sei, daß oft die Vermessungskosten und immer 
die Pensionskosten für das Personal (durchschnittlich 1,85 % von dem 
Kostenanschlag) von dem errechneten finanziellen Ertrag abgezogen 
werden müssen, um zu dem wirklichen finanziellen Ertrag zu gelangen. 
In Wirklichkeit waren die finanziellen Erwartungen also noch niedriger, 
als die Angaben іп der Tabelle ausweisen? 

1 Finanzielle Erwägungen sind hierbei ausschlaggebend gewesen. Später 
zeigte sich, wie richtig dieser Beschluß gewesen war. Er hat viele Millionen er- 
spart, Es zeigte sich, daß auf der 1,007-m-Spur mit großen Geschwindigkeiten — 
100 km und mehr in der Stunde — gefahren werden konnte, und daß sie allen An- 
forderungen entsprach. 

2 Hier und im nachfolgenden kann der Gulden umgerechnet werden in 
1,66 Reichsmark (Vorkriegszeitwährung). 


| 
Ges | Voranschlag | Berechnete | Baukosten 
in Gulden! | Rentabilität | in Gulden 


| | Anmerkungen 
| 


1. Buitenzorg-Bandung- 


Tjitjalengka ....,.. (1878)| 182 | 20850000 Lu% 18186145 | 
2. Djokjakarta-Tjilatjapt. . . (1884)| 187 | 16000000 niedrig 14758302 1 einschließlich der Hafenanlagen von 
3. a) Tjitjalengka-Warong | Tjilatjap ad f 390 760 
Bandreg, mit Anschluß- 
linie nach Garut . . . . (1886)| 50 | 19581000: 2,30% 2902801 | * Voranschlag des General-Direktors der 
4. b) WarongBandreg-Tjilatjap (1888)| 175 | 10735000 | nicht genannt | 16003447 | Staatseisenbahnen, der des Ministers 
5. Probolinggo-Panarukan . . (1893)| 220 9 850 000 3,55 11482396 | war niedriger 
6. Malang-Blitar. . . . . . (ївоз)/ 7 4050418 24% 4.644.096 
7. Tarik-Wonokromo. . . . . (1895)] 30 2062000 | als gesichert | 2 022 627 
8. Batavia—Anjermit Anschluß- angenommen 
linien Duri—Tangerang und 
Tanah Abang—Weltevreden? (1896)| 184 6100000 30% | 9856262 *Statt der letzigenannten Anschluß- 
9. Kalisat—Banjuwangi . . . (1898) 87 | 5732000 2m% 5691819 | linien wurden die Linien Tanah 
10. Padalarang—Krawang . . (1900) 96 | 12213000 1,5% 10668 374 | Abang—Struiswijk—Krawang und 
11. Rangkasbitung—Labuan . (1909) 55 3 598 900 3,5% | 3322935 | Kemajoran—Antjol gebaut 
12. Tjikampek—Cheribon . . . (1909) 138 8315000 3,0% | 9770705 
13. Bandjar—Parigit . . . . . mal a 4.846.000 1,6% | 9583421 |*Einschl. einer kurzen Verlängerung 


| nach Tjidjulang; diese Linie von 
Bandjar—Parigi wurde gebaut aus 
Geldmitteln, die Holland zur Verfügung 
derKolonie gestellt hat, zurHebungder 
| ökonomischen Lage der Kolonien 


14. Cheribon—Kroja . . . . . ası2)| 159 12 437 000 4% 16 092 953 
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Zielbewußt hatte man also von der Eigenwirtschaftlichkeit abgesehen, 
Zinsdeckung und Tilgung wurden außer Betracht gelassen. Man hat 
später wohl behauptet, daß das auch nicht notwendig gewesen sei, weil 
die Kosten im Anfang aus den laufenden Landeseinnahmen des Staates 
bestritten wurden, Doch das ist nicht richtig. Denn schon bald nach 
der Anlage wurden in Holland für Niederländisch-Indien Anleihen ausge- 
geben, in denen die Kosten für den Eisenbahnbau aufgenommen waren, 
Wenn auch keine besonderen Eisenbahnanleihen ausgegeben worden 
waren, so waren die Baukosten doch aus den Anleihen des Staates be- 
stritten worden, was natürlich genau dasselbe ist. War nun diese Politik 
für Staatsbau und -betrieb unvernünftig? Diejenigen, die sich auf einen 
dogmatischen, privatwirtschaftlichen Standpunkt stellen, sagen ja. Die- 
jenigen, die die kolonialen Eisenbahnen als Pionierlinien betrachten, 
um die Kolonien zur Entwicklung zu bringen, und die erst an zweiter 
Stelle nach dem direkten finanziellen Ertrag sehen, sagen nein. Tatsache 
ist, daß die Eisenbahnen dem Lande eine ungeahnte Entwicklung brach- 
ten. Überall, wo Eisenbahnen angelegt wurden, entstanden Plantagen und 
Fabriken, die ihre Produkte schnell, sicher und viel billiger als früher 
nach den Hafenstädten transportieren konnten, wüste Landstriche wur- 
den urbar gemacht, Bevölkerungsüberschuß an bestimmten Stellen wurde 
von neuen, in Kultur gebrachten, früher nicht oder nur beschwerlich 
erreichbaren Landstrichen aufgenommen. Die Steuererträge, also die 
Landeseinnahmen, stiegen, die Eisenbahnen sorgten, daß überall Wohl- 
stand herrschte, und daß ein finanzieller Fehlbetrag der Eisenbahnen 
sogar, wenn die vollständige Deckung von Zins und Tilgung einberechnet 
wird, reichlich aufgewogen wurde durch das, was ich „indirekte Vor- 
teile“ nannte. 

Als Beispiel will ich die Zuckerindustrie anführen. Ungefähr zur 
gleichen Zeit, als die Eisenbahnkonzession der N.I.S.M. verliehen wurde, 
reichte Minister Fransen van de Putte seinen Vorschlag für das Agrar- 
gesetz ein, das dem Staatsbetrieb auf Landbaugebiet ein Ende machen 
sollte. Es dauerte jedoch bis 1870, bevor Minister de Waal seine Agrar- 
gesetzgebung in Kraft treten lassen konnte, dem bald darauf das 
„Zuckergesetz“ folgte, dessen Erfolg es war, daß 1890 jeder direkte 
Gouvernementseinfluß auf die Zuckerindustrie verschwunden war. 1870 
bestanden nur einzelne sich ziemlich schlecht rentierende, einfach ausge- 
stattete Gouvernementszuckerfabriken auf Java. Unter dem Einfluß der 
freigebigen Gesetzgebung, durch die jegliche zwangsweise Anpflanz- 
arbeiten der Bevölkerung allmählich verschwanden, konnte die Zucker- 
industrie sich nach allen Richtungen frei entfalten. Obgleich sie 1884 
noch eine schwere Krise durchmachte, betrug 1900 die Produktion auf 
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Java beinahe 12 000 000 picol (1 picol = 61,7 kg), 1920 fast 25 000 000, 
1925 mehr als 37.000 000 picol. Die Zahl der großen Fabriken betrug 
1894 schon 195, ging jedoch im Jahre 1928 durch Zusammenlegung ein- 
zelner auf 178 zurück. (Während der jüngsten Weltkrise ist diese Zahl 
jedoch bedeutend zurückgegangen.) 

Welchen Massenverkehr der Zucker für die Eisenbahnen mit sich 
brachte, zeigt folgendes. In den Jahren 1920 bis 1925 betrug bei 
der Staatsbahn (S.S.) die Beförderung von Zucker, Zuckerrohr, Bibit 
(Pflanzmaterial) und Melasse 21 % der gesamten Güterbeförderung, 
1925 29,1 % ; bei der N.I.S.M. waren diese Zahlen 19 und 24,7 %, bei eini- 
gen Nebenbahnen, auf die ich noch näher zu sprechen komme, stiegen die 
Zahlen in den letztgenannten Jahren sogar bis 72%. In 1926 betrugen 
die Frachteinnahmen aus Zuckertransporten bei den Staatseisenbahnen 
ungefähr 11 000 000 fl gegenüber 35 000 000 fl aus dem gesamten Güter- 
transport (30 %); bei der N.I.S.M. 3 600 000 fl gegenüber 13 219 000 fl 
oder 27 %; bei der Modjokerto-Kleinbahn-Gesellschaft war der Prozent- 
satz sogar 81. Von den Selbstkosten der Zuckerernte 1924 zu einem Be- 
trage von 281 000 000 fl kamen allein 38 000 000 fl den indischen Staats- 
einnahmen zugute; außerdem den Niederlanden 3 000 000 fl an Dividen- 
den- und Tantiemesteuern. Von den Selbstkosten der gesamten Zucker- 
industrie kamen im Jahre 1926 ungefähr 122 000 000 fl direkt der ein- 
heimischen Bevölkerung für Löhne, Lieferungen und Bodenmiete zugute. 

Für die obengenannten Zahlen wählte ich absichtlich die 20er Jahre, 
weil in der ganzen Welt in dieser Zeit eine Krise anfing und sich 
auch hinsichtlich der Staatsverwaltung der Eisenbahnen, wie unten 
näher beschrieben werden soll, neue defaitistische Strömungen fühlbar 
machten. 

Wie es mit dem Zucker ging, so ging es auch Produkten wie Tee, 
Kaffee, Tabak, Kautschuk, Chinin, Palmöl usw.; dies darf ich als bekannt 
voraussetzen, Der große Aufschwung, den die Kulturen nahmen, wäre 
einfach undenkbar gewesen, wenn die Eisenbahnen nicht die stets stei- 
genden Verkehrsbedürfnisse befriedigt hätten. 

Wenn man zurückkehrt zu den Jahren um 1880, bemerkt man, daß 
1881 die erste private Kleinbahn, eigentlich eine Nebenbahn (sie 
werden jetzt Eisenbahnen 2. Klasse genannt!), gegründet wurde, und 
zwar die Samarang-Joana Stoomtram Maatschappij, der noch einige an- 
dere folgten. Für keine dieser Gesellschaften verlieh das Gouvernement 
Subventionen oder Zinsgarantien, obwohl 1887 der Gedanke von Unter- 
stützungen durch die Behörde in diesen zwei Formen wieder eine Zeit- 
lang an der Tagesordnung war. Auch die N.I.S.M. baute später, als sie 
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finanziell stark geworden war und die Regierungsvorschüsse zurück- 
bezahlt hatte, ihr Netz in Mittel-Java aus (dagegen verkaufte sie 1913 
die Linie Batavia—Buitenzorg an den Staat). Wie zurückhaltend diese 
Gesellschaft war, zeigt folgendes. Als 1885 die Hafenanlage von Tand- 
jong Priok beinahe fertiggestellt war, weigerte sie sich, eine 9 km lange 
Hafenbahnlinie — Tandjong Priok ist der Hafen von Batavia —, die für 
den Hafenbau zwischen beiden Städten hätte gebaut werden müssen, als 
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Verlängerung ihrer Strecke Batavia—Buitenzorg zu bauen. Die Folge 
war, daß der Staat diese Linie als besondere Strecke selbst bauen und 
betreiben mußtet, 

Ich kehre zurück zum Jahre 1883, als für die Eisenbahnen auf Java 
kritische Zeiten anbrachen. Der Zustand der indischen Finanzen ließ 
infolge der niedrigen Kaffeepreise, der in Angriff genommenen großen 
öffentlichen Bauten und des Unsummen an Geld verschlingenden Atjeh- 
krieges viel zu wünschen übrig. Man wollte das Tempo des Eisenbahn- 
baues verlangsamen,. Diese Gelegenheit benutzten sogleich einige Kapi- 
talisten, um mit Angeboten zu kommen, das ganze Staatsnetz zu niedri- 
gen Preisen zu erwerben. Einen Augenblick kam die Regierung auf den 
Gedanken, daß Privatpersonen Geld zu festen Renten leihen sollten, daß 
der Staat bauen sollte und Privatgesellschaften das ganze Netz betreiben 
sollten. Diese Bestrebungen, die Staatsbahnen zu entstaatlichen, die von 
1883 bis 1888 stets wieder zu gelingen drohten, sind glücklicherweise end- 
gültig mißlungen. 

Dasselbe Prinzip, wie auf Java Linien anzulegen, deren Einnahmen 
die Ausgaben nicht deckten, wurde auch auf Sumatra angewandt. 
Von der Atjehbahn, die jetzt 512 km lang ist und in der ein Kapital 
von rund 24 181 000 fl festgelegt ist, wurde absolut keine Rentabilität 
erwartet. Die Linie wurde aus militärischen Gründen gebaut; erst später 
wurde sie verlängert und an das Netz der Deli-Eisenbahn-Gesellschaft 
angeschlossen. Tatsächlich waren die Einnahmen aus dem Transport 
ungenügend, um die Ausgaben zu decken. Da die Linie durch die Be- 
friedung von Atjeh ihren größten Wert verloren hatte, wurde vor einigen 
Jahren erwogen, sie ganz zu schließen. Man erachtete jedoch ihren 
wirtschaftlichen Nutzen noch immer so groß, daß man trotz des un- 
günstigen Ergebnisses der Betriebsrechnung den Betrieb aufrecht erhielt. 

Ferner wurde 1887 die 169 km lange Eisenbahnlinie an Sumatras 
Westküste angelegt, um die Ombilinkohlen bei Sawah Lunto nach dem 
Emmahafen von Padang befördern zu können, Für das veranschlagte 
Baukapital von 14 800 000 fl wurde eine Verzinsung von 4%, % berechnet, 
ohne Pensionslasten usw.; in Wirklichkeit kostete der Bau gut 
20 000.000 fl. Später wurden der ursprünglichen Strecke noch einige 
Seitenlinien zugefügt. Die 4% % hat man nie erreicht. Man hat wohl 
daran gedacht, über den Subangpaß eine andere Kohlenlinie zu bauen, 
die weniger kostspielig im Betrieb sein würde; doch hiervon ist niemals 
etwas zustande gekommen. 


2 Über die städtischen Straßenbahnen schrieb ich ausführlich 
in der Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahn- 
verwaltungen vom 23. Januar 1941; später kommen sie noch kurz zur 
Sprache, 
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Eine reine Pionierbahn wurde 1911 in Südsumatra gebaut; das 
erste Stück sollte 468 km lang werden. Die Kosten wurden auf 37 580.000 fl 
geschätzt; der zu erwartende Ertrag auf 0,14%. In Wirklichkeit haben 
die Kosten rund 53 800 000 fl betragen. Trotz der Überschreitung ist 
die Rentabilität viel höher geworden als man erwartet hatte, durch die 
gewaltige Entwicklung, die die ehemals wüste, doch sehr fruchtbare 
Gegend durchmachte. Wenn man hierzu noch die später erteilten Kre- 
dite, und zwar für die 13 km lange Strecke von Muara Enim nach Tand- 
jong, dem Zentrum der Lematang-Kohlenfelder (1919), für die 4 km 
lange Verbindungslinie Telok Betong—Garuntang (1919) — für diese 
Linien wurde keine Rentabilitätsberechnung aufgestellt —, für die 37 km 
lange Verlängerung Muara Enim—Lahat (1919), für die eine Rentabili- 
tät von 1/5 % in Aussicht gestellt war, und für die 116 km lange Ver- 
längerung Lahat—Lubuk Linggau (1927), von der man eine Rentabilität 
von 3% erwartete, zuzählt, muß man erkennen, daß man hierbei am 
wenigsten mit Linien gerechnet hatte, die eigenwirtschaftlich sein soll- 
ten. Bei dem Bau wurde auf große „indirekte Vorteile“ gerechnet, u. a. 
auf die Erschließung eines beinahe unbevölkerten, doch sehr fruchtbaren 
Landstriches. 

Es sei noch darauf hingewiesen, daß seit 1883 das Privatbahnnetz 
der Deli-Eisenbahngesellschaft! gebaut wurde, Diese an der Ostküste Su- 
matras gelegene Eisenbahn hat viel dazu beigetragen, die reiche Gegend 
zur Blüte zu bringen. Sie ist jetzt 553 km lang und hat sich selbst in 
den Krisenjahren gut rentiert. 


Oben wurde die Darstellung des Entwicklungsganges der Eisen- 
bahnen auf Java abgebrochen bei dem Versuch, die Eisenbahnen zu 
entstaatlichen (1883—1888). Nach dem Mißlingen dieses Versuches 
wurde die Erweiterung des Netzes kräftig fortgesetzt. Es wurden Linien 
gebaut, von denen einzelne nicht als ertragsfüähig — siehe Tabelle 
Seite 249 —, andere als ertragsfähig beurteilt wurden. Die Kritik am 
Staatsbetriebe und an den finanziellen Ergebnissen verstummte vorläufig; 
allgemein wurde der Nutzen der Staatseisenbahnen anerkannt. Seit An- 
fang dieses Jahrhunderts setzten sich die Staatseisenbahnen auch tech- 
nisch an die Spitze der kolonialen Eisenbahnen. Erst im Jahre 1922 
ließen sich wieder kritische Stimmen hören, die behaupteten, daß die 
Staatseisenbahnen in der vorangegangenen Krisenzeit Tariferhöhungen 
entweder nicht oder zu spät eingeführt hätten, wodurch ihre Betriebs- 
ergebnisse hinter denen der privaten Eisenbahnen zurückblieben, die das 
wohl getan hatten. Die Tarifpolitik, die von Anfang an im Zeichen der 
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Ankurbelung des Verkehrs gestanden hatte und die die finanzielle Trag- 
kraft der Bevölkerung und der jungen industriellen und agrarischen 
Unternehmungen berücksichtigt hatte, wurde von dem Direktor der Gou- 
vernementsbetriebe, Ing. P. A. Roelofsen, verteidigt. Ich tat dasselbe 
in zwei Büchern: Tijd-en Strijdvragen (Zeit- und Streitfragen, 
1923) und їп: De Verkeersbedrijven van den Staat (Die 
staatlichen Verkehrsbetriebe, 1924). Beide wiesen darauf hin, daß in 
einem Zeitabschnitt niedergehender Wirtschaftslage die wenig kapital- 
kräftige inländische Wirtschaft nicht durch höhere Frachten getroffen 
werden durfte, und daß es nicht anginge, in einer Zeit von Tiefkonjunk- 
tur von einem Eisenbahnnetz Eigenwirtschaftlichkeit zu fordern, das zum 
größten Teil aus Linien bestand, die in guten Zeiten angelegt worden 
waren, und von denen von vornherein festgestellt war, daß sie nicht 
ertragsfähig sein würden, doch die in erster Linie dazu dienen mußten, 
die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Kolonie zum Leben zu erwecken. 

Kein Geringerer als Professor Mr. M. W. F. Treub, der tüchtige 
ehemalige holländische Minister für Landbau, Handel und Gewerbe und 
spätere (von 1913—1918) Finanzminister, der zu der Zeit als Vorsitzender 
des Unternehmerrates in Niederl.-Indien Indien besuchte, gesellte sich zu 
den Kritikern der Staatsbahntarifpolitik. Obwohl Prof. Treub in früheren 
Jahren ein Vorkämpfer für die Idee gewesen war, die privaten niederlän- 
dischen Eisenbahngesellschaften zu verstaatlichen — was bis heute noch 
nicht vollständig gelungen ist —, zeigte er sich jetzt in Indien als ein wür- 
diger Diener des Großkapitals, indem er versuchte, die Staatseisen- 
bahnen in einer gemischt privat-öffentlichen Unternehmung zusammen- 
zubringen, um nach seiner Meinung bessere finanzielle Betriebsresultate 
buchen zu können. Er hatte hiermit jedoch keinen Erfolg. Der Gedanke 
der „gemischten“ Unternehmungen führte, als 1922 Pläne entstanden, 
das Netz auf Java großzügig zu erweitern, zu dem Versuch, auf Sumatra 
und Celebes Schienenunternehmungen zu gründen in Zusammenarbeit 
mit dem Privatkapital (Sibolga—Tapanuli, Westküste und Takalar—Ma- 
тов, bei Makassar). Wegen des Widerstandes im Volksrat gegen die ge- 
mischten Betriebe wurde von der ersten Linie abgesehen, die zweite 
wurde für den Bau als Staatsbahn in Aussicht genommen (siehe unten). 

Um ein Bild von dem finanziellen Zustand der Staatseisenbahnen 
mit all ihren unwirtschaftlichen Linien zu geben, sei gesagt, daß Ende 
1923 in ihnen ein Kapital von rund 569 000.000 fl festgelegt war, wäh- 
rend die Reserve, die für die Erneuerung und Wiederherstellung großer 
Schäden bestimmt war, rund 89'500 000 fl enthielt. Die Betriebsüber- 
schüsse, die іп 1914 — dem ersten Kriegsjahr — noch gut 17 000 000 fl 
betragen hatten, waren 1923 für das viel längere Netz auf 5 099 000 fl 


п 
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zurückgegangen, einen Betrag, der so klein war, daß daraus bei weitem 
nicht die Zinsen, geschweige denn die Tilgung des Anlagekapitals hätte 
bezahlt werden können. Die Zusammenfassung nach kaufmännischen 
Grundsätzen (mit Berechnung von 4% Rente für die Zeit bis einschl. 
1914, 5 % für die Zeit von 1915 bis einschl. 1920 und nachher 6 %) zeigt, 
daß die Ertragsfähigkeit des ganzen Netzes in dem Zeitraum von 1881 
bis einschl, 1890 2,4 % betrug, für den Zeitraum von 1891 bis einschl. 
1900 2,7 %, für den von 1901 bis einschl. 1910 З, %, für den von 1910 
bis einschl. 1920 5,7 %. Im Jahre 1917 war die Ertragsfähigkeit höher 
als jemals zuvor, und zwar 7,5 %, um dann in Zusammenhang mit den 
abnormal erhöhten Betriebskosten (Material, Kohlen, Personallasten) 
schnell zu sinken, und zwar in 1920 auf 1,8 9%. In 1922 sank sie auf 
0,5%; wenn man die Pionierlinien nicht mitzählt auf 0, %. In 1923 
betrugen dieselben Zahlen 1,9 % und 3 %, woraus das bessere Aufleben 
der „guten Linien“ im Verhältnis zu den bewußt als unwirtschaftliche 
Linien angelegten Teilen des Netzes ersichtlich ist. 

Nach dem Besuch von Treub in Indien ` brachen wieder bessere 
Zeiten an, so daß man auf dem einmal eingeschlagenen Weg der Staats- 
anlage und Betriebsführung weiterging. Wohl war die Leitung der 
Staatseisenbahnen 1929 bestrebt, die Finanzgebarung durch Gewinnung 
einer Autonomie freier zu gestalten. Aber auch dies mißlang, m. Е. 
nach zu Recht, wenn es auch nur darum ging, daß es bei Vergrößerung 
des Kapitals besser war, den Staatskredit zu gebrauchen als den eines 
selbständigen Kolonialbetriebes. In Indien würden Eisenbahnanleihen 
wahrscheinlich nur zu weniger vorteilhaften Bedingungen aufzunehmen 
sein, Für die Kolonien erscheint es daher besser, daß die Eisenbahnen 
direkt unter der zentralen Macht bleiben, falls die Betriebsleitung nicht 
durch bürokratische amtliche Verhältnisse zu stark gebunden ist. Daß 
eine unmittelbare Staatsverwaltung durchaus gute Erfolge erzielen kann, 
wird durch die gegenwärtige Organisation bewiesen, 

In den Jahren der jüngsten Krise wurden die Einnahmen geringer, 
und die Betriebsergebnisse wiesen einen bedenklichen Rückgang auf. Der 
zügellos zunehmende Kraftwagenwettbewerb trug das seinige dazu bei. 
Unvorteilhafte Linien wurden für den Verkehr geschlossen, einige sogar 
ganz abgebrochen, u. a. die einzige, 47 km lange Strecke von Takalar— 
Maros bei Makassar auf Celebes; diese letzte Linie hatte besonders 
unter der Konkurrenz der Küstenfahrt zu leiden gehabt?. Auch bei pri- 
vaten Eisenbahnunternehmungen konnte man denselben finanziellen 
Niedergang wahrnehmen; die Betriebssrgebnisse waren durch den zum 

1 Vgl. Archiv 1929 S. 1825 und 1981 S. 622, 

2 Vgl, Archiv 1925 8. 533. 
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größten Teil ausgefallenen Zuckertransport — infolge der Schließung 
der Zuckerfabriken — oft betrüblich. Einige mußten die gesetzliche, vor- 
läufige Einstellung ihrer Zahlungen (surséance) beantragen, andere 
mußten ihre Finanzen auf durchgreifende Weise sanieren. So wurde 
auch die geplante Anlage von Nebenbahnlinien auf der Insel Borneo von 
einer Privatgesellschaft nicht durchgeführt. 


StädtischeStraßenbahnen gibt es nur in zwei indischen 
Städten, und zwar in Batavia und Surabaia; die in Semarang — Gemeinde- 
betrieb — wurde trotz des starken Widerstandes der städtischen Bevölke- 
rung infolge schlechter Betriebsresultate aufgehoben. In Batavia wurden 
die „Bataviasche Electrische Tram Maatschappij“ und die ‚Ned. Ind. Tram- 
weg Maatschappij“, zwei private Unternehmungen, zusammengeschlossen 
in der „Bataviasche Verkeersmaatschappij“, an der die Stadtgemeinde 
Batavia finanziell stark interessiert ist. Die Betriebsresultate sind un- 
günstig aus demselben Grund wie anderweitig, und zwar durch die finan- 
zielle Depression und den mörderischen Autobuswettbewerb, so daß man 
oft daran gedacht hat, den „gemischten Betrieb“ aufzulösen. Das ist je- 
doch beinahe unmöglich, da das öffentliche Verkehrsmittel von der ein- 
heimischen Bevölkerung nicht entbehrt werden kann. Der finanzielle 
Zustand ist nur dann zu verbessern, wenn der Kraftwagenwettbewerb 
in vernünftige Bahnen gelenkt wird und höhere Tarife eingeführt wer- 
den können. Letzteres ist aber nur dann möglich, wenn die einheimische 
Bevölkerung, die praktisch allein dieses Beförderungsmittel benutzt, diese 
wird tragen können; Tarife werden weniger durch die Selbstkosten be- 
stimmt, als durch das, was der Gebraucher dieser Verkehrsmittel be- 
zahlen will und kann. Wir sind nun wieder mitten in Wirtschaftlich- 
keitsfragen geraten, In dergleichen Fällen wird die Beibehaltung eines 
unentbehrlichen Verkehrsmittels durch Zuschüsse der öffentlichen Ver- 
waltung möglich gemacht werden müssen. 

In Surabaia wird der Stadtverkehr durch die Java Stoomtram Maat- 
schappij besorgt, ebenfalls mit sehr schlechten Betriebsergebnissen. 

Im übrigen weise ich für die städtischen Straßenbahnen auf mei- 
nen mehrfach genannten Artikel in der Zeitung des Vereins 
Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen vom 
23. Januar 1941, Seite 41, hin („Die Straßenbahnen und der Nahver- 
kehr in den Großstädten Niederländisch-Ostindiens“)!. 

Am Ende des Jahres 1938 — dem letzten Jahr, für das die in 
Indien veröffentlichten Zahlen in den Niederlanden bekannt sind —, be- 
trug die Länge des Staatsnetzes auf Java und Sumatra im ganzen 


1 Vgl. Archiv 1940 S. 1015, 
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4350 km, die der privaten Eisenbahnen und Kleinbahnen 3646 km, im 
ganzen 7996 km. Das festgelegte Kapital betrug 627 769 000 fl bzw. 
285 804.000 fl, zusammen 913 573 000 fl. Die Betriebsergebnisse der 
Staatseisenbahnen waren in den Jahren 1937 und 1938: 


2. Betriobsuusgaben 
1937 1938 


1. Einnahmen 
1937 1938 


| 
В. S. in Java (einschl.Kraftwagenverkehr) | 27 928 972 | 28 078 708 | 20 358 303 22 793 876 


8. 8. in Süd-Sumatra (desgl.), . . » . » 3003 051, 3103 793] 1873 007 2208 114 

in Sumatras Westkütse . 2. . » 1846939 | 2199919] 1236002 1426 511 
BOS УУ ТН РЯ. 1160011) 1155 163 871334 978 437 
Nebenbetriebe (Speisewagenbetrieb und | 


Elektr: ts- und Wasserleitungs- 
betrieb in Süd-Sumatra) ...... 181 715 206 177 137 035 | 195499 


34 121 288 | 34 743 820 | 24 475 671 |27 602 437 


4. Nettosaldo 
1937 1938 


Ausgaben 
1938 


3367 202| 4481 116 | +4203467 |+ 803 776 
385 865 323 058 | + 743 279 |+ 572 621 
163 337 181 637 | + 447 510 |+ 591 771 
173 386 206 937 | +- 115 891 |— 30211 


В. 8. in Java (einschl.Kraftwagenverkehr) 
8.8. in Süd-Sumatra (desgl.). ..... 
8. 5. in Sumatras Westküste $ 
ENLI ALAN ГҮ CREN N DI 
Nebenbetricbe (Speisewagenbetrieb und 

Elektrizitäts- ` wmd ` Wasserleitungs- 

betrieb in Süd-Sumatra) » 2...» 


+ 86804 10078 


4089 790| 5192 748 | 5518827 41948635 


Aus obenstehender Tabelle läßt sich ersehen, daß die Atjehtram 
(Eisenbahn 2, Klasse) in 1938 mit einem direkten Verlust arbeitete, daß 
die Südsumatra-Eisenbahn und die Eisenbahn an Sumatras Westküste sich 
nicht schlecht rentierten (dank des Kohlentransportes und, vor allem 
bei der Südsumatra-Eisenbahn, der wirtschaftlichen Entwicklung des 
Landes; die Betriebsziffer der letzten Linie war sogar ziemlich günstig) ; 
man sieht aber ferner, daß die Ertragsfähigkeit der Staatsbahnen im 
ganzen alles zu wünschen übrig ließ. Doch war sie noch günstig im 
Gegensatz zu den vier vorangegangenen Jahren von 1933 bis einschl. 1936, 
als man mit Fehlbeträgen arbeitete von 1710661 fl, 3 167 553 fl, 
2476 715 fl und 221062 fl. Man bemerkte also wieder — infolge der 
verbesserten Konjunktur und Sparsamkeit bis zum äußersten — eine 
Besserung in den Betriebsergebnissen. Die Fehlbeträge heben sich stark 
ab von dem hohen Gewinn des Jahres 1927, und zwar 25512133 fl, 
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wobei trotz der Hochkonjunktur dieses Jahres immer noch keine Eigen- 
wirtschaftlichkeit nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen erzielt 
wurde, 

Von den indischen Privat-Eisenbahngesellschaften konnte sich nur 
die Deli-Eisenbahn-Gesellschaft selbst erhalten, weil sie das reiche 
Agrargebiet an Sumatras Ostküste (Deli) bedient; im schlechten Jahre 
1938 konnte sie noch 83% % Dividende auszahlen. Die N.LS.M. zahlte in 
dem Jahre keine Dividende an die Aktionäre aus. Die früher so ertrag- 
reichen indischen Kleinbahngesellschaften (Eisenbahnen 2. Klasse) 
waren alle mehr oder weniger notleidend; die drei größten hatten die 
Einstellung ihrer Zahlungen beantragt, einzelne mußten ihr Kapital zu- 
sammenlegen; nur die Kediri- und Malang Stoomtrammaatschappijen 
konnten eine geringe Dividende von 2%, % und 2% auszahlen?, 

Trotz des Mangels an Eigenwirtschaftlichkeit verrichteten diese 
Verkehrsbetriebe (sowohl die des Staates wie die der Privaten) eine 
höchst nützliche Aufgabe; sie führten das Land zur Blüte und trugen 
in den schlechten Jahren dazu bei, den Zusammenbruch des Wirtschafts- 
lebens in engen Grenzen zu halten. 


B. Landwege 

Wenn unter A dieses Abschnittes die Wirtschaftlichkeit der Eisen- 
bahnen und Kleinbahnen in Niederl.-Indien besprochen wurde, so sollen 
jetzt die Landwege behandelt werden. 

In seinem mehrfach genannten Zeitschriftenartikel über die kolo- 
nialen Verkehrsmittel hat Prof. Blum mit Recht darauf hingewiesen, daß 
die Niederlande ursprünglich nicht als Kolonisator auftraten, sondern 
Indien als Handelsobjekt betrachteten, also als „wingewest“ ( d. h. als 
eine Kolonie, aus der man „direkten“ finanziellen Nutzen ziehen wollte). 
Im Rahmen der damaligen Verhältnisse ließen die Niederlande Indien 
ausbeuten durch eine eigens dazu konzessionierte Gesellschaft, die „Ver- 
eenige Oost-Indische Compagnie“, die sich um das Wohl und Wehe der 
Kolonie nicht viel kümmerte, wenn sie nur in Ruhe — wenn nötig mit 
Gewalt, jedoch lieber in Frieden — Handel treiben und die Kolonial- 
waren auf die europäischen Märkte bringen konnte. Nach der Napoleoni- 
schen Zeit machte diese Verwaltungsform einer unmittelbaren Staats- 
verwaltung Platz, die mehr oder weniger zweckmäßig war, sich jedoch 


1 Die kommerzielle Buchführung wurde bei den Staatseisenbahnen in 1939 
eingeführt; über diese Buchführung bei den Landesbetrieben wurde unter II ge- 
вргосһеп, Der Jahresbericht der Staatseisenbahnen über 1939 hat die 
Niederlande nicht erreicht, es können daher keine genauen Rentabilitätsberech- 
nungen aufgenommen werden; vgl. ZVMEV 1940 S. 353. 

2 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1940, 8, 1015. 
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hauptsächlich auf die Küsten beschränkte, Langsam breiteten sich die 
Anpflanzungen auch auf das Binnenland aus, hauptsächlich durch die 
Regierung selbst; die private Initiative wurde im Zusammenhang mit 
der stark zentralisierten Verwaltung soviel wie möglich eingeschränkt. 
Das System der Barüberschüsse („batige sloten“) aus dem Kolonialhaus- 
halt und der verpflichteten Arbeit der inländischen Bevölkerung (Fron- 
dienste) in Plantagen des Gouvernements und an öffentlichen Bauten, so- 
wie der erzwungenen Lieferungen von Kaffee usw., befand sich in voller 
Blüte; es wurde von vielen Seiten angegriffen und stürzte endlich unter 
den Hammerschlägen, die ihm von vorausschauenden Geistern zugefügt 
wurden, zusammen. Allmählich wurde auch die Privatinitiative zuge- 
lassen und später sogar gefördert. Freie Arbeit wurde zur Regel, und das 
liberalistische System brach sich mehr und mehr Bahn. Literaturkenner 
unter den Lesern werden sich an den schweren Kampf von Ed. Douwes 
Dekker — Multatuli — und an seinen literarischen Beitrag („Max Have- 
laar“), das überalterte System zum Sturz zu bringen, erinnern, 


Es ist natürlich, daß sich in der ersten Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts die Regierung unter den damaligen Verhältnissen wenig um das 
Verkehrswesen kümmerte; der Personenverkehr zwischen den drei größ- 
ten Hafenstädten auf der bedeutendsten Insel Java, und zwar zwi- 
schen Batavia, Semarang und Surabaia, wurde ursprünglich mit Segel- 
schiffen an der Nordküste entlang mit allen damit verbundenen Be- 
schwerden, wie Gegenwind und Windstille, bewerkstelligt. Wie Zucker, 
Tee, Kaffee, Pfeffer usw. an die Küste kamen, interessierte die Regie- 
rung wenig; die Hauptsache war, daß sie ‘dahin kamen. So kam es auch, 
daß die Straßen sich in einem äußerst schlechten Zustand befanden, 
Wohl hatte Marschall Daendels 1808 von der Bevölkerung einen Weg 
von Batavia über Bandung und Sumedang nach Karang Sambung, an der 
Grenze der Preanger-Regentschaften und Cheribon, anlegen lassen, haupt- 
sächlich aus militärischen Gründen, obwohl in dem Beschluß, in dem 
der Bau angeordnet wurde, auch die Notwendigkeit für die Erweiterung 
der Kaffee- und anderer Kulturen Erwähnung fand. Um dies zu ermög- 
lichen, wurde ein Weg durch das schwere Berggelände angelegt; für den 
ersten — den militärischen — Zweck wäre eine Trasse an Javas Nord- 
küste entlang viel billiger und einfacher gewesen. Später ließen er und 
seine Nachfolger — unter ihnen auch in der englischen Zwischenverwal- 
tung (1811—1816) Sir Stamford Raffles — den Weg weiter ausbauen, 
so daß die ganze Verbindung in Javas Längsrichtung von Anjer an der 
Sundastraße im Westen über Batavia bis Banjuwangi an der Meeresenge 
von Bali im Osten allmählich zustande kam. Dieser mehr als 1000 km lange 
„Groote Postweg“ war ungefähr 7,50 m breit und befestigt. Wo die 
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Brücken über die großen Flüsse fehlten, waren Übersetzflöße vorhanden, 
Die Personenbeförderung fand mit Postkutschen statt, die von vier bis 
sechs Pferden — an schwierigen Stellen von Büffeln — gezogen wurden, 
die in regelmäßigen Abständen (9 km) ausgewechselt wurden. Diese 
Pferdepost, mit der auch die Briefpost befördert wurde, wurde an Pri- 
vatpersonen verpachtet; die Reisedauer von Briefen zwischen Batavia 
und Surabaia wurde durch Bau und Verbesserung dieses Weges von zwei 
bis drei Wochen auf vier bis sechs Tage, die von Personen von einem 
Monat auf neun Tage verkürzt, Die Güterbeförderung vollzog sich zur 
Vermeidung von Wegebeschädigungen während langer Jahre auf starken, 
aber primitiven Karren, die von Büffeln gezogen wurden, oder in Trag- 
lasten über einen unbefestigten Weg neben dem eigentlichen Post- 
weg (1813 wurde verboten, neue Karrenwege anzulegen, da der Bau die 
Bevölkerung zu sehr bedrückte). Seit 1857 wurde der Verkehr auf dem 
Grooten Postweg mit Karren, wenn sie gewissen Anforderungen ent- 
sprachen, zugelassen, Die Unterhaltung und der Bau der großen Wege 
wurde in „Herrendienst“, d. h. durch unbezahlte Zwangsarbeit der Be- 
völkerung, Frondienst, besorgt. Dieser legte der Bevölkerung einen so 
schweren Druck auf, daß 1835 verfügt wurde, daß ohne besondere Er- 
mächtigung des Generalgouverneurs keine neuen befestigten Wege mehr 
angelegt werden durften. Es ist merkwürdig, daß Raffles aus diesem 
Grunde den „Herrendienst“ während der englischen Zwischenverwaltung 
abgeschafft hatte; die notwendigen Geldmittel, um die Unterhaltung des 
großen Postweges auszuführen, verschaffte er sich auf eine eigenartige 
Weise. Er veranstaltete eine Lotterie, die „Nieuwe Wegloterij“ (the New 
Road Lottery). Java bekam auf diese Art ein den damaligen Bedürf- 
nissen ziemlich gut entsprechendes Wegenetz, Mit den Verkehrsmitteln 
war es dagegen traurig bestellt. Im Anfang von Abschnitt A wies ich 
schon darauf hin, sowie auch auf die Art und Weise, wie man versuchte, 
diesen Zustand zu verbessern. Ich sagte ebenfalls, daß dieser Mangel 
1862 zum Bau von Eisenbahnen führte, 

Kurz vorher, im Januar 1854, hatte man sich entschlossen, einen 
großen „militärischen Weg“ zwischen Batavia und Surabaia zu bauen, 
der nur auf einigen Teilen mit dem großen Postweg von Daendels zu- 
sammenfiel. Dieser Weg verlor durch den Bau von Eisenbahnen einen 
großen Teil seiner Bedeutung. Erst vierzig Jahre nachdem man mit 
dem Bau begonnen hatte, wurde er, als das letzte Stück durch die Moore 
der Tjitanduwi (in der Nähe von Tjilatjap) sich seiner Vollendung 
näherte, fertiggestellt. Um die Dorfwege bekümmerte sich die zentrale 
Behörde nicht; dafür sorgten die inländischen Dorfgemeinschaften unter 
Leitung von europäischen Verwaltungsbeamten. Bau und Unterhaltung 
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geschah im „Herrendienst“, der nach der englischen Zwischenregierung 
wieder eingeführt worden war. Ferner sorgten später eine große Anzahl 
privater Landbauunternehmungen selbst für ihre Wege; einer der be- 
kanntesten ist der „Syndicaatsweg“ von Bandjaran (bei Bandung) nach 
der südlich gelegenen Hochebene von Pengalengan mit ihren zahlreichen 
Tee- und Chininunternehmungen. Für die Wege in Mittel-Java sorgten 
die indischen Fürsten selbst. 

Die Verwaltung der großen Wege, die das Departement van Open- 
bare Werken (Departement für öffentliche Bauten) besorgte, umfaßte 
im Anfang dieses Jahrhunderts allein auf Java 27 000 km Wege, in denen 
sich rund 11000 Brücken und 33 000 kleinere Wasserdurchlässe befan- 
den. Das Wegenetz nahm also damals schon eine Länge ein, die fast 
mehr als die Hälfte des Erdumfanges auf einer Insel umfaßte, die nur 
ungefähr viermal so groß ist wie die Niederlande. Die Wege waren seit 
1892 eingeteilt in Wege 1., 2. und 3. Klasse, je nach der Breite zwischen 
den Brückengeländern von 5%, 4 und 3 m, die Wegebefestigungen waren 
5—8, 3—5 und 2—3 m breit mit einem breiten unbefestigten Seiten- 
streifen (Böschung). Die großzügige Anlage kam später dem Autoverkehr 
sehr zugute. Als Befestigung wurde Steinschlag benutzt, der auf Java 
leider sehr weich ist, so daß die Staubplage oft sehr hinderlich war. 

Das Jahr 1905 ist der Wendepunkt in der Wegeverwaltung auf Java. 
In diesem Jahre wurden örtliche Stellen mit eigenen Geldmitteln und 
eigenem technischen Personal errichtet, so daß die Wegeverwaltung de- 
zentralisiert wurde und sich dadurch mehr den örtlichen Bedürfnissen 
anpassen konnte. Die Residenzschaften (Java war damals aufgeteilt in 
mehrere Gebietsteile, die einem Residenten unterstellt waren) und Stadt- 
gemeinden erhielten von diesem Jahre an Zuschüsse aus der allgemeinen 
Staatskasse. Im Anfang konnten die erstgenannten Gebietsteile noch über 
Herrendienstpflichtige verfügen; zwischen 1914 und 1916 wurde dieser 
Frondienst jedoch allmählich abgeschafft. 

Um Einheitlichkeit in den weiteren Wegebau zu bringen, gab man 
1913 den „Allgemeinen Wegeplan für Java“ bekannt, an den 
die landschaftlichen Wegepläne sich anschließen sollten. Der Allgemeine 
Wegeplan enthielt den nördlichen Hauptweg von Anjer (Sundastraße) 
über Batavia und Semarang nach Surabaia), der hauptsächlich der Nord- 
küste folgte; einen südlichen Hauptweg von Batavia über Bandung, 
Djokja und Solo nach Surabaia, einen gemeinschaftlichen Hauptweg von 
Surabaia nach Banjuwangi an der Balistraße, hauptsächlich der Trasse 
der Staatseisenbahn folgend, sechs Querwege zwischen den zwei erst- 
genannten Hauptwegen und eine Verbindung des südlichen Hauptweges 
mit der Hafenstadt Tjilatjap an der Südküste. Dieser Plan baute sich 
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auf dem schon bestehenden Netz auf. Wie gut das damalige Wegenetz 
schon war, ist daraus ersichtlich, daß für den Neubau und die Ver- 
besserungen nur 3 600 000 fl veranschlagt wurden (800 000 fl für neue 
große Brücken); durch höhere Materialkosten und Löhne sind die Kosten 
jedoch ungefähr dreimal so hoch geworden. Ursprünglich wurden jähr- 
lich 500 000 fl ausgegeben, die notwendigen Einschränkungen wegen 
Geldmangels brachten diesen Betrag 1924 auf 60 000 fl zurück, in 1925 
und 1926 mußten die Arbeiten sogar stillgelegt werden; in den folgenden 
Jahren wurde jedoch in stets zunehmendem Maße weitergearbeitet. 

Von den landschaftlichen Wegeplänen nenne ich den der Preanger- 
Regentschaften — einer Residenz in West-Java, die ungefähr die Größe 
von 34 der Niederlande umfaßte —, der 1918 den Bau und die Verbesse- 
rung von 763 km Weg vorsah. Die Kosten wurden auf 6900 000 fl ge- 
schätzt, Diese Kosten wurden zum Teil von den großen Landbauunter- 
nehmungen getragen. Als 1926 die Residenzen Bantam, Batavia, Prean- 
ger-Regentschaften (Priangan) und Cheribon zu der Provinz West-Java 
zusammengefügt wurden, wurden für die weitere Ausführung der Pläne 
in diesem Teil des Landes die Kosten auf 12 000 000 fl geschätzt, später 
ist dieser Betrag jedoch auf 24 000 000 fl gestiegen. 

Ende 1938 bestand das Wegenetz auf ауа aus rund 9000 km asphal- 
tierten, 14 000 km befestigten und 4000 km unbefestigten Wegen, dabei 
sind die glänzenden Wege in den mitteljavanischen Fürstentümern nicht 
einbegriffen, auch nicht die Wege der Landbauunternehmungen und die 
Dessawege (Dorfwege). In diesem Jahre wurden rund 5.000.000 fl aus 
den allgemeinen Mitteln der Gebietsteile bezahlt und rund 1 000 000 fl 
aus den niederländischen Beiträgen für Wohlfahrtszwecke, 


Auf Sumatra wurde während des Padrikrieges (1833) die An- 
lage des Weges von Padang durch die Aneischlucht nach dem Oberland 
von Padang beschlossen, eine Trasse, der sechzig Jahre später auch für 
die Eisenbahn auf Sumatras Westküste gewählt werden sollte. Von 
1873 bis 1879 ließ der Resident von Palembang (Ostküste) einen Weg 
von 700 km landeinwärts bauen, durch den die Reisezeit von Palembang 
nach Tebing Tinggi von 30 auf 5 Tage verkürzt wurde, Ein drittes Netz 
kam in Deli (Sumatras Ostküste im Norden) zustande, als die Tabak-, 
Kautschuk- und Ölpalmenkultur dort einen gewaltigen Aufschwung nahm. 
Hier wurde in 1870 mit voller Kraft mit dem Wegebau begonnen, Der 
örtliche Rat des „Kulturgebietes von Sumatras Ostküste“, der vom Gou- 
vernement unterstützt wurde, sorgte für ein gut verwaltetes Wegenetz. 

Zu Anfang dieses Jahrhunderts gab es auf der rund 420 000 qkm 
großen Insel Sumatra (so groß wie das Königreich Schweden) ungefähr 
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13.000 km befestigte Wege mit rund 6000 Brücken und 10 000 kleineren 
Wasserdurchlässen. 


Mit dem Auftreten der starken Persönlichkeit von General van 
Heutsz, der Atjeh als Generalgouverneur von Niederländisch-Indien be- 
friedete und ein offenes Auge für die Entwicklung der sog. „Buiten- 
gewesten“ (d. h, des großen Kolonialreiches außerhalb уоп Java und 
Madura) hatte, beginnt ein neuer Zeitabschnitt. Einige Jahre nach 
seinem Regierungsantritt wurde ein Inspektor für die Verkehrswege in 
den „Buitengewesten“ angestellt. Bald darauf wurde es wünschenswert, 
einen „Allgemeinen Wegeplan für Sumatra“ aufzustellen. 
Das war im Jahre 1914, Dieser bezweckte den Bau neuer Wege und die 
Verbindung der getrennt voneinander liegenden Wege, Die Gesichts- 
punkte, die der Aufstellung zugrunde lagen, zeigen die Ziele. Diese 
waren die Wahrung und Förderung: 

1. der Interessen der Verwaltung, der Polizei und des Postverkehrs; 

2. der wirtschaftlichen Belange der einheimischen Bevölkerung hin- 
sichtlich der Beförderung der Erzeugnisse im durchgehenden und ört- 
lichen Verkehr; 

3. der sozialen Verhältnisse der Bevölkerung hinsichtlich der Be- 
quemlichkeit, Beseitigung der Vereinsamung und zur Verstärkung des 
Einflusses der Gemeinschaft mit der Außenwelt auf die innerliche und 
äußerliche Zivilisation; und 

4. der allgemeinen politischen und militärischen Interessen der Ver- 
bindung mit den anderen Landesteilen. 

Das Wegenetz 1. Ordnung, dessen Wege einschließlich der Böschung 
5 m breit waren (befestigte Wegbreite höchstens 3 m), sollte nach dem 
Wegeplan von 0 km auf rund 6200 km ausgedehnt werden; die Kosten 
wurden auf 25 000 000 fl geschätzt, die in 10 Jahren verausgabt wer- 
den sollten. Eine neuere Schätzung setzte die Kosten auf 60 000 000 fl 
fest. Daraufhin wurde der Bau ausgeführt, 

Da man auf Sumatra über schiffbare große Flüsse verfügt, die auf 
Java beinahe nicht vorhanden sind, ist das Wegenetz auf Sumatra mehr 
zersplittert als auf Java, und zwar schon deshalb, weil man die oben- 
genannten drei schon bestehenden Wegenetze benutzen mußte. Trotzdem 
kann man jetzt von Kotta Radja am Nordpunkt bis Telok Betong am 
Südpunkt der Insel über einen einfach angelegten, doch sehr guten 
Weg reisen (die Entfernung beträgt in Luftlinie 1600 km, also wie die 
von Amsterdam nach Algier); ferner führen mehrere, sehr gute Seiten- 
wege nach der Küste und den Landbauzentren. Ich nenne den Ranau- 
weg (180 km) nach dem Hafenstädtehen Кгоё an der Westküste, den 
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80 km langen Lebongweg nach den Goldbergwerken im Distrikt Muara 
Aman (bei Benkulen), den 70 km langen Korintjiweg von der Hoch- 
ebene mit gleichem Namen über das Barisangebirge nach Pasir Ganting 
am Indischen Ozean, 

Der 300 km lange Mittel-Sumatra-Weg bildete die Verbindung des 
Wegenetzes in dem Oberland von Padang über das Barisangebirge und 
durch die Sümpfe des Batanghari-Flusses nach Muara Tebo, wo Fluß- 
dampfer für die Verbindung mit der Meerenge von Malakka sorgten; 
1895 war diese Gegend noch unzugänglich. Der Aufbau der Verwaltung 
fand hier zwischen 1905 und 1913 statt. 1916 konnte die Polizei, von 
Padang aus diesem Weg folgend, kräftig auftreten und an den Vorberei- 
tungen einer Militärexpedition mitarbeiten. 

Ich erwähne noch den 86 km langen Tobaweg, weil er das letzte 
Glied in dem 821 km langen Verbindungsweg zwischen Medan (Deli), 
dem Hauptort des Gouvernements an Sumatras Ostküste, mit Padang an 
der Westküste ist, einer Strecke, die auch durch ihre überwältigende 
Naturschönheit für den Touristenverkehr von größter Bedeutung ist. 


Mehrere Wege sind jetzt noch im Bau. Es hat keinen Zweck, diese 
alle aufzuzählen; ich will mich mit der Erwähnung einiger der wich- 
tigsten Verbindungen begnügen?. 

Von großer Bedeutung sowohl in militärischer als auch in volkswirt- 
schaftlicher Hinsicht sind die Wege in Nord-Sumatra, und zwar in Atjeh, 
wo man so lange gegen die fanatische, kriegerische Bevölkerung gekämpft 
hatte, Der wichtigste Weg ist der sog. „Asweg“ (Achsenweg) oder 
„Stamweg“, der in der Hauptsache der Trasse der Atjeh-Kleinbahn (siehe 
oben unter A) folgt und die Verbindung mit Deli darstellt. Der 105 km 
lange Gajuweg von Bireuön nach Takengön an dem in 1200 m Höhe 
gelegenen See Laut Tawar und der 1914 fertiggestellte, 136 km lange 
Karo—Alas-Weg sind hier die wichtigsten Wege, die miteinander durch 
gute Pferdepfade verbunden sind. Mehrere Wege sind in Atjeh noch 
im Bau, 

1 Zum erstenmal wurde Korintji in 1902 von zwei Europäern besucht; 
Die Reise von da nach Djambi, der Hauptstadt der gleichnamigen Residenz, dauerte 
auch nachher noch 17 Tage, eine Familie mit ihrem Gerät hatte für die Reise einen 
Monat nötig; jetzt dauert die Reise bis Padang einen Tag. Als 1918 die Er- 
nährungsfrage in Indien schwierig wurde, zeigte sich, daß sich in Korintji, das 
keine Gelegenheit für den Abtransport hatte, 1 500000 Picol (1 Picol ist 61,7 kg) 
Reis befanden. Einen Augenblick dachte man daran, eine Kabelbahn anzulegen. 
Wegen der hohen Kosten und des Materialmangels wurde hiervon abgesehen, 
doch der in 1915 begonnene Weg wurde in aller Eile fertiggestellt, 


2 Eine vollständige Aufzählung findet man in den alljährlich ausgegebenen 
„Indische Verslagen“, Teil 1, Text, 
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Auf Borneo wurde ursprünglich ein Wegenetz von 4500 km ent- 
worfen, dessen Kosten 90 000 000 {1 betragen sollten. Dieser Plan wurde 
später eingeschränkt und vereinfacht. An erster Stelle wurde der 275 km 
lange Weg von Bandjermasin in der südlichen und östlichen Residenz 
von Borneo, an Martapura entlang, nach Muara Uja verbessert. Andere 
Wege wurden unter Leitung von Verwaltungsbeamten verbessert. Die 
Verkehrsfrage lag hier anders als auf den anderen Inseln, weil das 
Binnenland zum großen Teil nicht bevölkert ist oder von einer primitiven 
Rasse, den Dajaks, bewohnt wird, während man mit Plattschiffen an den 
großen Flüssen, dem Negara, Barito und Kapuas, entlang hunderte Kilo- 
meter weit in das Binnenland eindringen kann; zu den Fahrzeugen, die 
auf diesen Flüssen verkehren, gehören u. a. „hekwielers“ (siehe unten 
bei C). Alle Siedlungen liegen an den Flüssen, 


Auf Celebes, wo es keine schiffbaren Flüsse gibt, gibt es ein 
ausgezeichnetes Wegenetz im nördlichen Teil (dem sog. Minahassa) und 
auch im Süden, ferner einige Ost-West-Verbindungen. 


Banka, Billiton, Bali, Lombok, Flores und Timor 
erhielten allmählich gute Wege; die auf Bali sind z. B. besonders gut. 
Bei dem Wegebau auf dem fast unbesiedelten West-Bali wurden auch 
Sträflinge eingesetzt. 


Bei dem Bau und der Verbesserung der Wege auf Sumatra konnte 
immer noch über die unbezahlten „Herrendienste“ verfügt werden, sowie 
auch auf den anderen Inseln der „Buitengewesten“, Der Wegebau in 
den „Buitengewesten“ wurde aus den allgemeinen Geldmitteln, oft auch 
aus den Einnahmen des „besonderen Ausfuhrrechtes für inländischen 
Kautschuk“ finanziert (1937 und 1938 z. В. 3 500 000 #1 und 1 500 000 fl), 
während nach 1936 auch oftmals für den Wegebau Gelder der „Nieder- 
ländischen Wohlfahrtsbeiträge“ zur Verfügung gestellt wurden (und 
zwar 3 272 000 fl), 

In 1938 gab es in Indien im ganzen 12 000 km asphaltierte, 41 000 km 
befestigte, im allgemeinen sehr gut befahrbare Straßen; die Dessawege 
(Dorfwege), die Privatwege und die Wege der Selbstverwaltungen sind 
hierbei nicht einbegriffen. Fortwährend wird noch an der Verbesserung 
und Ausdehnung gearbeitet, weil ihre Bedeutung für eine gute Regierungs- 
führung und für die Erhöhung des Wohlstandes richtig erkannt wurde. 
Autobahnen nach europäischem Beispiel sind bei der ziemlich kleinen 
Anzahl Autos nicht notwendig (im Jahre 1938 9236 Autobusse, 12 790 
Lastkraftwagen, 51658 Personenwagen, 1630 dreirädrige Autos und 
13 308 Motorräder). 
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Wieviel Kapital in dem Landwegenetz und in dem Straßennetz der 
Stadtgemeinden festgelegt ist, ist nicht im entferntesten festzustellen; 
nicht allein, weil die Kosten in hunderten Jahresrechnungen der ver- 
schiedenen Verwaltungs- und Privatunternehmen aufgestellt sind, son- 
dern weil man auch mit den unbezahlten Arbeitskräften des „Herren- 
dienstes“ und der Zwangsarbeiter rechnen muß; dies kann auf viele 
Millionen niemals genau berechnet werden. 

Dem stand keine einzige Einnahme aus der Benutzung der Wege 
gegenüber; durch das Fehlen von Zöllen wurden die Wege als „öffent- 
liches Gebrauchsgut“ der Bevölkerung zur Verfügung gestellt. Nur war 
es selbstverständlich, daß die großen Kulturunternehmungen, Holz- 
schlagunternehmungen und Erbpächter, die durch ihre schweren Trans- 
porte die von der Bevölkerung unterhaltenen Dorfwege schwer beschädig- 
ten, für die Wiederherstellung sorgen mußten. Bei der Beschaffung der 
„Herrendienste“ auf Java und Madura wurde hierfür auf diesen Inseln 
eine Wegesteuer erhoben. Um ein Bild zu geben, wieviel in Geld, also 
ohne Berechnung von unbezahltem Frondienst, für die Wege ausgegeben 
wurde, steht nur eine Zusammenstellung über die Jahre 1898—1922 zur 
Verfügung. 

Direkt vom Lande selbst wurde ausgegeben in dem 


fünfjährigen Zeit- für Unterhalt für Bau 
raum und Verbesserung und Verbesserung Insgesamt 

1898—1902. . . . . 8 592 000 fl 7864 000 #1 16 456 000 fl 
1903—1907 . . . . . 11762000 fl 8 530 000 fl 20 292 000 fl 
1908—1912..... 7.603 000 fl 15 013 000 fl 22 616.000 fl 
191834—1917..... 8557000 fl 23 601 000 {1 82 158 000 fl 
1918—1922 , . . . . 141880001 83 479 000 fl 48 267 000 fl 
1898 bis einschl. 1922. 51302000 fl 88 487 000 fl 189 789 000 fl 


In dem Zeitraum von 1905 bis einschl. 1916 wurden hiervon von den 
Niederlanden 11 800 000 fl bezahlt, von dem Betrag von 40 000 000 11, 
den das Mutterland im erstgenannten Jahr für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung von Niederl.-Indien zur Verfügung gestellt hatte; anstatt 
„batige sloten“ (Barüberschüsse) — siehe oben — aus Indien zu ziehen, 
wie in der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, unterstützten die Nie- 
derlande nun finanziell die Kolonien. Sonach hatte die Politik des „direk- 
ten“ der des „indirekten Nutzens“ Platz gemacht, was zu einer derartigen 
Unterstützung der Kolonie mit mutterländischen Geldmitteln führte. 

Was die örtlichen Gebietsteile — Residenzen und Stadtgemeinden — 
aus eigenen Steuern und festen Zuschüssen vor dem Jahre 1917 für 
die Wegeverwaltung ausgaben, ist unbekannt. 
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1916 und 1917 gaben sie aus e > 981801 | 
EISE ушеу цир eih Kloe ënger л eche Jahren 
1920 und. 1991, и mal зинаа, =. 14.902.000 {1 ] 35 709 000 fI 
Außerdem betrugen die Zuschüsse für 
Wegeban PRERA PAE TAS А918 PT 701400 fl 
ЧӨЛ кы эд, 918 000 fl 
1918 | | | 1515000. 11 |in sechs Jahren 
1919... . 226900011 11 908 000 {1 
1920 2.2.2 , 3441000 fl 
1921 » s>. . 3059000 fl 


Hinzu kommen noch die Ausgaben der mitteljavanischen Fürsten- 
tümer und anderer inländischer Selbstverwaltungen, des Militärdeparte- 
ments, der Kulturunternehmungen und der inländischen Dorfgemein- 
schaften, nebst den Lieferungen „in natura“ und den Arbeitskräften im 
„Herrendienst“, deren Geldwert in keiner Weise zu schätzen ist. 

Unter dem Einfluß des Wegebaues und seiner Verbesserung nahm 
das Autowesen stets zu und umgekehrt. Erst im Jahre 1928 kam eine 
Motorfahrzeugsteuer zustande, die später zum größten Teil durch eine 
hohe Akzise auf das Benzin ersetzt wurde (erst 10 cents, später 13 cents је 
Liter). Auch die Personalsteuer für Luxusautos, sowie Einfuhrzölle auf 
Autos und deren Ersatzteile belasten den Wegeverkehr, Die Gesamt- 
einkünfte dieser Steuer scheinen zu genügen, um die Kosten für die Un- 
terhaltung zu decken (1938 betrug die Einnahme aus der Motorfahr- 
zeugsteuer — für Anhängewagen — 80 000 fl, die aus der Akzise auf 
Benzin rund 25 000 000 fl; von dem versteuerten Benzin wurde der größte 
Teil vom Motorverkehr gebraucht); der Bau und die Ausbesse- 
rung des Wegenetzes werden größtenteils aus den allgemeinen Mitteln 
bezahlt. 

In Indien gibt es keine Wege- oder Verkehrsfonds wie in den Nie- 
derlanden (siehe meine Artikel in Großdeutscher Verkehr, 
Heft 23/24 vom Dezember 1941, Seite 627, und im Heft 2 des Jahrganges 
1942 der Zeitschrift für Verkehrswissenschaft). Wenn 
selbst in den Niederlanden die Abwägung der Einnahmen und Ausgaben 
des Motorverkehrs schon schwierig ist, dann ist sie, mangels genauer 
Statistiken, in Indien selbstverständlich ganz unmöglich. 

Einer Eigenwirtschaftlichkeit nachzugehen, hat hier keinen Zweck, 
weil die Bedeutung eines guten Wegenetzes beinahe vollständig auf mili- 
tärischem, verwaltungs- und kulturellem Gebiet liegt, bei dem die „in- 
direkten Vorteile“ besonders stark in den Vordergrund treten. Um Eigen- 
wirtschaftlichkeit von dem, was man den „Wegebetrieb des Staates“ 
nennen könnte, braucht man sich nicht zu bemühen, wenn es nicht sogar 
unmöglich wäre, eine Berechnung hierfür aufzustellen. 
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Wohl muß darauf geachtet werden, daß der Motorverkehr, der 
nicht, wie die Eisenbahn- und Straßenbahnbetriebe, die Kosten des ihm 
zur Verfügung gestellten Weges ganz selbst tragen muß, diesem Schie- 
nenverkehr keine vernichtende Konkurrenz macht. Um dem zuvorzu- 
kommen, wurde 1938 eine geänderte und verbesserte Wegeverkehrs- 
gesetzgebung eingeführt, durch die die Personenbeförderung mit Auto- 
bussen von Konzessionen abhängig gemacht wurde. Das Material und 
das Fahrpersonal mußte sich in Hinsicht auf die Gefahren regelmäßigen 
Prüfungen unterwerfen; ferner wurden auch die Dienst- und Ruhe- 
zeiten der Chauffeure geregelt. Diese Maßnahmen führten jedoch nicht 
ganz zum Ziel, und zwar, weil die Kontrolle über die Ausführung der 
Vorschriften in einem so ausgedehnten Lande sehr schwierig, wenn nicht 
unmöglich ist. Umgekehrt war es auch nicht angebracht, in einem dicht- 
bevölkerten Lande (allein auf Java leben fast 44 000 000 Menschen) mit 
von großen Verkehrswegen abgelegenen Gegenden durch eine zu streng 
kontrollierte Gesetzgebung die Benutzung von modernen Verkehrsmitteln 
zu stark zu erschweren oder sie ihm vorzuenthalten. Es war zwar auch 
hier, wie fast überall, so, daß der Gebrauch des Autobusses sich haupt- 
sächlich auf die meistentwickelten Gebiete beschränkte, die mit Schienen- 
unternehmungen schon versehen waren, von denen der lohnende Trans- 
port also „entrahmt“ wurde. Der Automobilverkehr läßt sich nun einmal 
nicht nur die Rolle des Zubringers und Verteilers für den Schienenverkehr 
auferlegen. Die Einnahmen des Schienenverkehrs litten hierdurch in nicht 
geringem Maße. Oft wurden dadurch Eisen- und Straßenbahnunterneh- 
mungen sogar notleidend (siehe Abschnitt Ш A.). 

Es ist eines der schwierigsten Probleme der Behörde, da, wo keine 
Rentabilitätsrechnungen für den „Wegebetrieb“ aufzustellen sind, Gleich- 
gewichtsverhältnisse zwischen dem Motor- und Schienenverkehr zu 
schaffen, die beide in so hohem Maße dazu dienen, die Verwaltungs- 
führung und die ökonomische Entwicklung zu fördern. 


Niederländisch-Indien besitzt Eisenbahnen und Landwege von einer 
Güte wie kein anderes Kolonialreich; die Opfer, die von der Allgemein- 
heit verlangt werden, erfüllen ihren Zweck, sie dürfen jedoch nicht zu 
groß werden. Um eine Vergeudung zu vermeiden, muß verlangt wer- 
den, daß durch direktes Eingreifen des Staates der Wettbewerb der Ver- 
kehrsmittel in richtige Bahnen gelenkt wird. 

Ich will dem noch hinzufügen, daß der Wegeverkehr fast aus- 
schließlich von Privatpersonen ausgeführt wird. Früher gab es bei den 
Staatseisenbahnen auf Java wie auch auf Sumatra glänzend verwaltete, 
ausgedehnte Autobusdienste, die aus Ersparnisgründen allmählich ein- 
geschränkt wurden und bis auf einige Ausnahmen der privaten Initiative 
überlassen wurden. Eine, meiner Meinung nach, wenig glückliche Maß- 
nahme! 

Archiv für Eisenbuhnwesen. 1942, 18 
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С. Binnenschiffahrt. 

In Niederländisch-Indien gibt es fast keine Kanäle, so daß die 
Binnenschiffahrt kein Problem ist wie in den Niederlanden. Wo 
es Kunäle und schiffbare Flüsse gibt, können sie abgabenfrei von der 
Schiffahrt benutzt werden. Bei der geringen Bedeutung ist es nicht not- 
wendig, nach einer Rentabilität der von der Regierung aufgewendeten 
Kosten zu streben. 

Auf Java wird die Binnenschiffahrt nur hier und da von der 
Praufahrt (die Prau ähnelt dem Kanu) auf einigen kleinen Kanälen und 
für kurze Abstände an der Mündung einiger Flüsse ausgeübt. Der ge- 
ringe Schiffsverkehr macht den bestehenden Landverkehrsmitteln keine 
nennenswerte Konkurrenz. Der Staat beschäftigt sich nicht damit, 

Auf Sumatra liegt die Sache etwas anders. Weit landeinwärts 
sind die großen Flüsse nur für wenig tiefgehende Fahrzeuge befahrbar. 
Von Palembang aus sind der Musi und seine Seitenflüsse, Komering, 
Ogan und Lematang hunderte Kilometer weit befahrbar. Sogenannte 
„hekwielers* — wenig tiefgehende Raddampfer mit dem Rad am Heck 
und der Steuereinrichtung am Bug —, die Eigentum von Chinesen sind, 
befahren regelmäßig diese Flüsse. Früher gab es hier auch „hekwielers“ 
der Koninklijke Paketvaart Maatschappij (K.P.M.), auf die ich unter D 
noch zurückkommen werde, die u.a. die Produkte von Muara Klingi und 
Muara Enim nach Palembang brachten und umgekehrt. Sie versorgten 
auch den Personenverkehr. Nach dem Bau von Eisenbahnen und Land- 
wegen ist dieser Verkehr zurückgegangen, und die K.P.M, hat sich hier 
seit 1938 zurückgezogen. 

Der Batanghari- (siehe unter B), der Indragiri-, der Kampar-, der 
Siak- und der Rokanfluß, um die wichtigsten Flüsse zu nennen, sind für 
die Binnenschiffahrt mit kleineren chinesischen und inländischen Schit- 
fen von Bedeutung, wenn auch nicht in dem Maße wie der Musi. Nur auf 
dem Berumunfluß (Sumatras Ostküste) hat die K.P.M. noch einen 
„hekwieler“ von 55 Tonnen und ein Motortunnelboot von 107 Tonnen 
im Dienst. 

Auf Borneo sind die wichtigsten Flüsse der Kapuas, der bei 
Pontianak an der Westküste ins Meer mündet, der Barito mit seinem 
Nebenfluß Negara, der an der Südküste bei Bandjermasin mündet, und 
der Mahakam mit seinen vielen Stromschnellen, der bei Samarinda an 
der Ostküste in die Meerenge von Makassar mündet. Vor allem der 
Kapuas und der Barito mit dem Negara sind von Bedeutung. Eisen- 
bahnen gibt es hier überhaupt nicht, Landwege kommen fast nicht vor 
(siehe bei B). Alle bedeutenden Niederlassungen liegen an diesen 
Flüssen. Auch die K.P.M. hatte hier „hekwielers“ im Betrieb, um die 
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inländischen Produkte — hauptsächlich Bambus, Rotang und andere 
Urwaldprodukte — abzubefördern und den Personenverkehr zu versorgen. 
Weiter oben und auf den kleinen Flüssen wird der Verkehr durch Kanus 
bedient, die von geschickten Dajakschen Fahrern durch die Strom- 
schnellen gesteuert werden. 

Auf den übrigen Inseln gibt es keine befahrbaren Flüsse außer in 
dem Niederländischen Teil von Neu-Guinea, der jedoch beinahe unbe- 
wohnt ist; daher gibt es dort auch keinen Verkehr, Die Entwicklungs- 
möglichkeiten scheinen dort vorläufig noch sehr gering zu sein. So 
besteht also auch hier keine Verwaltungs- und Rentabilitätsfrage. 


D Küsten-und Seeschiffahrt. 


Ganz andere Verhältnisse treffen wir bei der Küsten- und See- 
schiffahrt an, die kostbare Häfen, Betonnung, Beleuchtung usw. für die 
Ausübung ihrer Betriebe nötig haben. 

In einem Kolonialreich wie Niederländisch-Indien, das sich über 
eine Länge von 5000 km und eine Breite von 2000 km erstreckt und aus 
tausenden größeren und kleineren Inseln besteht, mußte die Küstenfahrt 
sich wohl gewaltig entwickeln. Ursprünglich wurde sie von Schiffen 
ausgeführt, die der Landesbevölkerung gehörten. Später wurden diese 
jedoch teilweise ersetzt durch die größeren und besseren Schiffe der Ver- 
eenigde Oost-Indische Compagnie (siehe unter B dieses Abschnitts). Erst 
viel später lebte die inländische Fahrt wieder auf und richtete sich in der 
Hauptsache auf Singapore, dessen Hafen in 1819 von Raffles zum Frei- 
hafen erklärt wurde. — Weder die Tatsache, daß die indische Regierung 
1829 Riouw und 1847 Makassar zum Freihafen erklärte, noch daß sie viele 
Häfen für fremde Flaggen öffnete, konnte an der Bedeutung von Singa- 
pore in Hinsicht auf Niederländisch-Indien etwas ändern, Sie nahm sogar 
noch zu, als mehrere Häfen auf Sumatra: Siak — Ostküste —, die Lam- 
pongs — Südküste —, Pulu Weh mit Sabang — Nordküste; auf Borneo: 
Pontianak, Sambas 1833 und im Osten des Archipels: Menado und Kema 
in 1848, Amboina, Ternate, Banda und Kejeli in 1854) zu Freihäfen er- 
klärt wurden!, und mehrere Häfen für den internationalen Handel 
geöffnet wurden. Nur ein paar europäische Reeder befuhren in der 
Trampfahrt die indischen Gewässer, der übrige Schiffsraum war in Hän- 
den von Makassaren, Buginesen, Arabern und Chinesen. 

1830 wurde der erste Dampfer in Indien in Betrieb gestellt, ihre 
Zahl wurde bald immer größer; sie fuhren für bestimmte Handelshäuser. 

1 Fast alle Häfen sind jetzt dem Zollgebiet einverleibt. Freihäfen haben in 


Indien wenig Erfolg gehabt, Jetzt sind nur noch Sabang, Siak, Riouwarchipel 
und die Verwaltungsabteilung Süd-Neu-Guinea noch zollfreies Gebiet. 


18* 
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Post und Gouvernementspassagiere wurden damals mit Kriegsschiffen 
oder von Schiffen der Gouvernementsmarine befördert; der Verkehr zwi- 
schen Batavia und Niederland war auf Singapore gerichtet im Anschluß 
an die sog. Englische Überlandpost (über Suez) nach Europa. Langsam 
nahm die Zahl der Dampfschiffe zu, wobei sich schließlich die Schiff- 
fahrtsfunktion von dem Handelsbetrieb loslöste, „Werkverkehr“ also 
Ausnahme wurde. Es entstanden also reine Schiffahrtsbetriebe, welche 
mit Dampfschiffen einzelne Liniendienste einrichteten. In 1850 wurden 
mit großen Subventionen der Regierung (10,50 fl je Seemeile) vier 
Liniendienste betrieben, nämlich von Batavia nach Sumatras Westküste, 
nach Singapore, nach der Westküste von Borneo und längs Javas Nord- 
küste nach Makassar (Celebes) und den Molukken (östlicher Teil des 
Archipels). Der Dienst wurde von der Firma Cores de Vries ausgeführt. 

Der 1859 verlängerte Vertrag zwischen der Regierung und dieser 
Unternehmung — die Subvention war schon auf 18,21 fl je Meile ge- 
stiegen — wurde 1865 nicht mehr erneuert. In diesem Jahre wurde eine 
öffentliche Ausschreibung abgehalten. Das Ergebnis war, daß eine 
englische Gruppe sich für einen Cent (d. h. noch keine 2 Reichspfennige) 
weniger Subvention für die befahrene Seemeile — und zwar für 6,97 fl, 
später bei der neuen Ausschreibung für 3,90 fl — anbot als eine hollän- 
dische Interessengemeinschaft. So konsequent führte die Regierung ihre 
Offene-Tür-Politik durch, daß sie dem Engländer den Verkehr überließ 
und den Niederländer abwies. Der Unterschied dieser zwei Ausschreibun- 
gen, um die es sich handelte, betrug im ganzen nur 411 fl im Jahr! 
Die damals gegründete Ned.Ind. Stoomboot Maatschappij, eine Gesell- 
schaft, die wohl unter holländischer Flagge fuhr, im Wesen jedoch 
englisch war, hat bis Ende 1890 den Verkehr im Inselreich ziemlich gut 
bedient. Zuletzt besaß sie 30 Schiffe, mit denen sie auch nicht durch 
Vertrag festgelegte Linien befuhr. Auf die Dauer konnte dieser Zustand 
jedoch wenig befriedigen; der ganze Handel wurde über Singapore ge- 
leitet, die Schiffe wurden in England gebaut; das ganze war in Wirklich- 
keit keine holländische, sondern eine englische Unternehmung, 

Um diesen Zustand zu beenden, wurde in 1890 keine neue Aus- 
schreibung gehalten. Die Dampfschiffgesellschaften „Nederland“ und 
„Rotterdamsche Lloyd“, die die Überseeverbindung von Niederland mit 
seinen Kolonien unterhieltent, förderten die Gründung der Koninklijke 
Paketvaart Maatschappij (K.P.M.), die einen Vertrag mit der Regierung 
abschloß und am 1. Januar 1891 mit ihrem Dienst begann. Auf freund- 
schaftliche Weise wurden Schwierigkeiten mit der Nederl. Ind. Stoom- 
vaart Maatschappij abgewickelt. In dem Vertrag war die Bedienung von 


3 Vgl. Archiv 1941 S. 131. 
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11 Linien festgelegt, für die die K.P.M. eine Subvention von 1,50 #1 bis 
20 fl je Seemeile, durchschnittlich Gan je Meile, empfing. Ursprünglich 
mußte sie die Post für das Gouvernement unentgeltlich befördern, später 
empfing sie hierfür eine Vergütung. Die Gesellschaft wurde mit der Be- 
förderung von Landesgütern und Beamten zu einem festgestellten Preis 
beauftragt; alsbald schloß sie auch mit der Regierung einen Vertrag 
ab für die Beförderung eines Teiles des verpackten Salzes! — ein anderer 
Teil wurde mit der Madura Stoomtram Maatschappij und dem dem Gou- 
vernement gehörenden Ost-Java Seetransport versandt — und der für die 
Regierung bestimmten Steinkohle. 


Die К.Р.М, beschloß sogleich, ihren Arbeitskreis nicht auf die ver- 
traglich festgelegten Linien zu beschränken, sondern darüber hinaus ihre 
eigenen freien Liniendienste allmählich auszudehnen, nachdem sie mit 
ausländischen Schiffahrtsunternehmungen Übereinkommen getroffen 
hatte, die in das Gebiet der Gesellschaft eindringen wollten, und nachdem 
auch noch einige andere Schwierigkeiten überwunden waren. U.a. gaben 
einige chinesische Reeder allmählich ihre ungeregelten, nicht mehr loh- 
nenden Dienste auf. Folgende Tabelle gibt in runden Zahlen eine Über- 
sicht über die zunehmende Bedeutung der K.P.M. Der Güterverkehr be- 
trägt in Lasten (Last ist ein gewisses Raummaß, das je nach dem Ar- 
tikel wechselt) : 

1891 1895 1900 1910 1920 1930 1938 
Gesamter Güter- 
verkehr ‚ . . 100000 200000 300000 770000 1500000 2 100.000 2600 000 
Regierungs- 
güterverkehr „ 5000 40000 60000 188000 330000 410000 420000 
Gesamter Perso- 
nenverkehr . . 120000 180000 200000 670.000 1000000 1200000 600 000 
Regierungsperso- 
nenverkehr , . 70000 80000 50000 70000 100000 120000 60000 

Die Flotte bestand aus: 

1891 1895 1900 1910 1920 1930 1938 
Anzahl Schiffe 28 30 34 77 98 145 134 
mit Bruttotonnen 28 000 81000 43000 100000 170000 385000 820000 


1940 waren 67 Passagierschiffe, 56 Frachtschiffe und 30 kleine Fluß- 
schiffe im Dienst. 

Diese Verkehrssteigerung und die Zunahme der Tonnage ging nicht 
ausschließlich auf Kosten anderer Unternehmungen. Zum großen Teil 
ging diese Entwicklung Hand in Hand mit der damals geführten kräftigen 
Regierungspolitik in den „Buitengewesten“, mit der für immer der Name 


` 1 Das Salz wird in Regie gewonnen und verkauft, 
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des Generalgouverneurs van Heutsz verbunden bleiben wird (siehe Ab- 
schnitt B). Nicht zuletzt war der gesteigerte Verkehr der K.P.M. der 
schnellen und sicheren Beförderung und ihrem aktiven Auftreten zu ver- 
danken, das den eigenartigen Bedürfnissen des inländischen und chinesi- 
schen Handels entgegenkam. Der Handel war nun nicht mehr ausschließ- 
sich auf Singapore gerichtet, sondern verlagerte sich zum größten Teil 
nach den indischen Häfen auf Java und Celebes (Makassar), während das 
weitere Vordringen des englischen Einflusses von Singapore aus abge- 
wandt wurde. Nur zwischen Singapore (und Penang, ebenfalls auf der 
Halbinsel Malakka), West-Borneo und Ost-Sumatra mit den dazwischen 
liegenden Inseln, blieb die „Mosquitoflotte“, kleine, unter englischer 
Flagge fahrende Schiffe bestehen („wilde“ Fahrt — Trampfahrt). Merk- 
würdig ist der Verkehr zwischen Singapore und dem „Groote Oost“ — 
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—____ Schiffahrtslinien der KöniglPaketfahrt My- (K.P.M-1940)_| 


dem östlichen Teil des Archipels — der sich in Händen von Chinesen, 
Makassaren und Buginesen befindet. Deren Schiffe — meistens Segel- 
schiffe — fahren, unter genossenschaftlicher Bindung zwischen Kapitän 
und Mannschaft, im Westmonsun von Singapore nach Makassar, Hier 
werden alle mitgebrachten Artikel verkauft, wie auch in den weiter öst- 
lich gelegenen kleinen Häfen. Von hier aus werden angekaufte Muscheln, 
Gewürze und andere Handelsartikel im Ostmonsun wieder nach Makassar, 
den Häfen auf Borneo und Singapore gebracht. Die Zahl dieser Schiffe 
ist sehr groß, wie untenstehende Angabe zeigt. Im Verkehr im Jahre 1938 
betrug die Bruttotonnage 234 746,02 m, die sich auf 154 605 Schiffe ver- 
teilte, Von diesem Schiffsraum gehörten 43,3 % der K.P.M., 35,8 % ent- 
fielen auf andere niederl.-indische Schiffe (darunter 106 810 kleinere 
Schiffe) und auf die kleinerer Reeder; 20,0 % fuhren unter fremder 
Flagge. Aus dem Ausland kamen im selben Jahr 14 498 Schiffe an, mit 
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einer Tonnage von 57 062 041 m”. Von dieser Tonnage waren 16,0 % Eigen- 
tum der K.P.M., 29,6 % niederländischer und 53,8 % ausländischer Besitz. 

Im Jahre 1938 wurden von der K.P.M. Archipelverkehr an See- 
meilen zurückgelegt: 


1937 1938 
Regelmäßige Linien . » 2. 2.2.» 2.2920 081 2 939 971 
ЖАА ү Дэр ооба dn sgi Ауда, 12801 62 379 
Eixtrarelsen gimir rl эл ралы ао н ы). 510.527. 499 208 
Kohlen und Salz befördernde Linien . . . 549040 428 847 


4 051 949 3 930 405 


Für die Verteidigung des Landes konnte die K.P.M. bei jeder An- 
frage schnell eine genügende Anzahl Schiffe für Truppentransporte zur 
Verfügung stellen; sie förderte den Touristenverkehr, organisierte Ab- 
holdienste und die Flußfahrt — von der man nach und nach wieder 
zurückgekommen ist —, eröffnete große, ausländische Linien auf China, 
Japan, Indochina, Siam, Madagaskar, Australien und Afrika. Im Aus- 
landsverkehr wurden von der K.P.M. in 1937 und 1938 1239866 und 
1099 218 Seemeilen zurückgelegt. 

Eine Monopolstellung hat die K.P.M. niemals eingenommen und 
nimmt sie auch heute noch nicht ein. Wohl bedient sie einen vertraglich 
festgelegten Verkehr und erhält Regierungssubventionen für das Befahren 
der vertraglich vereinbarten Linien. Diese Subvention betrug im Jahre 
1912 457489 fl; dem stand ein Verlustsaldo von 717 857 fl auf nicht 
vertraglich festgelegten Linien gegenüber. Im Jahre 1899 war der Ver- 
trag für zehn Jahre verlängert worden mit gleichzeitiger Verminderung 
der Zuschüsse von 1 750 000 fl für die Jahre, für die der Vertrag von 
1888 noch gültig sein sollte; auf Grund des Vertrages wurden damals 
rund 400.000 Seemeilen befahren gegenüber 2 850 000 nicht vertraglich ` 
festgelegten. Seit 1915 entfällt die Regelung der Subventionen. Wohl 
aber wurde eine Vergütung für die Postbeförderung bis zu einem Höchst- 
betrage von 500000 fl im Jahre bewilligt. Regelmäßig werden jetzt 
31 Linien in dem Archipel befahren, während der Dienst mit dem Aus- 
land von der Java-Australien-Linie, der Bangkok-Afrika-Linie, der Ran- 
goon-Deli-Linie, der Saigon-Menado-Linie und der Java-Bangkok-Linie 
unterhalten wird. 

Im Rahmen dieses Artikels kann man fragen, ob es nicht besser ge- 
wesen wäre, wenn die Regierung die Küstenfahrt selbst organisiert hätte. 
Bei den herrschenden Zuständen mußte sie doch Rücksicht auf die Inter- 
essen einer mächtigen Gesellschaft nehmen und Subventionen bewilligen, 
die in einem Jahr oft bis über 500 000 fl gestiegen sind. Tatsächlich ist 
in der niederländischen Volksvertretung und in der Presse diese Frage 
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wohl öfters gestellt worden. Natürlich hätte auch eine Gouvernements- 
Sehiffahrtsunternehmung den Verkehr bedienen können, Man darf je- 
doch sehr bezweifeln, ob sie es besser und billiger hätte tun können. Die 
Schiffahrt, die auch soviele internationale Interessen und die Konkur- 
renz berücksichtigen muß, ist einem Privatunternehmen besser anver- 
traut, das durch einen gut aufgestellten Vertrag, der eine nicht allzu 
lange Zeit gültig ist, an gewisse Verpflichtungen gebunden ist. Die Er- 
fahrung hat die Richtigkeit dieser Auffassung in Indien bewiesen. 

Was bedeutet all den theoretischen Vorteilen eines Staatsunter- 
nehmens gegenüber eine jährliche Subvention oder eine vorteilhafte Post- 
beförderung? Diese Unterstützung vertritt den Betrag, der der Eigen- 
wirtschaftlichkeit der Küstenfahrt — vom Standpunkt der Regierung 
aus gesehen — fehlt, zuzüglich des problematischen Betrages, den die 
Regierung wahrscheinlich nicht verdienen würde, wenn sie die Beförde- 
rung selbst in die Hand genommen hätte, und der ebenfalls fraglichen 
Beträge, um die sie ihre eigenen Gütersendungen und Beamten billiger 
hätte befördern können. 

Über die Eigenwirtschaftlichkeit des rein privaten Betriebes der 
K.P.M. brauche ich hier natürlich nicht zu sprechen. Diese war durch- 
schnittlich genügend, für das Risiko allerdings nicht zu hoch. Während 
der letzten Jahre der Weltkrisis konnte trotz großer Sparmaßnahmen 
keine Dividende ausgezahlt werden und es mußten sogar die Reserven 
besonders stark in Angriff genommen werden; während der ersten 
25 Jahre ihres Bestehens hatte die Gesellschaft ihren Aktionären durch- 
schnittlich 8,23 % Dividende ausgezahlt. Das ist für eine koloniale Unter- 
nehmung mit ihrem großen Risiko sicherlich kein hoher Betrag. 

Dem Nachteil, daß die Küstenfahrt nicht eigenwirtschaftlich ist, 
steht der große Vorteil gegenüber, daß die Regierung für den geringen 
Zuschuß und den Verlust einiger fraglicher Posten eine konzessionierte 
private Unternehmung ermöglicht hat, die ihre großen „indirekten Vor- 
teile“ mit sich gebracht hat. Als solche seien erwähnt die schnelle Zurver- 
fügungstellung von Schiffen für Truppentransporte, was nicht möglich 
gewesen wäre, wenn die unterstützte Unternehmung verschwände und 
an ihre Stelle einige „wilde“ Unternehmen kämen, die den Transport 
untereinander verteilten und dabei nur die vorteilhaftesten Verbin- 
dungen für sich selbst wählen würden; der Zustand würde auch zu einer 
tödlichen Konkurrenz untereinander geführt und einen gewissen Rück- 
gang des jetzt gebotenen „service“ mit sich gebracht haben. Ferner 
würde die Verkehrsbedienung der entlegensten Punkte des Archipels mit 
den verlustbringenden Linien darunter gelitten haben. Anstatt, daß 
Handel und Betrieb angeregt werden, wie es jetzt der Fall ist, würden 
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die Hafenplätze mit ihrem Hinterland rückständig geblieben sein. In 
der „Paket“ in Indien sieht man ein typisches Beispiel dafür, wieviel ein 
konzessionierter Küstenfahrtbetrieb zu der politischen und wirtschaft- 
lichen Entwicklung eines Inselreiches beitragen kann. 

Vollständigkeitshalber vermerke ich noch die Tatsache, daß ein Teil 
des im Staatsbetrieb gewonnenen Salzes nach einem Teil des Archipels 
mit einigen Schiffen des sog. Ost-Java-Seetransportes befördert wird, die 
zusammen nur 3570 Tonnen groß sind. Dieses Unternehmen ist rein 
staatlich. 

Die Verbindungen von dem Inselreich mit dem Ausland werden 
außer von der K.P.M. von den beiden zwischen Holland und Indien fah- 
renden großen Schiffahrtslinien „Rotterdamsche Lloyd“ und „Stoom- 
vaartmaatschappij Nederland“, der auf China und Japan mit der Java- 
China-Japan-Linie und weiter mit der unter niederländischer Flagge 
fahrenden Dampfschiffgesellschaft „Oceaan“ und ein paar ausländischen 
Unternehmungen unterhalten. Hierauf näher einzugehen, würde zu weit 
führen, schon deshalb, weil es in das Gebiet der internationalen 
Schiffahrt führen würde. Mit der Eigenwirtschaftlichkeitsfrage der 
Gesellschaften haben diese meine Ausführungen nichts zu tun, 
da ich mich nur mit der staatlichen Eigenwirtschaftlichkeit be- 
fasse, Jedoch muß man sich wohl darüber klar sein, welche großen 
Kosten Küstenfahrt und Großschiffahrt indirekt für die Gemeinschaft 
mit sich bringen, In der Hauptsache tritt hierbei die Pflicht der Regie- 
rung hervor, für gute Häfen zu sorgen. Für Privatunternehmer ist 
diese Sorge wegen der großen Kapitalien, die hierfür benötigt werden, 
eine Unmöglichkeit. 

Die Bedeutung guter Häfen in kolonialen Gebieten wird wohl von 
niemandem bestritten werden, da sie doch die Abbeförderung der ein- 
heimischen Produkte erst ermöglichen, Gelegenheit für Verschiffung 
und für die Einfuhr ausländischer Güter bieten. Für die Personen- 
beförderung von, nach und in die Kolonien sind sie ebenfalls von größter 
Bedeutung. 

Trotzdem sie ein wichtiges Glied in der Kette „Schiff-Hafen-Bisen- 
bahn“ bilden, wurden die Häfen in Indien in früheren Jahren sehr stief- 
mütterlich behandelt. Der erste große Hafen, der den modernen Anforde- 
rungen entsprach, war der von Tandjong Priok, 9 km von Batavia ent- 
fernt und jetzt durch eine elektrisch betriebene Hauptbahn von großer 
Leistungsfähigkeit, eine moderne Autostraße und einen kleinen Schiff- 
fahrtskanal in der Art, wie zu Anfang von Abschn. C beschrieben ist, mit 
dieser Stadt verbunden. Dieser Hafen wurde 1886 fertiggestellt. Auch in 
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Tjilatjap (Javas Südküste) und in Padang (Sumatras Ostküste) wurden 
Häfen gebaut, letzterer (Emmahafen) hauptsächlich für den Abtrans- 
port der Ombilinkohlen; die Häfen von Tjilatjap und Padang erforderten 
keine besonders hohen Kosten im Gegensatz zu dem von Tandjong Priok. 
Die Häfen wurden in früheren Zeiten mehr als Zollgebiete betrachtet und 
nicht als Orte, an denen moderne Schiffe Gelegenheit hatten, gut, schnell 
und sicher zu laden und zu löschen. Jahrelang mußte Surabaia seinen 
gegenwärtigen Hafen Tandjong Perak entbehren. Die Schiffe mußten, wie 
auch in Semarang, Makassar (Celebes), Belawan (Deli) usw. auf offener 
Reede Frachten löschen und einnehmen mit Hilfe von Prauen; dieser Be- 
trieb war in der Regel in Händen von europäischen Prauführern. In Sema- 
rang und zahlreichen anderen kleinen Häfen wird noch stets auf der 
Reede geladen und gelöscht. 1909 lud die indische Regierung Prof. Dr.-Ing. 
J. Kraus und den Direktor der öffentlichen Arbeiten von Rotterdam, 
Ing. G. J. de Iongh ein, um sich über den Hafenbau von Surabaia beraten 
zu lassen. In ihrem Gutachten behandelte die Kommission auch die Hafen- 
zustände in Tandjong Priok, Semarang, Makassar (Celebes) und Belawan- 
Deli (Sumatras Ostküste). Damals bestand schon der auf die Initiative 
von General van Heutsz hin gebaute Ozeanhafen Sabang auf Pulu Weh 
(Sumatras nördlichstem Punkt), der als Umladehafen und als Kohlen- 
station die Konkurrenz mit Singapore aufnehmen sollte. Dieser Hafen 
bekam eine besondere Verwaltung dadurch, daß seit 1905 die „N.V. 
Seehafen- und Kohlenstation Sabang“ den Betrieb des Hafens und der 
Kohlenstation auf sich nahm; die Regierung ist Eigentümerin aller 
Grundstücke, Packhäuser usw., die sie der privaten Gesellschaft gegen 
eine Vergütung von 3% % zur Verfügung in Erbpacht gegeben hat. 


In $ 96 ihres sehr bedeutungsvollen Berichtes besprach die Kom- 
mission Kraus-de Iongh „die allgemeine Wirtschaftlichkeit des Hafen- 
problems“. Sie stellte sich dabei auf den Standpunkt der vollkommenen 
Eigenwirtschaftlichkeit. Nach ihrer Meinung muß man an Geld soviel 
zurückbekommen, wie notwendig ist, um die Zinsen und die Abschrei- 
bung des in die Hafenwerke gesteckten Kapitals zu decken. Die Schiffe 
würden Gebühren zahlen müssen für das Anliegen am Kai, für die Lei- 
stung der Kräne, die Wasserversorgung usw.; ferner müßte Miete für den 
Lagerraum und Schuppen bezahlt werden. Schließlich sollte noch ein 
Hafengeld erhoben werden; in früheren Jahren waren z. В. in Tandjong 
Priok weder für die Benutzung des Hafens noch für die der Kaie und 
Lagerräume Gebühren erhoben worden, 


Die Regierung erklärte sich mit dieser Ansicht einverstanden; doch 
bald zeigte sich, daß die Bezahlung der Selbstkosten der Häfen für den 
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Verbraucher zu hoch sein würde. Vorläufig wurde also dieser Grundsatz 
verlassen und die Ausführung auf die Zukunft verschoben. 

Bis 1924 war in den sieben großen Häfen und den zahlreichen sog. 
kleinen Häfen ein Betrag уоп 227 834 529 fl festgelegt. Nach den Ab- 


schreibungen standen sie in dem 
Tandjong Priok . 
Surabaia 
Makassar . 
Belawan 
Emmahaven 
Semarang . 
Tjilatjap 
kleine Häfen , 


Das finanzielle Ergebnis war im 


Jahre zu Buch für: 

32 226 600 fl 

43 685 500 fl 

18 977 000 fl 

20 146 200 1 
4 083 400 fl 
8122700 fl 
1 590100 fl 
8409 300 fl 


132 240 800 fl 
Jahre 1924 wie folgt: 


Einnahmen 


Allgemeine 


КЕ Али доп | Sonstige | Hafn- | Zusammen | Betriebs- 
betrieben | nahmen | geld | 4=1--2-3 |: kosten 
er! 3 | ТЕСЕ 5 

Tandjong Priok . . 3180000 | 80000 | 600.000 | 3860000 | 2170141 
Surabaia . |... . . .]2722000 | 190001000000 | 3741000 | 2152500 
Makassar 495000| 6000| 70000 | 571000 236 420 
Belawan `... 360000 | 1500| 200000) 501500 | 439500 
Emmahaven 212700 | 4300| 70000| 317000 317.000 
Semarang 2.22... ‚| 779.000 | 18000 | 130000 | 927000 757 525 
DEE a lt n 203000 | 1000 |. 18000 | 222000 115.610 
Kleinere Häfen , . . . . 324 300 100 | 535000 | 859.400 843 365 
в 306 000 | 129 000 |2 023 000 | 11058900 | 7.032 839 

тегин, SC Zusammen) Fehlbet 
SCENE usammen| Fehlbetrag 
фолий | воре. | Zinsen Мез туру ende 


(8р. 4—5) 


D 


р 1689859 


Tandjong Priok . . 


D 


379.000 1 504 600 |1 943 600 


253 741 


Surabain . . . 1 088 500 | 304 500 |2 372.800 |2 677 300 | 1088 800 
Makassar . . . 334 580 | 80700 | 601300 | 772.000 | 437420 
Belawan . . . 122000 | 70300 | 261700 | 332.000 210 000 
Emmahaven ч ЕҢ 67300 | 203800 | 271100 | 271 000 
Semarang . ү 169475 | 106200 | 412700 | 518900 349 425 
Тйзар........, 106390 | 33000 | 91800 | 125700 19 310 
Kleinere Häfen . . . . 16.035 | 77.000 | 412200 | 489900 | 473865 

4 026 839 |1 119 600 |6 010 900 |7 130 500 | 3 103 661 
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Während man an den Häfen kostspielige Arbeiten ausführte, trat in 1922 
der Tiefstand der Konjunktur ein, über den auch schon bei A gesprochen 
wurde, Man meinte, daß man dennoch die Eigenwirtschaftlichkeit 
weiterhin fordern müßte und führte höhere Hafengelder ein. Von ver- 
schiedenen Seiten wurde darauf hingewiesen, daß man in Zeiten niedriger 
Konjunktur keine Eigenwirtschaftlichkeit von Häfen fordern könnte, 
Auch von Schiffahrtskreisen wurde dies auseinandergesetzt. Die großen 
Schiffahrtsgesellschaften „Nederland“, „Rotterdamsche Lloyd“, 
„Oceaan“, „Koninklijke Paketvaart Maatschappij“ und die „Java-China- 
Japan-Linie“ protestierten Ende 1922 gegen die Erhöhung der Hafen- 
tarife. Sie erblickten darin 1. eine Beeinträchtigung der Fahrten auf 
indische Häfen und die Förderung der Schiffahrt auf ausländische Häfen 
und 2, eine ungerechte Erhöhung der Lasten der Schiffahrt, die sie bei 
der bestehenden wirtschaftlichen Konjunktur nicht auf Dritte — d.h. das 
reisende und befördernde Publikum — abwälzen konnten. Sie ersuchten 
darum, die Eigenwirtschaftlichkeitsforderung, wenigstens vorüber- 
gehend, fallen zu lassen und wiesen darauf hin, daß nicht nur sie, son- 
dern das ganze Land von dem Vorhandensein der Häfen seinen Nutzen 
zöge, so daß es ihrer Meinung nach ungerecht sei, alle Kosten für Häfen 
und Hafenobjekte dem Benützer aufzubürden, Sie deuteten hierbei also 
den „indirekten Nutzen“ an, den die Häfen für die Gemeinschaft mit sich 
brachten, Auch in dem Beirat des Hafens von Tandjong Priok ließen 
sich derartige Stimmen hören. Trotzdem blieb die Regierung auf ihrem 
Standpunkt stehen und erwog die Erhebung eines Gütergeldes nach dem 
Werte, um die Einnahmen zu steigern. 

Auf der „Allgemeinen Hafenkonferenz“, die im Januar 1924 in 
Batavia abgehalten wurde, um diese Angelegenheit mit Interessenten 
zu besprechen, wurde ferner der Wunsch geäußert, für Rechnung der 
Verwaltung Sonderabschreibungen vorzunehmen, was auch schon im 
Volksrat verlangt worden war. In Hinsicht auf den Hafen von Tandjong 
Priok war dies auf Vorschlag der Kommission Kraus-de Iongh schon 
1910 geschehen, als 10 917 000 fl von der Hafenrechnung auf den all- 
gemeinen Staatshaushalt übernommen worden waren, um den Grundsatz 
der künstlich geschaffenen Eigenwirtschaftlichkeit beibehalten zu können ; 
ich verweise auf die allgemeine Betrachtung, die ich unter II schon 
angestellt habe. An der wirklichen Rentabilität änderte eine derartige 
Abschreibung, wie schon bei den Eisenbahnen unter ПТА angeführt 
wurde, nichts. Der vorgeschlagenen Sanierung der Hafenfinanzen, bei 
der man, neben einigen Billigkeitsgründen, von dem Betrag ausging, 
den die Hafenbenutzer unter gewissen Umständen bei einem tragbaren 
Tarif würden bezahlen können — also von dem umgekehrten Gedanken- 
gang, der dem Eigenwirtschaftlichkeitsprinzip zugrunde liegt — wurde 
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damals von der Regierung zugestimmt. Jetzt — im Jahre 1924 — stellte 
sie sich dann, im Zusammenhang mit den Landesfinanzen, kurzerhand auf 
den entgegengesetzten Standpunkt. Sie ließ dabei auch den psychologi- 
schen Faktor bei dem verwaltenden Personal außer acht, worüber auch 
schon bei den Eisenbahnen (unter A) kurz gesprochen wurde, der seinen 
unheilvollen Einfluß geltend mache, wenn von einem nicht eigenwirt- 
schaftlichen Betrieb doch die Eigenwirtschaftlichkeit gefordert wird, und 
weil zu weit durchgeführte Sparmaßnahmen ihr Ziel oftmals verfehlen, 
Es wird den Leser nicht wundern, daß ich — von der Richtigkeit der Be- 
hauptung der Schiffahrtsunternehmungen ausgehend, daß die Lasten 
nicht von dem Benutzer der Häfen auf Dritte abgewälzt werden konn- 
ten — auf der Hafenkonferenz, auf der ich damals die Staatseisen- 
bahnen vertrat, den Grundsatz der gezwungenen Eigenwirtschaftlichkeit 
bekämpfte und mich für die Sonderabschreibung einsetzte. Bald darauf 
zeigte sich, daß Professor Dr. Treub, dessen Meinung über die Rentabili- 
tät von Eisenbahnen 1922 meiner Auffassung so entgegengestanden hatte 
(siehe unter A), ein Anhänger der Eigenwirtschaftlichkeit der Häfen 
war, sei es auch aus anderen Nützlichkeitsgründen, als ich es war. Als 
er nach Niederland zurückgekehrt war, schrieb er sein Buch „Neder- 
landin de Oost“ und setzte darin auf Seite 258 auseinander, daß bei 
der Festsetzung von Hafentarifen nicht die Rentabilitätsforderung, son- 
dern die Konkurrenz mit ausländischen Häfen ausschlaggebend ist, wie 
es in Makassar geschah, das mit Singapore in Wettbewerb stand. Er 
nannte die Aufrechterhaltung der Hafenrentabilität in Zeiten niedriger 
Konjunktur „bedenklich“. Trotz des Widerstandes von verschiedenen 
Seiten wurde das „Gütergeld“ doch eingeführt, ohne daß dies die Fehl- 
beträge verschwinden lassen konnte. Im Hochkonjunkturjahr 1927 be- 
trug der Verlustsaldo noch ungefähr 2 000 000 fl. 
In 1938 waren die Betriebsergebnisse wie folgt: 


шп. |Botrieba.| Zinsen | Gesamte me, 
Hafen Eins |Betriobs-| na Ab- | Ausgaben ee 
nahmen, | ausgabon s Shroibung|' (Sp, 85-4) (8р. 2—5) 
1 2 PETTEN. 5 | в 
а а а fl D | f 
Tandjong Priok - . | 3297430 927 697| 2232 109 3159892 +. 197528) — 
Surabaia .. 3221 859. 901 772| 3765 560) 4007332] — |—1445473 
Semarang ‚ 807 355 303 340) 584798| ail — |— 80780 
Belawan Doli 1006660 811857 1205 297 2077084| — — 380424 
Makassar . . 194905 116 881 643435 759206 - 35080) — 
Emmahaven . 315246 74:90060 212002 286008 -- 28388 — 
Kleinere Häfen , . | 1321 300| 401000 007203 1008 383 | + 202917) — 
11 404 745|3 037 499| 9 369 510] 12 907 000 | 404 422|— 1 906 686 
=— f 1 452264 
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An Hafengeldern waren rund 1 683 000 fl eingenommen, an Gütergeldern 
rund 2155 000 fl, den Rest der Einnahmen erhielt man von den Wasser- 
und Elektrizitätsbetrieben, aus den Kaigeldern, Mieten usw. 

Über die Verwaltung von Sabang wurde oben schon gesprochen, 
In Tandjong Priok wurde 1912 die Verwaltung des Hafens einem Direktor 
übertragen, dem ein Beirat zur Seite steht, dessen Mitglied und Vor- 
sitzender er ist und in dem neben einigen Beamten auch Personen aus 
Handel und Schiffahrt vertreten sind. Der Direktor ist der Ingenieur der 
Hafenwerke. Auf dieselbe Weise werden seitdem auch die Häfen von 
Semarang, Belawan (Deli), Makassar, Surabaia, Tjilatjap, Emmahafen 
(Padang), Palembang, Cheribon und Menado verwaltet. 

Bei verschiedenen Häfen hat man die kaufmännische Buchführung 
eingeführt. Sie heißen „bedrijfshavens“ (Betriebshäfen). Zu diesen 
zählen zunächst die sechs іп obengenannter Aufzählung aufgeführten 
großen Häfen; ferner noch Tjilatjap, Cheribon, Tegal, Pekalongan, Pasu- 
ruan, Probolinggo, Panarukan, Banjuwangi (alle auf Java), Palembang, 
Assahan, Benkulen, Sibolga (auf Sumatra), Bandjermasin (auf Borneo), 
Benoa (auf Bali), Amboina und Menado (im Osten des Archipels). Ob- 
wohl die Autonomie der großen Hafenverwaltungen oftmals befürwortet 
worden ist, ist man in Indien nirgendwo dazu übergegangen. Der Hafen- 
betrieb erfolgt durch die zentrale Gewalt und nicht durch die Gemeinden 
oder andere Gebietskörperschaften. Nur der Hafen von Tjilatjap wurde 
ursprünglich von einer Privatgesellschaft betrieben ; 1913 sah man jedoch 
wieder davon ab, und die Verwaltung wurde so geregelt wie bei den 
anderen Häfen. Wie schon gesagt, bildet Sabang eine Ausnahme. 

Betrachten wir den Hafenbetrieb in Indien aus dem Gesichtspunkt 
der Ertragsfähigkeit, dann entdecken wir, daß er absolut nicht eigen- 
wirtschaftlich ist. Der Fehlbetrag wird jedoch reichlich durch den in- 
direkten Nutzen aufgehoben, den gute und gut ausgestattete Häfen für 
die Gemeinschaft haben. Sie ermöglichen es, daß die Schiffahrt ihre 
segensreiche Arbeit gut ausführen kann. 

Der Staat erweist der Schiffahrt neben den Häfen noch andere 
Dienste durch die Einsetzung von Lotsendiensten — deren Ertrag 
im Jahre 1938 3 245 000 fl betrug, Ausgaben für Personal und Schiffe 
sind unbekannt —, Betonnung (die Einnahmen- und Bakengelder be- 
trugen 1938 2 691 000 11, Kosten werden in den Statistiken nicht ange- 
geben), hydrographische Angaben, Wetterberichte usw. 

Auch verdient in dieser Hinsicht der Landesbaggerbetrieb 
der Erwähnung, der z.B. 1938 mit einem kleinen Gewinn arbeitete. 
Den Einnahmen von 1876 000 fl standen die Ausgaben von 1386 000 fl 
gegenüber, zuzüglich 202 000 fl für Zinsen und Abschreibung. Die Ein- 
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nahmen rühren hauptsächlich aus Verrechnungen mit dem Lande her, 
Der Dienst besteht in der Hauptsache aus dem Baggern von Fahrrinnen 
für die Flußmündungen. (Kleine Kapuas bei Pontianak und Häfen, 2. В. 
der von Belawan [Deli], Surabaia usw.) 


Е. Der zivile Luftverkehr. 

Die zivile Luftfahrt in Indien ist noch sehr jung. 1919 wurden zum 
erstenmal von der „Koninklijke Luchtvaart Maatschappij voor Neder- 
land en Koloniën“ (K.L.M.) ernsthafte Versuche gemacht, um in Indien 
eine Tochterunternehmung zu gründen, Diese Versuche schlugen fehl, 
wie auch von anderer Seite geführte Verhandlungen. Im November 1924 


Luftnetz der König Nied. Ind. Luftfahrt Gesellschaft (КАМ) 


—— Fluglinien === Geplante Fluglinien 
+ E E E 


fand der erste Flug Niederland—Indien statt; man kam jedoch noch zu 
keinem endgültigen Ergebnis, und auch in Indien machte die zivile Luft- 
fahrt keine Fortschritte. Erst in 1927 wurden die Brief- und Paketpost 
— und danach auch Personen — zwischen Batavia, Semarang und 
Surabaia hin und zurück einmal in der Woche mit Anschluß an die 
Abfahrt und Ankunft der Schnelldampfer nach und von den Niederlanden 
mit Militärflugzeugen befördert. 

Im Juli 1928 wurde in Amsterdam die private „Koninklijke Neder- 
landsch-Indische Luchtvaart Maatschappij“ (K.N.LL.M.) gegründet mit 
einem Aktienkapital von 10 000 000 fl (ausgegeben 5 000 000 fl). Die 
Niederländisch-Indische Regierung sagte für die Dauer von fünf Jahren 
eine jährliche Subvention von 1 000 000 fl zu. Die drei Militärflugplätze 
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þei Batavia, Bandung und in Semarang und alle Notlandungsgelände 
wurden zur Verfügung gestellt; in 1929 wurde auch der Flugplatz 
„Darmo“ bei Surabaia fertiggestellt, und nun konnte die Linie zwischen 
den drei großen Küstenstädten dem Verkehr übergeben werden. 

Die Privatgesellschaft dehnte allmählich ihr Netz über den ganzen 
Archipel aus und erwies damit für die Verbindung der weit auseinander- 
liegenden Inseln zum Nutzen der Verwaltungsführung, des Briefwechsels, 
der Personenbeförderung usw. unschätzbare Dienste. Außerdem wurde 
im Juli 1938 eine Fluglinie von Surabaia nach Timor, Port Darwin, Bris- 
bane, Sydney (in Australien) eröffnet. Linien nach den Philippinischen 
Inseln, nach Singapore und Saigon (Französisch-Indochina) wurden 
ebenso von dieser Gesellschaft betrieben. Von einer Rentabilität konnte 
jedoch nicht die Rede sein. Die Regierung mußte wegen finanzieller 
Schwierigkeiten die jährliche Subvention zuerst von 1000000 fl auf 
400 000 fl und 1937 sogar auf 240 000 fl vermindern. Dafür schloß die 
K.N.LL.M. mit der Postverwaltung einen günstigen Vertrag für die Be- 
förderung von Poststücken ab und erhielt die Befreiung von Einfuhr- 
zöllen für Flugzeuge und Ersatzteile. Was auf der einen Seite entnom- 
men wurde, wurde auf der anderen Seite zum größten Teil wieder 
zurückgegeben. Eine schwere Last auf der Betriebsrechnung blieb der 
Benzinpreis, infolge der hohen Abgaben (dies wurde auch schon beim 
Landverkehr unter B besprochen), 

Ein weiterer Vorteil war es, daß die Flugplätze bei den Ölhäfen 
Balik Papan und Tarakan von der Bataafschen Petroleum Maatschappij 
unentgeltlich der K.N.LL.M. zur Verfügung gestellt wurden. Glücklicher- 
weise verzichteten die kapitalkräftigen Aktionäre der jungen Luftfahrt- 
gesellschaft auf die Auszahlung von Dividenden, 

Unter diesen Umständen konnte die K.N.LL.M. ihren Betrieb fort- 
während ausdehnen und verbessern. Die geldlichen Ergebnisse wurden 
nicht bekanntgegeben. Genau wie überall in der Welt, muß auch in 
Indien die junge Luftfahrt unterstützt werden. In Indien geschieht dies 
— wie erwähnt — durch die Beschaffung zinslosen Kapitals von Privat- 
personen, die unentgeltliche Benützung einiger Flugplätze und ein vor- 
teilhaftes Übereinkommen für die Postbeförderung. 

Wie bekannt, wurde die Luftverbindung zwischen den Niederlanden 
und Indien durch die obengenannte K.L.M. (seit 1927) besorgt. 

Die einzige ausländische Gesellschaft, die Niederländisch-Indien 
bedient, ist die „Quantas Imperial Airways Ld.“, zwischen Singapore und 
Australien, die keine Subventionen von der Niederländisch-Indischen Re- 
gierung empfängt. 
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F. Der Nachrichtendienst. 


Der internationale Nachrichtendienst in Indien, der von Post, Tele- 
graphie und Telephonie besorgt wird, befindet sich fast ganz in der 
Hand der Regierung. Das war nicht immer so. Durch die eigenartig stark 
zentralisierte Gewalt behielt die Behörde sich große Rechte vor; jeden- 
falls trat sie ordnend auf. 


Hinsichtlich des Postwesens sei vermerkt, daß hierbei am 
1. Januar 1863 der Staatsbetrieb offiziell eingeführt wurde. Die Beförde- 
rung von Briefen, die ursprünglich von Postkutschen besorgt wurde, 
wurde später der Eisenbahn, dem Auto und den Schiffen der K.P.M, über- 
tragen. Nach den entlegenen Gegenden wurde sie mit der sog. Bezirks- 
post befördert. In der Regel war der Postbetrieb nicht eigenwirtschaft- 
lich, ohne daß man sich hierüber den Kopf zerbrach, Aber wie überall 
trat auch hier die Forderung, das Postwesen eigenwirtschaftlich zu 
machen, erst in Krisenzeiten hervor, u.a. im Jahre 1923. Die Regierung, 
die die gesamten Kosten für das Postwesen, die Telegraphie und Tele- 
phonie von den Benützern tragen lassen wollte, weil letztere nicht über 
alle Teile Indiens und alle Lagen der Bevölkerung gleichmäßig verteilt 
sind, dachte, dieses Ziel durch eine Tariferhöhung erreichen zu können, 
die in diesem Jahre vorgeschlagen wurde. Obwohl sich viele Mitglieder 
des Volksrates hiermit nicht einverstanden erklären konnten und unter 
Beibehaltung der bestehenden Tarife die Fehlbeträge aus den allgemeinen 
Landesmitteln decken wollten, setzte die Regierung ihre Auffassung 
durch; es gelang ihr jedoch nicht, Einnahmen und Ausgaben ins Gleich- 
gewicht zu bringen. 

Die Betriebsergebnisse bis zu dem Zeitpunkt der Tariferhöhung 
und für die zwei darauffolgenden Jahre in Indien finden wir in folgender 
Tabelle (abgerundet): 


1914 1915 1916 1917 1918 
fl fl fl fl fl 
Ausgaben . . . . 5808 000 6.440 000 5.973 000 6.974 000 7 802 000 
Einnahmen . . . . 4015000 4 201 000 4 777.000 5.022 000 5 885 000 
Verlust . . . . 1288000 1839 000 1196 000 1952 000 2417 000 
1919 1920 1921 1922 
fl fl п п 
Ausgaben . . . . 8510000 12308000 15525000 15689000 


Einnahmen 6 559 000 7.471.000 9828000 10816000 
Verlust . . . . 1951000 4 887 000 5 624 000 4814 000 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1942, 19 
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Man kann auf zwei Arten versuchen, bei einem verlustbringenden Staats- 
betrieb zur Eigenwirtschaftlichkeit zu gelangen, und zwar 1. durch Spar- 
maßnahmen, 2. durch Tariferhöhung. Wenn man annimmt, daß der Be- 
trieb schon so wirtschaftlich wie möglich arbeitet, wird eine Ersparnis 
zum Rückgang der Güte des Dienstes führen, während es im zweiten Fall 
fraglich ist, ob die größeren Vorteile wirklich erreicht werden können, 
da die Benutzung bei erhöhtem Porto gewöhnlich zurückgeht. Hierbei 
muß man noch berücksichtigen, daß die Post in Indien kein Monopol für 
die Beförderung von Paketen und Geld besitzt, so daß die Beförderung 
dieser Güter, also auch die hieraus entstandenen Vorteile, angreifbar 
sind. Der Dienst der Post bekümmert sich ebensowenig wie in den Nie- 
derlanden um die Beförderung von Personen. Auf beide Arten hat man 
es versucht, und es gelang wirklich, den Verlust in einen Gewinn, sogar 
in den hinter uns liegenden Krisenjahren, zu verwandeln. Hätte man die 
Überschüsse nicht dazu gebraucht, die Verluste der Telegraphie zu er- 
setzen, dann hätten die Posttarife wesentlich herabgesetzt werden kön- 
nen, In Indien war das Briefporto immer höher als in den Niederlanden 
und das Briefporto von Indien nach den Niederlanden höher als um- 
gekehrt. Die Betriebsergebnisse waren in den letzten Jahren: 


1980 Überschuß `. 2.2 2. 2.20.0000 2897500 fl 
1931 » LÉO 
1982 D TC Ee a AE e 
1933 D Ai эд э» зе» е a DAT ТОО 
1984 „ О мо ie 
1935 nm BE ENEE оь АОВ 
1986 „ {м аер, rel‘ 
1937 D о N 
1988 am Ж а ал Ж Кым AER 
Gesamtüberschuß.der letzten 9 Jahre, von denen 

die Betriebskosten bekannt sind. . . . . . 30108 600 fl 
Überschuß durchschnittlich jährlich . , . . . 88454001 


Über die Telegraphie sei gesagt, daß die erste elektromagne- 
tische Telegraphenlinie in Indien aus dem Jahre 1855 stammt, als die An- 
lage einer Linie von Weltevreden nach Buitenzorg, die am 23, Oktober 
1856 fertiggestellt wurde, angeordnet wurde. Nach 1858 wurde das Netz 
allmählich erweitert. Aus diesem Jahre stammt die erste gesetzliche 
Regelung für die Anlage von Telegraphen, die 1876 ersetzt wurde durch 
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Bestimmungen über die Anlage und den Gebrauch von Telegraphen. Beide 
Anordnungen waren eine Nachbildung des holländischen Gesetzes, so daß 
auch hier der Grundsatz galt, daß keine Telegraphen — Kabel einbe- 
griffen — angelegt werden durften ohne Zustimmung der Regierung, mit 
Ausnahme derjenigen, die über das Eigentum einer besonderen Person 
oder Unternehmung laufend, nur dem Eigner dienen. Wir sehen also, daß 
in Indien das Staatsmonopol eingeführt wurde mit nur kleinen Einschrän- 
kungen hinsichtlich einiger Linien für den Privatgebrauch. 


Im Unterschied zur Post, die ein Verkehrsbetrieb ist, von der fast 
jedermann seinen Nutzen hat, trägt der Telegraph eigentlich einen 
„Luxus“charakter, weil er nur von einem ziemlich kleinen Teil der Be- 
völkerung zum Austausch von Nachrichten benutzt wird. Hieraus den 
Schluß zu ziehen, daß nur die Benutzer die gesamten Kosten bezahlen 
müßten, wäre nicht richtig. Man denke nur an die große Bedeutung des 
telegraphischen Presseberichtedienstes, für den, wie überall in der Welt, 
übrigens ein viel niedrigerer Tarif als der allgemeine gültig ist. Auch 
für den Handel ist ein nicht zu hoher Telegrammtarif viel wert. Es ist 
unmöglich, die Telegramme nach dem Wert, den sie für den direkt Be- 
teiligten und für die Allgemeinheit haben, bezahlen zu lassen, so daß man 
zu der Festlegung eines Durchschnittspreises übergehen muß, wobei der 
ernsthafte Versuch, den Betrieb eigenwirtschaftlich zu machen, im Vor- 
dergrund stehen kann; maßgebende Autoren behaupten zwar, daß das 
nicht notwendig sein darf. Für Indien findet man von 1914 an, als die 
kaufmännische Buchführung eingeführt wurde, die Ergebnisse in der 
nachstehenden kleinen Tabelle, die deutlich zeigt, daß nur im Jahre 1920 
ein kleiner Überschuß zu buchen war. 


1914 1915 1916 1917 1918 
Al fl 1 H fl 
Ausgaben 3103637 4364833 4415212 4786309 5125423 
Einnahmen . 2667573 2667684 2966379 3320065 4602874 
Verlust 436 064 1 697 199 1 448 833 1466244 522 548 
1919 1920 1921 1922 
Ausgaben 6391 857 7831274 10318385 11167602 
Einnahmen . 5865 769 7.907 716 7352 495 5.683912 
Gewinn TA — 16442 = = 
Verlust + +. 526000 = 2965890 5483 690 


19° 
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Trotz der Tariferhöhungen sehen wir, daß die Fehlbeträge in Indien 
nicht abnehmen. Zwar stiegen die Einnahmen, die Ausgaben stiegen aber 
noch mehr. 

Im Anfang des Jahres 1920 wurde der Tarif verdoppelt, um 
bessere Betriebsergebnisse zu erzielen. Tatsächlich stiegen die Ein- 
nahmen, doch 1921 gingen sie zurück, Die Zahl der telegraphierten 
Worte nahm ebenfalls ab; hiervon wurde 20 % der Tariferhöhung zuge- 
schrieben. 

Bei der Beurteilung der Rentabilität darf man nicht vergessen, daß 
große Kapitalien in Kabeln — u.a. ein doppeltes Kabel durch die Sunda- 
straße und ein Kabel durch die Balistraße — und Netzen festgelegt worden 
sind, während man wußte, daß diese niemals ihre Zinsen und Abschrei- 
bung, sogar nicht einmal ihre Betriebskosten aufbringen würden. Wir 
treffen also eine große Anzahl Linien an, die niemals von einer Privat- 
gesellschaft ohne große Subventionen hätten angelegt werden können. 
Bei einem Vergleich mit europäischen Verhältnissen dürfen ebensowenig 
die großen politischen und kulturellen Interessen vergessen werden, die 
Indien an einem ausgedehnten Telegraphennetz hat, so daß auch hier 
grundsätzlich der Standpunkt zu vertreten ist, daß Fehlbeträge aus den 
allgemeinen Mitteln gedeckt werden können. Hier treten Gesichtspunkte 
auf, die eine Ähnlichkeit mit denjenigen zeigen, die in dieser Hinsicht 
das Verwaltungsprinzip der indischen Eisenbahnen und Straßenbahnen 
beeinflußten (siehe unter A). Auch die Telegraphie kann man in einer 
Kolonie nicht mit demselben Maße messen wie in den alten Kulturländern 
mit ihrer dichten, wohlhabenden Bevölkerung, ihrer intensiven Industrie 
und den vervollkommneten Handelsbeziehungen. 

Daß die Transozean-Kabel nicht vom Staate, sondern von 
Privatgesellschaften verwaltet werden, ändert nichts an dem Grundsatz, 
daß der Telegraphenverkehr in Händen des Staates beruhen muß. Hier 
sprechen die Erwägungen, die wir beim interinsularen Telegraphenver- 
kehr kennenlernten, wenig mit, da es meistens unmöglich war, in ver- 
schiedenen Ländern Anfangs- und Endpunkt als Staatseigentum in eine 
Hand zu bringen. Diesen Erwägungen hat die „British Australien Tele- 
graph Company“ die Tätigkeit einer elektrischen telegraphischen Verbin- 
dung zwischen Banjuwangi (Javas östlichem Hafen an der Balistraße) 
und Port Darwin in Australien zu verdanken (1870). Dieselbe Gesell- 
schaft brachte im gleichen Jahre eine Kabelverbindung zwischen Batavia 
und Singapore zustande; 1873 wurde sie in die „Eastern Extension 
Australasia and China Telegraph Company“ umgewandelt. Dieses Welt- 
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unternehmen legte nach und nach eine Kabelverbindung Singapore— 
Banjuwangi, ein zweites Kabel Banjuwangi-Port Darwin (1879) und 
ferner die Verbindungen Banjuwangi—Rubuckbai (Westaustralien, 1879) 
und Penang (Britisch-Malakka)—Medan (Sumatras Ostküste, 1891) ап. 
In 1893 konnte sie über einen besonderen Draht von 1165 km Länge zwi- 
schen Banjuwangi und Batavia — also über die ganze Länge der Insel 
Java — zugunsten ihrer internationalen Verbindung von Australien nach 
Singapore verfügen. Jetzt hat die Gesellschaft, die aufgegangen ist in 
„The Cable and Wireless Limited“, nur noch die Kabel Batavia—Kokos- 
inseln, Batavia—Singapore, Banjuwangi—Port Darwin und Belawan 
(Deli)—Penang im Betrieb. 


Die 1904 in Köln gegründete „Deutsch-Niederländische Tele- 
graphengesellschaft“ legte das Kabel Menado—Yap an. Von hier aus 
kam die Verbindung mit Guam und Shanghai über die ehemaligen Deut- 
schen Karolinen-Inseln zustande. In den ersten Kriegstagen des Jahres 
1914 geriet das Netz in japanische Hand, die es infolge des Versailler 
Vertrages nach Beendigung des Krieges auch weiterhin verwaltete. Das 
Kabel wird jetzt nicht mehr benutzt, wie auch das in 1906 zwischen 
Pontianak und Saigon eröffnete, das für gemeinsame Rechnung von 
Frankreich und Niederländisch-Indien angelegt wurde. 


Während ihres Bestehens arbeiteten die Privatgesellschaften mit 
geldlichen Unterstützungen der Regierung, die zum größten Teil mit 
Kabelgebühren zurückgezahlt wurden. 


Mehr und mehr machte sich störend fühlbar, daß die privaten 
Transozean-Kabel in englischer Hand waren. Dadurch nahm eine natio- 
nale funkentelegraphische Verbindung Niederland—Indien 
an Bedeutung zu, um so mehr, als keine Zwischenstationen auf fremdem 
Gebiet notwendig waren. Für den interinsulären Betrieb hafteten dem 
Kabelverkehr große Nachteile an; auch da wurde eine funkentelegra- 
phische Verbindung wünschenswert, Ob ein Staatsbetrieb, der sowohl 
mit Draht- als mit Funkentelegraphie arbeitet, wirtschaftlicher sein wird 
als eine Unternehmung mit Konzession, ist eine Frage, über die man sich 
noch auseinandersetzen kann. In diesem Zusammenhang sei wohl noch 
erwähnt, daß ursprünglich die Absicht bestand, die Funkverbindungen in 
Indien der Verwaltung in die Hand zu geben (1903). Im folgenden Jahr 
teilte der Kolonialminister jedoch mit, daß er die Absicht habe, einer 
Privatgesellschaft eine Konzession für die Erriehtung und den Betrieb 
drahtloser Einrichtungen in Niederländisch-Indien zu verleihen, um во 
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eine telegraphische Verbindung zwischen den Schiffen und dem Festland 
zustande zu bringen, und Berichte von Station nach Station zu über- 
tragen, insofern die staatliche Telegraphie hierdurch nicht benachteiligt 
werden würde, Gegen dieses Vorhaben der Regierung wurde in der 
Zweiten Kammer der Generalstaaten heftig protestiert, weil es nach Mei- 
nung vieler Volksvertreter unzulässig sei, ein so wichtiges Verkehrsmittel 
aus der Hand zu geben: die Regierung sollte vielmehr die gesamte Tele- 
graphie an sich nehmen, Trotz der Tatsache, daß der Minister mehrere 
sehr strenge Konzessionsbedingungen entworfen hatte, war man nicht 
davon überzeugt, daß Mißbrauch dadurch ausgeschlossen sei. Man hielt 
es ferner für zweifelhaft, ob eine Privatgesellschaft wohl imstande sein 
würde, aus dem Unternehmen einen gewinnbringenden Betrieb zu machen, 
da man es für die Regierung zu gewagt fand. Der Minister ließ sich 
jedoch nicht dazu bewegen, das Geld des Landes an ein, seiner Meinung 
nach, so gefährliches Unternehmen zu wagen. Daraufhin wurde ein An- 
trag gestellt, um die Kammer für den Staatsbetrieb stimmen zu lassen, 
Dieser Antrag wurde jedoch mit einer geringen Mehrheit am 2. Dezember 
1904 abgelehnt. Zwei Jahre nach der Verleihung der Konzession ersuch- 
ten die Konzessionäre um eine Unterstützung von jährlich 100 000 fl. 
Hiervon wollte die Regierung jedoch nichts wissen, so daß die Pläne ge- 
ändert werden mußten. Man wollte noch versuchen, Kapital zu finden 
für ein bescheidener aufgezogenes Unternehmen. Auch das scheint 
jedoch mißlungen zu sein. In 1908 zeigte sich nämlich, daß die Regierung 
die Konzession zurückgezogen hatte, weil sie nicht ausgeführt worden 
war, In den ganzen vier Jahren war man also keinen Schritt weiter ge- 
kommen. Nun mußte die Regierung wohl notgezwungen selbst die draht- 
lose Telegraphie in die Hand nehmen. In der Antwortnote auf den Etat 
für das Jahr 1909 wurde mitgeteilt, daß in Indien ein Entwurf für die 
Gründung und Betrieb von radio-telegraphischen Stationen durch das 
Gouvernement erwogen wurde, 

Nun wurde einer Kommission der Auftrag erteilt, zu untersuchen, 
welche Orte sich am besten für drahtlose Stationen eigneten. Ferner 
sollte überprüft werden, inwiefern die drahtlose Telegraphie, vor allen 
Dingen im Osten des Archipels, den Platz der Kabeltelegraphie würde 
einnehmen können. Nachdem im Jahre 1910 durch einen Nachtragsetat 
Gelder bewilligt worden waren, kam zuerst eine drahtlose Station in 
Sabang (Nord-Sumatra) zustande (1911), später wurden Stationen in 
Situbondo, Timor, Kupang und Amboina gebaut. Seitdem dehnte die 
Radiotelegraphie sich bedeutend aus. 
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Die große Bedeutung einer direkten Verbindung mit Niederland 
zeigte sich vor allem in den Kriegsjahren 1914—1918. Eine Kommission 
von Sachverständigen sollte die Regierung in verschiedenen Fragen 
beraten. Nach Rücksprache mit Handelskammern, Handelsvereinigungen, 
Schiffahrtsgesellschaften usw. gelangte die Kommission zu der Folge- 
rung, daß es wünschenswert sei, das Staatsmonopol beizubehalten, weil 
sowohl staats- wie volkswirtschaftliche Gründe dafür sprachen, Auch die 
Benutzung für Verwaltungszwecke und militärische Erwägungen spielten 
dabei in einem Land wie Indien eine große Rolle. In 1918 kam die 
„Malabar“verbindung (Malabar war die Funkstation in der Nähe von 
Bandung, West-Java) zustande. 


Wie die Funkentelegraphie allmählich die Kabeltelegraphie ver- 
drängte, zeigte sich am deutlichsten darin, daß die Länge der teuren, 
verwundbaren, viel Unterhalt fordernden Kabel im Laufe der Jahre von 
12 657 km auf 382 km im Jahre 1938 zurückging. 


Hinsichtlich des interozeanischen Betriebes tritt die Notwendigkeit 
des Regierungsmonopols wohl sehr stark in den Vordergrund, sowohl mit 
dem Mutterlande als mit jedem anderen Staat. Nebenbei sei noch be- 
merkt, daß der funkentelegraphische Verkehr mit niederländischen 
Schiffen von einer Privatgesellschaft „Radio-Holland“ (ursprünglich 
„Marconi“ und „Telefunken“) besorgt wird. 


Was die Betriebsergebnisse des Telegraphenbetriebes betrifft — die 
vor 1923 wurden oben schon besprochen —, sei noch gesagt, daß nach 
1922 keine Gewinne mehr gemacht wurden. 


Die Betriebsergebnisse der letzten 9 Jahre waren wie folgt: 


1980 Fehlbetrag. . . . . . . . 8842000 fl 
1931 D e pe e a e.» o 4892500 f 
1932 „ ЛО, 4271600 2 
1933 D REIT ең 2688700 1 
1934 D Siess %6644001 
1985 D oes so u o 1821100 fl 
1936 D eeso 5. 1280100 1 
1937 nm Ia ur Dol RER 384 000 fl 
1938 » DELETE 198.000 fl 
Der Fehlbetrag іп 9 Jahren . . . 19968100 fl 
oder durchschnittlich im Jahr . . . 2220000 fl 


Man kann also wohl sagen, daß der Telegraphenverkehr in Indien — wie 
fast überall — nicht eigenwirtschatftlich ist. 
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Über die Telephonie sei folgendes gesagt: 


In Indien wurde sie eingeführt, als in Niederland das Telephon- 
wesen schon ziemlich weit ausgebaut war. Im Mutterland war nach 
langer Zeit die Staatstelephonie eingeführt worden; nur die drei großen 
Städte Amsterdam, Rotterdam und Den Haag behielten örtliche Netze. 
Professor Dr. Treub, dessen Namen wir bei den Eisenbahnen und Häfen 
schon einige Male antrafen, gab als Beigeordneter der Amsterdamer 
Stadtverwaltung den ersten Anstoß dazu, daß Ende 1896 das private 
Telephonnetz der Amsterdamer Gemeinde übertragen wurde; im Jahre 
1940 sind die Gemeindedienste in den drei großen Städten mit all ihrem 
Vermögen und Verbindlichkeiten auf den Staat übergegangen. 


In Indien wurde von Anfang an das Konzessionssystem angewandt: 
1882 wurde mit der Ausführung der Arbeiten der ersten örtlichen Unter- 
nehmungen begonnen, 1883 wurden die örtlichen Netze von Batavia, 
Weltevreden und Tandjong Priok, 1884 die von Semarang und Surabaia 
eröffnet, während 1894 die erste Konzession für die Anlage einer in t e r- 
kommunalen Linie zwischen Batavia, Semarang und Surabaia erteilt 
wurde. Diese Anlage wurde der „Intercommunalen Telefoon Maatschappij“ 
übertragen. Allmählich setzte sich die Auffassung durch, daß der inter- 
kommunale Dienst in den Händen des Staates verbleiben müsse, und daß 
die örtlichen Telephondienste davon nicht getrennt werden dürften. 


So wurden in 1906 die örtlichen Netze von Batavia, Semarang und 
Surabaia von der Regierung übernommen und die Anlage einer inter- 
lokalen Regierungslinie von Batavia über Bandung nach Surabaia be- 
schlossen. Durch das Gesetz vom 9. Juli 1906 wurde die „Niederl.-Ind. 
Telephon-Gesellschaft“ von der Regierung übernommen, der langsam 
auch die anderen lokalen und interlokalen Netze folgten. Nur an der 
Ostküste von Sumatra ist das Telephonnetz in Deli, das der Deli-Eisen- 
bahn-Gesellschaft gehört, noch nicht in die Hand des Staates überge- 
gangen. 


Die funkentelephonische Verbindung zwischen Niederland 
und Indien (Malabar) kam am 8. Januar 1928 zustande. 


Es ist klar, daß die Regierung für das finanzielle Verwaltungs- 
system denselben Standpunkt wie bei der Telegraphie einnahm, daß näm- 
lich die Telephonie als „öffentliche Anstalt“ verwaltet werden sollte, 
daß also der Betrieb wenigstens eigenwirtschaftlich sein müßte. 
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Eine Ähnlichkeit mit den europäischen Verhältnissen besteht darin, 
daß die Telephonie in Indien oft Überschüsse buchen kann im Gegensatz 
zu der Telegraphie. 

Befürworter des Eigenwirtschaftlichkeitsgedankens verteidigen 
daher wohl die Zusammenlegung der zwei elektrischen Nachrichten- 
dienste — Telegraphie und Telephonie — zu einer Einheit, die dann 
eigenwirtschaftlich sein müßte. 


Tatsächlich ist in Indien die Lage so, daß man zufrieden ist, wenn 
Fehlbeträge des Telegraphendienstes durch die Überschüsse des Tele- 
phondienstes, der in gewissem Sinne ein Konkurrent des Telegraphen- 
dienstes ist, und die des Dienstes der Post gedeckt werden; mit anderen 
Worten, wenn der Dienst der Post, Telegraphie und Telephonie (P.T.T.) 
als Ganzes eigenwirtschaftlich ist (vgl. zu II). 


Das Telephonnetz in Indien dehnte sich sehr schnell aus; seit der 
Einführung der Funkentelegraphie hat der telephonische Verkehr noch 
mehr zugenommen, was von unschätzbarem Wert für die Verwaltungs- 
führung und die Entwicklung des wirtschaftlichen Lebens war. Diese 
indirekten Vorteile würden selbst einen Verlust rechtfertigen können, 
wenn man nicht krampfhaft an der Forderung der Eigenwirtschaftlich- 
keit festhielte, um die Fehlbeträge bei anderen Zweigen des Nachrichten- 
dienstes wegzuschaffen. Das gelang aber trotz der ziemlich hohen Ta- 
rife nicht immer, was aus untenstehender Tabelle ersichtlich ist. 


Die Betriebsergebnisse der Telephonie, soweit sie in den Händen 
des Staates war, sind: 
Fehlbetrag Überschuß 


{l fl 
198044, ek af a = 129 500 
IL o у ral ae а) _ 334 800 
2980051... уо + 493 700 ч 
14988, .. =... ., 1096200 — 
ДОМА. URN „ЖГ, 11178800 _ 
АОБ ыен ьа A 829 000 _ 
2898. eren 431.600 _ 
Дао — 662 800 
E еа А — 431 600 
3 525 800 2 158 700 


In dem Zeitraum уоп 9 Jahren also ein Fehlbetrag von 1366 600 fl 
oder durchschnittlich rund 152 000 fl jährlich. 
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Faßt man die drei Nachrichtendienste, also die Post, den Tele- 
graphen- und Telephondienst zusammen, dann ergibt sich folgendes 


finanzielles Ergebnis: 
Fehlbetrag Überschuß 


fl fl 

19о........ 215 000 = 

1981. ооа ке Чолун 5816000. = 

1982 i o п. ala o ee 16140 _ 

1988. 55. а. 832 200 en 
ROSA an a LOR чу — 864 100 
WB 1. и. = 2351 200 
1938 ne feine _ 2 586 200 
1987. 0. а — 4531 600 
TEE _ 2 826 300 
4216 400 13 159 400 


In einem Zeitraum уоп 9 Jahren also еіп Überschuß von 8 942 000 fl 
oder durchschnittlich rund 1 000 000 fl jährlich. 

Wie der Überschuß für 1938 zusammengestellt war nach dem 
System der in dem Betrieb eingeführten kaufmännischen Buchführung, 
möge folgende Aufstellung zeigen: 


Personalkosten und Beitrag zu den Pensionslasten . . . . . . 18 779 788,18 fl 
Weitere Ausgaben, Reisekosten usw. ә те ae е ТОТ ООН, 
Abschreibungen vn mn NET en. › @618909И AI 
Ausgaben (Me Не Е О AR L 
Einnahmen `... 2 namen о e 26. 399.982,00 Fl 
Bruttoüberschuß ..,........,. 421997108 fl 
Zinsen für das im Betrieb angelegte Kapital . . . . . . . . 1898 631,59 fl 
Nettoüberschuß .........., , . 2826339,4 fl 


(rund 2 826 300 fl siehe oben). 


Dieser Betriebsüberschuß ist der Betrag, der den allgemeinen Landes- 
finanzen zugute kommt. 

Dank der hohen Tarife und des Fehlens der Konkurrenz ist der 
Nachrichtendienst, als Ganzes genommen, in Niederländisch-Indien also 
eigenwirtschaftlich. 


IV. Zusammenfassung. 
Den Inhalt der obigen Ausführungen möchte ich wie folgt zu- 
sammenfassen: 
1. Zwischen der Art der Verkehrsmittel in den alten Ländern und 
der in den Kolonien besteht in volks- und staatswirtschaftlicher Hinsicht 
kein wesentlicher, sondern nur ein Unterschied dem Grade nach. 
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2. Wegen des großen finanziellen Risikos wird die Neigung von 
Privatpersonen, größere Kapitalien in Verkehrsmittel zu stecken, gering 
sein; die aktive Mitarbeit des Staates muß hier also größer sein als 
anderweitig. Die Tätigkeit des Staates wird um so dringender, weil die 
Verkehrsentwicklung, die Verwaltung und militärische Führung, die wirt- 
schaftliche und kulturelle Entwicklung der Kolonie schnell, stark und 
nach bestimmten Richtlinien stattfinden muß, 


3. Obwohl bei der Verwaltung kolonialer Verkehrsmittel als allge- 
meine Regel an erster Stelle stehen muß, daß der größte Nutzen mit den 
geringsten finanziellen Opfern erreicht werden muß, darf dies nicht zu 
einer privatwirtschaftlichen Betriebsführung leiten, bei der der Gewinn 
im Vordergrund steht. Um Kapitalvergeudung zu vermeiden, dürfen 
Verkehrsmittel von der Regierung dem Verbraucher nicht als „öffent- 
liches Gebrauchsgut“ zur Verfügung gestellt werden. Das sog. gemein- 
wirtschaftliche Prinzip, bei dem die Kosten mindestens durch die Vor- 
teile getragen werden müssen, wird in den meisten Fällen unerreichbar 
sein, jedenfalls dann, wenn an der Forderung der vollständigen Kosten- 
deckung festgehalten wird. Es kann zu einem Mangel an Verkehrsmitteln, 
unter Umständen auch zum schädlichen Abbau des Bestehenden führen. 
Das Vorhandensein sog. indirekten Nutzens — in Kolonialgebieten kommt 
er mehr vor als in den alten Kulturländern — unter Beibehaltung des zu 
Anfang dieses Punktes gesagten, kann das Arbeiten mit Fehlbeträgen 
zulassen. 


4. Der Regierung stehen viele Mittel zur Verfügung, diese Fehl- 
beträge zu beseitigen, und diese muß man je nach den Umständen an- 
wenden. Befinden sich die Verkehrsbetriebe in den Händen des Staates, 
dann muß eine kaufmännische Buchführung von Anfang an eingeführt 
werden, so daß diese Fehlbeträge, Unterstützungen usw. zahlenmäßig 
zum Ausdruck kommen, um untersuchen zu können, ob der finanzielle 
Nachteil die angenommenen „indirekten Vorteile“ ausgleicht. 

Arbeitet man in seltenen Fällen mit Überschüssen, dann muß bei 
deren Verwertung erwogen werden, ob sich hieraus keine Betriebsreserve 
bilden läßt, um in den schlechten Jahren Verluste ausgleichen zu können, 
ohne die allgemeinen Staatsmittel in Anspruch zu nehmen. 

5. Um Verschwendung zu vermeiden, darf der Begriff des „indi- 
rekten Nutzens“ nicht als Schlagwort gebraucht werden; jedem Unter- 
nehmen, jeder Arbeit oder jeder eingreifenden Maßregel wird ein mög- 
lichst genauer Voranschlag der erwarteten Ertragsfähigkeit nach dem 
Grundsatz der vollständigen Kostendeckung vorangehen müssen. 
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6. Vor allen Dingen muß in kolonialen Ländern, wo man sparsam 
mit den vorhandenen Geldmitteln umgehen muß, vor unnützem Verkehrs- 
luxus gewarnt werden. Eisenbahnen, Landwege, Kanäle und Häfen usw. 
können nach wesentlich einfacheren Anforderungen angelegt werden als 
im Mutterland, ohne daß die Güte hierunter leidet. Unnützes Nebenein- 
ander von Verkehrsmitteln muß so viel wie möglich vermieden werden. 
Die Verkehrskoordination muß von Anfang an im Vordergrund stehen. 
Im Zusammenhang mit der meistens notwendigen Unterstützung aus den 
allgemeinen Staatsmitteln kann diese Koordination jedoch nicht auf ein 
starres Rentabilitätsprinzip eingestellt werden; die wirtschaftliche und 
politische Einsicht der Regierung wird hierbei immer den Ausschlag 
geben müssen. 


297 


Kap-Kairo. 


Von 
Geh. Regierungsrat Wernekke in Berlin. 


(Mit einer Karte.) 


Wenn man vor dem Kriege die Reise Kap—Kairo machen, also 
Afrika in seiner größten Ausdehnung von Süden nach Norden durch- 
queren wollte, so konnte man in Kapstadt zwar nicht eine Fahrkarte für 
die ganze Strecke lösen, wohl aber ein ganzes Bündel Fahrtausweise er- 
werben, mit denen man die ganze Reise von Anfang bis zu Ende durch- 
führen konnte. Ob das heute noch möglich ist, ob man überhaupt zur Zeit 
die Reise machen kann, kann zweifelhaft sein, aber trotzdem ist es für 
den, der sich mit dem Verkehrswesen, insbesondere mit dem Weltverkehr, 
befaßt, nicht ohne Reiz, wenigstens durch eine Schilderung, wenn es 
durch Inaugenscheinnahme nicht möglich ist, den Reiseweg von der Süd- 
spitze Afrikas bis zu dessen Nordküste kennenzulernen und die Ver- 
kehrsmittel aufgezählt zu sehen, die dabei benutzt werden müssen. Nach- 
stehend sei an Hand verschiedener Quelien nicht nur der Reiseweg mit 
seinen Verkehrsmitteln geschildert, sondern auch ein Blick auf die seit- 
lich davon liegenden Gegenden und Verkehrsnetze geworfen. 

Die Reise beginnt in Kapstadt, einer Stadt von rd. 300 000 Ein- 
wohnern, am Fuße des 1080 m hohen Tafelbergs gelegen, der ältesten 
Stadt von Südafrika, der Hauptstadt der Kapkolonie, die eine Fläche von 
717 300 km? bedeckt und damit also ungefähr einundeinhalbmal so groß 
ist wie das Deutsche Reich. Kapstadt hat einen Hafen mit rd. 30 ha 
Wasserfläche und 12 m Wassertiefe, so daß die größten in jener Gegend 
verkehrenden Schiffe in ihn einfahren können. Er ist gut ausgestattet 
mit Hebezeugen, Kühl- und Lagerhäusern, namentlich auch für Getreide, 
und hat auch ein großes Trockendock. 

Von Kapstadt führt die Eisenbahn, im ganzen in nordöstlicher Rich- 
tung, über Wellington und durch Gebirge in die Karroo-Steppe, ein Flach- 
land, in dem Schafzucht getrieben wird, und erreicht De Aar, 806 km von 
Kapstadt entfernt, einen wichtigen Eisenbahnknotenpunkt, von dem einer- 
seits die Verbindung nach dem ehemaligen Deutsch-Südwestafrika, an- 
drerseits eine Eisenbahn nach der Ostküste abgeht. Die weiterhin nach 
Norden führende Eisenbahn überschreitet dann den Oranje-Fluß, der 
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in seinem Oberlauf die Grenze der Kapkolonie gegen den Oranje-Freistaat 
bildet, berührt Kimberley (1042 km von Kapstadt entfernt), eine Stadt 
von gegen 50.000 Einwohnern, und erreicht bei Mafeking (1401 km) die 
Grenze des heute durch die Provinzen Kapland, Natal, Oranje-Freistaat 
und Transvaal gebildeten Südafrikanischen Bundes. Kimberley in Griqua- 
land-West, das auf 1280 m Höhe liegt, verdankt seine Entstehung und den 
Weltruf, den es genießt, den Diamanten, die in jener Gegend gefunden 
wurden und deren Wert in die Milliarden geht. Um 1870 aus den Lagern 
von Bergarbeitern entstanden, ist es im Gegensatz zu anderen Städten von 
Südafrika, denen ein einheitlicher Plan zugrunde liegt, unregelmäßig an- 
gelegt. 

Natal, die Ostprovinz des Südafrikanischen Bundes, ist nur 
91000 km? groß, also ungefähr so groß wie Bayern und Sachsen zu- 
sammen, Der Oranje-Freistaat, eine ehemalige Burenrepublik, jetzt aber 
auch nur eine Provinz, hat eine Fläche von 129 000 km". Ebenso war 
Transvaal ein unabhängiger Staat, bis England von ihm Besitz ergriff 
und sich seine 286 000 Кт? einverleibte. Mit der Kapkolonie bilden die 
drei eben genannten Gebiete seit 1910 die Südafrikanische Union mit 
einer Fläche von 1,2 Mio km?, also ungefähr einem Zehntel der Fläche 
von Europa. Während aber Europa ungefähr 500 Mio Einwohner hat, 
wird Südafrika von nur etwa 8 Mio Menschen bewohnt. Europa ist also 
ungefähr siebenmal so dicht bevölkert wie Südafrika. 

Die erste Eisenbahn, deren Bau in Südafrika in Angriff genommen 
wurde, war die 72 km lange Strecke Kapstadt—Stellingbosch— Wellington, 
deren Bau im Jahre 1859 begann. Vor ihrer Eröffnung verkehrten aber 
bereits im Jahre 1860 auf einer allerdings nur 3 km langen Strecke in 
der Umgebung von Durban die ersten Züge. Im Jahre 1873 wurden die 
Privatbahnen von Kapland verstaatlicht, wodurch der Grund zu dem 
heutigen Staatsbahnnetz von Südafrika gelegt wurde. Als nach dem 
Burenkrieg der Zusammenschluß der genannten vier Staaten zustande 
kam, mag die Bildung eines einheitlichen Verkehrsnetzes einer der Gründe 
dafür gewesen sein. Die Eisenbahnen, die von der Verwaltung der süd- 
afrikanischen Eisenbahnen und Häfen betrieben werden, sind heute 
21300 km lang und bilden damit das größte Eisenbahnnetz von Afrika, 
19880 km haben die bekannte Kapspur von 1,007 m, 1420 km sind in 
0,01 m Spurweite angelegt. Der Sitz des Verwaltungsrats ist Pretoria, 
von wo aus auch das ganze Land regiert wird, während das Parlament 
in Kapstadt tagt; die den Betrieb leitenden Behörden und Dienststellen 
befinden sich in Johannesburg. 

Daß man im Jahre 1870 bei Kimberley auf Diamanten fündig wurde 
und daß um 1886 der Goldbergbau in Witwatersrand, einem bis 1800 m 
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hohen Gebirge mit den ergiebigsten Goldgruben und dem tiefsten Berg- 
werk der Welt, begann, hatte eine stark fördernde Wirkung auf den 
Eisenbahnbau, und als der erwähnte politische Zusammenschluß zustande ` 
kam, hatten die vier Kolonien zusammen ein Eisenbahnnetz von 12 220 km 
Länge. Seitdem ist aber im Eisenbahnbau kein Stillstand eingetreten, 
ein um 1920 aufgestellter Plan zum Ausbau des Eisenbahnnetzes ist 
mittlerweile im wesentlichen durchgeführt. Gemeinschaftlich mit den 
Eisenbahnen werden die vier wichtigsten Häfen des Landes, Kapstadt, 
Durban, Port Elizabeth und East London, verwaltet. Ebenfalls gemein- 
schaftlich mit den Eisenbahnen von Südafrika werden die Eisenbahnen 
von Deutsch-Südwestafrika betrieben. 2140 km dieses Netzes stammen 
aus der deutschen Zeit, mittlerweile sind sie auf 2400 km verlängert 
worden, wovon 1820 km Kapspur, 580 km 0,00 m Spurweite haben, Zu 
den Aufgaben der Eisenbahnverwaltung gehört noch die Pflege des 
Straßen- sowie des Luftverkehrs. 


Von den Kapspurstrecken von Südafrika werden zur Zeit ungefähr 
940 km elektrisch befahren. Mit der Einführung des Stroms als Zugkraft 
wurde bereits 1917 begonnen. Die erste Strecke, die so umgestaltet wurde, 
war Pietermaritzburg—Glencoe, eine Strecke mit schwerem Verkehr, die 
Beförderung von Kohle, Mais usw. umfassend. Auf sie folgte die Um- 
stellung des Vorortverkehrs von Kapstadt auf Elektrizität als Zugkraft, 
also ihre Anwendung auf einen lebhaften, dichten Personenverkehr. Die 
Verschiedenheit der Verkehrsverhältnisse auf beiden Strecken zeigt die 
vielseitige Anwendbarkeit der elektrischen Zugförderung. Wenn alle 
Pläne zum Ersatz von Dampf durch Strom als Zugkraft durchgeführt sein 
werden, wird die Länge der elektrisch befahrenen Strecken auf 1030 km 
mit 1960 km Gleislänge anwachsen. Abgesehen vom Vorortverkehr von 
Kapstadt, der auf Strecken von 72 km Länge elektrisch bedient wird, 
drängen sich die mit Strom befahrenen Strecken in zwei Gruppen zu- 
sammen. In Natal ist die 517 km lange Strecke Durban—Volksrust, über 
deren steile Neigungen sich ein schwerer Kohlenverkehr bewegt, ganz auf 
Elektrizität als Zugkraft umgestellt. Dazu kommt noch in jener Gegend 
die Strecke Daimana—Harrismith, so daß dort im ganzen auf Strecken 
von zusammen 653 km Länge der Dampf als Zugkraft durch den elek- 
trischen Strom ersetzt ist. Im Bereich der Goldbergwerke von Witwaters- 
rand ist neben der 58 km langen Strecke von dem wichtigen Verschiebe- 
bahnhof Germiston nach Pretoria noch eine 15 km lange Strecke für den 
Vorortverkehr von Johannesburg in der letzten Zeit für elektrische Zug- 
förderung ausgebaut worden. Dadurch ist die Länge der elektrisch be- 
fahrenen Strecken in diesem Bezirk auf 213 km angewachsen. Im Zu- 
sammenhang mit der Einführung elektrischer Zugförderung sind schie- 
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nengleiche Übergänge beseitigt und Verbesserungen der Linienführung 
durchgeführt worden; an einer Stelle wird der viergleisige Ausbau der 
Strecke vorbereitet. In Johannesburg, der größten Stadt von Südafrika, 
deren Einwohnerzahl die von Kapstadt noch etwas übertrifft, hat sich 
ein lebhafter Vorortverkehr, namentlich von eingeborenen Arbeitern ent- 
wickelt, Er verdankt seine Entstehung der Lage der Stadt im Gold- 
bezirk, der sich auf ungefähr 80 km Länge hinzieht, Der Bergbau macht 
sich schon äußerlich durch die großen Schutthalden bemerkbar, die aus 
den Bergwerken herrühren. Die Arbeiter kommen täglich in einer Zahl 
von etwa 30 000 in die Stadt. Zur Bewältigung dieses Verkehrs wird 
der Bau einer Untergrundbahn geplant. Die Stadtverwaltung bereitet 
den Bau einer Siedlung von 6000 Häusern vor, die eine Bewohnerschaft 
von 45 000 Köpfen aufnehmen soll. Hiervon erwartet man eine Ver- 
mehrung des Vorortverkehrs um 9000 Fahrgäste täglich. 

Auch zwischen East London und Queenstown sind auf einer Strecke 
von 110 km Länge Arbeiten zur Verbesserung der Neigungs- und Krüm- 
mungsverhältnisse im Gang. Statt 1:40 wird in Zukunft die steilste 
Neigung 1 : 50 sein, und der kleinste Halbmesser, der bisher 100 m war, 
wird auf 200 m gebracht. Die Strecke wird zugleich um 25 km verkürzt, 
Dabei sind Dämme von mehr als 2 Mio m? Inhalt zu schütten und zehn 
Tunnel auszuführen. Einer von ihnen, 315 m lang, war im Herbst 1940 
bereits fertiggestellt, drei andere waren damals im Bau. Auch an an- 
deren Stellen werden ähnliche Arbeiten ausgeführt. 

Die Zusammenfassung der Verwaltung von Häfen und Eisenbahnen 
in einer Hand hat auf den Verkehr und namentlich auf die Ausfuhr von 
Südafrika einen günstigen Einfluß gehabt, und auf die Ausfuhr ist 
dieses Land doch wie die anderen Länder von Afrika für das Gedeihen 
seines Wirtschaftslebens angewiesen. In bahneigenen Schiffen wird 
Kohle ausgeführt, und bei der Rückkehr bringen diese Schiffe Bedarfs- 
gegenstände für die Eisenbahnen mit, 

De Aar liegt ziemlich genau nordöstlich von Kapstadt; hinter 
De Aar wendet sich die Eisenbahn nach Norden und erreicht, wie schon 
erwähnt, Kimberley, 1042 km von Kapstadt entfernt, aus dessen Gruben, 
wie ebenfalls bereits andeutungsweise erwähnt, für mehr als 30 Milliar- 
den Pfd. Diamanten gewonnen worden sind. Das größte Unternehmen 
auf diesem Gebiet, die bekannte Gesellschaft De Beer Consolidated Mines, 
hat hier ihren Sitz. Die Stadt hat wie auch Bulawayo ein Denkmal für 
Cecil Rhodes, den Finanzmann und Politiker, dem Südafrika viel ver- 
dankt. In jungen Jahren erforschte er jene Gegend, ging dann wieder 
nach England, um zu studieren, kehrte aber bald nach Afrika zurück. 
Er spielte eine führende Rolle bei der De Beer-Gesellschaft, ließ sich in 
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das Parlament wählen und wurde sogar Premierminister. Sein Ziel war 
auch ein „Kap—Kairo“, er wollte nämlich alles Land zwischen diesen 
beiden Punkten für England gewinnen. Das ist ihm freilich nicht ge- 
lungen, aber er hat den Besitz des britischen Reichs sehr erheblich er- 
weitert, und Rhodesien verdankt ihm aus diesem Grund seinen Namen. 

Hinter Kimberley tritt die Eisenbahn, erst den Vaal-Fluß in einiger 
Entfernung begleitend, dann ihn überschreitend, in Britisch-Betschuana- 
Land ein. Vryburg berührend, zieht sie sich weiter an der Grenze des 
Oranje-Freistaats hin und erreicht Mafeking, 1401 km von Kapstadt ent- 
fernt, wo die Verwaltung des Schutzgebiets ihren Sitz hat. Hier zweigt 
die Eisenbahn nach Johannesburg und Pretoria ab, das, auf 1260 m Höhe 
gelegen, als Sitz der Regierung wohl als die Hauptstadt der Südafrika- 
nischen Union angesehen werden muß, wenn auch, wie erwähnt, das 
Parlament in Kapstadt tagt. Über Johannesburg, das der Mittelpunkt 
des Goldbergbaus jener Gegend ist, führt die Eisenbahn in östlicher Rich- 
tung einerseits nach Durban, andererseits nach Lourengo Marques. 
Durban, der Haupthandelsplatz und Hafen von Natal mit rd. 220 000 Ein- 
wohnern und damit die größte Stadt in Natal, gehört zu den größten 
Häfen der südlichen Halbkugel. Hier wurden im Jahre 1938 von den 
11,4 Mio t Waren, die in den südafrikanischen Häfen umgeschlagen 
wurden, allein mehr als die Hälfte, 6,1 Mio t, aus- und eingeladen. Mit 
einem Aufwand von mehr als 6 Mio Pfd. ist der Hafen, der von zwei je 
600 m langen Molen eingefaßt ist, mit allen nötigen Einrichtungen für 
einen solchen Verkehr, Kränen, Docks, Kühlanlagen usw. ausgerüstet 
worden. Geschmückt ist der Hafen durch ein Standbild Vasco de Gamas, 
des Entdeckers des Seewegs nach Ostindien. Die zweite von den eben 
genannten Eisenbahnen überschreitet die Grenze von Portugiesisch- 
Ostafrika bei Komati Port, 90 km von Lourengo Marques, der Haupt- 
stadt von Mozambique an der Delagao-Bai, entfernt, wo sie endet. Auf 
einer Fläche von 770 000 km?, also rd. der zweiundeinhalbfachen Größe 
von Preußen, aber mit nur etwa 4 Mio Einwohnern, also noch nicht soviel 
wie Sachsen, das aber nur 15000 Кт? groß ist, hat Mozambique ein 
Eisenbahnnetz von 1345 km Länge, wovon 744 km Staats- und 601 km 
Privatbahnen sind. Dazu kommt noch die 330 km lange Eisenbahn 
Beira—Umtali, die also von der Küste bis an die Grenze von Süd- 
Rhodesien führt und insofern eine Sonderstellung einnimmt, als sie von 
den Eisenbahnen von Rhodesien betrieben wird. Der Angliederung an 
dieses Netz entspricht es, daß die Mehrzahl der Eisenbahnen von Mozam- 
bique in Kapspur angelegt ist, obgleich das Heimatland von Mozambique, 
Portugal, zu den Ländern gehört, in denen das Metermaß herrscht. Die 
Verwaltung der Häfen und Eisenbahnen von Mozambique — also auch 


Kap—Kairo. 303 


hier wie in Südafrika die Zusammenfassung der Eisenbahnen in einer 
Hand mit den Häfen — betreibt als Zubringer zu den Eisenbahnen Kraft- 
wagenstrecken auf Straßen von zusammen 3650 km Länge, von denen 
3225 km ganzjährig befahren werden, während auf 425 km der Verkehr 
nur solange aufrechterhalten wird, wie es die Jahreszeit erfordert. 

Ungefähr von Mafeking an, der Stadt, deren Name durch die sieben 
Monate anhaltende Belagerung der englischen Besatzung im Burenkrieg 
bekannt geworden ist, zieht sich die Eisenbahn am Rande der fast 
1 Mio km? großen Kalahari-Wüste hin, eines Flachlands, wo der Blick 
des Reisenden ungehindert weite Flächen übersehen kann, deren Ein- 
tönigkeit nur durch einen Einschnitt unterbrochen wird, während vorher 
die Eisenbahn durch bis 1800 m hohes Gebirge geführt hat. Sie erreicht 
dann Bulawayo in Matabele-Land, dem südlichsten Teil von Süd-Rhode- 
sien. Diese Stadt mit etwa 20 000 Einwohnern, 2188 km von Kapstadt ent- 
fernt, ist der Mittelpunkt von Handel und Landwirtschaft in Süd- 
Rhodesien, eines Landes mit einer Fläche von 400 000 km?®, aber mit nur 
etwas über eine Million Einwohnern, Sie hat reizvolle Parkanlagen und 
eine Rennbahn. Sie ist dabei auch ein wichtiger Knotenpunkt der Eisen- 
bahnen; hier zweigt von der Nord-Süd-Strecke, die sich nördlich von 
Bulawayo nach Nordwesten in der Richtung auf die Victoria-Fälle wen- 
det, in nordöstlicher Richtung die Eisenbahn nach Salisbury, der poli- 
tischen Hauptstadt von Süd-Rhodesien mit gegen 30 000 Einwohnern, ab, 
und diese Eisenbahn führt weiter nach dem bereits erwähnten Umtali, 
vermittelt also den Verkehr mit Mozambique. Erwähnenswert sind in 
dieser Gegend noch Broken Hill und Wankie, die mit ihren Kohlenberg- 
werken der Eisenbahn starken Verkehr zuführen. 

Die Eisenbahnen von Rhodesien sind das Unternehmen einer engli- 
schen Gesellschaft, die es verstanden hat, die Eisenbahnen dieses Landes 
zu einem einheitlich betriebenen Netz von 3930 km Länge zusammenzu- 
fassen. Ihr Netz erstreckt sich, in Kapspur angelegt, wie schon erwähnt, 
im Osten über die Landesgrenze hinaus bis an die Ostküste von Afrika, 
während Rhodesien keine eigene Küste hat, und reicht im Westen bis 
über die Grenze des Kongo-Staats, bis wohin die Strecke von Umtali an 
2983 km lang ist, so daß die Gesellschaft ihre Züge von Beira aus auf 
3313 km Länge durchgehen lassen kann. Die Überschreitung der Grenze 
des Kongo-Staats kam im Jahre 1909 zustande, Der Grenzübergang liegt 
vor Sakania, das 3468 km von Kapstadt entfernt ist. Die Rhodesischen 
Eisenbahnen betreiben auch die Somabula-Shabani-Eisenbahn. Die erste 
Streeke ihres Netzes, auf der der Betrieb eröffnet werden konnte, führt, 
1893 fertiggestellt, von Vryburg, wo das eigentliche Verkehrsgebiet der 
Eisenbahnen von Südafrika endigt, nach Mafeking. Bulawayo wurde im 
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Jahre 1897 an das Eisenbahnnetz angeschlossen. Salisbury wurde im 
Jahre 1899 von Osten her mit der Eisenbahn erreicht, und die Lücke 
Salisbury—Bulawayo wurde im Jahre 1902 geschlossen. Im Jahre 1904 
wurde die Eisenbahn von Bulawayo aus um 450 km bis an die Victoria- 
Fälle vorgestreckt, und im folgenden Jahre wurde die Brücke über den 
Sambesi vollendet, wodurch ein wichtiger Fortschritt für den darüber 
hinausgehenden Verkehr erreicht wurde. Die Strecke nördlich von Vry- 
burg bis Bulawayo gehört zwar, wie sich aus ihrer Entstehung ergibt, 
zum Netz der Rhodesischen Eisenbahnen, wird aber von den südafrika- 
nischen Eisenbahnen, und zwar mit rhodesischen Lokomotiven und süd- 
afrikanischen Wagen betrieben, Dreimal die Woche verkehrt ein durch- 
gehender Zug über die 2188 km lange Strecke Kapstadt—Bulawayo. 

Die Rhodesischen Eisenbahnen sind zur Zeit damit beschäftigt, ihr 
Netz für einen verstärkten Zugverkehr auszubauen. Dazu gehört unter 
anderem die Ausdehnung ihres Streckenfernsprechnetzes, mit dessen 
Einrichtung auf der Strecke Bulawayo—Salisbury schon im Jahre 1981 
begonnen worden ist. Die Zugleitung und der Wagendienst wurden da- 
durch sehr erheblich erleichtert. Neuerdings ist die Fernsprechverbin- 
dung auf die Strecken Bulawayo—Livingstone (462 km) und Salisbury— 
Umtali (275 km) ausgedehnt worden, und beabsichtigt ist, das ganze Netz 
in Nord-Rhodesien mit Fernsprechern auszustatten. In Vryburg soll der 
Anschluß an das Fernsprechnetz der südafrikanischen Eisenbahnen her- 
gestellt werden. 

Auf den letzten 92 km vor Bulawayo müssen die schweren Güter- 
züge wegen der steilen Neigungen auf der Strecke geteilt werden. Um 
die dadurch verursachte Erschwerung des Betriebes zu beseitigen, ist ein 
Plan zur Verbesserung der Steigungsverhältnisse aufgestellt worden, der 
nach und nach durchgeführt werden soll. Es handelt sich dabei um 
Streckenverlegungen an acht Stellen, an zwei davon werden bereits seit 
Frühjahr 1939 die neuen Streckenteile befahren. Die vollständige Durch- 
führung des Plans wird zu einer Ersparung von 145 000 Zugkilometern 
jährlich führen. Auf dieser Strecke sowie an anderen Stellen wird auch 
der Oberbau verstärkt, 

Der Bahnhof Salisbury ist im Umbau begriffen; dabei wird ein den 
Betrieb stark störender schienengleicher Übergang, der den Zugang zum 
Güterbahnhof bildet, durch eine Unterführung ersetzt. 

Im Hafen Beira, bis zu dem das Verkehrsgebiet der Rhodesischen 
Eisenbahnen reicht, werden zwei neue Liegeplätze von je 200 m Länge 
für Schiffe mit einem Tiefgang von 9,5 m geschaffen. Die Zahl der 
Schiffe, die auf der Reede ankern und ihre Ladung über Leichter 
löschen müssen, wird dadurch wesentlich vermindert, indem 400 000 bis 
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500 000 t mehr Ladung als bisher an der Mole umgeschlagen werden 
können, Um die zahlreichen Zweiggleisanschlüsse im Hafengebiet be- 
quemer bedienen zu können, ohne den Verkehr auf der Hauptstrecke, von 
der sie bisher ausgingen, zu stören, sind zu deren beiden Seiten etwa 
З km lange Bedienungsgleise für diese Anschlüsse angelegt worden. 

Zur Überwachung des Eisenbahnwesens von Süd- und Nord-Rhode- 
sien sowie von dem Schutzgebiet Betschuana-Land besteht ein Amt mit 
dem Sitz in Bulawayo, zu dem jede der drei beteiligten Regierungen ein 
Mitglied stellt. Diesem Amt muß die Eisenbahn alljährlich ihren Vor- 
anschlag und einen Rechenschaftsbericht vorlegen, und das Amt ist auch 
für die Festsetzung der Tarife zuständig. Seine Tätigkeit wurde im 
Jahre 1939 bei einer Tagung der Handelskammern jener Gegend heftig an- 
gegriffen, und es wurde ein Beschluß gefaßt, der seine Aufhebung for- 
derte. Es arbeite zu umständlich, und die Kosten seien zu hoch, wurde 
ihm vorgeworfen. Verlangt wurde die Beschränkung auf einen Kommis- 
sar, Die beteiligten Regierungen wollten jedoch ihr Recht, ein Mitglied 
zu dem Amt zu ernennen, nicht aufgeben, und so bewendet es denn bei 
dem bisherigen Zustand. 

Die Grenze zwischen Süd- und Nord-Rhodesien, die die Eisenbahn 
erreicht, nachdem sie sich von Bulawayo aus nach Nordwesten gewendet 
hat, bildet der Sambesi, mit 3540 km der viertlängste Fluß von Afrika, 
Seine berühmten Wasserfälle, 1855 von Livingstone entdeckt, sind ein 
beliebtes Ziel für den südafrikanischen Touristenverkehr. Die Bewohner 
von Südafrika waren früher gewohnt, Seereisen zu unternehmen, sind 
aber durch den Krieg genötigt, im eigenen Lande zu bleiben. Eine Reise 
von Kapstadt an die Vietoria-Fälle führt sie schon über die ansehnliche 
Strecke von 2640 km; was in Europa ungefähr der Länge des vom Buka- 
rester Flügelzug des Orient-Expreß Paris—Triest—Agram—Bukarest 
zurückgelegten Weges (2656 km) entspricht. Die Eisenbahnen von Rho- 
desien unterhalten bei den Victoria-Fällen einen Fremdenhof zur Auf- 
nahme dieser Reisenden. Der Fluß strömt hier in einer 130 m tiefen 
Schlucht, und das Wasser stürzt in 1,5 km Breite aus 120 m Höhe über 
eine Felskante in die Tiefe, Dauernd lagert eine Wolke zerstäubten 
Wassers über den Füllen. Auf weite Entfernung hört man das Getöse 
der abstürzenden Wassermengen. Auf einer stattlichen Bogenbrücke 
tritt die Eisenbahn in Nord-Rhodesien ein, das ungefähr doppelt so groß 
ist wie Süd-Rhodesien, aber nur wenige 100 000 Einwohner mehr hat. Hier 
berührt die Eisenbahn Lusaka, den neuen Sitz der Verwaltung des Landes, 
und wendet sich dann, erst nach Nordosten, weiterhin nach Norden ge- 
richtet, nach dem Belgischen Kongo, wo der Zug in Sakania, 3468 km von 
Kapstadt entfernt, haltmacht. Damit hat die Eisenbahn den äußersten 
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südöstlichen Zipfel des Belgischen Kongo, das Katanga-Gebiet, erreicht, 
das seinem Reichtum an Erzen, namentlich an Kupfererzen, Weltruf ver- 
dankt. Auf Elisabethville, die Hauptstadt des Katanga-Gebiets, folgt 
Tenke, 3952 km von Kapstadt entfernt, wo die 522 km lange von Dilolo 
kommende Eisenbahn einmündet, die die Verbindung mit der Benguela- 
Eisenbahn herstellt. 

Die Benguela-Eisenbahn führt ihren Namen nach der Hafenstadt, 
von der sie an der Westküste von Afrika ausgeht. Ihr Bau wurde 1902 
in Angriff genommen, es dauerte aber bis 1928, ehe sie ihr Ziel, Dilolo 
an der Grenze zwischen Angola und dem Belgischen Kongo, 1350 km von 
ihrem Ausgangspunkt entfernt, erreichte. Sie ist zwar, durch die portu- 
giesische Kolonie Angola führend, ein portugiesisches Unternehmen, und 
ihre Leitung hat ihren Sitz in Lissabon, sie verdankt aber ihre Entstehung 
der Tatkraft eines Engländers, Sir В, Williams, worauf es zurückzuführen 
ist, daß ihr Anlagekapital 12 Mio Pfd. Sterl. beträgt und daß ihre Leitung 
mit Engländern durchsetzt ist. Das Ziel dieser Eisenbahn war von jeher 
die Erreichung der Kupfergruben von Katanga, sie mußte aber von Dilolo 
bis Tenke erst noch um die genannten 522 km verlängert werden, um das 
Kupfererz aus diesen Gruben abfördern zu können. In der Richtung 
nach Europa spart die Beförderung mit der Eisenbahn für dieses Kupfer- 
erz an Seefahrt weit über 4000 km und an Eisenbahnfahrt etwas über 
1000 km gegenüber dem Weg über die Ostküste, den es ohne das Vor- 
handensein der Verbindung von Katanga mit Benguela nehmen müßte. 
Die Eisenbahn ist zwar, wie erwähnt, zunächst ausschließlich zur Aus- 
beutung der Kupfergruben geplant worden, es hat sich aber auf ihr auch 
ein lebhafter, dauernd zunehmender Verkehr in der Gegenrichtung ent- 
wickelt. 

Die zur Nord-Süd-Verbindung gehörige Strecke Katanga—Bulawayo 
hat durch den Anschluß der Benguela-Eisenbahn auch Bedeutung für den 
West-Ost-Verkehr quer durch Afrika erhalten, der hier für seinen Weg 
einen durchgehenden Schienenstrang von 4711 km Länge von Benguela 
bis Beira vorfindet, indem in Tenke der Verkehr von Angola, also von der 
Westküste, einmündet und in Bulawayo derjenige nach Mozambique an 
der Ostküste abzweigt. Beide Kolonien sind portugiesisch, Angola, die 
größte überseeische Siedlung von Portugal, hat eine Fläche von 1.3 Mio km? 
mit 2,5 Mio Einwohnern, darunter eine ganze Anzahl deutsche 
Pflanzer. Seine Hauptstadt war bis vor einigen Jahren Loanda mit etwa 
25 000 Einwohnern, von der ebenfalls eine 609 km lange Eisenbahn in das 
Innere des Landes, in das Hochland von Malange, führt; neuerdings ist 
Nova Lisboa zur Hauptstadt erklärt worden. Die von Loanda ausgehende 
Eisenbahn bildet die Stammstrecke des 586 km langen, in Meterspur an- 
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gelegten Staatseisenbahnnetzes von Angola, zu dem noch 31 km in 0,00 m 
Spurweite gehören. Ferner gibt es in Angola noch eine von Mossamedes 
zunächst nach Osten führende Eisenbahn, die in ihrem weiteren Verlauf 
nach Süden umbiegt und dadurch den Weg zeigt, den eines Tages ihre 
Verlängerung zu nehmen haben wird, nämlich zum Anschluß an die 
Eisenbahnen von Deutsch-Südwestafrika. 

Das schon erwähnte Mozambique, gegenüber Madagaskar gelegen, 
hat nur etwa die halbe Fläche von Angola, aber 4 Mio Einwohner. Seine 
Haupthäfen sind Lourengo Marques und Mozambique; der dritte Hafen 
ist Beira, wo auch die portugiesische Verwaltung ihren Sitz hat. 

Von Sakania aus führt der Weg vom Kap nach Kairo nach Nord- 
westen über die Eisenbahn nach Bukama, die zur Katanga-Eisenbahn 
gehört, aber von der Compagnie du Chemin de fer du Bas Congo au 
Katanga betrieben wird. Sie berührt unterwegs Elisabethville, eine mo- 
derne Stadt, der Sitz der Leitung der Eisenbahngesellschaften jener 
Gegend und auch der Union Міпіёге du Haut Katanga, des größten 
Kupfererz abbauenden Unternehmens der Welt, das aber auch Kohle för- 
dert und Uranerze, also Radium, ferner Gold und Zinn gewinnt. Auf 
1200 m Höhe gelegen, hat Elisabethville günstige Gesundheitsverhältnisse, 
während sonst Katanga eine Fiebergegend ist und unter der Tsetse-Fliege 
leidet. 

1650 km von Тепке entfernt liegt Port Francqui im Kongo-Staat, 
ein wichtiger Umschlaghafen am Kassai-Fluß, einer der zahlreichen 
Flüsse, und zwar einer der schiffbaren, die zur Bildung des Kongo bei- 
tragen. Die erst kürzlich fertiggestellte 1130 km lange Eisenbahn 
Bukama—Port Franequi gehört zu dem im übrigen 1123 km langen Kap- 
spurnetz der Löopoldville-Katanga-Dilolo-Eisenbahn, das ebenfalls von 
der Bas-Congo-Katanga-Gesellschaft betrieben wird. 

Der Reisende nach Kairo verläßt die Eisenbahn, deren letztes Stück 
ebenfalls zum Netz der eben genannten Gesellschaft gehört, in Bukama, 
4201 km von Kapstadt entfernt. Sie überschreitet hier auf einer 248 m 
langen Brücke den Lualaba, ebenfalls einen der schon erwähnten Quell- 
flüsse des Kongo, der sich in zahlreichen Windungen hinzieht. Der Rei- 
sende hat damit zum erstenmal das Ende einer Eisenbahnfahrt erreicht, 
an das sich keine weitere Reise auf der Schiene anschließt; nunmehr 
folgt vielmehr eine Fahrt auf dem Wasser. 

Alle die bisher auf dem Wege vom Kap nach Kairo benutzten Eisen- 
bahnen hatten die Kapspur von 1,067 m, die ihren bezeichnenden Namen 
daher führt, daß sie zum erstenmal in der Kapkolonie angewendet worden 
ist, Die erste Eisenbahn in Südafrika, die Strecke Kapstadt—Stelling- 
bosch—Wellington, ist allerdings ursprünglich in Regelspur angelegt 
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worden, als sie aber in das Gebirge hinein verlängert werden sollte, wollte 
man durch Übergang zu einer schmaleren Spurweite an Kosten sparen 
‚und baute die Stammstrecke auf die nunmehr gewählte Spurweite von 
1,007 m um, die in der Folge die vorherrschende Spurweite in Afrika, 
namentlich in dessen Süden, aber auch im Sudan geworden ist. An ihrem 
Vorkommen ist der englische Einfluß zu erkennen, ist doch die unrunde 
Zahl in Metermaß das runde Maß von 3 Fuß 6 Zoll im englischen Zoll- 
maß. Wo deutscher und französischer Einfluß überwiegt, also in den 
ehemaligen deutschen Kolonien und im westlichen Nordafrika, ist sie 
sozusagen in das Metermaß übersetzt worden, und die Eisenbahnen haben 
hier meist die Meterspur. Im übrigen haben die Eisenbahnen von Afrika 
neun verschiedene Spurweiten: 0,00 m, 0,01 m, 0,75 m, 0,70 m, 0,05 m, 1,0 m, 
1,05 m, 1,007 m und 1,435 m. Daran, daß nebeneinander die Maße 0,00 m 
und 0,61 m einerseits, 0,75 m und 0,76 m andererseits vorkommen, erkennt 
man den Streit zwischen dem englischen Fußmaß und dem Metermaß. 
D m und 0,70 m sind 2 Fuß und 2 Fuß 6 Zoll engl., und man hat die- 
selben Krümmungsverhältnisse ermöglichen wollen, wenn man Bahnen in 
Don m und in 0,15 m Spurweite in Ländern mit Metermaß baute. Wie man 
zu den Maßen 0,05 m und 1,05 m gekommen ist, ist unklar. Nicht unmög- 
lich scheint es, daß mit der Angabe der Spurweite zu 1,05 m die Meterspur 
gemeint ist, daß man aber dieses Maß nicht von Fahrkante zu Fahrkante, 
wie es richtig und heute allgemein üblich ist, gemessen hat, sondern von 
Mitte Schienenkopf zu Mitte Schienenkopf, wie es in den ersten Zeiten 
des Eisenbahnwesens in Frankreich üblich war. Die in Meterspur an- 
gelegten Eisenbahnen von Deutsch-Südwestafrika sind übrigens von den 
Engländern auf Kapspur umgenagelt worden, wodurch weitgehende Ein- 
heit der Spurweite im Süden des Erdteils herbeigeführt worden ist. Im 
übrigen herrscht aber große Uneinheitlichkeit in den Spurweiten der 
afrikanischen Eisenbahnen, auf diese Zusammenhänge soll aber hier nicht 
eingegangen werden. Auf den bisher genannten Strecken ist jedenfalls 
auf eine Entfernung von mehr als 4000 km ein durchgehender Verkehr 
ohne Umladung möglich, und einen großen Teil dieser Entfernung kann 
der Reisende ohne Wagenwechsel zurücklegen. In den Fernzügen dieser 
Strecken laufen Schlaf- und Speisewagen, die letztgenannten bewirt- 
schaftet von der Internationalen Schlafwagen-Gesellschaft; auch Brause- 
bäder sind in manchen der Züge vorhanden. Die Kapspur ermöglicht es, 
dem Reisenden die Bequemlichkeiten zu bieten, die er auf Regelspur- 
bahnen zu finden gewöhnt ist, und auch die Güterwagen können mit einem 
Fassungsraum gebaut werden, der hinter dem der Regelspurwagen nicht 
oder nur wenig zurückbleibt. 
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In Bukama beginnt die Schiffsreise nach dem 540 km entfernten 
Kabalo auf dem Lualaba, auf dem die Gesellschaft Otraco (Office des 
Transports Coloniaux), ein mit der Compagnie des Chemins de fer du 
Congo Supérieur aux Grands Lacs Africains zusammenarbeitendes Unter- 
nehmen, die Schiffahrt nach einem festen Fahrplan betreibt. Sie läßt 
sowohl Schnelldampfer für den Personenverkehr, auf denen die Reisen- 
den auch verpflegt werden, wie Lastkähne von 350 t bis 450 t Tragfähig- 
keit verkehren, und zwar nicht nur auf dieser Strecke, sondern auch auf 
anderen Flüssen des Belgischen Kongo. 

Der Reisende ist damit in das Kongo-Gebiet eingetreten, in das 
Gebiet dieses riesigen Stroms, der die Niederschläge und Abflüsse einer 
Fläche von 3,7 Mio km? Größe, also von einer Fläche aufnimmt, die allein 
ein Achtel der Fläche von Afrika ausmacht. Der Kongo ist mit 4650 km 
Länge seines Laufs 700 km länger als die Wolga, der größte Strom von 
Europa. Aus seinem Einzugsgebiet strömen ihm Zuflüsse in solchem 
Umfang zu, daß es schwer ist zu sagen, welches der Haupt- und welches 
der Nebenfluß ist. Der Lualaba gilt als sein Quellfluß. In einem 13 km 
breiten Mündungsgebiet fließt er in den Atlantischen Ozean aus, dem er 
in der Sekunde 80 000 т? Wasser zuführt, man bedenke, eine Wasser- 
menge, die einen Würfel von 43 m Seitenlänge ausfüllen würde! 4000 der 
heute üblichen Kesselwagen mit 20 m? Inhalt, also gegen 80 Eisenbahn- 
züge, wären nötig, um die Wassermenge zu befördern, die der Kongo in 
der Sekunde in den Ozean ausfließen läßt. Vier Teilstrecken, unter- 
brochen von Stromschnellen und Wasserfällen, von zusammen rd. 2700 km 
Länge sind schiffbar. In seinen Wasserfällen sind die Namen der For- 
schungsreisenden festgehalten, denen die ersten Kenntnisse von den 
Quellen und den schiffbaren Strecken des Kongo zu verdanken ist: 
Livingstone und Stanley. Die nicht schiffbaren Strecken des Oberlaufs 
werden durch zwei Eisenbahnen in Meterspur umgangen: Stanleyville— 
Ponthierville mit 125 km Länge und Kindo—Kongolo mit 335 km Länge, 
die neuerdings bis Kabolo verlängert worden ist. (Nach Unterlagen der 
Landesaufnahme ist die Eisenbahn inzwischen bis Kabalo in Betrieb ge- 
nommen. Die Zeichnung berücksichtigt dies.) Von Kabalo führt eine 
Eisenbahn in 238 km Länge nach Albertville, die Verbindung mit der 
Schiffahrt auf dem Tanganyika-See herstellend. Zwischen Ponthierville 
und Kindo liegt eine 300 km lange Dampferstrecke, und oberhalb Kabalo 
reicht die Schiffahrt bis Bukama, 

Die Eisenbahnen des Belgischen Kongo verdanken ebenso wie die 
Benguela- und die Katanga-Eisenbahn ihre Entstehung dem Vorkommen 
an Kupfererz in jener Gegend. Der Eisenbahnbau begann hier im Jahre 
1889, indem eine zu diesem Zweck ins Leben gerufene Gesellschaft den 
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Bau der ersten Teilstrecke der Eisenbahn Matadi—L£&opoldville in 75 cm 
Spurweite in Angriff nahm; er wurde im Jahre 1898 fertiggestellt. Ihr 
Netz, nunmehr in Kapspur, ist mittlerweile auf 365 km Länge ange- 
wachsen, nachdem die Strecke Matadi—L£&opoldville im Jahre 1920 in 
Kapspur umgebaut und dabei um 31 km verkürzt worden ist. Bis Matadi, 
150 km von der Mündung entfernt, kann der Kongo mit Schiffen befahren 
werden, dann folgt die erste Teilstrecke, auf der die Schiffahrt durch 
Stromschnellen behindert ist. Der Belgische Kongo hat heute Verbindung 
in Kapspur mit Lobito, Beira und Kapstadt, also mit der West- und der 
Ostküste, sowie mit der Südspitze von Afrika. 

Das Betriebsrecht der Chemin de fer de Matadi а Léopoldville sollte 
für 99 Jahre bestehen, sie hat sich aber im Jahre 1936 aufgelöst, und ihr 
Betrieb ist von der Regierung dem schon erwähnten Otraco übertragen 
worden. Im Jahre 1906 wurde die Compagnie du Chemin de fer du Bas- 
Congo au Katanga gegründet, die heute auch die Strecken der Katanga- 
Gesellschaft und die Eisenbahn Le&opoldville—Katanga—Dilolo, abge- 
kürzt als L6okadi-Eisenbahn bezeichnet, betreibt. Die Compagnie des 
Chemins de fer du Congo Supérieur aux Grands Lacs Africains besitzt 
weiter im Belgischen Kongo ein Netz von 765 km Länge in Meterspur und 
betreibt auch Schiffahrt. Im ganzen sind die Eisenbahnen des Belgischen 
Kongo etwa 4900 km lang, wovon über 3500 km erst nach 1914 gebaut 
worden sind, woraus hervorgeht, daß das Verkehrswesen jener Gegend 
erst neuerdings entwickelt worden ist, und diese Entwicklung ist jeden- 
falls noch nicht abgeschlossen. An der Mündung des Kongo wird zur 
Zeit die Eisenbahn Boma—Tschela von 61 cm Spurweite auf Kapspur 
umgebaut. Der Frage, welche Spurweite für die noch zu erbauenden 
Eisenbahnen jener Gegend gewählt werden soll, ist dadurch wenigstens 
teilweise ein Ende gemacht, daß ein Gesetz nur die Spurweiten von 60 cm 
und von 1,007 m zuläßt. 

Der Belgische Kongo bedeckt eine Fläche von 2,4 Mio km? ein- 
schließlich des Katanga-Gebiets und hat 8,4 Mio Einwohner, der benach- 
barte Französische Kongo, neuerdings als Afrique Equatoriale Frangaise 
bezeichnet, ist mit 1,7 Mio km? zwar kleiner, hat aber ungefähr die gleiche 
Einwohnerzahl. Die Grenze zwischen beiden bildet etwa vom Äquator 
an der Unterlauf des Kongo, der hier nach Südwesten fließt, während 
sein Oberlauf nach Norden gerichtet ist; ein weit ausholender Bogen ver- 
bindet beide Teile. Brazzaville auf dem rechten Ufer des Kongo, also 
auf französischem Gebiet in unmittelbarer Nähe der Grenze gelegen, ein 
wichtiger Platz für Handel und Verkehr jener Gegend, ist mit Pointe 
Noire, nördlich von der Kongo-Mündung an der Küste gelegen, durch eine 
510 km lange Eisenbahn in Kapspur, die Kongo-Ozean-Eisenbahn, ver- 
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bunden, die auch für den Belgischen Kongo von Bedeutung ist, indem sie 
für ihn eine Verkürzung des Wegs an die Küste bedeutet, die allerdings 
dadurch erkauft werden muß, daß der Verkehr von belgischem auf fran- 
zösisches Gebiet geleitet wird. Die Eisenbahn wurde bereits im Jahre 
1886 geplant, es hat aber bis 1921 gedauert, ehe ihr Bau in Angriff ge- 
nommen werden konnte, und bis 1934, ehe er, durch Geländeschwierig- 
keiten verursacht, die den Bau behinderten, vollendet werden konnte. In 
dieser Eisenbahn findet sich der längste Tunnel von Mittel-Afrika, er ist 
allerdings nur 565 m lang. Oberhalb Brazzaville wird auf dem Kongo 
bis Stanleyville ein regelmäßiger Dampferverkehr unterhalten, durch- 
gehende Schiffahrt ist aber, wie erwähnt, wegen der Stromschnellen nicht 
möglich. 

Der Verkehr des Kongo-Gebiets wird auch durch Flugzeuge bedient, 
und es wird auch von Straßen durchzogen, die für Kraftwagen befahrbar 
sind. So ist Ende 1938 eine solche Straße von Kasongo am oberen Kongo 
nach Costermanville an dem inselreichen Kiwu-See fertiggestellt worden, 
der, landschaftlich einer der schönsten Seen Afrikas, 2650 km? groß, nörd- 
lich vom Tanganyika-See auf 1460 m Höhe liegt. Sie gilt als das letzte 
Glied einer Straßenverbindung zwischen Kapstadt und Algier. Damit 
sie möglichst viele Ortschaften berührt, ist sie nicht auf dem geraden 
Wege geführt, sondern macht in Windungen erhebliche Umwege. 

Im Zusammenhang mit dieser Nord-Süd-Verbindung sei einer Ost- 
West-Straße quer durch Afrika gedacht. Sie geht von Mombasa an der 
Ostküste aus, führt nördlich um den Victoria-See, benutzt dann die Süd- 
Nord-Straße von Beni bis Urumu, wendet sich wieder nach Westen und 
erreicht Stanleyville, durchquert also den Belgischen Kongo. Bei Libenge 
überschreitet sie die Grenze und tritt in den Französischen Kongo ein, 
führt quer durch Kamerun und endigt in Duala an der Mündung des 
Kamerun-Flusses, also auf heute französischem Mandatsgebiet. 

In Kabalo geht der Kap-Kairo-Reisende wieder auf die Eisenbahn 
über, die ihn nach einer Fahrt über 273 km nach Albertville am Westufer 
des Tanganyika-Sees bringt. Die Eisenbahn gehört zu dem 765 km langen 
Meterspurnetz der Compagnie des Chemins de fer du Congo Supérieur 
aux Grands Lacs Africains, die außerdem Schiffahrtsstrecken von 
1880 km Länge betreibt. In ihrem Netz ist Anfang 1940 die Verbindung 
zwischen den Strecken Kindo (Port Empain)—Kongolo und Kabalo— 
Albertville in Betrieb genommen worden. Neben Güterzügen verkehrt 
auf der neuen Strecke wöchentlich ein Postzug mit Schlaf- und Speise- 
Wagen. 

Zwischen Kabalo und Albertville sieht der Fahrplan nur alle 14 Tage 
einen Zug vor. Will der Reisende also nicht das Wagnis auf sich nehmen, 
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14 Tage auf den Anschluß warten zu müssen, so ist er gezwungen, den 
Fahrplan seiner ganzen Reise nach diesem Zug einzurichten. 

Der Tanganyika-See, 780 m über dem Meere gelegen, häufig von 
Stürmen heimgesucht, ist 645 km lang, aber nur 30 bis 80 km breit; er 
hat eine Wasserfläche von 31 900 km?, ist also fast 60mal so groß wie 
der Bodensee. Mit 1435 m Tiefe ist er nach dem Baikal-See der tiefste 
Binnensee der Welt. Eingefaßt wird er von bis 2000 m hohen Bergen. 
Er gibt dem östlich von ihm gelegenen Tanganyika-Gebiet den Namen, 
wie die Engländer das ihnen zur Mandatsverwaltung übertragene Deutsch- 
Ostafrika nennen. Die Eisenbahnen dieses Gebiets rühren aus der deut- 
schen Zeit her. Sie bestehen aus zwei Teilen, die keine Schienenverbin- 
dung miteinander haben. Die 1250 km lange Mittelland-Eisenbahn führt 
von Daressalam, wo die Leitung ihren Sitz hat, nach Kigoma am 
Tanganyika-See, die Nordstrecke verbindet in 440 km Länge Tanga an 
der Küste mit Moschi und Aruscha am Sanya-Fluß, und vermittelt die 
Verbindung mit den Eisenbahnen des benachbarten Kenya und Uganda. 
Von der Mittelland-Eisenbahn gehen mehrere Zweigstrecken aus, so die 
380 km lange Eisenbahn von Tabora nach Muanza am Victoria-See. Wegen 
der östlich und südlich von diesem See gelegenen Goldfelder haben hier 
Vorrichtungen zum Umladen schwerer Maschinen zwischen Schiff und 
Eisenbahn geschaffen werden müssen. Der Victoria-See ist ungefähr 
doppelt so groß wie der Tanganyika-See und liegt 350 m höher als jener. 
Seine Wasserfläche wird von zahlreichen Inseln belebt. Er ist 82 m tief 
und mit Fischen reich besetzt. Eine weitere Zweigbahn, 150 km lang, 
führt von Manyoni nach Kinyangiri. Im ganzen sind die Staatsbahnen 
von Tanganyika 2215 km lang. Ihrer Verwaltung unterstehen seit dem 
Jahre 1929 auch die vier Häfen des Landes und der Dampferbetrieb auf 
dem Tanganyika-See und den anschließenden Flußläufen. Ihre Dampfer- 
strecken sind zusammen 3853 km lang. Sie betreibt weiter ein Salzwerk, 
das einen nennenswerten Überschuß einbringt. 

Die Dampferfahrt von 200 km Länge, die zum Teil an der Küste 
entlang, im ganzen aber quer über den Tanganyika-See an das Ostufer 
führt, endigt in Kigoma, dem schon erwähnten Endpunkt der Mittelland- 
Eisenbahn von Deutsch-Ostafrika. Der Weg nach Kairo führt nun auf 
dieser Eisenbahn nach Tabora, dem Sitz der Eisenbahnwerkstatt, 360 km 
von Kigoma entfernt, nimmt also die Richtung nach der Ostküste; der 
Reisende geht aber hier auf die schon erwähnte Zweigbahn nach Muansa 
über, die ihn an das Ufer des Victoria-Sees bringt. Abgesehen von seiner 
Größe unterscheidet sich dieser See, nach dem Oberen See in Nord- 
amerika mit seinen 81400 Кт? der größte Binnensee der Welt, durch 
seine Form vom Tanganyika-See. Während jener über 650 km lang ist, 
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dabei entsprechend schmal, hat der Victoria-See ungefähr Kreisform mit 
einem mittleren Durchmesser von 250 bis 300 km. Gegenüber dem 
Tanganyika-See mit seiner Tiefe von 1435 m ist der Victoria-See aber 
flach zu nennen; er ist dabei aber doch, wie erwähnt, 82 m tief, An 
seinen Ufern liegen freundliche Städte und Dörfer der Eingeborenen. 
Der Victoria-See liegt auf 1134 m Höhe; man bedenke, ungefähr so hoch 
wie der Gotthard-Tunnel! 

Von Kigoma bis Tabora ist der Reisende also von der Süd-Nord- 
Richtung, die er im ganzen zwischen Kap und Kairo zu verfolgen hat, 
nach Osten abgewichen, und in Tabora ist er nur noch 900 km von der 
Ostküste Afrikas entfernt. Hier wendet er sich nun wieder nach Norden 
zum Victoria-See, den er rechts oder links herum umfahren kann. Kleine 
Dampfer verkehren täglich auf dem See entlang der Küste und bedienen 
den Ortsverkehr, größere Dampfer, die nur einmal in der Woche ver- 
kehren, vermitteln den Fernverkehr über den See. Der größte von diesen 
Dampfern von 1200 t Wasserverdrängung ist in einzelne Teile zerlegt 
mit der Eisenbahn von Mombasa herangebracht und am See zusammen- 
gebaut worden. Die Dampfer landen am nördlichen Ufer in Porto Bell, 
dem Hafen für das in der Nähe gelegene Kampala, die Hauptstadt von 
Uganda, die уог einigen Jahren einen stattlichen neuen Bahnhof be- 
kommen hat. 

Die Eisenbahnen von Uganda werden gemeinschaftlich mit denen 
von Kenya von Nairobi aus, der jetzigen Hauptstadt von Kenya, verwaltet, 
nachdem vorher Mombasa die Hauptstadt gewesen ist; Mombasa hat 
dabei seine Bedeutung als der Haupthafen des Landes nicht eingebüßt. 
Von dem Doppelhafen Mombasa-Kilindini liegt der Hauptteil, Kilindini, 
landeinwärts in einer tief eingeschnittenen Bucht, der Teil Mombasa da- 
gegen auf einer dieser Bucht vorgelagerten Insel von 25 km? Fläche, die 
mit dem Festland durch eine Brücke und einen 800 m langen Damm 
verbunden ist, Die Entfernung von Mombasa bis Nairobi beträgt 530 km. 
Diese Stadt, im großen Stil angelegt, ist auf 1660 m Höhe, also ungefähr 
80 hoch wie die Schneekoppe, gelegen. Man hat von ihr einen herrlichen 
Blick auf den 6010 m hohen Kilimandscharo, den höchsten Berg Afrikas, 
und die ihn umgebenden Berge. 

Kenya hat eine Fläche von 582 000 Кт? mit 3 Mio Einwohnern, 
Uganda ist rd. 305 000 km? groß und hat 3,6 Mio Einwohner. 35265 Кш? 
der Fläche von Uganda sind von Seen bedeckt. Zu beiden britischen 
Kolonien gehören Eingeborenenstaaten, die unter britischer Schutz- 
herrschaft stehen. Das Eisenbahnnetz von Kenya und Uganda ist 2620 km 
lang. Von seiner Verwaltung wird noch die 145 km lange Magadi-Eisen- 
bahn betrieben, die von Konza an den Magadi-See führt. Die Haupt- 
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strecke dieses Netzes verläuft in 1345 km Länge von Mombasa über Nai- 
robi und Jinja nach Kampala. Von ihr gehen eine Anzahl Zweigstrecken 
aus, darunter die eben erwähnte Magadi-Eisenbahn, die einer zur Aus- 
beutung des Sodagehalts im Magadi-See gegründeten Gesellschaft gehört, 
Die erste Eisenbahn in Uganda wurde im Jahre 1901 eröffnet. Im Jahre 
1910 wurde die Eisenbahn von Jinja nach Namasagali gebaut, die die Ver- 
bindung zwischen dem Victoria- und dem Kioga-See herstellt und dadurch 
den Anschluß an den Kongo-Staat und an den Nil vermittelt. Auf dem 
Victoria- dem Kioga- und dem Albert-See sowie auf dem Nil betreibt die 
Eisenbahnverwaltung eine Anzahl Dampfer; ihre Dampferstrecken sind 
zusammen 6165 km lang. Daneben unterhält sie einen Straßenverkehr 
mit Kraftwagen auf der 120 km langen Strecke Masindi—Butiaba sowie 
auf einer Anzahl von Zubringerstrecken zur Eisenbahn, Die Verbindung 
zwischen den beiden genannten Eisenbahnen ist im Jahre 1928 hergestellt 
worden, und im Jahre 1930 folgte der Bau einer Brücke über den Nil bei 
Jinja. 

Auf der Hauptstrecke der Kenya- und Uganda-Eisenbahnen sind auf 
einer 50 km langen Teilstrecke mit hohem Kostenaufwand Arbeiten zur 
Verbesserung der Linienführung im Jahre 1940 ausgeführt worden. Stei- 
gungen von 1:50 wurden dabei beseitigt, so daß nunmehr die steilste 
Neigung 1:85 ist. An einer Stelle wird die Strecke dabei verkürzt, an 
einer anderen verlängert. Durch den Umbau soll die Durchführung län- 
gerer und schwererer Züge ermöglicht und dadurch das zunehmende 
Verkehrsbedürfnis befriedigt werden. 

Kampala war bis 1910 der Endpunkt der Eisenbahn, dann wurde 
sie bis Namasagali, dem Lauf des Nils folgend, verlängert. Hier erreicht 
der Kap-Kairo-Reisende also den Nil, und damit hat er eine Art Wende- 
punkt auf seiner Reise überschritten. Bisher ist er meist, von Kapstadt 
wenig über Meereshöhe ausgehend, im wesentlichen zu Berg gefahren, 
wenn er im Gebiet des Kongo auch einige Flüsse in ihrem Lauf zu Tal 
begleitet hat. Nun geht aber die Reise nilabwärts, und auch wenn das 
Niltal verlassen wird, wird doch seine Richtung im großen ganzen ein- 
gehalten, 

Die Quellen des Nils waren bekanntlich lange Zeit ein Geheimnis, 
jetzt wissen wir aber, daß der Weiße Nil der Abfluß des Victoria-Sees 
ist, daß er vom Albert-See gespeist wird und daß bei Khartum der Blaue 
Nil, der Abfluß des Tana-Sees, aus den Bergen von Abessinien kommend, 
ein zweiter Quellfluß ist. Sein Lauf ist vom Victoria-See bis zur Mün- 
dung, dem bekannten Delta, 6390 km lang, womit er die Länge der Wolga, 
Europas größten Stroms, um rund zwei Drittel, die der Donau, die unter 
den europäischen Strömen in der Länge auf die Wolga folgt, um rund ein 
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und ein Viertel übertrifft. Von Namasagali an gilt der Nil für schiffbar, 
wenn er auch schon vom Victoria-See an mit kleinen Schiffen befahren 
werden kann, Die Fahrt bis in den Kioga-See und durch ihn bis Port 
Masindi wird in Dampfern der Kenya & Uganda-Eisenbahnen zurück- 
gelegt, aber dann hört die Schiffbarkeit des Nils, verursacht durch Win- 
dungen seines Laufs und durch Stromschnellen, wieder auf. Um den 
Albert-See zu erreichen, muß zum erstenmal auf der Reise vom Kap nach 
Kairo eine Fahrt auf der Straße bis nach Butiaba eingelegt werden. Auch 
hier sorgen die Eisenbahnen von Kenya und Uganda für den Verkehr, 
indem sie auf der guten Straße, die bei jedem Wetter befahrbar ist, so- 
wohl Personen- wie Lastkraftwagen verkehren lassen. Der Nil macht 
hier einen großen Bogen, den die Straße abkürzt. Bei ihrer Linien- 
führung ist Wert darauf gelegt worden, verlorene Steigungen dadurch 
zu vermeiden, daß Geländehindernisse umgangen werden, und durch Be- 
seitigung des Pflanzenwuchses an der Innenseite der Krümmungen ist für 
freie Sicht gesorgt, so daß ein Schnellverkehr möglich ist. Geeignetes 
Gestein zur Befestigung der Straßendecke findet sich in der Nähe. Sie 
wird gut unterhalten, und es hat sich auf ihr ein lebhafter Verkehr ent- 
wickelt. 

+ Der Albert-See nimmt den vom Vietoria-See kommenden Lauf des 
Weißen Nils auf, der hier auch Victoria-Nil genannt wird, und läßt ihn, 
unterhalb auch mit dem Namen Albert-Nil bezeichnet, an einer Stelle 
wieder auslaufen, die nicht, wie man erwarten sollte, gegenüber der Ein- 
mündung, sondern unmittelbar neben ihr liegt. Auch auf dem Albert-See 
wird der Reisende von den Kenya & Uganda-Eisenbahnen betreut. Über 
den See bringt ihn ein ziemlich großer Dampfer, dessen Tiefgang aber 
zu groß ist, als daß er auf den Albert-Nil übergehen könnte. Die Fahrt 
in diesem Flußlauf wird daher bis Nimule in einem älteren, flachgehenden 
Heckrad-Dampfer fortgesetzt, eine Bauart, die auch sonst auf dem Nil 
nicht selten ist. 

In Nimule tritt der Reisende in den Englisch-Ägyptischen Sudan 
und damit in das Verkehrsgebiet der Staatseisenbahnen des Sudans ein. 
Geographisch versteht man unter dem Begriff Sudan den mittleren Teil 
von Afrika von der Westküste bis an das Gebirge von Abessinien; politisch 
zerfällt der Sudan in zwei Teile. Der westliche rund 1,5 Mio km? groß, 
steht unter französischer, der östliche unter britischer Herrschaft, an 
der auch Ägypten beteiligt sein soll. Dieser Teil ist 2,0 Mio km? groß 
und wird von gegen 6 Mio Menschen, nach anderer Quelle von 9 Mio 
bewohnt. Seine Hauptstadt ist Khartum, bekannt durch die Kämpfe, die, 
1898 durch die Eroberung der Stadt zu einem gewissen Abschluß ge- 
bracht, aber erst 1900 beendet, unter Kitchener, dem Sirdar, in jener 
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Gegend gegen die Mahdisten geführt worden sind. Diesem Feldzug ver- 
danken die Eisenbahnen des Sudans ihre Entstehung, wenn auch schon 
vorher mit dem Eisenbahnbau begonnen worden ist, der aber aus Mangel 
an Mitteln unter ägyptischer Herrschaft nicht zu Ende geführt werden 
konnte. Kitchener baute zunächst im Jahre 1896 eine 270 km lange Feld- 
bahn bis Kermah, die er aber wieder aufgab. Die zweite Feldbahn, die 
er von 1896 bis 1899 in 925 km Länge von Wadi Halfa bis nach Khartum 
baute, ist die Stammstrecke der Sudan-Eisenbahnen geworden. Sie wurde 
zusammen mit dem von dem englischen Heer eingerichteten Dampfer- 
verkehr auf dem Nil von der Regierung übernommen und friedensmäßig 
in Kapspur ausgebaut. Die Ägyptischen Staatsbahnen reichen nur bis 
Schellal, und von dort bis Wadi Halfa spielt sich der Verkehr auf dem 
Nil ab. Später wurden Schienenverbindungen, von Atbara an der Stamm- 
strecke ausgehend, mit Port Sudan in 478 km Länge und von dieser ab- 
zweigend nach Suakin in 61 km Länge, also zur Verbindung mit der Küste 
des Roten Meers, hergestellt. Port Sudan hat einen natürlichen Hafen 
mit guten Gleisanlagen, der seit 1905 ausgebaut worden ist, den aber das 
benachbarte Suakin überflügelt hat. Dieses liegt auf einer Insel und ist 
mit dem Festland durch einen Damm und eine Brücke verbunden, Auch 
von Khartum nach Süden, nach Sennar am Blauen Nil, führt eine Eisen- 
bahn, und von dort geht sie weiter nach Westen über Kosti am Weißen 
Nil nach El Obeid, der von 17 000 Menschen bewohnten Hauptstadt von 
Kordofan, eines Steppengebiets von 380.000 km? Fläche mit einer Million 
Einwohnern, in dessen Norden Gummiwälder und Baumwollpflanzungen 
gedeihen. El Obeid ist über Sennar 687 km von Khartum entfernt. Nach 
Osten, sich weiterhin nach Nordosten wendend, verläuft weiter von 
Sennar die 782 km lange Eisenbahn über Kassala, einen militärisch wich- 
tigen Punkt in Eritrea, in letzter Zeit oft in den italienischen Berichten 
vom afrikanischen Kriegsschauplatz genannt, nach Haiga an der von 
Atbara nach Port Sudan führenden Eisenbahn. Unterhalb Abu Hamad 
zweigt eine 222 km lange Eisenbahn nach Kareimah ab, von wo der Nil 
in der Landschaft Dongola wieder bis Kermah schiffbar ist. Die Strecken- 
länge der Sudan-Eisenbahnen ist im Laufe der Zeit auf 3200 km ange- 
wachsen, und neben diesen Eisenbahnstrecken betreibt deren Verwaltung 
die Schiffahrt auf dem Nil auf Strecken von zusammen 3740 km Länge, 

Die Eisenbahnwagen der Sudan-Eisenbahnen haben besondere 
Schutzvorrichtungen gegen die in jener Gegend herrschende Hitze, ohne 
die das Reisen im Sudan sehr lästig sein würde. Die Fenster der Eisen- 
bahnwagen sind mit einer besonderen Sorte Glas verglast, das die blen- 
dende Wirkung der Sonnenstrahlen mildert, aber die Landschaft in ihren 
natürlichen Farben erscheinen läßt. 
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Von Nimule nach Juba führt eine rund 200 km lange Straße. Die 
Anlagen von Nimule für den Übergang vom Schiff auf die Straße und 
umgekehrt waren vor wenigen Jahren noch äußerst dürftig, und es ist 
nicht bekannt geworden, daß sie mittlerweile verbessert worden wären. 
Das ist um so erstaunlicher, als hier die Verkehrsunternehmen zweier 
Staatsbahnnetze, derjenigen von Kenya und Uganda und derjenigen des 
britischen Sudan, einander die Hand reichen. Die Anlagen bestehen aus 
einem einfachen Bollwerk, einem Dach, unter dem die Kraftwagen halten, 
und der an das Bollwerk herangeführten Straße sowie aus einem Schild 
mit der Inschrift „Nimule“. Der Ort wird aus ein paar Häusern und 
einigen Hütten der Eingeborenen gebildet. 

Die Straße nach Juba verläuft zwar entlang dem Nil, aber hoch- 
liegend; sie wird in gutem Zustand gehalten. Eine Ausdehnung des 
Straßennetzes dieser Gegend ist im Gange, und man erwartet davon eine 
lebhafte Entwicklung des Verkehrs. Juba, der Sitz der Verwaltung des 
Südteils des Sudans, ist ein gewisser Mittelpunkt des Verkehrs. Nicht 
nur beginnt hier die regelmäßige Schiffahrt auf dem Nil, sondern es 
laufen hier auch schon jetzt eine Anzahl Straßen zusammen, von denen 
eine bereits erwähnte, die „Route Royale Congo-Nile“, nach dem Belgi- 
schen Kongo führt. Sie geht von Kasongo an der 763 km langen Eisen- 
bahn Stanleyville—Kongolo aus, berührt den Kiwu-See, eine nördliche 
Fortsetzung des Tanganyika-Sees, führt über Beni, in kurzer Entfernung 
vom Edward-See gelegen, der 70 km lang und 20 bis 40 km breit, im Ver- 
landen begriffen ist, und über Irumu, das in der Nähe des Albert-Sees 
liegt, und vermittelt endlich in Juba den Anschluß an die Schiffahrt auf 
dem Nil. Auf dieser Straße verkehren Kraftwagen, an deren Betrieb die 
Compagnie des Chemins de fer Vieinaux du Congo (Vieicongo) beteiligt 
ist, Ihr Eisenbahnnetz, 840 km lang, liegt im Norden des Kongostaats; 
außerdem betreibt sie Flußschiffahrt in jener Gegend. Eins ihrer 
Tochterunternehmen, die Société des Messageries Automobiles du Congo, 
pflegt, wie ihr Name sagt, den Kraftverkehr auf der Straße. Durch den 
Bau der Route Royale hat Juba und das benachbarte Redjaf stark an 
Bedeutung für den Verkehr gewonnen, denn man kann nunmehr von hier 
aus auf mit Kraftwagen befahrbaren Straßen sowohl die Westküste von 
Afrika als auch Algerien erreichen. 

Die Fahrt von Juba auf dem Nil abwärts bis Khartum, eine Ent- 
fernung von 1759 km, dauert acht Tage; auf der Fahrt zu Berg bringen 
die Dampfer zwölf Tage zu. Unterwegs wird das ehemalige Faschoda, 
heute Kodok genannt, berührt, bekannt durch den Zusammenstoß zwi- 
schen England und Frankreich im Jahre 1898, der beinahe zu einem Krieg 
zwischen beiden Ländern geführt hätte, aber ohne diesen mit einem eng- 
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lischen Sieg endigte. Damit mußte Frankreich den Gedanken aufgeben, 
ein Kolonialreich zu gründen, das von der Sahara bis zur Somaliküste 
reichen sollte. Ferner fließt der Nil an Kosti vorbei, wo die Eisenbahn 
nach EI Obeid einerseits, nach Port Sudan und Suakin andererseits eine 
den Nil kreuzende Querverbindung zwischen El Obeid und der Küste des 
Roten Meeres bildet. 

Wer die Nilfahrt abkürzen will, kann hier auf die Eisenbahn über- 
gehen und Khartum über Sennar am Blauen Nil erreichen; er erspart 
dadurch zwei Tage. Die Fahrt auf dem in zahlreichen Windungen hin- 
fließenden Nil bereitet der Schiffahrt manche Schwierigkeiten beim 
Steuern der Schiffe, und die Fahrt geht nicht immer ab, ohne daß das 
Schiff am Ufer aufläuft. Diese Schwierigkeiten werden noch dadurch 
erhöht, daß die Eingeborenen, die auf dem Nil reisen, ihre Kähne an den 
Dampfer anhängen und so mitfahren. Nur die Europäer fahren auf dem 
Dampfer selbst. 

In Sennar ist der Blaue Nil durch eine 2500 m lange Sperrmauer 
um 15,5 m angestaut, wodurch 636 Mio т? Wasser gespeichert werden. 
Über den Rücken der Sperrmauer verläuft die Eisenbahn nach Kassala. 
Das angestaute Wasser dient dazu, Flächen von 1,2 Mio ha zu bewässern, 
auf denen Baumwolle und Getreide gebaut wird. Daß Ägypten seine 
Fruchtbarkeit dem Nil verdankt, ist eine Tatsache, die schon in biblischer 
Zeit bestand. 

Khartum ist eine Großstadt von mehr als 180 000 Einwohnern; es 
besteht aus drei Teilen: der eigentlichen Stadt Khartum, dem Sitz der 
Regierung, am Zusammenfluß des Weißen und des Blauen Nils, mit 50 000 
Einwohnern, Khartum Nord auf dem Nordufer des Blauen Nils mit 18 000 
Einwohnern und Omdurman, der Eingeborenenstadt mit 115 000 Ein- 
wohnern. Die Bedeutung von Khartum liegt aber nicht nur in seiner 
Größe und darin, daß es der Sitz der Regierung ist, es laufen vielmehr 
dort auch eine Anzahl Verkehrswege zusammen, sowohl Eisenbahnen und 
Straßen, wie auch die schiffbaren Teile beider Flußläufe des Nils. 
Khartum ist also ein Brennpunkt des Verkehrs im Sudan. 

Die Eisenbahn von Khartum nach Wadi Halfa verläuft bis Abu 
Hamad entlang dem Nil, der auf dieser Strecke wegen seiner Strom- 
schnellen nicht schiffbar ist. Bei Abu Hamad biegt der Nil scharf nach 
Westen aus, und die Eisenbahn bildet die Sehne des bis Wadi Halfa rei- 
chenden Bogens. Sie führt dabei durch die sonnige Wüste von Nubien, 
in der sich zahlreiche Überreste aus der Pharaonenzeit finden, Zwischen 
Khartum und Abu Hamad liegt Atbara, wo die zweite Verbindungsstrecke 
nach den Häfen des Roten Meeres abzweigt, und 10 km nördlich von Abu 
Hamad mündet die Eisenbahn nach Kareimah ein. Die Schiffahrt auf 
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dem Nil ist bei Atbara wieder durch Stromschnellen unterbrochen und 
ebenso in dem eben erwähnten, nach Westen ausspringenden Bogen, dort 
sogar zweimal, bei Kareimah und bei Kermah. 

Bei der Planung der ersten Eisenbahnen im Sudan und in Ägypten 
ging man von dem Gedanken aus, daß Eisenbahnen da entbehrlich wären, 
wo der Nil ohne Schwierigkeiten schiffbar ist, und so kommt es, daß 
zwischen Wadi Halfa, dem nördlichen Ausgangspunkt der Sudan-Eisen- 
bahnen, und Schellal, dem Südende der Eisenbahnen Ägyptens, eine 
Lücke klafft; der Reisende muß hier auf 338 km den Nil befahren. Unter- 
halb Schellal liegt Assuan, das griechische Syene, gegenüber der Insel 
Elephantine, mit dem bekannten Stauwerk, hinter dem eine Menge von 
5,7 Mio m? Wasser gespeichert wird. 180 Schütze mit elektrischem An- 
trieb in der Granitmauer ermöglichen die Regelung des abfließenden 
Wassers. Die Insel Philae, die „Perle Ägyptens“, mit dem berühmten 
Isis-Tempel ist durch diesen Stausee überschwemmt worden. Schellal 
ist nicht nur ein wichtiger Umschlagplatz für den Verkehr zwischen 
Eisenbahn und Nil, sondern hat auch Bedeutung als Ziel zahlreicher 
Touristen, die hier die Überreste aus dem Altertum aufsuchen. Bei 
Schellal schwankt der Wasserspiegel des Nils um etwa 18 m. Es sind 
daher hier besondere bewegliche Anlagen für den Umschlag zwischen 
Land- und Schiffsverkehr vorhanden, die auf geneigten Gleisen je nach 
dem Wasserstand am Ufer hochgezogen werden. 

Die Ägyptischen Staatseisenbahnen, die der Reisende in Schellal 
erreicht, haben eine Ausdehnung von 4672 km, wovon 4332 km Regelspur 
und 340 km Schmalspur, und zwar 145 km 1,0 m und 195 km 1,007 m, haben. 
Dazu kommen zur Ergänzung des gesamten Eisenbahnnetzes noch die 
Delta-Kleinbahnen mit 1265 km Länge in 0,75 m Spurweite, die Unter- 
ägyptischen Eisenbahnen mit 256 km in Meterspur und die Faiyum-Klein- 
bahnen mit 260 km Länge in 0,75 m Spurweite. Elektrisch betrieben wird 
die 39 km lange Bahn Kairo-Heliopolis und die 15 km lange Ramleh-Bahn 
in Alexandria, beide in Regelspur angelegt. Die Hauptstrecke entlang 
dem Nil bis Schellal war ursprünglich in Kapspur gebaut, ist aber in den 
Jahren 1925 bis 1927 auf Regelspur gebracht worden. Weiter gibt es noch 
in Ägypten eine Anzahl Kleinbahnen von einigen 100 km Länge, die zur 
Erschließung von Minerallagern dienen. Von Alexandria aus führt eine 
Eisenbahn nach dem 294 km westlich davon liegenden Mersa Matruh, ein 
Name, der häufig im Wehrmachtsbericht genannt wird. Sie ist von den 
Engländern im Jahre 1935 „als Vorsichtsmaßregel“ gebaut worden, um 
für einen gegen die noch 180 km entfernte Grenze von Libyen vor- 
geschobenen Militärposten eine Verbindung mit dem Hinterland zu 
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schaffen. Zur Sicherung des Nachschubs für die große Herbstschlacht 
1941 ist sie bis Abu Feidan südlich von Sidi Barani verlängert worden. 


Die erste Eisenbahn in Ägypten und damit in Afrika war die Strecke 
Alexandria—Kairo, im Jahre 1852 in Angriff genommen, im Jahre 1854 
eröffnet. Bald folgte eine Verbindung mit Suez, die damals — mit dem 
Bau des Suez-Kanals wurde erst 1865 begonnen — ein wichtiges Glied 
für den Verkehr zwischen dem Mittelländischen und dem Roten Meer, 
also auf dem Wege von Europa nach Indien, war. Nach der Eröffnung 
der Schiffahrt durch den Suez-Kanal galt sie für überflüssig und wurde 
abgebrochen, im Jahre 1934 ist sie aber wiederhergestellt worden, nach- 
dem vorher schon die Eisenbahn von Kairo nach Ismailia gebaut worden 
war, das der Ausgangspunkt für die längs dem Kanal hinführenden 
Strecken nach Port Said und Suez geworden ist. Hier ist der merk- 
würdige Fall vorgekommen, daß ein Gleis einer zweigleisigen Eisenbahn 
abgebrochen worden ist, um den Oberbau für eine andere Eisenbahn zu 
liefern. Bei der Gestalt des Geländes standen dem Eisenbahnbau in 
Ägypten keine nennenswerten Hindernisse im Wege, nur eine Anzahl 
größerer Brücken über den Nil waren zu bauen. Auf der Hauptstrecke 
der Staatsbahnen zwischen Alexandria und Kairo verkehren im Frieden 
täglich Luxuszüge, im Winter ebenfalls bis Luxor und Schellal. Die 
meisten Schnellzüge haben Pullman- und Speisewagen. Zwischen Kairo 
und Suez und auf der 23 km langen Zweigstrecke nach dem Winterkurort 
Heluan laufen Diesel-Triebwagen. Die Verwaltung der Staatseisenbahnen 
betreibt auch Dampfer auf dem Nil. 

Die Delta-Kleinbahnen bestehen seit dem Jahre 1897. Ihre Bedeu- 
tung liegt in ihrem Ortsverkehr, den sie, auch auf der Straße, an die 
Staatsbahnstrecken heranführen. 

Auf die Vorgänge, die sich zur Zeit in Ägypten abspielen und die 
sicher seinen Eisenbahnverkehr nicht unbeeinflußt lassen, kann hier 
nicht eingegangen werden. 

Von Schellal führt die Eisenbahn durch das fruchtbare ägyptische 
Land über Assuan, Luxor usw. nach Kairo und weiter bis an die Küste 
des Mittelländischen Meeres, eine Entfernung von Schellal aus von 
1098 km, die einzige Strecke, die der Kap-Kairo-Reisende auf einer 
Eisenbahn in Regelspur zurücklegt. Das Eisenbahnnetz breitet sich im 
letzten Teil ebenso wie der Nil in seinem Delta fächerartig aus, um unter 
anderem Heliopolis, die Hauptstadt des Pharaonenreichs, Ismailia, El 
Kantara, Port Said, Damietta, Rosetta und Alexandria zu erreichen. Das 
Nil-Delta bestand früher aus sieben, besteht heute aus fünf Armen, von 
denen die beiden bedeutendsten wie die eben erwähnten Städte Rosetta 
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und Damietta heißen. Sie sind 235 km lang. Ein Stauwerk an der Ab- 
zweigung der Mündungsarme ermöglicht die Regelung des Wasserstands 
in ihnen, 

Alexandria, das zu den Großstädten des Altertums gehörte, ist eine 
Stadt von gegen 600 000 Einwohnern. Schon im Altertum war es der 
Haupthafen von Ägypten, und dieser Eigenschaft verdankt es seinen be- 
rühmten Leuchtturm auf der Insel Pharus, der andererseits dazu bei- 
getragen hat, als eins der sieben Weltwunder den Ruhm von Alexandria 
zu vergrößern. Eine Landzunge trennt den Mariut-See vom Mittelländi- 
schen Meer, und auf dieser liegt ein Teil der Stadt. 

Mit der Ankunft in Alexandrien hat der Kap-Kairo-Reisende ganz 
Afrika in seiner längsten Ausdehnung von Süden nach Norden durch- 
quert. Er hat dabei eine Fahrt über rd. 11 000 km auf der Schiene, der 
Straße und zu Wasser zurückgelegt, den größten Teil davon, rd. 7500 km, 
mit der Eisenbahn. 15mal hat er das Verkehrsmittel wechseln müssen. 
Die vorstehend angegebenen Zahlen über die Größe der dabei angeschnit- 
tenen Länder läßt erkennen, daß es sich um riesige Flächen handelt, von 
denen aber bis jetzt nur ein kleiner Teil ausgenutzt wird. Aus den Ent- 
fernungsangaben geht hervor, daß die einzelnen Teilstrecken schon eine 
Länge haben, die einer Reise durch einen großen Teil Deutschlands, ja 
sogar Europas entsprechen. 

Das Eisenbahnnetz vom Kap bis Kairo war gewiß eins der Ziele, 
das erstrebt wurde, als das Schlagwort Kap-Kairo geprägt wurde. 
Es hat aber, wie vorstehend dargelegt, noch eine Anzahl Lücken. 
Es ist mit Bestimmtheit zu erwarten, daß diese im Laufe der 
Zeit noch geschlossen werden. Dazu muß aber erst einmal wieder 
Frieden in der Welt herrschen, denn wenn auch Afrika, abgesehen von 
seinem Nordrand und der Gegend am Roten Meer und am Golf von Aden, 
vom Krieg nicht unmittelbar betroffen wird, so sind doch die Völker 
Europas, ohne die die Entwicklung von Afrika nicht vor sich gehen wird, 
zur Zeit anderweit in Anspruch genommen und daher nicht in der Lage, 
sich dieser Aufgabe zu widmen. Auch aus anderen Gründen mag noch 
einige Zeit vergehen, bis ein durchgehender Schienenstrang vom Kap bis 
Kairo geschaffen wird, und selbst wenn dieses Ziel erreicht wird, ist er 
immer noch, was die Spurweite anbelangt, nicht einheitlich. Aber eines 
Tages wird das Ziel, das man mit dem Schlagwort Kap-Kairo neben an- 
deren im Auge hatte, ein durchgehender Verkehrsweg durch Afrika von 
der Südspitze bis an die Nordküste, doch wohl erreicht werden. 

Vorläufig kann man schneller und in manchen Beziehungen wohl 
Auch bequemer als zu Lande und zu Wasser die Reise zwischen dem Kap 
der Guten Hoffnung und Kairo mit dem Flugzeug machen. Afrika wurde 
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vor dem Kriege in den Teilen, die hier behandelt worden sind, nach allen 
Richtungen von englischen, französischen, italienischen, belgischen und 
ägyptischen Flugunternehmen in Teilstrecken beflogen, aus denen sich 
wohl die Gesamtstrecke Kap—Kairo zusammensetzen ließ, und der Flug- 
verkehr erstreckte sich auch auf viele der vorstehend erwähnten Seiten- 
strecken. Ob dieser Flugverkehr jetzt aufrechterhalten wird, kann 
zweifelhaft sein; ob es der Fall ist, kann zur Zeit nicht ermittelt werden, 
Es läßt sich aber denken, daß, wenn auch der Zivilverkehr eingestellt 
sein mag, auf einer Anzahl der hier erwähnten Strecken jetzt ein leb- 
hafter Flugverkehr für Zwecke der Kriegführung vor sich geht, der Nach- 
richten und Befehle, höhere Offiziere mit ihren Stäben und Diplomaten 
befördert. Reizvoller als durch die Luft mag aber, wenn ein ungehin- 
derter Verkehr einmal wieder möglich sein wird, immer noch eine Reise 
mit den älteren Verkehrsmitteln, der Eisenbahn, dem Kraftwagen und 
dem Schiff, bleiben, weil man dabei mehr von Land und Leuten sieht und 
Dinge kennenlernt, die dem Luftreisenden verborgen bleiben, wobei aber 
nicht verkannt werden soll, daß auch eine Luftreise mit ihren Ausblicken 
auf das Meer, auf Seen und Flüsse, auf Gebirge und Ebenen gerade in 
Afrika hohe Reize bietet und unvergeßliche Eindrücke zu vermitteln ver- 
mag. Vorläufig muß aber der, der jene Gegenden kennenlernen will, 
sich damit begnügen, seine Reisen auf dem Papier mit Hilfe von Karten, 
Reise-, Länder- und anderen Beschreibungen auszuführen, was, richtig 
angefaßt, auch nicht ohne Reiz ist. 


Quellen: 
Rivista Tecnica delle Ferrovie Italiane, 
Railway Gazette, 
Railway Year Book, 
Archiv für Eisenbahnwesen, 
Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen, 
Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 
Werbeschriften afrikanischer Eisenbahnen. 
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Kleine Mitteilungen. 


Die türkischen Staatseisenbahnen im Kriege. (Vgl. die Karte der 
türkischen Staatseisenbahnen in Heft 2 des Jahrgangs 1941.) 

Die geographische Lage der türkischen Republik zwischen den 
Fronten der kriegführenden Mächte (England in Syrien und Irak, Eng- 
land und Rußland in Iran und im Kaukasus, die Achsenmächte auf dem 
Balkan und im Schwarzen Meer) sowie die Behinderung der Schiffahrt 
im Mittelmeer und Schwarzen Meer in Verbindung mit dem allgemeinen 
Schiffstonnagemangel haben zur Folge gehabt, daß das Wirtschafts- 
leben und besonders der türkische Außenhandel ganz andere Formen 
angenommen hat und andere Wege hat einschlagen müssen, als sie unter 
normalen Verhältnissen bestanden. Dadurch ist auch der Verkehr auf 
den türkischen Staatseisenbahnen naturgemäß stark in Mitleidenschaft 
gezogen worden. 

Der türkische Außenhandel sowie der Verkehr zwischen 
den türkischen Küstenstädten ist von jeher zum größten Teil auf die 
Schiffahrt auf dem Mittelmeer und dem Schwarzen Meer eingestellt 
gewesen, wofür die lang ausgedehnte türkische Küste mit zahlreichen 
guten Häfen (Izmir, Mersine, Iskenderun am Mittelmeer, Istanbul am 
Bosporus zwischen Mittelmeer und Schwarzen Meer, Samsun und Trab- 
zon am Schwarzen Meer) mit den von diesen Häfen ausgehenden Stich- 
bahnen und Straßen günstige Umschlagsbedingungen und Transport- 
möglichkeiten in das Innere das Landes boten. 

Bei Beginn des jetzigen Krieges wurde das deutsch-tür- 
kische Handelsabkommen, das damals gerade ablief, von tür- 
kischer Seite aus nicht erneuert. Es schien damals во, als ob die Türkei 
ihren Außenhandel vollständig auf England und Amerika ausrichten 
Würde, Der Anteil Deutschlands am Außenhandel der Türkei hatte sich 
in den letzten Jahren vor dem Krieg sehr günstig entwickelt. Deutsch- 
lands Anteil am türkischen Außenhandel betrug 


im Jahr 1931 an der Einfuhr 21,3%, an der Ausfuhr 10,7%, 
» 1938 S 47 % 3 42 % 
» +1939 hi 50,9%, % 37 % 


Infolge Nichterneuerung des deutsch-türkischen Handelsabkommens 
ging der deutsche Anteil an der türkischen Einfuhr auf 8,7% und an 
der Ausfuhr auf 11,7 % zurück. Nachdem aber Italien in den Krieg ein- 
getreten war und die italienischen und deutschen Kriegsschiffe und 
Flugzeuge die Schiffahrt im Mittelmeer stark störten und die Schiffs- 
tonnage allgemein sehr verringert worden war, konnten England und 
Amerika ihre Handelsabschlüsse mit der Türkei, die sie nach dem Aus- 
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scheiden Deutschlands in großem Umfang getätigt hatten, nicht mehr 
ausführen. Weder konnten sie die übernommenen Lieferungen an die 
Türkei ausführen, noch die in der Türkei gekauften Warenmengen ab- 
nehmen. Mit dieser Lage war natürlich dem türkischen Außenhandel 
nicht gedient. Es kam daher am 3. Oktober 1941 zum Abschluß eines 
neuen deutsch-türkischen Handelsabkommens, dessen Volumen — Ein- 
fuhr und Ausfuhr zusammen — 192 Millionen Türkpfund (annähernd 
400 Millionen RM) beträgt. Unter den von Deutschland zu liefernden 
Waren sind zu nennen: Kriegsmaterial, Eisen und Stahl, Maschinen, 
Transportmittel, Zugmaschinen, Kupferwaren, Medikamente, Papier und 
anderes, während Deutschland aus der Türkei beziehen wird: Erze und 
Bodenschätze, Olivenöl, Ziegenhaare, Baumwolle, alle Arten Getreide 
und Früchte. Bei der Ausführung dieses bedeutenden Güteraustausches 
zwischen Deutschland und der Türkei ist unter den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen die Transportfrage von größter Wichtigkeit, wobei dem 
Transport auf den Eisenbahnen wegen der größeren Sicherheit der Vor- 
zug gegenüber dem Transport auf dem Seewege zu geben ist. 

Für den deutsch-türkischen Güteraustausch kommt in erster Linie 
der Landweg, über die Eisenbahnen der Balkanländer, in Frage. 

Zur Erleichterung des Gütertransits auf der neuen türkisch-bul- 
garischen Grenzstation Svilengrad ist neuerdings zwischen der türki- 
schen und bulgarischen Eisenbahnverwaltung ein besonderes Abkommen 
geschlossen worden. 

Eine weitere Transportmöglichkeit für den deutsch-türkischen 
Güteraustausch besteht durch die Schiffahrt auf der Donau 
und dem Schwarzen Meer. Diese kommt in erster Linie für 
Massengüter, die die hohen Eisenbahnfrachten nicht tragen können, in 
Betracht. Vor dem jetzigen Krieg hatte der Landweg über die 
Balkanbahnen und die türkischen Staatsbahnen für Reisende zwi- 
schen Europa und Syrien, Palästina, Ägypten, Irak und Indien sowie 
nach Iran immer mehr an Bedeutung gewonnen. Nach Fertigstellung 
der direkten, normalspurigen Eisenbahnverbindung bis Bagdad war es 
möglich, in durchgehenden Schlafwagen bis Bagdad in Irak, und Rayak 
in Syrien, durchzufahren. Nach dem Beginn der kriegerischen Hand- 
lungen auf dem Balkan und in Syrien und Irak ist dieser internationale 
Reiseverkehr auf den türkischen Staatsbahnen zum Erliegen gekommen, 

Während einer kurzen Zeit wurde auch ein direkter Güterverkehr 
zwischen Basra am Iranischen Golf und den türkischen Bahnen ein- 
gerichtet, um den Bezug hochwertiger Güter aus Indien zu ermöglichen. 
Dieser Verkehr wurde nach der Besetzung Iraks durch die Engländer 
bald wieder eingestellt. 

Zwischen der Türkei und Iran besteht noch keine direkte Eisen- 
bahnverbindung, Die türkische Staatseisenbahnverwaltung hat daher 
seit einigen Jahren einen Autoverkehr für Personen und Güter zwischen 
Trabzon am Schwarzen Meer über Erzurun bis an die iranische Grenze 
eingerichtet, der auf iranischer Seite bis Täbris weitergeführt wird. 
Durch die Unsicherheit, die auf iranischer Seite infolge der Besetzung 
des Landes durch die Russen und Engländer errtstanden ist, hat auch 
dieser Verkehr für die Türkei an Bedeutung verloren. 


Kleine Mitteilungen. 325 


Nach der Fertigstellung der türkischen Bahn bis Erzurun besteht 
zwischen den türkischen und russischen Eisenbahnen ein Bahnanschluß 
über Leniahan nach Tiflis. Infolge der Verschiedenheit der Spurweiten 
ist aber ein direkter Wagendurchgang nicht möglich. Der Verkehr über 
diesen Weg ist bisher für die türkischen Bahnen durch den Krieg nicht 
wesentlich gestört worden. Bei der Behinderung der Schiffahrt nach den 
russischen Häfen am Schwarzen Meer hat diese Landverbindung nach 
Rußland noch an Bedeutung gewonnen. 

Da die Türkei bisher ihre Neutralität bewahrt hat, konnte sie ihr 
Eisenbahnbauprogramm im wesentlichen weiter fortführen, 
soweit nicht durch das Ausbleiben der in England bestellten Lokomo- 
tiven, Wagen und des Oberbaumaterials Schwierigkeiten entstanden, 
Der Bahnbau in den verschiedenen Landesteilen stellt sich gegenwärtig 
folgendermaßen dar. Auf der im Bau befindlichen Strecke Diyarbakir— 
Cizre—irakische Grenze ist die erste Teilstrecke Diyarbakir—Bismal 
schon seit einiger Zeit im Betrieb. Ein weiterer Abschnitt bis Kurtalan 
ist auch schon fertig und wird in nächster Zeit in Betrieb gesetzt werden. 
Es ist noch nicht bekannt, wie auf irakischer Seite der Anschluß her- 
gestellt werden wird. Jedenfalls wird nach der Fertigstellung dieses 
Anschlusses der türkisch-irakische Verkehr von der früheren Bagdad- 
bahnstrecke Aleppo—Nusyabin auf die Strecke über Diyarbakir um- 
gelegt werden. 

Auf der Strecke Elazig—Van, iranische Grenze, ist der erste 
70 km lange Abschnitt zwischen Elazig und Palu, auf dem zahlreiche 
Tunnel- und Brückenbauten erforderlich waren, fast vollendet. Auf dem 
folgenden, 64 km langen Streckenabschnitt zwischen Palu und Capakcur 
sind die Bauarbeiten vergeben und angefangen. Diese neue Strecke wird 
das wirtschaftlich wichtige Gebiet des großen Vansees erschließen und 
auf iranischer Seite später den Anschluß an die iranischen Eisenbahnen 
bekommen. 

Der seit anderthalb Jahren betriebene Bau der Bahn von Zonguldak 
nach Kozlu dauert noch an, obwohl es sich hier nur um eine 4% km lange 
Bahn handelt. Es sind aber außergewöhnlich lange Tunnel- und andere 
Bauten erforderlich. Durch diese Bahn sollen die ergiebigen Kohlen- 
gruben von Kozlu an das türkische Bahnnetz angeschlossen werden. 

Die Betriebslage auf den türkischen Staatsbahnen ist wäh- 
rend des jetzigen Krieges durchaus normal, ganz im Gegensatz zu der 
Lage im Weltkrieg, wo der Zugverkehr durch den Kohlenmangel stark 
behindert wurde. Damals mußten die Kohlen mit Schiffen auf dem 
Schwarzen Meer herangeführt werden. Es zeigt sich jetzt, wie wertvoll 
die neue türkische Kohlenbahn von Irmak nach Zonguldak in das tür- 
kische Kohlenrevier für den Betrieb der türkischen Eisenbahnen ge- 
worden ist. 

Die bis März 1940 veröffentlichten Betriebsergebnisse 
der türkischen Staatsbahnen lassen eine beachtenswerte Zunahme der 
Betriebsleistungen und Ergebnisse erkennen. Das ist dadurch zu er- 
klären, daß viele Transporte, die unter normalen Verhältnissen sich der 
Küstenschiffahrt bedienten, jetzt auf die Eisenbahnen übergegangen sind, 
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Die Betriebsergebnisse der türkischen Staatsbahnen in den Jahren 
1939/40 und 1940/41. (Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen Jahrg. 1941, 
Heft 2.) Am Ende des Jahres 1940/41, dem 18. Jahre des Bestehens der 
türkischen Republik, waren in der Türkei im ganzen 7396 km Eisen- 
bahnen in Betrieb. Von diesen waren 6981 km in Staatsverwaltung. 
405 km wurden von einer privaten Gesellschaft betrieben. Es handelt 
sich bei dieser um die sogenannte Südbahn (die frühere Bagdadbahn- 
strecke Gobanbey—Nusaybin). 3733 km Bahnen sind vom Staat neu 
gebaut, 3248 km sind von privaten Gesellschaften angekauft worden. Im 
letzten Jahr wurde die 29 km lange Schmalspurbahn Iliga—Palamutluk 
angekauft. Für die bis Ende 1941 neu gebauten Bahnen sind im ganzen 
409 671 841 türk. Pfund ausgegeben worden. 

Über die Ergebnisse des Betriebes in den Jahren 1939/40 und 1940/41 
werden folgende Zahlen in der türkischen Eisenbahnzeitschrift ver- 
öffentlicht. 


An Betriebsmaterialien wurden verbraucht: 


im Jahre 
1939/40 1940/41 

für die Lokomotiven Kohlen (t) . . . . 428 035 525 325 + 22,07% 
Schmieröl .... 934 1106 +184 % 
Heißdampföl . . . 275 322 +17,0 % 
für die Wagen Schmieröl . . . а E 851 393 +11,9 % 
durchschn. auf 1 Zugkm Kohlen (ke) . ` 23,33 2542 + 8,9% 
Schmieröl (к). 70,04 7207 + 37% 
Heißdampföl (g) 14,08 15,02 + 45% 
» auf 1 Lokomotivkm Kohlen (kg) . 16,16 1749 + 10% 
Schmieröl (g) . 35,26 86,00 + 40% 
Heißdampföl (g) 10,38 1000 + 29% 
» auf 1000 Tonnenkm Kohlen (kg) . 65,15 6601 + 17% 
Schmieröl (g) . 197,41 191,28 — 31% 
Heißdampföl (g) 42,23 412 — 26% 
Beförderte Reisende im Fernverkehr . . 10709238 14506155 + 854 % 
Vorortverkehr . 14926716 15 851 433 + 61% 
zusammen 25636009 30357588 + 18,4% 
Befördertes Reisegepäck (t) ..... 35 185 45 172 + 283 % 
ШИШ УЛ эл; ыш ды 147 453 242 002 + 54,0 % 
реВ ТИТЕ: 14017 22574 + 190 % 
Frachtgut ....... 4806450 5 826 284 + 23,7 % 
Dienstgut. » a 2 2.2.0... 1648781 1594 152 — 33% 

Einnahmen aus 
Personenverkehr im Vorortverkehr (1448) 830 724 881126 + 60% 
Fernverkehr . . . . 12232059 15849578 + 295 % 


zusammen 13062783 16730 704 + 28,0 % 
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im Jahre 
1939/40 1940/41 
Reisegepäckverkehr . . » » 0.» 329 439 519 893 
Eilgutverkehr . » 2 siie l ei se joi one 1944499 2508 804 
Expteßgutverkehr ......... 427 441 508 971 
Frachtgutverkehr . x . 2 2 . . . . 25821280 36 324 009 
Beförderungsnebeneinnahmen . . . . . 844 637 1185 898 
andere Nebeneinnahmen . .. . 954 056 964 584 
Einnahmen der Eisenbahnen zusammen . 42884135 58 692 858 
Einnahmen des Hafens Haydar Pascha . 981 377 854 988 
Derince . u... 86 818 69211 
Transitverkehr Trabzon—Iran . . . . » 85430 70 788 
Aus dem Budget des Verkehrsmin. über- 
nommen a RETER 185 579 125 000 
Gesamteinnahmen (1098)... . . . . 44123334 59 812 845 
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+ 578 % 
+ 29,0 % 
+ 19,0 % 
+ 484 % 
+844 % 
+ 14% 


+ 36,8 % 


— 82% 
— 20,2 % 
+ 99,7 % 


Die Zunahme der Einnahmen der türkischen Staatsbahnen ist auf 
die Erhöhung des Güterverkehrs infolge der Behinderung der Küsten- 
schiffahrt durch den Krieg zurückzuführen. Auch sind verschiedene 
Fahrpreisermäßigungen und Güterausnahmetarife aufgehoben worden. 


Die Ausgaben betrugen: 


Gesamtbetriebsausgaben . . . . » . . 81107548 
Ausgaben der Häfen . . . GN 290 690 
Ausgaben des Transitverkehrs Trabzon . 147421 
Außerordentliche Ausgaben . . . . . 7085557 
Materialkäufe . cen Ж 4.369 526 
Gesamtausgaben (Ltqs) . ...... 41950742 


36 126 348 
403 812 
155 483 

7240101 
4339 961 


48 265 705 


+ 19» % 
+ 88,9 % 
+ 54% 
+ 29% 
— 0% 


+ 15,0 % 


Auf 1 km Betriebslänge entfallen im Jahre 1939/40 an Einnahmen 
6348 Ltqs, im Jahr 1940/41 = 8471 1448, an Ausgaben im Jahr 1939/40 
4386 Ltqs, im Jahr 1940/41 5214 Los, Die Betriebszahl verringerte sich 
von 70,02 % im Jahr 1939/40 auf 61,5 % im Jahr 1940/41. 

Die für 1940/41 angegebenen Zahlen sind noch nicht endgültig fest- 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
Rechtsprechung. 


Haftpflichtrecht, 


Urteil des Reichsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 2. November 1940 in Sachen des 
Arbeiters B., Kläger und Revisionsbeklagter, gegen die Reichsbahndirektion S., 
Beklagte und Revisionsklägerin. 

— МІ 171/89 — 


Mit dem Auftreten von Unzurechnungsfählgkeit in der verschiedensten Form muß іт Verkehr 
gerechnet werden. Deshalb ist widersinniges Verhalten Geisteskranker im allgemeinen nicht 
höhere Gewalt. 


Entscheidungsgründe. 


Die Feststellung des Berufungsgerichts, daß der Kläger nicht zurechnungs- 
fähig war, als er dicht vor dem heranfahrenden Zuge vom Rade stieg, ist frei von 
Rechtsirrtum und wird von der Revision ebensowenig beanstandet wie die Folge- 
rung, daß ein Selbstverschulden des Klägers ausscheide. Auch auf ein Verschul- 
den der Ehefrau des Klägers als dessen Pflegerin kann sich die Beklagte nach 
der zutreffenden Begründung des Berufungsurteils nicht berufen. Nur darüber 
streiten die Parteien noch, ob der Unfall des Klägers, der sich beim Betriebe der 
Reichsbahn ereignet hat, der Beklagten, wie diese geltend macht, nach $ 1 
RHaftpflG. deshalb nicht zur Last falle, weil er auf höhere Gewalt zurückzu- 
führen sei. 

Unter höherer Gewalt versteht der Berufungsrichter ein Ereignis, „dessen 
Ursachen außerhalb des Eisenbahnbetriebes und seiner Einrichtungen liegen und 
dessen Eintritt auch bei Anwendung größter Sorgfalt und aller der Eisenbahn 
zuzumutenden Vorkehrungen nicht zu verhindern ist“. Dabei muß es sich nach 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts um ein Ereignis handeln, das unvorher- 
sehbar ist und auch nicht wegen seiner Häufigkeit vom Betriebsunternehmer mit 
in den Kauf genommen werden muß (RGZ. Bd. 95 Seite 65), das vielmehr, wie 
es im Berufungsurteil heißt, außergewöhnlich, gewissermaßen elementar ist (vgl. 
a. unter vielen anderen Entscheidungen RGZ. Bd. 104 S. 151). 

Daß die geistige Veranlagung des Klägers, auf die der Unfall zurückzu- 
führen ist, von außen auf den Eisenbahnbetrieb eingewirkt hat, unterliegt keinem 
Zweifel. Das Berufungsgericht verneint aber das Ungewöhnliche des Vorgangs. 
Das beanstandet die Revision mit Unrecht, Es kann nicht, wie sie meint, ent- 
scheidend sein, daß sich der Kläger, anders als Kinder oder offensichtlich Unzu- 
rechnungsfähige, im Berufsleben und noch dazu auf dem Rade bewegte. Viel- 
mehr kommt es auf die Unzureehnungsfähigkeit als solche 
an, mit deren Auftreten im Verkehr in mancherlei ver- 
schiedener Form die Reichsbahn stets zu rechnen hat. Des- 
halb sind denn auch außer dem Hineinlaufen von Kindern in die Eisen- oder 
Straßenbahn, Schlaftrunkenheit, Schwindel- und Ohnmachtsanfälle sowie 
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Geisteskrankheit innerhalb und außerhalb des Betriebes 
überwiegend nicht als höhere Gewalt angesehen worden 
(vgl. Gruchot Ва, 59 S. 526; Recht 1907 Nr. 539; Eger EisenbrEntsch. Bd. 33 
S. 108 Nr. 89; RGZ. Bd. 117 S, 15; JW. 1935 S. 2354 Nr. 2, am Ende; JW. 1920 
8. 710 Nr. 10 u.a.m.; anders Eger EisenbrEntsch. Bd 18 S. 77); und ebenso ist ein 
Fall beurteilt worden, in dem ein fünfzehnjähriges Mädchen, vor einem betrun- 
kenen Verfolger flüchtend, kopflos in eine Straßenbahn hineingelaufen war (JW. 
1933 S. 1404 Nr. 19). Als ungewöhnlich läßt sich auch der vorliegende Fall nicht 
ansehen. Der Senat hat bereits früher (JW. 1937 Seite 28 Nr, 6 — 
VI 100/1936 vom 28. September 1936) Anlaß gehabt hervorzuheben, daß Aus- 
nahmefälle nicht ohne weiteres ungewöhnliche Fälle sind. 

Ob dem Berufungsrichter auch darin beizutreten wäre, daß höhere Gewalt 
hier deswegen ausscheide, weil die Beklagte den Unfall durch Anbringen von 
Schranken hätte verhindern können und ihr dies auch zuzumuten gewesen sei, 
kann hiernach auf sich beruhen, so daß auf den hieran anknüpfenden Revisions- 
angriff nicht eingegangen zu werden braucht. Will die Beklagte in einem nicht 
ungewöhnlichen Fall wie dem vorliegenden, mit dem sie in ihrem Betriebe rech- 
nen muß, das zur Verhinderung von Unfällen Mögliche nicht tun, so muß sie die 
Gefahr auf sich nehmen (vgl. für den Fall einer nicht tragbaren Sicherung des 
Bahnkörpers die zuletzt angeführte Entscheidung des Senats vom 28. September 
1986). 

Die Revision der Beklagten ist hiernach unbegründet. 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Reichsgesetze: 
Vom 16. Januar 1942. Erlaß des Führers über die Bestellung eines 
Generalinspektors des Führers für das Kraftfahrwesen. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 25) 
Vom 16. Januar 1942. Zweiter Erlaß des Führers und Reichskanz- 
Joers über städtebauliche Maßnahmen in der Stadt Salzburg. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 26) 
Vom 16. Januar 1942, Zweiter Erlaß des Führers über die Neu- 
gestaltung der Hauptstadt der Bewegung. 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 45) 


Verordnungen des Vorsitzenden des Ministerrats 
für die Reichsverteidigung: 

Vom 20. Januar 1942. Verordnung über die Besteuerung und ar- 
beitsrechtliche Behandlung der Arbeitskräfte aus den neube- 
setzten Ostgebieten (StVAOst). 

(Reichsgesetzblatt I, 8. 41) 

Vom 20. Januar 1942. Verordnung über das Schleppmonopol auf der 

kanalisierten Saar. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 117) 


330 Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


Verordnungen des Reichsministers und Chefs der 
Reichskanzlei: 

Vom 16. Januar 1942, Verordnung zur Durchführung des Erlasses 

des Führers über die Stellung des Leiters der Partei-Kanzlei, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 35) 

Vom 15. Februar 1942, Bekanntmachung über die Ernennung des 
Generalbauinspektors für die Reichshauptstadt, Dipl.-Ing, Prof. 
Albert Speer, zum Reichsminister für Bewaffnung und Munition, 
Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen und General- 
inspektor für Wasser und Energie. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 80) 


Verordnung des Reichsministers der Luftfahrt und 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe: 

Vom 26. Februar 1942. Zwölfte Durchführungsverordnung zum 
Luftschutzgesetz (Tarnverordnung). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 98) 
VerordnungendesReichsministersdesInnern: 

Vom 31. Januar 1942. Zweite Verordnung über die Deutsche Volks- 
liste und die deutsche Staatsangehörigkeit in den eingegliederten 
Ostgebieten. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 51) 

Vom 18. Februar 1942. Zweite Verordnung über die Ausdehnung 
der Kriegssachschädenverordnung auf außerhalb des Reichs- 
gebiets eingetretene Schäden. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 84) 
Verordnungen des Generalbevollmächtigten für die 
Reichsverwaltung: 

Vom 30. Januar 1942. Verordnung über den Erlaß einer Dienststraf- 
ordnung für das in den besetzten Gebieten eingesetzte und dem 
Reichsverkehrsminister unterstellte Reichsbahnpersonal. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 54) 

Vom 17. Februar 1942. Achte Verordnung über die Vereinfachung 

der Verwaltung (Verwaltungskostenzuschüsse). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 83) 
Verordnungen des Reichsministers der Finanzen: 

Vom 30. Januar 1942. Dritte Änderung der Allgemeinen Dienst- 
ordnung (ADO) für nichtbeamtete Gefolgschaftsmitglieder bei 
öffentlichen Verwaltungen und Betrieben, insbesondere zur 
Tarifordnung A für Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen 
Dienst (TO. A). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 54) 

Vom 17. Februar 1942, Verordnung zur Einführung des Gesetzes 
über gegenseitige Besteuerung und des Gesetzes über die 
Pauschalierung der Verwaltungskostenzuschüsse im Saarland 
und in den eingegliederten Gebieten. 

(Reichsgesetzblatt I, 8. 94) 
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Verordnung des Reichsministers der Justiz: 

Vom 19. Januar 1942. Verordnung zur Änderung und Ergänzung 
des Grundbuchrechts im Geltungsbereich des österreichischen 
allgemeinen Grundbuchgesetzes. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 37) 


Verordnung des Reichswirtschaftsministers: 


Vom 15. Januar 1942. Verordnung zur Einführung des Gaststätten- 
gesetzes in den eingegliederten Ostgebieten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 33) 


Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 
Vom 9. Januar 1942. Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über den Ladenschluß. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 24) 


Vom 26. Januar 1942. Verordnung über die Neugestaltung der 
Stadt Würzburg. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 48) 


Vom 16. Februar 1942. Erste Änderung der Anordnung über die 
Ernennung der Beamten der Sozialverwaltung und die Beendi- 
gung des Beamtenverhältnisses. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 88) 


Verordnung des Reichskommissars für Preisbil- 
dung: 

Vom 12. Februar 1942. Verordnung über die Änderung der Leit- 
sätze für die Preisermittlung auf Grund der Selbstkosten bei 
Leistungen für öffentliche Auftraggeber (LSÖ.) und der Leit- 
sätze für die Preisermittlung auf Grund der Selbstkosten bei 
Bauleistungen für öffentliche Auftraggeber (LSBÖ). (Апар. 
18б. LSBÖ.). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 89) 


Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 


Vom 31. Dezember 1941. Verlängerung der Seehafenspeditionstarife 
für Hamburg, Bremen, Lübeck und Stettin. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 1, 8. 2) 


Vom 5. Januar 1942. PBefG.; Übertragung der aus der Genehmigung 
erwachsenden Rechte und Pflichten des Unternehmers auf einen 
anderen. А 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 1, 8, 1) 


Vom 12. Januar 1942. Verordnung zur Einführung der Vorschriften 
über die Beförderung von Personen zu Lande in den eingeglie- 
derten Ostgebieten. 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 8, 8. 8) 
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Vom 12. Januar 1942. Verordnung zur Einführung der Vorschriften 
über die Beförderung von Personen zu Lande in den eingeglie- 
derten Ostgebieten. 

(Reichsgesetzblatt І, S. 29) 

Vom 21. Januar 1942, Gesetz über die Beförderung von Personen 

zu Lande; hier: Durchführung von Einschränkungsmaßnahmen. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr, 2, 8, 3) 

Vom 22. Januar 1942. Fünfunddreißigste Verordnung zur Eisen- 

bahn-Verkehrsordnung. 
(Reichsgesetzblatt II, 8. 125) 

Vom 28. Januar 1942. Verordnung zur Einführung des Eisenbahn- 

rechts in den eingegliederten Ostgebieten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 71) 
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Schulz-Kiesow, Dr. Paul, а, о, Professor an der Hansischen Universität 
Hamburg: Die durchgehenden Eisenbahn-See- 
frachttarife. Ein Beitrag zur Frage der organisatorischen 
Verflechtung von Eisenbahn und Seeschiffahrt, Heft 2 der Ver- 
kehrswissenschaftlichen Abhandlungen, Schriftenreihe des Ver- 
kehrswissenschaftlichen Forschungsrats beim Reichsverkehrs- 
ministerium. Jena, Gustav Fischer 1941. 371 Seiten. Preis 
brosch. 12,— RM. 

Die auf musterhafte Durcharbeitung allen amtlichen Aktenmaterials 
gegründete Arbeit des Verfassers ist dem Andenken des preußischen 
Ministers der öffentlichen Arbeiten Paul von Breitenbach gewidmet. — 
Man wird diese Widmung wohl dahin zu verstehen haben, daß Schulz- 
Kiesow selbst das Schwergewicht seiner Arbeit in dem ersten umfang- 
reicheren, das Levantetarifwerk Breitenbachs würdigenden historischen 
Teil seines Buches sieht, die in die tarifpolitische Zukunft hinüber- 
gehenden Gedanken des zweiten Teils aber mehr nur als aus dem Ge- 
sichtswinkel der aktuellen Verhältnisse angesehen wissen will. Solche 
Einstellung: würde zu begrüßen sein; denn das in diesem Buche vor- 
liegende geschichtliche Referat ermöglicht in der Tat nicht viel mehr 
als eine Würdigung aus sich selbst heraus, und unterscheidet sich in- 
sofern sehr wesentlich von der auf den ersten Blick sehr wohl mit ihm 
vergleichbaren historischen Relation, die Schulz-Kiesows vorige große 
Veröffentlichung: „Die Eisenbahn-Gütertarifpolitik in ihrer Wirkung 
auf den industriellen Standort und die Raumordnung“ auf Grund des 
Aktenmaterials vor allem der Ständigen Tarifkommission darstellte, Der 
Grund des Unterschieds ist rein sachlich: Während das vorige Werk 
einmal sich auf das ganze deutsche Wirtschaftsgebiet bezog und ferner 
zu neun Zehnteln auf den Normaltarif fundiert war, behandelt die 
neue Arbeit Schulz-Kiesows einen geographischen und sachlichen Aus- 
schnitt aus dem deutschen oder europäischen Wirtschaftsraum, und 
ist ausschließlich auf Ausnahmetarife, und zwar den Levante- 
und Ostafrika-Tarif, abgestellt. Die in diesen beiden Punkten beruhen- 
den Verschiedenheiten stellen die Möglichkeiten sowohl der rückblicken- 
den historischen Beurteilung wie der grundsätzlichen Auswertung für 
die Zukunft so ziemlich hundertprozentig auf den Kopf. Bei der Be- 
handlung der Normaltariffragen und damit der Problematik des gesamten 
deutschen Wirtschaftsspiels: ist Schulz-Kiesow als reiner Historiker und 
beruflich unbeteiligter Autor niemandem gegenüber, insbesondere auch 
Nicht dem Schriftsteller aus dem Dienste selbst gegenüber bezüglich der 
Quellen im Nachteil. Die Güterbewegungsstatistiken und damit die für 
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Gesamtdeutschland und für die in ihr unterschiedenen Verkehrsbezirke 
entscheidenden statistischen Unterlagen stehen dem freien und dem 
Fachautor in gleicher Weise offen. Und die motivischen, um nicht zu 
sagen: politischen Unterlagen bestehen, wenn und soweit der Normal- 
tarif in Frage kommt, zum allergrößten Teil aus dem Material der Stän- 
digen Tarifkommission und den in ihr und für sie erstatteten Berichten, 
Reden und Gegenreden; und auch diese stehen dem freien Autor nicht 
weniger als dem dienstlichen Fachmann zur Verfügung. Sobald hin- 
gegen über Ausnahmetariffragen, d. h, entweder über geographische Teil- 
gebiete oder sachliche Einzelprobleme oder über aus beiden zusammen- 
gesetzte Spezialfragen gehandelt wird, verschließen sich dem außen- 
stehenden rein wissenschaftlichen Historiker gerade die entscheidend- 
sten Erkenntnisquellen aus Naturnotwendigkeit. Denn bezüglich ihrer 
enthalten die Akten vielfach das wenigste. Hier setzt das persönliche 
Erleben, Wissen, kurz die Erfahrung ein. Schon in statistischer Be- 
ziehung fehlen für die einzelne Ausnahmetarifangelegenheit und die bei 
ihr vielleicht ganz plötzlich brennend werdenden Fragen die allgemeinen 
und von langer Hand geführten und hierdurch Objektivität und Unab- 
hängigkeit von dem vorliegenden Spezialfall gewährleistenden Unter- 
lagen, wie bei der Güterbewegungsstatistik. Bei der Ausnahmetarif- 
vorbereitung finden sich in den Akten vielfach nur ad hoc und sub вресіе 
problemae aufgestellte Spezialuntersuchungen, die gerade die demnächst 
bezogene Stellungnahme der bearbeitenden Stelle, etwa der beantragen- 
den Handelskammer, bearbeitenden Direktion usw. gegenüber dem Reichs- 
verkehrsministerium begründen sollen. Dagegen sind die häufig zahl- 
reichen anderen, zwecks vorbereitender Klärung und in versuchsweiser 
Gruppierung der Argumente pro und contra aufgestellten Statistiken und 
Vorstudien, soweit sie für das schließlich gefundene tarifpolitische Kon- 
zept der bearbeitenden Stelle nicht als brauchbar sich erwiesen, ohne 
Aufnahme in die Akten abgelegt und daher dem wissenschaftlich 
1% Menschenalter später nachgrabenden Historiker ех post verloren, 
Ist so bei Ausnahmetarifen schon die seinerzeit praktisch tatsächliche 
erste Grundlage des Bearbeiters nicht zu rekonstruieren, so gilt glei- 
ches natürlich erst recht bezüglich der Gesichtspunkte allgemeiner Art, 
die hinter der besonderen Politik des betreffenden Falles und insbeson- 
dere auch seinerzeit hinter der Preußen-Levante- und Ostafrika-Tarif- 
politik gestanden haben, Diese sind später vielfach überhaupt nicht mehr 
erkennbar. Wer dagegen die Dinge noch selbst oder wenigstens ihren 
späteren Ver- und Auslauf miterlebt, an ihnen mitgearbeitet hat, ist da 
in besserer Lage, und dies gibt im vorliegenden Falle zu folgenden Be- 
merkungen Anlaß: 

Tarifpolitisch und -technisch stand seinerzeit die Kgl. Eisenbahn- 
direktion Altona bzw, der Preußische Minister der öffentlichen Arbeiten 
Ende der 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts vor folgendem Problem: 
Die auswärtige deutsche und besonders kaiserliche Politik war auf enge 
Anlehnung an die Türkei und überhaupt das, was man als Levante be- 
zeichnet, bewußt abgestellt. Damit war auch für die deutschen Eisen- 
bahnen und insbesondere die Preußische Staatsbahn das Gegebene, sich 
in gleicher Richtung zu betätigen bzw. der eingeschlagenen Handels- 
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politik Hilfe zu leisten. Solche Hilfe war aber zugunsten dieser Levante- 
politik nach der geographischen Sachlage für die preußischen Bahnen 
sehr schwierig. Eine tarifarische Begünstigung destrockenen, d.h. 
des Verbandsschienenweges über Rußland, Rumänien oder Österreich- 
Ungarn/Balkan wäre nicht möglich gewesen, ohne nach dem Prinzip der 
Parität bzw. Meistbegünstigung auch allen diesen zwischen der Levante 
und Deutschland liegenden Ländern gleiche Tarifbegünstigungen zu- 
billigen zu müssen, und damit wäre also die beabsichtigte Begünstigung 
gerade des Levantehandels gegenüber den übrigen Außenländern im 
Eisenbahnverbandstarifweg nicht möglich gewesen. — Die Donau be- 
rührte das preußische Eisenbahnsystem an keinem einzigen Punkt, 
geschweige denn an einem brauchbaren Umschlaghafenplatz. Auch über 
die Donau konnte daher die preußische Staatsbahn in selbständiger 
Tarifpolitik besondere Vergünstigungen für den Levanteverkehr nicht 
gewähren. Blieb also nur der Hochseeweg. Aber auch auf dem Hochsee- 
weg stand man insofern vollendeten Tatsachen gegenüber, als hier bereits 
die Seehafentarife bestanden, die die (Ein- und) Ausfuhr der meisten 
großen Außenhandelsgüter für alle Verkehrsrichtungen über See 
gleichmäßig begünstigten. Es mußte also ein Weg gewählt werden, 
der an diesen Seehafentarifen vorbei bzw. noch über diese Seehafentarife 
hinaus besondere Begünstigungsmöglichkeiten für den Levanteverkehr 
bot. Aus dieser Sachlage heraus kam man zu der Form des kom- 
binierten Tarifs. Durch seine Abstellung auf lediglich einzelne bestimmte 
Überseebeziehungen. und -plätze kann der kombinierte Tarif über all- 
gemeingültige, z.B. in Seehafentarifen schon gewährte Ermäßigungen 
hinaus noch weitere Reduktionen geben, ohne daß man deswegen begrün- 
deten Anstoß oder Beschwerden befürchten muß; denn in dem kombinier- 
ten Frachtsatz ab Urversandstation bis Seehafen, und ab Seehafen bis 
zum überseeischen Empfangshafen sind die zwei Frachtanteile der deut- 
schen ursprünglich versendenden Eisenbahn und der anschließenden 
Hochseetransportlinie in einer Summe addiert. Im einzelnen ist daher 
bei ihnen nicht erkennbar, wie hoch die in dem summierten Satz ein- 
gerechneten Anteile für den Eisenbahn- oder die für den Seetransport 
sich belaufen. Solange die summierte Fracht sich auch nur einen Pfennig 
teurer stellt als die allgemein auf der Eisenbahn-Zufahrtslinie nach Ham- 
burg geltende Fracht, solange kann, theoretisch gesehen, der gesamte 
Frachtnachlaß allein von der Schiffahrtslinie übernommen sein. Beim 
Levantetarif waren eben, wie bei eigentlich allen kombinierten Tarifen 
(und auch bei den meisten früheren echten Verbandstarifen mehrerer 
Eisenbahnen) die Einzelfrachtanteile nicht bekanntgegeben, vielmehr 
im Gegenteil sogar seinerzeit streng gehütetes Geheimnis. Der kom- 
binierte Tarif konnte die Ermäßigung des für den allgemeinen Aus- 
landsseeverkehr gültigen Seehafentarifs unterbieten, und gerade auf 
diese Möglichkeit war der Levante- und dann auch der Ostafrika-Tarif 
politisch aufgebaut. Nach seinen politischen und volkswirtschaftlichen 
Geburtsumständen scheint gerade der Levantetarif den besten Beleg zu 
dem Satz abzugeben, daß die Form des kombinierten Tarifs die volks- 
Wirtschaftlich höhere Form des Seehafentarifs, einen Seehafentarif 
höherer Potenz darstellt. 


336 Bücherschau. 


Aber gegen den so formulierten allgemeinen Satz, der — wenn auch 
nicht ausdrücklich ausgesprochen — doch der gesamten Gedankenfüh- 
rung des zweiten Teils von Schulz-Kiesows Buch zugrunde liegt, bestehen 
aus der Geschichte des Levantetarifs auch besondere Bedenken, und auch 
diese kommen bei Schulz-Kiesow zur Darstellung. Die volkswirtschaft- 
lichen Zwecke des Seehafentarifs werden in dreierlei seiner Funktionen 
gesehen; einmal soll der Seehafentarif den eigenen Auslandhandel (bei 
den Ausfuhrtarifen die Ausfuhr, bei den Einfuhrtarifen die Einfuhr, 
evtl. auch bei den Durchfuhrtarifen die Durchfuhr) begünstigen. Zum 
zweiten soll der Seehafentarif den Verkehr über den eigenen Hafen zur 
Stärkung der dort stets am stärksten vertretenen heimischen Flagge 
ziehen. Zum dritten aber bezweckt der Seehafentarif durch die Begün- 
stigung des Verkehrs über den eigenen Hafen auch die Hebung des 
Handels und damit vor allem auch des Stapels an dem heimischen Hafen- 
platz selbst, Nun ist zwar ohne weiteres klar, daß hinsichtlich der ersten 
beiden Zwecke (Begünstigung des eigenen Auslandhandels und der hei- 
mischen Flagge) der kombinierte Tarif in der Tat nicht nur Gleiches, 
sondern sogar Höheres als der gewöhnliche Seehafentarif leistet; in- 
sofern hat es also mit dem kombinierten Tarif als höherer Potenz des 
Seehafentarifs seine Richtigkeit. Anders aber ist es bezüglich des dritten 
Zwecks, des Handels und Stapels am eigenen Seehafenplatz. Der Stapel 
und Handel am Hafenumschlagsplatz wird durch den kombinierten 
Tarif nicht begünstigt, sondern beeinträchtigt. Das ist nicht zu leugnen 
und wird auch von Schulz-Kiesow nicht verkannt. Schulz-Kiesow glaubt 
zwar über dies Bedenken dadurch wegkommen zu können, daß er auch 
den Seehäfen im Reexpeditionsweg den kombinierten Tarif zur Ver- 
fügung zu stellen vorschlägt. Damit kann man aber nur teilweise, und 
wesentlich nur dem ‚Spediteur am Hafenplatz helfen. Besteht erst ein- 
mal völlige Gleichheit der Vertriebsbedingungen für Produzenten und Ex- 
portkaufmann, so lehrt gerade die deutsche Erfahrung, daß die großen fast 
sämtlich syndizierten Exportgüter dann in den Büros der Industrie selbst, 
und nicht erst noch von dem beruflichen Exporteur verkauft werden, 
Also der Lokohandel am Seehafenplatz leidet. Statt seiner entwickelt sich 
der Handel (und übrigens auch die Spedition) aus dem Urplatze heraus in 
verstärktem Maße. Die Gründe hierfür sind naheliegendst und auch bei 
Schulz-Kiesow aus Eigenem und vor allem in Wiedergabe mancher, Be- 
denken vortragender Eingaben u. dgl. interessierter Seiten dargelegt und 
aufs beste nachzulesen. Im dritten Punkt der politischen Zweckwahrneh- 
mung des Seehafentarifs besteht bei der Form des kombinierten Tarifs 
also keine Steigerung des Seehafentarifs, sondern hier könnte man im 
Gegenteil statt von Potenzierung eher von Radizierung der volkswirt- 
schaftlichen Seehafenwirkung sprechen; denn es handelt sich dabei 
auch nicht nur um eine örtliche Verlagerung etwa der gleichen tari- 
farischen Fürsorge vom Seehafen nach dem Binnenplatz, sondern auch 
um einen erheblichen sachlichen Unterschied. Ein am Seehafenplatz 
entwickelter Handel ist naturgemäß eingestellt auf allen durch diesen 
Seehafenplatz hindurchgehenden Verkehr, mag es Verkehr des eigenen 
Landes oder Verkehr dritter hintergelegener Länder sein, Verschwindet 
der Handel am Seehafenplatz oder wird er dort nur derart geschwächt, 
daß dritte in der Auswahl ihrer Bezugshäfen unabhängige Länder nun- 
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mehr auch andere leistungsfähigere Plätze in Anspruch nehmen, so wird 
mit dem Verlust des Handels dieses dritten Landes an dem Seehafenplatz 
auch der Stapel für das fremde, dem dritten Staat bestimmte Gut weg- 
fallen. Das kann aber namentlich in Kriegszeiten sehr wichtig werden. 
Der Handel am Seeplatze hat also volkswirtschaftlich seine besondere 
dem Lokohandel des Binnenplatzes überlegene Bedeutung, die durch den 
Vorteil erleichterten Direktverkaufs oder -bezugs in den hintergelegenen 
Liefer- bzw. Empfangsplätzen beim kombinierten Tarif nicht aufgewogen 
wird. Ein starker Seehandelsplatz ist für ein auf Weltgeltung haltendes 
Volk ein kaum überschätzbares Aktivum. Dem aber wirkt, wie gesagt, 
der kombinierte Tarif direkt entgegen, und dies ist ein so schwerer 


Nachteil des kombinierten Tarifs, daß — von vielerlei anderem im 
Schulz-Kiesowschen Zusammenhang nicht zur Debatte Stehenden ab- 
gesehen — allein schon aus diesem Grunde dem kombinierten Tarife als 


allgemeiner künftiger Seehafentarifform kein günstiges Prognosti- 
kon gestellt werden kann, Im übrigen ist gerade zu diesem Gesichts- 
punkt der Levante- und erst recht der Ostafrika-Tarif auch wirklich 
kein sehr ergiebiges Lehrbeispiel. Das mag denn auch erklären, daß 
Schulz-Kiesow über ihn verhältnismäßig leicht hinweggegangen ist. Der 
Levantetarif und der Ostafrikatarif galten beide nur in ausgehender 
Richtung. Gegenüber den soeben vorgetragenen Bedenken liegt es also 
zunächst nahe, zu sagen, die erwähnte Fürsorge für den Stapel komme 
doch im wesentlichen nur für Kolonial- und sonstiges fremdes Einfuhr- 
gut in Betracht, und die kombinierte Tarifform sei aus diesem Gesichts- 
punkte heraus daher allerhöchstens für Einfuhrtarife anzufechten. Aber 
einmal haben auch im Seehafen zugriffbereit angesammelte Ausfuhr- 
güter gegebenenfalls ihren besonderen Wert, und weiter bietet über den 
eigenen Seehafen gezogene ausgehende Durchfuhr, auch abgesehen vom 
Stapel, noch andere, für das Ausfuhrland sehr wesentliche Vorzüge, 
z.B. statistische und sonstige Kontrollmöglichkeiten. Schließlich aber 
ist vor allem zu beachten, daß ein großer Handelsplatz auf die Dauer 
unmöglich nur Handelsplatz für Einfuhr oder für Ausfuhr für dieses 
oder jenes einzelne Gut sein kann, sondern einer gewissen Universalität 
durch möglichst viele, wenn nicht alle Waren- und Handelszweige hin- 
durch bedarf. Der nur für die ausgehende Richtung geltende kombinierte 
Tarif hat deswegen den Nachteil, nicht nur den ausgehenden Handel, 
sondern damit auch den allgemeinen umfassenden Charakter des 
Seehafenplatzes zu schwächen, und deswegen wird er über die einzelnen 
etwa durch den kombinierten Tarif konkret erfaßten Ausfuhrgüter hin- 
aus nachteilig auch für die Gesamtheit der Bewegung an dem betreffen- 
den Seehafenplatze zu beurteilen sein. Es ist kein Argument hiergegen, 
daß die Handelskammer Hamburg trotz mancher Stimmen des Bedenkens 
in ihrem abschließenden Votum seinerzeit sich für die Einrichtung des 
Levantetarifs ausgesprochen hat. Denn bis zur Errichtung der Levante- 
linie und mit der sozusagen gleichzeitigen Errichtung des Levantetarifs 
hatte ein nennenswerter Verkehr und insbesondere ein Linienverkehr 
nach der Levante aus Hamburg heraus nicht bestanden. Für die Han- 
delskammer Hamburg handelte es sich damals also darum, einen Levante- 
verkehr überhaupt erst einmal über ihre Kajen zu bekommen. Da- 
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mit ergab sich mindestens vermehrte Tonnage für den Hafen; Arbeit 
brachte der neue Verkehr auch; also besser als gar nichts war auch ein 
in der Form kombinierten Tarifs angezogener Levanteverkehr. Ob aber ! 
das Votum der Handelskammer Hamburg in gleichem Sinne ergangen 
wäre, wenn die Frage der Tunlichkeit etwa für den Verkehr Hamburg — 
New York gestellt worden wäre, das ist eine sehr andere Sache. Nichts- 
destoweniger ist Schulz-Kiesow heute tatsächlich derart weitgehender 
Verfechter der Form des kombinierten Tarifs, daß selbst für die ein- 
gefahrensten und mit Linien best ausgestatteten Verkehre das kom- 
binierte Tarifsystem von ihm empfohlen wird. Das dürfte anzufech- 
ten sein. 

Weiter aber ist auch deswegen aus den Beispielen Levantetarif 
und Ostafrikatarif nur schwer Endgültiges zugunsten der Frage des 
kombinierten Tarifs zu gewinnen, weil diese Tarife eben nur in einer 
Richtung gegolten haben und gelten sollten. Anregungen aus den 
Levante- bzw. Balkanländern, z.B. Bulgarien, auch für die Gegenrich- 
tung kombinierte Frachtsätze aufzustellen, sind ja von der deutschen 
Seite ausdrücklich abgelehnt worden. Nun ist aber ein kombiniertes 
Tarifsystem in großem Rahmen, so wie es Schulz-Kiesow zu befürworten 
scheint, d.h. ein System, bei dem ein Land, z.B. Deutschland, die kom- 
binierte Tarifform zur tarifpolitischen Regel für seine Seehafentarife 
macht und das, was man Seehafentarife gemeinhin nennt, zur Ausnahme 
degradiert, gar nicht anders denkbar, als daß die Tarifkombination zwei- 
seitig für beide Richtungen ausgebildet wird. Denn schließlich stellt 
auch das überseeische empfangende Gebiet seine Gegenrechnung auf 
und verlangt für seine im Tausch gegen die ausgehenden Sendungen 
laufenden deutschen Einfuhrgüter dieselben Tarifkombinationen, wie sie 
die deutsche Ausfuhr nach seinen Häfen genießt, d.h. für den einzelnen 
Fall besonders hoch und wirksam ermäßigte Frachtsätze. Gerade, wenn 
man, wie das doch mehr und mehr sich abzuzeichnen scheint, über die 
Kontinente hinweg zu einigen wenigen ganz großen Wirtschaftsräumen 
kommen sollte, werden diese Räume untereinander sich gegenseitige 
Parität abfordern und auch abzwingen; und daraus folgt dann zuerst 
schon eine Zweiseitigkeit des kombinierten Tarifsystems; und früher 
oder später wird dann auch gefordert werden eine Durchsichtigkeit der 
gewährten Frachtnachlässe, und damit wird dann gerade der politische 
Ausgangspunkt, der seinerzeit zu der Einführung der beiden von Schulz- 
Kiesow hervorgehobenen kombinierten Tarife, vor allem des Levante- 
tarifs, geführt hat, seine Bedeutung grundsätzlich verlieren. Es kann 
also kaum genug Skepsis gegenüber der zunächst allerdings sehr ver- 
lockend vorgetragenen Idee des Zurückkommens auf die Form der kom- 
binierten Tarife empfohlen werden. 

Eines darf indessen zum Lobe des Buches Schulz-Kiesows nicht 
übersehen werden: Alles vorstehend kritisch Bemerkte ist in der hier 
gefundenen Präzision darstellbar geworden eigentlich nur eben durch 
Schulz-Kiesows Buch selbst. Die breiten, mit der bei den Büroarbeiten 
Schulz-Kiesows traditionellen Peinlichkeit und Genauigkeit ausgeführten 
statistischen und historischen Angaben und Darstellungen ergeben einen 
nach der Tatsachenseite sicherlich nicht mehr verbesserbaren Einblick 
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in die Vorzüge, aber auch in die Schwächen, die den kombinierten Tarifen 
notwendigerweise, und dem Levante- und Ostafrikatarif dank ihrer sehr 
bestimmten politischen Zwecksetzung ganz im besonderen innewohnen 
und wohnten. Nur hat Schulz-Kiesow seinerseits in seinem Buche wohl 
ein wenig zu sehr die Licht- und zu wenig die Schattenseiten gesehen. 
Eines schickt sich nicht für alle. Dr. W. Spiess. 


Blum, Otto, Dr.-Ing., о. Professor ап der Technischen Hochschule Han- 
nover: DerSüdostenverkehrspolitischbetrach- 
tet. Mit 40 Abbildungen. Springer-Verlag, Berlin 1941. 94 8. 
Preis 6,— RM. 

Über die Qualität Blumscher Arbeiten ist dem Leserkreis des 
Archivs neues nicht zu sagen. Blum bildet sowohl als speziell technisch 
orientierter Verkehrsgeograph wie als Verwaltungsingenieur eine Klasse 
für sich. Auch über den Inhalt eines Buches, das den sich selbst schon 
völlig erklärenden Titel „Der Südosten verkehrspolitisch betrachtet“ 
trägt, ist weiteres nicht zu bemerken. Wenn man des ungeachtet Blums 
neue Veröffentlichung in dem Maße zur Besprechung stellen will, wie 
sie es verdient, so bleibt an dieser Stelle in der Tat nichts übrig als 
sachliche Diskussion. Für solche besteht natürlich breitester Stoff. Und 
lediglich aus dieser dem Gesamtlebenswerk Blums gegenüber einge- 
nommenen Stellung heraus, wollen die folgenden Zeilen verstanden sein. 

Einer der Leitgedanken Blums, dem man sehr häufig in seinen 
Werken begegnet, ist, Eisenbahnen seien angesichts ihrer nationalen Be- 
deutung nicht bloß national zu betreiben, sondern auch schon mit aus- 
schließlich nationalen Mitteln zu bauen. Und dabei steht er in die natio- 
nalen Mittel nieht den nationalen Kredit des Landes ein. Lieber möge 
man den Ausbau langsamer sich vollziehen lassen, als dem Kapitalisten 
oder fremden Politiker sich in die Hand zu geben. — Die für solche 
Stellungnahme begründenden Gedanken liegen nahe. Es gibt aber auch 
sehr erhebliche Gegengründe, und auch diese lassen sich aus der nun- 
mehr hundertjährigen Geschichte der Eisenbahn vielfach untermauern, 
und, weniger um zu widerlegen als um im Sinne praktischer Billigkeit 
zu vermitteln, sei in diesem Sinne auf drei Länderkomplexe hingewiesen: 
Italien, Rußland und die Türkei. — 

Wenn man übrigens als Gegensatz zu nationalem Kapital nicht nur 
fremdländisches, sondern auch privates Inlandkapital verstehen will — 
was indessen Blums Ansicht wohl nicht sein dürfte —, so kann man 
die geschichtlichen Gegenargumente sogar auch aus Deutschland, Eng- 
land und Frankreich entnehmen. Denn, was die Kapitalbereitwilligkeit 
betrifft, so verdanken alle, und vor allem gerade die größten und macht- 
vollsten Staaten ihr heute bestehendes Eisenbahnnetz privater 
Initiative und privatem Kapital. Demgegenüber pflegt man allerdings 
heute gerne kritisch darauf hinzuweisen, daß aus den damit tonangebend 
gewordenen Gesichtspunkten privater Nützlichkeit, kapitalistischer 
Laune und Quertreiberei Bauten zur Ausführung gebracht worden sind, 
die heute als überflüssig und verkehrswirtschaftlich verkehrt oder sogar 
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schädlich sich erweisen. Aber als Erwiderung hierauf liegt die Frage 
nahe: Ist denn anzunehmen, daß die einzelnen Staaten ihrerseits, wenn 
nicht das private Kapital, sondern sie selbst erst viel später gebaut 
hätten, mit so überlegener Klugheit, technischer und politischer Urteils- 
reife gebaut hätten, daß das so ganz sicher viel langsamer zustande- 
gekommene unmittelbare Staatsbahnnetz praktisch und wirtschaftlich viel 
vollkommener als das heutige wäre? Manche Ergänzungsbauten der jün- 
geren deutschen Eisenbahnzeit sprechen nicht unbedingt für untadeligen 
Weitblick ihrer Schöpfer, Oder man denke an die im Schwäbischen 
sprichwörtlichen „protestantischen“ und „katholischen“ Nebenbahnen, 
um von viel größeren abschreckenden Beispielen zu schweigen, So sicher 
wir dem von vornherein unmittelbaren Staatsbahnbau sehr große und 
sehr gelungene Trassen verdanken, so sicher hat die Staatsräson auch 
schwerste Fehler beim Eisenbahnbau auf ihr Gewissen geladen. Groß- 
artig, wie das Bayerische Königreich es fertiggebracht hat, unter Bei- 
seitesetzung sonst so gerne gepflegter Residenzinteressen fast schnur- 
gerade von Passau über Regensburg, Nürnberg, Würzburg nach 
Aschaffenburg die große europäische Transversale zu seinem Teil zu 
bauen, die die nordwestlichen Schwerpunkte Europas mit den südöst- 
lichen balkanischen und schließlich vorderasiatischen Plätzen in Ver- 
bindung brachte. Andererseits aber war es ein nicht weniger zu Herzen 
gehendes Trauerspiel, wie über die bayerische Grenzscheide in der Rhön 
niemals die eine wirkliche Lösung darstellende Verbindung Hamburg/ 
Hannover—München zustande zu bringen war, und dies scheint doch 
schließlich (neben kurhessischen Kurzsichtigkeiten) besonders der Eng- 
herzigkeit der bayerischen Regierungsführung unter у. 4. Pforten auf 
das Konto zu setzen sein. Die grundsätzliche Unterlegenheit des von 
Privathand gebauten Eisenbahnsystems gegenüber dem staatlichen steht 
also nicht außer jedem Zweifel. Auch könnte man dabei noch andere 
gewissermaßen psychologische Gesichtspunkte ins Feld führen. Vulgär 
gesprochen entspricht der kapitalistische Bahnbau etwa dem Akkord- 
und der staatliche Bahnbau dem Tagelohn. Der Tagelöhner mag aus 
seinem größeren Interesse an der Arbeit als an dem Arbeitserfolg, viel- 
leicht solider arbeiten. Trotzdem aber erweist sich aus menschlichen 
nur allzu menschlichen Gründen sehr vielfach der Akkordlohn gegenüber 
dem Tagelohn als der überlegene. Auch der Kapitalist baut ja die Bahn 
nur in den seltensten Fällen als reiner Bau-Ausbeuter; sondern meist ist 
er aus der Natur der Dinge heraus mit dem Staat als schließlich oberstem 
Bauherrn und späteren Betriebsführer so verbunden, daß er auch dessen 
Interesse mit wahrnehmen muß, Und wo wären denn in der Geschichte 
des 19. Jahrhunderts die Staaten geblieben, denen eigenes Kapital und 
nationales staatliches Bauvermögen zum Anschluß an die herauf- 
kommende Eisenbahnära überhaupt nicht zur Verfügung stand? 

Hier ist zunächst an Italien zu denken. In den Zeiten seiner natio- 
nalen Zerrissenheit, d. h. bis zum Jahre 1866 oder sogar 1870, war Italien 
im Eisenbahnbau schlechterdings auf ausländisches Kapital angewiesen. 
In seinen Nordgebieten, die zum Habsburger Reich gehörten, teilte es 
damit das Schicksal des seinerzeitigen kaiserlich-österreichischen Bahn- 
baus in noch besonders ausgesprochenem Maße. Die italienischen Bahnen 
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sind bekanntlich zum größeren Teile gebaut worden mit Rothschildschem 
und anderem Frankfurter, dann aber auch Pariser Bankkapital. Die 
Bahnen mögen nicht besonders gut gebaut und insbesondere demnächst 
auch nicht besonders gut betrieben worden sein, aber immerhin Bahnen 
waren es, und damit besser als nichts. Und dann war der italienische 
Kleinbürger und Landbauer sparsam und sah die Eisenbahn, die seine 
Güter und ihn und seine Angehörigen beförderte, vor seinen Augen 
dahinfahren und er gewann Vertrauen und Schätzung für ihre Existenz 
und ihre Funktion. Eine bessere Verwendung für seine Spargroschen als 
Aktien oder Obligationen „seiner Bahn“ zu kaufen, war ihm kaum er- 
denkbar. Und so ist denn in Jahrzehnten und Jahrzehnten langsam aber 
sicher, und ganz bestimmt vor allen Dingen auch schmerzlos das ur- 
sprünglich auf Kredit in die italienischen Bahnen gesteckte fremd- 
ländische Kapital mehr und mehr von Italien selbst aufgesogen worden. 
Wer etwa zu Beginn dieses Jahrhunderts noch Gelegenheit gehabt hat, 
große Nachlaß- oder dergleichen Regulierungen bei Frankfurter Notaren 
oder Bankhäusern einzusehen, der weiß, in welchem Umfang damals noch 
italienische Bahn-Wertpapiere in den deutschen Kundenkreisen der 
Frankfurter Geldgeber placiert waren, Zehn Jahre später bei Beginn des 
Weltkrieges war das völlig anders. Italien hatte bei seinem Verstaat- 
lichungsvorgehen die auf Auslosung und Tilgung laufenden Obligationen 
seiner nunmehr staatseigenen Eisenbahnen übernommen und führte ihren 
Dienst von Jahr zu Jahr weiter bis zum planmäßigen Ende. Die Aktien 
aber waren nicht anders als bei den großen preußischen Privatbahnen 
gelegentlich der Verstaatlichung in Staatspapiere umgetauscht worden, 
Genau so schmerzlos — um den Ausdruck nochmals zu gebrauchen — 
wie im großen und ganzen gesehen, Preußen zu seinem bewunderungs- 
würdigen Staatsbahnnetz gekommen ist, genau so ist es Italien gelungen; 
und der Unterschied ist nur der, daß Italien die Bahnen dabei aus frem- 
der Hand aufgesogen hat, während in Preußen nur innerhalb des Volks- 
vermögens ein Besitzwechsel von der privaten in die Staatshand stattge- 
funden hat. Anders formuliert: die italienischen Bahnen sind nationali- 
siert und sozialisiert worden; die preußischen Bahnen hingegen brauch- 
ten nur sozialisiert zu werden, 

In Rußland bietet die Entwicklung ein ganz anderes Bild; aber vom 
staatsegoistischen russischen Standpunkte aus hat sich dort die Herein- 
nahme des fremdländischen Kapitals für den Bahnbau nicht weniger 
gelohnt als für Italien. Welche Rolle haben bis zum 1. August 1914 die 
Obligationen der russischen Eisenbahnen Wladikawkas, Moskau—Rjäsan, 
Moskau—Kasan usw. auf dem Berliner Kurszettel gespielt! Auch das 
westrussische bzw, polnische Eisenbahnnetz, das die von der Entente во 
sehnlich erwartete „russische Dampfwalze“ gegen Deutschland-Öster- 
reich in Gang setzen sollte, ist vielfach mit westlichem Geld gebaut wor- 
den, Ohne diese Eisenbahnbauten wäre der Berliner Kongreß für Ruß- 
land sicher die letzte Station seines Auftretens als wirkliche politische 
Großmacht gewesen. Durch jene Bahnbauten aber sind die Dinge für 
Rußland anders geworden. Dabei macht es auch keinen Unterschied, daß 
Rußland, das bis zum ersten Weltkriege gegenüber seinen Auslandsver- 
pflichtungen stets von größter Korrektheit war, später seine Zahlungs- 
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pflichten restlos geleugnet und abgeschüttelt hat. Der Erfolg seiner 
Bahnbauten wäre für die gesamte russische Volkswirtschaft kaum ein ge- 
ringerer, auch wenn er noch heute einen erheblichen Betrag an jähr- 
lichen Auslandszahlungen erforderte. Nicht erst seine Verantwortungs- 
losigkeit gegenüber seinen Schulden hat die Verwendung des ausländi- 
schen Kapitals für Rußland so ergiebig gestaltet. 

‚Auch bei ehrlichem Verbleiben im eigenen Worte kann gerade auf 
dem Gebiet des Bahnbaus ausländisches Kapital von höchstem Segen für 
beide Beteiligte, für den Geldnehmer und für den Geldgeber, und für den 
ersteren in noch stärkerem Maße als für den letzteren werden. Hierfür 
sei auf die Türkei vor dem Weltkrieg, d.h. auf die Anatolische und auf 
die Bagdadbahn Bezug genommen: fünfprozentig war die Anatolische 
Eisenbahnanleihe, vierprozentig die Bagdadbahnanleihe, Die Anleihen 
waren an allen großen deutschen Börsen notiert und von allen deutschen 
Banken, vorzüglich aber von der Deutschen Bank, in weitesten Kreisen 
auch des kleinen deutschen Publikums placiert. Der Zinsfuß war für 
damalige Verhältnisse nicht übertrieben und der Verwendungszweck so- 
wohl in deutschem finanziellen wie vor allem aber auch im türkischen 
nationalen Interesse gelegen. — Die jüngere deutsche Generation steht 
der damaligen deutschen kapitalistischen Expansionspolitik vielleicht 
skeptisch gegenüber, aber auch sie wird niemals bestreiten wollen, daß 
Deutschlands Außenhandelspolitik und die Politik des deutschen Kapitals 
dabei in höchstem Sinne loyal und großzügigst kaufmännisch gedacht 
und geführt gewesen ist. Beide Teile, Türken sowohl wie Deutsche, 
sollten bei jenen auch damals schon insgesamt Milliarden bewegenden 
Unternehmungen voll auf ihren Nutzen kommen. Steht das aber fest, 
so muß man mindestens für diesen Fall die Blumsche These, daß es nicht 
richtig sei, das eigene Land mit fremdem Kapital verkehrsmäßig zu er- 
schließen, mit einem ernsten Fragezeichen versehen. Es ist eben vielfach 
nur ein billiger und vielfach aus Gehässigkeit erhobener Vorwurf, dem 
primitiven Geldnehmer in unerschlossenen Ländern müsse mit derartigen 
Bauvorhaben vom gewitzigten Kapitalisten allemal Unrecht getan wer- 
den, Wie oft ist zur Zeit gerade jener großen deutschen Bauvorhaben in 
der Türkei von kleinen französischen Federn behauptet worden, die euro- 
päischen Geldgeber bzw. Bauunternehmer machten sich durch eine Tras- 
sierung, die viele Kilometer an unnützer Baulänge verschwendete, über- 
mäßig bezahlt. Nun, Blums großer Bauparole „bescheiden, aber entwick- 
lungsfähig“ entspräche solche Kilometerverschwendung zwar nicht, aber 
einem anderen, bislang bei allen Eisenbahnen in hoher Ehre gehaltenen 
Worte trägt sie, wohl verstanden, Rechnung, nämlich der Devise: „Sicher- 
heit an erster Stelle“. Gerade die bei Blum zur Rede stehenden Bahnen 
aber machen sowohl auf der europäischen Seite des Balkans wie in Klein- 
asiens von dem Verfasser so eindringlich beschriebenen gebirgig zer- 
rissenen Gelände Kehr-, Doppelschleifen und Tunnels erforderlich. Wie 
auf Seite 67 dargestellt, sind auch auf der neuen bulgarischen Bahn 
Rustschuk—Gorna Orchavitza—Stara Zagora Bauten gerade solchen 
Charakters in größtem Ausmaß zur Ausführung gekommen. Wie wenig 
Blum selber dabei dem Geldinteresse des Kapitalisten Interesse schenkt, 
zeigt umgekehrt seine warme Befürwortung des Baues der Bahnen in 
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schmaler und schmalster Spur. Klingt in solcher Empfehlung doch sogar 
sein ganzes vorliegendes Werk ausdrücklich aus. „Bescheiden aber ent- 
wicklungsfähig“ kann auch die ausländische Kapitalinvestition gestaltet 
werden; und bestimmt ist nur solche Anwendung fremden Geldes und 
Gedankengutes in Bahnbauten mehr oder weniger jungfräulicher Länder, 
auf die Länge der Zeit hinaus gesehen, beste Anlage für beide Teile, 
Geldgeber und Geldnehmer. Zweifellos geht auch Blum auf diesem Wege 
mit festem und bestem Schritte mit. Dann aber wird man doch von allzu 
generellen Vorbehalten gegenüber ausländischer Kapitalverwendung Ab- 
stand nehmen müssen. Und das durfte vielleicht sogar einem Blum gegen- 
über in freundschaftlicher Rezension zum Ausdruck gebracht werden. 
Dr. W. Spiess. 


Reichskraftwagentarif für den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen. 
Herausgegeben vom Reichs-Kraftwagen-Betriebsverband, Berlin 
W 8, Mohrenstr, 42—44. Preis 2,50 RM. 

Der Reichs-Kraftwagen-Betriebsverband hat den Reichskraftwagen- 
tarif nach dem Stande vom 15. November 1941 neu herausgegeben. Die 
letzte Ausgabe vor der jetzt vorliegenden war mit Gültigkeit vom 1. Mai 
1940 erschienen, Diese Ausgabe wird durch die Neuausgabe aufgehoben. 
In die neue Ausgabe sind alle bis 14. November 1941 erschienenen Ände- 
rungen und Ergänzungen eingearbeitet. Die neue Ausgabe stellt aber 
nicht nur insofern ein zuverlässiges Hilfsmittel für die Frachtberech- 
nung und alle sonstigen rechtlichen Grundlagen für Kraftwagen- 
transporte dar, als man weiß, daß alle seit dem 1. Mai 1940 eingetretenen 
Änderungen eingearbeitet sind. Sie unterscheidet sich auch dadurch sehr 
vorteilhaft von ihrer Vorgängerin, daß der Inhalt des Buches stark er- 
weitert und vervollständigt worden ist. Außerdem ist der Inhalt, der im 
alten Tarif lediglich in 10 Abschnitte aufgeteilt war, in der neuen Aus- 
gabe in 4 Teile gegliedert worden, deren jeder in sich wieder in Unter- 
abteilungen zerfällt, sodaß die Übersicht über das Ganze wesentlich er- 
leichtert erscheint. 

Teil I enthält die Kraftverkehrsordnung für den Güterfernverkehr 
mit Kraftfahrzeugen (Beförderungsbedingungen) und als Anhang 1 dazu 
die Verordnung des Reichsverkehrsministers vom 29. Oktober 1940 zu 
$$ 19 und 25 der Kraftverkehrsordnung über die Be- und Entladefristen. 
Außerdem sind zu den $$ 10 und 16 die vom RKB erlassenen „Anord- 
nungen“ abgedruckt. Der ganze Inhalt des Teils I war im alten Tarif 
nicht enthalten. Seine Aufnahme ist als eine wesentliche Verbesserung 
anzusprechen. 

Teil II umfaßt die Vorschriften für die Frachtberechnung, Frachten- 
tafel und Frachtsatzzeiger, den Einheitsgebührentarif, das Verzeichnis 
der Ladungsgüter, die ohne Bedeckungszuschlag befördert werden, den 
Nebengebührentarif, die Straßenentfernungen, das Verzeichnis der sper- 
rigen Stückgüter und endlich das Verzeichnis der Güter der Ladungs- 
klassen B—G. Neu aufgenommen ist hier der Einheitsgebührentarif. Die 
Aufnahme ist zweckmäßig, da die Rollgebühren bei der Berechnung der 
Transportkosten nicht unberücksichtigt bleiben können. 
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Teil III enthält die Ausnahme- und Sondertarife, und zwar die 
Allgemeinen Ausnahmetarife, den Ausnahmetarif für Sammelgut in La- 
dungen, den Wehrmachttarif für Ostpreußen, den Wehrmachttarif für 
den grenzüberschreitenden Güterfernverkehr mit Dänemark, den Reichs- 
kraftwagen-Ausnahmetarif für den Verkehr mit den besetzten West- 
gebieten (Westtarif), den Sondertarif für die Beförderung von Kartoffeln 
in Säcken im Güterkraftverkehr, den Sondertarif für die Beförderung von 
Steinkohlen und Braunkohlenbriketts im Güterkraftverkehr und endlich 
den Sondertarif für die Beförderung von Koks im Güterkraftverkehr. 

Dieser Teil ist also gegenüber der alten Ausgabe dadurch ergänzt, 
daß alle bis zum 14. November 1941 eingetretenen Neuerungen einge- 
arbeitet sind. Gerade auf diesem Gebiete waren seit Erscheinen der 
letzten Ausgabe wesentliche Veränderungen eingetreten, sodaß die neue 
Zusammenfassung nur freudigst begrüßt werden kann. 

Teil IV behandelt den Geltungsbereich des Reichskraftwagentarifs 
(zweckmäßig und übersichtlich in einer Tabelle zusammengestellt), die 
Gebühren beim RKB, die Abfertigungsvergütung, die Güterversicherung 
und die Beförderungssteuer. Auch dieser Teil gibt dem Benutzer des 
Tarifs — Unternehmer und Benutzer der Kraftwagenbeförderung — 
außerordentlich wertvolle Hinweise über die mannigfaltigen Bestimmun- 
gen, die bei der Abfertigung von Kraftwagengütertransporten zu beach- 
ten sind. 

Jeder der 4 Teile ist auf andersfarbigem Papier gedruckt, außer- 
dem ist am Rande jeder rechten Seite die Nummer des Abschnitts und 
des Unterabschnitts angegeben, so daß die Benutzung des ganzen Tarif- 
werkes denkbarst erleichtert ist. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die neue Ausgabe sich 
auf das vorteilhafteste von der alten Ausgabe unterscheidet, daß der 
ganze Stoff wesentlich erweitert und viel übersichtlicher dargestellt ist. 
Das Buch wird infolgedessen für alle Teile ein sehr gutes und brauch- 
bares Hilfsmittel bei der Bearbeitung von Kraftwagengütertransporten 
darstellen. Dr. Reinige, 


Schröder, Max, Ministerialrat im Reichsarbeitsministerium. Tarif- 
und Dienstrecht der Angestellten und Arbei- 
terimöffentlichen Dienst. Handbuch mit Verweisun- 
gen und Sachverzeichnis. 2. erweiterte Auflage, C. H. Beck’sche 
Verlagsbuchhandlung, München und Berlin 1941. 732 Seiten. 
Preis 11,50 RM, 

Das Recht der Angestellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst 
hat im Laufe der Zeit im Rahmen des allgemeinen Arbeitsrechts immer 
mehr eine Sonderstellung eingenommen. Das ergibt sich zwangsläufig 
einmal aus der Tatsache, daß Beamte, Angestellte und Arbeiter im 
öffentlichen Dienst eng miteinander zusammenarbeiten. Zum anderen 
stellt der öffentliche Dienst eine Einheit dar, so daß gewisse Sätze des 
Arbeitsrechts in allen Zweigen des öffentlichen Dienstes zu gelten haben. 
Dabei bleibt das Recht der Angestellten und Arbeiter im öffentlichen 
Dienst ein Teil des Arbeitsrechts. ү 
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Ministerialrat Schröder hat — nunmehr schon in zweiter Auf- 
lage — eine als Loseblattausgabe erschienene Sammlung der wichtigsten 
Bestimmungen des Tarif- und Dienstrechts der Angestellten und Arbeiter 
im öffentlichen Dienst herausgegeben, die von jedem, der auf diesem 
sehr bedeutsamen und nicht ganz übersichtlichen Gebiet zu arbeiten hat, 
dankbar begrüßt werden wird. In dem Teil I bringt er die eigentlichen 
Rechtsgrundlagen des Rechts der Angestellten und Arbeiter im öffent- 
lichen Dienst, die Tarifordnungen und die Dienstordnungen, insbesondere 
die sogenannte TOA (Tarifordnung für die Angestellten des öffentlichen 
Dienstes) und die TOB (Tarifordnung für die Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes). Er beschränkt sich hierbei allerdings auf die für die all- 
gemeine Verwaltung geltenden Tarif- und Lohnordnungen und behandelt 
insbesondere nicht die Dienst- und Lohnordnung für die Arbeiter der 
Deutschen Reichsbahn. . 

Im Teil II stellt er die wichtigsten Gesetze, Verordnungen und 
Erlasse des allgemeinen Arbeitsrechts, des Reichsversicherungsrechts 
sowie sonstige für die Gefolgschaftsmitglieder des öffentlichen Dienstes 
bedeutsame Bestimmungen, z. В. die Urlaubsrichtlinien, Fürsorgebestim- 
mungen, das Reichsbürgergesetz, die Nebentätigkeitsverordnung usw. 
zusammen. 

Der Teil III enthält Sonderbestimmungen für die eingegliederten 
und besetzten Gebiete. Die Zusammenstellung dieser Bestimmungen ist 
besonders wertvoll, weil sie demjenigen, der sich mit diesen Fragen zu 
befassen hat, vieles mühsame Nachschlagen erspart. Ein ausführlich 
gehaltenes Sachverzeichnis trägt dazu bei, den Gebrauch des Buches zu 
erleichtern. Dr. Thomalla, 


Stödter, Dr. habil. Rolf, Geschäftsführer der Fachgruppe Reeder, Ham- 
burg. „Die deutsche Seeschiffahrt im Kriege" 
(Verkehrswissenschaftliche Forschungen aus dem Verkehrs- 
Seminar an der Westf. Wilhelms-Universität zu Münster [West- 
falen], Heft 20). Verlag von Gustav Fischer, Jena 1941. 38 S. 
Geh, Lou КМ, 

Der Verfasser hat das Thema in drei Abschnitte geteilt: 

1. Das Verhältnis der Seeschiffahrt zum Staat. 
2, Die Wettbewerbslage der deutschen Seeschiffahrt, 
3. Die internationale Zusammenarbeit. 

Zunächst schildert er den harten Kampf der deutschen Seeschiff- 
fahrt in ihrem Wiederaufbau und um ihre Existenz nach dem Weltkrieg. 
In dieser Zeit, wo neben einer dauernd schlechten Konjunktur die ver- 
heerenden Folgen der Pfundentwertung sich auswirkten, konnte unsere 
Seeschiffahrt ohne staatliche Hilfe nicht bestehen. Nach einer kurzen 
Entlastung durch die vorübergehende Belebung des Frachtenmarktes im 
Jahre 1937 folgte der Krieg. Es ist naturgegeben, daß ein Krieg gegen 
einen zur See übermächtigen Gegner sich vor allem auf die Handels- 
schiffahrt auswirkt. So hat auch in diesem Kriege unsere Handelsflotte 
einen schweren Stand. Ihre Aufgaben sind von vitaler Bedeutung für 
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unsere ganze Kriegswirtschaft. Der Staat, vertreten durch das Seeschiff- 
fahrtsamt im Reichsverkehrsministerium, hat die Lösung dieser Aufgaben 
in die Hände des Reeders selbst gelegt, indem er der Reichsverkehrs- 
gruppe Seeschiffahrt und der Fachgruppe Reeder weitgehende Selbstän- 
digkeit und Verantwortung überließ. Es ist in diesem Zusammenhang 
interessant, den Vergleichen des Verfassers zu folgen, die er zwischen 
unserer Kriegsorganisation und der unserer Gegner und Nachbarländer 
zieht. Es zeigt sich, daß gerade im autoritären Deutschland die Or- 
ganisation zum Einsatz der Handelsflotte weitaus am meisten frei von 
staatlicher Bevormundung ist, während im demokratischen England z. B. 
der Staat einfach die ganze Handelsflotte beschlagnahmt hat. — 

Dr. Stödter schildert sodann die vielen Fragen, die jetzt und im 
Wiederaufbau nach dem Kriege für die Handelsschiffahrt von größter 
Bedeutung sind: Die Neubaumöglichkeiten, die Finanzierung, die Typi- 
sierungsfrage und die Frage der Seehäfen, um dann schließlich einen 
Ausblick auf die Möglichkeiten und Aufgaben unserer Seeschiffahrt nach 
dem Kriege zu geben. Denn diese Aufgaben werden trotz der Groß- 
raumwirtschaft in reichem Maße vorhanden sein und bleiben. 

Die kleine Abhandlung gibt, von einem Fachmann verfaßt, ein 
außerordentlich klares Bild von der Lage, den Aufgaben und den Zu- 
kunftsplänen der deutschen Seeschiffahrt. Feddersen. 


Hess, Dr. Fritz. Die neuere Eisenbahngesetzgebung des 
Bundes. Textausgabe mit Anmerkungen, Literaturangaben 
und Sachregister. Herausgegeben im Auftrag der Generaldirek- 
tion der Schweizerischen Bundesbahnen. Band I, 929 Seiten, Nor- 
malformat A 5. Preis des Leinenbandes 32 Fr. Druck und Verlag 
der Buchdruckerei Vogt-Schild А. С. Solothurn, 1941. 


In den Jahren 1902—1903 hatte Dr. Julius Oetiker, Bern, erstmals 
im Auftrag des Eidgenössischen Post- und Eisenbahndepartements eine 
Sammlung der wichtigsten, das schweizerische Eisenbahnwesen betreffen- 
den amtlichen Erlasse von allgemeiner Bedeutung herausgegeben. Die 
folgenden Jahre, in denen die Verstaatlichung der großen schweizerischen 
Privatbahnen durchgeführt wurde, brachten eine grundlegende Änderung 
der schweizerischen Eisenbahngesetzgebung, und Oetiker trug dieser Ent- 
wicklung durch die Neuausgabe seines Sammelwerkes „Die Eisenbahn- 
gesetzgebung des Bundes“ in den Jahren 1913/18 Rechnung. Es umfaßte 
in vier Bänden Bau und Betrieb der Eisenbahnen, das Eisenbahntrans- 
portrecht, die Schweizerischen Bundesbahnen und schließlich die Staats- 
verträge über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen. 

In den Grundlagen besteht die bei Oetiker zusammengestellte Eisen- 
bahngesetzgebung des Bundes auch heute noch weiter. Sie hat aber in 
den Jahren seit 1918 so viele Änderungen erfahren, daß für jeden, der 
sich mit dem schweizerischen Eisenbahnrecht zu befassen hatte, häufig 
eine gewisse Unsicherheit über die heutige Rechtslage entstand. Dem 
vielfach empfundenen Bedürfnis nach einer neueren Zusammenfassung 
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hat nun einer der besten Kenner des schweizerischen Eisenbahnrechts, 
der frühere Generalsekretär und jetzige Direktor des Kreises III der 
Schweizerischen Bundesbahnen, Dr. jur. Fritz Hess in Zürich Rechnung 
getragen und es im Auftrag der Generaldirektion der Schweizerischen 
Bundesbahnen unternommen, die Sammlung von Oetiker auf den heuti- 
gen Stand zu bringen. Dabei war es möglich, entweder eine völlige Neu- 
ausgabe des früheren Werkes unter Anpassung an den heutigen Stand 
der Gesetzgebung oder einen großen Nachtrag zum Werk Oetikers zu 
schaffen. Dr. Hess hat einen Mittelweg eingeschlagen, der durch die 
Verhältnisse nahegelegt war. Zwar hätte die völlige Neuausgabe das 
Arbeiten mit dem neuen Werk wesentlich erleichtert. Allein ein solches 
Vorgehen hätte einen großen Umfang des Sammelwerkes erfordert, wo- 
durch sich sowohl für die Bearbeitung wie für die Herausgabe unter den 
heutigen Umständen erhebliche Schwierigkeiten ergeben hätten, Zudem 
legte die seit einiger Zeit in Gang befindliche Revision der schweizeri- 
schen Eisenbahngesetzgebung eine gewisse Zurückhaltung nahe. Hess 
hat sich aber auch nicht auf einen bloßen Nachtrag beschränkt, sondern 
wenigstens eine Übersicht über das gesamte Gebiet der Eisenbahngesetz- 
gebung geschaffen, wobei er sich jedoch für die noch geltenden Erlasse 
des Sammelwerkes Oetikers (etwa zwei Drittel des Gesamtwerkes) auf 
eine Verweisung auf den früheren Text beschränkte. Man wird diesem 
Verfahren, das im ganzen ein neues Werk geschaffen, aber das alte nicht 
völlig entbehrlich gemacht hat, unter den besonderen Verhältnissen trotz 
gewisser Bedenken zustimmen müssen, 

Entsprechend diesem Plan hat Hess sein zweibändiges Werk als 
„Die neuere Eisenbahngesetzgebung des Bundes“ bezeichnet, Der erste 
Band liegt nunmehr vor, der zweite soll im Laufe dieses Jahres das Werk 
abschließen. Der Stoff ist neu gegliedert und zerfällt nunmehr in fol- 
gende Teile: Staatsrechtliche Grundlagen, Arbeitsrecht, Bau und Betrieb, 
Beförderung und Tarife, Finanzhaushalt. Der zweite Band wird das ein- 
schlägige Zivil-, Prozeß- und Vollstreckungsrecht, die Strafbestimmun- 
gen, die Schweizerischen Bundesbahnen, Eisenbahnen und Landesvertei- 
digung, internationale Verhältnisse sowie andere Verkehrszweige und ver- 
wandte Gebiete umfassen. 

Das neue Werk von Dr, Hess ist kein eigentlicher Kommentar, wie 
es die Sammlung Oetiker wenigstens teilweise gewesen war. Es bringt 
aber außer den amtlichen Texten auch Angaben über das neuere Schrift- 
tum, sowie über neuere Entscheidungen, daneben auch Bemerkungen zu 
einzelnen gesetzgeberischen Bestimmungen, die gerade für denjenigen, 
der nicht laufend mit dem ganzen Gebiet des schweizerischen Eisenbahn- 
rechtes befaßt ist, von besonderem Wert sind. 

Mit der Neubearbeitung der Sammlung Oetiker hat Hess zweifellos 
ein für die Praxis besonders brauchbares Werk geschaffen, Als solches 
wird es nicht nur in der Schweiz Verbreitung finden, sondern gerade 
auch allen jenen außerhalb der Schweiz, die sich mit Fragen des schwei- 
zerischen Eisenbahnrechtes zu befassen haben, beste Dienste leisten. Die 
übersichtliche Anordnung, der klare Druck und das handliche Format 
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des vorzüglich ausgestatteten Buches unterstützen die Benützung dieses 
Standardwerkes schweizerischer Eisenbahngesetzgebung, das mit dem 
zweiten Band hoffentlich recht bald seine Vervollständigung erfahren 
wird. Dr. Ottmar Maier. 


Elsners Jahrbuch für den nichttechnischen Eisenbahndienst, 1942, 
3. Jahrgang. Bearbeitet von einer Arbeitsgemeinschaft ge- 
hobener Reichsbahnbeamter. Mit einem Beitrag „Deutsches 
Reichsrecht“ von Oberreichsbahnrat Dr. Vollmer, Wiesbaden. 
Otto Elsner Verlagsgesellschaft Berlin-Wien-Leipzig. 464 Seiten. 
Preis: 4,0 RM, Vorzugspreis für Reichsbahnangehörige: 
3,50 RM. 

Die zwei ersten Bände des Jahrbuches sind in dieser Zeitschrift 

1939, S. 1528, und 1941 S. 351, besprochen worden. Der dritte Jahrgang 

behandelt nunmehr aus dem Gebiet des Verkehrsdienstes den bahnamt- 

lichen Rollfuhrdienst, den Sammelgutverkehr und den Güterverkehr mit 

Kraftfahrzeugen; aus dem Betriebsdienst die Unterlagen und Hilfsmittel 

für die Ausführung des Betriebsdienstes, das Fahrplanwesen und be- 

triebliche Einzelvorschriften; aus dem Verwaltungsdienst das bürger- 
liche und Handelsrecht, das Strafrecht und das Verfahrensrecht und 
schließlich aus dem Gebiet des Finanzdienstes das Werkstätten- 
rechnungswesen der Deutschen Reichsbahn, die Gerätevorschriften und 
die Drucksachen und Schreib- und Zeichenstoffe. Im folgenden Jahr- 
gang 1943 soll die Bearbeitung der wichtigsten Gebiete des nicht- 
technischen Eisenbahndienstes nach Möglichkeit abgeschlossen werden, 

Die Bücher werden ihren Zweck als Lehr- und Nachschlagbücher für 

Ausbildung und Praxis des Eisenbahners gut erfüllen und gern benutzt 

werden. Dr. Genest. 


Deutscher Verkehrs-Kalender 1942, herausgegeben mit Unterstützung 
des Reichsverkehrsministeriums. Konkordia-Verlag Reinhold 
Rudolph, Leipzig. 54 Blätter, 

Der Deutsche Verkehrs-Kalender erscheint mit seiner Ausgabe 1942 
zum drittenmal. Er will über alle Verkehrsmittel, Straßenverkehr, 
Schiffahrt, Eisenbahn und Luftverkehr, hinweg das Verständnis für die 
Entwicklung und die Leistungen des Verkehrs vertiefen. In diesem Jahr- 
gang 1942 wird besonders die historische Darstellung gewählt, „um 
das geschichtliche Denken, die entwicklungsmäßige Anschauungsweise 
und die dynamische Betrachtung auch gegenüber dem Verkehrswesen zu 
wecken und mehr als bisher zur Geltung zu bringen“. So wird auch 
dieser Kalender zu seinem Teil mithelfen, das Interesse für die Verkehrs- 
probleme zu mehren; er wird zugleich jedem Leser und Beschauer An- 
regung aus der historischen Entwicklung und Freude an den schönen 
Bildern geben. Kittel, 
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Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete, 


Dampflokomotiven, Lokomotivkunde, Lehrstoffheft Nr, 3 für die Dienstanfänger- 
schule „Wärme- und Dampfwirtschaft und Feuerbehandlung der Lokomotive“, 
Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft Leipzig C 1, Goethestraße 6. 
56 Seiten. 21 Abbildungen. Preis буз RM. Vorzugspreis für Eisenbahner 
0,5 RM. 


Elsners Taschen-Jahrbuch für den Reichsbahn-Kraftverkehr, Verlag Otto Elsner, 
Berlin SW 68, Oranienstraße 140—142. 348 Seiten. Preis 3,50 RM. 


Schmidt, Dr. Werner. Die staatliche Preis- und Kostenprüfung. Verlag Muth, 
Stuttgart. 72 Seiten. Preis 3 RM, 


Zimmermann, Matthäus. Die Aufgaben des Zugbegleitdienstes im technischen 
Wagendienst. Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft Leipzig C1, 
Goethestraße 6. 39 Seiten. 3 Abbildungen. Preis 0,50 RM. Vorzugspreis für 
Eisenbahner 0,40 RM. 


Zeitschriften. 


Afrika-Nachrichten. Leipzig. 
23. Jahrg. Folge 2. Vom Februar 1942, 
Der erste Teil der Transsahara-Bahn. — Wandlungen der Afrikafahrt. 


Annali dei Lavori Pubblici. Rom. 
79. Jahrg. Nr. 12. Vom Dezember 1941. 


La nuova stazione ferroviaria di Roma-Ostiense. 


Der Bahn-Ingenieur. Berlin. 
59. Jahrg. Nr. 1/2 bis 9/10. Vom 4./11. Januar bis 1./8, März 1942. 


(1/2:) Verstärkung von Eisenbahnbrücken durch Hängewerke, — Fräs- 
maschinen zur Herstellung von Dichtungsflächen an Dampfrohren und 
Dampfsammelkästen. — Über Bauvorschriften von Verschiebebahnhöfen. 
— Eine Vorrrichtung zum Ermitteln der Dampfzylindermitten in Bahn- 
betriebswerken. — Was ist bei der Prüfung von Bahnsteigaufzügen be- 
sonders zu beachten? — Über die Sicherung von Wegübergängen. — 
(8/4:) Über Schienenwanderung und ihre Bekämpfung. — Lautstärke- 
messungen und der DIN-Lautstärkemesser, ein neues akustisches Meß- 
gerät. — Beseitigung und Verhinderung des Einschneiens von Weichen. 
— Über die Zulassung von Abdichtungsstoffen bei der Deutschen Reichs- 
bahn. — (5/6:) Der technische Betriebswagendienst der Reichsbahn unter 
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besonderer Berücksichtigung der Dienstgüter-, Bahndienst- und Bahnhofs- 
wagen. — Der leicht tragbare Feld-Zeichen- und Schreibtisch, — Die 
Deutsche Reichsbahn im Jahre 1941, — (7/8, 9/10:) Der Springschreiber 
und sein Einsatz im Fernschreibnetz der Deutschen Reichsbahn. — (9/10:) 
Ein neues Klein-Prüfgerät. — Induktiver dynamischer Dehnungsmesser _ 
mit Trägerfrequenz nach Lehr, 


Die Bautechnik. Berlin. 
20. Jahrg. Heft 1/2 bis 9. Vom 9. Januar bis 27. Februar 1942, 
(1/2 bis 4/5:) Aus dem Brücken- und Ingenieurhochbau der Deutschen 
Reichsbahn im Jahre 1941. — (3:) Gottwalt Schaper ў. — (9:) Brücken- 
bauten der Staatsstraße Budapest—Graz. 


Braunkohle, Halle (Saale). 
41. Jahrg. Heft 1/2. Vom 10. Januar 1942, 
Neuzeitliche Entaschungsanlagen. 


Bulletin des Arbeitgeber-Verbandes schweizerischer Transport-Anstalten, Aarau. 
13. Jahrg. Nr. 109. Vom Januar/Pebruar 1942. 
Schweizerische Verkehrsplanung. — Gütertransport mit städtischen 
Straßenbahnen. — Der Transportsektor in der Kriegswirtschaft und seine 
Schwierigkeiten. 


Deutsches Gemein- und Wirtschaftsrecht. Berlin. 
Jahrg. 1941 Heft 23/24. Vom 1./15. Dezember 1941, 
Enteignungsrecht der „Reichsautobahnen*, 


Deutsche Wirtschafts-Zeitung. Berlin, 
39, Jahrg. Heft 3 bis 9. Vom 21. Januar bis 7. März 1942, 
(8:) Spitzenleistung der Deutschen Reichsbahn. — (9:) Verkehrsplanung 
in der Großraumwirtschaft. — Ausdehnung der Kriegssachschädenverord- 
nung. — Arbeitsrecht und Steuerrecht für die Arbeitskräfte aus den neu- 
besetzten Ostgebieten. 


ETZ Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 
68, Jahrg, Heft 3/4. Vom 29. Januar 1942. 
Elektrisch betriebener Massengüter- und Fernschnellverkehr im euro- 
päischen Großraum. 


Europäischer Pernsprechdienst, Berlin-Charlottenburg. 
59. Folge. Vom Dezember 1941. 
Die Vorgänge bei Blitzschlägen in Erdkabel. — Die Regelung der Rest- 
dämpfung von Vierdrahtverbindungen. — Eine allgemein verwendbare 
Sammelgesprächseinrichtung. — Die Art der Einführung der Wähler- 
technik in den Fernverkehr. — Fernsprechtarife und Fernsprechfinanzen. 
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Glasers Annalen, Berlin, 
66. Jahrg. Heft 1 bis 4. Vom 1, Januar bis 15. Februar 1942. 
(1:) Lokomotivkesselspeisung. — (2—8:) Fünf Jahre deutscher elek- 
trischer Lokomotivbau, — (4:) Zwölf Jahre Betrieb mit Verbrennungs- 
triebwagen bei den Eisenbahnen des Landesverkehrsamts Brandenburg. 


Großdeutscher Verkehr. Berlin. 


Jahrg, 1941 Heft 23/24 bis Jahrg, 1942 Heft 3. (35./86. Jahrg. der „Verkehrs- 
technischen Woche“). Vom Dezember 1941 bis Februar 1942, 


(23/24:) Seefahrt und Fahrensleute, — Ordnung der Verkehrsbeziehungen 
durch Marktordnung. — Die Eisenbahngütertarifpolitik als Mittel der 
Wirtschaftslenkung. — Wegenetz und Straßenverkehr in den Nieder- 
landen. — Aufgaben und Umfang des deutschen Seezeichenwesens. — 
(1/2:) Rückblick und Ausblick zur Jahreswende, — Fernbahnen und ihre 
Verkehrsmittel. — Lehre und Forschung auf dem Gebiet des Verkehrs- 


maschinenwesens, — Schiffahrtskonferenzen. — (3:) Schlesien, das 
deutsche Tor nach dem Osten. — Der Güterverkehr zur Reichsmesse 
Leipzig, 


Kraftwagen-Betrieb — Der Güterfernverkehr. Berlin. 
10, Jahrg. Heft 11 bis 11. Jahrg. Heft 2. Vom 13. Juni 1941 bis 27. Januar 1942. 


(11:) Zur Fortbildung des Reichs-Kraftwagentarifs. — Behälterverkehr 
auf neuen Wegen. — Die staatsrechtliche Stellung der Deutschen Reichs- 
post und Reichsbahn. — (12:) Geltungsbereich von RKT., NVP. und 
Vergütungssätzen I. und П. RLG. — Rücklagen für Ersatzbeschaffung 
und deren späterer Wiederaufbau. — Beförderung von Möbeln und Um- 
zugsgut im Güterfernverkehr. — (13:) Der wirtschaftende Mensch im 
Güterkraftverkehrsgewerbe. — Frachtberechnung und Frachtprüfung im 
Kraftwagen-Güterfernverkehr. — Die Reichsbahn im Jahre 1940. — (14:) 
Die Typenbegrenzung in der Kraftfahrzeugindustrie. — Der Umbau des 
Kraftfahrzeugs auf Generatorgas, — (15:) „Westtarif“. — Fehmarn- 
Fähre und Motorisierung. — Einheitliche Führung der Wasser- und 
Energiewirtschaft, — (16:) Neue Vorschriften für die Verdunkelung von 
Fahrzeugen. — NVP. neu am 1. September 1941. — (17:) Was jeder vom 
Reichskraftwagentarif wissen muß. — (18:) Anweisung zur Durch- 
führung der $$ ff. Kriegswirtschaftsverordnung im Bereich des gewerb- 
lichen Kraftverkehrs. — Der Generator auf der Wiener Herbstmesse, — 
(19:) Wirtschaftliche Rationalisierung im Güterfernverkehr. — Treibgas 
im Lastwagenbetrieb, — Sicherheitstechnische Richtlinien für Generator- 
fahrzeuge, — (20:) Gewerbefreiheit im Güterkraftverkehr. — Westtarif 
— falsch verstanden. — Die Bedeutung des uneingeschränkten Freiver- 
merks im gewerblichen Güterfernverkehr. — (21:) Sammelverkehr-Unter- 
wegsverkehr — Begriffliches. — Aus der RKB.-Statistik. — Beförde- 
rungssteuerpflicht und Umsatzsteuerpflicht bei Beförderungen durch und 
für die Wehrmacht mit Kraftfahrzeugen. — Überwachung der Reichs- 


23* 


352 Bücherschau. 


autobahnen. — (22:) Das Generatorfahrzeug im Güterfernverkehr. — 
Erleichterungen in der Verdunkelung der Kraftfahrzeuge. — Neuausgabe 
des ККТ. — Die Autohöfe des Reichs-Kraftwagen-Betriebsverbandes. — 
(28:) Die Beförderungssteuer im gewerblichen Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen. — Reichsarbeitsminister klärt: Arbeitszeit bei Doppel- 
arbeit, — Fernbeförderung von Baugütern. — Frachtentafel zum Sonder- 
tarif für Baugüterfernbeförderungen, — (24:) Das neue RKB.-Fahrten- 
buch. — Die Beförderungssteuer im gewerblichen Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen, — (2:) Straßenverkehr in Deutschland. — Verkehrs- 
leistung Großdeutschlands im Kriegsjahr 1941, — Erfahrungen mit festen 
Treibstoffen. 


Die Lokomotive, Bielefeld. 
Band 4 Nr. 1 bis 2. Vom 7. Januar bis 7. Februar 1942. 


(1:) Grundzüge des Bogenlaufs von Eisenbahnfahrzeugen. — (2:) Bau 
und Behandlung der Stahlfeuerbüchsen für Lokomotiven. — Grundzüge 
des Bogenlaufs von Eisenbahnfahrzeugen. — Bahia und Cearä und ihre 


Lokomotiven. 


Nordisk Järnbanetidskrift, Stockholm. 
67. Jahrg. Nr. 10 bis 11. Vom Oktober bis November 1941. 


(10:) Finnische Eisenbahnschienen: ihre Herstellung und Beschaffenheit 
sowie die neuesten finnischen Unterlagplatten. — Neue Sicherungs- 
vorschriften bei der Schwedischen Staatsbahn. — Die Filmabteilung 
der Deutsehen Reichsbahn, ihre Organisation und Arbeit. — Der Güter- 
verkehr der Eisenbahnen als Konjunkturmesser, — Die Organisation der 
deutschen Bahnschutzpolizei. — (11:) Kostenberechnungen und Tarif- 
politik bei der Schwedischen Staatsbahn. — Wagen und Transportbehälter 
für Kühl- und Gefriergut, — Gestellte Güterwagen bei der Schwedischen 
Staatsbahn. 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 
96. Jahrg. Heft 22 bis 23, Vom 15. November bis 1. Dezember 1941, 

(22:) Die Reibung zwischen Rad und Schiene, — 1’ D2’-Vierzylinderver- 
bund-Gebirgs-Schnellzuglokomotive der Norwegischen Staatsbahnen. — 
Die Geschwindigkeiten talwärts fahrender Eisenbahnzüge beim Versagen 
der Bremsen, — Gleisbogenberichtigung für den Schnellverkehr, — (23:) 
Einbettabteil-Schlafwagen der Mitropa. — Die Balkanquereisenbahn 
Gornja Orehovitza—Stara Zagora. 


Raumforschung und Raumordnung. Heidelberg. 
6. Jahrg. Heft 1. Von 1942, 
Tarifpolitik im Großwirtschaftsraum. 
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Die Reichsbahn. Berlin, 

18. Jahrg. Hefte 1/2 bis 7/8. Vom 7./14, Januar bis 18./25. Februar 1942. 
(1/2:) Sozialpolitik und Staatsgesinnung im öffentlichen Dienst. — Die 
neuen Allgemeinen Bedingungen der Deutschen Reichsbahn über das Ver- 
mieten von Lagerplätzen, Lagerräumen und Tankplätzen (Lagerplatz- 
bedingungen). — (3/4:) Luftschutzraumanlagen als Hochbau. — (5/6:) 
Der Arbeitsplatz des Fahrdienstleiters. — (7/8:) Frachtenleitverfahren im 
Verkehr mit den Südoststaaten. — 25 Jahre „Niederländische Eisen- 
bahnen“, 


Reichsverwaltungsblatt, Berlin. 
Band 62 Heft 52 bis Band 63 Heft 9. Vom 25, Dezember 1941 bis 28, Februar 
1942, 
(52:) Beamtenrechtliche Probleme. — (1/2:) Rechtsfragen zu Verkehrs- 
unfällen bei dem Westwallbau, — (8/4:) Wer haftet für den gefährlichen 
Zugangsweg. — (5/6:) Neue Kinderzuschläge im Bereich des öffentlichen 
Dienstes. — (9:) Der Ausgleich von Schäden, die durch Luftschutzmaß 
nahmen verursacht sind. 


Ruhr- und Rhein-Wirtschaftszeitung. Essen. 
23, Jahrg. Heft 3 bis 8/9. Vom 16. Januar bis 27. Februar 1942, 


(3:) Helft der Reichsbahn. — (4/5:) Bewährung der Binnenschiffahrt, — 
(6/7:) Der Rheinfrachtentarif. — (8/9:) Sparsame Energiewirtschaft. 


Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 
Вапа 119 Nr, 3 bis 9, Vom 17, Januar bis 28, Februar 1942. 

(8:) Zum Durchschlag des Axenberg-Tunnels der SBB. — (5:) Zur Sicher- 
heit der Seilbahnseile. — Altes und Neues über die Entwicklung der Über 
tragstechnik in der Telephonie. — (6:) Die Lasten und Leistungen der 
schweiz, Bisenbahnen für Staat, Volk und Wirtschaft, — Einige Gedanken 
zum Problem des Ausbaues unserer Wasserkräfte, — (7:) Graphische Be- 
rechnung der Seile mehrfeldriger Luftseilbahnen. — Warum wir auf den 
Schweizer Bahnen links fahren. — (9:) Seebach-Wettingen, die Wiege der 
Blektrifikation der Schweiz. Bundesbahnen. 


SBB Nachrichten-Blatt. Bern. 
18. Jahrg. Nr, 12 bis 19. Jahrg. Nr. 2. Vom Dezember 1941 bis Januar 1942, 
(12:) Brünig-Gepäcktriebwagen Fhe 4/6 Nr. 901—916, — Wagenanschrif- 
ten und Bezettelung. — Eine Tribüne der Verkehrswissenschaft. — (1:) 
Seebach-Wettingen, die Wiege der Elektrifizierung der Schweiz. Bundes- 
bahnen. — Die Erstellung des zweiten Geleises am Vierwaldstättersee, — 
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Die Normalspur in der Schweiz. — Verbesserung von Wassereinrichtun- 
gen in Wärterhäusern, — Schneeschutzbauten der Gornergrat-Bahn, — 
(1/2:) Die rechtlichen Beziehungen des Eisenbahngebietes zum nachbar- 
lichen Grundeigentum, — (2:) Seebach-Wettingen, die Wiege der Elek- 
trifizierung der Schweiz. Bundesbahnen, — Seebach-Wettingen elektrisch. 
— Der neue Nebengebührentarif, 


Spoor- en Tramwegen. Utrecht-den Haag. 


15. Jahrg, Heft 1 bis 4. Vom 3. Januar bis 14. Februar 1942, 


(1:) Die erste Gasturbinenlokomotive. — Der zivile Luftverkehr in 
Niederl.-Indien, — Die Neuregelung der niederl. Binnenschiffahrt, — Zu- 
sammenlegung privater Eisenbahnen in der Schweiz. — Eindrücke von 
der Oslo-Bergen-Bahn, — (2:) Der Umfang des Güterverkehrs in den 
Niederlanden. — Etwas über die Verstärkung des Bahnkörpers (auch 
in (3). — Die Untergrundbahn in Mailand, — (3:) Verlorene und über- 
zählige Güter. — (4:) Die Elektrisierung der Brünigbahn. 


Türkische Eisenbahnzeitschrift (Demiryollar Dergesi). Ankara. 


16. Jahrg. Nr. 195/6 bis 17. Jahrg. Nr. 196/2, Vom Mai/Juni bis September! 
Oktober 1941. 


(195/6:) Rationelle Organisation der Koordination. — Eisenbahnlehrkurse 
in Eskisehir. — Unsere jungen Eisenbahner. — Moderne Organisation 
des Bürowesens, — Heutige und morgige Züge in Amerika, — Die Eisen- 
bahn Dakar—Niger. — Die Eisenbahnen auf der Insel Madagaskar. — 
Die Krankheit der Wasserpocken. — (196/1—2:) Das 18. Jahr der türki- 
schen Republik und die Staatsbahnen. — Bau der wichtigen türkischen 
Kohlenbahn von Zonguldak nach Kozlu in Verlängerung der Bahn 
Irmak—Filyos—Zonguldak. — Bau der Bahn Elzig—Van—Iranische 
Grenze (mit Abbildungen). — Bau der Bahn Diyarbakir—Cizre—Irakische 
Grenze (mit Abbildungen). — Standardisierung der Betriebsstoffe und 
Organisation der Betriebsstofflager, — Wann gilt eine Maschine als ver- 
altet? — Unterhaltung und Untersuchung der Motoren. — Verschiedene 
Krankheiten. — Der türkische Eisenbahnpavillon auf der internationalen 
Messe in Izmir. — Die Messe in Izmir. — Die türkischen Staatsbahnen in 
den beiden letzten Jahren. 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen. Berlin. 


Band 12 Heft 6 bis Band 13 Heft 2. Vom Dezember 1941 bis Februar 1942. 


(6:) Die jüngste verkehrsrechtliche Rechtsprechung der Amts- und Land- 
gerichte, — Einfriedigungen zwischen der Eisenbahn und ihrer Um- 
gebung. — (2:) Exkurs zur Frage der Bahnhaftung aus dem Personen- 
beförderungsvertrag. 
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Verkehrsrechtliche Rundschau. Berlin-Charlottenburg. 
21. Jahrg. Heft 1/2. Vom Februar 1942, 
Die Geeignetheit des Lade- und Löschplatzes, — Der Verkehr während 
der Verdunkelung und bei Fliegeralarm. — Die Berechnung des Lager- 


geldes. — Die Zahlungspflicht des Empfängers nach dem 106. (Ab- 
änderungsvorschlüge zur IÜG.-Konferenz). 


Verkehrstechnik. Berlin. 
Band 23 Heft 1 bis 5. Vom 5. Januar bis Б, März 1942, 

(1:) Großraum-Omnibusse. — Der neue vierachsige Leicht-Triebwagen 
der Züricher Straßenbahn, — Die Zukunft der deutschen Straßenbahnen. 
— (8:) Die neue Nahverkehrstarifordnung (NVT.). — Die Vorschaurech- 
nung und Wirtschaftsplanung der Verkehrsbetriebe, — Der Posener Obus- 
betrieb. — Obusanlage für Güterverkehr in Italien, — Der Breslauer Steh- 
wagen. — (4:) 40 Jahre Berliner U-Bahn. — Die Entwicklung der Hoch- 
und Untergrundbahn in Berlin. — Die Berliner U-Bahnwagen und ihre 
Unterhaltung. — 60 Jahre Berliner Stadtbahn. — (5:) Methangasbetrieb 
in Mailand. — Straßenbahn-Bogengleise auf besonderem Bahnkörper. — 
Voraussetzungen und Grenzen der Verkehrsregelung. 


Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht. Berlin. 
9. Jahrg. Heft 3. Vom 1. Februar 1942, 


Die Reichsbahn in der Hand des Reichs. — Zum 5. Jahrestag der Rück- 
gliederung der Reichsbahn. 


Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen. Berlin. 
37. Jahrg. Nr. 1 bis 2/3. Vom 10. Januar bis 20. Februar 1942, 


(1:) Die bisherige Entwicklung des optischen Zugschlußmelders, — 
(1 u, 2/3:) Die selbsttätigen Warnlichtanlagen der Deutschen Reichsbahn, 
— (2/3:) Die Sicherungs- und Streckenblockanlagen österreichischer Bau- 
art, — Die neue Streckenfernsprechvorschrift (DV. 441). 


Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahnverkehr. Bern. 
50. Jahrg. Nr, 1 bis 2. Vom Januar bis Februar 1942. 
(1:) Die Anfänge der Eisenbahnen in der Schweiz. — Die beim Beförde- 


rungsvertrag für den Reisenden bestehende Rechtsunsicherheit. — (2:) 
Aus dem Eisenbahnverkehr Portugals. — Eine Abänderung des Art. 28 
10G.? 


Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahn-Verwaltungen. Berlin. 
82, Jahrg. Hefte 1 bis 10. Vom 1. Januar bis 5. März 1942, 


(1:) Fünfundzwanzig Jahre Nederlandsche Spoorwegen. — Die Entwick- 
lung des Verkehrs. — (2:) Die planmäßige Gleispflege bei der Deutschen 
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Reichsbahn. — Maßnahmen zur straffen Ausübung des Ermittlungs- 
dienstes im Empfang bei großen Güterabfertigungen. — (3:) Über die 
üntwicklung der elektrischen Bahnen. — (4:) Geschichte der Entstehung 
der Kaschau-Oderberger Eisenbahn, — Die Eisenbahnen von Chile, — 
(5:) Die induktive Zugbeeinflussung bei der Deutschen Reichsbahn. — 
Das vereinfachte Revisionsverfahren bei internationalen staatlichen Ver- 
einbarungen. — (6:) Kaufkraftwährung. — Ein neues Tränkverfahren. == 
(7:) Die soziale Fürsorge der Deutschen Reichsbahn, — Irak und seine 
Eisenbahnen, — (8:) Das neue deutsche Frachterstattungsrecht. — (9:) 
Die Eisenbahngüterabfertigung. — (10:) Die Dänischen Staatsbahnen am 
Jahreswechsel 1941/42, — Mechanisierung der Frachtenkontrolle im Güter- 
verkehr der Italienischen Staatsbahnen, 


Zentralblatt der Bauverwaltung vereinigt mit Zeitschrift für Bauwesen. Berlin. 
62. Jahrg. Heft 5/6. Vom 4. Februar 1942. 
Gottwalt Schaper +. 
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Die Kreuzung von Schienenbahnen mit anderen Verkehrswegen'. 


Von 
Oberreichsbahnrat Dr, jur. Finger in Nürnberg. 


Einleitung. 
Bedeutung der höhengleichen Kreuzung. 


Wie das Blut als Träger der für die Erhaltung des menschlichen 
Körpers notwendigen Stoffe durch die Adern den einzelnen Organen zu- 
geführt wird, so wird der Strom der für die Erhaltung des völkischen 
Lebens unentbehrlichen Güter durch die Verkehrsadern — Straßen, 
Eisenbahnen und Wasserstraßen — den einzelnen Verarbeitungs- und 
Verbrauchsstätten zugeleitet. Der feinen Verästelung des Verkehrsnetzes 
entsprechend sind die Berührungen und Überschneidungen der einzelnen 
Verkehrswege zahlreich. Soweit diese Kreuzungen in verschiedenen 
Ebenen über- und untereinander liegen, bieten sie, rechtlich gesehen, 
kaum irgendwelche Besonderheiten. Dagegen ergibt sich für die höhen- 
gleichen Kreuzungen mehrerer Verkehrsstraßen eine ganze Reihe von 
Fragen, auf deren Lösung angesichts der lebenswichtigen Bedeutung 
sicherer und ungehemmter Verkehrsabwicklung die Aufmerksamkeit von 
Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung gerichtet sein muß. Da- 
bei gilt es vor allem, die sich aus der verkehrsfeindlichen Wirkung der 
höhengleichen Kreuzung ergebenden Verkehrserschwernisse 
und Verkehrsgefahren, die sich hier niemals gänzlich ausschalten lassen, 
wenigstens nach Möglichkeit herabzumindern und in ihren Auswirkun- 
gen abzuschwächen, 

„Verkehrsfeindlich“ wirkt die höhengleiche Kreuzung 
mehrerer Verkehrswege in doppelter Hinsicht: 

a) sie ist einmal ein Hemmnis für den glatten Ablauf des Ver- 
kehrsstroms auf dem einen oder anderen oder auch auf beiden 
Verkehrswegen, und sie ist ferner 

b) eine Gefahrenquelle, was die Sicherheit der Verkehrs- 
abwicklung betrifft. 

1 Nach einem Vortrag im Rahmen des Arbeitswerks des NS.-Rechtswahrer- 

bundes, Gau Franken, in Nürnberg am 3. Februar 1942. — Vgl. auch den Auf- 
satz „Bahnkreuzungsrecht“ in den „Verkehrsrechtlichen Abhandlungen und Ent- 


scheidungen* 1942 Seite 81, der eine gedrängte Zusammenfassung der hier aus- 
führlicher behandelten Gedanken bringt. 


Archiv für Eisenbahnwesen, 1942, 24 
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Ein Ausschnitt aus dem so umrissenen Fragengebiet, die Kreuzung 
der Schienenbahnen mit anderen Verkehrswegen, soll im Rahmen 
dieses Aufsatzes näher dargestellt werden. 


I. Kreuzungen von Schienenbahnen und Wasserstraßen. 
A. Bau von Kreuzungen. 
1. Gestaltung der Kreuzung. 

Die ideale Lösung — nur schienenfreie Kreuzungen — ist nur im 
Verhältnis von Schienenbahnen und Wasserstraßen restlos durchgeführt. 
Höhengleiche Kreuzungen verbieten sich hier von selbst. Als einzig- 
artiges Gegenbeispiel wäre wohl die frühere Eisenbahnschiffbrücke über 
den Rhein bei Maxau zu nennen, die vor einigen Jahren durch eine feste 
Rheinbrücke ersetzt worden ist. 

Fast in allen Fällen führt die Eisenbahn über den Wasserweg 
hinweg. Eine der seltenen Ausnahmen bildet 2. В. die Bahnunterführung 
unter dem Großschiffahrtsweg Berlin—Stettin bei Eberswalde. 

Dafür, daß die Gestaltung der Bahnkreuzungsanlagen den Bedürf- 
nissen der Wasserstraße Rechnung trägt, bietet die Feststellung der 
Eisenbahnbaupläne im Wege des förmlichen Planfeststellungsverfahrens 
Gewähr, das sich für die Reichsbahn nach $ 23 ReichsbG,., für die nicht- 
reichseigenen Bahnen nach Landesrecht vollzieht. Wo dem Landesrecht 
ein derartiges Verfahren nach preußischem Muster unbekannt ist, nimmt 
das Baugenehmigungsverfahren seine Stelle ein. Im Rahmen dieser Ver- 
fahren sind jedenfalls die Bedürfnisse des Wasserwegs sachgemäß zu 
berücksichtigen. 

Für die Änderung bestehender Eisenbahn-Kreuzungsbauwerke 
gelten diese Gesichtspunkte sinngemäß. 


2. Kostenregelung. 

Für die Verteilung der durch den Bau oder die Änderung von Kreu- 
zungsanlagen entstehenden Kosten wird im Verhältnis der Schienen- 
bahnen zu den Wasserstraßen vom Veranlassungsgrundsatz 
auszugehen sein, der mangels abweichender Vereinbarungen zwischen 
den Beteiligten wohl allein eine brauchbare und gerechte Grundlage ab- 
gibt. Bei der Kostenregelung für die Herstellung neuer Kreuzungen 
folgt auch das Kreuzungsgesetz (s. u. III) im allgemeinen dem Veran- 
lassungsgrundsatz. Danach sind die Kosten der Schaffung von Kreu- 
zungsanlagen bei neuen Schienenbahnen als Teil der Baukosten der 
neuen Linie von der Schienenbahn zu tragen. Für Straßenbahnen gilt 
dieser Grundsatz nur, soweit sie „außerhalb des Verkehrsraums einer 
öffentlichen Straße“ verlaufen (в. u. ПА 1d). Denn die innerhalb 
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einer Straße liegende Straßenbahn tritt auch der Wasserstraße nur als 
Benutzerin der Straße gegenüber (vgl. $ 12 Abs. 1 KreuzG.; Innenver- 
hältnis Straßenbahn — Straße bleibt hiervon unberührt). Umgekehrt 
fallen beim Bau eines neuen Wasserwegs diesem die Kosten der Kreu- 
zungsbauwerke mit bereits vorhandenen Schienenbahnen zur Last. Sind 
beide Verkehrswege an der Kreuzungsstelle neu, so sind die Gesamt- 
kosten der Herstellung der Kreuzung von beiden je zur Hälfte zu über- 
nehmen (vgl. $ 6 Abs. 1 KreuzG.). Eine entsprechende Anwendung des 
$ 6 Abs. 2 KreuzG. (: Privatanschlußbahn trägt Gesamtkosten, auch 
wenn beide Verkehrswege neu sind) verbietet sich dagegen wegen des 
Ausnahmecharakters dieser Bestimmung. 

Dem Veranlassungsgrundsatz entsprechend hat ferner der Unter- 
nehmer des neuen Verkehrswegs dem des bereits vorhandenen die durch 
die Schaffung der Kreuzung entstehenden Mehrkosten der Unterhaltung 
seiner Anlagen und wohl auch etwaige Betriebsmehrkosten zu erstatten 
(vgl. $ 8 Abs. 2 KreuzG.). Sind beide Verkehrswege an der Kreuzungs- 
stelle neu, werden auch die Unterhaltungskosten — ebenso wie die Bau- 
kosten — von beiden Unternehmern je zur Hälfte zu tragen sein. 

Bezüglich der Änderung von Kreuzungen von Reichsbahnstrecken 
mit anderen Verkehrswegen war der Veranlassungsgrundsatz, ergänzt 
durch den Gedanken der Vorteilsanrechnung, früher in $ 39 des Reichs- 
bahngesetzes von 1930 gesetzlich festgelegt (das neue Reichsbahngesetz 
vom 4. Juli 1939 enthält eine derartige Vorschrift nicht). $ 39 des frühe- 
ren Reichsbahngesetzes bestimmte: 

„Wenn an einer Kreuzung der Reichsbahn mit einem öffentlichen 
Verkehrsweg infolge Vermehrung des Verkehrs oder sonstiger Verände- 
rung der Verhältnisse die Anlagen der Reichsbahn oder des Verkehrs- 
wegs oder beider geändert werden müssen, so sind die Kosten von der 
Reichsbahn zu tragen, wenn die Veränderung allein durch den Reichs- 
bahnverkehr veranlaßt war, vom Wegebaupflichtigen, wenn sie allein 
durch den Wegeverkehr veranlaßt war, in jedem Falle unter Heran- 
ziehung des anderen Teils zu den Kosten in dem Umfang, in dem er von 
der Veränderung finanzielle Vorteile hat. Die Kosten sind zwischen 
beiden angemessen zu verteilen, wenn die Veränderung sowohl durch 
den Reichsbahn- als auch durch den Wegeverkehr veranlaßt war. Bei 
Streit über die Verteilung der Kosten wird die endgültige Entscheidung, 
soweit sie nicht in einem Verwaltungsstreitverfahren ergeht, vom Reichs- 
verkehrsminister getroffen.“ 

Es besteht kein Anlaß, diesen Grundsatz auf Reichsbahnstrecken 
zu beschränken. Vielmehr dürfte er auf die nichtreichseigenen Eisen- 
bahnen und die außerhalb einer öffentlichen Straße liegenden Straßen- 

24% 


360 Die Kreuzung von Schienenbahnen mit anderen Verkehrswegen. 


bahnen ebenfalls anzuwenden sein, da weder die „Interessentheorie“ 
(Änderungskosten trägt der Verkehrsweg, der an der Änderung ein Inter- 
esse hat) noch der „Prioritätsgrundsatz“ (Kosten trägt der später an- 
gelegte Verkehrsweg) zu befriedigenden Ergebnissen führen. Die beson- 
deren Gründe, die zu der vom Veranlassungsgrundsatz abweichenden 
Kostenregelung in $ 5 Abs. 2 KreuzG. geführt haben (в. и, ПІ) — För- 
derung des Baues schienenfreier Kreuzungen auch durch finanzielle 
Entlastung der Träger der Straßenbaulast —, liegen im Verhältnis der 
Schienenbahnen zu den Wasserstraßen nicht vor. Eines Abweichens vom 
Veranlassungsprinzip bedarf es hier daher nicht. 

Somit fallen — abweichende Vereinbarungen der Beteiligten auch 
hier vorbehalten — die Kosten der Änderung von Kreuzungen zwischen 
Schienenbahnen und Wasserstraßen grundsätzlich dem Verkehrsweg zur 
Last, dessen verkehrliche Entwicklung die Änderung der Kreuzung ver- 
ursacht. Der andere Beteiligte hat nach Maßgabe der sich für ihn aus 
der Baumaßnahme ergebenden finanziellen Vorteile zu den Baukosten 
beizutragen. 

Die durch die Änderung einer vorhandenen Kreuzung bedingten 
Mehrkosten der Unterhaltung der Anlagen des einen oder anderen Ver- 
kehrswegs sowie etwaige Betriebsmehrkosten sind in demselben Ver- 
hältnis wie die Baukosten von dem Verkehrsträger zu übernehmen, der 
für die Änderung der Kreuzung die Veranlassung bildet. 


B. Sicherung der Kreuzungen, 

Überquert die Bahn die Wasserstraße mittels einer beweglichen 
Brücke, so ist diese durch Signale zu decken und mit diesen so in Ab- 
hängigkeit zu bringen, daß das Signal erst auf Fahrt gestellt werden 
kann, wenn die Brücke geschlossen und verriegelt ist, und daß anderer- 
seits die Brücke nicht entriegelt werden kann, solange das Signal auf 
Fahrt steht ($$ 21 Abs. 5 ВО., 16 Abs. 3 BS.). 


П. Kreuzungen von Schienenbahnen miteinander. 
A. Bau von Kreuzungen, 
1. Gestaltung der Kreuzung. 
a) Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs. 
Außerhalb der Einfahrsignale der Bahnhöfe oder der Deckungs- 
signale der Abzweigstellen dürfen Kreuzungen von dem allgemeinen 
Verkehr dienenden Eisenbahnen miteinander nicht angelegt werden 
($$ 13 Abs. 1 BO., 8 Abs. 1 BS.). Die Herstellung einer derartigen Kreu- 
zung innerhalb der Deckungssignale der Abzweigstellen bedarf der Ge- 
nehmigung des Reichsverkehrsministers. Erläuternd darf hierzu bemerkt 
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werden: $ 13 BO. gilt nicht nur für die Kreuzung von Strecken verschie- 
dener Bahnunternehmen, sondern auch von mehreren Strecken derselben 
Bahn. Ob eine Bahn eine solche des allgemeinen Verkehrs und ob sie 
eine Haupt- oder Nebenbahn ist, bestimmt der Reichsverkehrsminister 
(5 3 DVO. ReichsbG,, $ 1 Abs. 1 Satz 4 BO.). Unter einer Abzweigstelle 
ist nach $ 6 Abs. 4 ВО. eine Bahnanlage der freien Strecke zu verstehen, 
wo Züge ein Gleis der freien Strecke unter Freigabe des Gleises für einen 
anderen Zug verlassen oder in ein solches Gleis einfahren können. Die 
Zweckbestimmung des „Deckungssignals“ ergibt sich aus $ 21 Abs. 6 BO. 
Danach sind die höhengleichen Kreuzungen zweier Bahnen des all- 
gemeinen Verkehrs durch Hauptsignale in gegenseitiger Abhängigkeit 
zu decken. Das bedeutet, daß jeweils das eine der beiden Signale nur 
dann auf Fahrt gestellt werden kann, wenn sich das andere in der Halt- 
stellung befindet. 

Höhengleiche Kreuzungen zwischen einer Eisenbahn des allgemei- 
nen Verkehrs und einer Kleinbahn oder einer Eisenbahn des nichtöffent- 
lichen Verkehrs kann der Reichsverkehrsminister auch außerhalb der 
Einfahrsignale der Bahnhöfe und der Deckungssignale der Abzweig- 
stellen zulassen ($$ 13 Abs. 2 BO., 8 Abs. 2 BS.). Über Bahnkreuzungen 
mit Straßenbahnen s. u. d). 

In allen diesen Fällen kann der Präsident der örtlich zuständigen 
Reichsbahndirektion (soweit es sich um eine nichtreichseigene Bahn des 
allgemeinen Verkehrs handelt, in seiner Eigenschaft als Reichsbevoll- 
mächtigter für Bahnaufsicht) vorübergehend anzulegende Kreuzungen, 
2. В. mit Arbeits- oder Baugleisen bei Streckenarbeiten, zulassen ($$ 13 
Abs. 3 BO., 8 Abs. 3 BS.). 


b) Kleinbahnen. 

Für die Kreuzungen von Kleinbahnen untereinander und mit Eisen- 
bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs gilt z.Z. noch Landesrecht. In 
Preußen gelten die Bau- und Betriebsvorschriften für nebenbahnähnliche 
Kleinbahnen mit Maschinenbetrieb vom 15. Januar 1914 mit späteren 
Änderungen (ЕУВІ. 1914, 41). Nach $ 10 dieser Vorschriften werden die 
zur Wahrung der Betriebssicherheit zu stellenden Bedingungen, unter 
denen schienengleiche Kreuzungen der Kleinbahnen untereinander zu 
genehmigen sind, in jedem Einzelfall besonders festgesetzt; eine Ände- 
rung dieser Bedingungen nach den im Betrieb zu sammelnden Erfah- 
rungen bleibt den Aufsichtsbehörden vorbehalten. 

In Bayern sind mit gewissen Einschränkungen durch Bekannt- 
machungen des Staatsministeriums für die wichtigsten Kleinbahnen die 
Bestimmungen der BO, über Nebenbahnen (oder auch, wie für die Bay- 
rische Zugspitzbahn, die der BS.) für anwendbar erklärt (vgl. Bay. 
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GVOBI. 1929, 168; 1930, 17, 393; 1931, 272; 1932, 229; 1938, 196). In- 
soweit gelten also, soweit nicht für die einzelne Bahn Ausnahmen zu- 
gelassen sind, die Ausführungen zu a) sinngemäß. 

Über die Kreuzung von Kleinbahnen mit Straßenbahnen в. u. 4). 


с) Bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs. 

Auch für die Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs gilt im 
allgemeinen noch Landesrecht. Über die Anlage der Kreuzungen solcher 
Bahnen miteinander oder mit Kleinbahnen wird im Rahmen des Plan- 
feststellungs- oder Baugenehmigungsverfahrens mitentschieden. 

Innerhalb der Gruppe der Eisenbahnen des nichtöffentlichen Ver- 
kehrs nehmen die Eisenbahnen der Reichswerke Aktiengesellschaft für 
Berg- und Hüttenbetriebe „Hermann Göring“ und ihrer Konzernunter- 
nehmen eine Sonderstellung ein. Die Eisenbahnen der „Her- 
mann-Göring-Werke* sind als Werkbahnen zwar Eisenbahnen 
des nichtöffentlichen Verkehrs. Wegen ihrer außerordentlichen Bedeu- 
tung, ihrer Lage in den Ländern Preußen, Braunschweig und in der Ost- 
mark und wegen der hierdurch bedingten landesrechtlichen Verschieden- 
heiten sind ihre Rechtsverhältnisse durch Verordnung vom 20. Februar 
1940 (RGBl. I S. 400; geändert durch Verordnung vom 18. September 1941, 
RGBI. I S. 583) jedoch reichsrechtlich geregelt worden. Gemäß $ 6 dieser 
Verordnung in Verbindung mit $ 1 der Bau- und Betriebsvorschrift für 
die Eisenbahnen der Reichswerke vom 1. März 1940 (RGBl. І S. 460) 
finden auf diese Bahnen die Bestimmungen der BO. sinngemäß Anwen- 
dung. In baulicher und betrieblicher Hinsicht werden die Eisenbahnen 
der Reichswerke also wie Bahnen des allgemeinen Verkehrs behandelt, 
soweit der Reichsverkehrsminister nicht Abweichungen von den hiernach 
gültigen Bestimmungen anordnet. Mit dieser Maßgabe gelten die Aus- 
führungen zu a) entsprechend. 

Über Kreuzungen der Bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs mit 
Straßenbahnen в, u. d). 


d) Straßenbahnen. 

Nach $ 12 Abs. 1 KreuzG. stehen Straßenbahnen außer- 
halb des Verkehrsraums einer öffentlichen Straße 
im Verhältnis zu den Eisenbahnen den Straßen gleich, Nach $ 3 Per- 
sonenbeförderungsgesetz sind Straßenbahnen solche Schienenbahnen, die 
ausschließlich oder überwiegend dem öffentlichen Personenverkehr 
innerhalb der Orte dienen, ferner solche Bahnen, die trotz der Verbin- 
dung von Nachbarorten infolge ihrer hauptsächlichen Bedeutung für den 
Personenverkehr und ihrer baulichen und betrieblichen Einrichtungen 
den Ortsstraßenbahnen ähneln. Als Straßenbahnen gelten auch die auf 
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straßenfreiem Bahnkörper liegenden, dem öffentlichen Personenverkehr 
innerhalb der Orte oder dem Nachbarortverkehr dienenden Hoch- 
und Untergrundbahnen (Stadtschnellbahnen). 


Praktisch bedeutsam, gerade bezüglich der Bestimmungen für den 
Bau und das Befahren höhengleicher Kreuzungen, ist die Unterscheidung 
der Straßenbahnen in solche, die innerhalb, und solche, die außerhalb 
des Verkehrsraums einer öffentlichen Straße liegen. Den Verkehrsraum 
einer öffentlichen Straße bildet nach AB. 16 zu $ 4 ВО. Strab, der im 
Zuge der Straße gelegene Raum, der für den öffentlichen Verkehr vor- 
gesehen ist. Eine Straßenbahn liegt auch dann innerhalb des Verkehrs- 
raums der Straße, wenn sie auf besonderem Gleiskörper in die Straßen- 
fahrbahn eingefügt ist. Wird sie auf besonderem Bahnkörper an einer 
Straßenseite geführt, so liegt sie auch dann noch innerhalb der Straße, 
wenn sich wenigstens ein Teil des Straßenverkehrs, sei es auch nur Fuß- 
gänger- oder Radfahrverkehr, beiderseits der Bahn abspielt und wenn 
dieser Verkehr Teil des Gesamtverkehrs der Straße ist. Außerhalb der 
Straße liegen Straßenbahnen, die unabhängig von der Straße auf eige- 
nem Bahnkörper verlaufen. Für diese gilt die Bestimmung des $ 12 
Abs. 1 KreuzG., d.h. auf sie sind — soweit ihre Beziehungen zu Eisen- 
bahnen in Frage stehen — die Vorschriften des KreuzG. wie auf Straßen 
anzuwenden, 


Somit sind gemäß $ 2 Satz 1 KreuzG. neue Kreuzungen 
zwischen einer außerhalb einer öffentlichen Straße liegenden Straßen- 
bahn und einer Eisenbahn des öffentlichen Verkehrs oder einer Privat- 
anschlußbahn grundsätzlich schienenfrei auszuführen. Ausnahmen 
können nach $ 2 Satz 2 KreuzG. in Einzelfällen und für bestimmte Arten 
von Kreuzungen zugelassen werden. Für derartige Entscheidungen ist 
nach $ 4 KreuzG. der Reichsverkehrsminister zuständig. Trotz des ent- 
gegenstehenden Wortlauts des $ 4 wird es in diesen Fällen des Einver- 
nehmens mit dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen nicht 
bedürfen, da sich dessen Zuständigkeiten nach dem Erlaß vom 80, No- 
vember 1933 (RGBl. I $. 1057) auf die Förderung des Bauen der Reichs- 
autobahnen und die Ausgestaltung des Landstraßennetzes beschränken 
(vgl. auch $ 17 Reichsautobahngesetz vom 29. Mai 1941, RGBI. I S. 313). 
Im vorliegenden Fall aber handelt es sich lediglich um die Kreuzung 
zweier Schienenbahnen, und an diesen Fall ist in $ 4 Satz 1 KreuzG, 
wohl nicht gedacht. Dagegen wird der Reichsverkehrsminister sich des 
Einvernehmens des Reichsministers des Innern gemäß $ 4 Satz 2 KreuzG. 
zu vergewissern haben, da an den Straßenbahnunternehmungen, soweit 
sie nicht überhaupt Eigenbetriebe von Gemeinden oder Gemeindever- 
bänden sind, diese doch zumeist überwiegend beteiligt sein werden. 
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Bei bestehenden Kreuzungen zwischen Eisenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs oder Privatanschlußbahnen und außerhalb einer 
öffentlichen Straße liegenden Straßenbahnen können ferner zur Ver- 
besserung der Verkehrsabwicklung auf dem einen oder anderen oder auch 
auf beiden Verkehrswegen die in $ 3 KreuzG. vorgesehenen Maßnahmen 
angeordnet werden, insbesondere die Ersetzung der schienengleichen 
durch eine schienenfreie oder sonstige Änderungen der Kreuzung (Ein- 
zelheiten в. u. ША 1), 


Soweit die Straßenbahn innerhalb des Verkehrsraums einer 
öffentlichen Straße liegt, gilt sie nach $ 12 Abs.2 KreuzG, nur als Be- 
nutzerin der Straße, Hier tritt also an der Kreuzung nur die Straße, 
nicht auch die Straßenbahn, der Eisenbahn gegenüber; die Straßenbahn 
steht in Rechtsbeziehungen lediglich zu der von ihr benutzten Straße. 
Auf eine derartige Kreuzung (Eisenbahn — Straße) aber finden die Vor- 
schriften des KreuzG. unmittelbar Anwendung. Für den Bau und die 
Änderung derartiger Kreuzungen muß nötigenfalls im Rahmen der 
$$ 3, 4 KreuzG. auch das Einverständnis des Generalinspektors für das 
deutsche Straßenwesen eingeholt werden. 


Durch die Bestimmungen des KreuzG. sind die früher auch für den 
Bau von Kreuzungen zwischen Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs 
und Straßenbahnen geltenden Vorschriften der $$ 10 BO. Strab., 13 BO. 
(в. о. a) teilweise ergänzt und abgewandelt worden, Nach wie vor gültig 
ist die Bestimmung іп $ 29 DVO. PBG., wonach Straßenbahnbaupläne, 
durch die Anlagen der Deutschen Reichsbahn oder einer privaten Eisen- 
bahn des öffentlichen Verkehrs berührt werden, im Einvernehmen mit 
der Reichsbahn oder dem Reichsbevollmächtigten für Bahnaufsicht fest- 
gestellt werden müssen. 

Auf Kreuzungen zweier Straßenbahnen miteinander, 
von denen mindestens die eine außerhalb einer öffentlichen Straße liegt, 
sowie auf Kreuzungen einer Straßenbahn mit einer Bahn des nicht- 
öffentlichen Verkehrs (ausgenommen Privatanschlußbahnen — für diese 
gilt das Kreuzungsgesetz!) finden weiterhin die Bestimmungen des $ 10 
Abs. 3 BO. Strab. Anwendung, wonach der Reichsverkehrsminister die 
Genehmigungsbefugnis für höhengleiche Kreuzungen auf andere Stellen 
übertragen kann. Vorbehalten ist ihm bis auf weiteres die Genehmigung 
höhengleicher Kreuzungen von Straßenbahnen und Eisenbahnen des 
nichtöffentlichen Verkehrs (AB. 44 zu $ 10 Abs. 3 BO. Strab.). Dagegen 
war die Genehmigung der Kreuzungen zweier Straßenbahnen, von denen 
mindestens eine außerhalb einer öffentlichen Straße liegt, bisher dem 
Reichsbevollmächtigten für Bahnaufsicht übertragen, d. h. dem Präsi- 
denten der Reichsbahndirektion, in deren Bezirk der örtliche Betriebs- 
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leiter des Straßenbahnunternehmens seinen Sitz hatte. Durch den Erlaß 
des Reichsverkehrsministers vom 23. Februar 1942 (RVBl. В 8. 22; vgl. 
auch Erlaß vom 9. März 1942, КУВІ. В 8.81) sind die Reichsbevollmäch- 
tigten nunmehr seit dem 1. April 1942 von der technischen Aufsicht über 
die Straßenbahnen entbunden worden. Diese Aufsicht wird seither bis 
auf weiteres von den Bevollmächtigten für den Nahverkehr ausgeübt, in 
deren Bezirk der Sitz der Straßenbahn-Betriebsleitung liegt. Die Nah- 
verkehrsbevollmächtigten führen die ihnen obliegenden Aufsichts- 
geschäfte unter der Bezeichnung „Bevollmächtigter für den Nahverkehr 
— Technische Aufsichtsbehörde“, Wie bisher die Reichsbevollmächtigten, 
so haben fortan die technischen Aufsichtsbehörden über die Frage der 
Genehmigung derartiger Straßenbahnkreuzungen im Einvernehmen mit 
der Verwaltungsaufsichtsbehörde zu entscheiden (АВ. 11 zu $ 3 ВО. 
Strab.), Verwaltungsaufsichtsbehörde ist die Genehmigungsbehörde. 
Welche Behörden als Genehmigungsbehörden berufen sind, bestimmt sich 
nach der Anordnung des Reichsverkehrsministers vom 6. Dezember 1937 
in Verbindung mit $ 1 DVO. РВС. vom 26. März 1935 (RGBI. I S, 473). 
In Preußen sind es die Regierungspräsidenten,. in Berlin der Polizei- 
präsident, in Bayern sind es die Regierungen. 

Die Genehmigung zur Anlage einer höhengleichen Kreuzung meh- 
rerer Straßenbahnen, von denen wenigstens eine außerhalb einer öffent- 
lichen Straße liegt, darf nur erteilt werden, wenn den in AB. 43 zu $ 10 
Abs. 3a BO. Strab. gegebenen Richtlinien entsprochen wird. Danach 
gilt folgendes: 


1. Die Kreuzung soll entweder durch Weichenverbindungen zwischen 
parallel laufenden Gleisen einer gemeinsamen Haltestelle durch- 
geführt werden, oder die einander kreuzenden Strecken sollen sich 
möglichst senkrecht schneiden, 

2. Der Oberbau an der Kreuzungsstelle ist so durchzubilden, daß einer- 
seits genügende Sicherheit gegen Entgleisen vorhanden ist, anderer- 
seits Stöße beim Überfahren der Kreuzungsstelle nach Möglichkeit 
vermieden werden. In die Normen für den Bau und Betrieb der 
Straßenbahnen sind nähere Angaben über die technische Durch- 
bildung der Schienenkreuzungen aufzunehmen. 

3. Bei höhengleichen Kreuzungen zwischen Straßenbahnen, die beide 
auf eigenem Bahnkörper liegen, soll an der Kreuzungsstelle entweder 
eine gemeinsame Haltestelle gemäß Ziffer 1 oder für beide Bahnen 
je eine Haltestelle angelegt werden. Dabei muß mindestens eine der 
Haltestellen eine Zwangshaltestelle sein. Bei starkem Verkehr oder 
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unübersichtlichen Kreuzungen sollen voneinander abhängige Dek- 
kungssignale vorhanden sein, die die Fahrt über die Kreuzungsstelle 
nur für jeweils eine Strecke freigeben. 


Treten bei vorhandenen Kreuzungen zwischen Straßenbahnen, von 
denen mindestens eine außerhalb des Verkehrsraums einer öffentlichen 
Straße liegt oder zwischen einer Straßenbahn und einer Eisenbahn des 
nichtöffentlichen Verkehrs im Laufe der Zeit Änderungen ein, die die 
Sicherheit des Betriebs wesentlich berühren, so hat der Betriebsleiter 
die Regelung des neuen Zustandes zu veranlassen und die Genehmigung 
des Bevollmächtigen für den Nahverkehr als technischer Aufsichts- 
behörde zu seinen Vorschlägen einzuholen; dieser hat seinerseits das 
Einvernehmen mit der Verwaltungsaufsichtsbehörde herbeizuführen 
(AB. 45 zu $ 10 Abs. 3 BO. Strab.). 

Für Stadtschnellbahnen, die ebenfalls zu den Straßen- 
bahnen gehören (vgl. $ 3 PBG.), enthalten die für derartige Schnell- 
bahnen geltenden besonderen Ausführungs- und Ergänzungsbestimmun- 
gen zur BO. Strab. (AB. U 42 zu $ 10 BO, Strab.) das Verbot der Anlage 
höhengleicher Kreuzungen mit anderen Schienenbahnen irgend- 
welcher Art. 


2. Kostenregelung. 


Bezüglich der Kostenverteilung ist auch im Verhältnis der Schienen- 
bahnen zueinander — ebenso wie im Verhältnis der Schienenbahnen zu 
den Wasserstraßen — im allgemeinen vom Veranlassungsgrund- 
satz auszugehen; es kann daher insoweit im einzelnen auf die Aus- 
führungen unter ТА 2 verwiesen werden. Danach trägt der neue Ver- 
kehrsweg die Kosten der Herstellung der Kreuzung sowie etwaige Unter- 
haltungs- und Betriebsmehrkosten des alten Verkehrsträgers. Sind beide 
Verkehrswege an der Kreuzungsstelle neu, werden die Bau- und Unter- 
haltungskosten zwischen ihnen geteilt. Kosten der Änderung von Kreu- 
zungsanlagen und die sich daraus für den anderen Beteiligten etwa er- 
gebenden Unterhaltungs- und Betriebsmehrkosten trägt das Verkehrs- 
unternehmen, das die Kreuzungsänderung veranlaßt. 

Eine Ausnahme gilt lediglich bei der Änderung von Kreuzungen 
zwischen Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs oder von Privat- 
anschlußbahnen auf der einen und außerhalb einer öffentlichen Straße 
liegenden Straßenbahnen auf der anderen Seite. Wie unter II 1d aus- 
geführt, gelten in einem solchen Fall die Bestimmungen des Kreuzungs- 
gesetzes, wobei die Verpflichtungen des Trägers der Straßenbaulast 
nach $12 Abs.2 KreuzG. den Straßenbahnunternehmer treffen. Bei Kreu- 
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zungsänderungen sind hier daher die Vorschriften der $$ 5 Abs. 2, 8 Abs. 3 
KreuzG. maßgebend. Danach werden, wenn die Kreuzungsänderung 
durch die Überschneidung des Verkehrs der beiden Verkehrswege ver- 
anlaßt wird, die Baukosten geteilt; bei den Unterhaltungskosten findet 
grundsätzlich kein Ausgleich statt, d. h. jeder Verkehrsweg trägt die 
Unterhaltungskosten für seine Kreuzungsanlagen selbst. Auch für 
etwaige Betriebsmehrkosten kann er keinen Ersatz verlangen. (Näheres 
s. u, ША 2.) 


B. Sicherung der Kreuzungen. 
1. Bahnen des allgemeinen Verkehrs. 


Für Kreuzungen, an denen wenigstens eine Strecke des allgemeinen 
Verkehrs beteiligt ist, gilt $ 21 Abs. 6 BO. (für Schmalspurbahnen des 
allgemeinen Verkehrs $ 16 Abs. 4 BS.). Danach sind höhengleiche Kreu- 
zungen zweier Bahnen des allgemeinen Verkehrs durch Hauptsignale in 
gegenseitiger Abhängigkeit'zu decken. Über die Sicherung einer Kreu- 
zung einer Bahn des allgemeinen Verkehrs mit einer Kleinbahn oder 
einer Bahn des nichtöffentlichen Verkehrs trifft die zulassende Behörde, 
d. i. nach $ 13 BO. der Reichsverkehrsminister, nähere Bestimmungen. 

Vor den außerhalb der Einfahrsignale der Bahnhöfe oder der 
Deckungssignale der Abzweigstellen liegenden höhengleichen Kreuzun- 
gen zweier Bahnen des allgemeinen Verkehrs miteinander oder mit einer 
Bahn, die der ВО. nicht unterstellt ist, müssen alle Züge anhalten. Das 
Deckungssignal der Bahnkreuzung darf erst auf Fahrt gestellt werden, 
wenn der Zug zum Stillstand gekommen ist ($ 68 Abs. 1 BO.). Ausnahms- 
los gilt das jedoch nur für derartige höhengleiche Kreuzungen von 
Hauptbahnen, Bei außerhalb der Einfahrsignale der Bahnhöfe oder 
der Deckungssignale der Abzweigstellen gelegenen höhengleichen Kreu- 
zungen einer Haupt- mit einer Nebenbahn, zweier Nebenbahnen mitein- 
ander oder einer Haupt- oder Nebenbahn mit einer Kleinbahn oder einer 
Eisenbahn des nichtöffentlichen Verkehrs kann mit Zustimmung des 
Reichsverkehrsministers von dem Anhalten der Züge auf einer der kreu- 
zenden Bahnen abgesehen werden, wenn die Züge der anderen Bahn 
regelmäßig vor der Kreuzung anhalten oder wenn Flankenfahrten durch 
technische Einrichtungen ausgeschlossen sind. Diese Grundsätze gelten 
auch für die höhengleiche Kreuzung einer Bahn des allgemeinen Ver- 
kehrs mit einer Straßenbahn, die außerhalb des Verkehrsraums einer 
öffentlichen Straße liegt. (AB. 123 zu $ 36 BO. Strab.). Verläuft die 
Straßenbahn innerhalb der Straße, brauchen weder die Züge der Straßen- 
bahn noch die der kreuzenden Haupt- oder Nebenbahn vor der Kreuzung 
anzuhalten, wenn die Kreuzung nach Ansicht des Bevollmächtigten für 
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den Nahverkehr als technischer Aufsichtsbehörde den für diesen Fall 
gegebenen Anordnungen des Reichsverkehrsministers entspricht (§ 68 
Abs. 3 BO.); hierüber в. u. 4. 


2. Kleinbahnen. 

Für die Sicherung der Kreuzungen von Kleinbahnen mit- 
einander oder mit Bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs gilt Lan- 
desrecht. In Preußen sind die Bau- und Betriebsvorschriften für neben- 
bahnähnliche Kleinbahnen mit Maschinenbetrieb vom 15. Januar 1914 
(EVBl. 8. 41) maßgebend. Nach $ 10 dieser Vorschriften werden die 
zur Wahrung der Betriebssicherheit zu stellenden Bedingungen für die 
Kreuzungen von Kleinbahnen miteinander in jedem Einzelfall von der 
Aufsichtsbehörde festgesetzt. Zu diesen Bedingungen gehören gegebenen- 
falls auch besondere Sicherheitsvorschriften. In Bayern finden nach den 
unter II A 1b erwähnten Bekanntmachungen des Staatsministeriums auf 
die wichtigsten Kleinbahnen die Bestimmungen der BO. über Neben- 
bahnen Anwendung. Soweit für die einzelnen Bahnen nicht Ausnahmen 
zugelassen sind, gilt also $ 68 BO. entsprechend (s. o. 1). 

Über die Sicherung der Kreuzung einer Kleinbahn mit einer 
Straßenbahn s. u. 4. 


3. Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs, 

Auch die Rechtsverhältnisse der Eisenbahnen des nichtöffentlichen 
Verkehrs sind z. Z. im allgemeinen noch landesrechtlich geregelt. Bau 
und Betrieb der Bahnen bedarf der polizeilichen Genehmigung, die sich 
aber im wesentlichen nur auf die Prüfung der Betriebssicherheit er- 
streckt. Besondere Sicherungen der Kreuzungen derartiger Bahnen mit- 
einander sind, soweit ersichtlich, nicht vorgeschrieben. Die in Preußen 
durch Erlaß vom 30. April 1902 (ЕУВІ. S. 209) zur allgemeinen Einfüh- 
rung vorgesehene Polizeiverordnung und Betriebsvorschrift für Privat- 
anschlußbahnen enthält in dieser Richtung jedenfalls keine Bestim- 
mungen, 

FürdieBahnen derReichswerke,„HermannGöring“ 
gelten nach $ 6 der Verordnung vom 20. Februar 1940 in Verbindung 
mit $ 1 der Bau- und Betriebsvorschrift für diese Bahnen vom 1. März 
1940 (RGBl, I S. 460) die Vorschriften der BO. sinngemäß, soweit der 
Reichsverkehrsminister nicht Abweichungen anordnet. Mit diesem Vor- 
behalt sind mithin die Ausführungen zu 1. entsprechend anzuwenden. 


й 4. Straßenbahnen, 
Die Sicherung einer schienengleichen Kreuzung einer Straßen- 
bahn mit einer Eisenbahn des allgemeinen Ver- 
kehrs bestimmt sich gemäß $ 36 Abs. 1 BO. Strab. nach den Vor- 
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schriften des $ 68 BO. (в. о. 1). Dabei gilt $ 68 Abs. 1 und 2 BO. nur 
für die Kreuzungen von Straßenbahnen, die außerhalb des Verkehrs- 
raums einer öffentlichen Straße liegen, mit Bahnen des allgemeinen Ver- 
kehrs, $ 68 Abs. 3 BO, nur für Kreuzungen dieser Bahnen mit innerhalb 
der Straße liegenden Straßenbahnen. Über die beim Befahren derartiger 
Kreuzungen zu beachtenden Sicherheitsvorschriften hat der Reichs- 
verkehrsminister in den AB. zu $ 68 Abs. 3 BO. (RVBl. B 1938, 47; 
1940, 114) nähere Bestimmungen erlassen. Diese haben folgenden Wort- 
laut: 
1. Allgemeine Bestimmungen. 

1. Die Bestimmungen des $ 68 (3) BO. gelten nur für Kreuzungen mit 
solchen Straßenbahnen, die innerhalb des Verkehrsraums einer 
öffentlichen Straße liegen. Hierzu gehören sowohl die Straßen- 
bahnen, die in der Straßenfahrbahn liegen, als auch die Straßen- 
bahnen auf besonderem Bahnkörper, sofern dieser als Teil des Ver- 
kehrsraums der Straße angesehen werden kann. 

2. Bei Annäherung an eine Kreuzung, vor der die Straßenbahn halten 
muß, hat der Fahrer eines Straßenbahnzuges die Fahrt so ein- 
zurichten, daß er den Zug in jedem Fall vor dem Warnkreuz zum 
Halten bringen kann. 

3. Die Geschwindigkeit, mit der die Straßenbahn die Kreuzung über- 
quert, darf in keinem Fall 20 km/h übersteigen. 

4. Bei der Überfahrt über die Kreuzung hat der Fahrer darauf zu 
achten, daß der Straßenbahnzug die Kreuzung möglichst schnell 
wieder freimacht. 

5. Bei Nebel und unsichtigem Wetter ist sowohl bei der Annäherung 
an die Kreuzung als auch bei ihrer Überquerung besondere Vorsicht 
geboten. 

1. Gesicherte Wegübergänge. 
1. Warnlichtsicherung, 
a 


Die Straßenbahnen dürfen die durch Warnlichter gesicherten Weg- 
überglinge ohne Anhalten überqueren, sobald das Warnlicht weiß 
blinkt, 

Haltestellen vor dem Wegübergang sind so anzulegen, daß beim An- 
fahren nach dem Anhalten die Wirksamkeit des Warnlichts vom 
Fahrer klar erkannt werden kann und daß das Warnlicht auch wäh- 
rend des Haltens des Straßenbahnzuges von den übrigen Verkehrs- 
teilnehmern in ausreichendem Abstand gesehen werden kann. 
Wenn am Tragschild der Warnlichtanlage kein Blinklicht aufleuchtet, 
во ist der Wegübergang vorübergehend ungesichert. Während dieser 
Zeit ist wie bei ungesicherten Wegübergängen (III) zu verfahren. 


b 


с 
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2. Schrankensicherung. 
In der Nähe eines mit Schranken gesicherten unübersichtlichen 
Wegübergangs sind Zwangshaltestellen so anzulegen, daß der 
Straßenbahnzug beim Anhalten in jedem Fall vor dem Warnkreuz 
zum Stehen kommt und der Fahrer beim Anfahren eine möglichst 
günstige Übersicht über die zu kreuzende Bahn hat. Nach dem Halt 
darf der Straßenbahnzug den Wegübergang bei geöffneter Schranke 
überqueren. 
An übersichtlichen Wegübergängen besteht, solange die Schranken 
geöffnet sind, kein Zwang zum Anhalten. Übersichtlich sind Weg- 
übergänge, wenn der Straßenbahnfahrer von einem Punkt aus, der 
um Bremsweglänge + 10m vor dem Warnkreuz liegt, die Bahn- 
strecke nach rechts und links so weit übersehen kann, daß in der 
für die Überquerung und Freimachung der Kreuzung erforderlichen 
Zeit kein Zug auf der gekreuzten Bahnstrecke den Wegübergang er- 
reichen kann. Die beiden Endpunkte der Sichtlinie sind für jeden 
Wegübergang durch Dienstanweisung festzulegen und mangels ge- 
eigneter Anhaltspunkte auf der Strecke zu bezeichnen, Die Brems- 
weglänge ist für jeden solchen Übergang durch Betriebsbremsung 
(ohne Sandung) bei normaler Witterung und der größten auf dem 
fraglichen Streckenabschnitt zulässigen Fahrgeschwindigkeit fest- 
zustellen, 
Der Straßenbahnfahrer hat stets auf die Schranken zu achten und 
sofort anzuhalten, wenn ein Zeichen zum Schließen der Schranken 
gegeben wird. 

III. Ungesicherte Wegübergänge. 
Ungesicherte Wegübergänge dürfen von Straßenbahnzügen ohne 
Halt nur überquert werden, wenn die Übersichtlichkeit den Bedin- 
gungen nach Abs. П 2b entspricht. 
In allen anderen Fällen hat der Straßenbahnzug vor dem Übergang 
zu halten. Die Haltestellen oder Zwangshaltestellen sind so an- 
zulegen, daß der Straßenbahnzug beim Anhalten in jedem Fall vor 
dem Überweg zum Halten kommt und beim Anfahren eine möglichst 
günstige Übersicht über die zu kreuzende Bahn hat. Ist die erforder- 
liche Sicht vorhanden, so darf die Straßenbahn nach dem Halten an- 
fahren, wenn der Fahrer sich überzeugt hat, daß er ohne Gefahr 
die Bahn kreuzen kann. 


. Sind aber die Übersichtsverhältnisse so ungünstig, daß der Fahrer 


des Straßenbahnzuges auch beim Halten vor dem Warnkreuz des 
Übergangs die erforderliche Sicht auf die Bahnstrecke noch nicht 
hat, so muß ein Schaffner vor Überquerung der Kreuzung dem 
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Straßenbahnzug vorangehen und das Freisein der Bahnstrecke für 
die Überfahrt feststellen. 

4. Auf das Halten und Vorausgehen des Schaffners kann mit Genehmi- 
gung der Aufsichtsbehörde verzichtet werden, wenn die von der 
Straßenbahn gekreuzte Bahnstrecke eine nur von Güterzügen be- 
fahrene Nebenbahn ist, und wenn der zu kreuzenden Bahn nach der 
Zahl der täglichen Fahrten sowie nach der Art des Betriebs — beides 
verglichen mit dem Straßenbahnverkehr — unter Berücksichtigung 
der Gefällsverhältnisse die Verpflichtung zum Anhalten und Voraus- 
schicken eines Bediensteten zugemutet werden kann. 


Über das Vorrecht an höhengleichen Kreuzungen von Straßen- 
bahnen miteinander, von denen mindestens die eine außerhalb 
des Verkehrsraums einer öffentlichen Straße liegt, oder von Straßen- 
bahnen mit Kleinbahnen oder Bahnen des nicht- 
öffentlichen Verkehrs entscheiden die Aufsichtsbehörden der 
kreuzenden Bahnen. Ob und welche Sicherungsmaßnahmen an derartigen 
Kreuzungen zu treffen sind, richtet sich nach der Verkehrsart und der 
Verkehrsdichte an den Bahnkreuzungen ($ 36 Abs. 2, 3 BO. Strab.). Bei 
der Entscheidung über das Vorrecht sind hinsichtlich der nebenbahn- 
ähnlichen Kleinbahnen und der ihnen in den außerpreußischen Ländern 
gleichzuerachtenden Bahnen die in $ 68 BO. und in den AB. zu $ 68 BO. 
enthaltenen Grundsätze ebenfalls zu beachten (в. о.). Im übrigen, 2. В. 
bei Kreuzungen mit Privatanschlußbahnen, Grubenanschlußbahnen, 
Werkbahnen, geht die Bahn des Fernverkehrs der des Nahverkehrs, die 
schnellere der langsameren, die des Personenverkehrs der des Güter- 
verkehrs, die Bahn des öffentlichen Verkehrs der privaten Bahn vor 
(AB. 124 zu $ 36 Abs. 2 ВО. Strab.), Außerdem ist auch noch die Ver- 
kehrsdichte der kreuzenden Bahnen in Betracht zu ziehen, Bahnen des 
nichtöffentlichen Verkehrs (z. B. Anschlußbahnen), die durch Tore oder 
andere Sperrvorrichtungen gegen die Straße abgeschlossen sind, oder 
bei denen andere besondere Einrichtungen oder betriebliche Maßnahmen 
zur Sicherung des Straßenverkehrs vorgeschrieben sind, können von 
Straßenbahnen unter den gleichen Bedingungen wie von anderen Straßen- 
fahrzeugen gekreuzt werden. Betriebsruhe auf der gekreuzten Bahn ist 
durch die betriebführende Stelle kenntlich zu machen (AB. 125 zu $ 36 
Abs. 2b). 


III. Kreuzungen von Schienenbahnen mit Straßen und Wegen. 
Innerhalb der Kreuzungen der Schienenbahnen mit anderen Ver- 
kehrswegen kommt der Schienenkreuzung mit Straßen und Wegen eine 
ganz besondere Bedeutung zu. Das beruht einmal darauf, daß die Zahl 
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dieser Kreuzungen infolge der feinen Verästelung des Wegenetzes ganz 
besonders hoch ist. So gab es im Jahre 1937 im alten Reichsgebiet 
allein bei den Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs mehr als 70 000 
höhengleiche Wegekreuzungen, Zum anderen hat der Straßenverkehr 
in den letzten Jahren vor dem Kriege, vor allem infolge der Motorisie- 
rung, einen sprunghaften Aufschwung genommen. Dabei ist für den 
Straßenverkehr kennzeichnend, daß er sich in „kleinen Einheiten“ voll- 
zieht, während sich der Schienenverkehr im allgemeinen in großen Ein- 
heiten („Zügen“) abwickelt, die einander, schon wegen der aus Sicher- 
heitsgründen einzuhaltenden Blockabstände, jeweils nur in etwas län- 
geren Zeiträumen folgen können, Dagegen können die kleinen Einheiten 
des Straßenverkehrs in ganz unregelmäßigen und sehr kurzen Abständen 
verkehren, Daraus ergibt sich, daß eine Schienenkreuzung im Straßen- 
verkehr seitens der Straßenfahrzeuge zumeist unverhältnismäßig öfter 
befahren wird, als das bei sonstigen Schienenkreuzungen (z. В. mit an- 
deren Schienenbahnen) seitens des einen oder anderen an der Kreuzung 
beteiligten Verkehrsträgers der Fall ist. Infolge dieser Beteiligung zahl- 
reicher Straßenverkehrsteilnehmer an dem Verkehr auf der Schienen- 
kreuzung wird aber zugleich deren verkehrsfeindliche Wirkung beson- 
ders fühlbar. Das gilt um so mehr, als sich der Straßenverkehr der Natur 
der Sache nach weniger geordnet und, wie leider festgestellt werden 
muß, auch weniger diszipliniert abspielt als der Schienenverkehr, 


Bei der außerordentlich großen Zahl der vorhandenen schienen- 
gleichen Wegübergänge ist deren völlige Beseitigung in absehbarer Zeit 
unmöglich, nicht nur wegen der Milliarden Kosten, sondern vor allem 
wegen des ungeheuren Aufwands an Arbeitskräften und Rohstoffen, den 
derartige Baumaßnahmen verursachen würden. Diese Arbeitskräfte und 
Baustoffe aber werden zweifellos auch nach Beendigung des Krieges in 
erster Linie für andere, dringlichere Aufgaben bereitstehen müssen. 
Außerdem würde auch der gewaltige Aufwand in keinem rechten Ver- 
hältnis zu dem damit erzielten Erfolg stehen. Denn im Vergleich zur 

` Gesamtzahl der Opfer im Straßenverkehr ist die Zahl der Verkehrsopfer 
an Eisenbahnübergängen erfreulich gering und macht etwa nur 2% der 
Zahl aller Verkehrsopfer aus. 

Bei dieser Sachlage ist die völlige Beseitigung sämtlicher höhen- 
gleichen Schienenkreuzungen mit Straßen und Wegen vorerst weder 
durchführbar noch auch allgemein erforderlich. Anzustreben ist — wie 
es auch das Ziel des Kreuzungsgesetzes ist (hierüber з. u. А 1а) —, neue 
Kreuzungen grundsätzlich schienenfrei herzustellen und besonders 
verkehrswichtige oder gefährliche bestehende Kreuzungen 
schienenfrei auszugestalten, im übrigen aber durch geeignete Maß- 
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nahmen die Sicherheit an den notwendigerweise verbleibenden schienen- 
gleichen Wegübergängen weiter zu erhöhen und damit eine möglichst 
xefahrlose und ungehinderte Verkehrsabwicklung zu gewährleisten. 

Der Idealzustand schienenfreier Über- oder Unterführungen ist z. Z, 
nur bei den Reichsautobahnen vollkommen erreicht. 


A. Bau von Kreuzungen, 


1. Gestaltung der Kreuzung. 

a) Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs. 

aa) Kreuzungen mit Straßen imSinne desKreuzG. 

Die planmäßige Beseitigung höhengleicher Kreuzungen und eine 
den Verkehrsbedürfnissen genügende Ausgestaltung der vorhandenen 
schienenfreien sowie der noch höhengleich verbleibenden Kreuzungen 
hat das Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen (Kreu- 
zungsgesetz) vom 5. Juli 1939 (RGBI. І S.1211) zum Inhalt. Das 
Gesetz gilt ($ 1) einerseits für die Eisenbahnen des öffentlichen Ver- 
kehrs und die Privatanschlußbahnen, andererseits für die Straßen im 
Sinne des Straßengesetzes (Reichsautobahnen, Reichsstraßen, Land- 
straßen 1. und 2. Ordnung und die zugehörigen Ortsdurchfahrten) sowie 
für die sonstigen öffentlichen Wege, die nach der Beschaffenheit ihrer 
Fahrbahn geeignet und dazu bestimmt sind, einen allgemeinen Kraft- 
fahrzeugverkehr aufzunehmen. Aus den Worten „dazu bestimmt“ in $ 1 
KreuzG. ist zu schließen, daß das Kreuzungsgesetz die Widmung der 
Wege für den öffentlichen Verkehr und für den allgemeinen Kraftfahr- 
zeugverkehr im besonderen verlangt. Im Verhältnis zu den Eisenbahnen 
stehen nach $ 12 Abs, 1 KreuzG. ferner die außerhalb des Verkehrsraums 
einer öffentlichen Straße liegenden Straßenbahnen den Straßen gleich 
(hierüber в. о. IT A 1d). 

Nach $ 2 KreuzG. sind neue Kreuzungen zwischen Eisen- 
bahnen und Straßen schienenfrei auszuführen. Ausnahmen können in 
Einzelfällen und für bestimmte Arten von Kreuzungen zugelassen wer- 
den. Derartige Ausnahmen werden, worauf bereits in der Begründung 
zum Kreuzungsgesetz (Reichsanzeiger 1939 Nr. 158) hingewiesen wird, 
weiterhin mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der Be- 
troffenen in erheblichem Umfang zugestanden werden müssen. 

Bei bestehenden Kreuzungen kann zur Verbesserung 
der Abwicklung des Eisenbahn- oder des Straßenverkehrs den beteiligten 
Eisenbahnunternehmern und den Trägern der Straßenbaulast die Durch- 
führung gewisser in $ 3 KreuzG. näher bezeichneter Maßnahmen auf- 
gegeben werden. Derartige Anordnungen dürfen mithin, wie sich aus 
$ 3 ergibt, nur zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse an der Kreu- 
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zung getroffen werden, nicht dagegen aus anderen, z. В. aus städtebau- 
lichen Gründen oder aus Gründen des Landschaftsschutzes usw. Träger 
der Straßenbaulast im Sinne des KreuzG. sind nach $ 3 Abs. 2 die für 
die Straßenstrecken beiderseits der Kreuzung öffentlichrechtlich Unter- 
haltungspflichtigen. Das sind nach $ 2 Straßengesetz und $ 7 DVO. 
StraßenG.: 

1. für die Reichsstraßen das Reich, 

2. für die Landstraßen 1. Ordnung die Länder (Reichsgaue; vgl. 
Art. 2 Erste DVO. KreuzG.) und die preußischen Provinzen, 

3. für die Landstraßen 2. Ordnung die landesrechtlich dazu bestimm- 
ten Körperschaften, in Preußen die Kreiskommunalverbände (Aus- 
nahme für den Regierungsbezirk Wiesbaden), in Bayern die Be- 
zirke, 

4. für die Ortsdurchfahrten durch Gemeinden von mehr als 6000 
Einwohnern (mit gewissen Einschränkungen) die Gemeinden. 

$ 3 Abs, 2 KreuzG. stellt somit klar, daß die Eisenbahn nicht ledig- 
lich deshalb als Träger der Straßenbaulast anzusehen ist, weil sie auf 
Grund bestehender Regelung (Vereinbarung oder Auflage bei der Plan- 
feststellung) die Kreuzungsanlagen tatsächlich unterhält. 

Nach $ 3 Abs. 1 KreuzG. können zur Verbesserung der Verkehrs- 
abwicklung an bestehenden höhengleichen Kreuzungen folgende Anord- 
nungen ergehen: 


1. höhengleiche Kreuzungen durchschienenfreie 
zu ersetzen. 

Wie bereits ausgeführt, werden derartige Maßnahmen vorerst 
nur für besonders verkehrswichtige, ggf. auch für besonders gefähr- 
liche Kreuzungen, in Betracht kommen. Dabei wird u. a. auch zu 
prüfen sein, ob nicht durch eine schienenfreie mehrere (be- 
nachbarte) schienengleiche Kreuzungen ersetzt werden können. 
Das wird dann der Fall sein, wenn der über die benachbarten 
Übergänge führende Verkehr ohne größere Behinderung über die 
neue schienenfreie Kreuzung geleitet werden kann, 


2. schienenfreie Kreuzungen zu ändern. 

In Frage kommt hier in erster Linie eine Änderung des Kreu- 
zungsbauwerks selbst, z. B. eine Verbreiterung oder Verstärkung, die 
dem stärkeren Verkehr Rechnung trägt, oder auch eine Vergröße- 
rung der lichten Höhe einer Unterführung durch Hebung des einen 
oder Tieferlegung des anderen Verkehrswegs. Darüber hinaus 
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sind als Kreuzungsänderung aber auch alle baulichen Auswirkun- 
gen anzusehen, die die Änderung der Kreuzung selbst in der Nach- 
barschaft mit sich bringt. Hierher gehören z. B. die Änderung 
der Höhenlage angrenzender Straßen oder Gleisanlagen oder auch 
beider bei benachbarten Kreuzungen, die Beseitigung von Häu- 
sern usw. Derartige Baumaßnahmen fallen dann unter den Begriff 
der Kreuzungsänderung, wenn der Umbau der Kreuzung selbst 
jene Änderungen zwangsläufig im Gefolge hat. 


an höhengleichen Kreuzungen Eisenbahn-oder 
Straßenanlagen zu ändern oder zu ergänzen. 

Für die Anderung der Anlagen der Verkehrsteilnehmer gilt 
das zu Ziffer 2 Gesagte sinngemäß. Namentlich die Verbreiterung 
des Kreuzungsstücks entsprechend der sonstigen Breite des 
Straßenzugs, die Änderung der Gefällverhältnisse oder des Kreu- 
zungswinkels usw. rechnen hierher. 

Als Ergänzung der Kreuzungsanlagen kommt vor allem 
die Errichtung oder Änderung von Schranken, Warnlichtern oder 
Warnkreuzen sowie von Warnzeichen und Merktafeln (Baken) in 
Betracht. 

Welche Anlagen an Kreuzungen Eisenbahn- und welche 
Straßenanlagen sind, bestimmt der Reichsverkehrsminister im 


Einvernehmen mit dem Generalinspektor für das deutsche Straßen- 
wesen ($ 10 Abs. 1 KreuzG.; s. u.). 


höhengleiche Kreuzungen zu beseitigen. 


Die Beseitigung höhengleicher Kreuzungen wird vor allem 
möglich sein, wenn zugleich eine benachbarte schienengleiche 
Kreuzung schienenfrei ausgebaut wird (s. о. Ziffer 1); ferner 
kann sie bei der Umlegung von Grundstücken mit dem Wegfall 
des Verkehrsbedürfnisses oder auch deswegen in Frage kommen, 
weil die noch weiter vorhandenen (und durch Seitenwege ergänz- 
ten) Kreuzungen dem Verkehrsbedürfnis genügen. 


an höhengleichen Kreuzungen zum Zwecke 
ihrer verkehrlichen Entlastung ohne Ände- 
rung oder Ergänzung der Kreuzung selbst son- 
stige bauliche Maßnahmen zu treffen, durch 
die sich eine sonst notwendige Änderung oder 
Ergänzung der Kreuzung erübrigt. 

Zu denken ist hier besonders an den Bau einer Umgehungs- 
straße für den Durchgangsverkehr, während die bisherige Straße 
und mit ihr die höhengleiche Kreuzung, die ihre Verkehrsbedeu- 
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tung nun aber im wesentlichen verliert, für den Ortsverkehr er- 
halten bleiben. Bei Eisenbahnstrecken werden derartige Linien- 
verbesserungen unter Beibehaltung der bisherigen Strecke für den 
örtlichen Verkehr seltener möglich sein. 

Anordnungen nach $ 3 KreuzG. lassen die Bestimmungen über eine 
landespolizeiliche Prüfung oder Begutachtung der Pläne (z. В. nach der 
Verordnung über die Eisenbahnen der Reichswerke „Hermann Göring“), 
über das Verfahren zur Feststellung der Pläne (z. В. nach $ 23 ReichsbG,) 
sowie über die Befugnisse der Verkehrspolizeibehörden auf Grund der 
Straßenverkehrsordnung unberührt (Art. 1 Abs. 1 Erste DVO. KreuzG.). 

Bei Anordnungen gemäß $ 3 KreuzG. kann zugleich noch über fol- 
gende Fragen mitentschieden werden (Art. 1 Abs. 2 Erste DVO, KreuzG.): 

a) welches Ziel durch die auszuführende Baumaßnahme erreicht 
werden soll und welche allgemeinen baulichen Grundsätze bei 
ihrer Durchführung zu beachten sind, 
wer die Entscheidung der zuständigen Behörden über die Plan- 
gestaltung nach den bestehenden Bestimmungen herbeizuführen 
hat, 
wer den die Baumaßnahme im einzelnen darstellenden Entwurf 
einschließlich des Kostenanschlags aufzustellen hat, 

d) wem die Bauausführung obliegt, erforderlichenfalls auch, 

wie der der Entscheidung über die Plangestaltung zugrunde zu 
legende Plan aufzustellen und wie der die Baumaßnahme im ein- 
zelnen darstellende Entwurf zu gestalten und auszuführen ist. 


b 


с 


е 


Die zur Bauausführung usw. bestimmte Stelle hat ihre Aufgaben im 
Benehmen mit den anderen Beteiligten auszuführen (Art. 1 Abs. 3 Erste 
DVO. KreuzG.). Besonders bedeutsam ist endlich die Bestimmung des 
Art. 1 Abs. 4 Erste DVO, KreuzG,, wonach die für die Entscheidung über 
die Plangestaltung zuständigen Behörden von dem Inhalt einer nach $ 3 
KreuzG. ergangenen Anordnung nur mit Genehmigung der für ihren 
Erlaß zuständigen Stellen (d. i, der Reichsverkehrsminister im Einver- 
nehmen mit dem Generalinspektor) abweichen dürfen. 

Für Entscheidungen und Anordnungen nach den 
$$ 2, 3 KreuzG. ist der Reichsverkehrsminister zuständig, Er 
hat das Einvernehmen des Generalinspektors für das deutsche Straßen- 
wesen und, soweit deren finanzielle Hoheitsbefugnisse berührt werden, 
auch das Einvernehmen des Reichsfinanzministers und des Reichsinnen- 
ministers herbeizuführen ($ 4 KreuzG,). Der Reichsfinanzminister ist 
zu beteiligen, wenn Länder oder Reichsgaue (Art. 2 Erste DVO. KreuzG.) 
als Träger der Straßenbaulast betroffen werden, der Reichsinnenminister, 
wenn straßenbaupflichtige Gemeinden oder Gemeindeverbände oder dem 
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öffentlichen Verkehr dienende Eisenbahnen betroffen werden, an denen 
Gemeinden oder Gemeindeverbände überwiegend beteiligt sind. 

Über die für die Bauausführung und die Kostenverteilung wichtige 
Grundfrage, welche Anlagen an Kreuzungen Eisenbahnanlagen 
und welche Straßenanlagen sind, befindet ebenfalls der Reichs- 
verkehrsminister im Einvernehmen mit dem Generalinspektor ($ 10 Abs. 1 
KreuzG.). Für die wichtigsten derartigen Anlagen enthält Art. 5 Erste 
DVO. KreuzG. die näheren Bestimmungen. Danach gehören an höhen- 
gleichen Kreuzungen zu den Eisenbahnanlagen das gleichzeitig dem 
Eisenbahn- und Straßenverkehr dienende Kreuzungsstück, die Schranken, 
Warnkreuze und Warnlichter sowie andere der Sicherung des sich kreu- 
zenden Verkehrs dienende Eisenbahnzeichen. Zu den Straßenanlagen 
gehören die Warnzeichen, Merktafeln (Baken) und die Sichtdreiecke. An 
schienenfreien Kreuzungen werden die Eisenbahnüberführungen zu den 
Eisenbahnanlagen, die Straßenüberführungen bemerkenswerterweise 
(hierüber в. u. ША 2a am Ende) zu den Straßenanlagen gerechnet. 

Über Meinungsverschiedenheiten zwischen den Betei- 
ligten (dem Eisenbahnunternehmer und dem Träger der Straßenbaulast) 
bei Anwendung des KreuzG. entscheidet der Reichsverkehrsminister im 
Einvernehmen mit dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen 
($ 10 Abs. 2 KreuzG.). Derartige Meinungsverschiedenheiten können sich 
2. В. darüber ergeben, ob es sich um eine neue Kreuzung handelt, um die 
Änderung, Ergänzung oder Erneuerung einer bestehenden, ob und inwie- 
weit die Änderung oder Ergänzung notwendig oder „wesentlich“ (vgl. §§ 8 
Abs. 3,9 Abs. 2 KreuzG.; в. u. ША 2a) ist, sowie namentlich über Kosten- 
fragen (s. u. ША 2). 

Alle Anordnungen und Entscheidungen, die auf Grund des KreuzG, 
ergehen, sind für die Gerichte und Verwaltungsbehörden bindend ($ 11 
KreuzG.). 

Für die Kriegsdauer sind in der Verordnung des Ministerrats für 
für Reichsverteidigung vom 23. April 1940 (RGBI. І S. 731) über die 
Durchführung kriegswichtiger Bauvorhaben der 
Deutschen Reichsbahn gewisse Erleichterungen zugelassen. 
Gemäß $ 3 dieser Verordnung können die vom Generalbevollmächtigten 
für die Regelung der Bauwirtschaft als kriegswichtig anerkannten Bau- 
vorhaben der Deutschen Reichsbahn unabhängig von den Bestimmungen 
des KreuzG. sowie von den Verfahren der landespolizeilichen Begut- 
achtung, der Planfeststellung nach $ 23 ReichsbG. und der Enteignung 
durchgeführt werden. Soweit diese Bauausführungen von den gesetz- 
lichen Bestimmungen oder von den festgestellten oder noch festzustel- 
lenden Plänen abweichen, muß sie die Reichsbahn spätestens nach 
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Kriegsende wieder beseitigen und den früheren Zustand herstellen oder 
auf der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen und der Planfest- 
stellung ändern. Dazu sei bemerkt: Die Anwendung der Verordnung 
kommt dann nicht in Betracht, 4, h. die Bauten sind nicht zu beseitigen, 
wenn ihre Ausführung gemäß $ 2 Satz 2 KreuzG. vom Reichsverkehrs- 
minister ausnahmsweise zugelassen ist. Andererseits befreit die Ver- 
ordnung vom 23. April 1940 die Reichsbahn nur von der Einhaltung der 
in dieser Verordnung ausdrücklich genannten Vorschriften, von denen 
in diesem Zusammenhang nur die Bestimmungen des KreuzG. inter- 
essieren. Dagegen sind auch nach der Verordnung vom 23. April 1940 
Abweichungen z. В. von der BO., etwa уоп $ 18 BO. (в. о. ПА 1а), nicht 
zulässig. 


bb) Kreuzungen mit sonstigen Wegen. 

Das KreuzG. gilt nur für die Kreuzungen von Eisenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs und von Privatanschlußbahnen mit Straßen im 
Sinne des Straßengesetzes und sonstigen für den allgemeinen Kraftfahr- 
zeugverkehr geeigneten und bestimmten öffentlichen Wegen (s. o. aa). 
Über die Gestaltung von Kreuzungen mit sonstigen öffentlichen oder mit 
Privatwegen ist im Planfeststellungsverfahren oder Baugenehmigungs- 
verfahren von der Planfeststellungs- oder Genehmigungsbehörde mit- 
zuentscheiden. Die Anlage schienenfreier Kreuzungen oder eine bauliche 
Umgestaltung vorhandener höhengleicher Kreuzungen wird hier gesetz- 
lich nicht gefordert; ein Bedürfnis für derartige Maßnahmen wird auch 
im allgemeinen nicht bestehen. 


b) Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs. 

Für Privatanschlußbahnen gilt ebenfalls das KreuzG.; 
die für diese Bahnen vorgesehenen Sonderbestimmungen betreffen nur 
Kostenfragen (в. u. II A2b). Auf die Ausführungen zu Ш Ala kann 
daher verwiesen werden, 

Für die sonstigen Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs gilt 
2. 7. noch Landesrecht. Über die Gestaltung von Kreuzungen dieser 
Bahnen mit Straßen und Wegen hat die Planfeststellungs- oder Bau- 
genehmigungsbehörde zu befinden. 


c) Straßenbahnen. 

Wie bereits erwähnt, sind die Straßenbahnen seit dem Personen- 
beförderungsgesetz von 1934 aus der landesrechtlichen Kleinbahngesetz- 
gebung herausgenommen; seither sind ihre Rechtsverhältnisse einheit- 
lich reichsrechtlich geregelt. Über die Kreuzungen von Straßenbahnen, 
die außerhalb des Verkehrsraums einer öffentlichen Straße liegen, mit 
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Straßen trifft die AB. 15 zu § 4 Abs 1 BO. Strab. Bestimmung. Danach 
sind höhengleiche Kreuzungen solcher Straßenbahnen mit Reichsstraßen 
bei Neuanlage der Bahn unzulässig, mit anderen wichtigen Verkehrs- 
wegen sind sie möglichst zu vermeiden. Für innerhalb einer öffentlichen 
Straße liegende Straßenbahnen bestehen diese Einschränkungen nicht. 
In allen Fällen bedarf die Kreuzung von öffentlichen Wegen durch 
Straßenbahnen der Zustimmung der Wegeunterhaltungspflichtigen, die 
gegebenenfalls von der Genehmigungsbehörde ersetzt werden kann 
($ 15 PBG.). 

Berührt der Bauplan der Straßenbahn Anlagen der Reichsautobahn, 
so muß der Plan im Einvernehmen mit dem Unternehmen „Reichsauto- 
bahnen“ festgestellt werden ($ 29 DVO. РВС.). 

Bei der Neuanlage von Stadtschnellbahnen sind höhen- 
gleiche Kreuzungen mit anderen Verkehrswegen im allgemeinen nicht 
zulässig; Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Reichsverkehrs- 
ministers (АВ. U 15 zu § 4 Abs. 1 BO. Strab.). Ergänzend hierzu bestimmt 
die AB. U 46 zu $ 11 BO. Strab., daß höhengleiche Übergänge, die aus- 
schließlich für Bahnbedienstete vorgesehen sind, nicht als Wegübergänge 
im öffentlichen Verkehr gelten; auf sie bezieht sich das Verbot der AB. 
U15 zu $4 BO. Strab. also nicht. Doch muß bei ständig benutzten Über- 
gängen die Wegoberkante in Höhe der Schienenoberkante liegen. 


2. Kostenregelung. 
a) Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs. 


Die Verteilung der Kosten, die durch die an Schienenkreuzungen 
mit Straßen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse durchzuführen- 
den Maßnahmen entstehen, wird durch das KreuzG. geregelt. Dieses folgt 
dabei bezüglich der neuen Kreuzungen weitgehend dem Ver- 
anlassungsgrundsatz. Die Kosten der Herstellung einer neuen 
Kreuzung, zu denen auch die Kosten der notwendigen Änderungen des 
bereits vorhandenen Verkehrswegs gehören, sind nach $ 5 Abs. 1 KreuzG. 
vom Unternehmer des neu hinzukommenden Verkehrswegs zu tragen. 
Dieser hat ferner dem Unternehmer des anderen Verkehrswegs die Mehr- 
kosten der Unterhaltung seiner Anlagen — und wohl auch etwaige Be- 
triebsmehrkosten — zu erstatten ($ 8 Abs. 2 KreuzG.). Sind beide Ver- 
kehrswege an der Kreuzungsstelle neu, werden die Gesamtkosten der 
Herstellung der infolge der Überschneidung des Verkehrs erforderlichen 
Kreuzungsanlagen geteilt ($ 6 Abs. 1 KreuzG.; Ausnahme für Privat- 
anschlußbahnen, hierüber s. u. b.). Bezüglich der Unterhaltungskosten 
findet dagegen wegen der Sonderbestimmung des $ 8 Abs. 1 KreuzG. in 
diesem Fall kein Ausgleich statt (s. u.). 
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Zur Anwendung des $ 6 KreuzG,. ist übrigens nicht erforderlich, daß 
beide Verkehrswege gleichzeitig gebaut oder zur selben Zeit genehmigt 
werden. Es genügt vielmehr, da in $ 6 offenbar hauptsächlich an eine 
Neuordnung der Verkehrsverhältnisse oder eine stärkere Verkehrs- 
erschließung in einem bestimmten Raum gedacht ist, daß ihre Anlage 
gleichzeitigen Bedürfnissen entspringt. Dem Neubau beider Verkehrs- 
wege steht der Fall gleich, daß nur einer der kreuzenden Verkehrswege 
neugebaut, der bereits vorhandene aber zugleich gemäß $ 7 KreuzG. aus- 
gebaut wird, z. B. zur Straße im Sinne des Kreuz-G. 

Bei der Verteilung der Kosten, die aus der Änderung oder Ergän- 
zung bestehender Kreuzungen erwachsen, weicht das KreuzG. vom Ver- 
anlassungsgrundsatz ab. Infolge der sprunghaften Entwicklung des 
Straßenverkehrs in der letzten Zeit würden die Änderungskosten nämlich, 
wollte man vom Veranlassungsgrundsatz ausgehen, zumeist vom Träger 
der Straßenbaulast aufzubringen sein, — ein Ergebnis, das, wie sich in 
der Vergangenheit gezeigt hat, die Umgestaltung von Kreuzungen nach 
den Anforderungen des Verkehrs sehr stark hemmt. Ein Abweichen vom 
Veranlassungsgrundsatz rechtfertigt sich hier auch aus der Erwägung, 
daß die Änderung oder Ergänzung von Kreuzungen die Abwicklung des 
Verkehrs auf beiden Verkehrswegen (Straße und Eisenbahn) wesent- 
lich fördert und erleichtert, ohne Rücksicht darauf, welcher der beiden 
Verkehrswege die Änderung oder Ergänzung nun unmittelbar veranlaßt 
hat. Demzufolge sind gemäß $ 5 Abs. 2 KreuzG. bei Änderungen 
oder Ergänzungen bestehender Kreuzungen die Bau- 
kosten vom Eisenbahnunternehmer und vom Träger der Straßenbau- 
last je zur Hälfte zu tragen, soweit die Änderung und Ergänzung in- 
folge der Überschneidung des Verkehrs erforderlich wird (Teilungs- 
grundsatz). Das gilt nicht nur für Änderungen oder Ergänzungen, 
die auf Grund einer Anordnung des Reichsverkehrsministers gemäß ў 4 
KreuzG., sondern auch für solche, die im Einverständnis der Beteiligten 
ausgeführt werden. Die Anwendung des $ 5 KreuzG. wird auch nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß einer der Verkehrsträger bei der Ausfüh- 
rung einer Baumaßnahme gemäß $ 3 KreuzG. zugleich in Ausführung 
einer gesetzlichen Verpflichtung, z. В. nach $ 18 BO., handelt (Entschei- 
dung des Reichsverkehrsministers vom 5. Februar 1941, VAE, 1941, 151). 
Nimmt einer der an der Kreuzung Beteiligten — ohne Änderung oder 
Ergänzung der Kreuzung selbst — Änderungen an seinem Verkehrsweg 
vor (z. B. der Träger der Straßenbaulast baut eine Umgehungsstraße 
für den Durchgangsverkehr, в. о. ША 1ааа Ziffer Б), so beschränkt 
sich die Beteiligung des anderen Verkehrsträgers an den Kosten dieser 
Baumaßnahme auf den Anteilsbetrag, der sich für ihn bei Vornahme der 
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ersparten Änderung oder Ergänzung der Kreuzung selbst ergeben würde. 
Wäre dieser Betrag höher als die Hälfte der tatsächlich entstandenen 
Baukosten, so findet auch in diesem Fall hälftige Kostenteilung statt, 

Bei dem Grundsatz der Kostenteilung bei Änderung oder Ergänzung 
bestehender Kreuzungen verbleibt es im allgemeinen auch dann, wenn 
sich infolge der Verkehrsentwicklung auf dem einen oder anderen Ver- 
kehrsweg dessen verkehrliche Aufgaben ändern, z. B. wenn eine Neben- 
bahn zur Hauptbahn, eine Kleinbahn zur Eisenbahn des allgemeinen Ver- 
kehrs, eine Landstraße 2. Ordnung zu einer solchen 1. Ordnung oder eine 
Landstraße 1. Ordnung zur Reichsstraße ausgebaut wird. Etwas anderes 
gilt nur dann, wenn sich mit dem Ausbau des Verkehrswegs zugleich 
dessen Verkehrsaufgaben und Verkehrsbedeutung grundlegend wandeln. 
Hierher gehören nach $ 7 KreuzG. aber nur folgende Fälle: 

1. Der Ausbau eines öffentlichen Wegs, der dem Kreuzungsgesetz 
nicht unterliegt (d. h, der nach der Beschaffenheit seiner Fahrbahn zur 
Aufnahme eines allgemeinen Kraftfahrzeugverkehrs weder geeignet noch 
bestimmt ist), zur Straße im Sinne des KreuzG.; 

2. der Ausbau einer sonstigen Straße zur Reichsautobahn ; 

3. der Ausbau einer Anschlußbahn zur Eisenbahn des öffentlichen 
Verkehrs. 

Entsprechendes muß gelten, wenn ein Privatweg zur Straße im 
Sinne des KreuzG. oder wenn eine Eisenbahn des nichtöffentlichen Ver- 
kehrs, die nicht Privatanschlußbahn ist, zur Eisenbahn des öffentlichen 
Verkehrs ausgebaut wird. 

Zu den Kosten der Herstellung neuer oder der Änderung oder Er- 
gänzung bestehender Kreuzungen gehören auch die besonderen 
baulichen und persönlichen Aufwendungen, die zur 
Aufrechterhaltung des Verkehrs während des Baues erforderlich sind 
(z. В, die Kosten für Abstützungsarbeiten, Behelfsbrücken, Sicherungs- 
posten usw). Dagegen rechnet die Änderung der Unterhaltungslast, die 
sich infolge einer Kreuzungsänderung oder -ergänzung ergibt, nicht zu 
den Herstellungskosten (Art. 3 Abs, 1, 2 Erste DVO. KreuzG.). 

Sowohl bei der Herstellung neuer wie bei der Änderung oder Er- 
gänzung bestehender Kreuzungen können neben den reinen Herstellungs- 
kosten zuzüglich der Aufwendungen für die Aufrechterhaltung des Ver- 
kehrs während des Baues (gemäß Art. 3 Abs. 1, 2 Erste DVO. KreuzG.) 
auch die im einzelnen nicht genau erfaßbaren mittelbaren Aufwendungen 
(„Gemeinkosten“) in Rechnung gestellt werden. Und zwar können 
für die Bearbeitung des vergebungsreifen Bauentwurfs 3 % und zur Ab- 
geltung sonstiger bei der Durchführung von Baumaßnahmen regelmäßig 
entstehender Nebenleistungen wie Aufwendungen für Vorarbeiten und 
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Vorentwürfe, Vergebung der Bauarbeiten, örtliche Bauaufsicht, Bau- 
leitung, Stellung von Geräten und Fahrzeugen, Abnahmen, Untersuchun- 
gen, Verwaltungstätigkeit einschließlich des Rechnungs- und Kassen- 
dienstes und für ähnliche Leistungen 7 % der Gesamtbaukosten (ein- 
schließlich der besonderen Aufwendungen für die Aufrechterhaltung des 
Verkehrs) berechnet werden. Diese Sätze gelten sowohl bei Ausführung 
der abzugeltenden Leistungen im Eigenbetrieb wie durch Unternehmer 
(Art. 1 Zweite DVO. KreuzG.vom 30. September 1941, КСВІ. I S. 546). 

Jeder Bauausführende, der von dem anderen an der Kreuzung be- 
teiligten Verkehrsträger die gänzliche oder teilweise Übernahme von 
Kosten verlangt, ist verpflichtet, über seine Aufwendungen Rechnung 
zu legen (Art. 3 Abs. 3 Erste DVO. KreuzG.). 

Die Unterhaltungslast obliegt nach $ 8 Abs. 1 KreuzG. für 
die Kreuzungsanlagen, die zu den Eisenbahnanlagen rechnen, dem Eisen- 
bahnunternehmer, für die Anlagen, die Straßenanlagen sind, dem Träger 
der Straßenbaulast. Welche Anlagen im einzelnen Eisenbahn- und welche 
Straßenanlagen sind, bestimmt der Reichsverkehrsminister im Einver- 
nehmen mit dem Generalinspektor ($ 10 Abs. 1 KreuzG.). Für die wich- 
tigsten derartigen Anlagen enthält Art. 5 Erste DVO. KreuzG. nähere 
Bestimmungen (з. о. Ш А 1а aa am Ende). 

Die Unterhaltungslast schließt nach $ 8 Abs. 2 KreuzG. die Inbe- 
triebhaltung und die Erneuerung der Kreuzungsanlagen ein, Unter 
„Inbetriebhaltung“ ist die bauliche Unterhaltung (z. B. An- 
strich, Verputz, sonstige Ausbesserungsarbeiten) und die Inganghaltung 
der Kreuzungsanlage (z. B. Schrankenbedienung) zu verstehen, dagegen 
nicht der Betrieb auf der Kreuzung selbst. Die Erneuerung um- 
faßt den völligen oder teilweisen Ersatz des Kreuzungsbauwerks infolge 
gewöhnlichen oder außerordentlichen Verschleißes oder infolge Über- 
alterung. 

Der Grundsatz, daß jeder an der Kreuzung beteiligte Verkehrsträger 
die Unterhaltungskosten seiner Anlagen selbst trägt, wird von $ 8 Abs. 2 
KreuzG. für den Fall der Herstellung eines neuen Verkehrswegs 
durchbrochen. Hier kehrt das Kreuzungsgesetz zum Veranlassungsgrund- 
satz zurück. Der Unternehmer des neuen Verkehrswegs hat nämlich dem 
anderen Beteiligten außer den etwaigen Änderungskosten ($ 5 Abs. 1 
KreuzG.) auch eine durch die Kreuzungsänderung oder -ergänzung ein- 
tretende Erhöhung der Unterhaltungskosten seiner Anlagen zu erstatten. 

Sind beide Verkehrswege an der Kreuzungsstelle neu, wird es da- 
gegen (anders als bei den Baukosten, vgl. $ 6 KreuzG.) bei der Regel 
des $ 8 Abs, 1 KreuzG. verbleiben müssen, wonach ein Kostenausgleich 
hinsichtlich der Unterhaltungslast im allgemeinen nicht stattfinden soll. 
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Von großer praktischer Bedeutung ist die Bestimmung des $ 8 
Арз. З Satz 1 KreuzG., wonach auch bei Änderungen oder Er- 
gänzungen an bestehenden Kreuzungen jeder Beteiligte seine ver- 
änderten Unterhaltungskosten ohne Ausgleich zu tragen hat. Für 
die Kosten der „Inbetriebhaltung“ der Kreuzung gilt dieser Grundsatz 
ausnahmslos. Dagegen sind unter der Voraussetzung, daß es sich um 
eine „wesentliche“ Änderung oder Ergänzung der Kreuzung gehandelt 
hat — wann das der Fall ist, ist Tatfrage; jedenfalls ist der Ersatz einer 
höhengleichen durch eine schienenfreie Kreuzung stets als „wesentliche“ 
Änderung anzusehen —, die Kosten einer späteren Erneuerung der ge- 
änderten oder ergänzten Kreuzungsanlage ebenso wie die Kosten der 
Änderung selbst zu teilen. Dabei sind die Gesamtkosten zu teilen und 
nicht etwa nur die infolge der früheren Änderung oder Ergänzung der 
Kreuzung nunmehr entstehenden Erneuerungs-Mehrkosten. Diese Be- 
stimmung soll einem Streit der Beteiligten über die Frage vorbeugen, in- 
wieweit die spätere Erneuerung tatsächlich nur Ersatz der alten Kreu- 
zungsanlage ist oder inwieweit etwa eine Umgestaltung der Kreuzung 
zur Verbesserung der Verkehrsabwicklung im Sinne des $ 3 KreuzG. vor- 
liegt. In den meisten Fällen derartiger späterer Erneuerungen wird über- 
dies die fortschreitende Entwicklung des Verkehrs auf Schiene und 
Straße wohl die weitere Ausgestaltung der Kreuzung erheischen, so daß 
ohnehin der Grundsatz der Kostenteilung gemäß $ 5 Abs. 2 KreuzG. an- 
zuwenden wäre. Auch in diesem Fall besteht — wie bei der Kostenver- 
teilung anläßlich sonstiger Bauausführungen — die Verpflichtung des 
Fordernden zur Rechnungslegung (Art. 4 Erste DVO. KreuzG.). 


Alle Kostenbestimmungen des Kreuzungsgesetzes sind insoweit 
nachgiebiges Recht, als sie entgegenstehenden Vereinbarungen 
der Beteiligten weichen; doch müssen derartige Abmachungen grund- 
sätzlich nach Inkrafttreten des KreuzG. getroffen worden sein ($ 9 Abs. 1 
KreuzG.), Bei Inkrafttreten des KreuzG. bereits bestehende Regelungen 
über die Verteilung der Baukosten bei Kreuzungsänderun- 
gen oder -ergänzungen sind aufgehoben ($ 9 Abs. 2 Halbs. 1 
KreuzG.), weil derartige Bestimmungen den Zwecken des Gesetzes 
zuwiderlaufen würden. Freilich sind die Beteiligten nicht gehindert, 
den Fortbestand dieser alten Regelungen zu vereinbaren. Bestehende 
Regelungen (auf Grund Vereinbarung oder auf Grund Auflage bei 
der Planfeststellung) über die Verteilung der Unterhaltungs- 
last bleiben dagegen so lange in Kraft, bis an der Kreuzung eine we- 
sentliche Änderung oder Ergänzung vorgenommen wird ($ 9 Abs. 2 
Halbs. 2 KreuzG.). Mit der vorläufigen Aufrechterhaltung dieser Be- 
stimmungen sollte eine zu plötzliche Belastung der Träger der Straßen- 
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baulast mit Unterhaltungskosten vermieden werden. Während nämlich 
nach dem KreuzG. (Art. 5 Abs. 2 Erste DVO. KreuzG,) Straßenüberfüh- 
rungen als Straßenanlagen gelten, wurden sie früher zumeist als Eisen- 
bahnanlagen angesehen und behandelt. Hier stellt $ 9 Abs. 2 Halbs. 2 
KreuzG. den allmählichen Übergang dieser Unterhaltungslasten auf die 
Träger der Straßenbaulast sicher. 

Allgemein — sowohl bezüglich der Baukosten wie bezüglich der 
Unterhaltungskosten — werden solche von den Vorschriften des KreuzG. 
abweichende Regelungen aufrechterhalten, die sich auf Kreuzungen von 
Straßen mit Anschlußbahnen beziehen (s. u. b.). 

Gerade bezüglich der Kostenfragen werden Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen den Beteiligten nicht selten sein, Hier 
ist gemäß $ 10 Abs. 2 KreuzG. wiederum der Reichsverkehrsminister im 
Einvernehmen mit dem Generalinspektor zur Entscheidung berufen; diese 
Entscheidung hat bindende Wirkung für Gerichte und Verwaltungs- 
behörden ($ 11 KreuzG.), schließt also die Beschreitung des Rechts- 
wegs aus. 

Die Kostenregelung des KreuzG. reicht naturgemäß nur so weit, 
wie dessen Anwendungsbereich. Sie gilt also nicht im Verhältnis von 
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs und nicht unter das KreuzG. 
fallenden Wegen. Insoweit wird, ebenso wie in den sonstigen Fällen 
von Bahnkreuzungen mit anderen Verkehrswegen — Straßen im Sinne 
des KreuzG. ausgenommen —, der durch den Anrechnungsgedanken er- 
gänzte Veranlassungsgrundsatz anzuwenden sein (в. о. IA2). 


b) Bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs. 


Für die Privatanschlußbahnen gilt das KreuzG. eben- 
falls. Es enthält aber für diese Bahnen, die es nicht als gleichwertige 
Verkehrsträger gegenüber den Straßen anerkennt, einige kostenrecht- 
liche Sondervorschriften. So wird eine Anschlußbahn hinsichtlich der 
Kostenlast bei neuen Kreuzungen stets als neu hinzukommender 
Verkehrsweg angesehen, auch dann, wenn an der Kreuzungsstelle auch 
die Straße „neu“ ist ($ 6 Abs. 2 KreuzG.). Die neue Anschlußbahn trägt 
mithin auch in diesem Fall die gesamten Herstellungskosten der Kreu- 
zung und die Mehrkosten der Unterhaltung der Straße ($$ 5 Abs. 1, 8 
Abs. 2 KreuzG.). 

Ferner bleiben bestehende Regelungen, die sich auf die Kosten- 
verteilung zwischen Straßen und Anschlußbahnen beziehen, bei 
Änderung oder Ergänzung von Kreuzungen stets in Kraft, auch dann, 
wenn sie von den Kostenbestimmungen des KreuzG. abweichen ($ 9 
Abs. 3 KreuzG.). Der Grund für diese Sondervorschrift liegt darin, daß 
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derartige Regelungen im allgemeinen für die Straße vorteilhaft sind und 
daß die Straße gegenüber der Anschlußbahn kostenmäßig begünstigt 
werden soll. 

Für die sonstigen Bahnen des niehtöffentlichen 
Verkehrs, die nicht Privatanschlußbahnen sind, gilt, soweit nicht die 
Anwendung der Kostengrundsätze des KreuzG. besonders vereinbart 
wird, der Veranlassungsgrundsatz (в. о. ТА 2). 

Auch soweit es sich um vom KreuzG. nicht erfaßte Wege handelt, 
verbleibt es im Verhältnis zwischen diesen und den Eisenbahnen des 
nichtöffentlichen Verkehrs bei dem durch den Gedanken der Vorteils- 
anrechnung ergänzten Veranlassungsprinzip (в. о. ТА 2). 


с) Straßenbahnen. 

Die außerhalb des Verkehrsraums einer öffent- 
lichen Straße liegenden Straßenbahnen werden im Verhältnis zu 
den von ihnen gekreuzten Straßen vom KreuzG. nicht berührt; $ 12 Abs. 2 
KreuzG. stellt diese Bahnen nur gegenüber den Eisenbahnen den Straßen 
gleich. Gegenüber den Straßen bleibt es also insoweit wiederum beim 
Veranlassungsgrundsatz (s. о. ТА 2). 


Innerhalb einer öffentlichen Straße liegende 
Straßenbahnen treten nach außen grundsätzlich überhaupt nicht selb- 
ständig in Erscheinung, sondern sind nur Benutzer der Straße, inner- 
halb deren Verkehrsraum sie verlaufen. Das Ausmaß ihrer Kostenbeteili- 
gung an irgendwelchen Lasten oder Aufwendungen „ihrer“ Straße bemißt 
sich nach der zwischen ihnen und der benutzten Straße bestehenden 
Regelung. 


B. Sicherung und Bewachung der Kreuzungen. 
1. Sicherung und Bewachung. 
a) Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs, 
Die maßgebenden Bestimmungen über die Sicherung höhengleicher 
Kreuzungen von Bahnen des allgemeinen Verkehrs mit 
Wegen aller Art (öffentlichen oder Privatwegen) sind in der BO. und 
für die Schmalspurbahnen des allgemeinen Verkehrs teils ebenfalls in 
der BO., teils in der BS, enthalten. Die BO. kennt eine doppelte Sicherung 
der Wegübergänge — zu denen schienengleiche Übergänge nicht gehören, 
die nur dem Verkehr innerhalb der Bahnhöfe dienen —, nämlich 
1. die gegenständliche Sicherung durch Schranken oder andere Warn- 
einrichtungen, und 
2. die persönliche Sicherung durch Bewachung, 
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Die von der BO. gegebenen Sicherungsvorschriften sind, entsprechend 
der unterschiedlichen Verkehrsbedeutung dieser Bahnen, für Haupt- und 
Nebenbahnen teilweise verschieden; doch gelten einige Vorschriften auch 
für alle Bahnen des allgemeinen Verkehrs gemeinsam, 


aa) Sicherung der Wegübergänge. 

Wegübergänge ап Hauptbahnen müssen grundsätzlich sowohl 
durch Schranken gesichert als auch bewacht werden ($$ 18 Abs. 3, 46 
Abs. 5 BO.). Der Reichsverkehrsminister kann aber den Ersatz der 
Schranken durch andere Vorrichtungen zur Sicherung der Wegübergänge 
genehmigen. Bei derart anderweit gesicherten Wegübergängen kann 
dann mit Genehmigung des Reichsverkehrsministers, die mit Erlaß vom 
11. Dezember 1940 für Warnlichter allgemein erteilt worden ist, auch 
von der Bewachung abgesehen werden, weil der Bau solcher Warneinrich- 
tungen unwirtschaftlich und unzweckmäßig wäre, wenn auf die Be- 
wachung nicht verzichtet werden könnte. 

Mit Erlaß vom 30. Dezember 1935 (RAnz. 1936 Nr. 5) hat der Reichs- 
verkehrsminister von der ihm in $ 18 Abs. 3 ВО. verliehenen Ermächti- 
gung Gebrauch gemacht und Warnlichter der in der Anlage 2 des 
Erlasses vorgesehenen Bauart, Wirkungsweise und Bedeutung zur Siche- 
rung von Wegübergängen an Stelle von Schranken allgemein (für Haupt- 
und Nebenbahnen) zugelassen. Das Warnlicht ist regelmäßig am Warn- 
kreuz ($$ 18 Abs. 9 BO., 13 Abs. 5 BS.) anzubringen. Es besteht aus 
einem rechteckigen Tragschild mit Blinklichtern gemäß dem in der An- 
lage 1 zum Erlaß des Reichsverkehrsministers gegebenen Muster. Rotes 
Blinklicht bedeutet: „Halt! Der Straßenverkehr auf dem Wegübergang 
ist gesperrt.“ Solange der Straßenverkehr nicht gesperrt ist, erscheint 
weißes Blinklicht. Wenn kein Blinklicht im Tragschild aufleuchtet, ist 
der Wegübergang wegen Störung der Anlage vorübergehend nicht ge- 
sichert. Die Bedingungen, denen die Warnlichter nach Bauart, Wirkungs* 
weise und Bedeutung entsprechen müssen, sind in der Anlage 2 zu dem 
Erlaß vom 30. Dezember 1935 festgesetzt. Danach gilt folgendes: 

1. Warnlichter sind so auszuführen, daß sie tag- und nachtleuchtende 
Zeichen (Lichttageszeichen) geben; die Zeichen müssen auch bei 
größter Tageshelle erkennbar sein. 

2. Zum Geben der Zeichen darf nur Blinklicht verwendet werden. 

3. Jedes Warnlicht muß zwei verschiedene Zeichen geben, ein „Warn- 
zeichen“ durch rotes Blinklicht mit schnellem Blinkwechsel und 
ein „Betriebszeichen“ durch weißes Blinklicht mit langsamerem 
Blinkwechsel (einheitliche Festsetzung der Blinkdauer bleibt vor- 
behalten). 


10. 


11. 


12. 
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. Bei mehrgleisigen Wegübergängen muß auf einen zweiten den 


Wegübergang befahrenden Zug durch ein Zusatzzeichen aufmerk- 
sam gemacht werden. 

Die Warnlichter sind beiderseits der Bahn in der Regel am Warn- 
kreuz anzubringen. Laufen bei einem Wegübergang mehrere Wege 
zusammen, die durch Warnlicht gesichert werden sollen, во muß 
das Warnlicht für jeden Weg rechtzeitig wahrnehmbar sein; 
nötigenfalls sind mehrere Warnlichter aufzustellen. 


Die Warnlichter sind gegen die Eisenbahn so abzublenden, daß sie 
mit den Signalen und Kennzeichen für den Eisenbahnbetrieb nicht 
verwechselt werden können, 

Die vom Zug zu betätigenden Schalteinrichtungen müssen so ge- 
baut sein, daß sie beim Befahren mit Regelfahrzeugen jeder Art 
ansprechen. Bei Auslösung durch den fahrenden Zug soll den 
Wechsel von Betriebszeichen zum Warnzeichen die erste, den 
umgekehrten Wechsel die letzte Achse bewirken. 


Der Wechsel zwischen Betriebs- und Warnzeichen soll bei Zug- 
und Rangierfahrten in der Regel durch die Fahrzeuge selbsttätig 
bewirkt werden. Wo dies nicht möglich ist, ist die Auslösung des 
Zeichenwechsels so zu regeln, daß auch in diesen Fällen die Siche- 
rung des Wegübergangs gewährleistet ist. Für Fahrten mit Neben- 
fahrzeugen — (d. s. Kleinfahrzeuge, z. В, Motordraisinen) — sind 
zur Sicherung des Wegübergangs besondere Maßnahmen zu 
treffen. 

Der Wechsel von Betriebszeichen zum Warnzeichen muß vom Zuge 
in einer solchen Entfernung vom Wegübergang ausgelöst werden, 
daß auch ein langsam fahrendes Fuhrwerk den Wegübergang un- 
gefährdet überqueren kann. Bei Umschaltung von Hand ist ein 
dieser Entfernung entsprechender Zeitwert vorzuschreiben. 
Durch Störungen darf das Betriebszeichen nicht zur Unzeit her- 
vorgerufen werden. 

Das Tragschild der Warnlichtanlage muß, wenn das Blinklicht 
erloschen ist, auch bei Dunkelheit durch Rückstrahler oder gleich- 
wertige Einrichtungen für Fahrzeuge mit Scheinwerfern auffal- 
lend kenntlich sein, 

Die Überwachung des betriebsfähigen Zustandes der Warnlichter 
muß in jedem Falle besonders geregelt werden. Die Überwachung 
durch das Zugpersonal ist nur in besonderen Fällen auf Neben- 
bahnen und nur mit Genehmigung des Reichsverkehrsministers 
zulässig. 
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Auf technische Einzelheiten der Warnlichtanlagen ist hier nicht 
einzugehen. 

FürNebenbahnen ist die Sicherung und Bewachung der Weg- 
übergänge nicht allgemein vorgeschrieben. Hier sind vielmehr grund- 
sätzlich nur die verkehrsreichen Wegübergänge mit Schranken 
zu versehen oder in anderer Weise zu sichern. Welche Vorrichtungen 
zur Sicherung eines Nebenbahnübergangs als ausreichend anzusehen 
sind, bestimmt der Reichsverkehrsminister. In erster Linie kommen auch 
hier Warnlichtanlagen gemäß dem Erlaß vom 30. Dezember 1935 in Be- 
tracht (в. о.). Wann ein Überweg als verkehrsreich anzusehen ist, richtet 
sich nach den Umständen des einzelnen Falls; in Betracht zu ziehen ist’ 
dabei sowohl der Verkehr auf der Straße wie auf der Bahn. Ein Über- 
gang wird dann als verkehrsreich gelten müssen, wenn der Verkehr auf 
ihm häufiger so stark ist, daß die Aufmerksamkeit der Wegebenutzer 
von der Beobachtung der Bahnstrecke abgelenkt wird; dabei spielen 
namentlich die örtlichen, besonders die Sichtverhältnisse, eine wesent- 
liche Rolle, 

Auch ein verkehrsreicher Wegübergang an Nebenbahnen braucht 
nicht gesichert zu werden, wenn der Übergang übersichtlich ist 
und wenn dort die Eisenbahnfahrzeuge mit höchstens 15 km/h fahren. 
Auch die Frage, ob ein Übergang „übersichtlich“ ist oder nicht, beant- 
wortet sich nach der Lage des Einzelfalls. Die Übersichtlichkeit ist nicht 
nur wesentlich von der Größe des „Sichtdreiecks“ und der Schnelligkeit 
des Schienenverkehrs, sondern auch von der Art und insbesondere von 
der Schnelligkeit des Straßenverkehrs abhängig. In den „Richtlinien zur 
Beurteilung der Übersichtlichkeit von unbeschrankten Wegübergängen in 
Schienenhöhe“ („Die Reichsbahn“ 1930, 1253; 1933, 914) hat die Reichs- 
bahnverwaltung ihren Dienststellen Anleitungen für die Beurteilung 
dieser Frage gegeben, die eine einheitliche Auffassung sicherstellen 
sollen; dabei wird von einer Höchstgeschwindigkeit des Straßenverkehrs 
von 20 km/h am Überweg ausgegangen und danach das Sichtdreieck be- 
stimmt (vgl. auch AB. zu $ 68 Abs. 3 BO, в. о. ПВА). 

Über die Frage, ob ein Übergang verkehrsreich oder übersichtlich 
ist, entscheidet die Aufsichtsbehörde (Präsident der örtlich zu- 
ständigen Reichsbahndirektion). Wird deren Beurteilung der Sachlage 
von anderer Seite beanstandet oder bestehen bei der Aufsichtsbehörde 
selbst Zweifel, so ist das Einvernehmen mit der Landespolizeibehörde 
herbeizuführen. Kommt mit dieser eine Einigung nicht zustande, ent- 
scheidet der Reichsverkehrsminister endgültig. 

Die Aufsichtsbehörde kann auch in Fällen, in denen ein Übergang 
verkehrsreich oder unübersichtlich ist, beim Vorliegen besonderer Ver- 
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hältnisse Ausnahmen hinsichtlich der Sicherung des Übergangs zu- 
lassen. Zu denken wäre hier etwa an den Fall, daß auf dem Überweg 
kein Verkehr mit Kraftfahrzeugen stattfindet. Auch hier ist die Landes- 
polizeibehörde um ihr Einverständnis anzugehen, wenn wegen der Ge- 
währung von Ausnahmen Zweifel begründet sind. 

Die BO. sieht nicht nur die Einräumung von Erleichterungen bei 
der Sicherung von Nebenbahnübergängen vor, sondern läßt auch Ver- 
schärfungen kraft aufsichtsbehördlicher Anordnung zu. So kann 
die Aufsichtsbehörde z. B. selbst bei verkehrsarmen Wegübergängen die 
Sicherung des Übergangs durch eine Schranke oder eine sonstige Siche- 
rungseinrichtung verlangen, wenn der Übergang so unübersichtlich ist, 
daß ohne ernsthafte Gefährdung der Verkehrsteilnehmer auf derartige 
Sicherungsmaßnahmen nicht verzichtet werden kann. 

Bei den Schranken ist nach $ 18 Abs. 4—7 BO. zwischen örtlich 
bedienten, fernbedienten und verschlossenen Schranken zu unterscheiden. 
Für örtlich bediente Schranken ist kennzeichnend, daß sich der Wärter 
unmittelbar am Übergang oder doch in dessen nächster Nähe befindet, so 
daß er die Schranken übersehen und bei Unregelmäßigkeiten am Übergang 
sofort persönlich eingreifen kann. Bei Hauptbahnen ist die Bedienung 
der Schranken aus einer größeren Entfernung als 50 m nur bei Über- 
gängen mit schwächerem Verkehr zugelassen. Bei Nebenbahnen kann 
die Aufsichtsbehörde (soweit hier überhaupt eine Pflicht zur Beschran- 
kung des Übergangs besteht) darüber hinaus Ausnahmen auch dann ge- 
nehmigen, wenn die Schranken vom Standort des bedienenden Wärters 
aus nicht übersehen werden können. Fernbediente Schranken 
müssen an Ort und Stelle von Hand angehoben und alsdann wieder ge- 
schlossen werden können, Sie müssen mit einer Läutevorrichtung ver- 
sehen sein, die vom Standort des Wärters aus bedient werden kann; vor 
dem Schließen der Schranken ist zu läuten ($ 46 Abs. 8 BO.). Außerdem 
müssen sie eine Vorrichtung besitzen, die dem Wärter jedes örtliche 
Öffnen der Schranken erkennbar macht. Ausnahmen kann die Aufsichts- ' 
behörde bei den Schranken an Wegübergängen mit geringem Verkehr 
zulassen, die mit Zustimmung der Landespolizeibehörde ständig oder zu 
bestimmten Tages- oder Jahreszeiten geschlossen gehalten werden. Diese 
Schranken sind mit einer zum Aufenthaltsort des Wärters führenden 
Läutevorrichtung zu versehen. Neben diesen von der Eisenbahn ver- 
schlossen gehaltenen Schranken gibt es noch Schranken, die 
unter Verschluß des Wegeberechtigten stehen. Hierher gehören die 
Schranken an unbedienten Übergängen von Privatwegen ($ 18 Abs.7 BO.). 

Für Fußwege kann die Aufsichtsbehörde nach $ 18 Abs. 8 BO. statt 
der Schranken Drehkreuze oder ähnlich wirkende Abschlüsse zu- 
lassen. 

Archiv für Eisonbahnwesen. 1942, 26 
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Alle Schranken müssen, solange Gefahr vorhanden ist, geschlossen 
sein. 

Außer der Sicherung durch Schranken oder sonstige Warneinrich- 
tungen sieht die BO. die Kenntlichmachung der Schienenkreuzungen 
durch Warnkreuze vor, deren Gestaltung und Abmessungen in der 
Anlage A zur BO. (RGBl. 1934 II S. 1051) vorgeschrieben sind; eine Ein- 
schränkung der hier vorgesehenen Abmessungen ist nur aus zwingenden 
Gründen zulässig. Die Warnkreuze sind an allen unmittelbar am Über- 
gang einmündenden Wegen aufzustellen und zwar beiderseits der Bahn- 
strecke. Sie bezeichnen die Stelle, an der der Straßenverkehr halt- 
machen muß, wenn die Schranken geschlossen sind oder wenn sich ein 
Zug oder ein anderes Eisenbahnfahrzeug nähert. Warnkreuze sind grund- 
sätzlich an allen höhengleichen Bahnkreuzungen aufzustellen; lediglich 
bei Nebenbahnübergängen mit geringfügigem Verkehr kann hiervon ab- 
gesehen werden. Die Form der Warnkreuze ist verschieden, je nachdem 
es sich um einen beschrankten oder einen unbeschrankten Wegübergang 
handelt. Bei unbeschrankten Wegübergängen wird außerdem zwischen 
eingleisigen (zwei gekreuzte Balken) und mehrgleisigen (vier gekreuzte 
Balken) Kreuzungen unterschieden. 

Vor nicht durch Schranken oder andere Vorrichtungen, 2. В. Warn- 
lichtanlagen, gesicherten Nebenbahnübergängen sind Kennzeichen 
für die Lokomotivführer anzubringen, deren Form in Ab- 
schnitt C IV der Eisenbahn-Signalordnung vom 28. Dezember 1934 
(КОВІ. 1935 II S.67) vorgeschrieben ist. Die Kennzeichen bezeichnen 
die Stelle, von der ab geläutet werden muß, bis das erste Fahrzeug den 
Wegübergang überfahren hat, und an der das Achtungssignal mit der 
Dampfpfeife oder der sonst zur Erteilung hörbarer Signale geeigneten 
Vorrichtung ($ 36 Abs, 6 BO.) zu geben ist, wo es durch die Aufsichts- 
behörde angeordnet ist ($$ 18 Abs. 10, 58 Abs. 2 BO.). Bei einfachen 
Verhältnissen kann die Aufsichtsbehörde Ausnahmen zulassen. 

Für Schmalspurbahnen des allgemeinen Verkehrs sind in 
$ 13 BS. entsprechende Bestimmungen wie in $ 18 BO. für die Neben- 
bahnen enthalten. 

Schließlich ist in diesem Zusammenhang noch die Vorschrift des 
$ 49 Abs. 2 BO. zu erwähnen, wonach die Übergänge der verkehrsreichen 
öffentlichen Wege bei Dunkelheit zu beleuchten sind, solange die 
Schranken geschlossen sind. Das gilt sowohl für Haupt- wie für Neben- 
bahnen. Unter öffentlichen Wegen sind hier wohl nicht nur die ver- 
waltungsrechtlich-öffentlichen Wege zu verstehen, bei denen eine Wid- 
mung für den öffentlichen Verkehr vorliegt, sondern auch die tatsächlich 
öffentlichen Wege, bei denen es an einer solchen Widmung fehlt. Wäh- 
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rend der Dauer der allgemeinen Verdunkelung sind auch bei der Beleuch- 
tung der Wegübergänge die allgemeinen Verdunkelungsvor- 
schriften der 8. DVO. LuftschutzG. vom 23. Mai 1939 in der Fassung 
der Verordnungen vom 1. September 1939 und vom 25. März 1941 (RGBl. 
1939 І S. 965, 1626; 1941 I S. 168) zu beachten. 

Alle bisher genannten Maßnahmen stellen Vorkehrungen der 
Eisenbahn zur Erhöhung der Verkehrssicherheit am Wegübergang 
dar. Daneben sind noch weitere Sicherungsvorkehrungen der Straße 
selbst vorgesehen. Nach Abschnitt A Ia der Anlage 1 zur Straßen- 
verkehrsordnung vom 13. November 1937 (КОВІ. І S. 1179) sind zur Kenn- 
zeichnung von Eisenbahnübergängen in Schienenhöhe — zunächst grund- 
sätzlich nur bei den Reichsstraßen — rechts und links neben der Straße 
(d. h, neben der Fahrbahn) dreieckige Warnzeichen und je drei 
Merktafeln (Baken) in Abständen von etwa 240, 160 und 80 m vor 
dem Bahnübergang aufzustellen. Können diese Abstände nicht ein- 
gehalten werden, so ist der Abstand vom Übergang auf den Baken an- 
zugeben. Gestaltung und Abmessungen der dreieckigen Warnzeichen und 
der Baken müssen den in RGBl. 1987 I 5. 1199, 1200 vorgeschriebenen 
Mustern entsprechen. Die Warnzeichen sind auf den ersten Baken an- 
gebracht, die etwa 240 m vor dem Eisenbahnübergang stehen. Diese 
Baken tragen drei, die nächsten Baken zwei und die letzten (80 m ent- 
fernten Baken) einen schrägen roten Streifen auf weißem, schwarz um- 
randetem Feld. Die Streifen bestehen aus rückstrahlendem rotem Glas 
und steigen in einem Winkel von 30 Grad zur Waagerechten nach außen, 
von der Straße aus gesehen. Gleichlaufend zu den Schrägstreifen sind 
die oberen Kanten der Baken, die nicht die dreieckigen Warnzeichen 
tragen, abgeschrägt. Die Warnzeichen unterscheiden nur zwischen be- 
schrankten (Abbildung eines Gatters) und unbeschrankten (Abbildung 
einer Lokomotive) Übergängen. Ein mit einer Warnlichtanlage ver- 
sehener Übergang wird also durch das Warnzeichen für unbeschrankte 
Übergänge angezeigt. 


bb) Bewachung der Wegübergänge, 

Neben der Sicherung der Wegekreuzungen durch Schranken oder 
andere Vorrichtungen steht ihre Bewachung. Als bewacht gilt ein 
Wegübergang, wenn der Schrankenwärter bei örtlich bedienten Schran- 
ken am Übergang selbst, bei fernbedienten Schranken in unmittelbarer 
Nähe der Bedienungsvorrichtung steht und wenn ihm jedes unbefugte 
Öffnen der Schranken bemerkbar gemacht wird. Wegübergänge auf 
Bahnhöfen und Haltestellen können bei einfachen Verhältnissen als be- 
wacht gelten, wenn ihre örtlich bedienten Schranken gegen unbefugtes 
Öffnen gesichert sind ($ 46 Abs. 7 BO.). 

26* 
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Wegkreuzungen an Hauptbahnen müssen grundsätzlich be- 
wacht werden. Hiervon gelten nur folgende Ausnahmen: 

1. Bei Fahrten mit Nebenfahrzeugen (4. в. Kleinfahrzeuge, z. В. Drai- 
sinen, nicht dagegen Kleinlokomotiven, diese gelten als Regelfahr- 
zeuge, vgl. $ 27 Abs. 1 BO.) nach näherer Bestimmung der Auf- 
sichtsbehörde ` 

2. bei Sicherung der Wegübergänge in anderer Weise als durch 
Schranken, 2, В. durch Warnlichtanlagen (з. о. aa); 

3. bei verschlossen gehaltenen Schranken. Hier sind, wie bereits er- 
wähnt, zwei Fälle zu unterscheiden: 

a) Von der Eisenbahn mit Zustimmung der Landespolizeibehörde 
ständig oder zu bestimmten Tages- oder Jahreszeiten ver- 
schlossen gehaltene Schranken an Wegübergängen mit gerin- 
gem Verkehr. Sie müssen auf Verlangen geöffnet werden, wenn 
es ohne Gefahr geschehen kann ($ 46 Abs. 9 BO.); 

b) vom Wegeberechtigten verschlossen gehaltene unbediente 
Schranken an Privatwegübergängen. Hier kann die Aufsichts- 
behörde Ausnahmen zulassen ($ 46 Abs.10 BO.). 

Für Nebenbahnen gelten folgende Grundsätze: 

1. Verkehrsreiche Übergänge müssen grundsätzlich bewacht 
werden. Hiervon sind solche Übergänge ausgenommen, die über- 
sichtlich sind und von Eisenbahnfahrzeugen nur mit einer 
Geschwindigkeit von 15 km/h befahren werden. 

2. Verkehrsarme Übergänge brauchen im allgemeinen nicht 
bewacht zu werden, außer wenn sie von Eisenbahnfahrzeugen mit 
einer höheren Geschwindigkeit als 15 km/h befahren werden und 
wenn sie außerdem so unübersichtlich sind, daß die Bahnstrecke 
vom Warnkreuz aus nicht auf mindestens 50 m Entfernung ein- 
gesehen werden kann. 

In beiden Fällen kann die Aufsichtsbehörde im Benehmen mit der 
Landespolizeibehörde Ausnahmen zulassen, bei verkehrsreichen Weg- 
kreuzungen aber nur dann, wenn auf dem die Bahn kreuzenden Weg kein 
Verkehr mit Kraftwagen (richtiger wohl: mit Kraftfahrzeugen) statt- 
findet. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den beteiligten Be- 
hörden entscheidet der Reichsverkehrsminister ($ 46 Abs. 5 BO.). 

Ferner sind auch bei Nebenbahnübergängen dieselben Ausnahmen 
zugelassen wie bei Hauptbahnen, nämlich bei Fahrten mit Nebenfahr- 
zeugen nach näherer Bestimmung der Aufsichtsbehörde, bei Sicherung 
der Wegübergänge z. B. durch Warnlichter sowie bei verschlossen ge- 
haltenen Schranken (8. о.). 
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Die Bewachung der Wegübergänge erfüllt nur dann ihren Zweck, 
wenn der Schrankenwärter nicht nur dem Straßenverkehr Haltzeichen 
geben, sondern wenn er notfalls — z. B. bei Achsbruch eines Straßen- 
fahrzeugs auf der Kreuzung — auch Eisenbahnzügen Haltesignale 
erteilen kann. Er muß daher mit den Mitteln zur Erteilung derartiger 
Signale — Signalflaggen, Handlaternen, Knallkapseln, Haltescheiben, 
Horn- und Pfeifensignale — ausgerüstet sein. Das wird уоп $ 46 Abs, 11 
BO, ausdrücklich gefordert, 


b) Kleinbahnen. 

Für Kleinbahnen ist die Sicherung und Bewachung der Weg- 
kreuzungen landesrechtlich nicht allgemein vorgeschrieben. Für Preu- 
ßen gelten die $$ 8, 26 der Bau- und Betriebsvorschriften für neben- 
bahnähnliche Kleinbahnen mit Maschinenbetrieb vom 15, Januar 1914 
(ЕУВІ. 8. 41) mit späteren Änderungen. Danach sind Schranken an Weg- 
übergängen nur dort herzustellen, wo ungünstige örtliche Verhältnisse 
oder die Fahrgeschwindigkeit sie notwendig erscheinen lassen. Während 
der Vorbeifahrt von Zügen, die mit mehr als 30 km/h fahren, müssen die 
verkehrsreichen Wegübergänge und solche unübersichtlichen Wegüber- 
gänge, wo besondere Vorsicht geboten ist, bewacht werden. An diesen 
Wegübergängen werden auch Schranken anzubringen sein. Ferner 
müssen ohne Rücksicht auf die Geschwindigkeit der Züge alle mit Hand- 
schranken versehenen Übergänge bewacht werden, Bezüglich der Be- 
leuchtung bestimmt $ 26 Ziffer 6 der Bau- und Betriebsvorschriften, daß 
die Übergänge der verkehrsreicheren, mit Handschranken versehenen, 
und alle etwa mit Zugschranken versehenen öffentlichen Wege bei 
Dunkelheit zu beleuchten sind, solange die Schranken geschlossen sind. 
$ 26 Ziffer 8 der Bau- und Betriebsvorschriften endlich stimmt mit $ 46 
Abs. 11 BO. sachlich überein; danach muß der Schrankenwärter mit den 
Mitteln zur Erteilung von Haltsignalen an die Züge ausgerüstet sein 
(в. о. а bb). 

InBayern finden nach den bereits mehrfach erwähnten Bekannt- 
machungen des Staatsministeriums auf die wichtigeren Kleinbahnen die 
Bestimmungen der BO, für Nebenbahnen sinngemäß Anwendung, soweit 
nicht ausdrücklich Erleichterungen zugelassen sind. Das ist insoweit 
der Fall, als Warnkreuze nur an unübersichtlichen oder verkehrsreichen 
Wegübergängen aufzustellen sind. 

Soweit eine Sicherung der Wegübergänge durch Schranken über- 
haupt gefordert wird, sind — ebenso wie bei den Eisenbahnen des allge- 
meinen Verkehrs — Warnlichter, die den Vorschriften des Erlasses 
des Reichsverkehrsministers vom 30. Dezember 1935 (RAnz. 1936 Nr. 5) 
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entsprechen, an Stelle von Schranken allgemein zugelassen (Erlaß des 
Reichsverkehrsministers vom 26. Februar 1936, КУВІ. В 1936 S. 36). 


Die in Anlage 1 zur Straßenverkehrsordnung für Eisenbahnüber- 
gänge an Reichsstraßen vorgesehenen Warnzeichen in Verbindung 
mit Baken sind an Reichsstraßenkreuzungen mit Kleinbahnstrecken eben- 
falls aufzustellen. 


e) Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs. 


Für die Eisenbahnen des nichtöffentlichen Ver- 
kehrs ist grundsätzlich die Sicherung und Bewachung der Wegkreu- 
zungen nicht vorgesehen. In Preußen ist maßgebend die (Muster-) 
Betriebsvorschrift für Privatanschlußbahnen vom 30. April 1902 (mit 
späteren Änderungen). Nach $ 9 dieser Betriebsvorschrift bestimmen 
die Aufsichtsbehörden (d. s. Regierungspräsident und Präsident der 
Reichsbahndirektion), ob und an welchen Stellen ausnahmsweise Siche- 
rungsvorrichtungen an Wegen erforderlich sind. Nach $ 10 Ziffer 3 ist 
ferner für jeden Übergang von den Aufsichtsbehörden besonders zu be- 
stimmen, ob und wo vor schienengleichen unbewachten Wegübergängen 
ein Kennzeichen für die Lokomotivführer anzubringen ist. Sind derartige 
Kennzeichen angebracht, ist von dieser Stelle an, sonst in angemessener 
Entfernung bis nach Erreichung des Übergangs das Läutewerk der Loko- 
motive zu betätigen ($ 22 Ziffer 2 der Betriebsvorschrift). Für die 
sonstigen Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs sind, soweit er- 
sichtlich, allgemeine Vorschriften dieser Art nicht getroffen. Hier wird 
gegebenenfalls von der Polizeibehörde im Interesse der Betriebs- und 
Verkehrssicherheit für jeden Einzelfall eine ähnliche Regelung zu 
treffen sein. 

Für Bayern sei $ 13 Ziffer 6 der oberbergpolizeilichen Vor- 
schriften für den Betrieb von Grubenanschlußbahnen vom 21. August 
1931 (Bay GVOBI. 8. 213) erwähnt; danach sind verkehrsreiche Weg- 
übergänge während des Rangierens auf Anordnung der Berginspektion 
zu überwachen, wenn sie nicht mit Schranken versehen sind. Einheit- 
liche Vorschriften für alle Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs 
fehlen, soweit feststellbar, auch hier. 

Auch für die Wegkreuzungen mit Privatanschlußbahnen sind 
Warnlichter der im Erlaß des Reichsverkehrsministers vom 30. De- 
zember 1935 (RAnz. 1936 Nr. 5) vorgeschriebenen Beschaffenheit als 
Ersatz für Schranken zugelassen (Erlaß des Reichsverkehrsministers 
vom 26. Februar 1936, RVBl. В 1936 S, 36). 
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Für dieEisenbahnen der Hermann-Göring-Werke 
gelten, soweit nicht Ausnahmen angeordnet werden, die Bestimmungen 
der BO. und somit die Ausführungen zu a) entsprechend. 

Die in Anlage 1 zur Straßenverkehrsordnung vorgesehenen Warn- 
zeichen und Baken sind vor Reichsstraßenübergängen an An- 
schlußgleisen und Feldbahnen nicht aufzustellen (Anlage 1 Abschnitt 
А Ш Арз. З StVO.). Die Tragweite dieser Bestimmung ist nicht ganz 
klar. Es scheint zweifelhaft, ob damit tatsächlich alle Eisenbahnen des 
nichtöffentlichen Verkehrs erfaßt werden sollten, weil manche Privat- 
anschlußbahnen (wie z. B. die Hafenbahnen) einen stärkeren Verkehr 
aufzuweisen haben als viele unbedeutende Strecken des öffentlichen 
Verkehrs. Andererseits legt die Erwähnung der „Anschlußgleise“ neben 
den Feldbahnen und den nicht durch Maschinenkraft bewegten Fahr- 
zeugen den Schluß nahe, daß damit nur die Bahnen von untergeordneter 
Bedeutung erfaßt werden sollten. Auf jeden Fall ist eine Ausnahme für 
die Bahnen der „Hermann-Göring-Werke“ anzunehmen, die ja baulich 
und betrieblich im allgemeinen wie Eisenbahnen des allgemeinen Ver- 
kehrs behandelt werden, 


d) Straßenbahnen. 

Für die Kreuzungen von Straßenbahnen,die innerhalb 
des Verkehrsraums einer öffentlichen Straße liegen, 
mit Straßen bestehen keine besonderen Sicherungs- oder Bewachungs- 
vorschriften. 

Dagegen sind die Wegübergänge bei außerhalb einer 
öffentlichen Straße liegenden Straßenbahnen mit 
Warnkreuzen zu versehen. Ausgenommen sind nur die Wegübergänge 
auf Bahnstrecken, die aus örtlichen Gründen nur auf kurze Strecken 
außerhalb der Straße verlaufen ($ 42 Abs. 1b Satz 2 BO. Strab., AB. 46 
zu $ 11 Abs. 1 ВО. Strab.). Standort des Warnkreuzes ist, wie bei den 
Eisenbahnübergängen, die Stelle, an der die übrigen Verkehrsteilnehmer 
halten müssen, wenn sich ein Zug nähert. Die Warnkreuze müssen in 
Form und Farbe den durch die BO. vorgeschriebenen Warnkreuzen ent- 
sprechen (AB. 46 zu $ 11 Abs. 1 BO. Strab.). 

Nach $ 11 Abs. 2 BO. Strab. können die Aufsichtsbehörden (die 
Verwaltungsaufsichtsbehörde im Benehmen mit dem Bevollmächtigten 
für den Nahverkehr) bei Straßenbahnen außerhalb einer öffentlichen 
Straße nach Lage der örtlichen Verhältnisse Ausnahmen zulassen oder 
weitergehende Sicherheitsmaßnahmen verlangen. Ausnahmen können 
besonders bei verkehrsarmen Wegen, z. B. bei Fuß-, Privat-, Wirtschafts-, 
Interessenten- oder Waldwegen, bewilligt werden. Weitergehende Siche- 
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rungsmaßnahmen kommen vor allem für unübersichtliche und verkehrs- 
reiche Wegübergänge in Betracht, die von der Straßenbahn mit mehr 
als 40 km/h Geschwindigkeit befahren werden, ferner für Kreuzungen 
mit Reichsstraßen oder anderen wichtigen Verkehrswegen. Als weiter- 
gehende Sicherungsmaßnahmen können von den Aufsichtsbehörden vor- 
geschrieben werden: hörbare Warnsignale, seitliche Schutzwehren, Warn- 
zäune und Pfosten, Warnlichter, Schranken und Ankündigungsbaken. Die 
Warnlichter müssen den vom Reichsverkehrsminister erlassenen Vor- 
schriften entsprechen (AB. 46, 47 zu $ 11 BO. Strab.). 


Außer den Warnkreuzen, die als Eisenbahnzeichen (Art, 5 Abs. 1 
DVO. KreuzG.) von der Eisenbahn anzubringen sind, müssen vor den 
Reichsstraßenübergängen über Straßenbahnen, die außerhalb einer 
öffentlichen Straße verlaufen (ausgenommen solche, die aus örtlichen 
Gründen lediglich eine kurze Strecke außerhalb der Straße liegen), auch 
die in Anlage 1 zur Reichsstraßenverkehrsordnung vorgesehenen W a r n- 
zeichen und Baken aufgestellt werden (Anlage 1 Abschnitt A III 
Abs. 8). 

2. Kostenregelung. 

Die Kostenverteilung bezüglich der verschiedenen Sicherungsein- 
richtungen bemißt sich nach den Grundsätzen des KreuzG,., d.h. es findet 
nach $ 5 Abs. 2 KreuzG. hälftige Teilung der Baukosten statt. Die Unter- 
haltungskosten werden nicht ausgeglichen ($ 8 Abs. 1 KreuzG.). Dagegen 
muß ein neu hinzukommender Verkehrsweg die gesamten Baukosten 
übernehmen, zu denen auch die Kosten der Herstellung der vorgeschrie- 
benen Sicherungseinrichtungen gehören, und zwar auch insoweit, als 
derartige Maßnahmen infolge der Kreuzung für den anderen Verkehrs- 
weg notwendig werden, Dem anderen Verkehrsträger müssen ferner in 
diesem Fall seine Unterhaltungsmehrkosten ersetzt werden ($$ 5 Abs. 1, 
8 Abs. 2 KreuzG.). 

C. Überqueren der Kreuzung. 
1. Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs, 

Für das Überqueren schienengleicher Wegübergänge sind die $$ 78, 
79 BO. maßgebend. Danach hat der Schienenverkehr ein Vor- 
recht vor dem Straßenverkehr. Dieses Vorrecht ist durch 
die Straßenverkehrsordnung ausdrücklich aufrechterhalten und bestätigt 
worden ($$ 45, 13 Abs. 5 StVO.). 

Nach $ 78 Abs..9 ВО. ist die Bahn, wo sie zugleich als Weg dient, 
bei Annäherung eines Zuges oder eines anderen Eisenbahnfahrzeugs zu 
räumen, Ferner bestimmt $ 79 BO.: 
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1. Die Eisenbahn darf nur an den dazu bestimmten Stellen (Über- 
gängen) überquert werden. Die Benutzung der Übergänge ist 
jedoch verboten, wenn 
a) sich ein Eisenbahnfahrzeug nähert, 

b) am Übergang durch hörbare oder sichtbare Zeichen vor einem 
sich nähernden Eisenbahnfahrzeug gewarnt oder das Schließen 
der Schranken angekündigt wird, 

с) die Schranken bewegt werden oder geschlossen sind, oder 

d) die Sperrung des Straßenverkehrs auf dem Übergang in an- 
derer Weise kenntlich gemacht ist. 

2. In den Fällen zu 1. müssen Straßenfahrzeuge und Tiere vor den 
Warnkreuzen oder, wo solche nicht vorhanden sind, in entspre- 
chender Entfernung vor der Bahn angehalten werden. Fußgänger 
müssen bei beschrankten Übergängen vor den Schranken, bei un- 
beschrankten vor den Warnkreuzen oder in entsprechender Ent- 
fernung vor der Bahn haltmachen. 

3. Bei Annäherung an Übergänge und bei ihrer Benutzung ist beson- 
dere Aufmerksamkeit anzuwenden. Hiervon sind die Wegbenutzer 
auch an beschrankten Übergängen sowohl bei geschlossenen als 
auch bei geöffneten Schranken nicht befreit. 

4. Es ist verboten, die Schranken oder sonstige Einfriedigungen 
eigenmächtig zu öffnen. 

5. Viehherden dürfen innerhalb 10 Minuten vor dem mutmaßlichen 
Eintreffen eines Eisenbahnfahrzeugs nicht mehr über die Bahn 
getrieben werden. 

6. Pflüge, Eggen und andere Geräte sowie Baumstämme und andere 
schwere Gegenstände, die die Bahnanlagen beschädigen können, 
dürfen nur mit besonderer Vorsicht über die Bahn geschafft 
werden. 

7. Privatübergänge dürfen nur von den Berechtigten und nur unter 
den von der Aufsichtsbehörde genehmigten Bedingungen benutzt 
werden, 

Ergänzt werden diese Vorschriften durch die Bestimmung des $ 9 
Abs. 2 StVO. in der Fassung der VO. vom 3. Mai 1939 (RGBl. I S. 874), 
wonach der Fahrzeugführer seine Fahrgeschwindigkeit so einzurichten 
hat, daß er jederzeit in der Lage ist, seinen Verpflichtungen im Verkehr 
Genüge zu leisten, und daß er das Fahrzeug nötigenfalls rechtzeitig an- 
halten kann. Das gilt, wie in Abs. 2 Satz 2 hervorgehoben wird, beson- 
ders an Eisenbahnübergängen in Schienenhöhe, 

Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang vor allem 
auch die Bestimmung des $ 79 Abs. 3 BO. Danach hat der Straßen- 
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benutzer bei Annäherung an Wegübergänge, mögen diese beschrankt 
sein oder nicht und mögen die Schranken geöffnet oder geschlossen sein, 
besondere Aufmerksamkeit anzuwenden. Welches Maß an Sorgfalt da- 
nach geboten ist, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Dabei 
spielen neben anderen Gesichtspunkten vor allem der Zustand der 
Straße, die Verkehrslage auf ihr, die Sicht- und Witterungsverhältnisse 
sowie die Art des benutzten Straßenverkehrsmittels (z. B. Personenkraft- 
wagen oder Schwerlastzug) eine wesentliche Rolle. Bei ungesicher- 
ten Wegübergängen muß der Straßenverkehrsteilnehmer jeder- 
zeit mit dem Herankommen von Zügen rechnen. Er muß sich also bereit- 
halten, das Verkehrsvorrecht der Schienenbahn zu beachten und seine 
Geschwindigkeit entsprechend bemessen. Auch an gesicherten 
UÜbergängen aber hat er besondere Sorgfaltspflichten. Er muß bei 
geöffneten Schranken — außer auf seine Fahrbahn — sein Augenmerk 
vor allem darauf richten, ob etwa eine Änderung der Schrankenstellung 
bevorsteht, die ihm u. a. durch Ertönen des Läutewerks, Bewegung der 
Schrankenbäume nach unten oder Bereitstehen des Schrankenwärters 
erkennbar werden kann. Er muß auch darauf acht geben, ob etwa aus 
anderen Gründen besondere Vorsicht am Platze ist (z. B. Winkzeichen 
des Schrankenwärters, Achtungspfiff einer herankommenden Lokomo- 
tive). Er muß, wie es das Reichsgericht in R G S t. 72, 286 ff. ausgedrückt 
hat, „Vorsicht üben und die Augen offen halten“. Gewiß vermindert oder 
erleichtert diese dem Wegebenutzer zukommende Sorgfaltspflicht nicht 
die Verpflichtung der Bahnbediensteten zu sorgfältiger Schrankenbedie- 
nung. Ob es zutrifft, daß die Bahn mit der Schrankenstellung „Ver- 
kehrszeichen“ an die übrigen Verkehrsteilnehmer gibt, wie es das Reichs- 
gericht im DR. 1941, 41 angenommen hat, mag dahingestellt bleiben, 
Jedenfalls aber ist die offene Schranke nicht als Verkehrszeichen „Fahrt 
frei“ (für den Straßenverkehr) anzusehen, sondern allenfalls als Warn- 
zeichen ähnlich wie die Warnzeichen für allgemeine Gefahrstellen oder 
Querrinnen (vgl. Anlage 1 zur StVO, Bild 1, 2). Das ergibt sich ein- 
deutig aus der Fassung des $ 79 Abs. 3 Satz 2 ВО, Ferner ist auch noch 
darauf hinzuweisen, daß das Warnlicht, das ja Ersatz für eine Schranke 
ist, als Betriebszeichen weißes und nicht etwa grünes Licht blinkt. Dem 
weißen Blinklicht der Warnlichtanlage aber entspricht die geöffnete 
Schranke. Den verantwortungsbewußten Kraftfahrer werden im übrigen 
allein schon die Unebenheiten in der Fahrbahn, die namentlich bei mehr- 
gleisigen Eisenbahnübergängen spürbar sind, zu angemessener Vermin- 
derung seiner Geschwindigkeit veranlassen. Auch auf diese Uneben- 
heiten weist die geöffnete Schranke den Straßenverkehrsteilnehmer hin. 
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2. Kleinbahnen. 


Das Überqueren von Wegekreuzungen mit Kleinbahnen richtet 
sich ebenfalls nach den $$ 78, 79 BO. Nach $ 7 Abs.1 der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung, die für alle Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs 
einschließlich der Kleinbahnen gilt, sind nämlich für das Verhalten 
innerhalb des Bahngebiets die Bestimmungen der $$ 77ff. BO. maß- 
gebend. Demnach sind — was im Interesse der Rechtsvereinheitlichung 
außerordentlich zu begrüßen ist — die bisherigen landesrechtlichen Vor- 
schriften (für Preußen z. B. die Polizeiverordnung für Kleinbahnen mit 
Maschinenbetrieb vom 20. April 1933, GS. S. 158; für Bayern die Bekannt- 
machungen des Staatsministeriums, die die BO. für anwendbar erklärten) 
insoweit gegenstandslos geworden. Das Verkehrsvorrecht der 
Kleinbahnen vor dem Straßenverkehr ist damit reichs- 
einheitlich festgelegt. 


3. Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs. 


Für Wegekreuzungen mitBahnen der Hermann-Göring- 
Werke gelten ebenfalls die $$ 78, 79 BO., da auf diese Bahnen nach 
der Verordnung vom 20. Februar 1940 (RGBl. I S.460) grundsätzlich die 
Bestimmungen der BO. sinngemäß anzuwenden sind, soweit nicht Aus- 
nahmen bestimmt werden. Auch diesen Bahnen steht danach das Vor- 
fahrtrecht vor dem Straßenverkehr zu. Es wäre deshalb notwendig, auch 
vor diesen Wegekreuzungen die in der Anlage 1 zur StVO. vorgesehenen 
Warnzeichen und Merktafeln (Baken) aufzustellen. 


Bezüglich der sonstigen Eisenbahnen des nichtöffentlichen Ver- 
kehrs ist deren Vorrecht vor dem Straßenverkehr noch landesrechtlich 
und zwar durch örtliche Polizeiverordnungen geregelt (für Preußen 
vgl. $$ 2, 3 der [Muster-]Polizeiverordnung für Privatanschlußbahnen 
vom 30. April 1902, für Bayern vgl. $ 40 der oberbergpolizeilichen Vor- 
schriften für Grubenanschlußbahnen vom 21. August 1931, Bay GVOBI. 
1931, 213). Diese Bestimmungen sind weiterhin als gültig anzusehen; 
insbesondere sind sie durch die Straßenverkehrsordnung nicht beseitigt 
worden. Allerdings war es das Ziel der StVO., die den Straßenverkehr 
einengenden örtlichen Regelungen zu beseitigen, die der Straßenverkehrs- 
teilnehmer im einzelnen nicht kennen kann. Aber gerade die Vorfahrt- 
rechte der Schienenbahnen hat die StVO. ausdrücklich aufrechterhalten. 
Etwas anderes ist auch der Anlage 1 zur StVO. Abschnitt A Ш Abs. 3 
nicht zu entnehmen, daß vor Kreuzungen mit „Anschlußgleisen, Feld- 
bahnen oder nicht durch Maschinenkraft bewegten Schienenfahrzeugen“ 
die Warnzeichen und Baken nicht aufzustellen sind. Denn einmal ist, 
wie schon ausgeführt (в. о. II B 1c¢), die Tragweite dieser Bestimmung 
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zweifelhaft, und es ist kaum anzunehmen, daß damit tatsächlich alle 
Bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs erfaßt werden sollten. Außerdem 
besagt diese Vorschrift über das Vorfahrtrecht nichts, zumal sich ja 
diese Regelung bezüglich der Baken vorläufig nur auf Reichsstraßen 
beschränkt. Gewiß werden im KreuzG. die Eisenbahnen des nichtöffent- 
lichen Verkehrs in mehrfacher Beziehung den Straßen gegenüber nicht 
als gleichwertige Verkehrsträger angesehen (vgl. $$ 6 Abs. 2, 9 Abs. 3 
KreuzG.; s. о. Ш A2b). Aber einmal ist diese Regelung an sich wohl 
angreifbar, gibt es doch Bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs, deren 
Verkehrsbedeutung sich durchaus mit der von Straßen vergleichen läßt 
— ев веі nur ап die Bahnen der „Hermann-Göring-Werke“ oder an Hafen- 
bahnen erinnert —; und zum anderen sind die Bestimmungen der $$ 6 
Abs. 2, 9 Abs. 3 KreuzG. nicht geeignet, die auf einem ganz anderen 
Gebiet liegende landesrechtliche Vorfahrtregelung aufzuheben. Es ist 
daher davon auszugehen, daß die das Verkehrsvorrecht der Bahnen des 
nichtöffentlichen Verkehrs begründenden Polizeiverordnungen weiterhin 
gelten, 
4. Straßenbahnen. 

Für das Überqueren von Wegekreuzungen durch Straßen- 
bahnen gilt $ 42 BO. Strab. Danach sind für Straßenbahnen, die 
innerhalb des Verkehrsraums einer öffentlichen 
Straße liegen, an Kreuzungen mit Straßen die Bestimmungen der 
Straßenverkehrsordnung maßgebend. Es gilt mithin $ 13 StVO., und die 
Straßenbahn hat demnach gegenüber dem sonstigen Straßenverkehr ein 
Vorfahrtrecht nur, soweit sie es nicht dem Verkehr auf der Hauptstraße 
oder bei Straßen gleichen Ranges dem von rechts kommenden Kraftfahr- 
zeug oder der von rechts kommenden Straßenbahn überlassen muß. 


Für Straßenbahnen, die außerhalb des Verkehrraums 
einer öffentlichen Straße verlaufen, sind dagegen nach $ 42 
Abs. 1b BO. Strab. die Wegübergänge freizumachen; diese Bahnen haben 
also ein Vorfahrtrecht gegenüber dem Straßenverkehr. Ausgenommen 
sind nur Wegübergänge auf Bahnabschnitten, die aus örtlichen Gründen 
lediglich auf kurze Strecken außerhalb der Straße verlaufen. Die 
Straßenkreuzungen, an denen die Straßenbahn ein Vorfahrtrecht vor 
dem Straßenverkehr hat, werden im allgemeinen durch Warnkreuze ge- 
kennzeichnet (АВ, 46 zu $ 11 Abs. 1, АВ. 140 zu $ 42 Abs. 1b BO. Strab.). 
Von der Vorfahrt darf die Straßenbahn in diesen Fällen erst Gebrauch 
machen, wenn die Warnkreuze aufgestellt sind (Einführungsvorschriften 
für die AB. BO. Strab. zu АВ. 140; RVBl. В 1938, 81). Außerdem werden 
vor derartigen Übergängen bei Reichsstraßen die Ankündigungsbaken 
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gemäß Anlage 1 zur StVO. aufgestellt. Es gelten für das Befahren dieser 
Übergänge durch den Straßenverkehr also die Ausführungen zu a) sinn- 
gemäß, 


D. Haftpflicht. 


Die Haftpflicht für Unfälle an Kreuzungen ist 
nur ein Ausschnitt aus der Unfallhaftpflicht der Verkehrsträger über- 
haupt. Soweit es sich um Schienenbahnen handelt, bildet für Personen- 
schäden das Reichshaftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871, für Sachschäden 
das Sachschadenhaftungsgesetz vom 29. April 1940 die Rechtsgrundlage. 
Die danach geltenden Haftungsgrundsätze dürfen als bekannt voraus- 
gesetzt werden, bildet doch die Haftpflicht der Schienenbahnen geradezu 
das Schulbeispiel der „Gefährdungshaftung“, D. h, die Schienen- 
bahn haftet für alle bei ihrem Betrieb entstehenden Unfallschäden ohne 
Rücksicht auf Verschulden, auch für Zufall, bis zur Grenze der „höheren 
Gewalt“. Bei den innerhalb des Verkehrsraums einer öffentlichen Straße 
liegenden Schienenbahnen ist die Sachschadenhaftung etwas gemildert ; 
sie wird hier bereits durch „unabwendbare Ereignisse“ ausgeschlossen, 
die im Unterschied von Ereignissen „höherer Gewalt“ nicht von außen 
auf den Betrieb einzuwirken und auch nicht außergewöhnlich zu sein 
brauchen. 

Auf Einzelheiten der Haftpflicht ist hier nicht einzugehen; Haf- 
tungsfragen sind vielmehr nur insoweit zu erörtern, als sie gerade mit 
der Schienenbahnkreuzung im Zusammenhang stehen. Hier sind nun zwei 
Gedankengänge von besonderer Bedeutung, denen die Rechtsprechung 
des Reichsgerichts und ihm folgend die der unteren Gerichte bei Un- 
fällen an Bahnkreuzungen Raum zu geben pflegen: 

1. In der unterlassenen Sicherung eines Wegübergangs liege — 
selbst wenn der Bauzustand den festgestellten Plänen oder den Anord- 
nungen der Aufsichtsbehörde entspreche — ein Verschulden des Bahn- 
unternehmens, wenn sich Sicherungseinrichtungen überhaupt oder wei- 
tere oder andere Sicherungsmaßnahmen nach Ansicht des erkennenden 
Gerichts als notwendig erwiesen, und 

2. jedenfalls aber sei im Fehlen von Sicherungseinrichtungen oder 
in der Ersetzung von Schranken durch andere — vorgeblich weniger ge- 
eignete — Sicherungsvorkehrungen eine „Erhöhung der Betriebsgefahr“ 
der Schienenbahn zu finden. 

Dazu ist folgendes zu sagen: 

Zu 1. Gemäß $ 23 ReichsbG. werden die Pläne für den Bau neuer 
oder die Veränderung bestehender Reichsbahnanlagen im allgemeinen in 
einem besonderen Verfahren, dem Planfeststellungsverfah- 
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ren, festgestellt. Dabei sind alle Behörden zu beteiligen, deren Ge- 
schäftsbereich durch den Bauplan berührt wird. Zuständig zur Plan- 
feststellung ist der Reichsverkehrsminister oder, wenn zwischen den be- 
teiligten Behörden über die Plangestaltung Einverständnis besteht, die 
von ihm ermächtigte Reichsbahnbehörde (Reichsbahndirektion). 


Die Rechtswirkung der Planfeststellung wird durch $ 23 Abs. 3 
ReichsbG. dahin umrissen, daß sie die endgültige Entschei- 
dung über alle von der Plangestaltung berührten 
Interessen umfaßt. Wenn auch hierunter in erster Linie öffentlich- 
rechtliche Interessen, namentlich solche polizeilicher (wege-, wasser-, 
berg-, sicherheitspolizeilicher) Art, zu verstehen sind, so wirkt sich doch 
der rechtsgestaltende Staatshoheitsakt der Planfeststellung über den 
Bereich des öffentlichen Rechts hinaus auch bürgerlichrechtlich aus. 
Allerdings beseitigt die Planfeststellung für sich allein das Privateigen- 
tum nicht; hierzu bedarf es notfalls der Enteignung. Aber die Geltend- 
machung bürgerlichrechtlicher Ansprüche ist in Beziehung auf die fest- 
gestellte Anlage nur mehr insoweit zulässig, als sich diese Ansprüche 
gerade aus dem Bestand der Anlage ableiten lassen. Mit anderen Worten: 
Der Eigentümer, dessen Eigentum beeinträchtigt wird, und dessen privat- 
rechtlicher Beseitigungs- oder Unterlassungsanspruch gegenüber der 
festgestellten Anlage versagt, hat eben deshalb einen Ausgleichsanspruch. 
Dagegen ist eg unzulässig, einen Anspruch mit der Begründung zu er- 
heben, daß die festgestellte Anlage den Erfordernissen des Verkehrs oder 
der Verkehrssicherheit nicht genüge und daß sie in anderer Ausgestal- 
tung hätte festgestellt werden müssen. Damit würde — zum mindesten 
mittelbar — die Rechtswirkung des Staatshoheitsakts der Planfeststel- 
lung angetastet, Im übrigen ist der Vorwurf eines Verschuldens gegen- 
über der Reichsbahn in derartigen Fällen schon deswegen hinfällig, weil 
die Planfeststellung dem Bahnunternehmen gegenüber die Wirkung hat, 
daß die Anlage nur so, wie festgestellt, und nicht anders, ausgeführt 
werden darf, Die Reichsbahn ist also nicht nur nicht verpflichtet, 
von der festgestellten Anlage abzuweichen und zusätzliche Sicherungs- 
einrichtungen zu schaffen, sondern sie ist nach der Bedeutung der Plan- 
feststellung dazu nicht einmal berechtigt. 


Soweit der Planfeststellung übrigens eine Entscheidung des Reichs- 
verkehrsministers gemäß $ 3 KreuzG. zugrunde liegt, ist den für die 
Plangestaltung zuständigen Behörden jede Abweichung von den ministe- 
riellen Anordnungen durch Art. 1 Abs. 4 Erste DVO. KreuzG. ausdrück- 
lich untersagt. Auch den Gerichten gegenüber hat die Anordnung des 
Ministers zufolge $ 11 KreuzG. bindende Wirkung. Hier ist jeder Angriff 
gegen die festgestellte Anlage somit vollends ausgeschlossen. 
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Wenn es sich bei der Kreuzungsanlage nicht um eine nach $ 23 
ReichsbG. festgestellte Anlage handelt, beruht der Bauzustand — soweit 
nicht lediglich zwingende gesetzliche Vorschriften, z. В. der BO., zu er- 
füllen waren, die übrigens auch die Grundlage für die Planfeststellung 
bilden —, doch jedenfalls auf einer Entscheidung der zuständigen Auf- 
sichtsbehörden. Diese sind bei den Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs 
nach $ 18 BO,, bei den Kleinbahnen und den Eisenbahnen des nichtöffent- 
lichen Verkehrs nach Landesrecht, bei den Bahnen der Hermann-Göring- 
Werke nach $ 3 der Verordnung vom 20. Februar 1940 und bei den 
Straßenbahnen nach $ 11 BO. Strab. berufen, bezüglich der bei den ein- 
zelnen Kreuzungen zu treffenden Sicherungsmaßnahmen erforderlichen- 
falls entweder gegenüber den gesetzlichen Bestimmungen Erleichte- 
rungen zuzulassen oder umgekehrt zusätzliche Siche- 
rungseinrichtungen vorzuschreiben. Derartige Entschei- 
dungen der zuständigen Verwaltungsbehörden, die von diesen nach 
pflichtmäßigem Ermessen unter Abwägung der widerstreitenden Inter- 
essen und zumeist unter Beteiligung noch weiterer interessierter Be- 
hörden getroffen werden, können von den Gerichten nicht durch deren 
eigene Ermessensentscheidungen abgeändert und ersetzt werden. In 
ständiger Rechtsprechung (vgl. RGZ. 154, 153 mit weiteren Urteils- 
angaben) hat das Reichsgericht anerkannt, daß Ermessensentscheidungen 
der Verwaltungsbehörden richterlicher Nachprüfung nur daraufhin 
unterliegen, ob sie „reiner Willkür entsprungen sind oder doch ein in 
so hohem Maße fehlsames Verhalten ergeben, daß dieses mit den an eine 
ordnungsmäßige Verwaltung zu stellenden Anforderungen schlechter- 
dings unvereinbar ist“. Daß von einem derartigen Ermessensmißbrauch 
in den hier in Frage kommenden Fällen ernstlich überhaupt nicht die 
Rede sein kann, bedarf wohl keiner weiteren Ausführungen, Es ist daher 
unzulässig, daß sich die Gerichte in Haftpflichtprozessen ständig mit 
Fragen befassen, die ausschließlich von den hierfür allein zuständigen 
und auch erheblich sachkundigeren Verwaltungsbehörden zu entscheiden 
sind, so z. В. mit der Frage, ob ein Wegübergang „verkehrsreich“ oder 
„unübersichtlich“ ist und welche Sicherungsmaßnahmen für diese Kreu- 
zung notwendig und ausreichend sind. Soweit ersichtlich, hat das Reichs- 
gericht bisher nur in der Entscheidung des 6. Zivilsenats vom 6. Mai 1939 
(DR. 1939, 1446) die gleiche Ansicht vertreten, ist dagegen in späteren 
Entscheidungen (vgl. 2. В. У А Е. 1941, 34) wieder zu der alten Recht- 
sprechung zurückgekehrt, die den Gerichten — im Widerspruch zu seiner 
ständigen Rechtsprechung bezüglich der richterlichen Nachprüfung von 
verwaltungsbehördlichen Ermessensentscheidungen — die Befugnis zu 
eigener Würdigung des Sachverhalts in derartigen Fällen uneinge- 
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schränkt zugesteht. Im übrigen ist es, worauf bereits hingewiesen worden 
ist, naturgemäß verfehlt, ein Verschulden .des Bahnunternehmens in 
einem Fall annehmen zu wollen, in dem der Bauzustand auf einer Ent- 
scheidung der Aufsichtsbehörde beruht, deren Anordnungen die Bahn 
zu befolgen hat. Allenfalls könnte hier mit der Behauptung einer Amts- 
pflichtverletzung der Aufsichtsbehörden ein Anspruch gegen’ das Reich 
(Land) selbst geltendgemacht werden (Art. 131 WeimVerf.). Ein Ver- 
schulden des Eisenbahnunternehmens ist selbst dann nicht gegeben, 
wenn sich die Verhältnisse an der Kreuzung gegenüber dem der Plan- 
Teststellung oder den Entscheidungen der Aufsichtsbehörde zugrunde 
gelegten Sachverhalt z. В. infolge einer Verkehrszunahme auf der Straße 
geändert haben, In diesem Fall wäre es Aufgabe der Landes- 
polizeibehörde eine Änderung der Planfeststellung oder der auf- 
sichtsbehördlichen Entscheidung anzuregen. Nur dann, wenn die Bahn 
entweder die Bestimmungen der BO. oder die Anordnungen der Aufsichts- 
behörde nicht beachtet, 2. В. wenn sie die zugelassene Höchstgeschwin- 
digkeit an der Bahnkreuzung überschreitet oder die vorgeschriebenen 
Achtungszeichen nicht gibt usw., handelt sie schuldhaft. 


Zu 2. Abwegig ist es auch, in der fehlenden Sicherung eines Weg- 
übergangs eine „Erhöhung der Betriebsgefahr“ der Schienenbahn zu 
sehen. Der Begriff der „erhöhten Betriebsgefahr“ ist dem 
RHG. wie dem SHG. fremd. Er ist in der Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts entwickelt worden. Danach soll eine „Erhöhung der Betriebs- 
gefahr“ dann vorliegen, wenn „Umstände in Betracht kommen, die nicht 
schlechthin und regelmäßig mit dem Betrieb der Eisenbahn verbunden 
sind, wie örtliche Verhältnisse, die den Eisenbahnbetrieb für den Ver- 
kehr mit besonderen Gefahren umkleidet erscheinen lassen, wie z. В. un: 
verwahrte Wegübergänge“ (so RG JW 1920, 434). Dieser Be- 
griff der „erhöhten Betriebsgefahr“ hat in der Rechtsprechung eine Aus- 
weitung erfahren, die die „normalen Betriebsgefahren“ gänzlich zurück- 
treten läßt und die nahezu alle irgendwie in Betracht kommenden Um- 
stände — teilweise sogar solche entgegengesetzter Art —, als 
„Erhöhung der Betriebsgefahr“ wertet. Damit werden die zugunsten der 
Schienenbahnen bestehenden Haftungsbefreiungsgründe der „höheren 
Gewalt“ und insbesondere des eigenen Verschuldens des Verletzten immer 
mehr zurückgedrängt und die Haftpflicht der Bahn in unerträglicher 
Weise erweitert, 

Dabei wird zunächst ganz übersehen, daß alle Tatsachen, die die 
Betriebsgefahr der Schienenbahnen „erhöhen“ — wenn man überhaupt 
einmal von einer solchen Abstufung der Betriebsgefahr ausgehen 
wollte —, in eben derselben Weise auch das Verschulden oder die Be- 
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triebsgefahr des Straßenverkehrsmittels erhöhen, so daß mit der An- 
nahme „erhöhter Betriebsgefahr“ zugunsten des Betroffenen gar nichts 
gewonnen wird, — ein Gedanke, dem die Rechtsprechung anscheinend 
erstmals bei der Beurteilung der „Verdunkelungsunfälle“ Raum geben 
will, bei denen die Unbilligkeit einer anderen Lösung wohl auch zu kraß 
in Erscheinung treten würde. Übrigens sei der Gesichtspunkt, ob nicht 
die „Erhöhung der Betriebsgefahr“ infolge des Strukturwandels und der 
sprunghaften Entwicklung des Straßenverkehrs in erster Linie in dessen 
Bereich zu finden ist — im Jahre 1937 waren rund 86 % aller Verkehrs- 
unfälle Kraftfahrzeugunfälle —, nur nebenbei angedeutet. Vor allem ist 
es aber schon deswegen verfehlt, bei unbeschrankten Wegübergängen von 
einer „Erhöhung der Betriebsgefahr“ zu sprechen, weil den Gefahren, die 
der ungesicherte Wegübergang nun einmal mit sich bringt, ja gerade die 
scharf ausgeprägte Haftpflicht der Schienenbahnen nach dem RHG. und 
SHG. Rechnung tragen soll. Daß diese Gesetze den Fall des ungesicher- 
ten Wegübergangs als „Normalfall“ mitumfassen, ergibt sich schon aus 
der Erwägung, daß es mehr ungesicherte als gesicherte Übergänge gibt. 
Im Jahre 1937 waren allein bei den Eisenbahnen des allgemeinen Ver- 
kehrs im alten Reichsgebiet rund 40000 ungesicherte und nur rund 
32000 gesicherte Straßenkreuzungen vorhanden. Vor allem aber war 
zur Zeit des Inkrafttretens des Reichshaftpflichtgesetzes das Verhältnis 
der ungesicherten zu den gesicherten Übergängen noch ungünstiger. Im 
Jahre 1880 — dem Jahr erstmaliger Aufstellung der sogenannten „Reichs- 
statistik“ — gab es bei den Staats- und Privatbahnen rund 3600 unbe- 
wachte und nur rund 1150 bewachte Wegübergänge. Bei dieser Sach- 
lage ist es ganz klar, daß das RHG. die sich an ungesicherten Wegüber- 
gängen ergebenden Gefahren in seinen Geltungsbereich von vornherein 
mit einbezog, um so mehr als ja am gesicherten Übergang die Betriebs- 
gefahr der Schienenbahn eben dank der Sicherungsmaßnahmen normaler- 
weise kaum in Erscheinung treten kann. Dann ist es aber unzulässig, 
die Gründe, die zur Festsetzung der strengen Gefährdungshaftung der 
Schienenbahnen geführt haben, bei der Gesetzesanwendung abermals 
zur weiteren Verschärfung dieser Haftung heranzuziehen. 

Endlich ist es auch wegen der Rechtswirkung der Planfeststellung 
und wegen der alleinigen Befugnis der Aufsichtsbehörden, verbindlich 
über die notwendigen und ausreichenden Sicherungsmaßnahmen an Kreu- 
zungen zu entscheiden, ausgeschlossen, das Fehlen von Sicherungsein- 
richtungen als „Erhöhung der Betriebsgefahr“ zu werten, Denn damit 
würden jene verwaltungsbehördlichen Entscheidungen wenigstens mittel- 
bar in ihrer Wirksamkeit beeinträchtigt und in ihren Auswirkungen vom 
Gericht bemängelt. 
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Aus allen diesen Gründen ist es unzulässig, in dem Nichtvorhanden- 
sein einer Sicherung an einer Wegekreuzung oder in der Ersetzung von 
Schranken durch andere Einrichtungen, z. B. durch Warnlichter, zu 
Lasten der Schienenbahnen eine „Erhöhung der Betriebsgefahr“ zu 
sehen. Schuldhaftes Verhalten an der Bahnkreuzung fällt damit in 
vollem Umfang auf den Straßenverkehrsteilnehmer zurück. 


Kritik des geltenden Rechtszustands. 
Schluß. 


Überblickt man den für Kreuzungen von Schienenbahnen mit an- 
deren Verkehrswegen geltenden Rechtszustand, so wird man ihn im all- 
gemeinen als befriedigend bezeichnen müssen, vor allem seit eine Reihe 
wichtiger Fragen durch das KreuzG. in großzügiger und der modernen 
Verkehrsentwieklung gemäßer Weise gelöst worden ist. Vielfach ange- 
fochten wird seitens der Kraftfahrer das Vorfahrtrecht der 
Schienenbahnen. Hier werden teilweise unter dem Schlagwort 
einer „Gleichstellung“ von Schiene und Straße Forderungen erhoben, 
über deren Durchführbarkeit man sich teilweise offenbar überhaupt 
nicht klar ist, so wenn z. B. verlangt wird, daß ebenso wie jetzt die 
Straßen zeitweise durch Schranken gesperrt würden, umgekehrt auch 
die Bahnstrecken zeitweise durch Schranken abgeschlossen werden 
müßten. Derartige Vorschläge beruhen auf einer völligen Verkennung 
der Bedeutung des Schienenverkehrs und der Wesensart des Schienen- 
bahnbetriebs. Gewiß ist die Förderung der Motorisierung das vom Führer 
verkündete Programm, und verkehrspolitisch stehen die ver- 
schiedenen Verkehrsmittel einander gleich. In der Verkehrsbedeutung 
aber überragt die Schiene bei weitem die anderen Verkehrsmittel. Sie 
ist zur Zeit und auch in Zukunft der Hauptträger des Gesamtverkehrs 
und für das ganze moderne Wirtschaftsleben von geradezu entscheiden- 
der Bedeutung. Der Satz, den der Führer im Jahre 1935 in Nürnberg 
anläßlich der Jahrhundertfeier der deutschen Eisenbahnen geprägt hat, 
daß „die moderne Wirtschaft zwar ohne Flugzeug und selbst ohne Kraft- 
wagen, aber nicht ohne Eisenbahn denkbar“ sei, konnte durch kein Er- 
eignis schlagender bewiesen werden als durch den Krieg. Nunmehr ruht 
die Hauptlast aller Beförderungen fast allein auf der Reichsbahn; sie 
hat den Aufmarsch und die Versorgung der Armeen ebenso sicher- 
zustellen wie die Versorgung der Wirtschaft und der gesamten Bevölke- 
rung mit Rohstoffen und Verbrauchsgütern durchzuführen. Über diese 
geradezu gigantischen Beförderungsleistungen wird erst nach Beendi- 
gung des Krieges näherer Aufschluß gegeben werden können; aber eine 
Vorstellung von dem Ausmaß der Verkehrsleistungen der Reichsbahn 
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vermittelt doch wohl allein die Tatsache, daß sich ihre Betriebseinnahmen 
im Geschäftsjahr 1941 auf insgesamt rund 9 Milliarden Reichsmark be- 
laufen haben. Was von der Reichsbahn im großen gilt, das gilt im Nah- 
verkehr insbesondere von der Straßenbahn, die im Kriege bewiesen hat, 
daß sie ganz und gar nicht das angeblich so „überlebte“ Verkehrsmittel 
ist, und deren außerordentliche Kriegsleistungen den im wesentlichen 
reibungslosen Verkehrsablauf in unseren größeren Städten gewähr- 
leisten. 


Diese überragende Bedeutung der Schienenbahnen, die ihnen auch 
in Zukunft verbleiben wird, rechtfertigt es, ihnen gegenüber dem Straßen- 
verkehr insoweit eine bevorzugte Stellung einzuräumen, als es die 
Wesensart ihres Betriebes erfordert. Hier ist nun gerade der bereits 
oben erwähnte Unterschied zwischen dem Schienen- und Straßenverkehr 
von besonderer Bedeutung, daß sich nämlich der Schienenverkehr im 
wesentlichen in großen, der Straßenverkehr dagegen in kleinen Ein- 
heiten abwickelt. Der große und schwere Eisenbahnzug aber hat einen 
viel längeren Bremsweg und viel schlechtere Anfahrmöglichkeiten als 
das um ein Vielfaches leichtere Straßenfahrzeug, wird also durch jeden 
Halt viel stärker gehemmt als dieses. Hinzukommt, daß sich ein geord- 
neter Schienenbahnbetrieb nur an Hand eines festen Fahrplans durch- 
führen läßt. Allein aus Sicherheitsgründen ist ferner die Einhaltung 
gewisser Zugfolgeabstände unerläßlich. Die Bindung des Zuges an die 
Schiene verhindert zudem ein beliebiges Überholen. Diese Gründe ver- 
bieten es, an den Schienenverkehr hinsichtlich des Befahrens von Wege- 
kreuzungen etwa dieselben Forderungen zu richten wie an den Straßen- 
verkehr, dem die Erfüllung dieser Forderungen — wie ja seine groß- 
artige Entwicklung beweist — ohne weiteres möglich ist. Außerdem 
spielen die Behinderungen des Kraftfahrzeugverkehrs durch schienen- 
gleiche Bahnübergänge nur eine recht untergeordnete Rolle im Vergleich 
zu den Hemmnissen, die der schnelle Straßenverkehr einmal durch ent- 
gegenkommenden und kreuzenden, sodann durch langsameren gleich- 
laufenden Verkehr auf der Straße selbst wie endlich durch enge Orts- 
durchfahrten, kurvenreiche Strecken usw. erfährt. Und schließlich 
sollte der Zwang zur Geschwindigkeitsverminderung oder auch zum An- 
halten an der Bahnkreuzung in einer Zeit seine Schrecken verloren 
haben, die — besonders im großstädtischen Verkehr — an gewissen 
Straßenkreuzungen den eine „Stop-Straße“ benutzenden Verkehr selbst 
dann zum Halten zwingt, wenn die Verkehrslage auf der gekreuzten 
Straße im Einzelfall das Anhalten nicht erfordern würde, An dem 
Vorfahrtsrecht der Schienenbahnen kann und muß 
daher grundsätzlich festgehalten werden. 
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Als Anregung an den Gesetzgeber sei dem Wunsch Ausdruck ge- 
geben, es möchten die Rechtsverhältnisse auch der Kleinbahnen und der 
Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs einheitlich reichsrechtlich 
geregelt werden. Bei den Kleinbahnen ist seit Inkrafttreten der neuen 
Eisenbahn-Verkehrsordnung die Rechtseinheit auf dem Umweg über 
$ 7 EVO. wenigstens bezüglich des Vorfahrtrechts hergestellt; dagegen 
besteht bei den Bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs die landesrecht- 
liche Rechtszersplitterung fort. 

Zweckmäßig wäre wohl auch die ausdrückliche Anführung 
der eisenbahnrechtlichen Bestimmungen, die das Verkehrsvorrecht der 
Schienenbahnen begründen, in der Straßenverkehrsordnung, die ja nach 
$ 45 Satz 2 StVO. zusammen mit der Straßenverkehrs-Zulassungsordnung 
grundsätzlich die ausschließliche Regelung des Straßen- 
verkehrsrechts enthalten soll. Zu begrüßen wäre in diesem Zusammen- 
hang auch die wenigstens „nachrichtliche“ Aufnahme der Warn- 
kreuze und Warnlichter bei den Verkehrszeichen der StVO. 
Die Bedeutung dieser, z. B. außerhalb der StVO. geregelten Warnzeichen, 
ist gerade aus diesem Grunde heute noch nicht allen Straßenverkehrs- 
teilnehmern geläufig. 

Neben diesen Wünschen an den Gesetzgeber steht die Forderung 
an die Rechtsprechung, die verfehlte Ansicht zu überprüfen, wonach das 
Nichtvorhandensein einer Sicherung an einem Wegübergang ein Ver- 
schulden des Bahnunternehmens oder eine „Erhöhung der Betriebs- 
gefahr“ darstellen soll, selbst wenn der Bauzustand den festgestellten 
Plänen oder den Anordnungen der Aufsichtsbehörden entspricht. Damit 
wird zugunsten des einzelnen unachtsamen Wegebenutzers aus falsch 
angewandtem sozialem Empfinden heraus die Allgemeinheit unbillig be- 
lastet. Mit dem grundsätzlichen Verlassen dieser Ansicht würde die 
Rechtsprechung einen wesentlichen Beitrag liefern zu einer neuzeit- 
lichen Auffassung des Verkehrsrechts, besonders des 
Haftpflichtrechts, und zur Erziehung des einzelnen Verkehrsteilnehmers 
zu verantwortungsbewußterEinordnungindieVer- 
kehrsgemeinschaft. 
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Die Eisenbahnpolitik von Bund und Kantonen in der Schweiz. 
Von 
Professor Dr. Albert Kuntzemüller in Freiburg (Br.) 


Über den Schweizer „Kantönligeist“ ist schon viel geschrieben und 
noch mehr gespöttelt worden. Wenn man darunter wie üblich jene kurz- 
sichtige Kleinstaaterei und Kirchturmspolitik versteht, die jede Maß- 
nahme nur unter dem Aspekt des heimischen, manchmal sehr niedrigen 
Kirchturmes trifft, so kann das Urteil nicht zweifelhaft sein. Ist eine 
solche lokale oder regionale Engstirnigkeit schon in politischen Dingen 
nicht ungefährlich, so vermag sie sich in wirtschaftlicher Hinsicht 
geradezu katastrophal auszuwirken. Zwar ist der Name dem politischen 
Sprachschatz der Eidgenossenschaft entnommen, niemand aber wird 
leugnen, daß dieser „Kantönligeist“ leider auch anderswo zu Hause sein 
kann und durchaus nicht auf die Schweiz beschränkt geblieben ist. 

Seien wir indes nicht „schnell fertig mit dem Wort“ und hüten wir 
uns vor allem, das Kind mit dem Bade auszuschütten. Es wäre undank- 
bar und zudem sachlich unrichtig, die kulturellen Werte und Verdienste 
auch dieser kleinen und kleinsten souveränen Staatswesen leugnen zu 
wollen. Man erinnere sich beispielsweise der rühmenswerten Tatsache, 
daß der Halbkanton Basel-Stadt als kleinster Staat der Welt seit bald 
einem halben Jahrtausend eine hochangesehene Hochschule völlig aus 
eigener Kraft pflegt und betreut, was für diese Stadtrepublik in Zeiten 
der Not ein großes materielles und ideelles Opfer bedeutet. Kein Gerin- 
gerer als JakobBurckhardt (1818—1897), eine der größten Zierden 
dieser ehrwürdigen alma mater, hat von den Kantonen und Kleinstaaten 
einmal gesagt: „Der Kleinstaat ist vorhanden, damit ein Fleck auf der 
Welt sei, wo die größtmögliche Quote der Staatsangehörigen Bürger in 
vollem Sinne sind. 

Bis vor rund hundert Jahren (1848) waren die 22 Schweizer Kan- 
tone unumschränkt souverän und die Eidgenossenschaft als Ganzes nur 
ein lockerer Staatenbund. War es nun Zufall oder eine Fügung des 


1 Jakob Burckhardt: Weltgeschichtliche Betrachtungen, Berlin und Stutt- 
gart 1905, Seite 32, 


412 Die Eisenbahnpolitik von Bund und Kantonen in der Schweiz. 


Schicksals, daß gerade zu der Zeit, da die Eisenbahnen aufkamen, ihre 
Souveränität durch die Bundesverfassung von 1848 teilweise einge- 
schränkt wurde? Auf alle Fälle mochte es für das beginnende Eisen- 
bahnzeitalter von Bedeutung sein, daß die souveränen Kantone wenig- 
stens einen Teil dieser ihrer sorgsam gehüteten Hoheitsrechte an ein 
größeres Ganze, die Eidgenossenschaft, abtreten mußten. Auch so schon 
sollte sich, wie wir gleich sehen werden, die Allmacht der Kantone beim 
Projektieren und Werden der ersten Eisenbahnen zeitweise fast ver- 
hängnisvoll auswirken, und die früheste Eisenbahngesetzgebung des 
Bundes suchte dieser Tendenz nicht nur nicht entgegenzutreten, sondern 
sie gar noch fast zu unterstreichen. 

Die vorliegende Untersuchung soll kein historischer Abriß sein, 
Darstellungen der schweizerischen Eisenbahngeschichte gibt es bereits 
mehrere, unter denen Placid W ei Ben ba c h s zweibändiges Werk, wenn 
auch etwas veraltet!, noch heute als mustergültig gelten darf. Um also 
Gesagtes nicht zu wiederholen, sei hier kurzerhand auf diese Literatur 
verwiesen, Aber ohne dem Historiker vorzugreifen, kann auch eine kri- 
tische Untersuchung der schweizerischen Eisenbahnpolitik die Tatsache 
nicht übergehen, daß gleich der Anfang der schweizerischen Eisenbahn- 
geschichte schon sonderbar genug anmutet. 

Am 15. Juni 1844 wurde die erste Eisenbahn in der Schweiz er- 
öffnet, aber es war gar keine schweizerische Eisenbahn. Die erste 
Schweizerbahn in der Schweiz war vielmehr die Zürich-Badener Eisen- 
bahn vom 9. August 1847, so daß nur dies Datum als Geburtstag der 
heutigen Schweizerbahnen gelten kann. Für die internationale Stellung 
der Schweiz und ihre geographische Lage mitten im Herzen Europas ist 
es immerhin bezeichnend, daß drei volle Jahre, bevor die erste ein- 
heimische Bahn entstand, eine ausländische Eisenbahngesellschaft die 
ersten Schienen auf Schweizergebiet legen und den Eisenbahnbetrieb 
eröffnen konnte. Diese damals nur zwei Kilometer lange, einer fran- 
zösischen Gesellschaft gehörende Eisenbahn kam aus dem Elsaß und 
fuhr mit ihrer Lokomotive von St. Ludwig nach Basel, in das Eingangstor 
der Schweiz hinein, und zwar im wahren Sinne des Wortes in das „Tor“, 
da Basel damals noch mehrere Tore besaß, die nachts geschlossen wur- 
den, so daß im kantonalen Parlament eine lange Debatte darüber ge- 
pflogen werden mußte, ob man dies Ungetüm von einem modernen „tro- 
janischen Pferd“ überhaupt hineinlassen solle oder lieber nicht. Die 
Vernunft siegte mit nur vier Stimmen Mehrheit (5. Mai 1843), und die 

1 Placid Weißenbach: Das Eisenbahnwesen der Schweiz, 2 Bände, Zürich 
1918/14; Dr. August Welti: 25 Jahre Schweizerische Bundesbahnen, Zürich 1927; 
Dr. Fritz Heß: Die Schweizerischen Bundesbahnen in den letzten zwölf Jahren 
(Archiv für Eisenbahnwesen 1939, Seite 865 ff.). 
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Eisenbahn hielt ihren Einzug in Basel und somit in der Schweiz. Wegen 
Niederlegung der städtischen Schanzen war sogar das Eingreifen des 
eidgenössischen Kriegsrates verlangt worden, weil hier „eine eidgenös- 
sische Stadt französische Uniform anziehe“', 

Der am 11, Dezember 1845 mit großen Feierlichkeiten eingeweihte 
französische Bahnhof in Basel war der erste Bahnhof in der Schweiz. 
Hier geschah es beim festlichen Mahle, daß der Basler Großkaufmann 
und Nationalrat Achilles Bischoff (1795—1867) in schwungvoller 
Rede das neue Transportmittel feierte und die künftigen — schweize- 
rischen Bundesbahnen hochleben ließ, Sein prophetischer Blick war 
zwei Menschenalter vorausgeeilt, aber ein gutes Vorzeichen mochten 
seine Worte immerhin sein, 

I. 
Staatspolitische Voraussetzungen des Eisenbahnbaues. 

Oft hört man — auch in Fachkreisen — mit Erstaunen fest- 
stellen, daß die Eisenbahn in der Schweiz erst relativ spät ihren Einzug 
gehalten habe, Als Hauptgrund hierfür wird dann lediglich die Hoch- 
gebirgsnatur des Landes angegeben, die einem Eisenbahnbau hindernd 
im Wege gestanden habe, Man denkt an die Alpen, mit denen man die 
Schweiz kurzerhand identifiziert, und vergißt, daß diese nur 58 %, also 
nicht viel mehr als die Hälfte der Oberfläche einnehmen und daß es 
außer den Alpen und dem Jura immerhin eine Reihe breiter Flußtäler 
gibt, die Raum genug für eine Schienenstraße bieten und reiche Sied- 
lungen genug aufweisen, diese entsprechend zu alimentieren. Es kann 
also die Morphologie allein an der „Verspätung“ des schweizerischen 
Eisenbahnbaues nicht schuld sein. 

Die Hemmnisse lagen vielmehr auf politischem und wirtschaft- 
lichem Gebiet. Rund zwei Dutzend souveräner Staatswesen, territorial 
allenthalben hoffnungslos ineinander verzahnt, mit teilweise diametral 
entgegengesetzten Interessen, mußten auf einem Raume, kleiner als 
Dänemark, einem Verkehrsmittel, das bestimmt war, eben diesen Raum 
zu überwinden, mißtrauisch und hemmend im Wege stehen. Man denke 
beispielsweise an den jahrzehntelangen Antagonismus zwischen den 
Kantonshauptstädten Basel und Zürich, oder im Nordsüdtransit zwischen 
den Kantonen Graubünden und Tessin (Ostalpenbahn contra Zentral- 
alpenbahn), oder im Ostwestverkehr zwischen der Waadt und Freiburg, 
Bern und Solothurn und an den ganzen hiermit zusammenhängenden 
Fragenkomplex des sog. Zweiliniensystems — alles regionale Gegensätze, 
die unter einen Hut zu bringen ein unmögliches Beginnen schien, 


1 Hans Schneider: Geschichte des schweizerischen Bundesstaates, Stutt- 
gart 1931, Seite 153. 
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Aber damit mochten die Schwierigkeiten, denen sich der Eisen- 
bahnbau gegenübersah, noch nicht erschöpft sein, War auch im übrigen 
kontinentalen Europa wie in Deutschland, Österreich und Italien die 
Befürchtung fast allgemein, die Reisenden würden auf der Eisenbahn 
die Länder allzu rasch durchfliegen, so daß den Wirten und dem Klein- 
gewerbe eine Reihe von Einnahmequellen entgingen, so mußte diese Be- 
fürchtung in der kleinen Schweiz um so begründeter erscheinen, Dazu 
kam die Abneigung der ansässigen Bauernsame gegen das neue Verkehrs- 
mittel, das die Landstraßen veröden lassen und die Früchte auf den 
Feldern schädigen werde — kurz, alles das, was schon allenthalben sonst 
die Eisenbahn nur mit Mißbehagen kommen sah, war in der Schweiz in 
vervielfachtem Maße vorhanden. 

Nicht zu vergessen schließlich die bis 1848 bestehende heillose Zer- 
splitterung des schweizerischen Zoll-, Post- und Münzwesens. Für Brief- 
marken- und Münzensammler mag diese Mannigfaltigkeit einen erhöhten 
Ansporn zur Sammlung interessanter Seltenheiten bedeuten, auf Wirt- 
schaft und Verkehr konnte sie nur von verheerender Wirkung sein. 

Wenn ein Chaos von weit über fünfhundert Zöllen den Kaufmann 
auf Schritt und Tritt behinderte, wenn sechzehn verschiedene Post- 
administrationen auf ihre Kosten kommen und Geschäfte machen woll- 
ten!, wenn ebensoviele oder noch mehr Münzen und Münzfüße durch 
zahllose ausländische Geldsorten ad infinitum vermehrt und verwirrt 
wurden, dann kann man sich das Durcheinander in Wirtschaft und Ver- 
kehr, das damals in der Schweiz herrschte, wohl vorstellen. Daß ge- 
legentlich Postwagen an der Kantonsgrenze angehalten oder Schiffe 
wegen Nichtzahlung von Transitgebühren absichtlich zum Stranden ge- 
bracht wurden, nimmt nach alledem nicht wunder. Ob darüber der öster- 
reichisch-französische Posttransit fast zum Scheitern kam, weil die Dili- 
gencen genehmere Wege einschlugen, das kümmerte die souveränen Kan- 
{опе wenig, wenn nur der Nachbar gehörig geschädigt wurde. 

Glücklicherweise machte die Bundesverfassung vom 12. September 
1848 mit dieser Willkür und Buntscheckigkeit Schluß und schuf — mehr 
noch als auf politischem Gebiet — eine Einheit im Zoll- (Art. 23), Post- 
(Art, 33) und Münzwesen (Art. 36). Je ein wichtiges politisches und 
wirtschaftliches Gebiet aber blieb auch damals noch von dieser Verein- 
heitlichung ausgenommen: das Heer und die in ihren Anfängen begrif- 
fene Eisenbahn. Während ersteres jedoch in der (noch heute geltenden) 
Bundesverfassung vom 29. Mai 1874 (Art. 20) zur Bundessache erklärt 

~ з Bis zum 1. Januar 1849 kostete ein Brief von Genf nach Zürich mehr als 
еіп solcher nach Algier, Sendungen in die Ostschweiz soviel wie nach Konstan- 
tinopel (Ernst Gagliardi: Geschichte der Schweiz, Zürich und Leipzig о. J. [1937], 
Band III, Seite 1443). 
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wurde, brauchte die Vereinheitlichung der Eisenbahnen einen längeren 
und mühseligeren Weg und ist selbst heute noch nicht in voller Aus- 
schließlichkeit hergestellt. Wir verstehen nun, warum die Eisenbahn so 
spät erst Eingang in der Schweiz gefunden hat, 

Wie labil und unsicher die wirtschaftlichen Verhältnisse 1848 noch 
waren, zeigt der Umstand, daß sich die Verfassung vom gleichen Jahre 
über das neue Verkehrsmittel gar nicht ausspricht und weder dafür noch 
dagegen Stellung nimmt. Die Eisenbahnen werden nicht einmal erwähnt! 
Lediglich Artikel 21 bestimmt über „öffentliche Werke“, also doch wohl 
Land- und Wasserstraßen jeder Art, wie folgt: 

„Dem Bunde steht das Recht zu, im Interesse der Eidgenossenschaft 
oder eines großen Teiles derselben, auf Kosten der Eidgenossenschaft 
öffentliche Werke zu errichten oder die Errichtung derselben zu unter- 
stützen. Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, gegen volle Entschädi- 
gung das Recht der Expropriation geltend zu machen.“ 

Das war nicht viel, aber es war wenigstens etwas, und tatsächlich 
hat die ganze spätere Eisenbahngesetzgebung der Schweiz von dem Ar- 
tikel 21 her ihren Ausgang genommen, 

Diese Eisenbahngesetzgebung ließ nach verkündeter Verfassung 
nicht lange auf sich warten. Man durfte auch keine Zeit verstreichen 
lassen, denn mit dem bisher Erreichten, der erwähnten französischen 
Endstrecke in Basel und der 23 km langen „Spanischbrötlibahn“ Zürich— 
Baden!, war wenig Staat zu machen. Schon malten besorgte Wirtschaft- 
ler die Gefahr an die Wand, daß Genf und Basel durch die Eisenbahn 
näher an Paris zu liegen kämen als an Bern, daß St. Gallen besser mit 
München als mit Zürich und Zürich wieder besser mit Frankfurt als mit 
der Urschweiz verbunden sein werde. Solche gewiß nicht unbegründeten 
Erwägungen halfen mit, die vorangegangenen Wirren des Sonderbund- 
krieges und all die Kämpfe um die Verfassung zu vergessen. Die finanz- 
wirtschaftliche Depression, die nach den Revolutionsjahren 1848/49 ganz 
Europa überzog, trug ihren Teil dazu bei, die Notwendigkeit der Schaf- 
fung einer gesetzlichen Grundlage für die Eisenbahn zu erkennen, Vier 
Jahre später, am 28. Juli 1852, lag das „Bundesgesetzüberden 
Bau und Betrieb von Eisenbahnen“ vor. Es sah freilich 
anders aus, als viele erwartet hatten. 

Während die als Experten herbeigerufenen beiden englischen In- 
genieure, Robert Stephenson, der Sohn des großen George Stephenson, 
und Henry Swinburne, im Sommer 1850 das ganze Land bereisten, um 
das wirtschaftlich und technisch günstigste Eisenbahnnetz ausfindig zu 


1 Der Name „Spanischbrötlibahn“ rührt von einem Badener Spezialgebück 
her, das seinerzeit eine Anziehungskraft für Baden gewesen sein soll, 
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machen, begannen bereits die politischen Beratungen um das künftige 
Eisenbahngesetz. Nur mit gemischten Gefühlen waren die ausländischen 
Techniker betrachtet worden, die große Projekte wie Tunnelbauten u.a. 
entwarfen, als ob „die Schweiz ein in die Mitte Europas geworfener 
Käse wäre, in den man mit dem Bohrer beliebige Löcher und Gänge 
bohren könne“. Immerhin sollte ihr ausführliches Gutachten vom glei- 
chen Jahre dem Bundesrat wie dem Parlament als brauchbare Grundlage 
für die Beratungen dienen, und das vom Basler Bankdirektor Johann 
Jakob Speiser (1813—1856), dem Schöpfer der schweizerischen Münz- 
reform, auftragsgemäß verfaßte „Memoriale“ behandelte neben Fragen 
der Linienführung vor allem das Grundproblem, das mit dem Eisenbahn- 
gesetz so oder so gelöst werden mußte und um das sich alle weiteren Er- 
örterungen drehten, nämlich die Frage, ob Staats- oder Privatbahn. 

Das Ende vom Lied war bekanntlich die Niederlage des Staats-, 
d.h. Bundesbahngedankens, nachdem dieser in der Kommission des Na- 
tionalrates zunächst mit der knappen Mehrheit von sechs gegen fünf 
Stimmen gesiegt hatte. Diese Entscheidung sollte auf zwei Menschen- 
alter die schweizerische Eisenbahnpolitik festlegen, die kantonalen hatten 
die eidgenössischen Interessen einmal mehr geschlagen. Wohl hatte die 
Kommission, deren Seele der spätere Bundesrat und Vorkämpfer des 
Staatsbahngedankens Dr. Jakob Stämpfli (1820—1879) war, ihren 
Bericht mit den modern anmutenden Worten geschlossen: „Das Eisen- 
bahnwesen der Schweiz soll eine nationale Schöpfung sein, ein kräftiges 
Bindemittel für alle unsre Stämme, eine neue Tat der lebenskräftigen 
Demokratie, ein großes Denkmal unsres neuen Bundes“, aber die Minder- 
heit, an deren Spitze der spätere Präsident der Nordostbahn und Gott- 
hardbahn Dr. Alfred Escher (1819—1882)! stand, erwies sich als 
stärker und drang im Plenum des Nationalrates mit ihrer Argumentation 
schließlich doch durch. 

Die Beweggründe hierfür waren hauptsächlich die Furcht vor 
Staatsschulden, die einem so jungen Staatswesen doppelt gefährlich 
werden mochten, kantonale Rivalitäten jeder Art, die Angst vor Nicht- 
erfüllung regionaler Wünsche und vor allem die immer noch ungebrochen 
starke föderalistische Tendenz, die allen damaligen Maßnahmen ihren 
Stempel aufdrückte. „Sicher ist, daß die Finanzkraft der Schweiz ohne 
überwiegende Mithilfe des ausländischen Kapitals das Staatsbahnnetz 
nie hätte realisieren können.“? 

2 Zum Konflikt Escher-Stämpfli vgl. Ernst Gagliardi; Alfred Escher, Vier 
Jahrzehnte neuerer Schweizergeschichte, Frauenfeld 1919; Fritz Volmar: Jakob 
Stämpfli als Verkehrspolitiker, eine Verteidigung des bernischen Staatsmannes 


und der bernischen Eisenbahnpolitik, Sonderdruck aus dem „Bund“, Bern 1927. 
2 Max Brugger: Zürcherische Eisenbahnpolitik, Diss. Fribourg 1909, S. 14. 
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So verblieb es beim Privatbau und -betrieb, und hier verblieb das 
Schwergewicht bei den Kantonen. Trotzdem war das Gesetz so schlecht 
nicht, wie man oft hören kann. Nicht die Überlassung des Eisenbahn- 
baues an die Privatinitiative an sich bedeutete einen Mißgriff unter den 
damaligen Verhältnissen, wohl aber die alleinige Zuständigkeit der Kan- 
tone zur Erteilung von Konzessionen. Das war des Pudels Kern. Alsbald 
wurden nämlich Konzessionen über Konzessionen erteilt, übertragen und 
wiederverkauft, so daß ein wahres Eisenbahnfieber die abenteuerlich- 
sten Projekte entstehen und vielfach leider auch finanzieren ließ. Hatte 
der eine Kanton die Konzession erteilt, во suchte der liebe Nachbar diese 
durch Genehmigung einer Konkurrenzlinie zu durchkreuzen, und da die 
Souveränität jeweils nur bis zur eigenen Grenze reichte, so entstanden 
bald eine Reihe von Eisenbahnstümpfen oder Stichbahnen, glücklicher- 
weise vorerst nur auf dem Papier, die an den kantonalen Grenzen be- 
gannen oder endeten. Verfügten die Kantone wie etwa Zürich, Bern, 
Graubünden oder die Waadt über ein relativ großes Gebiet, in dem man, 
ohne gleich an die Grenze zu stoßen, fruchtbringend projektieren und 
wirtschaftliche Bedürfnisse befriedigen konnte, so ließ sich dagegen 
nicht viel sagen. Anders und stellenweise geradezu verhängnisvoll wurde 
die Sache aber, wenn kleine Kantone, denen man wirklich nicht die 
Eigenschaft eines in sich geschlossenen wirtschaftlichen oder auch nur 
politischen Gebildes zuerkennen konnte, sich vermaßen, eine selbständige 
Eisenbahnpolitik zu treiben, etwa in dem Stile, wie sie in früheren Jahr- 
hunderten eine selbständige Mauth- und Straßenpolitik getrieben hatten. 


Wenn beispielsweise Solothurn, das nach einem Wort des Basler 
Geographen Gottlieb Burckhardt dafür berühmt ist, „daß man von 
jedem seiner Dörfer aus zu Fuß in höchstens einer Stunde zur Grenze 
gelangen kann“!, also „eines Staatengebildes, das fast allen natürlichen 
Gegebenheiten Hohn spricht“, mit seinen größeren Nachbarn Bern und 
dem Aargau sich um die Linienführung der Eisenbahnen jahrelang her- 
umstritt und seine zufällige Souveränität des Gebietes um das wichtige 
Olten möglichst teuer zu verkaufen suchte?, во konnte man den Unwillen 
der größeren Stände gewiß verstehen, dem sie gegenüber dem Eigensinn 


1 Gottlieb Burckhardt: Basler Heimatkunde, Basel 1933, Band III, Seite 254. 

2 І einem Bericht des Direktoriums der Schweizer Centralbahn an die 
geldgebenden Pariser Bankiers vom 26. November 1858 heißt es u. a: „Olten 
gehört zum Kanton Solothurn. Wenn wir die diesem Kanton gegenüber ein- 
gegangenen vertraglichen Verpflichtungen nicht voll erfüllen, wird er uns die 
Konzession gänzlich entziehen und uns damit den Ausgang aus dem Tunnel ver- 
legen. Man mag darüber lachen, aber es würde sicher so kommen.“ Vgl. William 
Speiser: Mitteilungen über die Anfänge des schweizerischen Eisenbahnwesens und 
über die ersten Jahre der S. C. B., zwei Vorträge, Basel 1887, Seite 95. 
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des Kleinen manchmal recht drastischen Ausdruck verliehen. Man möchte 
sich heute fast wundern, daß bei all diesen widerstreitenden Interessen 
überhaupt ein annehmbares Eisenbahnnetz hat zustande kommen können. 


Einige besonders krasse Beispiele aus der Zeit des Eisenbahn- 
gesetzes von 1852 mögen das Gesagte bestätigen. Als Anfang der fünf- 
ziger Jahre die ersten Projekte einer Verbindung Zürichs mit 
Luzern und der Urschweiz auftauchten, wünschte Zürich eine mög- 
lichst direkte Linie, während der dazwischenliegende Kanton Zug begreif- 
licherweise nicht „abgefahren“ werden wollte, So entstand das von 
Zürich geförderte Projekt der Reppischlinie über Affoltern—Cham— 
Rothkreuz, dem Zug jenes der Sihltallinie über Sihlbrugg— Zug entgegen- 
stellte. Jedes von beiden hatte seine Vorzüge und Nachteile. Anstatt nun 
aber Hand in Hand miteinander zu arbeiten und zu ratschlagen, erteilte 
Zürich der Nordostbahn (N. О. В.) die Konzession für „seine“ Reppisch- 
linie unter der ausdrücklichen Vorbedingung, daß die „gefährliche“ 
Sihltallinie auf dreißig Jahre nicht gebaut werden dürfe, Umgekehrt 
erhielt die Ostwestbahn von Zug die Konzession für die Sihltallinie, 
unter Ausschluß seinerseits der Reppischlinie auf zugerischem Hoheits- 
gebiet! So machte ein Nachbar dem anderen die Türe vor der Nase zu. 
„Ohne Reppischlinie keine Sihltalbahn“, erklärte Zürich, und „ohne Sihl- 
talbahn keine Reppischbahn“, antwortete Zug!. 

Wer weiß, wie lange sich dieses Satyrspiel noch hingezogen hätte, 
wenn nicht der Konkurs der Ostwestbahn — im Volksmunde daraufhin 
Ohwehbahn geheißen — die Lage von Grund aus geändert hätte. Die 
mächtige N. О. В. kaufte die Konkursmasse 1861 auf und baute die Rep- 
pischlinie, allerdings mit der von Zug ausbedungenen Führung über die 
Stadt Zug anstatt nur über Cham. So entstand 1864 jenes kuriose Gleis- 
dreieck unweit Zug, das dem Reisenden heute eine rätselhafte Linien- 
führung dünkt und seine Existenz nur der „kantonalen Starrköpfigkeit“ 
verdankt. 

Oder man betrachte die ersten Pläne einer Eisenbahnverbindung 
der Ost- und Zentralschweiz mit der Westschweiz. Hier spielt das 
schwierige Problem des sog. Zweiliniensystems? hinein, das die 
Gemüter der beteiligten Gegenden jahrelang beschäftigen sollte. Man 
versteht darunter den Bau zweier Parallellinien in der Richtung Nord- 
ost/Südwest, und zwar einer dem Jurafuß entlang führenden „Tallinie“ 
über Olten—Solothurn—Biel—Neuenburg und einer zentraler ziehenden 


1 M, Brugger a. а. О. Seite 60. 

2 Die Definition, die Е. Gagliardi а. a. O., Seite 1509, vom Zweiliniensystem 
gibt, ist unrichtig. Vgl. dazu F. Volmar а. а. О., Seite 28 ff., wo auch eine gut 
orientierende Kartenskizze beigegeben ist. 
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„Berglinie“ über Olten—Bern—Freiburg, beide in Richtung Genf. Es 
geht nun freilich nicht an, dies Zweiliniensystem ausschließlich auf das 
Schuldkonto des „Kantönligeistes“ zu setzen und in Grund und Boden 
zu verdammen, weil es unnötiger Verkehrsluxus sei. Davon kann gar 
keine Rede sein. Die Erfahrungen haben vielmehr gezeigt, daß beide 
Linien sowohl für den Durchgangs- als auch für den Regionalverkehr 
von großer Bedeutung sind und sehr wohl nebeneinander bestehen kön- 
nen, Bedauerlich ist nur, daß beide Linien nicht friedlich neben ein- 
ander, sondern unter wenig schönen Kämpfen gegeneinander gebaut 
wurden, 

Einer der Hauptgegensätze bestand zwischen den Kantonen Frei- 
burg und Waadt. Freiburg wünschte eine Eisenbahn über Freiburg— 
Lausanne, die Waadt eine solche über Yverdon—Morges. Nach erbitter- 
tem Hin und Her, in das auch das zum Schiedsrichter aufgerufene Bern 
wiederholt eingreifen mußte, siegte der Freiburger Standpunkt, wobei 
als politisches Kuriosum die Stellung der waadtländischen Hauptstadt 
Lausanne auf der Seite Freiburgs erwähnt sei. Die Hauptstadt stand 
also gegen den eigenen Kanton, der aber seine rebellische Kapitale kurz 
entschlossen unter Kuratel nahm und ihre Verwaltungsbehörden des 
Amtes entsetzte, weil sie sich angemaßt hatten, dem „feindlichen“ Nach- 
barkanton eine Subvention von 600000 Franken für die von ihm pro- 
pagierte Linie Freiburg— Lausanne anzubieten. 

Den Ausschlag zugunsten der Freiburger Linie gab schließlich kein 
Geringerer als der berühmte General Henri Dufour (1787—1875), der 
sich aus strategischen Gründen für sie aussprach. Die Energie und Aus- 
dauer, mit der Freiburg seine Rechte auf eine große Durchgangslinie 
verfochten hatte, ist beispielhaft dafür, wie selbst ein kleines Staats- 
wesen, wenn es richtig geführt wird, im Wirtschaftskampf gegen größere 
Mächte sich durchzusetzen vermag, und um во bewundernswerter, als 
der Kanton gerade damals unter schweren inneren Zwistigkeiten zu 
leiden hatte, Aber, wie der Geschichtsschreiber der Freiburgischen Staats- 
bahn Victor Buchs mit Recht sagt, „là où les ingénieurs et les techniciens 
devaient travailler pour le progrès matériel de notre peuple, les ani- 
mosités firent silence, les oppositions se calmèrent, l'union se fit com- 
plète, sincère et solide, Le ballast, les rails et les rivets ne furent ni 
conservateurs ni radicaux, ils furent fribourgeois, sans plus“!, 

Ein ähnlicher Konflikt zwischen Kantonshauptstadt und Kanton 
wie zwischen Lausanne und der Waadt ergab sich im Aargau über die 
Frage der Bözbergbahn (Basel—)Pratteln—Brugg(—Zürich) zwi- 


1 Victor Buchs: La construction des chemins de fer dans le canton de Fri- 
bourg. Annales Fribourgeoises 1932, Seite 4. 
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schen ihm und seiner Hauptstadt Aarau. In beiden Fällen, Lausanne 
wie Aarau, mag die Randlage der Hauptstadt zu dem unheilvollen Wider- 
streit wesentlich beigetragen haben. Im Kampfe mit dem von Basel und 
Solothurn geförderten Hauenstein sollte der Bözberg als Abkürzung des 
Weges Basel— Zürich für den großen schweizerischen Westosttransit von 
ausschlaggebender Bedeutung werden, den einzigen Transit der Schweiz, 
der heute ohne das internationale Verkehrskreuz Olten auskommt, wäh- 
rend der übrige Westost- wie fast der gesamte Nordsüdverkehr bekannt- 
lich über Olten führt. Der Widerstand Aaraus gegen den Bözberg ver- 
mochte den Bau dieser Durchgangslinie zwar einige Zeit hintanzuhalten, 
aber nicht zu verhindern. 

Bis zu einem gewissen Grade mochte der Widerstand Aaraus be- 
greiflich sein, da Stadt und Kanton vorher und nachher manche Ent- 
täuschung erleben sollten. Die größte ihrer Art war wohl die betrüb- 
liche Erfahrung, daß nach Eröffnung der Gotthardbahn (1882) die Lu- 
zerner Linie die maßgebende Zufahrt von Norden her blieb, obwohl die 
Entfernung über Aarau und die aargauische Südbahn Rupperswil—Roth- 
kreuz sogar geringer ist. Aber die Anziehungskraft Luzerns als Frem- 
denverkehrszentrum hat es trotz Oltener Umgehungskurve (1926) be- 
wirkt, daß der Aargau bis heute links liegen geblieben ist. Nur für den 
Gütertransit und für Sonderzüge, z. B. deutsche Kraft-durch-Freude- und 
italienische dopo-lavoro-Züge, hat zur Entlastung der Luzerner Zufahrt 
die Linie über Aarau als Transitstrecke gelegentlich gedient. Aus diesen 
Gründen wird der doppelgleisige Ausbau der aargauischen Südbahn ganz 
oder teilweise zur Zeit wieder ernstlich erörtert und in absehbarer Zeit 
wohl auch ausgeführt werden. 

Waren es, wie wir gesehen haben, in Freiburg und im Aargau vor- 
nehmlich Fragen des großen Verkehrs, die zu Eifersüchteleien Anlaß 
gaben, so lagen im Kanton Neuenburg die Verhältnisse besonders 
schlimm, weil zu verkehrsgeographischen Gegensätzen noch innen- und 
außenpolitische Wirren kamen. Es war die Zeit des sog. Neuenburger 
Handels der fünfziger Jahre, die mit den gegnerischen Schlachtrufen 
„Suisse et république“ und „Prusse et royauté" die Bevölkerung des Kan- 
tons vollends durcheinanderbrachte. Zwar hatte sich hoch oben auf den 
Jurabergen eine bereits ganz beachtliche Industrie (Uhrenfabriken in 
La Chaux-de-Fonds und Le Locle) entwickelt, aber wenn der Anschluß 
an das Bisenbahnnetz nicht bald gelang, so drohte die Bevölkerung zu 
verarmen und die junge Industrie der leistungsfähigeren Konkurrenz in 
der Ebene zu erliegen. 

Zur Eisenbahnfrage gesellte sich das für Neuenburg lebenswichtige 
Problem einer Korrektion der Juragewässer, das von Bern jahrelang 
nicht mit dem von Neuenburg erwarteten Eifer betrieben wurde, viel- 
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leicht deshalb nicht, weil es mit der Bern nicht genehmen Tal- oder 
Flußlinie im Zweiliniensystem eng zusammenhing (ausgeführt in den 
Jahren 1869 bis 1889). Neuenburg zeigte darum für die „Juragewässer- 
korrektionsvorbereitungskommission“, wie das schreckliche Wort lau- 
tetet, um so größeres Interesse, zumal es damit seinen royalistischen Geg- 
nern einigen Wind aus den Segeln zu nehmen hoffte. 

Wie enttäuscht und mißgestimmt die Gemüter angesichts der immer 
schwieriger werdenden wirtschaftlichen Verhältnisse waren, bezeugt der 
um 1855 im Neuenburgischen belegte Ausspruch „Plutôt l'incendie que 
les chemins de fer“. Ein solches Wort, das die allgemeine Trostlosigkeit 
der Lage deutlich kennzeichnet, mußte zu denken geben. Man kann es 
vielleicht mit jenem bösen Zuruf vergleichen, mit dem bigotte Eisen- 
bahnfeinde im oberen Tessin den Enteignungsbeamten am Gotthard- 
bahnbau begegneten: „Dio impedisca che la vostra ferrovia tocchi i nostri 
dintorni“. Glücklicherweise gehören derlei Aussprüche in der Geschichte 
der Schweiz zu den Seltenheiten, aber in dem von Royalisten und Repu- 
blikanern hin und her gezerrten Kanton Neuenburg konnte eine solche 
Mentalität der Verzweiflung nicht wundernehmen. Wohl erhielt der 
Kanton 1857 seine erste Eisenbahn, aber der Anschluß an das übrige 
Schweizer Eisenbahnnetz ließ noch länger auf sich warten, nachdem 
weiteres Lehrgeld dafür hatte bezahlt werden müssen?, 

Es gibt in der ganzen Schweiz überhaupt kaum einen einzigen 
Kanton, der ohne dieses Lehrgeld ausgekommen wäre. So hat auch der 
anfangs durchaus eisenbahnfeindliche Halbkanton Basel-Land viel 
Wasser in seinen eigenbrötlerischen Wein gießen und seine vorgefaßte 
Meinung ganz wesentlich ändern müssen. In offenem Konflikt zu seinem 
Geschwisterkanton Basel-Stadt, dem er die erste Eisenbahn nicht gönnte, 
hatte er eine Zeitlang davon geträumt, die große Olten-Basler Eisenbahn 
vor den Toren des Stadtkantons haltmachen zu lassen und den End- 
bahnhof im landschaftlichen Birsfelden zu erbauen. Vielleicht hoffte er, 
damit das verhaßte Basel-Stadt, von dem er sich kurz zuvor (1833) unter 
wenig schönen Umständen getrennt hatte, durch Gründung einer Kon- 
kurrenzstadt unmittelbar vor seinen Toren, die in Bälde das alte Basel 
überflügeln würde, schachmatt zu setzen. Glücklicherweise machte aber 
die für die Linienführung verantwortliche Schweizer Centralbahn 
(S. С. В.) diesem Schildbürgerstreich vorzeitig ein Endet. 

1 Ferdinand Gubler: Die Anfänge der schweizerischen Eisenbahnpolitik 
auf Grundlage der wirtschaftlichen Interessen 1833 bis 1852, Diss, Zürich 1914/15, 
Seite 337, 

2 Hans Hodel: Neuenburgische Eisenbahnpolitik, Diss. Bern 1989, 

® Paul Burckhardt: Die Geschichte der Stadt Basel von der Trennung des 
Kantons bis zur neuen Bundesverfassung 1833 bis 1848, 90. Neujahrsblatt, her- 
ausgegeben von der Gesellschaft zur Beförderung des Guten und Gemeinnützi- 
gen, Basel 1912, S, 97 f. 
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Wie Basel-Land, so sollten auch die andern Kantone bald die Macht 
der wachsenden Eisenbahngesellschaften zu spüren bekommen, Als die 
kleinen, zunächst kaum lebensfähigen Gesellschaften — meist nach dem 
jeweils üblichen Konkurs — sich zu größeren Gremien zusammen- 
geschlossen hatten, sank im gleichen Maße die Macht der Kantone, 
konnte aber auch das allgemeine Verkehrsbedürfnis besser befriedigt und 
die notwendige Rentabilität des Unternehmens eher herausgewirtschaftet 
werden, Bekanntlich waren es im Laufe der Jahrzehnte fünf große Privat- 
bahnen, die das damalige schweizerische Eisenbahnnetz bauten und be- 
trieben: in der Ostschweiz die Vereinigten Schweizerbahnen (У. 8. В.), 
die es bis zum Rückkauf auf 310 km brachten und nach anfänglich großen 
Erfolgen nur verhältnismäßig langsam anwuchsen, dann die mächtigste 
von allen, die Nordostbahn (N. О. В.) unter Dr. Alfred Escher mit 835 km, 
die in Schaffhausen, Zürich, Glarus und dem Aargau ziemlich unum- 
schränkt herrschte, weiter die Schweizer Centralbahn (S. С. В.), 331 km 
umfassend, mit dem Sitz in Basel und bis ins Berner Oberland reichend, 
in der Westschweiz dann nach mancherlei Liquidationen und Fusionen 
die Jura Simplon Eisenbahn (J. 8.) mit 937 km und schließlich die eine 
Sonderstellung einnehmende Gotthardbahn (G. В.) mit 276 km. 


Was aber manche Eisenbahnpolitiker schon 1852 vorausgesehen 
hatten, als die Kantone so selbstzufrieden auf ihrer Souveränität be- 
stehen zu müssen glaubten, das traf dann zum großen Verdruß eben 
dieser Kantone schließlich doch ein: Die großen Gesellschaften wuchsen 
den meisten Kantonen über den Kopf und bildeten sozusagen einen Staat 
im Staate, der mit diesem seinem Auftraggeber gelegentlich recht un- 
sanft umsprang. „Der wirtschaftliche Großbetrieb wuchs dem politischen 
Kleinbetrieb über den Kopf“', Selbst das mächtige Bern hatte mit seiner 
5. С.В. manch schweren Strauß zu bestehen“, und der Aargau wurde 
mit seinen beiden „Großen“, der N. О. B. und der 8. C. В., die sich in sein 
Gebiet schlecht und recht teilten, jahrelang überhaupt nicht fertig®, von 
den kleinen Kantonen, die sich oft genug hilferufend nach Bern wenden 
mußten, ganz zu schweigen. Die Solothurner, diese „eidgenössischen 
Pechvögel“t, die in der Militärfrage keinen Waffenplatz erhielten, hatten 


1 Gustav Cohn: System der Nationalökonomie, Stuttgart 1898, Band III, 
Seite 899. 

2 Die mannigfachen Arbeiten Friedrich Volmars über die bernische Eisen- 
bahnpolitik und -geschichte dürfen als bekannt vorausgesetzt werden. Von 
neueren Arbeiten sei noch auf die Dissertation eines seiner Schüler, Dr. Hans 
Reinhart Meyer, über die bernischen Dekretsbahnen, Hallau 1940, verwiesen, die 
viel wertvolles Material bietet. 

з Hans Suter: Die Eisenbahnpolitik des Kantons Aargau, Diss. Bern 1924. 

* Ferd. Gubler a. а. O., Seite 328, 
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ihre liebe Not, um überhaupt an eine Hauptlinie zu kommen und nicht 
mit einer „Nebenschlinge“ abgespeist zu werden. Das Eisenbahnnetz als 
solches war von den Gesellschaften leidlich gut ausgebaut worden, 
immerhin blieben noch da und dort Wünsche offen, und im Betriebe 
wollte es am wenigsten klappen. Hier rissen die Wünsche und Beschwer- 
den eigentlich nie ab. 

So hatte sich allmählich die Einsicht gefestigt, daß das Eisenbahn- 
gesetz von 1852, so brauchbar es anfangs sein mochte, mit der Übertra- 
gung der hauptsächlichsten Kompetenzen an die Kantone unter Aus- 
schluß der Bundesgewalt einen schweren Fehler begangen hatte. Freilich 
hätte es wohl „auch bei Übernahme des Eisenbahnbaues durch den Bund 
unter Mitwirkung der Kantone an großen Konflikten und finanziellen 
Verlegenheiten nicht gefehlt“!. Aber gerade die eben geschilderte Ohn- 
macht der Kantone gegenüber den immer mächtiger gewordenen Eisen- 
bahngesellschaften brachte der Allgemeinheit zum Bewußtsein, daß hier 
nur die Autorität des Bundes helfen konnte, die Gesellschaften wenn 
nötig in ihre Schranken zu verweisen. Schließlich hatte es sich bei den 
internationalen Verträgen um die Gotthardbahn (1869) bis zur Evidenz 
erwiesen, daß die kantonale Eisenbahnhoheit, die gerade bei einem so 
universellen Werk wie der Gotthardbahn ein Haupthindernis zu gegen- 
seitiger Verständigung bildete, ein Fehler gewesen war. Mußte doch das 
Schlußprotokoll der internationalen Gotthardbahnkonferenz vom 13. Ok- 
tober 1869 in Artikel 13 ausdrücklich hierauf Rücksicht nehmen und wie 
folgt statuieren: „Si un canton suisse entravait d'une manière quelquon- 
que l'établissement de la ligne du St. Gotthard, la Confédération évo- 
querait à elle l'affaire et prendrait l'initiative des mesures пёсевваігев“?. 
Diesem Übel mußte begegnet werden, und so entstand das noch heute 
geltende „Bundesgesetz über den Bau und Betrieb 
derEisenbahnen auf dem Gebiete der schweizerischen Eidgenos- 
senschaft“ vom 23. Dezember 1872. 

Dies neue Gesetz übertrug die bisher den Kantonen zustehende 
Konzession von Eisenbahnen einheitlich auf den Bund. Damit büßten 
die Kantone ein oft mißbrauchtes Recht ein. Das war aber auch alles. 
Das neue Gesetz stellte nämlich nur eine Art Rahmengesetz dar, irgend- 
eine Vorsorge für einen nunmehr systematischen Ausbau des Eisenbahn- 
netzes wurde nicht getroffen. Der Bundesrat mochte die Unzulänglich- 
keit des Gesetzes wohl selbst erkennen, aber es schien ihm doch ein 
großer Fortschritt gegenüber dem Gesetz von 1852, wenn er auch im 

1 Placid Weißenbach: Die Eisenbahnverstaatlichung in der Schweiz, 
Berlin 1905 (Sonderabdruck aus dem Archiv für Eisenbahnwesen 1898, 1904 und 
1905), Seite 11, 

2 Dr. Martin Wanner: Geschichte der Begründung des Gotthardunterneh- 
mens, Bern 1880, Seite 318. 


23% 


424 Die Eisenbahnpolitik von Bund und Kantonen in der Schweiz, 


Zweifel darüber sein mußte, ob die Autorität des Bundes stark genug 
sein werde, den mächtigen Eisenbahngesellschaften gegenüber die Rechte 
des Staates und die Interessen der Allgemeinheit zu wahren, Mit einer 
gewissen Skepsis schloß deshalb die von Bundesrat Dr. Jakob Dubs 
(1822—1897) verfaßte bundesrätliche Botschaft an die eidgenössischen 
Räte mit den bezeichnenden Worten: „Mißlingt dieser Versuch, so wird 
ein nächstes Gesetz in dem einzigen Artikel bestehen: Der Bund über- 
nimmt den Bau und Betrieb der schweizerischen Eisenbahnen“', Und so 
sollte es — freilich nach weiteren bösen Erfahrungen — ein Viertel- 
Jahrhundert später auch wirklich kommen. 

Der Erlaß des Gesetzes von 1872 fiel in eine wirtschaftlich schein- 
bar sehr günstige Zeit. Was wunder also, wenn nun manche Projekte, 
die bisher an kantonalen Rivalitäten gescheitert waren, plötzlich von 
neuem auftauchten und unter irgendeinem zugkräftigen Schlagwort in 
die Öffentlichkeit geworfen wurden. „Der Wettlauf um Konzessionen ist 
das Merkmal der Entwicklung“, sagt Weißenbach?. Trotz vieler noch 
latenter Verkehrsbedürfnisse kann aber niemand behaupten, daß diese 
Entwicklung eine gesunde gewesen wäre. Es war eine jener Zeiten, von 
denen Eggenschwyler zwar boshaft, aber richtig meint, es sei „zuviel 
gebaut und zuwenig amortisiert“ worden®. Tatsächlich eignet gerade 
dieser Periode der größte Fehlbau der ganzen schweizerischen Eisen- 
bahngeschichte, die sog. „Nationalbahn“. 

Die Schweizer Nationalbahn kam von der Politik, nicht von der 
Wirtschaft her. Das war ihr Grundfehler. Nicht mit Unrecht hatte 
Stämpfli einst an J. J. Speiser geschrieben (Brief vom 13. Mai 1853): 
„Ich hoffe, daß in allen Zweigen des Eisenbahnwesens politische Partei- 
interessen nie influenzieren werden.“ Hier „influenzierten“ sie mehr 
denn je. Die junge, aufstrebende Industriestadt Winterthur lag im 
Kampfe mit dem durch Tradition und altbewährte Kraft vorherrschen- 
den Zürich, die demokratische Partei mit der liberalen, „Dem Haß gegen 
die Nordostbahn fiel auch die Herrschaft der liberalen Partei zum Opfer, 
und die auf dem Lande großgewordene demokratische Partei trat ans 
Ruder“®, 


1 Placid Weißenbach: Das Eisenbahnwesen der Schweiz, Teil I, Zürich 1918, 
Seite 48. 

2 Ebenda Seite 49. 

з Emil Eggenschwyler: Verkehrspolitik und Eisenbahnbau in der Schweiz 
(Wirtschaftliche Publikationen der Zürcher Handelskammer Heft 15), Zürich 
1918, Seite 11. 

4 Briefwechsel im Staatsarchiv Basel, zitiert nach Volmar: J. Stämpfli 
als Verkehrspolitiker, Seite 27. 

5 Dr. Robert Herold: Der schweizerische Bund und die Eisenbahnen bis 
zur Jahrhundertwende, Münchner Volkswirtschaftl. Studien, 49. Stück, Stutt- 
gart 1902, Seite 87. 


Die Eisenbahnpolitik von Bund und Kantonen in der Schweiz. 425 


An Stelle der allmächtigen №. O.B., die da und dort noch mehr 
angefeindet wurde als die S. С. B., sollte eine „nationale“ Bahn erstehen, 
die Herrenbahn von der Volksbahn abgelöst werden, die Gemeinden aber 
sollten Aktionäre und Eigentümer dieser Volksbahn sein. Eine von den 
alten Gesellschaften unabhängige Ostwestbahn und Transversale Boden- 
see—Genfersee Konstanz—Kreuzlingen/Singen—Etzwilen—Lenzburg— 
Vevey/Morges war das Ziel, dem die Winterthurer Demokraten zustreb- 
ten, vor allem Stadtpräsident Jakob Sulzer (1821—1897) und Stadt- 
schreiber Theodor Ziegler (1832—1917). Daß die neue Ostwestbahn 
an allen größeren Städten mit Ausnahme von Winterthur vorbeiführen 
sollte, bedeutete wohl den Gipfel der Unvernunft. 

Die bedrohten Gesellschaften parierten freilich alsbald den Schlag, 
und der Konkurrenzkampf wurde mit einer in der Schweiz sonst un- 
gewöhnlichen Härte und Ausdauer geführt. Am 17. Juli 1875 konnte 
tatsächlich das erste Teilstück der Nationalbahn Singen—Etzwilen— 
Winterthur und Konstanz—Etzwilen eröffnet werden, aber die Linie trug 
bereits den Keim des Untergangs in sich, weil ihre Erbauer nicht Fach- 
männer, sondern Politiker gewesen waren’, Hatte man schon die Bau- 
kosten viel zu niedrig berechnet, so tat die Wirtschaftskrise Mitte der 
siebziger Jahre das übrige, und die erforderliche Neun-Millionen-Anleihe 
konnte nur mit Hilfe der vier Städte Winterthur, Zofingen, Lenzburg und 
Baden untergebracht werden. Trotzdem folgte am 20. Februar 1878 die 
Zwangsliquidation des bankrotten Unternehmens, und ausgerechnet sein 
Todfeind, die N. О. B., kaufte als einziger Reflektant die ganze Bahn, die 
über 31 Millionen verschlungen hatte, um knapp 4 Millionen auf, so daß 
also rund 28 Millionen sfres, verlorengingen. 

Damit nicht genug, wurden die vier genannten Gemeinden auf 
Jahre hinaus finanziell ruiniert, so daß sie mehr als einmal dem Kon- 
kurs nahe waren und keine Zinsen zahlen konnten. „Les habitants des 
villes argoviennes préfèrent jouer un rôle inqualifiable“, schrieb das 
Journal de Genève, „c'est encore pire qu'en Italie et en Espagne“ das 
Bulletin financier suisse im Sommer 1881*, Darunter litt sogar der 
Kredit der Eidgenossenschaft im Auslande, und als die Stadt Genf Ende 
1882 eine Vier-Millionen-Anleihe am internationalen Finanzmarkt unter- 
bringen wollte, war der Erfolg gleich Null. So mußte die böse Tat der 
Nationalbahn „fortzeugend Böses gebären“, dessen Folgen sich bis in 
die Tage des Weltkrieges 1914/18 hinzogen®, 

1 Arnold Gubler: Die schweizerische Nationalbahn, Diss, Zürich 1922, S. 7. 
Eine gedrängte Darstellung findet sich auch bei Eduard Fueter: Die Schweiz 


seit 1848, Zürich-Leipzig о. J. (1928), Seite 167 ff. 
2 Ebenda Seite 117, 


2 Walther Burckhardt: Schweizerisches Bundesrecht, Frauenfeld 1980, 
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Die Nationalbahn war — diese Feststellung gebietet die Objektivi- 
tät — ein „unglücklicher Versuch, der Verstaatlichung des schweize- 
rischen Eisenbahnnetzes durch eine entscheidende Tat vorzuarbeiten 
und die Macht der Privatgesellschaften zu brechen“!, Dr. Hans R. Meyer 
urteilt allerdings wesentlich schärfer und nennt die Bahn „mit dem stol- 
zen Namen“ einen „schweren eisenbahnpolitischen Mißgriff“, den der 
Kanton Bern lediglich aus Ressentiment gegen die 8. С. В. unterstützt 
habe, eine „Kantonspolitik reinsten Wassers“*, Wäre sie ganz ausgeführt 
worden und nicht in ihrer Ostsektion steckengeblieben, so hätte sie viel- 
leicht Erfolg gehabt, vielleicht auch nicht. Immerhin „glaubte man, eine 
patriotische Tat vollbracht zu haben, indem man Hand angelegt habe, 
die Schweiz aus den Klammern der Eisenbahnbarone zu befreien und die 
Schweizerbahnen dem Schweizervolke zurückzugeben“?, Es war ein Ver- 
such unter falschen Voraussetzungen und mit untauglichen Mitteln. 
Trotzdem mag ein geringes Plus diesem gewaltigen Minus gegenüber- 
stehen: die Idee der Staatsbahn ist durch sie von neuem gefördert und 
damit der Verstaatlichungsaktion der Jahrhundertwende bewußt oder 
unbewußt vorgearbeitet worden. 

Denn diese eine Erkenntnis drängt sich auch dem schärfsten Kri- 
tiker schweizerischer Eisenbahnpolitik von ehedem — nicht zuletzt im 
Falle der Nationalbahn — auf: Die Idee der Staatsbahn ist 
in der Schweiz wesentlich älter als die Bundesbahn 
von 1902. Unter den Kantonen, die sie erstmals zu verwirklichen ver- 
sucht haben, nimmt „das edle Bern“ einen hervorragenden Platz ein. 
Ohne die Bernische Staatsbahn von einst sind die Schweizerischen Bun- 
desbahnen (8. В. В.) von heute kaum denkbar. Auch die Freiburgische 
Staatsbahn, ähnlich wie die Staatsbahn in Bern und in Frankreich aus 
der Not geboren und aus dem Rückkauf ganz oder halb bankrotter Pri- 
vatbahnen entstanden, darf als volkswirtschaftliche Tat in diesem Zu- 
sammenhang um so rühmender genannt werden, als der Kanton nicht 
nur „initiateur“ seiner Hauptbahn gewesen ist, sondern der Reihe nach 
„constructeur, commanditaire, actionnaire, propriétaire" und schließlich 
„associ desgleichen die kleine Neuenburger Staatsbahn, Wenn große 
und wirtschaftlich kräftige Kantone wie Zürich oder Aargau demgegen- 
über dem Staatsbahngedanken nie gehuldigt haben, so deshalb nicht, 
weil in Zürich die mehrfach genannte N, О. В, mit ihrem Eisenbahnkönig 
Alfred Escher maßgebend war und im Aargau die beiden gewichtigen 
Gesellschaften der N. О.В. und 8. С. В. sich gegenseitig ungefähr die 
Waage hielten. 

1 Arnold Gubler а. a. O., Seite 126, 

2 Hans R. Meyer а. а. O., Seite 42, 
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Im größten Kanton Graubünden liegen besondere Verhältnisse vor. 
Hier hat die Rhätische Bahn (Rh.B.) gewissermaßen die Stelle einer 
kantonalen Staatsbahn eingenommen, und daraus erklären sich auch die 
heute wieder erstarkten Bestrebungen des Kantons auf Erwerb der Rh. В. 
durch den Bund, gewissermaßen als Entschädigung für die außer- 
gewöhnlich hohen finanziellen Leistungen des Kantons wie für die einst 
erhoffte und durch die Ungunst der geographischen Lage dann vereitelte 
Ostalpenbahn. Auch die vom Kanton St. Gallen finanzierte und erbaute 
Bodensee—Toggenburgbahn ist gelegentlich? als St. Gallische Staatsbahn 
angesprochen worden. 

Aus alledem erhellt die Tatsache, daß der Staatsbahngedanke in 
allen Teilen der Schweiz, mit Ausnahme vielleicht einiger westlicher 
Kantone, wo die Privatinitiative das Feld unumschränkt beherrschte, von 
jeher lebendig und ein für die Rückkaufsaktion der neunziger Jahre 
günstiger Boden war. Zweifellos haben die Kantone hier wertvolle Vor- 
arbeit geleistet. 


Die verschiedenen Episoden des Rückkaufes selber, all die Kämpfe 
für und wider dürfen wohl als bekannt vorausgesetzt werden. Diese 
Kämpfe, die neben Jakob Stämpfli auch Bundesrat Emil Welti (1825 
bis 1899) entscheidend beeinflußt hat, gingen jahrelang mit steigender 
Erbitterung vor sich, und von einer allgemeinen Überzeugung, daß die 
Verstaatlichung kommen müsse, kann kaum die Rede sein. Wenn eine 
Autorität wie der bekannte westschweizerische Ingenieur und Direktor 
der Ste. Croix-Eisenbahn, Camille Barbey,noch wenige Tage vor dem 
Volksentscheid von der Ablehnung der Verstaatlichung überzeugt war 
und schreiben konnte: „Dimanche prochaine le rachat mourra de sa belle 
agonie“, so erhellt daraus, wie stark die Widerstände bis zuletzt ge- 
wesen sind. Im großen ganzen dürfte also zutreffen, was Roger Emery 
sagt: „Wägt man die Vorteile und Nachteile des Rückkaufs vom Ge- 
sichtspunkt der Vorkriegszeit aus ab, so ergibt sich noch ein kleiner 
Vorteil. Das Schweizer Volk hat sicherlich durch diese Maß- 
nahme mehr gewonnen als verloren.““ Daß der Souverän, das 


1 Bulletin des Arbeitgeberverbandes schweizerischer Transportanstalten 
(Aarau) Nr. 100 Juli/August 1940, Seite A TT. „Fünfzig Jahre Landquart-Davos, 
Zum 21. Juli 1940. Zugleich eine Würdigung der Bündner Eisenbahnpolitik“, 
ferner 50 Jahre Rhätische Bahn, Festschrift 1889—1989, Davos-Platz 1939. 

2 Walter Kesselring: Die Bodensee-Toggenburgbahn, Entstehung und Ent- 
wicklung der St. Gallischen Staatsbahn, Diss, Bern 1940. 

® Camille Barbey: Une conséquence nécessaire de l'effondrement du rachat, 
Сепёуе et Bäle 1898, 

4 Roger Emery: La situation financière des С.Е. F., Diss. Lausanne 1933, 
Seite 198. 
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Schweizervolk, am 20. Februar 1898 dann wider Erwarten mit 386 634 Ja 
gegen 182718 Nein, also mit einem imposanten Mehr, votierte, darf als 
ein Beweis seiner staatsmännischen Reife gebucht werden. 

Das Gesetz vom 20. Oktober 1897, das den Rückkauf der fünf großen 
Gesellschaften bestimmte, war in gewissem Sinne eine „lex imperfecta“!, 
weil das gesetzliche Kriterium der „volkswirtschaftlichen und militäri- 
schen Bedeutung“ als Vorbedingung für den Rückkauf auch auf eine 
Reihe von Eisenbahnen zutrifft, die bis heute noch nicht verstaatlicht 
worden sind; es seien nur die bereits erwähnte Rh. B., dann aber auch 
die Lötschbergbahn (B.L.$.) und die Bern-Neuenburg-Bahn genannt. 
Auch die Nebenbahnen wurden mit wenigen Ausnahmen wie Tösstal-, 
Wald-Rüti- und Seetalbahn von der Verstaatlichung nicht berührt. 

Dieser Umstand hat Volmar veranlaßt, von der heutigen Schweizer 
Eisenbahnpolitik als von einem „gemischten System“ zu sprechen, das 
im benachbarten Süddeutschland mehrfach üblich war, aber „in der Wis- 
senschaft nicht den besten Ruf genießt“? Ähnlich urteilt Ernst Kauer: 
„Die Schweiz akzeptierte das von der Wissenschaft verfemte sog. ge- 
mischte System“3. Es ist richtig, daß auch nach erfolgtem Rückkaufe 
und somit Durchführung des Staatsbahnprinzips noch mehrere private 
Hauptbahnen (außer den eben genannten die Bodensee-Toggenburg-Bahn 
und die Strecke Moutier—Lengnau) gebaut worden sind, Hier handelte 
es sich jedoch ausschließlich um Projekte, die bereits jahrelang vorlagen 
und soweit vorangeschritten waren, daß sie zur Verwirklichung geradezu 
drängten. Da nun der Bund ihren Bau ablehnte, so blieb nur übrig, ihn 
der Privatinitiative zu überlassen. Ob man also von einem „gemischten 
System“ sprechen kann, bleibe dahingestellt. In die ganze schweizerische 
Eisenbahnpolitik paßt dieser Begriff eigentlich wenig. 

Um die Privatbahnen in der Schweiz ist es überhaupt ein 
eigenes Ding. Im landläufigen Sinne sind sie alle gar keine „Privat- 
bahnen“, vielmehr fast ausschließlich mit öffentlichen, d.h. kantonalen 
und kommunalen Mitteln erbaut und ihres ursprünglich spekulativen 
Charakters mithin völlig entkleidet worden!. Zudem sind die größeren 
unter ihnen eine volkswirtschaftliche Notwendigkeit gewesen. Sie wären 
auch ohne die Initiative von Kantonen, Gemeinden und Privaten zweifel- 


1 Handbuch der schweizerischen Volkswirtschaft, Bern 1939, Band I, 8. 316. 

2 Ebenda Seite 377. 

з Ernst Kauer; Untersuchungen zur Verkehrsteilungsfrage Bahn- Auto 
in der Schweiz mit Berücksichtigung ausländischer Verhältnisse, Diss. Bern 1939, 


Seite 11. 
* Е. Volmar in der Zeitschrift des bernischen Juristenvereins, Band 71, 


Heft 9, Bern 1935. 
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loz eines Tages als Bundesbahnen erbaut worden, aber erst viel später. 
Unternehmungen, in denen fast nur öffentliche Gelder investiert sind, 
können jedoch kaum noch „Privatbahnen“ genannt werden. 

Mit vollem Recht führte bei der Beratung einer Hilfeleistung für 
die notleidenden Privatbahnen im Parlament 1933 der damalige Chef des 
eidg. Post- und Eisenbahndepartements, Bundesrat Dr. Marcel Pilet- 
Golaz, darüber aus: „In Wirklichkeit sind die privaten Verkehrsunter- 
nehmen durchaus nicht rein private Unternehmungen. Sie sind mehr 
oder weniger öffentliche Unternehmen, nicht allein wegen der ihnen zur 
Verfügung stehenden von den Kantonen und Gemeinden herrührenden 
Kapitalien, sondern vor allem deswegen, weil sie auf Grund von Kon- 
zessionen arbeiten, die ihnen von den öffentlichen Behörden erteilt 
worden sind und die die Verpflichtungen enthalten, die sie der Gesamt- 
heit gegenüber haben. Es sind also halbamtliche Unternehmungen, deren 
privater Charakter jedenfalls mehr der Form nach als in Wirklichkeit 
besteht,“ 

Diesem merkwürdigen Umstande ist es wohl auch zuzuschreiben, 
daß sich neuerlich eine starke Bewegung zugunsten der Verstaatlichung 
der vom Gesetz von 1897 bisher nicht erfaßten größeren Bahnen geltend 
macht, und es ist gewiß auch verständlich, daß Kantone, die ihr Eisen- 
bahnnetz — ob Staatsbahn oder nicht — aus eigener Kraft finanziert 
haben, gegenüber solchen, die fast ausschließlich von den 8. В. В. betreut 
werden, einen Ausgleich für die gebrachten schweren Opfer suchen. 
Schuld daran ist eben, daß das Netz der S. В. В. sich über die einzelnen 
Kantone ganz ungleichmäßig verteilt, was sich aus ihrer Lage, Ausdeh- 
nung und Struktur allein keineswegs erklären läßt. Ausgerechnet Grau- 
bünden als größter Kanton weist lediglich die kaum 20 km lange End- 
strecke der Rheintalbahn (Ragaz—)Rheinbrücke—Chur als Bundesbahn- 
linie auf, gegenüber 403 km schmalspuriger Privatbahnen, während die 
Kantone Zürich 425, Bern 402, Aargau 295 und die Waadt 265 km S, В. B.- 
Strecken besitzen. Auch die Verteilung in den übrigen Kantonen ent- 
spricht nicht allenthalben ihrem Verkehrsbedürfnis?, dem neben den 
S.B.B. ein mehr oder minder umfangreiches Netz von Privatbahnen 
dient. Schaffhausen beispielsweise besitzt ein fast viermal so kleines 
S, B. B.-Netz wie der kleinste Kanton Zug, 12,9 gegen 47,ı km, was hier 


1 Dr. Willy Spörri: Die Lasten und Leistungen der schweizerischen Eisen- 
bahnen für Staat, Volk und Wirtschaft, Bern 1941, Seite 52. 

2 Bulletin des Arbeitgeberverbandes usw. Nr. 85 Jan./Februar 1938, 
Seite 1447 ff. „Schweizerbahnen und Kantone“, außerdem Schweizerische Eisen- 
bahnstatistik, Tabelle 4, Eigentumslänge nach Kantonen, Bern 1938, Seite 29. 
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freilich durch den verhältnismäßig großen Streckenanteil der badischen 
Staats-, heutigen Deutschen Reichsbahn (29 km) erklärt wird!. Die 
beiden Halbkantone Appenzell weisen nicht einen einzigen Kilometer 
8. В. В. auf! Sie tragen zu den Lasten, die die S. В. В. dem Bunde auf- 
erlegen, bei, ohne selbst von ihnen bedient zu werden. Landschaften wie 
das Berner Oberland und das Oberwallis werden im wesentlichen durch 
Privatbahnen bedient. Das alles sind Zustände, die zu mancherlei Miß- 
helligkeiten beitragen und stimmungsgemäß wie finanzpolitisch bedenk- 
lich scheinen. 

Am auffälligsten bleibt von alledem freilich der erwähnte mini- 
male Anteil der 8. В.В. am Bündner Eisenbahnnetz und -verkehr sowie 
das krasse Mißverhältnis zur Kilometerzahl der Privatbahnstrecken. 
Auch der Kanton Bern hat neben der B. L. S. das Netz der sog. Dekrets- 
bahnen ganz aus eigener Kraft erbaut und eine „übrigens wohltätige 
und erfolgreiche Eisenbahnpolitik“ getrieben?. So nimmt es nicht wun- 
der, daß die neuerliche Bewegung auf Fortsetzung der Verstaatlichungs- 
aktion gerade in diesen beiden größten Kantonen Fuß gefaßt hat. 

Unterm 31. Januar 1941 hat die Bündner Regierung den Bundesrat 
in einer „gut fundierten und mit wissenschaftlicher Methodik arbeiten- 
den Eingabe“ um Übernahme der Rhätischen und andern Bündner 
Bahnen ersucht, und der Bund wird angesichts des schreienden Miß- 
verhältnisses in der Verteilung der Eisenbahnschuld dies Gesuch nicht 
ohne weiteres von der Hand weisen können. Vielleicht bildet es den Auf- 
takt zu einer Wiedergutmachung bzw. Vollendung dessen, was um die 
Jahrhundertwende ganz oder teilweise versäumt worden ist, An die 
weitere Notwendigkeit einer Senkung der höheren Tarife der Rh.B. auf 
den Stand der 8. В. В.-Тахеп sei hier nur erinnert. Diese übersetzten 
Tarife, die aus den hohen Anlagekosten resultieren (von 276 km der 
Rh.B. liegen 81 in Tunneln und 9 km auf Brücken), bilden gewisser- 
maßen eine Sondersteuer des Bündner Volkes und seiner zahlreichen 
Fremden, die im gesamtschweizerischen Eisenbahnverkehr jeder Be- 
rechtigung entbehrt. 

So wirken sich, wie man sieht, staatspolitische Gegebenheiten und 
Voraussetzungen des Eisenbahnbaues in den einzelnen Kantonen bis 
in unsere Tage aus, Wenn irgendwo, so hat hier der alte Heraklitische 
Satz, daß „alles fließt“, in vollem Maße sich bewahrheitet. 

1 Albert Steinegger: Die Entstehung des schaffhauserischen Eisenbahn- 
netzes, Schaffhausen 1934, ferner Dr, Albert Kuntzemüller: Die badischen Eisen- 
bahnen 1840 bis 1940, Freiburg i. Br. 1940, Seite 54 ff. 

2 Б, Herold а.а. O., Seite 87. 

з Dr. Fritz Wanner in der Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisen- 
bahnverwaltungen 1941, Seite 469, 
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п. 
Verkehrsgeographische Voraussetzungen des Eisenbahnbaues. 


Lage und Oberflächengestaltung haben dem Eisenbahnbau, Ver- 
kehr und Betrieb in der Schweiz alle nur erdenklichen Hindernisse in 
den Weg gelegt. Wird die Lage vor allem durch die Meerferne gekenn- 
zeichnet, so die Oberflächengestaltung durch das Hochgebirge. Beide 
Momente scheinen den Forderungen der Eisenbahn zuwiderzulaufen 
und tun es doch nicht in dem Maße, wie man zunächst befürchten könnte. 


Die geographische Lage der Eidgenossenschaft im Herzen Europas 
sieht freilich ungünstig genug aus. Von den Nachbarn im Westen, Süden 
und Osten durch unwegsame Gebirge abgeschnitten, im Norden durch 
Bodensee und Rheinstrom von ihm getrennt, klein von Ausdehnung, aber 
relativ dicht bevölkert, sollte sie eher zu beschaulichem Dasein und 
verkehrsarmer Weltverlorenheit verurteilt sein, als im großen Verkehr 
eine Rolle spielen. Gerade die eircummontane Lage scheint diese Un- 
gunst noch zu unterstreichen, zumal sie auch staatspolitisch nicht un- 
gefährlich ist und fast unlösbare Probleme zeitigt. Man betrachte bei- 
spielsweise die bedenkliche Randlage der entfernten Grenzkantone Grau- 
bünden, Tessin und Genf, die sich immer wieder — zuletzt im Winter 
1941/42 — gegen ihre verkehrsgeographische Isolierung wehren müssen 
und in Bern darob Vorstellungen erheben, um im Personen- wie Güter- 
verkehr Staffeltarife oder andere Vergünstigungen zu erhalten — von 
der kulturellen Sonderstellung dieser Kantone und der Verschiedenheit 
in Rasse, Sprache und Sitte ganz abgesehen, die auszugleichen die Eid- 
genossenschaft bisher geschickt verstanden hat, eine der „erstaunlich- 
sten Tatsachen neuerer Geschichte“. 


Zu dieser Ungunst der Lage im ganzen kommt die nicht minder 
ungünstige Richtung der beiden Haupttäler, die man geradezu als ver- 
kehrsfeindlich und einer Staatenbildung zuwiderlaufend bezeichnen 
muß. Die zwei Hauptflüsse der Schweiz Rhein und Rhone — beide 
Namen mit dem ebenso geheimnisvollen wie sprachlich unmotivierten h 
hinter dem Anfangs-R? — streben nämlich nicht dem Mittelpunkt des 


1 E, Gagliardi: Geschichte der Schweiz, Band III, Seite 1432, 

2 Über dieses „h“ ist schon viel geschrieben worden. Die Wurzel des 
Wortes „Rhein“ ist keltisch ren, „das Fließende“, Die Römer übernahmen sie, 
fügten aber eigentümlicherweise bei Rhenus wie Rhodanus das griechische „h“ 
ein, obwohl sie keltische Namen sonst ohne h schrieben, Vielleicht hat das grie- 
chische rheo, „fließen“, mit eingewirkt. Seither ist dieser „Gelehrtenzopf“, wie 
man das „h“ genannt hat, in viele Sprachen übergegangen, doch nicht in alle. 
Während der Deutsche Rhein schreibt, der Rätoromane Rhin, der Franzose Rhin, 
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Landes zu, sondern ziehen, ausgesprochen zentrifugal, an seiner Peri- 
pherie entlang. Infolge dieser Randlage eignen sie sich nur sehr bedingt 
für den Verkehr, zum mindesten für einen dem Lande selbst frucht- 
bringenden Verkehr. e 


Eine gewisse Entschädigung hierfür bietet das Tal des „Neben“- 
flusses Aare zwischen Brugg und Solothurn und vielleicht auch jenes 
der Limmat zwischen Brugg und Zürich. Kein Zufall deshalb, daß die 
erste Eisenbahn gerade diesen von der Natur dargebotenen Verkehrsweg 
eingeschlagen hat. Aber eine direkte, der Luftlinie einigermaßen ent- 
sprechende Verbindung Zürich—Bern beispielsweise ist aus morpho- 
logischen Gründen unmöglich gewesen. Sie hat sich vielmehr mit dem 
Umweg über Brugg behelfen müssen, wobei auch so westlich von Mur- 
gental keine Tallinie zur Verfügung stand, sondern mehrere Quertäler 
im rechten Winkel überschritten werden mußten. Was die Eisenbahn 
an wegsamer Linienführung vorgefunden hat, ist also herzlich wenig. 


Daß die Ungunst der Lage und Oberflächengestaltung im Eisen- 
bahnzeitalter sich merklich gemindert hat, ist mehreren Umständen zu 
verdanken, zunächst der fast ununterbrochen steigenden Industriali- 
sierung des Landes, sodann aber auch dem von den Naturschönheiten 
angezogenen internationalen Fremdenverkehr, der noch heute in der 
ganzen Welt ohne Beispiel dasteht, und schließlich dem Fortschreiten 
der Eisenbahntechnik und des Eisenbahnbaues, die beide die Hemm- 
nisse des verkehrsfeindlichen Hochgebirges wenn nicht beseitigt, so doch 
wesentlich gemindert haben. Die entscheidende Zäsur in der schweize- 
rischen Eisenbahngeschichte ist darum das Jahr 1882, das die Eröffnung 
der Gotthardbahn gebracht und damit erst die Nordsüdrichtung im 
Durchgangsverkehr gegenüber der bis dahin allein maßgebenden Ost- 
westtransversale zum Hauptverkehrsstrom erhoben hat. 


Der Gedanke eines Alpendurchstiches war alt, aber nicht unum- 
stritten, und es gab führende Schweizer, die ihn bis in die neuere Zeit 
hinein ablehnen zu müssen glaubten. Wenn ein so hervorragender Rechts- 
gelehrter und Politiker wie der konservative Führer Philipp Anton 
Segesser von Brunegg (1817—1888) in jeder Alpenbahn durch 
„die Wirbelsäule der Schweiz“ eine Bedrohung ihrer Neutralität, ja selbst 
ihres Daseins erblickte', so mochte das schon zu denken geben. Immer- 


der Engländer Rhine, der Däne Rhinen, der Portugiese Rheno, fehlt das h im 
italienischen Reno, im niederländischen Rijn, im irischen Rian, im russischen 
und polnischen Ren, Dem Spanier verbleibt die Wahl zwischen Rin und Rhin, 
doch scheint das erstere zu überwiegen. Mit der Schreibung des Namens „Rhone“ 
verhält es sich ähnlich. 

1 E, Gagliardi a. a. O. Seite 1608. 
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hin blieben solche ablehnenden Stimmen weit in der Minderheit, und die 
überwältigende Mehrheit des Schweizervolkes erkannte schon in den 
sechziger Jahren die verkehrspolitische Bedeutung einer Alpentrans- 
versale für das ganze Land. 

Es gibt kaum ein anderes Eisenbahnland der Erde, wo durch einen 
einzigen Bahnbau die naturgegebenen Verkehrswege in ähnlichem Maße 
„umgebogen“ worden sind wie hier in der Schweiz aus der Ostwest- 
in die bisher für unmöglich gehaltene Nordsüdrichtung.-Bis 1882 hatte 
das Mittelland mit seiner Transversale St. Margrethen—Zürich—Genf 
den schweizerischen Verkehr unumschränkt beherrscht, Mit Recht, denn 
sie bildete das von der Natur und Morphologie des Landes vorgezeich- 
nete Rückgrat des Binnenverkehrs, zumal ihre Trasse eine für schwei- 
zerische Verhältnisse geradezu erstaunliche Gleichmäßigkeit zeigt. Auf 
der ganzen Linie vom Bodensee zum Genfersee halten sich nämlich die 
zu überwindenden Höhenunterschiede in mäßigen Grenzen: Ihr tiefster 
Punkt Turgi, 342 т ü.d.M., liegt am Rande des Mittellandes, ihr höch- 
ster bei Vauderens, 757 m ü.d.M., also „nur“ 415 m über ersterem, wo- 
bei lediglich der westliche Auf- bzw. Abstieg Lausanne—Vauderens 
größere bauliche Schwierigkeiten bereitet hat. 


Diese günstigen morphologischen Voraussetzungen des Mittellandes 
haben auch schließlich das schon erwähnte Zweiliniensystem wach- 
gerufen, indem neben die Hauptbahn über Zürich—Bern—Freiburg die 
Juralinie über Biel—Neuenburg—Yverdon trat. Diese Parallelität be- 
deutete keineswegs, wie man so oft gemeint hat, einen überflüssigen 
Verkehrsluxus, sondern trug ihr gut Teil zur Erschließung des Landes, 
ja selbst zur Intensivierung des internationalen Durchgangsverkehrs 
bei. Eine so lebendige und aufstrebende Industriestadt wie das zwei- 
sprachige Biel (Bienne) an der deutsch-französischen Sprachgrenze hätte 
ohne das Zweiliniensystem niemals einen auch nur annähernd so großen 
Aufschwung genommen. Das Zweiliniensystem unterstrich aber auch Be- 
deutung und Wert der gesamten Ostwesttransversale, die auf solche 
Weise die Vorherrschaft im Schweizer Verkehr bis 1882 um so leichter 
aufrechtzuerhalten vermochte. Bis 1882; denn nun trat, wie bereits 
angedeutet, mit Eröffnung der Gotthardbahn der internationale Nord- 
südverkehr in seine Rechte und der Ostwestverkehr — trotz Arlberg- 
bahn (1884) — in den Hintergrund, ein in der Eisenbahngeschichte 
wohl einzig dastehender verkehrsgeographischer Vorgang. 

Die Gotthardbahn ist längst zu einem feststehenden Begriff 
nicht nur unter Eisenbahnfachmännern, sondern auch in der ganzen 
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Kulturwelt geworden. „Am Gotthard weiß man sich mehr in Europa 
als überall sonst“, sagt Carl Spitteler einmalt. Sie ist noch immer 
die Hochgebirgsbahn par excellence und setzt die Reisenden gewollt 
oder ungewollt bei jeder Fahrt von neuem in berechtigtes Erstaunen 
ob ihrer kunstvollen Anlage, „Göschenen bei Regen zu verlassen, um bei 
Airolo plötzlich in ein warmes, strahlendes Sonnenmeer hineinzufahren, 
das gehört zu den überwältigendsten Glücksüberraschungen, die dem 
Menschen beschieden sind“?. 


Freilich ist dieses gewaltige Werk der Ingenieurkunst der Schweiz 
keineswegs mühelos in den Schoß gefallen. Es bedurfte zunächst lang- 
wieriger Kämpfe im Innern, den Gotthard aus der Zahl der konkur- 
rierenden Pässe auszuwählen, und danach noch ebenso langwieriger 
Verhandlungen mit dem nördlichen und südlichen Nachbar, den kost- 
spieligen Bau zu finanzieren. Julier, Septimer, Splügen, Bernardin, 
Greina, Lukmanier, Gotthard, Grimsel und Simplon — eine reiche Aus- 
wahl von Übergängen, wie sie kaum einem anderen Hochgebirge zu eigen 
sein mag, von paßlosen Hochgebirgen wie Kaukasus und Pyrenäen ganz 
zu schweigen, 

Aber wer die Wahl hat, hat die Qual. So auch hier. Es mußten 
Jahrzehnte vergehen, bis der zentral gelegene Gotthard sich inner- und 
außerhalb der Schweiz durchgesetzt und seine gefährlichsten Konkur- 
renten Splügen und Lukmanier aus dem Felde geschlagen hatte, Bun- 
desrat Dr. Jakob Stämpfli, der mehrerwähnte Vorkämpfer des 
Staatsbahngedankens, hatte in der Sitzung des Berner Großen Rates 
vom 24. Januar 1866, als es sich um das bernische Grimselprojekt han- 
delte, diese wahrhaft eidgenössischen Worte gesprochen: „Sind wir bloß 
Berner? Sind wir nicht auch Schweizer? Als Schweizer würde ich nie- 
mals zu einer Alpenbahn die Hand bieten, durch welche der Kanton 
Tessin umgangen würde.“ So sprach der Berner Stämpfli, der Vor- 
sitzende des Berner Grimselkomitees, um eben dieses Berner Projekt zu 
Fall zu bringen und dem nicht-bernischen Gotthard zum Siege zu ver- 
helfen! „Sein Vortrag war sehr klar, logisch und gut geordnet und 
hinterließ einen gewaltigen Eindruck“, sagt Volmar von ihm®. Er war 
nicht nur klar und logisch, sondern auch vaterländisch, und der schließ- 
liche Entscheid Berns für den Gotthard bedeutete eine wahrhaft staats- 


1 Carl Spitteler: Der Gotthard, Frauenfeld 1897, Seite 7, 

2 Ebenda Seite 84. 

3 Friedrich Volmar: Bernische Alpenbahnpolitik 1850 bis 1906, Langnau 
1911, Seite 78. 


Die Eisenbahnpolitik von Bund und Kantonen in der Schweiz, 435 


männische Tat, die ohne Stämpfli nicht möglich gewesen wäre und das 
böse Wort vom „Kantönligeist“ gründlich Lügen straft!, 

Über die bautechnische Leistung am Gotthard braucht kein Wort 
verloren zu werden, sie ist unumstritten. Namen wie Alfred Escher, 
Louis Favre, Robert Gerwig und Wilhelm Hellwag werden damit für alle 
Zeiten verknüpft bleiben. Noch heute wird der große Gotthardtunnel 
mit Recht als Meisterwerk der Ingenieurkunst angestaunt. „Ohne eine 
gewisse feierlich andächtige Stimmung fährt wohl kaum jemand zum 
ersten Male in den Gotthardtunnel“*. Wer unter uns möchte dies Wort 
nicht aus vollem Herzen unterschreiben? ... 

Auch das nicht minder schwierige Werk der Finanzierung eines 
solchen Baues darf unser aller Bewunderung beanspruchen. Zum ersten, 
aber nicht einzigen Male in der Geschichte leisteten ausländische 
Staaten, denen jeder unmittelbare territoriale Konnex mit dem Unter- 
nehmen abging, wesentliche finanzielle Beihilfen zum Bau, ohne die er 
niemals zustande gekommen wäre. Das Deutsche Reich als Rechtsnach- 
folgerin des Norddeutschen Bundes, das Großherzogtum Baden und das 
Königreich Italien investierten Millionen in diesem Bahnbau. 

Weniger bekannt dürfte vielleicht die Tatsache sein, daß die aus- 
ländische Gotthardsubvention nicht die einzige ihrer Art geblieben ist. 
Auch zum Bau des Simplontunnels 1906 leistete das Ausland, diesmal 
Frankreich und Italien, Subventionen. Ein dritter Fall trat beim Bau 
der Lötschbergbahn B.L.S, ein, aber nicht dieser selbst wegen, sondern 
beim Bau der 1915 eröffneten Abkürzungslinie Moutier—Leng- 
nau im Jura, die als verbesserte nördliche Zufahrt zur B.L.S. 
geplant war. 

Der große Grenchenbergtunnel als Hauptbestandteil von Moutier— 
Lengnau wurde nämlich zunächst mit französischem Gelde finanziert, 
indem die französische Ostbahn zehn und der Credit frangais die rest- 
lichen fünfzehn Millionen Franken vorstreckte. Frankreich hatte ein 
großes Interesse an einer besseren Verbindung mit dem Lötschberg— 
Simplon und Italien? und nützte die finanzielle Unterstützung bei den 

1E, Gagliardi wird weder in seiner mehrfach zitierten Geschichte der 
Schweiz noch in seiner Escher-Biographie dem Verdienste Stämpflis irgendwie 
gerecht. Objektiver urteilt Hans Schneider: Geschichte des schweizerischen 
Bundesstaates, Stuttgart 1931, S. 486 ff. und S. 499 ff., der die Stärken und 
Schwächen der beiden hervorragenden schweizerischen Staatsmänner Stämpfli 
und Escher nach Gebühr würdigt. Manfred Graze: Die Eisenbahnen der Schweiz 
und die Einheit des Schweizer Volkes, Diss. Nürnberg 1998, S. 38 ff., übernimmt 
leider unbesehen Gagliardis Fehlurteil. 

2 С. Spitteler а. a. О. Seite 53. 


к 3 Schweizerisch - französischer Staatsvertrag betr, Zufahrtslinien zum 
Simplon vom 31. Dezember 1909, vgl. Н. К. Meyer а. a, O., Seite 132 ff. 
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Verhandlungen mit der Schweiz auch nach Möglichkeit aus. Dieser letz- 
tere Umstand wie überhaupt die Unannehmlichkeit finanzieller Ver- 
pflichtungen ans Ausland bei einer nur 12 km langen innerschweize- 
rischen Linie führten nach dem Weltkriege 1919 zur Ablösung der Schuld 
und zum Rückkauf der Obligationen, was durch die Entwertung des 
französischen Franken wesentlich erleichtert wurde. 


Der Bau der Linie Moutier—Lengnau stellte freilich, so unbestrit- 
ten er an sich sein mochte, noch weitere schwierige Probleme zur De- 
batte. Daß er einer Privatgesellschaft, eben der B. L. S., überlassen und 
nicht von den 8. В. В. erstellt wurde, kennzeichnet ihn abermals als einen 
Sonderfall, der zudem schwierige Verhandlungen mit den 8. В. В. über 
die Verkehrsteilung zur Folge hatte (Vertrag vom 3. Juni 1909). And- 
rerseits verstand sich die Übernahme des Betriebes durch die 8. В. В. 
wohl von selbst, weil Moutier—Lengnau vom übrigen Lötschbergbahn- 
netz vollkommen losgelöst ist und eine sich selbst genügend alimen- 
tierende Abkürzungslinie darstellt. Die Lötschbergbahn ist ohne Mou- 
tier—Lengnau undenkbar, Moutier—Lengnau aber sehr wohl ohne die 
Lötschbergbahn. 

Schaut man sich die Eisenbahnkarte dieser Juralandschaft aller- 
dings näher an, so scheint hier auf den ersten Blick eine Überfülle von 
Juraquerbahnen vorzuliegen und die Notwendigkeit dieses neuerlichen 
Durchstiches in Frage gestellt. Neben der alten Berner Jurabahn über 
Court—Tavannes—Sonceboz muß freilich die sog. Weißenstein- 
bahn Moutier—Gänsbrunnen—Solothurn auffallen. „Hier hat regio- 
nale Eisenbahnpolitik eine besondere Blüte getrieben“!, Will man die 
Nationalbahn als Fehlbau im großen betrachten, so ist es die Weißen- 
steinbahn im kleinen. Obwohl sich um 1900 das Projekt Moutier— 
Lengnau bereits deutlich in den Verhandlungen abzeichnete, setzte Solo- 
thurn noch „seine“ Weißensteinbahn durch. Ungeachtet aller Warnun- 
gen von fachmännischer Seite — Oberingenieur Robert Moser (1838 bis 
1918) nannte sie „ein wirkliches Landesunglück“!? — wurde sie in ge- 
künstelter Linienführung erbaut, so daß sie den Lokalverkehr nur in 
beschränktem Maße, den Durchgangsverkehr überhaupt nicht zu be- 
dienen vermag, Man hat ihre virtuelle Länge auf mehr als das Doppelte 
der wirklichen berechnet, eine Folge der überaus verkehrsfeindlichen 
Struktur der Landschaft. 


So sieht also die Eisenbahnkarte im Jura um den Weißenstein 
reichhaltiger aus, als sie es in Wirklichkeit ist. 


1 Е. Eggenschwyler а. а. О, Seite 54. 
2 Н, R. Meyer а.а. O., Seite 99. 
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Angesichts der nicht nur hier vorhandenen morphologischen 
Schwierigkeiten, die dem Eisenbahnbau — mit Ausnahme vielleicht 
einiger Partien im Mittellande — gegenüberstehen, muß eine Tatsache 
freilich Erstaunen und Verwunderung zugleich erregen: die Scheu 
vorder Schmalspur in der Schweiz. Die „technische Einheit im 
Eisenbahnwesen“ galt jahrzehntelang als ein unantastbares Idol, dem 
man unentwegt nachjagte, auch wenn die Landschaft die billigere 
Schmalspur gebieterisch zu fordern schien. „Wehe dem, der einer Lan- 
desgegend eine Normalspurbahn absprechen wollte!“1. War es die Furcht 
vor dem Umladen oder eirfe Art von Minderwertigkeitskomplex der Be- 
fürworter der Schmalspur? Jedenfalls kam es auf diese Weise vielfach 
zum Bau normalspuriger Nebenbahnen auch da, wo die Schmalspur allen 
volkswirtschaftlichen Erfordernissen vollauf genügt hätte, 

Wohl datiert die erste schweizerische Schmalspurbahn Lausanne— 
Echallens bereits vom 5. November 1873, aber noch Ende der achtziger 
Jahre gab es kaum ein halbes Dutzend solcher Linien, obwohl das Bun- 
desgesetz über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen vom 23. Dezember 
1872 in Artikel 29 ff. bereits bestimmt hatte, daß „für Neben- und Berg- 
bahnen auch eine andere als die normale Schienenbreite gewählt wer- 
den“ dürfe. Sowohl die Uetlibergbahn (1875) als auch die mehrfachen 
Rigibahnen (1873 und 1875) wurden wider jede Erfahrung in morpho- 
logisch ungünstiger Landschaft, den dadurch bedingten Mehrkosten zum 
Trotz, in Normalspur gebaut, desgleichen eine Reihe von Nebenbahnen 
ausgesprochen lokalen Charakters wie die sog. Bödelibahn Därligen— 
Interlaken—Bönigen (1872/74), Porrentruy—Bonfol (1901), die Sense- 
talbahn (1904) und Bern—Schwarzenburg (1907), die alle als Schmal- 
spurbahnen billiger gewesen wären und ihre Verkehrsaufgabe trotzdem 
ebenso befriedigend hätten erfüllen können, 

Es mußten erst manche schmerzlichen Erfahrungen gemacht wer- 
den, bis man sich von diesem übertriebenen Festhalten an der Normal- 
spur endlich befreite, und das Nebenbahngesetz vom 15, April 1900 
räumte schließlich mit dem alten Vorurteil auf, indem es technische 
Vereinfachungen und somit eine Verbilligung des Bahnbaues ermög- 
lichte. Daher kommt es, daß die weit überwiegende Mehrzahl der schmal- 
spurigen Nebenbahnen erst um und nach der Jahrhundertwende erbaut 
worden ist. 

„Was lange währt, wird endlich gut“, kann man hier vielleicht 
insofern sagen, als der Bau des umfangreichsten Schmalspurbahnnetzes, 
der Rh. В. (1889 bis 1913), gewissermaßen einen nachträglichen Triumph 
dieser einst so verlästerten und gemiedenen Spur bedeutet, Der Zufall 


С а Adolf Keßler: Die schweizerische Nordostbahn, Diss. Zürich 1929, S. 47. 
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hat es gewollt, daß in Verbindung mit der Rh. В. sogar das größte 
zusammenhängende Schmalspurbahnnetz Europas erstan- 
den ist, das vom Albula über Gotthard-Oberalp bis zum Simplon und 
Gornergrat reicht, verwaltungs- und betriebstechnisch allerdings bis 
heute uneinheitlich geblieben ist (Umfang 518 km). 

Dazu kommt ein anderes, was diese Schmalspurbahnen auszeichnet. 
Liegen schon einzelne Stationen normalspuriger Hauptbahnen (Gotthard 
und Lötschberg) auf Meereshöhen über 1000 m, so verlaufen von den 
Schmalspurbahnen ganze Strecken auf solch außergewöhnlichen Höhen. 
Besonders die Eisenbahnen Graubündens weisen diese hohe Lage auf. 
So verläuft die ganze Albulabahn zwischen Filisur (1084 m) und Bevers 
(1714 m) in weit über 1000 m Meereshöhe, Auch die Linie Filisur— 
Davos—Klosters bewegt sich durch 37 km in dieser Höhenlage, des- 
gleichen die Unterengadiner Bahn durch 57 km zwischen St. Moritz 
(1778 m) und Schuls-Tarasp (1290 m). Von der Rhätischen und Ber- 
ninabahn endlich liegen sogar etwa 77 km von Filisur (1084 m) über 
Pontresina (1777 m) nach Poschiavo (1014 m) in über 1000, meist über 
1300 m Meereshöhe. Elf Kilometer offener Strecke ziehen gar über 
eine Höhe von 2000 m (!) hin, zwischen Berninahäuser (2049 m), Ber- 
ninahospiz (2257 m) und Alp Grün (2091 m). Das sind Ziffern, die nur 
von einigen südamerikanischen Ländern übertroffen werden. Ohne die 
Schmalspur wären sie wohl niemals erreicht worden. 

So hat überhaupt erst die Schmalspur das ganze Land richtig er- 
schlossen. Niemals wäre ohne sie das schweizerische Eisenbahnnetz zur 
heutigen Vollkommenheit gelangt, die trotz aller morphologischen Hemm- 
nisse einen solchen Grad erreicht hat, daß man von merklichen Lücken 
im Eisenbahnnetz nicht wohl mehr sprechen kann. In einzelnen Ver- 
kehrsbeziehungen mögen noch einige Schönheitsfehler zu finden sein 
(es sei z.B. an die lästige doppelte Spitzkehre im Ostwestverkehr bei 
Buchs und Sargans im Abstande von nur 16km erinnert), im großen 
ganzen aber ist das Eisenbahnnetz so ausgebaut, daß — wie auch in den 
anderen europäischen Kulturstaaten — wesentliche Ergänzungen kaum 
noch zu erwarten sein dürften. 

Schon der Hauensteinbasistunnel (1916)! bedeutete im Hinblick auf 
die damals freilich noch nicht spruchreife Elektrifikation eine Ergän- 
zung bzw. Verbesserung von nur relativem und gelegentlich sogar ab- 
gestrittenem Werte. Projekte wie das eines Basistunnels am Bözberg 
oder der Untertunnelung der Faucille als neuer Simplonzufahrt dürften 
daher kaum noch verwirklicht werden. Ähnliches gilt auch für die 


1 Auf einen ganz ähnlich gelagerten Fall auf der Strecke Mailand—Genua 
weist Fr. Wernekke im Archiv für Eisenbahnwesen 1941, S. 998 f., hin. 
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linksufrige Vierwaldstätterseebahn Luzern—Altdorf, die zwar eine will- 
kommene Verbesserung des Gotthardverkehrs brächte und tatsächlich 
jahrelang ein Lieblingsprojekt der Zentralschweiz gewesen ist, da sie 
ausgezeichnete Neigungs- und Krümmungsverhältnisse aufweist. Die 
hohen Kosten der tunnelreichen Strecke haben aber immer wieder von 
einem Bau abgeschreckt und ihn heute, da der großzügige Ausbau der 
alten Linie Brunnen—Flüelen auf Doppelspur in absehbarer Zeit seiner 
Vollendung entgegengeht, vollends unmöglich gemacht. 

So schmerzlich es für die ganze Ostschweiz ist, muß bedauerlicher- 
weise auch das Projekt einer Ostalpenbahn als erledigt betrachtet 
werden. Das mag um so schmerzlicher sein, als ihm unter allen Alpen- 
bahnprojekten eigentlich die Priorität gebührt!, doch haben hier Im- 
ponderabilien mitgespielt, die näher darzulegen eine Aufrollung des 
gesamten Projektes einer Überschienung der Alpen bedeuten würde, Der 
Lukmanier, in dem man den ältesten und gewichtigsten Vertreter der 
Ostalpenbahn erblicken darf, war schon 1861 erledigt, als Italien, Zürich 
und die N.O.B. sich für eine Zentralalpenbahn erklärten. Ihr gegen- 
über vermochte auch der Splügen nicht aufzukommen, 

Im ganzen gesehen kann das Projekt einer Ostalpenbahn weder in 
verkehrsgeographischer noch morphologischer Hinsicht den übrigen 
Alpenbahnprojekten gegenüber als minderwertig oder schwerer ausführ- 
bar bezeichnet werden. Das Schicksal hat nun einmal, launisch wie es 
ist, dem Bündnerlande im Eisenbahnzeitalter übel mitgespielt, nachdem 
ihm der Verkehr im Mittelalter und der frühen Neuzeit eine so hervor- 
ragende Stellung im Nordsüdtransit gesichert zu haben schien. Der 
Bodensee und die alte Reichsstadt Konstanz teilen dieses widrige Schick- 
sal mit ihm; gehört doch Konstanz zu den wenigen deutschen Städten, 
deren Seelenzahl im Laufe der letzten Jahrhunderte eine sinkende Ten- 
denz aufzuweisen hat. Daß Graubünden trotz aller hin und wieder noch 
auftretenden Aspirationen auf eine Splügenbahn sich angesichts der 
rauhen Wirklichkeit beschieden und mit dem bereits mehrfach erwähn- 
ten, vorbildlich ausgebauten regionalen Schmalspurbahnnetz der Rh. B. 
vorlieb genommen hat, darf als ein geradezu bewundernswerter Verzicht 
gebucht und eine Bestätigung der Richtigkeit des alten Sprichwortes 
vom Sperling in der Hand und der Taube auf dem Dache genannt werden, 

Einen Sonderfall stellt die 1915 und 1926 eröffnete, 97 km lange 
Furka-Oberalpbahn Brig—Gletsch—Disentis dar, nicht nur weil sie ihren 
Betrieb allwinterlich monatelang einstellen muß, sondern auch weil 


1 „Die Idee einer schweizerischen Alpenbahn entstand in Graubünden.“ 
Dr, Carl Hilty, Die schweizerische Eisenbahnpolitik, S. 82 (Politisches Jahrbuch 
der schweizerischen Eidgenossenschaft, 18, Jahrgang, Bern 1904), 
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Linienführung und Spurweite stark umstritten gewesen sind. An dieser 
innerschweizerischen Querverbindung hat nämlich der Schweizer Gene- 
ralstab von Anfang an das größte Interesse gehabt, weil sie eine aus- 
gezeichnete Rochadelinie in einer dem Feinde schwer zugänglichen Land- 
schaft bildet. 

Ihr Hauptgebrechen liegt weniger in der Schmalspur, mit der sie 
zudem die Rh. В. verbindet, als in der Trasse und dem Verzicht auf den 
Tunnel durch die Oberalp. Wäre sie für ganzjährigen Betrieb erbaut 
und eingerichtet worden, dann böte sie heute einen von dem strategisch 
exponierten und daher im Kriegsfalle stark gefährdeten Olten weit ent- 
fernten, leistungsfähigen Verkehrsweg, der die Verbindung zwischen 
Ost- und Westschweiz unter allen Umständen sichern würde‘, Die Frage 
ihrer Elektrifikation und ihres Ausbaues, zum mindesten der Erstellung 
von Lawinenschutzgalerien an den gefährdeten Stellen, hat die verant- 
wortlichen Kreise von Eisenbahn und Militär immer wieder beschäftigt. 
Dabei wäre die seinerzeit vom Generalstab gewünschte Untertunnelung 
der Oberalp, deren Paßhöhe mit 2048 m ü.d.M. noch niedriger liegt als 
der Furkatunnel, angesichts der Fortschritte in der Technik der Traktion 
vielleicht gar nicht mehr unbedingt notwendig?. 

Geht man schließlich noch den anthropogeographischen 
Voraussetzungen und Wirkungen des schweizerischen Eisenbahnnetzes 
nach, so werden auch hier cum grano salis die Erfahrungen aus andern 
Ländern bestätigt. Schon die Schweizer Siedlungspolitik im Mittelalter 
war eine eigene, um nicht zu sagen eigenwillige, und es wäre reizvoll, 
den verkehrs- und geopolitischen Motiven der alten Städtegründer nach- 
zuforschen, beispielsweise zu untersuchen, mit welchem Weitblick die 
Herzöge von Zähringen einst schützende Flußschlingen in Bern, Burg- 
dorf und Freiburg auszunutzen verstanden haben. Vor vielen hundert 
Jahren wurde hier eine Verkehrspolitik getrieben, die sich noch heute 
sehen lassen kann. Gepaart mit einem gleich energischen Wehrwillen 
schuf staatsmännisches Genie wahrhaft säkulare Voraussetzungen für 
Verkehr jeder Art. Was die Eisenbahn also Mitte des neunzehnten Jahr- 
hunderts vorfand, bot siedlungspolitisch eine brauchbare Grundlage. 

In dichtbesiedelten Gebieten ist ein dementsprechend dichtes Eisen- 
bahnnetz ausgebaut worden, wie es die verkehrsgeographischen Voraus- 
setzungen erwarten ließen, und die mehr oder minder breiten Täler des 
Mittellandes sind, ihrer Bevölkerungsdichte gemäß, von der Eisenbahn 
am reichsten bedacht worden. Trotzdem ist es nun freilich nicht so, 
als ob hier alles relativ gleichgeblieben und die Siedlungen unterschieds- 

1 Oberst Chavannes im Bulletin des Arbeitgeberverbandes usw. Nr. 86 


März/April 1938, Seite 1472, ferner Bulletin Nr. 88 Juli/August 1938, Seite 1502. 
2 Bulletin des Arbeitgeberverbandes usw. Nr. 90 Nov./Dez. 1938, Seite 1554. 
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los gewachsen wären. Die Eisenbahn hat vielmehr in anthropogeogra- 
phischer Hinsicht manche völlig unerwarteten Umwälzungen mit sich 
gebracht, ja sogar da oder dort Neugründungen und Umsiedlungen von 
sich aus veranlaßt, die ohne sie unvorstellbar wären. 

Das hervorstechendste Beispiel aus der schweizerischen Verkehrs- 
geographie ist wohl das bündnerische Landquart am Zusammen- 
fluß von Landquart und Rhein, das im letzten Viertel des vergangenen 
Jahrhunderts auf dem Schwemmkegel des bis dahin verkehrs- und sied- 
lungsfeindlichen Baches entstanden ist. Auf der von Überschwemmun- 
gen oft heimgesuchten Landquart-Au wurde zunächst die Station der 
am 1. Juli 1858 eröffneten Linie Rheineck—Chur der ehemaligen Süd- 
ostbahn errichtet. Als die Davoser (1889/90) und Churer (1896) Linie 
дег Еһ, В, hinzukamen, entwickelte sich um den Bahnhof herum eine 
Siedlung mit Gasthof, Lagerhäusern und Reparaturwerkstätte. Wo im 
Jahre 1850 noch nicht ein einziges Haus gestanden hatte, blühte ein 
Doppelgemeindewesen auf, Landquart-Dorf und Landquart-Fabrik, das 
nach der Volkszählung vom Jahre 1930 770 bzw. 456, zusammen also 
über 1200 Seelen zählte — ein zum mindesten in der Schweiz einzig da- 
stehender Fall. Die Siedlung zeigt im Gegensatz zu allen benachbarten 
Ortschaften das ausgesprochene Gepräge eines Industrie- und Verkehrs- 
dorfes, ist also ganz auf Zweckmäßigkeit abgestimmt. 

Die malerische Flußinselstadt Aarberg hatte früher eine größere 
Bedeutung als das benachbarte Lyss, das ganz unansehnlich war. Heute 
zählt Aarberg 1626, Lyss dagegen als Verkehrsort und Eisenbahnknoten- 
punkt 3462 Einwohner. Der durch die Eisenbahn verursachte Um- 
schwung ist also klar. 

Auch im Berner Oberlande sind einige Ortschaften aus einfachen 
Bergdörfern zu ansehnlichen, städtisch anmutenden Verkehrsplätzen 
geworden. Dies gilt in erster Linie für das Zentrum des Oberländer 
Fremdenverkehrs Interlaken, in weitem Maße aber auch für Mei- 
ringen, Grindelwald, Spiez und Wengen. Eine Hotellerie von Weltruf 
hat an der Umgestaltung des Ortsbildes allenthalben mitgeholfen, nach- 
dem die Eisenbahn die Gegend dem Weltverkehr erschlossen hatte. 


In der Westschweiz hat vor allem Yverdon mit seiner günstigen 
Verkehrslage aus der Eisenbahn großen Nutzen gezogen (Reparatur- 
werkstätte und Waggonfabrik). Obwohl durch Flußkorrektionen und 
Entwässerung viel landwirtschaftlicher Boden gewonnen werden konnte, 
üben von den fast 10 000 Einwohnern Yverdons nur ganze 4 % die Land- 
wirtschaft als Hauptberuf aus, eine ungewöhnlich niedere Verhältnis- 
ziffer, die sich lediglich aus dem Vorherrschen der Eisenbahn und mit 
ihr verwandter Betriebe erklären läßt. 


442 Die Eisenbahnpolitik von Bund und Kantonen in der Schweiz. 


Die typische schweizerische Eisenbahnerstadt aber ist das solo- 
thurnische Olten am Fuße des unteren Hauenstein. Seine Einwohner- 
zahl betrug noch 1800 erst 1000 Seelen, 1900 bereits 7000 und heute fast 
14 000 Seelen. Ein solches Wachstum kommt nicht von ungefähr. „Olten 
verdankt seine Bedeutung der Eigenschaft als Hauptzentralpunkt der 
Bahnlinien Genf—Zürich—Bodensee via Bern und via Neuenburg und 
Basel—Luzern—Chiasso sowie der Straßenzüge aus den Kantonen Aar- 
gau, Luzern, Basel, Bern und Solothurn“!. Schon die 5. С.В. und ihre 
Nachfolgerin, die S. В. B., haben nicht nur ihre Hauptwerkstätte in Olten 
errichtet und erhalten, sondern auch eine der umfangreichsten Bahn- 
anlagen der Schweiz hier geschaffen. Es sei nicht vergessen zu erwäh- 
nen, daß Altmeister Niklaus Riggenbach (1817 bis 1899) in Olten 1870 
seine erste Bergbahnlokomotive konstruierte. All diese Momente haben 
Olten zum Mittelpunkt des schweizerischen Eisenbahnverkehrs gemacht. 

Ein mehr als eigenartiger Fall, der zu allen sonstigen Erfahrungen 
in scheinbar krassem Gegensatz steht, ist das aargauische Dorf Ko- 
blenz — „Confluentes“ wie seine größere Schwesterstadt am Nieder- 
rhein genannt — am Ausfluß der Aare in den Rhein. Seine Verkehrs- 
lage ist eine ausnehmend günstige, da unweit davon Rhein, Aare und 
Wutach zusammenströmen. Seit 1859 überspannt eine Eisenbahnbrücke 
der Linie Turgi—Waldshut den Rhein, lange Jahre hindurch die einzige 
Schienenverbindung mit dem badischen Nachbar überhaupt. Seit 1932 
überquert auch eine Straßenbrücke den Rhein, während die Eisenbahn- 
brücke über die breitere Aare 1892 und die dortige Straßenbrücke 1936 
erbaut worden ist. Die Aare scheint hier nicht der Neben-, sondern der 
Hauptfluß zu sein und schreibt dem jungen Rhein auch tatsächlich eine 
Richtungsänderung gegen Norden vor, Kraftwerke und Industrieanlagen 
haben sich näher oder ferner angesiedelt. Drei Flüsse mit vier festen 
Brücken in unmittelbarster Nähe — ist überhaupt eine verkehrsgeo- 
graphisch günstigere Lage denkbar? 

Und all dieser Gunst der Lage zum Trotz ist Koblenz bis heute ein 
geruhsames, meist agrikoles Dorf geblieben. Auch Jakob Früh (1852 
bis 1938), der berühmte Geograph der Eidgenössischen Technischen 
Hochschule in Zürich, stellt mit Recht die Frage, warum diese gute Ver- 
kehrslage „seit der Römerzeit wenig ausgenützt worden ist“. Es hält 
allerdings schwer, den Gründen nachzugehen, und liegt nahe, in Koblenz 
einen jener Ausnahmefälle zu sehen, die nach einem alten, etwas ab- 


1 Geographisches Lexikon der Schweiz, Neuenburg 1905, Band Ш, S. 657. 
2 Jakob Früh: Geographie der Schweiz, St. Gallen 1937, Band Ш, Seite 34. 
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genutzten Wort die Regel bestätigen sollen. H. Krucker! will den Grund 
darin erblicken, „daß der Rhein eine Landes- und Zollgrenze darstellt 
und daß die rechtsufrigen Gelände einem zur Ost- und Nordsee sich 
öffnenden Großstaat angehören“, Aber damit ist der Fall nichts weniger 
als geklärt. Gerade Landes- und Zollgrenzen haben oft genug Gründung 
und Wachstum volkreicher Städte veranlaßt, es sei nur an Basel er- 
innert. 

Der seltsame Fall scheint vielmehr, wenn überhaupt, lediglich aus 
der Topographie des nördlichen Flußufers zu erklären und in Parallele 
zu dem zwei Kilometer abwärts gegenüberliegenden badischen Waldshut 
verständlich. Auch Waldshut ist nämlich bis heute eine ruhige Klein- 
stadt geblieben, obwohl es zu Beginn des Eisenbahnzeitalters zum wich- 
tigsten badisch-schweizerischen Eingangstor und Übergangsbahnhof aus- 
ersehen gewesen war?, Nichts ist daraus geworden. Die Landschaft 
um die „Confluentes“ hat keinen Hauch des hastenden Verkehrs zu ver- 
spüren bekommen, vielmehr (glücklicherweise) das liebliche Idyll von 
Wasser, Wald und Aue bis heute unverändert erhalten. 

Hieran kann nur der Steilabfall des südlichen Schwarzwaldes 
schuld sein, der irgendwelche Zufahrtswege in nordsüdlicher Richtung 
ausschließt und das an und für sich nicht sehr breite Hochrheintal auf 
seinen mäßigen Ostwestverkehr beschränkt. Dem letzteren dienen wohl 
die fast parallel verlaufenden Eisenbahnlinien auf beiden Ufern, aber 
das südliche (Schweizer) Ufer hat im Straßenverkehr bis in unsere Tage 
eines festen Aareüberganges entbehren müssen, was für Koblenz eine 
weitere Hemmung bedeutete. 

Nur unter diesen Gesichtspunkten läßt sich die auffällige Sta- 
gnation der Gemeinde erklären, Vielleicht mochte auch angesichts der 
verhältnismäßig nahen und für den großen Nordsüdverkehr ideal be- 
schaffenen Oberrheinebene von Basel abwärts das Bedürfnis nach einem 
weiteren Verkehrsweg in dieser Richtung nicht gegeben sein, Selbst die 
wenigen Industrieanlagen der Umgegend haben nichts daran geändert, 
und von den rund ein Dutzend Großkraftwerken, die am Hochrhein im 
Laufe der Zeit entstanden oder geplant sind, ist aus hydrographischen 
Gründen keines in die Gegend von Koblenz zu liegen gekommen. Der 
Einzelfall bleibt voraussichtlich also wohl auch in Zukunft bestehen. 


1 Hans Krucker: Wirtschaftsgeographie des Rheingebietes Basel—Boden- 
see, Verbandsschrift des nordostschweizerischen Schiffahrtsverbandes, St. Gallen 
1926. 

2 Albert Kuntzemüller a. a. O., Seite 40 f. 
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ш. 
Verkehr und Betrieb. 


Lage und Oberflächengestaltung haben dem Eisenbahnbau, Ver- 
kehr und Betrieb in der Schweiz alle nur erdenklichen Hindernisse in 
den Weg gelegt. Dieser das zweite Kapitel einleitende Satz sei hier 
wiederholt. Dabei scheinen die gegenseitigen Beziehungen keiner Er- 
läuterung zu bedürfen: Die Lage bestimmt den Verkehr, die Oberflächen- 
gestaltung den Betrieb. Wie haben sich Verkehr und Betrieb daraufhin 
entwickelt? Dies aufzuzeigen sei nun noch unsere Aufgabe. 


Das heutige schweizerische Eisenbahnnetz — 
S. В. В. und Privatbahnen — umfaßt einschließlich Schmalspur-, Zahn- 
rad-, Tram- und Standseilbahnen insgesamt 5843 km, die sich auf die 
einzelnen Gattungen wie folgt verteilen: 


davon davon 
Eisenbahnen: Gesamt. elektrisch zwei- 
netz: betrieben: spurig: 
БІВ. В, NT 2852 km 2175 km 1119 km 
übrige Normalspurbahnen 789 km 518 km 27 km 
Schmalspurbahnen . . . 1599 km 1888 km 2 km 
Zahnradbahnen . . . . 108 km 93 km 2 km 
Trambahnen `... . 434 km 434 km 214 km 
Standseilbahnen . . . . 61 km 54 km — km 
zusammen. . . 5843 km 4657 km 1364 km 

Dazu ausländische Bahn- 
strecken in der Schweiz 59 km 7 km 30 km 
zusammen. . » 5902 km 4664 km 1394 km 


Die Zahlen sind unbedeutenden Schwankungen unterworfen, weil 
die Eigentums-, Betriebs- und Pachtverhältnisse oft ineinander über- 
greifen und sich überschneiden, so daß eine rechnerische Scheidung 
nicht immer möglich ist. 

Bei einem Flächeninhalt der Eidgenossenschaft von 41324 qkm 
ergibt sich somit ein relativ dichtes Eisenbahnnetz, das hinter jenen 
anderer Länder Europas in keiner Hinsicht zurücksteht. Es muß, ratio- 
nell betrieben, imstande sein, nicht nur den eigenen Bedürfnissen des 
Landes zu dienen, sondern auch die immerwährende starke Verkehrs- 
spannung der umliegenden Großmächte zu befriedigen, also den natio- 
nalen wie internationalen Verkehr zu pflegen. Niemand, der die Ver- 
hältnisse aus eigener Anschauung kennt, wird leugnen können, daß diese 
Aufgabe restlos erfüllt wird. 
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Was zunächst auffällt, ist die geringe Länge zweispuriger Strecken 
und der große Anteil elektrifizierter Strecken am Gesamtnetz. Beide 
Tatsachen hängen zum mindesten indirekt miteinander zusammen. Als 
die Privatbahnen um 1900 rückgekauft wurden, lagen nur 390 km, also 
ein verschwindend kleiner Prozentsatz, doppelspurig; außer eini- 
gen Schmalspur- und Trambahnen gab es naturgemäß fast keine elek- 
trisch betriebenen Linien, da die Technik noch nicht so weit vorgeschrit- 
ten war. Die Privatgesellschaften hatten, da sie den Rückkauf kommen 
sahen, in baulicher Hinsicht nur das Allernotwendigste getan und auch 
im Betriebe die Zügel sozusagen etwas schleifen lassen, so daß die S.B.B. 
manche Unterlassungssünde mit nachträglich größerem Kostenaufwand 
wiedergutmachen mußten. 


Vor dem Weltkrieg (1913) war die Länge doppelspuriger Strecken 
bereits auf 785 km angewachsen, aber erst in den dreißiger Jahren er- 
reichte sie eine vierstellige Zahl, Wenn man bedenkt, daß diese Zweite- 
gleisbauten vielfach teurer zu stehen kamen, als die Anlage der ein- 
spurigen Bahn vordem gekostet hatte, dann kann man die nur zögernde 
Baupolitik der S.B.B. wohl verstehen. Ein typisches Beispiel für die 
finanziellen und technischen Schwierigkeiten ist der doppelspurige Aus- 
bau der letzten einspurigen Engpässe auf der Gotthardbahn. Daß man 
diese Weltverkehrsstrecke überhaupt nicht von Anfang an doppelspurig 
angelegt hat, könnte man nachträglich mit Recht kritisieren, wenn man 
nicht wüßte, daß es sich in den siebziger Jahren schließlich nicht um 
die Alternative eines ein- oder zweispurigen Baues am Gotthard gehan- 
delt hat, sondern um die Frage, ob einspurig oder überhaupt nicht. 


Zur Zeit werden endlich allen Hemmungen durch Krieg und Finanz- 
not zum Trotz die restlichen Teilstrecken auf Doppelspur ausgebaut, 
vor allem am Urnersee und Monte Ceneri. Während im Tessin Giubiasco— 
Al Sasso 1922, Al Sasso—Rivera 1934 und Taverne—Lugano 1942 zwei- 
spurig eröffnet werden konnten, so daß als Reststrecke nur noch Ri- 
vera—Taverne verbleibt, ist die 12 km lange eingleisige Strecke Brun- 
nen—Sisikon—Flüelen am Urnersee von jeher ein Schmerzenskind der 
S.B.B. und schon früher der Privatgesellschaft gewesen. Die immer 
wieder eintretenden Felsstürze und Murengänge haben ihr und der 
weiter oberhalb dahinziehenden berühmten Axenstraße schon oft so 
schwer zugesetzt, daß aller Verkehr tagelang eingestellt werden mußte. 
Einmal war die Eisenbahn unterbrochen, so daß ihr das Auto auf der 
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Axenstraße helfen mußte, ein andermal war es die Straße, so daß die 
Autos mit der Eisenbahn verladen werden mußten, und manchmal gar 
machte der Berg ganze Arbeit, so daß weder Eisenbahn noch Straße 
passierbar waren. Das gab unliebsame Unterbrechungen, die u. U. bis 
zur Nordsee und zum Mittelmeer sich auswirkten. 


Das alles wird nun durch den in Ausführung begriffenen Bau der 
zweiten Spur anders werden. Diese wird nämlich — ein verkehrsgeo- 
graphisches Unikum — zwischen Sisikon und Flüelen nicht unmittelbar 
neben die erste gelegt werden, sondern bis zum Gruonbach unweit Flüelen 
geradlinig in einem neuen 3375 m langen Tunnel, dem Stutzeck-Axen- 
bergtunnel, verlaufen. Der Tunnel konnte am 10. Januar 1942 durch- 
schlagen werden. Daraus ergibt sich eine Linienverkürzung um rund 
500 Meter, so daß die Gotthardbahn in nordsüdlicher Richtung also um 
einen halben Kilometer kürzer als in südnördlicher sein wird, da die 
alte Spur sich den Ausbuchtungen der Uferlinie entlangschlängelt (Er- 
öffnung der zweiten Spur Sisikon—Flüelen voraussichtlich im Sommer 
1942, der Ausbau Brunnen—Sisikon wird alsbald folgen). 


Der Hauptgrund für diesen kostspieligen Neubau im Bergesinnern 
liegt jedoch darin, daß all die durch die Bergnatur gefährdeten Stellen 
umgangen werden und somit eines der beiden Gleise stets betriebssicher 
bleiben wird. Allerdings dürfte der Gotthardreisende, dem sich schon 
bisher zwischen den einzelnen Tunnels nur ein gelegentlicher Ausblick 
auf die herrliche Landschaft bot, von der neuen Trasse noch weniger 
entzückt sein, da die Reise ihm nun vollends zur Nachtfahrt werden 
wird. Aber angesichts der größeren Sicherheit des Betriebes wird er 
sich gerne damit abfinden. Daß die Kosten für die 12 km lange zweite 
Spur volle 23 Millionen sfres. betragen, rückt die morphologischen 
Schwierigkeiten, die dem Bau entgegenstehen, ins hellste Licht, Ein 
kilometrischer Aufwand von rund einer Million sfres. gehört, selbst bei 
Neubaulinien, in der Geschichte der Eisenbahnen glücklicherweise zu 
den Seltenheiten. 


Aus alledem erhellt, daß es mit den Zweitegleisbauten nur langsam 
und schrittweise vorangeht. Ebenso langsam und schrittweise ging es 
auf einem anderen Gebiete des Eisenbahnbaues voran, das von den 
früheren Privatbahnen gleichfalls etwas stiefmütterlich behandelt wor- 
den war und nun von den $. В. В. nachgeholt werden mußte: dem Bau 


1 S. В. B.-Nachrichtenblatt 1941, Seite 152ff.: Die Erstellung des zweiten 
Gleises am Vierwaldstättersee, ferner 1942, Seite 8 ff. 
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moderner Aufnahmegebäude. Wie in allen Ländern mit Privat- 
bahnsystem üblich (Großbritannien!), hatten auch die schweizerischen 
Eisenbahngesellschaften auf die äußere Aufmachung ihrer Personen- 
bahnhöfe wenig Wert gelegt. „Nach englischer Auffassung sind Bahn- 
hofsgebäude reine Nützlichkeitsbauten“, sagt J. Frahm mit Recht von 
den englischen Bahnhöfen!, und diese Auffassung hatten sich auch die 
schweizerischen Gesellschaften, mit Ausnahme vielleicht der Gotthard- 
bahn, zur Richtschnur gemacht. 

Mit Einführung des Staatsbetriebes in der Schweiz setzte alsdann 
eine großzügigere Baupolitik auch hinsichtlich der Aufnahmegebäude 
ein. Man wollte nicht nur zweckmäßig bauen, sondern auch repräsen- 
tieren, und dazu bot sich bei dem veralteten Zustand vieler Gebäude 
Gelegenheit genug. Daß nun aber gleich zuviel des Guten getan worden 
sei, wie manche Kritiker behaupten möchten, trifft nicht zu. Es ist mit 
den Bahnhofsbauten schon so, wie M. Saitzew einmal treffend sagt: 
„Die gleichen Personen, die den Luxus und die Größe eines Bahnhofs be- 
mängeln, kritisieren bei außergewöhnlich großem Verkehr seine Enge 
und ungenügende Ausstattung.“ 

Jedem Schweizerreisenden sind die in den letzten zwanzig Jahren 
errichteten, architektonisch meist hervorragend ausgeführten Empfangs- 
gebäude der S.B.B. bekannt, so Lausanne (1913), St.Gallen (1913), 
Biel (1923), Thun (1925), Zürich—Enge (1927), Freiburg (1929), 
Chiasso (1932), Genf (1934), Brugg (1934) und Neuenburg (1936), wäh- 
rend Luzern und Zürich Hauptbhf. aus älterer Zeit stammen und nur 
in ihren Bahnsteig- und Gleisanlagen bisher modernisiert worden sind”. 

Es muß auffallen, daß in dieser gewiß reichhaltigen Aufzählung 
die Bundesstadt selbst fehlt. Aber Bern wartet noch immer auf den 
dringend nötigen Ausbau und hat zunächst mit den beiden ersten Bau- 
etappen — Verlegung des Güterbahnhofs (1930 bis 1935) und Bau der 
Zufahrt vom Wilerfeld her mit der großen Aarebrücke (1937 bis 1941) — 
vorliebnehmen müssen. Die dritte (Erweiterung der Bahnsteig- und 
Gleisanlagen) und vierte Etappe (neues Aufnahmegebäude) werden 
noch folgen’. Daß das jetzige mehr als bescheidene Aufnahmegebäude 


1 Johann Frahm: Das englische Eisenbahnwesen, Berlin 1911, Seite 95. 

2 Manuel Saitzew: Mission et régime des chemins de fer dans l'économie 
nationale, Bern 1932, Seite 28. 

2 8. В. B.-Nachrichtenblatt: Biel 1924, S. 20; Thun 1925, 5. 146; Zürich- 
Enge 1927, 8. 18; Zürich Hauptbhf. 1934, S. 182; Freiburg 1929, S. 17; Chiasso 
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die sonst nicht übliche, weithin sichtbare Aufschrift „Hauptbahnhof“ 
trägt, hat Anlaß zu manchen Scherzen gegeben, weil ohne sie „der 
Fremde sonst wirklich Gefahr liefe, diesen alten, äußerlich wenig 
schönen Bau zu verkennen und vielleicht eher für ein unscheinbares 
Lagerhaus zu halten als für den die 8. В, В. in der Bundesstadt repräsen- 
tierenden Hauptbahnhof“!. 


All diese Bahnhofsbauten, zu denen sich noch die großen Güter- 
und Rangierbahnhöfe wie Basel Muttenzerfeld gesellen, haben erkleck- 
liche Summen Geldes verschlungen, so daß manche sonstige Bauausgabe 
gestoppt werden mußte. Wie sehr bei den Zweitegleisbauten zurück- 
gehalten und gespart worden ist, wurde schon erwähnt, Aber hier waren 
es weniger die Kosten, die eine Verlangsamung der Bauten zur Folge 
hatten, sondern in erster Linie hat doch die aus der Weltkriegsnot 1914/18 
geborene Elektrifikation und die damit verbundene wesentliche 
Betriebsverbesserung sie vor allem verzögert und bis zu einer gewissen 
Grenze wohl auch entbehrlich gemacht. Das stellt u.a. ein Bericht der 
Generaldirektion an den Verwaltungsrat der 8. В. В. über die Wirtschaft- 
lichkeit des elektrischen Betriebes vom 30. Juni 1924 fest, indem er 
schreibt, „daß die größere Zugkraft der Lokomotiven die Leistungsfähig- 
keit der Strecken erhöht und daß dadurch der Bau von zweiten Gleisen 
weniger rasch nötig wird als beim Dampfbetrieb“?. 


Der elektrische Betrieb der Eisenbahnen ist heute sozusagen das 
Kennzeichen schweizerischen Eisenbahnbetriebes. Kein andres Land der 
Erde hat ihn so frühzeitig und in solchem Umfange, zum mindesten 
relativ, durchgeführt. Die am 17. Juni 1891 eröffnete Schmalspurbahn 
Sissach—Gelterkinden (nach Inbetriebnahme des Hauensteinbasistunnels 
1916 abgebrochen) war die erste elektrisch betriebene Eisenbahn der 
Schweiz. Allerdings mußte sie wegen der unbeständigen Wasserführung 
der für die Energiegewinnung benutzten Ergolz während durchschnitt- 
lich der Hälfte des Jahres noch mit Dampf gefahren werden®, Ende 1940 


1932, S. 70; Genf 1926, S. 50 und 1934, S. 119; Brugg 1934, S. 188; Neuenburg 
1986, 5. 183; Bern 1929, 8, 196 und 1941, 8, 118 und 129, ferner die von der Gene- 
raldirektion der S, В. В. am 6. September 1941 herausgegebene Schrift „Die neue 
viergleisige Zufahrtslinie Wilerfeld—Bern“. 

1 Bulletin des Arbeitgeberverbandes usw. Nr. 86, März/April 1938, Seite 1471. 

2 Zweiter Bericht vom 30. Juni 1924, Seite 15. 

3 Alfred Moser: Der Dampfbetrieb der schweizerischen Eisenbahnen, 
Basel 1938, Seite 324, 
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aber waren rund 88 % aller schweizerischen Eisenbahnen elektrisch be- 
trieben und rund 74 % der S.B.B. Die vom Elektrobetrieb vollbrachten 
Verkehrsleistungen waren jedoch noch weit höhere, da nicht weniger als 
87% aller Zugkilometer und 94 % aller Bruttotonnenkilometer von ihm 
bewältigt wurden!. 

Gewiß ist die Elektrifikation in diesem Maße nicht von ungefähr 
gekommen und in dem ungeheuren Reichtum des Landes an „weißer 
Kohle“ begründet. Trotzdem muß der Mut und die Konsequenz, mit 
denen man ans Werk gegangen ist, unsere Bewunderung um so mehr 
erwecken, als dies alles in schwerer Kriegs- und Nachkriegszeit unter- 
nommen worden ist. Das ursprüngliche Programm von 1918, das mit 
der Gotthard- und Rhonetalbahn seinen Anfang nahm, wurde nicht nur 
pünktlich durchgeführt, sondern 1923 auch nochmal wesentlich beschleu- 
nigt. Das Unglück im Rickentunnel vom 4. Oktober 1926 warf das Pro- 
gramm abermals über den Haufen — sehr zum Vorteil des Betriebes, 
aber ebenso sehr zum Nachteil der Finanzen von Bund und Bundes- 
bahnen. Wohl mag durch die beschleunigte Elektrifikation, wie schon 
angedeutet, beim doppelspurigen Ausbau manche Million erspart worden 
sein, aber die in wirtschaftlich schwierigen und darum teuren Zeiten 
vorgenommene Elektrifikation hat dafür um so mehr Geld verschlungen 
und das an sich schon hohe Anlagekapital der 8. В. В. weiterhin erhöht. 
Die heutigen Kämpfe um die Sanierung der 8. В. В. und Privatbahnen 
gehen nicht zuletzt auch auf die beschleunigte, angeblich sogar über- 
stürzte Elektrifikation zurück. 

Man kann es danach verstehen, daß Finanzpolitiker und Volks- 
wirtschaftler hier mit der Kritik nicht zurückgehalten haben. Eine in 
ihrer Art originelle Betrachtung der Frage der Elektrifikation findet 
sich im Jahresbericht 1907 der kleinen Schmalspurbahn Le Locle— 
Les Brenets im Neuenburgischen Jura, wo es darüber heißt: „Die 
Elektrizität ist eine schöne und prächtige Sache, die Annehmlichkeit und 
Bequemlichkeit mit sich bringt. Alle diese Dinge schätzen wir selbst- 
verständlich als fortschrittliche Menschen, aber wir dürfen uns keines- 
falls neue Schulden aufladen ohne sicher zu sein, dafür auf leichte Weise 
ausgleichende Einnahmen zu finden.“* 

2 Archiv für Eisenbahnwesen 1939, Seite 872, ferner Ernst Mathys: Wich- 
tige Ereignisse und Angaben im schweizerischen Eisenbahnwesen 1841—1940, 


Bern 1941, Seite 61. 
2 Jahresbericht 1907, Seite 5, zitiert nach Hodel a. a. O., Seite 135. 
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Freilich vermochten auch die schärfsten Kritiker der beschleunig- 
ten Elektrifikation die Kohlennot im Weltkriege 1914/18 als ihren eigent- 
lichen Anlaß nicht zu leugnen. Die Angst, den Betrieb auf weiten 
Strecken eventuell wegen Kohlenmangels einstellen zu müssen, und 
die ausgezeichneten Erfahrungen des elektrischen Betriebes auf der 1913 
eröffneten Lötschbergbahn drängten die maßgebenden Stellen förmlich 
zu beschleunigten Entschlüssen, und wenn man heute die weitere Ent- 
wicklung von Politik und Wirtschaft in Europa überblickt, so kann man 
nicht umhin, die getroffenen Maßnahmen im großen ganzen eben doch 
gutzuheißen. 

Gegenüber allen Einwänden sei nur diese eine Frage gestellt: 
Wäre es in den heutigen Zeitläuften überhaupt möglich, einen Fahrplan 
für den allgemeinen Verkehr in einer Reichhaltigkeit, wie sie jener des 
zweiten und dritten Kriegsjahres 1940/41 und 1941/42 aufweist, noch 
aufrechtzuerhalten, wenn die Eisenbahnen vom Bezug ausländischer 
Kohle abhängig wären? Die Frage stellen heißt sie verneinen, Weit- 
gehende Fahrplaneinschränkungen, ja mehrfache Betriebsstillegungen 
wären ohne die stattgehabte Elektrifikation zum sichtlichen Schaden 
der schweizerischen Volkswirtschaft längst eingetreten. So aber genügte 
beispielsweise zum Winter 1941/42 als vorsorgliche Maßnahme auf weite 
Sicht lediglich ein Abbau von 10 % der Fahrleistungen. „Es steht außer 
Frage, daß ohne unser elektrifiziertes Bahnnetz unser Land sich bei den 
heutigen Brennstoffverhältnissen in einer Transportkrise von größtem 
Ausmaß befände“, sagte Nationalrat Ernst N o b s in der Junisession 1941 
der eidgenössischen Räte, und ähnlich Nationalrat Benjamin Schwar 
bei der gleichen Gelegenheit: „Wie würde es mit unserer Wirtschaft in 
der jetzigen schwierigen Zeit stehen, wenn die 8. В. В. in diesen Kriegs- 
jahren ihren Betrieb nicht unfehlbar durchführen würden?“! Der wenn 
auch erhöhte Aufwand für die beschleunigte Elektrifikation hat sich 
also, wenigstens indirekt, gelohnt. 

Dazu kommt jedoch noch ein weiteres. Ohne die Elektrifikation 
hätten außer den Doppelspuren manche kostspieligen und umfangreichen 
Bauten erstellt werden müssen, die bis heute unterblieben sind. Das 
Problem des Basistunnels am Monte Ceneri hätte zur Verwirklichung 
gedrängt, desgleichen der Umbau der Linie Rothenburg—Emmenbrücke 
bei Luzern zu einer gestreckteren und weniger geneigten Linie, die künst- 
liche Lüftungsanlage im Hauensteinbasistunnel u. a. т, hätte eingerichtet 
werden müssen, usw. 


1 S.B. B.-Nachrichtenblatt 1941, Seite 90. 
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Ohne die Elektrifikation wären aber andrerseits all die Verbesse- 
rungen im Fahrplan wie Zugsbeschleunigung, Verdichtung des Verkehrs, 
Sauberkeit und Pünktlichkeit des Betriebes kaum in dem Maße möglich 
gewesen, wie sie nunmehr seit zwei Jahrzehnten in der Schweiz als eine 
Selbstverständlichkeit betrachtet werden. Einen gewaltigen Schritt vor- 
wärts bedeuteten die am 15. Mai 1936 eingeführten sog. Leicht- 
schnellzüge Zürich—Genf—Zürich!, die Höchstgeschwindigkeiten 
von 110 km/h entwickeln und die 288 km lange Strecke Zürich—Genf ein- 
schließlich zweier kurzer Zwischenhalte in Bern und Lausanne in nur 
3 Stunden 25 Minuten durcheilen. Wenn man bedenkt, daß um die Jahr- 
hundertwende der schnellste Schnellzug noch eine fast doppelt so lange 
Fahrzeit brauchte, so steht die Beschleunigung fast ohne Beispiel da, 
ganz abgesehen von den sonstigen Verbesserungen der Bequemlichkeit, 
Rauchlosigkeit und Zugvermehrung in Betrieb und Verkehr. 


Die mit den Leichtschnellzügen erstmals durchgeführten aufent- 
haltslosen Fahrten zwischen Zürich und Bern sowie Bern und Lausanne 
erinnern unwillkürlich an die alte Zeit, die diesmal aber wirklich nicht 
„gut“ war, und an ähnliche frühere Versuche, die leider am „Kantönli- 
geist“ hatten scheitern müssen. Liegt doch zwischen Zürich und Bern 
sowie Bern und Lausanne jeweils eine Kantonshauptstadt, deren auf- 
enthaltslose Durchfahrung eine Sünde wider den heiligen Geist der kan- 
tonalen Souveränität in ähnlichem Maße bedeutete, wie das im Laufe 
des Eisenbahnzeitalters auch in den kleinen Residenzen Mitteldeutsch- 
lands der Fall gewesen war. Weimar und Bückeburg hatten sich nicht 
minder dagegen gewehrt wie Aarau und Freiburg. Aber in allen Fällen 
siegte schließlich die Wirtschaft über die Politik, die Gegenwart über 
die Vergangenheit. 


Anläßlich der schweizerischen Landesausstellung in Bern 1914 
hatten die 8. В. В. nämlich zur besseren Verbindung der politischen 
mit der wirtschaftlichen Hauptstadt der Schweiz bereits aufenthaltslose 
Zugfahrten zwischen Bern und Zürich vorgesehen, zwar nicht annähernd 
mit den heute gefahrenen Fahrgeschwindigkeiten, aber für den damali- 
gen Dampfbetrieb doch beachtlichen kurzen Reisezeiten. Da kamen sie 
freilich bei den „durchfahrenen“ Kantonen schön an. Ein Protest folgte 
dem andern, und der Eisenbahnverwaltung blieb schließlich nichts übrig, 
als den Forderungen der Kantone nachzugeben und in jedem wenigstens 


1 Ebenda 1986, S. 88, und 1937, S. 70 und 102. 
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einen Halt einzulegen, im Aargau (Baden und Aarau), in Solothurn 
(Olten) auf der Linie Zürich—Bern, und in Freiburg (Freiburg) auf der 
Linie Bern—Lausanne. Mit den geplanten neuen Zügen war es also mit 
Rücksicht auf die „revendications cantonales“ nichts, und es verblieb 
bei den bisherigen traditionellen Zwischenhalten. „La tentative a été 
abandonnée devant la résistance argovienne“', 


Wie ganz anders bei der großartigen Landesausstellung in Zürich 
1939! Die Ereignisse der letzten 25 Jahre, die wirtschaftlichen Notwen- 
digkeiten, das Beispiel des Auslandes, das Vorherrschen der elektrischen 
Traktion u.a. m. hatten dem „Kantönligeist“ einen schweren Schlag ver- 
setzt und einer großzügigeren Auffassung der Verkehrsbedienung den 
Weg geöffnet. Als daher die S.B.B. die neuen Leichtschnellzüge zum 
Sommer 1936 und die sog. Ausstellungszüge zum Sommer 1939 ankündig- 
ten, verstand es sich von selbst, daß diese nicht nach der alten Scha- 
blone gefahren werden konnten, sondern wesentlich verbessert und be- 
schleunigt werden mußten. So kam es von 1936 an zu den aufenthalts- 
losen Fahrten Zürich—Bern (130 km) und Bern—Lausanne (98 km). 


Seither werden Baden, Aarau, Olten und Freiburg ohne Halt durch- 
fahren, was besonders für das internationale Verkehrskreuz Olten 
schmerzlich sein mochte, nunmehr aber unabänderliche Tatsache ist. 
Noch grollte zwar das Gewitter leise nach, und die „durchfahrenen“ 
Kantonshauptstädte, vornehmlich Freiburg, wehrten sich gegen diese 
Übergehung, indem sie bis an die oberste Landesbehörde, den Bundes- 
rat, gingen, den sie gegen die S, В. В. mobil zu machten suchten?, aber 
die Bemühungen waren umsonst, und der Groll ebbte denn auch langsam 
ab. Heute hat man sich längst damit abgefunden und ist nicht schlecht 
dabei gefahren, 


Daß all diese erfreulichen Fortschritte gerade dem Personenver- 
kehr dienten und dienen, ist sicherlich kein Zufall. Hat doch der Per- 
sonenverkehr in der Schweiz, solange es Eisenbahnen gibt, stets 
eine viel größere Rolle als in andern Ländern gespielt und dem Güter- 


1 R, Emery a. а. O., Seite 184, 

2 Bericht des schweizerischen Bundesrates an die Bundesversammlung über 
seine Geschäftsführung im Jahre 1936, Seite 259: „Fahrplanwesen: Die ... ein- 
gereichten Abiänderungsbegehren ... konnten wiederum in ihrer Mehrzahl auf 
dem Wege des Schriftwechsels ... erledigt werden, so daß das Post- und Eisen- 
bahndepartement nur über fünf Begehren zu entscheiden hatte, In einem 
Falle wurde der Bundesrat als Rekursinstanz angerufen.“ Dieser letztgenannte 
Fall betraf den Nichthalt der Leichtschnellzüge in Freiburg. 
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verkehr niemals jene Vormachtstellung überlassen, die ihm in stark indu- 
strialisierten Ländern wie Deutschland eignet. Bilden hier die Güter- 
verkehrseinnahmen gewissermaßen den „rocher de bronze“ der Eisen- 
bahnfinanzen, während der Personenverkehr zu Recht oder Unrecht als 
„zehrender Betrieb“ dargestellt wird, so liegen in der Schweiz die Ver- 
hältnisse wesentlich anders. Ein besonders starker Binnenverkehr und 
vor allem der internationale Fremdenverkehr lassen die Personenver- 
kehrseinnahmen ungewöhnlich hochsteigen und zeitweise nahe an die 
Güterverkehrseinnahmen herankommen — ein für kontinentaleuropä- 
ische Eisenbahnen seltener Fall. Das gilt gleicherweise für die 5. В. В. 
wie für die Privatbahnen. 


Während man auf den deutschen Eisenbahnen seit Jahrzehnten die 
Personenverkehrseinnahmen auf etwa ein Drittel und die Güterver- 
kehrseinnahmen auf zwei Drittel der Gesamteinnahmen zu schätzen ge- 
wohnt ist, wobei besondere Zeiten und Verhältnisse ausgenommen werden 
müssen, halten sich in der Schweiz die beiden Einnahmeteile ungefähr 
die Waage, Für die S.B.B. und die Lötschbergbahn ergibt sich ein ge- 
ringes Plus der Güterverkehrseinnahmen bis zu 55 und 60 %, für die 
Rhätische Bahn bereits ein geringes Minus, da im Bündnerland der 
Fremdenverkehr besonders stark ist, und für eine Reihe anderer Privat- 
bahnen, deren Verkehrsaufgabe in noch höherem Grade der Personen- 
beförderung dient, weil sie ausgesprochene Fremdenplätze und Kurorte 
zu betreuen haben, verschiebt sich die Verhältniszahl weiter zugunsten 
der Personenverkehrseinnahmen. So betragen letztere beispielsweise bei 
der Montreux-Oberlandbahn rund drei Viertel der Gesamteinnahmen, 
und bei einigen Unternehmungen wie Bergbahnen usw. dominieren sie 
fast bis zur Ausschließlichkeit, Dabei kann natürlich für den Güter- 
verkehr auch die Wirtschaftslage und für den Personenverkehr die Kon- 
kurrenz des Autos entscheidend mitspielen, so daß sich die Verhältnis- 
ziffern alsdann dementsprechend verschieben. 


Der ungewöhnlich große Anteil des Personenverkehres und seiner 
Einnahmen am schweizerischen Gesamtverkehr erhöht die Krisen- 
empfindlichkeit aller Eisenbahnunternehmungen um ein Beträchtliches. 
Wie schon der Weltkrieg 1914/18 gezeigt hat und ebenso der jetzige 
Weltkrieg abermals zeigt, braucht der Güterverkehr, vor allem 
der Transit, unter den veränderten Verhältnissen nicht unbedingt zu- 
sammenzuschrumpfen, sondern mag sogar in dieser oder jener Beziehung 
noch zusätzliche Transporte zu bewältigen haben. Der schweizerische 
Personenverkehr, besonders in der ersten und zweiten Klasse, jedoch 
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steht und fällt mit dem großen internationalen Fremdenstrom, den selbst 
ein gesteigerter Binnenverkehr nur teilweise ersetzen kann, 


Daß in Kriegs- und Krisenzeiten wie den heutigen das Problem 
der „Sanierung“ der Schweizer Eisenbahnen, und zwar wiederum 
der 8. В. В. wie der Privatbahnen, doppelten Schwierigkeiten begegnet, 
liegt auf der Hand. Das Problem wird einerseits dringlicher, andrerseits 
unlösbarer — ein tragisches Zusammentreffen, dessen nur eine kluge 
politische Führung Herr zu werden vermag. Die S.B.B. sind dabei in 
einer besonders schwierigen Lage. Ein kilometrisches Anlagekapital 
von annähernd einer Million sfres. zu verzinsen und zu tilgen, bedeutet 
eine Sisyphuslast. Wenn die S.B.B. in gewissen Jahren nicht weniger 
als 37 % ihrer Transporteinnahmen allein zur Deckung der Zinsenlast 
brauchten!, so ist das ein auf die Dauer unhaltbarer Zustand. „Die 
schweren Lasten, die auf den 8. В. В. ruhen, drohen die Ertragfähigkeit 
der Gelder zu gefährden, die seit dem ersten Jahr der Verstaatlichung 
des schweizerischen Eisenbahnnetzes unaufhörlich in Anspruch genom- 
men worden sind.“?) 


Allerdings konnte in den beiden ersten Kriegsjahren 1940 und 1941 
ein finanziell außerordentlich befriedigendes Ergebnis gebucht werden, 
weil mehrere günstige Umstände zusammentrafen: Ausschaltung des 
Autos, Treibstoffmangel, umfangreiche Militärtransporte, starkes An- 
steigen des deutsch-italienischen Transitverkehrs usw.’. Das Jahr 1941 
brachte sogar mit rund 452 Mill. sfres. Einnahmen und 253 Mill. sfres. 
Ausgaben bisher nicht dagewesene Rekordergebnisse; sie bedeuten einen 
Betriebsüberschuß von fast 200 Mill. sfres., der die ausnahmsweise gün- 
stigen Abschlüsse von 1928 und 1929 noch um rund 50 Mill. sfres. 
übertrifft, 

Aber dies alles darf nicht über die Gesamtlage hinwegtäuschen. 
„Das Unternehmen besitzt nicht die Beweglichkeit und das Ausgleichs- 
vermögen, die es besitzen müßte, um ein gleichbleibendes durchschnitt- 
liches Betriebsergebnis zu gewährleisten, das, wenn auch nicht erfreu- 
lich, so doch wenigstens befriedigend ist“, erklärte der zuständige Ressort- 
minister, Bundesrat Dr. Enrico Celio im Nationalrat (Juni 1941). Die 
Kapitalkosten der 8. В. В. sind und bleiben beängstigend hoch; hat man 
doch das Schuldkapital auf 3,2 Milliarden sfres. berechnet. „Kein andres 


а „Sanierung der S.B. В.“, Vortrag von Dr. Anton Schrafl in Basel vom 
14, Januar 1935, abgedruckt in der Zeitschrift für schweizerische Statistik und 
Volkswirtschaft (Basel) 1935, Seite 34, 

2 R, Emery а. а. O., Seite 7. 

з Dr. Н. К. Meyer in der Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisen- 
bahnverwaltungen vom 17. Juli 1941, 
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europäisches Eisenbahnunternehmen hat auch nur entfernt mit einer 
derartigen Schuldenlast zu rechnen“!, Letzten Endes reichen diese Mängel 
bis in die Zeiten des Rückkaufgesetzes von 1897 zurück, aber dem Gesetz- 
geber von damals darob einen Vorwurf zu machen, geht wiederum nicht 
an. Weder er noch auch die Gegner des Rückkaufes haben in die Zukunft 
schauen, den ersten und zweiten Weltkrieg, die Krise, die Konkurrenz 
des Autos u.a. m, vorhersehen können. 

Um dieser Schwierigkeiten Herr zu werden, sind schon seit 1897 
eine Reihe organisatorischer Maßnahmen ergriffen worden, die, wenn 
nicht auf eine Sanierung, so doch eine gründliche Reorganisation hin- 
zielten® Natürlich darf man von Verlegenheitsmaßnahmen wie dem am 
6. Juni 1929 von der Bundesversammlung genehmigten einmaligen (!) 
Beitrag von 35 Mill. sfres. gegenüber einer von der Generaldirektion 
nachgewiesenen Mehrbelastung von 459 Mill. sfres. das Heil nicht er- 
warten, Auf diese Weise werden die S.B.B. niemals saniert werden, 
Die Sanierung wird aber kommen, weil sie kommen muß. 


* S D 


Noch kurze Zeit, und die schweizerischen Eisenbahnen werden auf 
ihr hundertjähriges Bestehen zurückblicken können. Daß sie während 
dieses Säkulums ihrem Volk und Land große Dienste geleistet haben und 
aus der Wirtschaft und Kultur schlechterdings nicht mehr hinwegzu- 
denken sind, steht fest. Das Eisenbahnnetz mag seine Mängel haben, 
aber diese Mängel teilt die Schweiz mit sämtlichen Eisenbahnländern 
der Erde. Welch gewaltiger Fortschritt vom ehrwürdigen Grandfey- 
Viadukt (1862) bis zur viergleisigen Aarebrücke am Wilerfeld in Bern 
(1941), von den spielzeugähnlichen Lokomotiven der Spanischbrötlibahn 
(1847) bis zu den schweren elektrischen 12 000-PS-Gotthardmaschinen 
(1939), vom ersten bescheidenen „Eisenbahnhof“ Zürich (1847) bis zum 
modernen Bahnhof Cornavin in Genf (1934), vom geruhsamen Dampf- 
betrieb der ehemaligen Privatbahnen bis zum heutigen Schnellzugsver- 
kehr der S. B. B.! 


3 Dr, Н. R. Meyer in der Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisen- 
bahnverwaltungen vom 17. Juli 1941. 

2 Es sei auf die aufschlußreiche Denkschrift der Generaldirektion der 
8. В. В. über „Die Rationalisierungs- und Sparmaßnahmen der S. В. В, seit dem 
Jahre 1920 und ihre finanziellen Auswirkungen“, Bern, April 1937, verwiesen. 

3 Paul Speiser-Sarasin: Erinnerungen aus meiner öffentlichen Tätigkeit 
1875 bis 1919, Basel 1935, Seite 229, 
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Was der widerspenstigen Oberflächengestaltung des Landes hat 
abgerungen werden können, ist ihr abgerungen worden, und was von 
Natur aus ursprünglich ein Nachteil geschienen, die verkehrsfeindliche 
Gebirgslandschaft, ist — normale Zeiten vorausgesetzt — zum Vorteil um- 
geschlagen und hat einen gewaltigen Fremdenstrom aus aller Welt ins 
Land geführt. Bund und Kantone haben, wie gezeigt wurde, nicht immer 
einträchtig miteinander, ja oftmals gegeneinander, am Bau des schweize- 
rischen Eisenbahnnetzes gewirkt. Alles in allem genommen, darf aber 
das Ergebnis des ersten Eisenbahnjahrhunderts auch in der Schweiz 
befriedigen — mit den allem Menschenwerk anhaftenden Mängeln, die 
nun einmal niemals und nirgends vermeidbar sind. 
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Getreideverkehr in Argentinien. 


Von 
Geh, Reg,-Rat Wernekke in Berlin, 


(Mit einer Karte.) 


Argentinien bedeckt eine Fläche von rd. 3 Mio km?, ist also etwa 
drei und einhalbmal so groß wie das Großdeutsche Reich. Es wird aller- 
dings nur von ungefähr 14 Mio Menschen bewohnt, während das Groß- 
deutsche Reich rd. 113,5 Mio Einwohner hat. Ein Viertel der Bevölke- 
rung von Argentinien drängt sich in der Hauptstadt Buenos Aires und 
seiner Umgebung zusammen. 272 000 km? der Fläche wird durch Land- 
wirtschaft ausgenutzt, was aber bei Flächen von 9000 km? nur mit künst- 
licher Bewässerung möglich ist. Weizen wird auf Flächen von 85 000 km?, 
Mais auf Flächen von 48000 кт? angebaut. Im tropischen Argentinien 
ist die Regenhöhe 800 bis 1000 mm im Jahre, zwei Drittel seiner Fläche 
leiden aber unter Trockenheit, und auch in den Gegenden mit reichlichen 
Niederschlägen drängen sich diese auf die kurze Sommerzeit zusammen, 
so daß es im Winter und Frühling nötig ist, die bebauten Flächen künst- 
lich zu bewässern. Welche Bedeutung der Bewässerung zukommt, geht 
daraus hervor, daß z. B. im Tale des Rio Negro, wo, 1190 km von Buenos 
Aires entfernt, 52600 ha künstlich bewässert werden, jedes Hektar der 
Eisenbahn jährlich 3 t Frachtgut zu befördern gibt, während in Gegen- 
den, wo die Landwirtschaft ohne künstliche Bewässerung betrieben wird, 
1 ha nur 0,2 t Frachtgut in Anspruch nimmt. Die argentinische Regie- 
rung macht große Anstrengungen auf dem Gebiete der Wasserwirtschaft, 
um die Erzeugung landwirtschaftlicher Güter zu fördern. Augenblick- 
lich können diese Bemühungen aber nicht den gewollten Erfolg haben, 
denn das Getreide, das in Argentinien erzeugt wird, ist zum großen Teil 
zur Ausfuhr bestimmt, und die Ausfuhr ist durch den Mangel an Schiffs- 
raum, den der Krieg zur Folge hat, und die Gefahren, die den Schiffen 
auf See drohen, stark gedrosselt, Trotzdem sei hier einiges über den 
argentinischen Getreideverkehr berichtet, wie er sich vor dem Kriege 
abgespielt hat, und zur Ergänzung sei auf einen Bericht im Archiv für 
Eisenbahnwesen, Jahrgang 1934 (Heft 2, S. 395) über den Viehverkehr 
in Argentinien verwiesen. Beide Verkehrsarten stehen ja in engem Zu- 
sammenhang miteinander. Gewünscht kann nur werden, daß sich beide 
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bald wieder friedensmäßig werden entwickeln können, was für Argen- 
tinien und seine Wirtschaft ebenso vorteilhaft sein wird, wie es den 
Empfängern der argentinischen Ausfuhr zugute kommt, 

Bis vor wenigen Jahren wurde das Getreide, das in Argentinien ge- 
erntet worden war, ganz allgemein beim Erzeuger in Säcke gefüllt, auf 
der Straße zur Bahn gebracht, um entweder gleich in Säcken versandt 
oder um eingelagert zu werden. Der Lagerraum wurde zum Teil von der 
Eisenbahn zur Verfügung gestellt, zum Teil gehörte er bahnfremden 
Unternehmen. Neuerdings sind auf einer größeren Anzahl von Bahn- 
höfen große Silos mit mechanischen Förderanlagen für das Getreide 
errichtet worden, in denen dieses in großen Mengen gelagert wird, und 
die Folge des Massenverkehrs, der sich auf diesem Gebiete entwickelt 
hat, ist, daß an die Stelle des Eisenßahnversands in Säcken in erheb- 
lichem Umfang der Versand in loser Schüttung getreten ist, was natür- 
lich viel wirtschaftlicher ist, zumal man dabei auch vom Einsacken des 
Getreides auf dem Wege zur Eisenbahn absieht und es in den Lastkraft- 
wagen, die neuerdings die Stelle der bespannten Fahrzeuge einnehmen, 
ebenfalls in loser Schüttung befördert. Der den Eisenbahnen verursachte 
Wettbewerb der Straße, die Abwanderung des Verkehrs von der Schiene 
auf die Straße, geht so weit, daß das Getreide sogar in den Lastkraft- 
wagen bis in die Häfen befördert wird, und er hat in den letzten Jahren 
infolge des Ausbaus des Straßennetzes stark zugenommen, an dem sowohl 
die Staatsregierung wie die Verwaltungen der Provinzen und der Städte 
teilgenommen haben, Bis vor wenigen Jahren gab es in Argentinien 
kaum andere Verkehrswege außerhalb der Städte als Landwege ohne 
feste Decke. Neuerdings sind aber die Straßen so ausgebaut worden, daß 
sie das ganze Jahr, außer bei ungewöhnlich ungünstiger Witterung, ohne 
Schwierigkeiten befahrbar sind. Es sind für diesen Zweck hohe Kosten 
aufgewendet worden, und dasselbe geschieht für die Unterhaltung des 
Straßennetzes. In der Umgebung von Buenos Aires haben bis auf eine 
Entfernung von etwa 80 km viele Straßen eine Betondecke, und weitere 
solcher Straßen führen von dort іп das Land hinein, so 2. В. nach Rosario 
und Mar del Plata. Namentlich die 400 km lange Straße Buenos Aires— 
Mar del Plata hat ihren Einfluß auf den Verkehr der Süd-Eisenbahn 
nicht verfehlt, und die West-Eisenbahn leidet unter dem Wettbewerb der 
32km langen, im Herbst 1938 fertiggestellten Straße Lujan—Mercedes. 

Wenn das in Säcken angelieferte Getreide auf den Bahnhöfen ein- 
gelagert werden soll, werden die Säcke bei ihrer Ankunft von Hand 
geöffnet, und ihr Inhalt wird unter Vermittlung von Schüttrümpfen auf 
Förderbänder ausgeschüttet, die das Getreide den Silos zuführen. Dieses 
Umladen geht aber, wenn das Getreide schon in loser Schüttung an- 
geliefert wird, viel schneller vor sich. Aus dem Silo wird das Getreide 
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später durch die bekannten mechanischen Hilfsmittel, ohne daß, außer 
für deren Steuerung, Menschenkraft in Anspruch genommen wird, in die 
Eisenbahnwagen und weiter aus diesen in die Silos im Einschiffungs- 
hafen, endlich von diesem Silo auf das zur Ausfuhr dienende Schiff 
übergeführt. 


Colonia Alveor 


SPANIEN 


Das Eisenbahnnetz Argentiniens auf Europa aufgelegt, 
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Getreide in loser Schüttung muß auf der Eisenbahn mit weitgehen- 
der Sorgfalt befördert werden. Die Gefahr ist groß, daß unterwegs er- 
hebliche Mengen dadurch verloren gehen, daß die Getreidekörner durch 
Ritzen und Öffnungen in Boden und Wänden der Eisenbahnwagen durch- 
sickern. Zum Schutz vor Witterungseinflüssen muß das Getreide in be- 
deckten Güterwagen befördert werden, und die Wagen der argentinischen 
Eisenbahnen, die zu der Zeit, als die Beförderung des Getreides in loser 
Schüttung größeren Umfang annahm, noch allgemein hölzerne Aufbauten 
hatten, erwiesen sich auch als ganz geeignet zu dieser Beförderungsart. 
Man hielt es aber doch für zweckmäßig, für diesen Verkehr Wagen mit 
Stahlaufbauten einzustellen, da deren Blechhaut viel dichter hergestellt 
werden kann und bleibt als die Wände und Böden aus Holz. Durch deren 
Einführung ist der Verlust an Getreide während der Fahrt fast voll- 
ständig beseitigt worden. 

Die argentinischen Güterwagen zur Beförderung von Getreide 
haben doppelte Türen. Ehe das Getreide in einen solchen Wagen ein- 
gefüllt wird, wird die innere, wegnehmbare Tür, die etwa zwei Drittel 
der lichten Türöffnung einnimmt, eingesetzt, worauf das Getreide durch 
die bekannten Rohrleitungen in den Wagen eingeführt wird. Die Wagen 
werden im allgemeinen mit 20 t, 45 t oder 50 t Getreide beladen. Das 
Laden geht mit einer Leistung von etwa 2 t in der Minute aus jedem 
Rohr vor sich. Zu der dabei verbrauchten Zeit kommt noch der Zeit- 
aufwand für das Heranführen und Abfahren der Wagen hinzu, ehe der 
Zug mit seiner Getreideladung abfahren kann, aber trotzdem beleuchtet 
die genannte Zahl die Geschwindigkeit, mit der ein Getreidezug zur Ab- 
fahrt bereitgestellt werden kann. 

Nachdem der Wagen bis zur Höhe der Oberkante der inneren Tür 
beladen ist, werden die äußeren Türen geschlossen und zum Schutz gegen 
Beraubung mit dickem Draht verbleit. Die Verbleiung wird unterwegs 
sorgfältig überwacht; die Zugbegleiter haben jede Verletzung des Ver- 
schlusses zu melden, Man scheint also in bezug auf unbefugte Eingriffe 
in die Ladung schlechte Erfahrungen gemacht zu haben. 

In bezug auf die Menge des verladenen Getreides verläßt sich die 
Eisenbahn zunächst auf die Angaben in den Begleitpapieren des Auf- 
lieferers, sie macht aber unterwegs häufig Stichproben, um zu prüfen, 
ob diese Angaben mit der wirklich verladenen Menge übereinstimmen. 

In den letzten zehn Jahren vor Ausbruch des gegenwärtigen Krieges 
hat der Versand von Getreide in loser Schüttung, dem von Nordamerika 
gegebenen Beispiel folgend, in Argentinien stark zugenommen, Die Ver- 
sandkosten haben infolgedessen stark abgenommen. Den Anfang mit 
dieser Beförderungsart machte im Jahre 1904 die Mittelargentinische 


Getreideverkehr in Argentinien. 461 


Eisenbahn (Ferrocarril Central Argentino), die zu den ältesten Eisen- 
bahnen des Landes gehört und auch als erste unter ihnen zu elektrischer 
Zugförderung überging. Ihre erste Strecke, von Retiro (Buenos Aires) 
nach Victoria führend, wurde 1862 eröffnet. Sie ist wie die meisten 
argentinischen Privateisenbahnen ein englisches Unternehmen. Ihr fast 
6000 km langes Netz іп Breitspur von 1,678 т (5 Fuß 6 Zoll engl.) geht 
von Buenos Aires aus, führt über Rosario in nördlicher Richtung bis 
Tucuman und in östlicher Richtung bis Cordoba. Sie benutzte zunächst 
für den Versand des losen Getreides Bodenentleerer, wie sie schon da- 
mals für die Beförderung und Verteilung des Gleisschotters auf den 
Strecken üblich waren. Damit machte sie aber schlechte Erfahrungen, 
weil sich erwies, daß sich bei der Verschiedenheit des Förderguts die 
Schotterwagen für die Beförderung von Getreide nicht eigneten, Darauf- 
hin beschaffte sie in den Jahren 1909 und 1910 eine größere Anzahl von 
gedeckten Güterwagen eigens für die Beförderung von Getreide, die Ent- 
leerungsöffnungen im Boden und Füllöffnungen nach Art von Mann- 
löchern im Dach haben. Um das Durchsickern von Getreide an den Türen 
zu verhindern, wurden diese mit Säcken abgedichtet. Dadurch gab die 
Mittelargentinische Eisenbahn den Anstoß, daß bedeckte Güterwagen in 
größerem Umfang für den Getreideverkehr benutzt wurden, nachdem sie 
mit den erwähnten versetzbaren Türen ausgestattet worden waren, Die 
Mittelargentinische Eisenbahn bedient zur Zeit etwa die Hälfte ihres 
Getreideverkehrs mit solchen Wagen. In den Jahren 1938 und 1939 hat 
sie weiter 200 Stahlwagen mit niedrigen Bordwänden mit 20 t Lade- 
fähigkeit für diesen Verkehr in bedeckte Güterwagen umgebaut. Sie hat 
dabei insofern an Kosten gespart, als sie Teile, die aus ausgemusterten 
Wagen gewonnen worden sind, wieder verwendet hat. Andrerseits sind 
die aus den Stahlwagen mit niedrigem Bord ausgebauten Blechtüren in 
Wagen mit niedrigem Holzaufbau eingesetzt worden, wodurch der Unter- 
haltungsaufwand für deren Türen, die bis dahin aus Holz bestanden, 
herabgedrückt worden ist. 

Buenos Aires, eine Stadt von mehr als 2 Mio Einwohnern, steht 
unter den Seehäfen von Argentinien an erster Stelle. Zahlreiche Speicher 
dienen hier zur Einlagerung von Getreide; allein die Mittelargentinische 
Eisenbahn verfügt im Hafen über Lagerraum zur Aufnahme von 70 000 t 
Getreide. Am Bau und an der Ausrüstung des Hafens sind deutsche 
Unternehmen und Lieferwerke stark beteiligt gewesen. Außer der bereits 
erwähnten Mittelargentinischen Eisenbahn gehen von Buenos Aires noch 
eine ganze Anzahl weiterer Eisenbahnen aus, von denen die wichtigsten 
die folgenden sind: die Buenos Aires & Pacific-Eisenbahn (Ferrocarriles 
de Buenos Aires al Pacifico), die allerdings ihren Namen nicht voll ver- 
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dient, weil sie nicht bis zum Stillen Ozean reicht, sondern, in Mendoza, 
1064 km von Buenos Aires entfernt, endigend, nur den Weg dahin weist, 
ferner die Süd-Eisenbahn (Ferrocarriles del Sud), das größte der argen- 
tinischen Eisenbahnunternehmen unter einheitlicher Leitung, die Buenos 
Aires West-Eisenbahn (Ferrocarril Oeste de Buenos Aires), zu deren 
Netz die erste Eisenbahn in Argentinien, die schon 1857 eröffnete Strecke 
Buenos Aires—Flores gehört, die verstaatlichte Cordoba Central-Eisen- 
bahn (Ferrocarril Central de Cordoba), deren landseitiges Ende in 
Tucuman liegt, die Entre Rios-Eisenbahn (Ferrocarriles de Entre Rios), 
die ihren Namen von dem argentinischen Zweistromland zwischen Parana 
und Uruguay herleitet. Alle diese Eisenbahnen sind am Getreideverkehr 
beteiligt; infolgedessen haben sie schwer unter den Verkehrsbeschrän- 
kungen zu leiden, die der Krieg für den Seeverkehr mit sich gebracht 
hat. Ehe auf diese eingegangen wird, seien ihre Netze kurz geschildert. 

Die Mittelargentinische Eisenbahn ist, wie schon erwähnt, eine 
Breitspurbahn mit 1,68 m Spurweite und einer Netzlänge von 5957 km, 
wovon 43 km mit einer dritten Schiene versehen sind, so daß sie auch 
mit Meterspurfahrzeugen befahren werden können. In Tucuman und 
Cordoba schließt sie nämlich an das Meterspurnetz der Staatseisenbahnen 
an, daher die dreischienige Anlage zur Ermöglichung des Übergangs der 
Betriebsmittel der Staatseisenbahnen und von Gütern ohne Umladung. 
Zu ihren Aufgaben gehört die Bedienung eines Teils des Vorortverkehrs 
von Buenos Aires. 

Die Buenos Aires & Pacific-Eisenbahn wurde im Jahre 1882 ge- 
gründet, es dauerte aber bis 1888, ehe sie ihr damaliges Ziel Villa Mer- 
cedes, im Staate San Luis ат Rio Quinto gelegen, erreichen konnte. Sie 
benutzte damals zur Einfahrt in Buenos Aires eine 6,5 km lange Strecke 
der Mittelargentinischen Eisenbahn, hat sich aber später eine eigene 
Zufahrt an den La Plata-Strom geschaffen, indem sie auf diesem Strom 
abgewonnenem Gelände eine kreuzungsfreie Strecke zu diesem Zweck 
gebaut hat. Unter Benutzung dieser Eisenbahn und westlich an sie an- 
schließend über die Große West-Eisenbahn und die Andenquerbahn, 
schließlich über die Chilenischen Staatseisenbahnen ist ein durchgehen- 
der Eisenbahnverkehr zwischen Buenos Aires und Valparaiso, wenn auch 
nicht ohne Spurwechsel, möglich, Die eben genannte Große West-Eisen- 
bahn (Ferrocarril Gran Oeste Argentino) — nicht zu verwechseln mit 
der Buenos Aires West-Eisenbahn (Ferrocarril Oeste de Buenos Aires) — 
besitzt ein Netz von 2338 km Länge in Breitspur, das von der Pacific- 
Eisenbahn betrieben wird. Unter Einschluß zweier Gesellschaftsnetze, 
die diese Gesellschaft ebenfalls betreibt, ohne daß sie ihr gehören, ist 
das Netz der Pacific-Bisenbahn 4517 km lang. Seine Gleise haben die 
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Breitspur. Im Jahre 1939 schwebten Verhandlungen wegen eines Zu- 
sammenschlusses der Mittelargentinischen und der Pacific-Eisenbahn, 
doch liegen über deren Ergebnis bisher hier keine weiteren Nachrichten 
vor, Bezeichnenderweise wurden diese Verhandlungen in London ge- 
führt. Die beiden Gesellschaften arbeiten wie viele andere in Argen- 
tinien mit englischem Geld, und ihre Leitungen haben daher ihren Sitz 
in London, 

Die Buenos Aires Süd-Eisenbahn nahm im Jahre 1865 den Betrieb 
auf der 114 km langen Strecke Buenos Aires—Chascomus auf. Auch 
diese Eisenbahn betreibt, zum Teil gemeinschaftlich mit der West-Eisen- 
bahn, eine Anzahl Netze anderer Eisenbahngesellschaften und ist auch 
an einigen weiteren Eisenbahnen beteiligt. Ihr Netz, ebenfalls in Breit- 
spur, ist 8185 km lang und mit den ihr angegliederten Eisenbahnen, 
unter denen auch eine 418 km lange Meterspureisenbahn ist, wie schon 
erwähnt, das größte in Argentinien, das unter einheitlicher Leitung steht. 

Die Buenos Aires-West-Eisenbahn, 1890 gegründet, hat damals zu- 
nächst das rd. 1000 km lange Netz der Eisenbahnen der Provinz Buenos 
Aires übernommen, dann aber den größten Teil davon wieder verkauft. 
Ihr Netz, 3107 km lang, verläuft mit ihren neueren Strecken, die sie 
mittlerweile gebaut hat, von Buenos Aires nach Westen. Von ihrem 
Bahnhof Once de Septiembre in Buenos Aires führt eine 3km lange Ver- 
bindungsbahn mit elektrischer Zugförderung unterirdisch nach dem 
Hafen. Ihre Gleise stehen auch in Verbindung mit denen der Unter- 
grundbahn von Buenos Aires, die zwar ein britisches Unternehmen ist, 
aber von deutschen Unternehmen und Lieferwerken gebaut und aus- 
gestattet worden ist. Ihr Vorortverkehr, der elektrisch bedient wird, 
erstreckt sich bis Moreno, 35 km vom Ausgangsbahnhof entfernt. Ihre 
Gemeinschaft mit der Süd-Eisenbahn geht neuerdings so weit, daß die 
leitenden Beamten der beiden Gesellschaften dieselben sind. Durch diese 
Gemeinschaft sollen die Betriebskosten vermindert und Ersparnisse er- 
zielt werden, um beiden Eisenbahnen über die mißlichen Verhältnisse 
und schweren Zeiten hinwegzuhelfen, die über sie hereingebrochen sind. 

Die Cordoba Central-Eisenbahn besteht seit 1887, in welchem Jahre 
auch ihre erste Strecke, die Eisenbahn von Cordoba nach San Francisco 
im Staate Santa F6, gebaut wurde. Ihr Netz, 1961 km lang in Meterspur, 
ist durch den Zusammenschluß bestehender Eisenbahnen, darunter einer 
Staatsbahnstrecke, entstanden. Jetzt führt ihre Hauptstrecke nach Tucu- 
man, wo sie an das Staatsbahnnetz anschließt, Im Jahre 1936 wurden 
zwischen der Cordoba Central-Eisenbahn und dem Staate Verhandlungen 
wegen des Ankaufs der Eisenbahn durch den Staat angeknüpft, der 
daraufhin im Jahre 1938 den Betrieb übernahm. Im Jahre 1939 wurden 
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die Verhandlungen abgeschlossen, die Eisenbahn ging an den Staat über, 
und ihr Name wurde in Cordoba Central Trust umgeändert. Dieser Über- 
gang hat bei den Privatbahnen Argentiniens einige Unruhe hervor- 
gerufen, weil infolgedessen die niedrigen Tarife der Staatsbahnen auch 
auf die neu erworbenen Strecken ausgedehnt worden sind und den Pri- 
vatbahnen dadurch vermehrter Wettbewerb durch die Staatsbahnen ent- 
standen ist. 

Auch die Entre Rios-Eisenbahn wurde, und zwar im Jahre 1891, 
gegründet, um bestehende Eisenbahnen, nämlich diejenigen der Provinz 
Entre Rios, zu übernehmen. Ihre Hauptstrecke führt von Buenos Aires 
nach Concordia am Uruguay-Fluß, wobei der Parana bei Ibicuy mit einer 
Fähre gekreuzt wird. Dadurch wird über die Buenos Aires-Central- 
Eisenbahn und die Nordost-Eisenbahn, die gemeinschaftlich mit der 
Entre Rios-Eisenbahn betrieben wird, die Verbindung mit den Nachbar- 
republiken Paraguay und Uruguay hergestellt. 

Schon aus diesen kurzen andeutungsweisen Schilderungen der 
wichtigsten Eisenbahnen von Argentinien mit Buenos Aires als Ziel oder 
Ausgangspunkt geht hervor, daß das Eisenbahnnetz dieses Landes, das 
im ganzen etwa 42 000 km lang ist, in eine größere Anzahl von Einzel- 
netzen zersplittert ist. Das Railway Year Book, eine wertvolle Quelle 
für Angaben über überseeische Eisenbahnen, zählt rd. 20 solcher Einzel- 
netze auf. Sie sind nicht nur räumlich miteinander verflochten, sondern 
arbeiten auch, wie ebenfalls vorstehend angedeutet, zum Teil in engem 
Einvernehmen miteinander, das bis zu gemeinschaftlichem Zugbetrieb 
und gemeinschaftlicher Verwaltung geht. 

Die Argentinische Handelskammer in London hat vor einigen 
Jahren eine eigenartige, aber lehrreiche und anschauliche Karte der 
Eisenbahnen von Argentinien veröffentlicht; sie hat Argentinien dadurch 
mit Europa verglichen, daß sie das Kartenbild dieses Landes auf das- 
jenige von Europa gelegt hat, wobei sie Buenos Aires mit Venedig zu- 
sammenfallen ließ. Die argentinischen Eisenbahnen erstrecken sich 
dabei im Nordosten bis weit in das ehemalige Polen hinein, In Höhe 
der Nordspitze von Schottland liegt das Nordende der argentinischen 
Eisenbahnen bei La Ошаса. Ein nach Nordwesten gerichteter Strang 
reicht bis London. San Juan und Mendoza, die westlichsten Punkte, bis 
zu denen die Eisenbahnen im mittleren Argentinien führen, liegen dabei 
fast an der atlantischen Küste von Frankreich. Mar del Plata, ein von 
den Bewohnern von Buenos Aires gern aufgesuchtes Seebad, ist von 
Buenos Aires so weit entfernt wie Rom von Venedig, und die südlichsten 
Eisenbahnen von Argentinien würden sich, wenn sie in Europa lägen, 
bis in das Innere von Spanien erstrecken. Dieser Vergleich läßt deutlich 
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erkennen, was für ein riesiges Land Argentinien ist und was für Ent- 
fernungen auf seinen Eisenbahnen zurückzulegen sind, ehe man von der 
Küste des Landes das Innere oder gar vom Süden den Norden erreicht 
und umgekehrt, und über einen großen Teil dieser Entfernungen haben 
sich die Getreidesendungen zu bewegen. 

Ein auch noch во flüchtiger Überblick über den Getreideverkehr 
von Argentinien würde unvollständig sein, wenn dabei nicht auch der 
Verkehr auf dem Rio de la Plata erwähnt würde, Dieser mächtige Strom 
ist zwar nur ungefähr 300 km lang, was ihm aber an Länge fehlt, ersetzt 
er an Breite, und die Angabe über seine Länge hängt nur mit einer Laune 
der Namensgebung zusammen. Der Rio de la Plata ist nämlich die Ver- 
einigung des Parana und des Uruguay, von denen der Parana einen 
3000 km langen, der Uruguay immerhin noch einen 1600 km langen Lauf 
hinter sich hat, ehe sich die beiden Flüsse vereinigen. Für die Richtung, 
die der La Plata-Strom bei dieser Vereinigung einnimmt, ist der Parana 
maßgebend, so daß mit vollem Recht der Parana und der La Plata-Strom 
als ein einheitlicher Flußlauf angesehen werden können, der, so be- 
trachtet, alle europäischen Ströme an Länge übertrifft und in Süd- 
amerika nur vom Amazonenstrom übertroffen wird. Der La Plata-Strom 
ist bei der Vereinigung von Parana und Uruguay bereits 50 km breit, 
bis Montevideo nimmt seine Breite auf 90 km zu, und die Entfernung 
von Kap San Antonio auf dem argentinischen und Kap Santa Maria auf 
dem gegenüberliegenden Ufer in Uruguay, eine Verbindungslinie, die als 
seine Mündung gilt, ist fast 275 km. Man könnte also in bezug auf die 
Grundrißgestaltung den größten Teil des La Plata-Stroms als eine 
Meeresbucht ansprechen, aber seine Strömung macht sich noch auf 
200 km Entfernung von der genannten Linie im freien Meere bemerkbar, 
so daß mit Recht bis dahin, wo das Land zurücktritt, von einem zwischen 
seinen Ufern dahinfließenden Strom, also von einem Fluß, gesprochen 
werden kann. Buenos Aires, Rosario und auf dem gegenüberliegenden 
Ufer Montevideo sind, obgleich an diesem Strom gelegen, Seehäfen im 
vollen Sinne des Worts, und bei günstigem Wasserstand können gewisse 
Seeschiffe bis Posadas, 1580 km von Buenos Aires entfernt, auf dem 
Parana vordringen. Bei Rosario, dem Hauptumschlaghafen für Getreide, 
besonders auch Mais, der unter allen Häfen der Welt nur von Montreal 
in Kanada in bezug auf seine Getreideausfuhr übertroffen wird, ist der 
Parana, 420 km von Buenos Aires entfernt, noch 2 km breit, und seine 
Tiefe beträgt 35 m, doch ist diese Zahl kein Maß für seine Schiffbarkeit, 
denn in der Mündung des La Plata-Stroms bis Buenos Aires ist die Wasser- 
tiefe nur 11m, stellenweise sogar nur 3 bis 6m, wird aber durch Bag- 
gern auf 30km Länge eine Fahrwassertiefe von 6,7 т erhalten. Über 
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diesen Strom bewegt sich die Ausfuhr von Getreide; sie ist allerdings 
wegen derGefahren, die der Schiffahrt auf dem freien Meere drohen, zur 
Zeit stark gedrosselt, schon das wenige, was über sie hier mitgeteilt werden 
konnte, läßt aber ihre Bedeutung für Verkehr, Handel und Wirtschaft 
in Argentinien erkennen. Für den Einfluß des Krieges auf den Schiffs- 
verkehr im La Plata-Strom nur einige kurze Angaben. Während im Jahre 
1989, also einem Jahr, іп dem der Atlantische Ozean noch nicht Kriegs- 
gebiet war, mithin einem Jahr mit dem üblichen Friedensverkehr, 
3245 Schiffe seine Häfen berührten, ging diese Zahl bis zum Jahre 1941 
bereits bis auf 1589 zurück, und es fehlten unter den Schiffen gerade die 
größeren, weil diese zur Beförderung von Truppen dienen mußten. Der 
Tonnengehalt der die La Plata-Häfen anlaufenden Schiffe sank infolge- 
dessen stärker als ihre Zahl, nämlich von 11,4 auf 4,6 Mio BRT. Das 
Jahr 1942 wird dabei keine Vermehrung, sondern eher eine weitere Ver- 
minderung bringen. Die Folge davon ist, daß die Lagerhäuser mit Ge- 
treide, aber auch mit Wolle und Häuten überfüllt sind, also auch nicht 
in der Lage sein werden, eine neue Ernte und weitere Erzeugnisse auf- 
zunehmen. Die verderbliche Wirkung auf das Wirtschaftsleben von 
Argentinien kann man sich vorstellen. Nicht nur liegt die Ausfuhr dar- 
nieder, sondern auch die neu erzeugten Güter, für die kein Lagerraum 
vorhanden ist, sind dem Verderben ausgesetzt, der Verlust ist also ein 
doppelter. 

In dem eben wegen seiner Bedeutung für die Getreideausfuhr ge- 
nannten Rosario münden neben der Strecke Buenos Aires—Rosario der 
Eisenbahnen der Provinz Buenos Aires (Compania General de Ferrocar- 
riles en la Provineia de Buenos Aires), eines 1267 km langen Netzes in 
Meterspur, noch die Eisenbahnen der Provinz Santa F& (Compagnie Fran- 
gaise des Chemins de fer de la Province de Santa Её) und der Rosario- 
Puerto Belgrano-Eisenbahn (Ferrocarriles de Rosario a Puerto Belgrano) 
ein. Die erstgenannte ist, wie ihr Namen erkennen läßt, ein französi- 
sches Unternehmen, das im Jahre 1888 gegründet wurde, um 815 km 
lange, von der Regierung der Provinz erbaute Eisenbahnstrecken zu über- 
nehmen. Im Jahre 1900 erlangte die Gesellschaft von der Regierung der 
Provinz die Genehmigung zum dauernden Betrieb eines damals bestehen- 
den Netzes von 1311 km Länge, das sie mittlerweile auf eine Länge von 
2092 km gebracht hat. Die Strecken haben Meterspur. Rosario ist ihr 
südlichster Punkt, Villa Maria ihr westlichster, Resistencia ihr nörd- 
lichster. 

Die Eisenbahn Rosaria—Belgrano ist ebenfalls in französischen 
Händen. Sie führt westlich um Buenos Aires herum und ist so angelegt, 
daß die Entfernungen der Orte, die sie berührt, von Buenos Aires größer 
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ist, als von Rosario und Belgrano, womit bezweckt wurde, den Verkehr 
von Buenos Aires nach ihren beiden Endpunkten abzulenken. Die Gesell- 
schaft besteht seit 1906. Ihr Netz ist in Breitspur angelegt. 

In den argentinischen Häfen sind besondere Anschlußgleise für 
den Getreideverkehr vorhanden. Die Züge nach einem dieser Häfen 
bringen häufig Wagen mit Getreide an, die für verschiedene Empfänger 
bestimmt sind, also verschiedenen Anschlußgleisen zugeführt werden 
müssen. Die Züge werden daher möglichst unterwegs so zusammen- 
gestellt, daß die für ein Anschlußgleis bestimmten Wagen eine zusammen- 
hängende Gruppe bilden, denn es wird besonderer Wert darauf gelegt, 
daß sich der Zugverkehr in den Häfen ohne Reibung und Zeitverlust ab- 
spielt. Das Schüttgut wird im Hafen entweder unmittelbar auf das zur 
Ausfuhr bereitgestellte Schiff verladen oder zunächst in einem Silo ein- 
gelagert. 

Getreide, das sofort nach der Ankunft des Zuges im Hafen zu 
Schiff ausgeführt werden soll, wird, wenn es in Säcken aufgeliefert wird, 
in diesem Zustand mit Hilfe von ortsbeweglichen oder auch von orts- 
festen Förderbändern an Bord befördert. Hier werden die Säcke von 
Hand geöffnet, und ihr Inhalt wird in den Schiffsraum ausgeschüttet. 
Es gibt aber auch Anlagen, bei denen die Säcke beim Entladen aus dem 
Eisenbahnwagen ausgeleert und ihr Inhalt in loser Schüttung durch 
Schüttrümpfe und Rohrleitungen, die teleskopartig ausziehbar sind, in den 
Laderaum der Schiffe übergeführt wird. 

Bei den Wagen, in denen das Getreide in loser Schüttung im Hafen 
ankommt, werden mit Hilfe von Brechstangen, nachdem die äußeren 
Türen geöffnet worden sind, die inneren Türen etwas angehoben, so daß 
das Getreide unter ihnen hindurch in die zu seiner Abführung dienenden 
Trichter sickert. Um das Entleeren der Wagen zu beschleunigen, helfen 
Arbeiter mit Schaufeln nach. Neuerdings ist dabei an Stelle der Hand- 
arbeit mechanischer Antrieb für die Schaufeln getreten. Ein 50-t-Wagen 
kann dabei unter Mitwirkung von zwei Mann in 15 Minuten entladen 
werden, während bei Handbedienung der Schaufeln zehn Mann 25 Mi- 
nuten brauchen. Bei Wagen mit 20t Ladung sind die entsprechenden 
Zeiten 5 und 13 Minuten. Bei Getreide in Säcken dauert das Entladen 
eines 50-t-Wagens mit Handarbeit 40 Minuten, das Entladen eines 20-t- 
Wagens 20 Minuten. 

Bei der Überführung des Getreides in die Zellen eines Silos mit 
neuzeitlichen Fördereinrichtungen werden Leistungen von 5 bis 10t in 
der Minute erreicht. Das Überladen vom Eisenbahnwagen unmittelbar 
in das Schiff mit Hilfe von fahrbaren Förderbändern geht mit einer 
Leistung von etwa 2t in der Minute vor sich, während bei Überführung 
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des Getreides aus dem Silo auf das Schiff wieder Leistungen von 5 bis 
10t erzielt werden. 

Zur Regelung des Eisenbahnbetriebs besteht in Argentinien ein 
Gesetz vom Jahre 1891, das mittlerweile wiederholt abgeändert und er- 
gänzt worden ist. Nach seinen Bestimmungen für den Getreideverkehr 
müssen auf allen Bahnhöfen Listen über den Bestand an Wagen geführt 
werden, nach denen die Wagen den Verfrachtern zugeteilt werden, was 
in der Reihenfolge des Eingangs der Anträge zu geschehen hat. Die 
Zuteilung erfolgt dabei anteilmäßig nach der Zahl der verfügbaren 
Wagen und der Menge des zur Verladung angemeldeten Getreides. Die 
Eisenbahngesellschaften sind berechtigt, eine Gebühr von 50 Centavos 
je Tonne als Sicherheit dafür zu erheben, daß die angeforderten Wagen 
auch beladen werden. Die zugeteilten Wagen sind von dem Versender, 
der sie angefordert hat, zum Versand an den Empfänger zu verwenden, 
den er dabei angegeben hat, doch kann der Versender unter Zahlung 
einer Gebühr unterwegs die Zuführung an einen anderen Empfänger ver- 
anlassen. Die Bestimmungen für den Getreideverkehr sind hauptsäch- 
lich zu dem Zweck erlassen, den Eisenbahngesellschaften die gleich- 
mäßige Bedienung dieses Verkehrs zu den Zeiten, in denen er am leb- 
haftesten ist, zu ermöglichen. Dieser Verkehr schwankt übrigens in 
seinem Umfang stark je nach der Marktlage, der Jahreszeit und der Wit- 
terung, sowie nach dem vorhandenen Schiffsraum. 

Der Getreideverkehr ist insofern für die Eisenbahnen lästig, als er 
nur in einer Richtung, also nach den Häfen am La Plata-Strom gerichtet 
ist, die Wagen sonach leer zurück zu befördern sind. Es müssen also wäh- 
rend der Versandzeit des Getreides besondere Maßnahmen getroffen 
werden, um Verstopfungen in den Häfen zu verhindern und den Umlauf 
der Wagen so zu regeln, daß die leeren Wagen rechtzeitig wieder zum 
Beladen bereitgestellt werden können. Das Verfahren, das Getreide in 
loser Schüttung zu versenden, hat wesentlich dazu beigetragen, das Be- 
und Entladen der Wagen zu beschleunigen. Der Getreideverkehr wird 
durch besondere Dienststellen der Eisenbahnen überwacht, die über ihre 
Beobachtungen an eine Hauptüberwachungsstelle oder an ihre Direktion 
berichten. 

Da der Umfang des Getreideverkehrs jahreszeitlich bedingt ist, 
sieht der Güterzugsfahrplan der argentinischen Eisenbahnen eine große 
Anzahl von Bedarfszügen vor, und zwar sowohl für die vollen Wagen in 
der Richtung nach den Häfen wie für die zurückkehrenden Leerwagen 
nach den Versandbahnhöfen. Das Bestreben ist dabei darauf gerichtet, 
Lokomotivleerfahrten zu vermeiden. 
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Der Tarif für die Beförderung von Getreide enthält drei Preis- 
stufen, die dem Wert des Getreides angepaßt sind. Preisstufe A gilt für 
Leinsaat, Preisstufe B für Weizen und Hafer, Preisstufe C für Mais und 
Gerste. Die Einnahmen aus dem Getreideverkehr fallen für die argen- 
tinischen Eisenbahnen schwer ins Gewicht, von seiten der Versender 
wird aber immer eine Herabsetzung der Frachtsätze verlangt, wenn der 
Marktpreis ihrer Erzeugnisse sinkt. 

Neuerdings bereitet der Lastkraftwagen den argentinischen Eisen- 
bahnen bei der Beförderung von Getreide lebhaften Wettbewerb. Das 
Getreide wird mit ihm nicht nur dem nächsten Bahnhof zugeführt, son- 
dern auf nahe und mittlere Entfernungen bis in den Hafen gefahren, 
Straßen mit fester Decke sind in den letzten Jahren vor dem Kriege in 
steigendem Umfang gebaut worden, wodurch der Lastwagenverkehr ge- 
fördert worden ist, und daß dieser manche Vorteile hat, braucht hier nicht 
dargelegt zu werden. Die Straßenverkehrsunternehmen, die keiner staat- 
lichen Aufsicht unterstehen, machen von der Möglichkeit, die Fracht- 
sätze der Eisenbahnen zu unterbieten, ausgiebigen Gebrauch und kommen 
den Benutzern ihrer Wagen auch dadurch entgegen, daß sie deren Bauart 
der Aufgabe, mit Getreide in loser Schüttung beladen zu werden, ange- 
paßt haben. Auch in den Häfen sind neben den Vorrichtungen zum Um- 
laden des Getreides aus den Eisenbahnwagen solche zur Behandlung des 
mit Lastkraftwagen ankommenden Getreides getroffen. Alle diese Neue- 
rungen haben den Eisenbahnen Anlaß gegeben, für ein Gesetz ein- 
zutreten, das den Verkehr nach richtigen Gesichtspunkten auf Straße 
und Eisenbahn verteilen soll. Diese Frage ist für die Eisenbahnen von 
großer Bedeutung, weil, wie erwähnt, ihre Einnahmen stark vom Um- 
fang des Getreideverkehrs abhängen. 

Wenn auch Argentinien bis jetzt noch — diese Zeilen wurden Ende 
März niedergeschrieben — nicht tätig am Kriege beteiligt ist, so haben 
doch seine Eisenbahnen, wie schon aus manchen Andeutungen in den 
vorstehenden Darlegungen hervorgeht, unter den Wirkungen des Krieges 
zu leiden. Das Jahr 1939/40 — das Betriebsjahr der argentinischen Eisen- 
bahnen geht vom 1. Juli bis zum 30. Juni — schnitt wirtschaftlich wenig 
günstig für sie ab, es war aber immer noch besser als das vorangegan- 
gene, das eine ungewöhnlich schlechte Ernte gebracht hatte, ein Um- 
stand, der nicht nur die Betriebsergebnisse der Eisenbahnen, sondern 
das gesamte Erwerbsleben des ganzen Landes ungünstig beeinflußt. In- 
folge des verringerten Einkommens weiter Kreise wird auch weniger 
Geld ausgegeben, was weitere ungünstige Folgen für das Geschäfts- und 
Wirtschaftsleben hat. 


Archiy für Eisenbahnwesen. 1942, ЗІ 


470 Getreideverkehr in Argentinien, 


Bei der Mittelargentinischen Eisenbahn war 2. В, die Weizenernte im 
Jahre 1938/39 geradezu vollständig ausgefallen, und die Maisernte war 
zum zweitenmal im ganzen Lande ungenügend, doch brachte gegen Ende 
des Jahres der bis dahin infolge einer besseren Ernte vermehrte Verkehr 
eine gewisse Erleichterung für die Eisenbahn mit sich. Bei der West- 
und bei der Pacific-Eisenbahn verlief das Jahr 1939/40 etwas günstiger 
als das Vorjahr. Zusammengenommen konnten jedoch die vermehrten 
Einnahmen dieser Eisenbahngesellschaften den Rückgang bei der Süd- 
Eisenbahn nicht ausgleichen, der sich auf etwa 4 Mio Pesos belief. Im 
Verkehrsgebiet dieser Eisenbahn fiel nicht nur eine der Menge nach ver- 
ringerte Ernte an, sondern sie wurde auch langsamer zur Abbeförderung 
aufgeliefert, weil der Markt weniger aufnahmefähig war. Die Fertig- 
stellung der befestigten Straße zwischen Buenos Aires und Mar del Plata 
hatte ebenfalls eine ungünstige Wirkung auf die Eisenbahnen, sowohl 
im Personen- wie im Güterverkehr. Im Verkehrsgebiet der West-Eisen- 
bahn herrschte im Jahre 1938 solche Trockenheit, daß die Ernte fast 
vollständig ausfiel, doch erholte sich der Getreideverkehr im Jahre 1939 
infolge einer reichlichen Ernte. Der Vorteil für die Eisenbahnen, den 
die bessere Ernte des Jahres 1939 mit sich brachte, wäre noch größer 
gewesen, wenn nicht inzwischen der Krieg seinen Einfluß auf die Aus- 
fuhr ausgeübt hätte. Der Regierung von Argentinien kam der Ausbruch 
des Krieges allerdings zustatten; diese hatte nämlich den Weizenbauern 
einen Mindesterlös aus ihrer Weizenernte zugesagt, der, weil infolge 
guter Ernte in anderen Ländern reichliche Vorräte, auch aus früheren 
Jahren, vorhanden waren, erheblich über dem Marktpreis lag. Der Aus- 
bruch des Krieges hatte aber die Folge, daß die Preise für Weizen in 
die Höhe gingen, und die Regierung brauchte daher die den Farmern 
zugesagten Zuschüsse nicht mehr zu leisten, nachdem sie allerdings 
bereits erhebliche Beträge für diesen Zweck aufgewendet hatte. Zu den 
Schwierigkeiten, die mit schlechten Ernten zusammenhingen und die 
man als innerargentinisch ansehen muß, kamen also für die argen- 
tinische Landwirtschaft und damit für die Eisenbahnen von außen noch 
die Wirkungen einer reichlichen Weizenernte in anderen Ländern mit 
ihrem Sinken des Weizenpreises hinzu, und wenn auch der Weizen infolge 
des Ausbruchs des Krieges im Preis wieder stieg, 80 war doch der Ver- 
kehr mit Weizen gegen Ende des Jahres 1939 nicht so lebhaft, wie ihn 
sich die Eisenbahnen gewünscht hätten, 

Von der weiteren Entwicklung des Krieges wurden schon Ende 1940 
in zunehmendem Maße ungünstige Wirkungen auf die argentinischen 
Eisenbahnen befürchtet, und diese Befürchtungen dürften mittlerweile 
in vollem Umfang eingetroffen sein. Sie werden sich, abgesehen vom 
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Rückgang des Getreideverkehrs, namentlich auch durch die Schwierig- 
keiten bemerkbar gemacht haben, die nötige Kohle für den Lokomotiv- 
betrieb zu beschaffen. Argentinien ist für seine Versorgung mit Kohle 
auf die Einfuhr angewiesen. Schon im ersten Weltkrieg war Kohle in 
Argentinien kaum zu haben, was seinen Grund zum großen Teil im 
Steigen der Seefrachtsätze hatte, Als ihre Vorräte erschöpft waren, muß- 
ten die Eisenbahnen Holz, das im Lande gewonnen werden konnte, und 
sogar Mais in ihren Lokomotiven verfeuern. Neuerdings sind die Eisen- 
bahnen stark zu Ölfeuerung für die Lokomotiven übergegangen, aber 
trotzdem sind sie von der Kohleneinfuhr nicht unabhängig, aus Europa 
werden sie aber sicher jetzt keine Kohle beziehen können. Holz gibt es 
allerdings in Argentinien in ausreichender Menge, aber es ist ein un- 
geeigneter Brennstoff für Lokomotiven, und auch ÖJ ist im Lande zu 
haben, aber nicht alle Lokomotiven sind für Ölfeuerung eingerichtet. So 
werden die Eisenbahnen von Argentinien jetzt und in der nächsten Zeit 
erhebliche Schwierigkeiten haben, das Frachtgut, namentlich also auch 
das Ergebnis der Getreideernte, das ihnen zum Versand angeliefert wird, 
zu befördern. 
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Die iranische Ost-West-Bahn. (Vgl. den Aufsatz „Der Eisenbahnbau 
in Iran“ in Archiv für Eisenbahnwesen Jahrg. 1931, Heft 1.) Die große 
iranische Nord-Süd-Bahn von Benderschah am Kaspischen Meer 
bis Benderschahpur am Iranischen Golf war im August 1938 in ihrer 
ganzen Länge von 1400 km fertiggeworden und in Betrieb genommen 
worden. Die glückliche Durchführung dieses ersten großen und in tech- 
nischer Hinsicht besonders schwierigen Bahnbaues durch den Staat und 
ohne Inanspruchnahme fremden Kapitals hat das iranische Volk mit be- 
reehtigtem Stolz erfüllt und das Vertrauen in die eigenen Kräfte und 
die richtige Staatsführung durch den Schah Riza Chan Pahlewi beson- 
ders gestärkt. Unter dieser Lage trat die iranische Regierung sogleich 
nach Vollendung der ersten Bahn an den Bau einer zweiten ebenso 
großen und für Iran wirtschaftlich und politisch wichtigen Bahn heran, 
die das Land in der Ost-West-Richtung durchschneiden soll. 


Der westliche Zweig dieser neuen Bahn soll von Teheran über Kas- 
win bis Täbris gehen, während der östliche Zweig von der Strecke Tehe- 
ran—Benderschahpur ausgehen und bis Mesched geführt werden soll. 
Trotz der durch den Krieg bedingten Schwierigkeiten bei der Beschaf- 
fung des Oberbaumaterials sind die Bauarbeiten auf beiden Strecken bis 
zur Besetzung Irans durch die Engländer und Russen im Jahr 1941 schon 
gut vorangekommen. 

Von der Strecke Teheran— Täbris sind bereits die ersten 
315km von Teheran über Kaswin bis Zendjan in Betrieb genommen 
worden. Der Bau dieses Teiles war in technischer Hinsicht bei weitem 
nicht so schwierig, als es der Bau der Nord-Süd-Bahn gewesen war, die 
vom Kaspischen Meer her eine Höhe von 2112 m und vom Iranischen Golf 
eine Höhe von 2214 т in ganz schwierigem Gebirgsgelände hatte er 
klimmen müssen. Immerhin betrugen die auf der neu gebauten Strecke 
bewegten Erdmassen 4,3 Mio cbm, und es waren 1206 Brücken und 
705 Durchlässe zu bauen gewesen. Der Weiterbau bis Täbris wird sich 
allerdings schwieriger gestalten, als es der Bau des ersten Teiles ge- 
wesen ist, 

Die wirtschaftliche Bedeutung dieser Bahnlinie liegt 
darin, daß sie ein Gebiet durchschneidet, das viel dichter besiedelt und 
viel fruchtbarer ist als der größte Teil der inneriranischen Hochebene, 
die von der Nord-Süd-Bahn durchzogen wird. Täbris, die Hauptstadt 
der Provinz Aserbeidschan, war bisher Hauptstapelplatz des russisch- 
deutsch-iranischen Warenaustausches und hat auch eine eigene lebhafte 
Textilindustrie. Die Einwohnerzahl beträgt annähernd 200 000. Auch 
Kaswin ist eine nicht unbedeutende Handelsstadt mit 20 000 Einwohnern. 
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Von Täbris aus geht eine von den Russen in Breitspur gebaute und 
später an Iran abgetretene Bahn nach Djulfa, wo der Anschluß an 
die russischen Bahnen besteht. Die Verschiedenheit der Spurweite ver- 
hindert aber einen direkten Wagendurchgang zwischen den iranischen 
und russischen Bahnen. Ungleich wichtiger wird der für später vor- 
gesehene Anschluß andietürkischen Bahnen werden. Auf 
türkischer Seite wird schon jetzt von Elazig aus über Wan eine Bahn 
an die iranische Grenze gebaut. Da die iranischen und türkischen 
Bahnen die gleiche Spurweite haben, ist hier ein direkter Wagendurch- 
gang möglich. Der iranische Außenhandel wird durch die Verbindung 
über die türkischen Bahnen die Häfen des Mittelmeeres und Schwarzen 
Meeres erreichen können. 


Bemerkenswert ist, daß die iranische Regierung ihre neue Ost- 
West-Bahn nicht an die irakischen Bahnen heranführt, obgleich 
doch seit altersher der iranische Außenhandel die irakische Handels- 
metropole Bagdad als Umschlag- und Stapelplatz benutzt hat und die 
Schiffahrt auf dem Tigris Beförderungsmöglichkeit bietet. Bestimmend 
hierfür ist wohl gewesen, daß die an die iranische Grenze führende 
irakische Bahn schmalspurig ist und also einen direkten Wagendurch- 
gang nicht zuläßt. Daneben haben gewiß auch politische Gründe mit- 
gespielt. Die iranische Regierung wollte sich offenbar von dem eng- 
lischen Einfluß, der im Irak ausschlaggebend ist, frei halten. Sie hat 
zu der befreundeten und vom englischen Einfluß unabhängigen Türkei 
größeres Vertrauen hinsichtlich der Behandlung ihres Außenhandels. 


Der nach Osten gerichtete Teilder Ost-West-Bahn 
zweigt von der Station Germsar, 110km von Teheran entfernt, an der 
Strecke Teheran—Benderschahpur ab. Bereits im Sommer 1939 wurde 
die erste Teilstrecke von Germsar bis Semnan in einer Länge von 114 km 
fertig. Bis Oktober 1940 kam der Bahnbau bis Damgan, und nunmehr 
ist trotz der Schwierigkeiten der Materialbeschaffung die wirtschaftlich 
bedeutende Stadt Schahrud erreicht, die vom Anfangspunkt Germsar 
314 km entfernt liegt. Damit ist ungefähr die Hälfte des Weges nach 
Mesched erreicht. Die bisher gebaute Strecke geht teils durch gebirgiges 
Gelände, teils durch Wüstengelände, die sogenannte Turkmenensteppe. 
Die bergigen Strecken erforderten insgesamt 1344 Brücken und Über- 
führungen. Auf den im allgemeinen ebenen Wüstenstrecken entstanden 
Schwierigkeiten dadurch, daß der vielfach versalzte Boden besonders 
erprobte Betonmischungen erforderte. Auch mußte das Wasser oft auf 
weite Strecken herangefahren werden. Die verlegten Schienen, Weichen 
und Kleineisenteile machten im ganzen 33 000 + aus. 465 000 Schwellen 
wurden aus einheimischem Holz hergestellt. Auf der Strecke zwischen 
Germsar und Schahrud wurden 18 Bahnhöfe angelegt, von denen Germ- 
sar, Semnan und Schahrud die wichtigsten sind. Sie sind mit allen nöti- 
gen technischen Anlagen und mit Wohngelegenheiten für das Betriebs- 
personal versehen. An den Ausschreibungen haben iranische Unter- 
nehmer und iranische Ingenieure in hervorragendem Maße und mit gutem 
Erfolg teilgenommen. An der Weiterführung der Linie bis Mesched wird 
mit Nachdruck gearbeitet. 
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Mesched ist die Hauptstadt der ostiranischen Provinz Chorassan 
und hat 139350 Einwohner. Hier befindet sich die Grabmoschee des 
achten Imam Risa, die eines der bedeutendsten Heiligtümer der muham- 
medanischen Schiiten ist. Sie ist das Ziel vieler Tausender Pilger, die 
aus Iran und den benachbarten muhammedanischen Ländern ihre Pilger- 
fahrt nach hier machen. Die geographische Lage von Mesched an der 
Länderecke zwischen Afghanistan, Turkmenien und Iran macht diese 
Stadt zu einem wichtigen Handelsplatz. Von hier gehen wichtige Kara- 
wanenstraßen nach dem Südosten Irans, nach Herat in Afghanistan, 
an das Kaspische Meer und nach Turkmenien an die russischen Bahnen. 
Während des Weltkrieges haben die Engländer in Fortsetzung der von 
Britisch-Indien kommenden Bahn bis Dusdab von hier aus eine Fahr- 
straße nach Mesched gebaut, die nach dem Krieg dem Handel zwischen 
dem Südosten und Nordosten Irans gedient hat. 


Wenn die Gedanken des Tibetforschers Sven Hedin, daß die uralte 
chinesische Seidenstraße zu einer Autostraße oder gar mit 
einer Eisenbahn ausgebaut werden müßte, jemals zur Ausführung kom- 
men sollten, so würde die neu entstehende iranische Ost-West-Bahn ein 
wichtiges Glied des Landweges werden, der Innerchina mit den euro- 
päischen Kulturländern verbinden würde. 


Welche Auswirkung die Besetzung Irans durch die 
Engländer und Russen und die daraufhin erfolgte Abdankung 
des Schahs Riza Chan Pahlewi auf die Fortsetzung der iranischen Bahn- 
bauten und überhaupt auf die weitere Gestaltung des gesamten Wirt- 
schafts- und Verkehrswesens in Iran haben wird, läßt sich vorläufig 
noch nicht übersehen. Jedenfalls ist festzustellen, daß die außerordent- 
lich günstige Entwicklung des iranischen Verkehrswesens in den letzten 
15 Jahren auf die persönliche Initiative des bisherigen Schahs zurück- 
zuführen ist. Es ist schon bekanntgeworden, daß die sämtlichen irani- 
schen Bahnen von den Engländern besetzt worden und ausschließlich für 
die englisch-amerikanischen Hilfstransporte, die für Rußland bestimmt 
sind, in Angriff genommen worden sind. Diese Transporte werden mit 
Schiff bis zum Iranischen Golf gebracht und sollen von Benderschahpur 
mit der Nord-Süd-Bahn an das Kaspische Meer weiterbefördert werden. 
Wegen der ungünstigen Steigungen und der beschränkten Zahl von Loko- 
motiven und Wagen kann allerdings mit einer ausreichenden Transport- 
leistung nicht gerechnet werden. Es sind daher von England große 
Mengen Eisenbahntransportmaterial für die iranischen Bahnen von 
Australien und Amerika angefordert worden. 


Infolge des Ausbaues der Eisenbahnen und mehrerer wichtiger 
Fernautostraßen war in Iran die Möglichkeit zur Schaffung einer sich 
auf die Rohstoffe des eigenen Landes stützenden Industrie gegeben 
worden. Teils wurden diese vom Staat, teils von privater Seite finanziert. 
Die neu gebauten verschiedenen Spinnereien und Webereien wurden mit 
neuesten maschinellen Einrichtungen deutscher Herkunft ausgerüstet. 
Die Baumwollanbaufläche war in den letzten drei Jahren um das Drei- 
fache vergrößert worden. Die einheimische Baumwollerzeugung konnte 
bereits den Inlandsbedarf nahezu decken. Die Maschinen und Einrich- 
tungen mehrerer Zementfabriken und des Hochofenwerkes von Keredsch 
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bei Teheran sind ebenfalls aus Deutschland gekommen. Wie die Deutsch- 
iranische Handelskammer bekanntgibt, hat der Handelsverkehr Irans mit 
Deutschland noch im Kriegsjahr 1940 eine ungewöhnliche und früher 
kaum für möglich gehaltene Höhe erreicht, obgleich doch die Transporte 
infolge des Krieges von dem Seeweg auf den ungleich teureren kontinen- 
talen Weg umgelegt werden mußten. Daß dies möglich war, ist der plan- 
mäßigen Lenkung des deutsch-iranischen Verkehrs zuzuschreiben, wo- 
durch auch die einzelnen Transporte auf den jeweils günstigsten gang- 
baren Weg verwiesen werden konnten. Dieckmann, 


Das erste größere Eisenbahnunglück bei Paris vor 100 Jahren. So- 
lange es Eisenbahnen gibt, sind in ihrer Geschichte leider auch Eisen- 
bahnunfälle zu verzeichnen. Bekanntlich wurde schon bei der Eröffnung 
der Eisenbahn zwischen Liverpool und Manchester am 8. September 1830 
der Minister Huskisson tödlich überfahren. Er war trotz Verbotes auf 
der Station Parkside, wo die Maschinen Wasser nahmen, ausgestiegen 
und sorglos zwischen die Gleise getreten. Es ist erklärlich, daß dieser 
Unfall den Eisenbahngegnern willkommenen Anlaß gab, die Eisenbahnen 
als eine gefährliche Erfindung verdächtig zu machen. Joseph v. Baader 
verfaßte noch 1830 seine kleine Schrift: „Huskisson und die Eisenbahnen, 
Noch ein Wort zu seiner Zeit für eine gute Sache“, in der er den Unfall 
als eigenes Verschulden eingehend darstellte und vor allem gegen die 
Zweifler für die gute Sache der Eisenbahnen überzeugend zu Felde zog, 
„um jede Besorgnis über die Sicherheit dieses neuen Transportmittels zu 
heben“. 

Das erste größere und weit schwerere Eisenbahnunglück ereignete 
sich aber bei Paris vor nunmehr 100 Jahren. Am Pfingstsonntag, dem 
8. Mai 1842, entgleiste auf der Bahn Paris— Versailles bei Bellevue ein 
vollbesetzter Zug infolge Achsbruches, wobei 40 Reisende getötet und 40 
verletzt wurden. Die Höhe der Opfer erklärt sich jedoch nicht aus der 
Entgleisung allein, sondern dadurch, daß im Zuge Feuer ausbrach und 
viele Insassen verbrannten, weil sich die Türen nicht von innen öffnen 
ließen. Es ist daher verständlich, daß auch dieses furchtbare Unglück 
wieder Anfeindungen und Vorwürfe gegen die Eisenbahnen auslöste. Der 
Pariser Mitarbeiter der Allg, Zeitung, Augsburg, berichtete unterm 
10. Mai sehr anschaulich über das Unglück, wobei er aber in anerkennens- 
werter Weise die Eisenbahnen verteidigte. Er schrieb: 

„Das Unglück auf der Versailler Eisenbahn ist größer und 
schrecklicher als es anfangs erschien. Erstickt, zermalmt, von sieden- 
dem Wasser und in weißglühenden Kohlen verbrannt — es ist ein 
fürchterliches Bild, von dem nur dasjenige Auge einen Begriff hat, 
welches einen Teil wenigstens der fürchterlichsten Wahrheit ansah. 
Und die Pariser, die überhaupt für jeden Eindruck viel empfänglicher 
sind als alle anderen Erdensöhne, die bei einer in die Seine gefallenen 
Katze eine Stunde lang verweilen und ein gefallenes Fiakerpferd be- 
weinen können, nehmen sich dieses Unglück auf die übermäßigste 
Weise zu Herzen. Man soll doch bei allem Schauderhaften und Ent- 
setzensvollen, das es hat, nicht vergessen, daß es eben ein seltenes 
und ein einziges Unglück ist, nicht vorauszusehen, hoffentlich aber 
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für die Zukunft eine große Warnung. Es ist betrüblich, wenn bei einer 
solchen Gelegenheit immer wieder die alte und kleine Renitenz gegen 
die große und neue Erfindung grob herausschlägt. Wenn die Unfälle 
auf den Eisenbahnen gewöhnlich eine traurige Zelebrität erlangen, so 
liegt es wohl mehr an der Neuheit des ganzen Instituts als am ein- 
zelnen Fall, und wenn sie scheinbar häufiger sich ereignen denn auf 
gewöhnlichen Straßen muß man nicht vergessen, daß sie auch die 
Menge der Reisenden und damit die Gefahr vermehrt haben und daß 
leichter ein Mißgeschick stattfinden kann, wo über 600 Menschen, wie 
dies vorgestern der Fall war, 17 Waggons sich drängen, als wo 
11 Personen in die ordinäre Diligance klettern. Den Administrationen 
der beiden Eisenbahnen muß die Gerechtigkeit gelassen werden, daß 
sie für den Festtag alle möglichen Vorsichten getroffen und sich vor- 
trefflich eingerichtet hatten. Der Convoi von 525 Uhr soll nur mit un- 
gewöhnlicher Schnelle gegangen sein, was allerdings die Gefahr und 
das Unglück gemehrt haben würde. Sonst kann man das den Fahrten 
nicht zum Vorwurf machen, 

Die zerbrochene Achse hat sicher allein die Veranlassung gegeben 
und daß die Achse eines gewöhnlichen Wagens eben so leicht wenn 
nicht leichter zerbricht als die eines Waggons ist bekannt und erprobt 
genug. Ob die Lokomotiven mit 4 Rädern gefährlicher sind als die mit 
6 Rädern, können die Techniker entscheiden. Verschiedene Stimmen 
werden gar laut mit der Erinnerung, die Geschwindigkeiten, womit die 
Fahrten zurückgelegt werden, 10 Lieues auf eine Stunde, sei über- 
trieben und müsse reduziert werden. Nicht dazu, meine ich, soll ein 
solches Unglück mahnen, daß man ein gewonnenes Resultat fallen 
lasse, sondern nur daß man Mittel und Kräfte besser gebrauchen und 
immer vervollkommnen lerne. Das ganze Institut ist ja noch ein Kind 
und noch niemals wurde eine Erfindung ohne Opfer gemacht. Die Zivili- 
sation gebiert so gut in Wehen und Schmerzen als die Natur.“ 

Erwähnt sei noch, daß sich zu der in der Frühzeit der Eisenbahnen 
auch bei anderen Bahnen üblichen Absperrung der Abteile während der 
Fahrt ein anderer Mitarbeiter der genannten Zeitung, nachdem er gegen 
zu schnelles Fahren und gegen die Verwendung von zwei oder mehr Ma- 
schinen bei einem Zuge Stellung genommen hatte, wie folgt äußerte: 

„Drittens hat sich gezeigt, daß das Einsperren der Passagiere 
in die Wagen die törichtste und grausamste Polizeimaßregel ist, die je 
erfunden wurde. Unter dem Vorwand, die Passagiere zu verhindern, 
unvorsichtig zu sein, setzt man sie in die fürchterliche Lage zu ver- 
brennen oder auf irgendeine andere Weise jämmerlich umzukommen, 
ohne den Ort des Todes und der Qual verlassen zu können. Vergeblich 
haben wir seit Jahren gegen dieses willkürliche und widerrechtliche 
Verfahren protestiert. Niemand ist berechtigt, einen anderen für den 
Fall der Not seiner Freiheit zu berauben, weil er von dieser Freiheit 
auf eine unvorsichtige Weise Gebrauch machen könnte, In letzterem 
Falle hat er die Schuld sich selbst zuzuschreiben und die Eisenbahn- 
administration trifft kein Vorwurf.“ 

Namhafte französische und englische Fachleute, wie Perdonnet 
und de Pambour, befaßten sich in den Fachblättern eingehend mit 
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em Unfall, und auch die Akademie der Wissenschaften in Paris 
rterte mehrfach die Ursachen und möglichste Verminderung von 
Eisenbahnunfällen, Der Minister der öffentlichen Arbeiten verbot zu- 
nächst die Anwendung von vierrädrigen Lokomotiven und von Schiebe- 
maschinen sowie die Absperrung der Personenwagen und ordnete die 
Einstellung von Schutzwagen ап. Meinke, 


Der große Brand in Hamburg 1842 und die Hamburg-Bergedorfer 
Eisenbahn. Am 19, Februar 1842 fand die erste Probefahrt auf der 
Hamburg-Bergedorfer Eisenbahn statt, und die Freude war nach einem 
zeitgenössischen Berichte allgemein, „als die Lokomotive ‚Hansa‘ gegen 
das Städtchen Bergedorf heranzog, dessen Bewohner sie mit lauten, freu- 
digen Zurufen begrüßten“, Die geplanten großen Einweihungsfeierlich- 
keiten mit Musik, Gesang und Kanonendonner waren zunächst auf den 
5. Mai, den Himmelfahrtstag, später auf den 7. Mai festgesetzt worden, 
Aber es sollte anders kommen. Statt mit dem feierlichen Geläute der 
Kirchenglocken sah Hamburg den Himmelfahrtstag 1842 mit dem Angst- 
ruf der Feuerglocken anbrechen. Denn seit nachts 1 Uhr wütete eine 
schreckliche Feuerbrunst, deren man erst nach drei Tagen Herr werden 
konnte. Der Brand zerstörte ungefähr ein Drittel der inneren Stadt: 
1749 Häuser mit 4219 Wohnungen, darunter das Rathaus und drei 
Kirchen. Unter den zahlreichen Berichten der damaligen Zeit ist eine 
Äußerung der Allg. Zeitung, Augsburg, bemerkenswert, die am 15. Mai 
1842 schrieb, wie ganz anders die Lage der unglücklichen Stadt Hamburg 
gewesen wäre, wenn sie bereits Eisenbahnen nach Kiel und Lübeck, nach 
Berlin, nach Braunschweig und Hannover besessen hätte, alles Strecken, 
die schon seit zehn Jahren angeregt und geplant, aber namentlich wegen 
der politischen Zerrissenheit noch immer nicht zustandegekommen waren. 
„Um wieviel wirksamer“, heißt es dort, „wären die Löschmaßregeln ge- 
wesen, hätte aus einigen der erwähnten Städte schon am ersten Tage und 
aus den entfernteren schon am zweiten Tage Hilfe kommen können, Man 
weiß, wie wenig die eigene Bürgerschaft bei einem so großen Brande sich 
selbst zu helfen vermag, wie wirksam fremde Hilfe ist. Sodann, wie 
schnell hätte man der bedrängten Stadt Kleidungsstücke, Nahrungsmittel, 
Truppen, Ärzte usw. zuführen können, und wie leicht wäre es gewesen, 
der obdachlosen Einwohnerschaft in entfernteren Städten und Dörfern 
notdürftige Unterkunft zu verschaffen! Es ist doch wohl anzunehmen, 
es werde künftig Regel werden, daß die Eisenbahnen alle Transporte, die 
zum Beistand in einer Bedrängnis solcher Art dienen, unentgeltlich be- 
sorgen.“ 

So eröffnete die kleine Hamburg-Bergedorfer Bahn in denkwürdiger 
und einzigartiger Weise ihren Betrieb mit einem Liebeswerk, indem sie 
am 6. Mai 1842 die Bergedorfer Spritze und Hilfsmannschaften an die 
Unglücksstätte brachte und am 7. Mai, dem vorgesehenen Tage der feier- 
lichen Eröffnung, sich für die Abbeförderung flüchtender Bewohner mit 
ihrer Habe zur Verfügung stellte. Erst am Tage danach, am 8. Mai 1842, 
nahm sie still und ohne jede äußere Feier ihre Geschäftstätigkeit auf. 

Meinke, 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
Rechtsprechung. 


Haftpflichtrecht. 


Urteil des Reichsgerichts, IIT, Zivilsenats, vom 4. Februar 1942 in Sachen 1. des 

Reichsbahnoberinspektors Karl С. in N. und 2, des Unternehmens „Reichsauto- 

bahnen“, vertreten durch die oberste Bauleitung in N, Beklagten und zu 2. Revi- 

sionsklägers gegen den Bauer Hans R. in В. Kläger und Revisionsbeklagter. 
— Ш 69/41—. 


Den Reichsautobahnen für bestimmte Geschäfte besonders zugeteilte Reichsbahnbeamte sind als 

„im Dienste" des Unternehmens „Reichsautobahnen‘‘ stehend im Sinne des Art. 131 Weim. Verf. 

anzusehen. Die Überprüfung, ob die Unternehmer bei Durchführung ihrer Arbeiten an der Reichs- 

autobahn ihre vertraglichen Verpflichtungen in Bezug auf die Fürsorge für die Arbeiter einhalten, 

erfolgt in Ausübung staatlichen und dem Unternehmen übertragenen Aufsichtsrechts. Begriff der 
Dienstfahrt in Ausübung öffentlicher Gewalt. 


Entscheidungsgründe. 


Das angefochtene Urteil hat nur über die gegen den Zweitbeklagten, das 
Unternehmen „Reichsautobahnen“, gerichtete Klage entschieden. Insoweit stützt 
sich die Klage in erster Linie auf Art. 131 WeimVerf. in Verbindung mit 
$ 839 BGB, Nach diesen, Bestimmungen trifft, wenn ein Beamter in Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt die ihm einem Dritten gegenüber ob- 
liegende Amtspflicht verletzt, die Verantwortlichkeit den Staat oder die Körper- 
schaft, in deren Dienst der Beamte steht. Für die Frage, welche Körperschaft 
im gegebenen Falle haftet, kommt zunächst folgendes in Betracht: 

Durch das Gesetz über die Einrichtung eines Unternehmens „Reichsauto- 
bahnen“ vom 27. Juni 1933 (КСВІ. II 8, 509) — Reichsautobahngesetz — in der 
Fassung des Gesetzes vom 18, Dezember 1933 (RGBl, I S, 1081) wurde die 
Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft ermächtigt, zum Bau und Betrieb eines 
leistungsfähigen Netzes von Kraftfahrbahnen ein Zweigunternehmen zu errichten, 
welches den Namen „Reichsautobahnen“ tragen sollte, Es wurde bestimmt, daß 
das Unternehmen eine juristische Person des öffentlichen Rechts sei ($ 1). Die 
Kraftfahrbahnen wurden zu öffentlichen Wegen erklärt, die ausschließlich für 
den allgemeinen Verkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt sein sollten ($ 2). Das 
Unternehmen „Reichsautobahnen“ hat das ausschließliche Recht zum Bauen und 
Betreiben der Kraftfahrbahnen und der auf ihnen befindlichen Nebenbetriebe ($ 3). 
Die Reichsregierung hat die Aufsicht über das Unternehmen „Reichsautobahnen“ 
($ 4). Die Verwaltung und Vertretung des Unternehmens „Reichsautobahnen“ 
übernimmt die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft ($ 5 Abs, 2). Dem Unternehmen 
„Reichsautobahnen“ wird ferner zur Erfüllung seiner Aufgaben das Einteignungs- 
recht verliehen ($ 9). Nach der Ersten Verordnung zur Durchführung dieses 
Gesetzes vom 7. August 1933 (RGBl. II S. 521) — $ 7 und $ 15 Abs. 1 Nr. 1 in 
der Fassung der Zweiten Durchführungsverordnung vom 8. März 1935 (RGBl. II 
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5.177) — errichtete die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft gemäß jenen Bestim- 
mungen als Zweigunternehmen die Gesellschaft „Reichsautobahnen“ als selbstän- 
dige juristische Person des öffentlichen Rechts mit dem ausschließlichen Recht 
zum Bauen und Betreiben von Kraftfahrbahnen ($$ 1 und 8). Im $ 18 wurde das 
Enteignungsrecht der Gesellschaft und im $ 15 das Aufsichtsrecht der Reichs- 
regierung über die Gesellschaft näher geregelt und bestimmt, daß sie befugt 
sei, ihre Aufsichtsrechte ganz oder teilweise auf den Generalinspekteur für das 
deutsche Straßenwesen zu übertragen und ihn mit der Durchführung aller ihr 
notwendig erscheinenden Maßnahmen zu betrauen, Die Deutsche Reichsbahn- 
Gesellschaft erließ weiter gemäß $$ 2 und 3 der letztbezeichneten Verordnung 
unter dem 18. August 1933, genehmigt am 22. August 1933, die Satzung der Ge- 
sellschaft „Reichsautobahnen“, in der als Organe der Gesellschaft der Verwal- 
tungsrat und der Vorstand vorgesehen sind (Nr. 3ff). Der Vorstand vertritt die 
Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich (Nr. 10). Für den Bau der Kraft- 
fahrbahnen bildet die Gesellschaft „Reichsautobahnen“ besondere Geschäftsstellen. 
Die Geschäftsstellen werden im Einvernehmen mit der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft in erster Linie mit Reichsbahnbeamten besetzt. Durch Vereinbarung 
der Gesellschaft „Reichsautobahnen“ mit der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft 
können einzelne Reichsbahnbeamte und Reichsbahnstellen beauftragt werden, 
Geschäfte der Gesellschaft „Reichsautobahnen“ in deren Namen und auf deren 
Rechnung zu führen. In diesen Fällen hat die Gesellschaft „Reichsautobahnen“ 
der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft die Selbstkosten zu erstatten. Während 
der Tätigkeit für die „Reichsautobahnen“ erhalten die der Gesellschaft über- 
wiesenen Reichsbahnbeamten ihre sachlichen Weisungen von der Gesellschaft 
„Reichsautobahnen“ (Nr. 13). 

Diese organisatorische Regelung bestand für das Unternehmen oder die 
Gesellschaft „Reichsautobahnen“ zur Zeit des zur Beurteilung stehenden, schaden- 
stiftenden Ereignisses am 11. Juni 1936, An Hand dieser Regelung ist die zwi- 
schen den Parteien umstrittene Frage zu beurteilen, ob in Rücksicht auf die 
Bestimmung des Art. 131 WeimVerf. in Verbindung mit $ 839 BGB. die Deutsche 
Reichsbahn oder das Unternehmen „Reichsautobahnen“ zu haften habe, wenn ein 
für das Unternehmen tätiger Beamter, Angestellter oder Arbeiter der Deutschen 
Reichsbahn-Gesellschaft einem Dritten in Ausübung ihm anvertrauter öffent- 
licher Gewalt — zunächst unterstellt, eine solche Handlung komme in Betracht — 
einen Schaden zufügt, — In Verfolg der Neuordnung der Verhältnisse der Deut- 
schen Reichsbahn durch das Gesetz vom 10. Februar 1987 (ЕСВІ. II S. 47) wurde 
nun zwar auch die Ordnung des Unternehmens „Reichsautobahnen“ durch das 
Gesetz zur Neuregelung der Verhältnisse der „Reichsautobahnen“ vom 1, Juni 
1938 (RGBI. IT S. 207), die Dritte Verordnung zur Durchführung des Reichs- 
autobahngesetzes vom 1, Juni 1938 (RGBl. II 8, 208) und das Dritte Gesetz zur 
Änderung dieses Gesetzes vom 25. Juli 1938 (КСВІ. I S. 951) sowie das Vierte 
Gesetz zur Änderung dieses Gesetzes vom 29. Mai 1941 (RGBI, І S. 309) — vgl. 
die neue Fassung des Reichsautobahngesetzes vom 29. Mai 1941 (RGBI. I 8. 313) 
— und die Vierte Verordnung zur Durchführung dieses Gesetzes vom 29. Mai 1941 
(RGBI, І S. 311) — vgl. die neue Fassung der Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes vom 29. Mai 1941 (RGBl. S. 315) —, insofern geändert, als durch sie 
die Dienststellen der „Reichsautobahnen“ zu Reichsbehörden erklärt wurden ($ 1 
Abs. 2 des Gesetzes vom 1. Juni 1938 in der Fassung vom 29. Mai 1941) und die 
— weiter bestehen bleibende — enge Zusammenarbeit zwischen ihr und der Deut- 
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schen Reichsbahn an Stelle ihrer bisherigen Verwaltung und Vertretung durch 
letztere durch die von dem Generalinspekteur für das deutsche Straßenwesen im 
Einvernehmen mit dem Reichsverkehrsminister und Reichsminister der Finanzen 
zu erlassende Satzung der „Reichsautobahnen“ (vgl. diese vom Führer und Reichs- 
kanzler unter dem 3. Juni 1938 genehmigte Satzung vom 1. Juni 1938 im RMBl. 
1938 S. 374) sichergestellt wurde ($ 5 Abs. 2 des Gesetzes in der neuen Fassung). 
Diese Änderung berührt aber die Beurteilung jener Frage nicht weiter, Insbe- 
sondere findet danach eine Haftung des Deutschen Reiches an Stelle des Unter- 
nehmens „Reichsautobahnen“, an die angesichts der Erklärung der Dienststellen 
der „Reichsautobahnen“ zu Reichsbehörden gedacht werden könnte, nicht statt. 
Jene Neuordnung der Verhältnisse der „Reichsautobahnen“ hat an der Rechts- 
gestalt des Unternehmens „‚Reichsautobahnen“ als juristischer Person des öffent- 
lichen Rechts ($ 1 Satz 2 des Reichsautobahngesetzes) nichts geändert, Soweit 
daran nach der Fassung des Gesetzes vom 1. Juni 1938 Zweifel bestehen konnten, 
waren sie schon nach der Dritten Verordnung zur Durchführung des Reichsauto- 
bahngesetzes vom 1. Juni 1938 nicht berechtigt. Denn diese Verordnung, die in 
ihren wesentlichen Punkten nur eine Änderung der Satzung des Reichsautobahn- 
gesetzes (Vorstand und Beirat statt Vorstand und Verwaltungsrat als Organe 
des Unternehmens) und ihres Erlasses (durch den Generalinspekteur für das 
Deutsche Straßenwesen statt durch die Reichsbahn-Gesellschaft im Einverständnis 
mit ihm) brachte, ging im übrigen von dem unveränderten Weiterbestehen des 
Reichsautobahngesetzes und damit seines $ 1 Satz 2 aus. Dasselbe gilt von der 
von dem Generalinspekteur auf Grund dieser Verordnung erlassenen, vorbezeich- 
neten Satzung für das Unternehmen (vgl. besonders Nr. 1 das.), in der der Vor- 
stand weiter zum gesetzlichen Vertreter des Unternehmens erklärt und für dieses 
der allgemeine Gerichtsstand bestimmt worden ist (Nr. 8 und 9 das.). Das 
Fortbestehen des Charakters des Unternehmens als selbständige öffentlich- 
rechtliche Körperschaft wird schließlich noch durch die Neufassung des Reichs- 
autobahngesetzes vom 29. Mai 1941 klargestellt. Diese enthält die Bestimmung 
des $ 1 Satz 2 ebenfalls unverändert, und es ist diesem Paragraphen nur gemäß 
dem Gesetz vom 1. Juni 1938 als Absatz 2 die Erklärung der Dienststellen der 
Reichsautobahnen zu Reichsbehörden angefügt worden. Durch die letztere Be- 
stimmung ist also das Unternehmen nicht etwa zu einem Zweige der Reichs- 
verwaltung geworden und auf das Reich übergegangen. Vielmehr hat es seine 
eigene Rechtspersönlichkeit mit gesetzlicher Vertretung behalten und es bleibt 
weiter im gegebenen Falle seine Sachverpflichtung zu prüfen. 

Nach der feststehenden Rechtsprechung des Reichsgerichts (u. а. КСЛ, 
Ва. 125 S, 11, Bd, 126 S. 81/83, Bd. 137 S. 38, Ва. 140 S. 126, Ва. 152 S. 385 
(388/389)) haftet das Gemeinwesen oder diejenige öffentlich-rechtliche Körper- 
schaft, in deren Dienst der Beamte steht, d. h. regelmäßig von der er angestellt 
worden ist, während es nicht darauf ankommt, von wem sich die von ihm aus- 
geübte öffentliche Gewalt herleitet. Nr. 13 der oben angeführten Satzung des 
Unternehmens „Reichsautobahnen“ sah nun vor, daß die für den Bau der Kraft- 
fahrbahnen zu bildenden besonderen Geschäftsstellen in erster Linie mit Reichs- 
bahnbeamten zu besetzen waren, die aber Beamte der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft blieben, weiter, daß durch Vereinbarung mit der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft einzelne Reichsbahnbeamte und Reichsbahnstellen beauftragt 
wurden, Geschäfte der Gesellschaft „Reichsautobahnen“ in deren Namen und auf 
deren Rechnung zu führen, Die so dem Unternehmen zugeteilten Beamten, An- 
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gestellten oder Arbeiter blieben ebenfalls weiter im Dienstverhältnis zur Deut- 
schen Reichsbahn-Gesellschaft, von der auch ihre Personalverhältnisse verwaltet 
wurden, aber sie erhielten während ihrer Tätigkeit für die Reichsautobahnen ihre 
sachlichen Weisungen von der Gesellschaft „Reichsautobahnen“, die auch der 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft die Selbstkosten für sie zu erstatten hatte. 
Zu solchen Reichsbahnbeamten und Angestellten gehörten der Reichsbahnober- 
inspektor С. und der Kraftwagenführer R., die den Reichsautobahnen, Oberster 
Bauleitung N., zur Dienstleistung zugeteilt waren, wo G. zunächst im „Sozialen 
Büro für Unterkunft“ und dann „als Beauftragter für die soziale Betreuung der 
an der Reichsautobahn beschäftigten Unternehmerarbeiter“ tätig war. 

Wenn nun auch die den Reichsautobahnen für be- 
stimmte Geschäfte besonders zugeteilten Reichsbahn- 
beamten, wie bemerkt, an sich im Dienstverhältnis zur 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft verblieben, so er- 
scheint es doch gerechtfertigt, mit den Vorinstanzen 
sie im Sinne des Art 131 WeimVerf. als „im Dienste“ des 
Unternehmens „Reichsautobahnen“ stehend anzusehen, Dieses 
besaß, wie bemerkt, eine eigene Rechtspersönlichkeit mit entsprechenden Organen 
(Verwaltungsrat und Vorstand) und eigener gesetzlicher Vertretung durch den 
Vorstand ($ 3 der Ersten DurchfVO. vom 7. August 1933 und Nr. 3, 4 ff., 10 der 
Satzung), und es hatte eigenes Vermögen und eine selbständige Finanzgebarung 
($$ 6 und 7 der genannten Verordnung, Nr. 11 und 12 der Satzung). Die dem 
Unternehmen zugeteilten Reichsbahnbeamten waren für dieses allein tätig, und 
die mit ihren Stellungen verbundenen Unkosten (Gehälter und Löhne) trug im 
Endergebnis, durch Rückvergütung an die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft, das 
Unternehmen, Es entspricht nur dem Grundgedanken des Art. 131 WeimVerf., 
diejenige öffentlich-rechtliche Körperschaft, die in solcher Weise uneingeschränkt 
über die Dienste eines, wenn auch von einer anderen Körperschaft angestellten 
Beamten verfügt, der die Ergebnisse seiner Tätigkeit zugute kommen, auch für 
die in Ausübung seines Dienstes hoheitlicher Art Dritten schuldhafterweise zuge- 
fügten Schäden eintreten zu lassen. 

Sofern also der Reichsbahnoberinspektor G. zur Zeit des Unfalles in Aus- 
übung ihm von dem Unternehmen „Reichsautobahnen“ anvertrauter öffentlicher 
Gewalt tätig war und dabei dem Kläger schuldhafterweise einen Schaden zuge- 
fügt hat, hat die Zweitbeklagte, nicht die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft, dafür 
einzutreten, — Bei dem Kraftwagenführer R., der nicht in einem Beamten- 
verhältnis, sondern in einem Angestelltenverhältnis zu der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft stand, ergibt sich dieselbe Folge, sofern auch er bei der Unglücks- 
fahrt in Ausübung öffentlicher Gewalt gehandelt hat, ohne weiteres, Denn bei 
einer in einem Privatdienstverhältnis tätigen Person 
kommt es nach feststehender Rechtsprechung nur dar- 
auf an, von welcher Stelle er mit der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt betraut worden ist (RGZ. Bd. 142 S. 190 
(196/197), Bd. 158 8. 95 (98/99)). Das ist vorliegendenfalls der 
Zweitbeklagte, 

Hiernach ist der Zweitbeklagte für den Anspruch des Klägers aus Art. 181 
WeimVerf. in Verbindung mit $ 839 BGB. der richtige Beklagte. 


Mit Recht hat das Berufungsgericht in Übereinstimmung mit dem Land- 
gericht, angenommen, daß die dem Reichsbahnoberinspektor G. obliegende Auf- 
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gabe, die soziale Betreuung der bei dem Bau der Reichsautobahn beschäftigten 
Unternehmerarbeiter, einen hoheitlichen Charakter trug. Das Unternehmen 
„Reichsautobahnen“ erhielt auf Grund des Gesetzes vom 27. Juni 1933 mit dem 
Bau und dem Betrieb der Kraftfahrbahnen, wie schon in dem Urteil RGZ. Bd, 159 
8. 129 (131) bemerkt, öffentliche Aufgaben und solche hoheitlicher Natur über- 
tragen, Die Aufgabe des Unternehmens, das die Verwirklichung eines national- 
sozialistischen Programmpunktes zum Ziel hatte, war gemeinnütziger und staats- 
politischer Natur, die Aufgabe somit eine staatshoheitliche. Das besagt nun 
freilich nicht, daß die gesamte Betätigung des Unternehmens in Erfüllung dieser 
Aufgabe ohne weiteres als Ausübung öffentlicher Gewalt erscheinen müßte. Das 
Reichsgericht hat wiederholt ausgesprochen (u. а. RGZ. Bd. 158 S. 83 (89), Bd. 161 
5. 341 (845), Bd. 166 8. 1 (8 mit Nachweisungen)), daß das öffentliche Gemein- 
wesen und die öffentlich-rechtliche Körperschaft sich zur Erreichung eines 
öffentlichen, hoheitlichen Zweckes auf das Gebiet des bürgerlichen Rechts be- 
geben und der sich ihr dort darbietenden Rechtsmöglichkeiten bedienen kann. Ob 
und inwieweit das auch für das Unternehmen „Reichsautobahnen“ in Frage 
kommt, kann dahinstehen. Die soziale Betreuung der an den 
Reichsautobahnen beschäftigten Unternehmerarbeiter, 
wie sie dem mit dieser Aufgabe betrauten Beamten oblag, die im besonderen 
dem nationalsozialistischen Gedankengut entsprungen ist und als Ausfluß staat- 
licher Fürsorge erscheint, liegt jedenfalls auf staatshoheitlichem 
Gebiete. Welche Bedeutung die Reichsregierung gerade solcher Fürsorge 
allgemein beimißt, zeigt schon der Umstand, daß sie die dabei zu beachtenden 
Grundsätze in einem besonderen Gesetze, dem Gesetz über die Unterkunft bei 
Bauten vom 13. Deember 1934 (ЕСВІ. І S. 1234) festgelegt und in der Aus- 
führungsverordnung zu diesem Gesetze vom 10. Januar 1935 (RGBl. Т S. 10) näher 
ausgestaltet hat. 

Die oberste Bauleitung in N. der Reichsautobahnen hat denn auch in Er- 
füllung dieser Fürsorgepflicht für die Unternehmerarbeiter zunächst ein beson- 
deres „soziales Büro für Unterkunft“ eingerichtet, dessen Aufgabe nach der Er- 
klärung dieser Dienststelle zunächst die Überwachung der Unterkunftslager und 
die Bearbeitung der damit zusammenhängenden Fragen war, und dann in einer 
besonderen Geschäftsanweisung vom 28. Februar 1936 in Abteilung DU die Auf- 
gaben des „Beauftragten für die soziale Betreuung der Unternehmerarbeiter bei 
der Obersten Bauleitung“ bestimmt. Danach gehörte im besonderen zu dem Auf- 
gabenkreis des Beauftragten die Beteiligung bei der Auswahl des Platzes für 
die Errichtung von Wohnlagern, die Feststellung der Eignung von Wohnlagern 
der Unternehmer und von Privatquartieren für die Unterbringung von Unter- 
nehmerarbeitern, die laufende Prüfung der Wohnlager und Privatquartiere für 
diese sowie der Nebeneinrichtungen und des Betriebes der Wohnlager, die An- 
forderung der den Unternehmerfirmen vorzuschlagenden Lagerführer und Unter- 
führer und deren Ausbildung sowie die Überwachung des Lagerpersonals nach 
näherer Weisung des Beauftragten der Direktion, die Überwachung des Ver- 
pflegungs- und Kantinenwesens, die Freizeitgestaltung und sonstige soziale Be- 
treuung der Unternehmerarbeiter außerhalb der eigentlichen Arbeitszeit; laufende 
Unterrichtung der Obersten Bauleitung und Bericht über alle wichtigeren Vor- 
fälle innerhalb seines Aufgabengebiets. In Erfüllung dieser ihm übertragenen 
öffentlichen, aus der Staatsgewalt fließenden fürsorgerischen und hoheitlichen 
Aufgaben war G. als Beauftragter für die soziale Betreuung der Unternehmer- 
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arbeiter tätig und hat er im besonderen auch die auf Grund des Auftrages seiner 
Dienststelle vom 6. Juni 1936 in der Zeit vom 8. bis 11, Juni 1936 durchzuführende 
Fahrt zum Zwecke der Kantinenrevision, Lagerkontrolle und Bestimmung der 
Aufstellplätze für Lager unternommen. Abzulehnen ist die Meinung der Revision, 
diese Überwachungs- und Kontrolltätigkeit des Beauftragten für die soziale Be- 
treuung habe im bürgerlich-rechtlichen Rahmen gelegen; sie habe nur den Zweck 
gehabt, zu prüfen, ob die Unternehmer bei der Durchführung ihrer Arbeiten an 
der Reichsautobahn auch die vertraglichen Verpflichtungen in bezug auf die Für- 
sorge für die Arbeiter einhielten, die ihnen gemäß den von der Obersten Bau- 
leitung №. herausgegebenen „Besonderen Vertragsbedingungen“ (vgl. Nr. 20 der- 
selben) nebst „Sozialpolitischen Zusatzbedingungen“ zu ihnen und den Richtlinien 
für die Verpflegung in den Wohnlagern an den Reichsautobahnen besonders auf- 
erlegt waren, Nicht in Wahrnehmung dem Unternehmen zu- 
stehender Rechte und bürgerlich-rechtlicher Belange er- 
folgte jene Überprüfung, sondern in Ausübung staat- 
liehenund dem Unternehmen übertragenen Aufsichts- 
rechts ($ 4 des Gesetzes vom 27, Juni 1933, $ 15 bes. Abs. 2 der Ersten Durchf- 
УО. hierzu vom 7. August 1933, Erlaß über die Übertragung von Aufsichtsrechten 
über das Unternehmen „Reichsautobahnen“ vom 23, Januar 1935 (RGBl. II 8. 37) 
sowie besonders $ 3 Abs. 2 des vorbezeichneten Gesetzes über die Unterkunft 
bei Bauten und $ 1 der AusfVO. hierzu) und öffentlicher sozialpoli- 
tischer Fürsorgepflicht, die in den Verträgen nur einen 
entsprechenden Niederschlag gefunden hatten. 


Ohne Rechtsirrtum hat das Berufungsgericht weiter die Fahrt mit dem 
von G. benutzten Kraftwagen zu dem Besuche der einzelnen Kontrollstellen zur 
Ausführung der Aufsichtstätigkeit und zurück nach N. als im Rahmen der Aus- 
übung öffentlicher Gewalt liegend angesehen. Der Wagen wurde dem G., wie das 
Berufungsgericht feststellt, nicht zur privaten Benutzung überlassen, sondern 
für den dienstlichen Zweck zur Verfügung gestellt, und die Fahrt wurde auch 
nicht lediglich aus Gründen privatrechtlicher (fiskalischer) Art, etwa nur zur 
Verminderung der Unkosten, mit dem Kraftwagen ausgeführt, sondern aus dienst- 
lichen Gründen, um die Kontrolle in den verschiedenen Lagern leichter und in 
gemessener Zeit zu ermöglichen. Es handelt sich daher, wie im angefochtenen 
Urteil weiter mit Recht gesagt ist, um eine mit dem Dienstgeschäft im inneren 
Zusammenhange stehende Dienstfahrt. Solchenfalls geschieht aber 
die Fahrt, wenn die auszuübende dienstliche Tätigkeit 
selbst hoheitlicher Art ist, nach feststehender Recht- 
sprechung (RGZ, Bd, 155 S. 186 (189), Bd. 161 S. 151, Bd. 162 S, 309 (312), 
Ва. 166 S. 1 (4 ff., 8/10 mit Anführungen)) ebenfalls in Ausübung der 
öffentlichen Gewalt, und auf etwa hierbei schuldhaft begangene Hand- 
lungen finden die Haftungsgrundsätze Anwendung, die für die Ausübung öffent- 
licher Gewalt sonst gelten, Ob die vom Berufungsgericht abgelehnte Auffassung 
über die bürgerlich-rechtliche Natur der Fahrt eines Beamten der Reichsautobahn 
zu einer dienstlichen Besprechung, die das Kammergericht in seinem Urteil vom 
17. Oktober 1940 (abgedr. DR. 1940 8. 156 Nr. 13) vertritt, und auf die die Re- 
vision sich wieder beruft, zutreffend ist, kann unerörtert bleiben, da der dort be- 
handelte Fall anders geartet ist als der vorliegende. 


Keinem Rechtsbedenken begegnet es weiter, wenn das Berufungsgericht 
auch die Fahrt nach B. zum Kaffee Rheingold und von dort weiter in der Rich- 
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tung des Lagers am B.-Berg zur Fortsetzung der Kontrolltätigkeit als mit im 
Rahmen der Dienstfahrt liegend angesehen hat, Das Berufungsgericht hebt her- 
vor, daß G. das Fahren auf einer bestimmten Straße nicht vorgeschrieben gewesen 
sei, ebenso nicht, wo er seine freie Mittagspause habe verbringen wollen, Wenn 
er zu dem nahe gelegenen B. zur Einkehr gefahren sei und bei der Kontrollfahrt, 
die nach der Mittagspause habe fortgesetzt werden sollen, einen Umweg von 
einigen Kilometern gemacht habe, so sei das keine dienstwidrige Fahrt gewesen, 
und diese Fahrt habe keine Unterbrechung der Dienstfahrt bedeutet, Gegen diese 
Auffassung ist vom Rechtsstandpunkt aus nichts zu erinnern, Eine andere Beur- 
teilung ergäbe sich allerdings, wenn G, sich, wie die Revision will, von dem Bau- 
führer Sch. zu einem Zechgelage in B. hätte einladen und, sich innerlich von 
seinem dienstlichen Auftrag insoweit lossagend, die Fahrt nach B, mit gemacht 
hätte, Dann allerdings wäre der Zusammenhang dieser Fahrt mit der dienstlichen 
Verrichtung unterbrochen und die Fahrt als außerhalb der eigentlichen Dienst- 
reise stehend anzusehen gewesen (vgl. bes. das Urteil des Senats vom 31. Oktober 
1941 ПІ 50/41, abgedr. RGZ. Bd. 167 5. 367), wobei sich noch fragen könnte, ob 
die begonnene Weiterfahrt von В. zum Lager am B,-Berg nicht schon wieder im 
Rahmen des dienstlichen Auftrags lag. Eine Feststellung in der bezeichneten 
Richtung trifft aber das angefochtene Urteil nicht, sondern es stellt nur fest, 
daß С. in В, im Kaffee Rheingold seine freie Mittagspause habe verbringen wollen. 
Die gegenteilige tatsächliche Ausführung der Revision ist für diesen Rechtszug 
nicht beachtlich; eine dem Gesetz genügende Verfahrensrüge in dieser Richtung 
ist nicht geltend gemacht worden. Wenn G. (wie auch R.) von der Mittagspause 
dann einen unrichtigen Gebrauch gemacht haben und sich haben verleiten lassen, 
so viel Alkohol zu sich zu nehmen, daß sie stark angetrunken waren und die 
Weiterfahrt nach dem Lager am B.-Berg nicht mehr gehörig fortsetzen konnten, 
G. etwa auch außerstande war, seine Kontrolltätigkeit dort ordnungsmäßig aus- 
zuüben, so ändert das an dem Charakter der Fahrt nach B. und weiter in Rich- 
tung des Lagers am B.-Berg nichts. Es blieb eine Fahrt im Rahmen 
des dienstlichen Auftrags; nur haben sich G. wie R. bei 
der Ausführung der dienstlichen Handlung einer Dienst- 
pflichtverletzung schuldig gemacht, deren Rechtsfolgen 
gegenüber Dritten sich aus den hierfür geltenden Haf- 
tungsgrundsätzen beurteilen. Der Umstand, daß — worauf die Re- 
vision weiter hinweist — С. Gelegenheit gehabt hätte, im Lager L. das Mittag- 
essen einzunehmen, und daß das gerade auch mit zu seinen Dienstobliegenheiten 
gehört hätte, weil er die Beschaffenheit des Essens der Unternehmerarbeiter habe 
überwachen müssen, beeinflußt die Beurteilung nicht. Es mag darin eine nicht- 
gehörige Erfüllung seiner Dienstpflicht gefunden werden, wenn er, statt das 
Mittagessen in dem Lager einzunehmen, um sich von dessen Güte zu überzeugen, 
es vorzog, zusammen mit Sch. nach В. zu fahren, um dort bei Kaffee und Kirsch 
die Mittagspause zu verbringen; für den Charakter der Fahrt als einer solchen 
im Rahmen des dienstlichen Auftrags ist dieser Umstand ebenfalls ohne Bedeu- 
tung. Bei der Weiterfahrt über В., auf der der Zusammenstoß geschah, handelt 
es sich im übrigen, wie gegenüber der Revision noch zu bemerken ist, nicht um 
die Heimfahrt, sondern um die Fortsetzung der Dienstreise zum Lager am B.- 
Berg, weil G. dort, wie bemerkt, auch die ihm obliegende Prüfung vornehmen 
wollte, um dann erst die Heimfahrt anzutreten. Im übrigen fällt die Heimfahrt 
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von einer Dienstreise der vorliegenden Art ebenfalls in den Rahmen der Dienst- 
reise, Es mag dazu auf das Urteil Bd. 166 S. 1 (8ff.) verwiesen werden. 

Die Tätigkeit des R., der dem С. als Lenker des Kraftwagens für die 
Ausführung der Dienstreise beigegeben war, und der die Fahrt nach dessen Wei- 
sungen auszuführen hatte, diente der dienstlichen Verrichtung des G, und sie 
stand damit ebenfalls in dem zu erfordernden inneren Zusammenhange mit der 
Dienstfahrt; sie trug dadurch mit ihr den Charakter der Ausübung öffentlicher 
Gewalt im Sinne des Art, 131 WeimVerf. (КС. Bd. 167 S. 1 (5)). Zugleich er- 
hielt R. mit dieser Übertragung der Ausübung öffentlicher Gewalt während der 
Fahrt — obwohl sonst nur Angestellter — die Eigenschaft als „Beamter“ im 
Sinne dieser Bestimmung (ORG, Bd 142 S. 190 (196), Bd. 158 S. 95 (97/98), Ва. 159 
S. 235 (236/237) u. a.). С. selbst war schon als Reichsbahnoberinspektor öffent- 
licher Beamter und damit Beamter im Sinne der angeführten Bestimmung ($$ 19, 
20 des Reichsbahngesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. März 
1930, RGBl. II 5.369 $$ 1 und 2 des Gesetzes über die Personalverhältnisse der 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft vom 30, August 1924, КСВІ. II S. 287 und § 1 
und $ 2 Nr. 2a der Personalordnung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, 
RMBI, 1925 S. 98). 

Daß bei der Ausführung solcher in Ausübung öffentlicher Gewalt gesche- 
henen Dienstfahrt jedem am Verkehr teilnehmenden Dritten gegenüber die Ver- 
kehrsregeln zu beobachten sind und eine schuldhafte Verletzung derselben die 
Haftung des Staates oder der öffentlich-rechtlichen Körperschaft für den dem 
Dritten daraus erwachsenen Schaden nach Art. 131 WeimVerf. in Verbindung 
mit $ 839 BGB. begründet, ist in der Rechtsprechung anerkannt (RGZ. Bd. 155 
S. 189 mit Nachweisungen, Ва, 161, S. 150 und öfters). 


Das Verschulden des R. an dem Zusammenstoß des Dienstwagens mit dem 
Kraftrad des Klägers ist in dem Urteil des Landgerichts, auf das das Berufungs- 
gericht Bezug nimmt, rechtsirrtumsfrei dargelegt; insoweit erhebt die Revision 
auch keine Einwendungen. Damit wäre an sich schon die Haftung des Zweit- 
beklagten für den dem Kläger daraus entstandenen und weiter noch entstehenden 
Schaden gegeben, ohne daß es noch auf das Verschulden des G. hierbei ankäme, 
gegen das die Revision Rechtsbedenken erhebt. Aber auch dessen Verschulden 
hat das Landgericht — auch insoweit nimmt das Berufungsurteil auf dessen Urteil 
Bezug — ohne Rechtsirrtum bejaht. Es führt aus, daß G. infolge seiner vollstän- 
digen Betrunkenheit nicht mehr imstande gewesen sei, seine Aufsichtspflicht über 
den ihm für die Fahrt beigegebenen und ihm unterstellten R. auszuüben, und 
daher nicht, was seine Pflicht gewesen wäre, habe verhindern können, daß В. 
in dem angetrunkenen Zustande weiter die Steuerung des Wagens übernahm. 
Auf dieses durch die selbstverschuldete Trunkenheit bewirkte und damit schuld- 
hafte Außerstandesein, seine Dienstpflicht zu erfüllen, und diese schuldhafte 
Unterlassung des G. sei der Unfall mit zurückzuführen. Das ist rechtlich ein- 
wandfrei, und es kommt demgegenüber nicht darauf an, daß, worauf die Revision 
hinweist, G. für seine Person bei der Ausführung der Fahrt selbst nicht auf die 
Beobachtung der Verkehrsregeln durch R. zu achten hatte, und daß insoweit nur 
ein Verschulden des R, in Frage kommen kann. 

Ist hiernach die Haftung des Zweitbeklagten für den dem Kläger aus dem 
Unfall entstandenen und weiter entstehenden Schaden auf Grund des Art. 181 
WeimVerf, in Verbindung mit $ 839 BGB. ohne Rechtsirrtum bejaht worden, so 
kommt eine Haftung aus den weiteren Bestimmungen des BGB. ($ 823 mit $$ 31, 
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89 und $ 831) nicht in Frage (vgl, u.a. КС7, Ва. 139 5. 149 (152), Bd. 151 5. 385 
bis 386, Bd. 165 S. 91 (100)). 


Zur Höhe des Klageanspruchs bemängelt die Revision nur, daß das Be- 
rufungsgericht dem Kläger bei einer infolge der Unfallverletzungen bestehenden 
Erwerbsbeschränkung von 40% und bei dem Ausfall seiner Arbeitskraft in 
seinem Betriebe für schwere Arbeiten den vollen Lohn für eine Ersatzkraft für 
diese Arbeiten zugesprochen habe, obwohl der Kläger doch in der Lage sei, andere 
Arbeiten, insbesondere die Arbeitsanordnung und Arbeitsüberwachung, selbst 
auszuüben, Die dem Kläger noch verbliebene Arbeitsmöglichkeit müsse auch 
wertmäßig zum Ausdruck kommen, und er müsse sich diesen Wert auf seine 
Schadensersatzforderung anrechnen lassen. Das Berufungsgericht hat in der 
hier in Betracht kommenden Richtung ausgeführt: Die ärztlichen Sachverstän- 
digen hielten den Kläger nicht für arbeitsunfähig, sondern für arbeitsbeschränkt; 
Dr. D. habe seine Erwerbsbeschränkung auf 40 %, Dr. A. auf 66% % geschätzt. 
Bei der Schwere der Verletzungen komme die Schätzung des Dr. A. der Wirklich- 
keit näher. Bei näherer Betrachtung der Gutachten ergebe sich aber, daß die von 
den Sachverständigen als noch vorhanden angenommene Arbeitsfähigkeit sich nur 
auf leichtere Arbeiten und die Leitung des Betriebes beziehen könne, Es handle 
sich bei dem Anspruche des Klägers aber um den Ersatz für die schweren Ar- 
beiten insbesondere auf dem Felde, die der Kläger nicht mehr verrichten könne. 
Nach dem Gutachten des Sachverständigen V., der den landwirtschaftlichen Be- 
trieb des Klägers besichtigt habe, sei bei der Art dieses Betriebes der Besitzer 
nicht nur Betriebsführer, sondern auch die erste Arbeitskraft des Betriebes, Für 
diese Tätigkeit sei aber ein Mann nicht mehr zu gebrauchen, der einen Fuß ver- 
loren habe, nach ärztlichem Gutachten bei der Arbeit rasch ermüde, dauernd 
statische Beschwerden habe, bei Witterungswechsel und Sonnenwetter ohne 
Analgetika nicht zu ertragende Schmerzen und Beschwerden beim Fahren mit 
einem Bauernwagen auf schlechten Wegen habe, Daher hättten auch der ärztliche 
Sachverständige Dr. A. und der landwirtschaftliche Sachverständige V. erklärt, 
daß der Kläger als Arbeitskraft ausfalle. Nach diesem Gutachten, denen beizutreten 
sei, könne der Kläger die Kosten für eine Ersatzkraft verlangen. Bei der vor- 
handen gewesenen kräftigen körperlichen Verfassung des Klägers könne als solche 
Ersatzkraft nur ein vollwertiger Knecht in Frage kommen. Nach der Berechnung 
des Sachverständigen V., der zuzustimmen sei, sei für diesen eine monatliche 
Aufwendung von 150 RM notwendig, Daher sei dem Kläger über den Betrag 
von 112 RM monatlich, den der Zweitbeklagte schon auf Grund des Kraftfahr- 
zeuggesetzes zahle, hinaus eine Rente von 38 RM monatlich zuzuerkennen 
(§ 843 BGB.). 


Diese Ausführungen des Berufungsgerichts stehen unter dem richtigen 
rechtlichen Gesichtspunkt, daß der Schadensersatzanspruch des Klägers, auch 
soweit Ersatz des Schadens nach $$ 842, 843 BGB. in Gestalt einer Rente ge- 
fordert wird, nicht abstrakt nach dem Maße seiner durch die Schädigung ein- 
getretenen Erwerbsbeschränkung zu beurteilen ist, sondern daß er gemäß $ 249 
BGB. auf Wiederherstellung des Zustandes geht, der bestehen würde, wenn der 
zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht eingetreten wäre, Danach sind die 
Darlegungen des Berufungsgerichts frei von Rechtsirrtum. Dem Kläger ist nun 
der Ersatz des Schadens zuerkannt, den er dadurch erlitten hat, daß er infolge 
der Verletzung die von ihm als der ersten Arbeitskraft früher in seinem Betriebe 
— neben der Leitung — mitgeleistete Arbeit nicht mehr verrichten kann. Dafür 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 487 


kann er den entsprechenden Ersatz verlangen. Daß der Kläger die Leitung in 
seinem landwirtschaftlichen Betriebe wie früher ausüben kann, und daß insoweit 
eine Änderung infolge der Verletzung und damit ein Schaden nicht eingetreten 
ist, ist berücksichtigt. Dabei ist ohne weiteres anzunehmen, daß der Kläger die 
kleineren leichteren Arbeiten, die er jetzt noch verrichten kann, auch schon früher 
mit verrichtet hat. Das mindert also die Höhe des Schadensersatzes ebenfalls 
nicht. 

Die Einwendungen der Revision gegen die Höhe der zuerkannten Rente 
sind damit ebenfalls hinfällig. 

Die Revision ist somit unbegründet, 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Reichsgesetze: 


Vom 26. April 1942. Beschluß des Großdeutschen Reichstags über 
die vom Führer in der Reichstagsrede vom 26. April 1942 in An- 
spruch genommenen Rechte. 


(Reichsgesetzblatt I, S. 247.) 


Vom 9. März 1942. Sechstes Gesetz über Änderungen in der Un- 
fallversicherung. 


(Reichsgesetzblatt 1, S. 107.) 


Vom 9. März 1942. Zweiter Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über städtebauliche Maßnahmen in der Stadt der Reichspartei- 
tage Nürnberg. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 115.) 

Уот 9. März 1942. Erlaß des Führers zur Dezentralisierung der Per- 

sonalverwaltung. 2 
(Reichsgesetzblatt І, 8, 119.) 

Уот 9. März 1942. Erlaß des Führers zur personalrechtlichen Ver- 

einfachung. 
(Reichsgesetzblatt Т, S, 120.) 

Уот 9. März 1942, Erlaß des Führers über Vereinfachungen in der 

Ausführung des Haushaltsplans, 
(Reichsgesetzblatt I, S, 120.) 

Vom 21. März 1942. Erlaß des Führers über die Vereinfachung der 

Rechtspflege, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 189.) 


Vom 21. März 1942. Verordnung des Führers zum Schutze der 
Rüstungswirtschaft. 


(Reichsgesetzblatt I, S. 165.) 
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Vom 21. März 1942. Erlaß des Führers über einen Generalbevoll- 
mächtigten für den Arbeitseinsatz. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 179.) 


Vom 26. März 1942. Erlaß des Führers zur Ergänzung des Erlasses 
über die Ernennung der Beamten und die Beendigung des Be- 
amtenverhältnisses. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 153.) 


Vom 26. März 1942. Gesetz über die Haushaltsführung im Reich 
im Rechnungsjahr 1942. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 179.) 


Verordnungen des Vorsitzenden des Ministerrats 
für die Reichsverteidigung und Beauftragten für 
den Vierjahresplan: 
Vom 24. April 1942. Zweite Verordnung über die Vereinfachung 
des Lohnabzugs (Zweite Lohnabzugs-Verordnung — Zweite 
LAN —). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 252.) 


Verordnung des Beauftragten für den Vierjahres- 
plan: 

Vom 27. März 1942. Anordnung zur Durchführung des Erlasses 
des Führers über einen Generalbevollmächtigten für den Ar- 
beitseinsatz. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 180.) 


Verordnungen des Reichsministers des Innern: 


Vom 29; März 1942. Polizeiverordnung über das Photographieren 
und sonstige Darstellen verkehrswichtiger Anlagen, 


(Reichsgesetzblatt I, S. 156.) 


Vom 11. April 1942. Anordnung über den Erholungsurlaub der 
Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst für das Ur- 
laubsjahr 1942. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 168.) 


Vom 11. April 1942, Vierte Durchführungsverordnung zur Kriegs- 
sachschädenverordnung, 


(Reichsgesetzblatt І, S. 169.) 


Vom 24. April 1942. Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über die Ausbildung für den höheren Dienst in der allgemeinen 
und inneren Verwaltung. 

(Reichsgesetzblatt I, 5, 241.) 
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Vom 29, April 1942, Hinweis auf eine im Ministerialblatt des 
Reichs- und Preußischen Ministeriums des Innern vom 29. April 
1942 Nr. 17 auf Seite 765/766 veröffentlichte Anordnung des 
Vorsitzenden des Ministerrats für die Reichsverteidigung über 
die Mindestarbeitszeit für den öffentlichen Dienst während des 
Krieges vom 10. April 1942. 


(Reichsgesetzblatt I, 8. 258.) 
Vom 5. Mai 1942. Vierter Erlaß zur Änderung des Erlasses über 
die Amtsschilder, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 276.) 


Verordnung des Generalbevollmächtigten für die 
Wirtschaft: 
Vom 20. April 1942. Verordnung über die Vereinfachung und Ver- 
einheitlichung der Organisation der gewerblichen Wirtschaft. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 189.) 


Verordnung des Reichsministers der Finanzen: 
Vom 31. März 1942. Erste Verordnung zur Durchführung der Ge- 
winnabführungs-Verordnung (Erste GADV). 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 162.) 


Verordnungen des Reichsministers der Justiz: 
Vom 6. März 1942, Verordnung über die Abwicklung von Grund- 
stücksgeschäften in den eingegliederten Ostgebieten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 102.) 
Vom 16. März 1942. Verordnung über die Feststellung erloschener 


Rechte in den eingegliederten Ostgebieten (Feststellungsver- 
ordnung). 


(Reichsgesetzblatt I, 8. 121.) 

Vom 21. März 1942. Zweite Verordnung zur weiteren Durchführung 

der Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter. 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 137.) 

Уот 25. April 1942, Verordnung zur Durchführung und Ergänzung 
der Verordnung des Führers zum Schutze der Rüstungswirt- 
schaft. 

(Reichsgesetzblatt I, 8. 246.) 


Verordnungen des Reichswirtschaftsministers: 


Vom 20. April 1942, Verordnung zur Einführung des Gaststätten- 
gesetzes in den Reichsgauen Wien, Kärnten, Niederdonau, Ober- 
donau, Salzburg, Steiermark und Tirol-Vorarlberg. 


(Reichsgesetzblatt I, S. 187.) 
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Vom 20. April 1942. Erste Verordnung zur Durchführung der Ver- 
ordnung über die Vereinfachung und Vereinheitlichung der Or- 
ganisation der gewerblichen Wirtschaft (Gauwirtschaftskammer- 
verordnung). 


(Reichsgesetzblatt І, S. 189.) 


Vom 20. April 1942. Zweite Verordnung zur Durchführung der Ver- 
ordnung über die Vereinfachung und Vereinheitlichung der Or- 
ganisation der gewerblichen Wirtschaft. 


(Reichsgesetzblatt I, S. 190.) 


Verordnung des Reichsarbeitsministers: 
Vom 7. März 1942. Durchführungsverordnung zum Gesetz über die 
Verbesserung der Leistungen in der Rentenversicherung. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 116.) 


Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 
Vom 28. Februar 1942. Vorschriften über die Beförderung von Per- 
sonen zu Lande. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 6, S. 33.) 


Vom 9. März 1942. Technische Straßenbahnaufsicht. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 6, S. 31.) 


Vom 9. März 1942. Ernennung von Straßenbahnbediensteten zu 
Hilfspolizeibeamten. 


(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 6, S. 34.) 


Vom 25. März 1942. Achtunddreißigste Verordnung zur Eisenbahn- 
Verkehrsordnung. 


(Reichsgesetzblatt II, S. 175.) 


Vom 8. April 1942. Kennzeichnung und Aufstellung der auf den 
Fahrbahnen der öffentlichen Straßen stehenden Straßenbahn- 
wagen bei Fliegeralarm. 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 8, S. 41.) 


Vom 14. April 1942. Sechste Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung für den höheren bautechnischen Verwaltungsdienst, 


(Reichsgesetzblatt Nr. I, S. 185.) 


Vom 16. April 1942. Bestimmungen zur Unterstützung der Wirt- 
schaft mit Transportmitteln und Arbeitskräften; hier Aus- 
nutzung von Leertransportraum, Abrechnung und Haftung bei 
Gestellung von Kraftfahrzeugen. 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 9, 5. 45.) 
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Vom 28. April 1942. Verordnung über die Einführung der Eisen- 
bahn-Signalordnung in den Alpen- und Donau-Reichsgauen, im 
Reichsgau Sudetenland und in den eingegliederten Ostgebieten. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 274.) 


Vom 28. April 1942. Bekanntmachung zu der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr beigefügten 
Liste. 


(Reichsgesetzblatt II, S. 222.) 


Amtliches 

а. Nachrichten: 

Verfügungender Deutschen Reichsbahn: De, 
Vom 14. März 1942. Einführung des bautechnischen Jung- Sie 
helfers und bautechnischen Fachschulpraktikanten , . 95 


Уот 14. März 1942. Weitere Maßnahmen zur E 
des technischen Beamtennachwuchses Sé 102 


Vom 10. April 1942. Veröffentlichungen des е 
wissenschaftlichen Forschungsrats beim RVM . . . . 132 


Vom 13. April 1942. Haftung des Reichs usw. für schuld- 
hafte Amtspflichtverletzung seiner Beamten . . . . 132 
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Bücherschau, 
Besprechungen. 


Schmidt, Dr. Werner, Dipl.-Kfm., Wirtschaftssachverständiger beim 
Reichskommissar für die Preisbildung Die staatliche 
Preis- und Kostenprüfung. Muth’sche Verlagsbuch- 
handlung, Stuttgart. 1942. 72 Seiten. Kart. 3,— RM. 

Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der staatlichen Preisregelung 
kommt der Frage der Preisprüfung im Sinne einer Prüfung, ob die Preise 
der gesetzlichen Regelung oder vertraglichen Vereinbarung entsprechen, 
besondere Bedeutung zu. Im engen Zusammenhang mit der Preisprüfung 
steht aber auch die Kostenprüfung, und zwar nicht nur dann, wenn der 
Preis auf der Grundlage der Selbstkosten vereinbart wurde, sondern auch 
in den häufigen Fällen, in denen die Kostenprüfung die Unterlage für 
die staatliche Preisregelung, also die Festlegung des gerechten Preises, 
bildet. 

Es ist daher sehr zu begrüßen, daß der Verfasser sich der Aufgabe 
unterzogen hat, alle wichtigen Fragen der staatlichen Preis- und Kosten- 
prüfung in knapper und doch erschöpfender Form darzustellen. Das Buch 
behandelt außer der Prüfung durch Organe des Reichskommissars für 
die Preisbildung auch die Preisprüfung durch die öffentlichen Auftrag- 
geber (Wehrmacht, Reichsbahn usw.). Hervorgehoben seien besonders 
die Kapitel über die Erfordernisse, die an die Prüfer zu stellen sind, die 
Abfassung des Prüfungsauftrages, die Wahl des Verfahrens, den Gel- 
tungsbereich der Preisvorschriften, die Vergleichspreisprüfung (Preis- 
stopverordnung) und die Selbstkostenprüfung. 

Die systematische Darstellung der staatlichen Preis- und Kosten- 
prüfung wird aber nicht nur für die Behörden, sondern auch für die 
Betriebe der gewerblichen Wirtschaft und schließlich auch für die Prüfer 
selbst eine wertvolle Hilfe bei der richtigen Anwendung der Vorschriften 
und Prüfungsgrundsätze auf die einzelnen Fälle des praktischen Lebens 
bieten. Dr. Jarisch, 


Güter- und Tierverkehr. Lehrstoffheft für die Dienstanfängerschule. 
5., neubearbeitete Auflage. 80 Seiten. Verkehrswissenschaftliche 
Lehrmittelgesellschaft, Reinhold Rudolph, Leipzig 1941. Preis 
0,70 RM, Vorzugspreis für Eisenbahner 0,60 RM. 

Die Reichsbahn legte schon immer Wert auf den Unterricht der 
Bediensteten und pflegt ihn auch trotz der großen Aufgaben, die der 
Krieg der Reichsbahn gestellt hat. In den Dienstanfänger- und Ver- 
waltungsschulen werden sogar mehr Lehrgänge abgehalten als in der 
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Vorkriegszeit. Denn der Personalbedarf für das erweiterte Großdeutsche 
Reich erfordert die beschleunigte Ausbildung weiterer Kräfte. Ein Hilfs- 
mittel für die Ausbildung bilden auch die im amtlichen Auftrag von 
der hierfür eingesetzten Arbeitsgemeinschaft herausgegebenen Lehr- 
stoffhefte, Sie behandeln ein in sich geschlossenes Teilgebiet des Eisen- 
bahnwesens. Es kommt hier darauf an, die allernotwendigsten Grund- 
lagen des betreffenden Teilgebietes zu vermitteln. Ein Lehrstoffheft 
kann stets nur einen Überblick geben, nie aber die Dienstvorschriften 
ersetzen. Es ist ja auch nur für die Dienstanfänger bestimmt und muß 
daher ganz bewußt knapp gehalten werden. 


Das vorliegende, nun schon in 5. Auflage erschienene Teilheft be- 
handelt das Lehrfach v5I der Dienstanfängerschule, den Güter- und 
Tierverkehr. Man wird mit den wichtigsten gesetzlichen Bestimmungen, 
den inneren Dienstvorschriften für dieses Gebiet und dem Eisenbahn- 
frachtrecht vertraut gemacht. Es werden die Abfertigung von der An- 
nahme bis zur Auslieferung des Gutes, die Beförderung, eventuelle Be- 
gleitung von Sendungen und der Behälterverkehr behandelt, weiter der 
Tierverkehr, Milchverkehr, Reichsbahnkraftwagenverkehr, Ermittlungs- 
dienst, Güterbeförderungssteuer, Umsatzsteuer, Zoll- und sonstige Ver- 
waltungsvorschriften. Ob nun freilich der 8. Abschnitt „Güterbeförde- 
rungssteuer — Umsatzsteuer“ so unbedingt erforderlich für dieses Lehr- 
stoffheft ist, möchte ich allerdings verneinen, zumal die Dienststellen 
nicht damit befaßt werden. Ein Anfänger braucht m. E. nicht damit 
belastet zu werden. Für ihn ist es ja so schwierig, das Wesentliche vom 
Unwesentlichen zu unterscheiden. Er ist geneigt, alles für gleich wichtig 
zu halten. Darum ist gerade bei den Lehrstoffheften stärkste Beschrän- 
kung die höchste Pflicht. Diesem Erfordernis entspricht sonst aber auch 
das vorliegende Heft wieder in vollstem Maße. Es ist im September 1941 
abgeschlossen und vermittelt dadurch auch den neuesten Stand auf dem 
behandelten Gebiete. Paszkowski, 


Überblick über den Finanzdienst. Lehrfach f1 der Lehrstoffhefte der 
Deutschen Reichsbahn für die Dienstanfängerschule. Heraus- 
gegeben im amtlichen Auftrag von der hierfür eingesetzten 
Arbeitsgemeinschaft. Verlag Verkehrswissenschaftliche Lehr- 
mittelgesellschaft Reinhold Rudolph, Leipzig 1941, 42 Seiten. 
Preis 0,50 RM. Vorzugspreis für Eisenbahner 0,10 RM. 

Die große Bedeutung, die der Berufsausbildung des jungen Nach- 
wuchses zukommt, hatte schon einige der früheren deutschen Staats- 
bahnen veranlaßt, sog. „Leitfäden“ herauszugeben, die in der Haupt- 
sache der Selbstausbildung und Prüfungsvorbereitung der Beamten 
dienen sollten. Die im amtlichen Auftrag von kundigen Fachmännern 
bearbeiteten und von der hierfür vom Reichsverkehrsministerium ein- 
gesetzten Arbeitsgemeinschaft herausgegebenen Lehrstoffhefte der Deut- 
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schen Reichsbahn für die Dienstanfängerschule setzen diese bewährte 
Methode mit der Maßgabe fort, daß sie in ungleich stärkerem Maße als 
die früheren „Leitfäden“ auf den Unterrichtszweck abgestellt 
sind. Die heutigen Lehrstoffhefte sollen — wie in ihrer Einführung 
zum Ausdruck gebracht wird — im Dienstanfängerunter- 
richt дег Reichsbahn im wesentlichen zwei Aufgaben erfüllen, nämlich 
einmal dem Schüler bei der häuslichen Arbeit dienen und zum anderen 
dem Lehrer einen Anhalt für den Unterricht geben, 


Das jetzt über das Lehrfach f1 „Überblick über den Finanzdienst“ 
erschienene Lehrstoffheft wird diesen beiden Aufgaben in vollem Um- 
fange gerecht. Im ersten Abschnitt „Begriffserläuterungen“ werden nach 
Klarstellung des grundlegenden Begriffs „Finanzwesen“ die einzelnen Ge- 
biete des Finanzwesens, nämlich die Wirtschaftsführung, das Buchungs-, 
Rechnungs-, Kassen- und Rechnungsprüfungswesen, sowie die Finanz- 
statistik allgemein erläutert. Dabei wird in sehr geschickter Weise schon 
hier auf die jeweiligen Besonderheiten des Reichsbahnfinanzwesens 
— z.B. Herausstellung der finanziellen Autonomie der Reichsbahn, 
Gegenüberstellung des allgemeinen Reichshaushaltsplanes mit dem Wirt- 
schaftsplan der Deutschen Reichsbahn — hingewiesen und damit Ge- 
währ dafür geboten, daß der Lernende nicht den Blick für die großen 
Zusammenhänge verliert. 


Der zweite Abschnitt beschäftigt sich dann speziell mit der Or- 
ganisation des Finanzdienstes bei der Deutschen Reichsbahn, während 
im dritten Abschnitt ein Überblick über die geltenden Reichsbahn- 
Finanzvorschriften gegeben wird. 


Es ist selbstverständlich und liegt im Wesen eines „Überblicks“, 
daß die behandelten Fachgebiete nicht erschöpfend dargestellt werden. 
Das Lehrstoffheft will und kann demjenigen, der mehr Einzelheiten 
braucht, weder ein Studium des Fachschrifttums noch der Dienstvor- 
schriften ersetzen. Wichtig — und für den verfolgten Zweck absolut 
ausreichend — ist die Tatsache, daß die gegebenen Begriffsbestimmun- 
gen bei aller Knappheit sehr genau sind und daß die klare und verständ- 
liche Sprache der einzelnen Abschnitte für den Lernenden einen starken 
Anreiz bietet, sich eingehender mit der Materie zu befassen. Darüber 
hinaus läßt die durch gelegentliche historische Bemerkungen sowie durch 
die Angabe der Gründe für grundlegende Bestimmungen interessant 
gestaltete Zusammenfassung der wesentlichsten Punkte aus dem großen 
Gebiet des Finanzwesens die Darstellung auch für Studierende oder Be- 
sucher technischer Lehranstalten sowie für Beamte anderer Fachrich- 
tungen und anderer Verkehrsunternehmungen brauchbar erscheinen. 
Das Werk kann somit sowohl demjenigen, der mit der Materie beruflich 
zu tun hat als auch dem, der sich ohne zeitraubendes Studium schnell 
einen allgemeinen Überblick über das Finanzwesen der Deutschen Reichs- 
bahn verschaffen will, auf das Wärmste empfohlen werden. 

Dr. Kadenbach. 
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Dampflokomotiven, Lokomotivkunde. Heft 3. Wärme- und Dampf- 
wirtschaft und Feuerbehandlung der Loko- 
motive, Lehrfach m3II der Lehrstoffhefte für Dienst- 
anfängerschulen bei der Deutschen Reichsbahn, 3. neubearbei- 
tete Auflage, Leipzig 1941, Verlag Verkehrswissenschaftliche 
Lehrmittelgesellschaft, Reinhold Rudolph, Leipzig C 1, Goethe- 
straße 6, 56 Seiten, 21 Abbildungen. Preis 0,65 RM, Vorzugs- 
preis für Eisenbahner 0,55 RM. 

Die Lehrstoffhefte sind nun schon seit Jahren ein bewährtes Mittel 
der Personalausbildung in Unterricht und Selbststudium. Das neubear- 
beitete Heft З — m3 II— bringt in leicht faßlicher Darstellung die Grund- 
lagen der Wärmetechnik des Dampfes und der Verbrennung der Kohle 
auf dem Rost. 

Daneben wird aber auch versucht, die Nutzanwendung aus allen ver- 
mittelten theoretischen Erkenntnissen zu ziehen, wodurch das Heftchen 
besonders in den Abschnitten Kesselfeuerung und Kesselbedienung zur 
natürlichen Ergänzung etwa der DV-Lokomotiven 938 wird. Hierauf ist 
auch besonders Wert zu legen und immer noch mehr hinzuarbeiten. 


Nur allzugern freut sich der Lokomotivheizer der Vorzüge seiner 
etwa mit Speisewasservorwärmer ausgerüsteten Lokomotive, vergißt aber 
dabei, daß alle Ersparnis ein frommer Wunsch bleibt, wenn er nicht täg- 
lich den Umschalthahn bedient. 


An diesem Vorschlag für ein Beispiel zum Kapitel „Nutzen der 
Wasservorwärmung“ möchte erkenntlich werden, wie sehr es in solchen 
Heften auf möglichst zahlreiche praktische Anwendungsbeispiele im An- 
schluß an die theoretischen Abschnitte ankommt. 


Sehr zu empfehlen wäre es wohl, wenn im Abschnitt Dampfkunde 
oder Dampfwirtschaft dem richtigen Fahren, d, h. einer sinnvollen Be- 
dienung der Steuerung, theoretisch und praktisch nachgeholfen würde, 

Mit der Erwähnung eines Dampfverbrauchs von 6 bzw. 7—7,5 
kg/PSiuh — der Unterschied von PSe und PSi müßte unbedingt heraus- 
gearbeitet werden — ist es nicht getan, zumal nicht in VerSindung mit 
dem Kernsatz auf Seite 48 über den Wert kleiner Füllungen. Bekanntlich 
ist der kleinste Dampfverbrauch einer günstigsten Geschwindigkeit zu- 
geordnet, während beim Anfahren wesentlich höhere Verbrauchswerte 
anzusetzen sind. 

Eine alte Sünde der Lokomotivpersonale ist aber gerade ihre falsche 
schleppende Anfahrt, Die Steuerung wird schon eingezogen, ehe die 
Lokomotive eine ausreichende Geschwindigkeit erreicht hat. Diese Ver- 
kehrtheit entspringt gerade jener falschen Vorstellung von der Dampf- 
ersparnis dank kleiner Füllung um jeden Preis, 

Schnelle Anfahrt mit ausreichend großer Füllung bringt dagegen 
die Lokomotive mit ihrem Zuge möglichst schnell in den Bereich kleiner 
und kleinster Dampfverbrauchswerte, womit nicht nur einer wahren 
Kohlenersparnis, sondern auch dem Betriebszweck am besten gedient 
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wird. Auch dieses Beispiel als Hinweis für eine recht praktische Aus- 
gestaltung eines Lehrstoffheftes, 

Im übrigen möchte man dem Heftchen nur recht eifrige Leser 
wünschen. Auch die Lehrer im Dienstunterricht werden darin gute An- 
leitung finden, Schwarzkopf. 


Stellwerks- und Blockanlagen, Heft 2: Elektrische Block- 
einrichtungen, Zweite, neubearbeitete Auflage, 1941. 
Lehrfach i8 der Lehrstoffhefte für die Dienstanfängerschule 
der Deutschen Reichsbahn. Verkehrswissenschaftliche Lehr- 
mittelgesellschaft Reinhold Rudolph, Leipzig. 1941. 105 Seiten, 
102 Abbildungen. Preis 1,45 RM. Vorzugspreis für Eisenbahner 
Lan RM. 

Ende 1941 ist dieses Lehrstoffheft in 2. Auflage erschienen. Daß 
schon nach fünf Jahren eine neue Auflage erforderlich geworden ist, 
zeigt, wie dringend auf diesem Gebiete Lehrbücher gebraucht werden. 
Das Eisenbahn-Sicherungswesen ist ein Gebiet mit einer vorwiegend 
praktischen Ausrichtung. Der technische Fortschritt und die ständige 
Fortbildung der Sicherungsanlagen vertragen keinen Stillstand. So er- 
klärt es sich wohl auch, daß selten jemand den Mut findet, ein zusam- 
menhängendes Lehrbuch über Sicherungswesen zu schreiben. Das neueste 
Lehrbuch auf diesem Spezialgebiet (Möllering) ist über 15 Jahre alt. 
Deshalb war es ein glücklicher Schritt der Verkehrswissenschaftlichen 
Lehrmittelgesellschaft, die Teilgebiete des Sicherungswesens in kleinen 
Sonderheften behandeln zu lassen, die verhältnismäßig geringen Umfang 
behalten und der Weiterbildung des Sicherungswesens durch häufigere 
Neuauflage leicht folgen können, 

Das soeben erschienene Heft 2: Elektrische Blockeinrichtungen, 
bietet die gleiche Stoffabgrenzung wie die Auflage von 1936, berück- 
sichtigt aber alle Neuerungen auf diesem Gebiete, so daß der Anfänger 
und auch der Fachmann alles Wesentliche in der zur Zeit gültigen Form 
darin finden. Die Hauptabschnitte behandeln: Blockeinrichtungen, Mit- 
wirkung des Zuges, Magnetschalter, Spiegelfelder, Signalmelder, Signal- 
rückmelder, Flügelstromschließer und Stromschließer am Hebelwerk, 
Zählwecker, Elektrische Signalflügelkupplungen und Vorgignalscheiben- 
kupplungen, Bahnhofsblockung, Blocksperren der Streckenblockung, 
Lageplan und Verschlußtafel, Baustoffe und Lieferbedingungen. 

Bei den Neuerungen sind berücksichtigt: die Dauerstromtasten- 
sperre, die neuesten Bauarten der Schienenstromschließer, die Radtaster, 
die neueste Schaltung der isolierten Schiene, die Einzelbedienung der 
Blockfelder auf Blockstellen, die eingleisige Streckenblockung Form C 
dreifeldrig, die Streckenblockung einer zweigleisigen Bahn für zeitweise 
eingleisigen Betrieb, alle Neuerungen auf dem Gebiete der Blocksperren 
und ihre Anwendung, und eine sehr ausführliche Zusammenstellung 
aller Zeichen für Lageplan, Verschlußplan und Schaltpläne. Ein Ab- 
schnitt mit beinahe 200 Wiederholungsfragen beschließt das Heft. 
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Papier und Druck sind trotz der Kriegsverhältnisse ausgezeichnet. 
Besondere Erwähnung verdienen die Abbildungen, die zum Teil ganz neu 
bearbeitet sind und durch Klarheit und Schärfe wirken. Das gilt ganz 
besonders von 8 Tafeln auf Kunstdruckpapier, deren Photos gegenüber 
der Auflage von 1936 wesentlich verbessert sind. Die Abbildungen über 
die Blocksperren sind in naturgetreuem Buntdruck gegeben. 

Das Lehrstoffheft ist eine hervorragende Auswahl und Bearbei- 
tung des schwierigen Gebietes Blockeinrichtungen und kann für den 
Dienst- und Selbstunterricht nur dringend empfohlen werden. Gläsel, 


Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete. 


Der Dienst im Zuge — Verkehr —. Hilfsheft Nr. 401 für das dienstliche Fort- 
bildungswesen. Verlag Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft Rein- 
hold Rudolph, Leipzig C 1, Goethestraße 6. 210 Seiten, 68 Abbildungen. Preis 
1,30 RM. Vorzugspreis für Eisenbahner Lon RM. 

Fortschritte auf dem Gebiete der Phosphatierung. 1. Ergänzungsband zu O. Mac- 
chia; Der Phosphatrostschutz. Verlag Chemie, Berlin W 35, Woyrschstraße 37. 
304 Seiten, 67 Abbildungen. 54 Zahlentafeln. Preis 8,— RM. 

Weirauch, Dr. jur. W. Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 8. September 1938 mit 
Allgemeinen Ausführungsbestimmungen. 6. Auflage. Verlag Walter de Gruyter 
& Co., Berlin W 35, Woyrschstraße 13. 438 Seiten. Preis 7,50 RM. 


Zeitschriften, 


Annales des Travaux Publics de Belgique, Brüssel, 
95. Jahrg. Heft 1. Februar 1942, 
Le tracé topographique des tunnels sous l’Escaut à Anvers. — L’obtura- 
tion des venues d'eau dans le béton des ouvrages hydrauliques. Un 
mortier de ciment à prise ultra-rapide, — Congo Belge. Transports et 
Travaux publics, — Pays-Bas. La canalisation de la Meuse compte dix 
ans d'existence, 


Der Bahn-Ingenieur. Berlin. 
59. Jahrg. Nr. 14/15 bis 18/19. Vom 5./12. April bis 3./10. Mai 1942, 


(14/15:) Die Aufgabe der Berufserziehung. — Die Ausbildung der Fach- 
schulpraktikanten maschinentechnischer Fachrichtung bei der Deutschen 
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Reichsbahn. — Spulenberechnung. — (16/17:) Der Springschreiber und 
sein Einsatz im Fernschreibnetz der Deutschen Reichsbahn. — Richt- 
linien für den Bau von Spüne-Absauganlagen. — 40 Jahre Berliner 
Hoch- und Untergrundbahn. — (18/19:) Die Technische Prüfung im 
Reichsbahn-Ausbesserungswerk. — Die Massen-Beförderungsmittel einer 
Großstadt. — Bogenberichtigung durch rechnerischen Ausgleich der 
Pfeilhöhen. 


Der Bauingenieur, Berlin. 
23, Jahrg. Heft 14/16. Vom 5. April 1942. 
Instandsetzung einer Eisenbahnbrücke in Spanien. 


Die Bautechnik. Berlin, 
20. Jahrg. Heft 11/12 bis 16/17. Vom 20. März bis 17, April 1942, 


(11/12:) Entwurf und Bauausführung einer Schiffahrtsschleuse. — (15:) 
Stahlbetonhohlstützen einer Seilschwebebahn. — (16/17:) Über gewölbte 
Eisenbahnbrücken aus Natur- und Kunststeinmauerwerk, 


Deutsche Bauzeitung. Berlin. 
76. Jahrg. Heft 5 bis 6. Vom 11. bis 25. März 1942, 


(5:) Vom errechneten zum wahren Baukostenindex. — (6:) Der neue 
Bahnhof Rom-Ostia. 


Deutsches Recht. Berlin. 
12. Jahrg. Heft 16. Vom 18. April 1942. 


Die Lieferfristen der Eisenbahn im Kriege. — Strafrechtliche Bestim- 
mungen aus dem Postrecht. 


Deutsche Wasserwirtschaft. Stuttgart, 
37. Jahrg. Heft 3. Vom März 1942, 


Ingenieurwissenschaftliche Geländeuntersuchung in der Stadt- und 
Landesplanung. 


Deutsche Wirtschafts-Zeitung. Berlin. 
39. Jahrg, Heft 10. Vom 14. März 1942. 


Ein neuer Vorschlag für die Zusammenarbeit von Schiene und Straße. 
— Verkehrsverbreiterung im deutschen Osten. 


ETZ, Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 
63. Jahrg. Heft 9/10. Vom 12. März 1942. 
Fern-, Speise- und Fahrleitungen bei der Deutschen Reichsbahn. 
— Gegenseitige Beeinflussung von drahtgebundenen und drahtlosen 
Funkdiensten. — Die Verwendung von Feuerlöschern in Hochspannungs- 
anlagen. 
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Ferrocarriles у Tranvias (Eisenbahnen und Straßenbahnen), Monatszeitschrift, 
Madrid. 


Hefte 88—92. Dezember 1941 bis April 1942. 


(88:) Rechtsfahren oder Linksfahren? — Eisenbahnsignalwesen., — 
Brennstoffe. — Reglement für den Obersten Ausschuß für Eisenbahnen 
und Kraftverkehr, — Die Hochdruck-Dampflokomotive., — (89:) Über 
die Anpassung der Verkehrsmittel. — Umwandlung von Holz- in Ganz- 
metallwagen anläßlich großer Ausbesserungen bei den französischen 
Bahnen. — Probleme der Eisenbahnelektrisierung (Die Trennung zwi- 
schen den Unterkraftwerken). — Die Erhaltung des Oberbaues. — 
Die Entwicklung des argentinischen Eisenbahnnetzes. — Die wirtschaft- 
liche Wiederherstellung der französischen Eisenbahnen. — Die Elektri- 
sierung der Strecke von Madrid nach Avila und Segovia. — (90:) Die 
Kohlenknappheit und der Eisenbahnverkehr. — Der Wiederaufbau der 
Ostbahn im alten Polen, — Deutsche Normen für die Berechnung von 
Lokomotivkesseln. — Eröffnung des elektrischen Zugbetriebs auf der 
Strecke Bologna—Trient. — Die neuen schweizerischen E-Lokomotiven. 
— Der Kohlenverbrauch bei den Eisenbahnen, — (91:) Die Sozialeinrich- 
tungen bei den Eisenbahnen. — Die Vereinigungen der Schmalspurbahnen. 
— Fahrtrichtung der Züge auf doppelgleisigen Strecken. — Einige Grund- 
lagen für die Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen. — Entwicklung 


des Behälterverkehrs in Spanien. — Verbesserungen der französischen 
Dampflokomotiven in den letzten Jahren. — Satzung der Vereinigungen 
der Schmalspurbahnen. — Die Regelung der finanziellen Lasten der 


Eisenbahngesellschaften. — Die Berliner Verkehrs-Gesellschaft, — (92:) 
Der Eisenbahnverkehr im gegenwärtigen Augenblick. — Elektromagne- 
tisches Sicherungssystem an einer Abzweigung der Untergrundbahn in 
Barcelona. — Erster Halbjahresbericht über die Tätigkeit des Regierungs- 
ausschusses für die Anpassung der Verkehrsmittel. — Die Transsahara- 
Eisenbahn. — Verbesserung der Zufahrtslinien in Bern. — Zukunftspläne 
für den Betrieb von Staatsbahnen, 


Glasers Annalen, Zeitschrift für Verkehrstechnik und Maschinenbau, Berlin. 
66. Jahrg, Heft 5 bis 8, Vom 1. März bis 15. April 1942. 

(5:) Die Güter- und Personenwagen der deutschen Kolonialbahnen. — 
(6:) Das Verbot, das Laufblech einer Lokomotive während der Fahrt 
zu betreten. — Die Bagdad-Eisenbahn. — Selbsttätige Feuerlösch- 
anlagen. — (7:) Neue Gesichtspunkte beim Entwurf von Eisenbahn- 
Triebfahrzeugen. — Der Stromsammler-Omnibus. — (8:) Fertigung 
vierachsiger Leichtkesselwagen von 63 cbm Fassungsvermögen, — Das 
räumliche Fachwerk als Wagenunterspannung. — Der Lastkraftverkehr 
der deutschen Wirtschaft nach dem Kriege. 
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Großdeutscher Verkehr. Berlin. 


Jahrg. 1942. Heft 4 bis 7/8. (36. Jahrg. der „Verkehrstechnischen Woche") 


Vom Februar bis April 1942, 


(4:) In memoriam Dr. Todt, — Binnenschiff und Kraftwagen. — Die 
Saale als Schiffahrtsstraße. — Die Stellung der Donauschiffahrt im 
Kriege und in der künftigen europäischen Großraumwirtschaft, — (5:) 
Die Entwicklung der Wirtschaft im neuen deutschen Ostraum und ihre 
Auswirkung auf die Verkehrsträger. — Die Entwicklung des Eisenbahn- 
netzes im oberschlesischen Industriegebiet. — (6:) Das verkehrskulturelle 
Bild Afrikas an der Pforte einer neuen Weltordnung. — (7/8:) Die 
Wasserstraßen und ihre Bedeutung für die Volkswirtschaft. — An- 
wendung und Erfolg der Psychotechnik in Verkehrswesen, Heer und 
Industrie, — Eisenbahn und Stadt, — Sechzig Jahre Obus. — Fünfzehn 
Jahre Lufthansa-Alpenflug (1927—1942). 


Industrielle Psychotechnik. Berlin. 


18. Jahrg. Heft 7. Vom Juli 1942, 


Die Auslese im Langemarck-Studium der Reichsstudentenführung. — 
Der schwierige Mensch, — Betriebsnahe Probe zur Untersuchung des 
Maßgefühls. 


Kraftwagen-Betrieb (RKB-Nachrichten). Berlin. 


11. Jahrg. Heft 5 bis 8, Vom 13. März bis 27. April 1942. 


(5:) Wechselanhänger oder nicht? — Haftung bei Unfällen von beim 
Westwallbau eingesetzten Fahrzeugen. — Wirtschaftlichkeit und Ver- 


kehrssicherheit. — Aufgaben und Bedeutung des Verkehrs. — Maß- 
nahmen gegen Verkehrssünder. — (6:) Binnenschiff und Kraftwagen, 
— Kraftwagen und Eisenbahn. — Güterkraftverkehr. — Unterwegs- 


verkehr, — Die Auswirkungen der Geschwindigkeitsbeschränkung im 
Nutzfahrzeugbetrieb. — (7:) Die Vergütung von Sonderfahrzeugen im 
Rahmen der Nahverkehrspreisverordnung. — Materialersparnis im ge- 
werblichen Kraftwagenbetrieb, — Zeitersparnis durch Verringerung der 
Fahrleistung. — Beförderungssteuer der bei der Organisation Todt ein- 
gesetzten Lastkraftwagen. — (8:) Verkehrslenkung in der Kriegswirt- 
schaft. — Neue Bestimmungen über die Gewinnabführung. — Abrech- 
nung und Haftung bei Gestellung von Kraftfahrzeugen zur Unter- 
stützung der Wirtschaft mit Transportmitteln und Ausnutzung von 
Leertransportraum, 


Die Lokomotive, Bielefeld. 


39. Jahrg. Band 4. Nr. 3 bis 4. Vom 7. März bis 7. April 1942, 


(3:) Dampf- und Diesel-Triebfahrzeuge im Fern- und Schwerverkehr. — 
Biegespannungen und Kräfte im Lokomotiv-Barrenrahmen beim An- 
heben der Maschine ohne und mit Radsätzen. — (4:) Russischer Loko- 
motivbau. — Biegespannungen und Kräfte im Lokomotiv-Barrenrahmen 
beim Anheben der Maschine ohne und mit Radsätzen. 
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Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens, Berlin. 
96. Jahrg. Heft 24 bis 97. Jahrg. Heft 4. Vom 15. Dezember 1941 bis 15, Fe- 
bruar 1942, 
(24:) Die Vereinheitlichung der Lokomotivdrehscheiben der Deutschen 
Reichsbahn, — Schnellzuglokomotiven für hohe Geschwindigkeiten. — 
(1:) Lauf von zweinchsigen steifachsigen Treibfahrzeugen in der Ge- 
raden, — Die Anpassung von Lokomotiven mit größeren Feder- und 
Ausgleichhebelsystemen an windschiefes Gleis. — Die Transsaharabahn. 
— (2:) Die Sowjeteisenbahnen. — Einsatz von Dieseltriebzügen in Chile, 
— (8:) Die Entwicklung zu einer neuen Stellwerksbauart bei der Ham- 
burger U-Bahn. — Der photoelektrische Schwingwegmesser, — (4:) Bei- 
träge zur Erschütterungs- und Schalldämpfung bei der Eisenbahn, ins- 
besondere bei der U-Bahn, mit Rücksicht auf die Verkehrsnachbarschaft. 
— Die Eisenbahnen der Ostsee-Randstaaten Litauen, Lettland und Est- 
land, 


Die Reichsbahn. Berlin. 
18. Jahrg. Hefte 9/10 bis 16/17. Vom 4./11. Mär: 29. April 1942. 


(9/10 u. 18/15:) Das Werden der Großdeutschen Reichsbahn im Rahmen 
des Großdeutschen Reiches, — (11/12:) Die Tarnverordnung, — (16/17:) 
Mehrgleisiger Streckenausbau. 


bis 


Reichsverwaltungsblatt. Berlin. 
Band 63. Heft 11/12 bis 17/18. Vom 19. März bis 30. April 1942. 
(11/12:) Der Preisstop im Grundstücksverkauf. — Fragen zur Pflicht- 
haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter. — (13/14:) Neue Wege 
der Verwaltungsvereinfachung. — (15/16:) Raumordnung und Ent- 
eignung. — (17/18:) Inanspruchnahme von Kraftfahrzeugen auf Grund 
des Reichsleistungsgesetzes. 


Ruhr und Rhein Wirtschaftszeitung. Düsseldorf. 
23, Jahrg. Heft 12/13 bis 16/17. Vom 27, März bis 24. April 1942, 


(12/13:) Die Beschäftigung ausländischer Arbeiter, — Preise bei öffent- 


lichen Aufträgen. — (16/17:) Verkehrsfragen in Südosteuropa, 
SBB Nachrichten-Blatt, Bern, 
19. Jahrg, Nr. 3 bis 4, Vom März bis April 1942. 
(3:) Lehrlingsausbildung in den Werkstätten der SBB. — Zur Ver-, 
hütung von Unfall und Schaden. — (4:) Die Eignungsprüfungen im 
Dienste der Personalauslese bei den Bundesbahnen. — Transport von 


Schmalspurwagen auf Normalspurrollschemel. — Baupolitik und Finanz- 
lage der Bundesbahnen. — Bildung der Reisezüge. 
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Bücherschau, 


Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 


Band 119, Nr, 15, Vom 11, April 1942, 


Ein Verkehrshaus der Schweiz in Zürich. — Von der Transsahara-Bahn, 


Spoor- en T'ramwegen, Utrecht-den Haag. 


15. Jahrg. Hefte 5 bis 8. Vom 28. Februar bis 11, April 1942, 


(5:) Gepäckwagen. — Die chinesischen Eisenbahnen während des 
Krieges. — (6:) Zugwiderstand und Stromlinienform. — Die amerikani- 
schen Eisenbahnen im Jahre 1940. — (7:) Die Organisation des nieder- 
ländischen Betriebswesens und der Hauptgruppe „Verkehr“. — (8:) Die 
Oberbauwerkstätte der Niederl. Eisenbahnen. — Die geschichtliche Ent- 
wicklung der Elektrisierung bei den Schweizer Bundesbahnen. — Die 
Nationalisierung der Spanischen Eisenbahnen. — Die Benguelalinie in 
Angola. 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen, Braunschweig, 


Band 13. Heft 3 bis 4. Vom März bis April 19 


(3:) Die frachtrechtliche Haftung der Eisenbahn für Sachschaden in- 
folge Beförderungsverzögerung. — (4:) Ausgleichspflicht mehrerer 
Kraftwagenhalter ($ 17 KFG.) bei Verzicht eines Insassen auf Schadens- 
ersatz, — Rückblick auf die Rechtsprechung zum Haftpflichtgesetz im 
Jahre 1941, 


Verkehrsrechtliche Rundschau, Berlin-Charlottenburg. 


21. Jahrg. Heft 3/4. Von April 1942. 


Zwei Beiträge zum Tatbestande der Transportgefährdung. — Die Ge- 
eignetheit des Lade- und Löschplatzes. — Die Haftung aus einer Be- 
schädigung des Binnenschiffes beim Laden oder Löschen. — Der, Verkehr 
während der Verdunkelung und bei Fliegeralarm, — Verkehrsunfälle 
als Tarnung. 


Verkehrstechnik, Berlin, 


Band 23. Heft 6 bis 8. Vom 20, März bis 20. April 1942, 


(6:) Wagenbegrenzung und Lichtraum für Stadtschnellbahnen (Hoch- 
und Untergrundbahnen). — Die Großraumwagen der Mailänder Straßen- 
bahn. — Der Flächenbedarf der Kraftfahrzeuge (Behelfsmäßige Park- 


und Einstellplätze). — Die Einstellung und Überwachung von Kraft- 
fahrern. — Technische Straßenbahnaufsicht. — (7:) Welche Reise- 
geschwindigkeit kann bei Straßenbahnen erreicht werden? — Feld- 


bahnen im Warthegau. — (8:) Umsteigemöglichkeiten zwischen Schnell- 
bahnen und Straßenbahnen. — Neue Beiwagen der Magdeburger Straßen- 
bahnen. — Architektur und Verkehr. 
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Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht, Berlin. 
9. Jahrg. Heft 8. Vom 15. April 1942. 


Berechnung der Beurkundungsgebühr für den auf Beanstandung der 
Preisbehörde abgeänderten Grundstückskaufvertrag. — Einwirkung pri- 
vatrechtlicher Gestaltung auf die Handhabung des Baupoliz« 


echts. 


;eitschrift für Binnenschiffahrt, Berlin. 
74. Jahrg, Heft 1/2 bis З. Vom Januar/Februar bis Mürz 1942, 
(1/2:) Kriegsleistungen der Binnenschiffahrt. — Die Tarifordnung für 
die Rheinschiffahrt. — Binnenschiffahrtsfragen in den Niederlanden. — 
Die kroatische Binnenschiffahrt. — (3:) Entlastung der Reichsbahn 
durch die Binnenschiffahrt. — Um den Ausbau der Donau. — Selbst- 
fahrer-Güterboote mit eigenem Antrieb. 


Zeitschrift für das gesamte Risenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen. Berlin, 
37. Jahrg. Nr, 4 bis 5. Vom 10, März bis 10. April 1942, 
(4:) Die bisherige Entwicklung des optischen Zugschlußmelders, — 
Die Sicherungs- und Streckenblockanlagen österreichischer Bauart. — 
(5:) Neuerungen und Versuche im Fernmeldewesen bei der Deutschen 
Reichsbahn im Jahre 1941. — Die selbsttätigen Warnlichtanlagen der 
Deutschen Reichsbahn. 


Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahnverkehr. Bern. 
50. Jahrg. Nr. 3 bis 4. Vom März bis April 1942, 


(3:) Die künftige Gestaltung des IÜP und des 106, — (4:) Der Irrtum 
in der Tarifanwendung und bei der Frachtberechnung nach den „italieni- 
schen Vorschriften und Tarifen“, 


Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahn-Verwaltungen. Berlin. 
#2. Jahrg. Hefte 11 bis 19, Vom 12. März bis 7. Mai 1942, 


(11:) Verkehrswettbewerb in der Sahara. — Der Fahrkartenbetrug. — 
(12:) Der Kampf der Reichsbahn gegen Frost und Schnee und seine Be- 
währung im Kriegswinter 1940/41. — (18:) Arbeitseinsatzmaßnahmen 
der Deutschen Reichsbahn im Kriege. — Betriebssicherheit und Leistung. 
— (14:) Wandlungen im Güterverkehr. — (15:) Auf dem Weg zur eid- 
genössischen Verkehrshoheit. — Selbstkostenberechnungen und Tarif- 
politik bei der Schwedischen Staatsbahn. — (16:) Die Landtransporte 
im Wiederaufbau Spaniens. — (17:) Das Gedingeverfahren bei der Deut- 
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Bücherschau. 
schen Reichsbahn. — Der Einfluß von Veränderungen in der Staats- 
zugehörigkeit einzelner Gebiete auf die Rechtswirksamkeit des Inter- 
nationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr. — (18:) 
Weitere Vereinfachung des Stückgut-Abfertigungsdienstes. — Zulus- 


sungsbeschränkungen im Reisezugverkehr bei den französischen Staats- 
bahnen. — (19:) Öltransport in Rohrleitungen. — Hundert Jahre Eisen- 
bahnpolitik um Hamburg. 


Zentralblatt der Bauverwaltung, vereinigt mit Zeitschrift für Bauwesen, Berlin, 
62. Jahrg. Heft 11/12, Vom 18. März 1942, 


Hochbauten der Reichsautobahnen. — Neue Seeschiffsform — neue 
Hafenform. 


im Kelchsverkehrsministerlum егін, Vom Relehs- 


verkehrsminister und Generaldirektor der Deutschen Reichsbahn wind mit der Herausgabe beauftragt: 
Ministerialdirigent Professor Dr. Kittel, Ministorialrat Dr, Spiess, Ministerialrat Dr, Sommer. 


Springer 


riag Berlin W9 — Druck der Ernst Steiniger Druck- und Verlagsanstalt, Berlin SW 68. 


Eisenbahnbetrieb auf den Bahnen in Belgien und Frankreich 
während des Weltkrieges 1914/18'. 


Von 
Professor Dr. L. Jänecke, Techn. Hochschule in Breslau. 


(Mit 4 Karten und 3 Tabellen.) 


Einleitung. 

Der Weltkrieg liegt bald ein Menschenalter hinter uns. Die Eng- 
länder und Franzosen haben einen neuen Krieg heraufbeschworen. Die 
weltgeschichtlichen Ereignisse unserer Tage werden Europa ein ganz 
anderes Gesicht geben. Militärisch spielt sich der heutige Krieg durch 
den Einsatz der Flugwaffe und der Panzertruppen und die Entwicklung 
des Nachrichtenwesens ganz anders ab als der Weltkrieg. 

Nach wie vor aber hat die Eisenbahn trotzdem als „Vierte Waffe“ 
für Truppentransporte und für den Nachschub allergrößte Bedeutung. Ihr 
entscheidender Einfluß im Weltkriege auf den Verlauf und Ausgang der 
Kämpfe durch die Truppenverschiebungen unmittelbar hinter der Front 
ist aber beim heutigen Bewegungskriege in mancher Hinsicht den motori- 
sierten Verbänden gegenüber zurückgetreten. 

Weshalb soll man sich nun noch mit der Bedeutung des Eisenbahn- 
betriebes auf die Kämpfe im Weltkriege beschäftigen, da gleiche Ver- 
hältnisse wie damals wahrscheinlich nicht wiederkehren werden? Ei 
mal, weil es geschichtlich notwendig ist, festzustellen, welch entschei- 
denden Einfluß der Eisenbahnbetrieb tatsächlich auf den Ausgang vieler 
Schlachten im Weltkriege gehabt hat, eine Tatsache, die im allgemeinen 
noch viel zu wenig bekannt ist, und zum andern, weil man trotz des 
Unterschiedes des Kriegs- und Friedensbetriebes der Eisenbahnen doch 
viel aus der Betriebsführung im Weltkriege gelernt hat und vielleicht 
auch in Zukunft noch lernen kann. Auch als Vergleich mit den Leistungen 
der Bahnen im jetzigen Kriege wird ein Rückblick auf den Weltkrieg von 
Interesse sein. 


1 Dieser Aufsatz ist ein Teil einer größeren Arbeit, in der. der Verfasser 
im Auftrag des Verkehrswissenschaftlichen Forschungsrates den „Einfluß des 
Eisenbahnbetriebes im besetzten Gebiet auf die Kämpfe an der Westfront während 
des Weltkriegs 1914/18“ behandelt. 
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Die Arbeit stützt sich auf eigene Betriebserfahrungen des Ver- 
fassers im Weltkriege, das Studium der in Frage kommenden Akten des 
Reichsarchivs und der einschlägigen Literatur!. In dieser Abhandlung 
soll gezeigt werden, durch welche Maßnahmen man bei den Stellungs- 
kämpfen bei den Bahnen im besetzten Gebiet im Westen eine der Heimat 
völlig gleichwertige Leistung erreicht hat. Sie zeigt gleichzeitig, mit 
welch großen Schwierigkeiten der Eisenbahnbetrieb auf den Bahnen im 
besetzten Gebiet zu kämpfen hatte. Seine Leistungen sind einzig in der 
Kriegsgeschichte, Die Betriebsführung war außerordentlich verantwor- 
tungsvoll, aufreibend, ruhelos und auch gefährlich. Den Offizieren, Be- 
amten, Soldaten, Angestellten und Arbeitern im Eisenbahnbetrieb war 
der Ruhm und Lorbeer des Schlachtfeldes versagt. Sie verdienen aber 
Dank für ihren unermüdlichen Einsatz und haben auch ihr Teil am Ruhm 
der deutschen Waffen im Weltkriege beigetragen. 


Organisation des Feldeisenbahnwesens. 

Die Organisation soll nur soweit kurz besprochen werden, als es 
zur Beurteilung der Leistungen des Eisenbahnbetriebes nötig ist. Im 
Frieden war die oberste Spitze der militärischen Organisation der Eisen- 
bahnen die Eisenbahnabteilung des preußischen Generalstabes. Ihre 
Organe waren die Linienkommandanturen bei den Eisenbahndirektionen. 
Sie setzten sich zusammen aus einem aktiven Stabsoffizier und einem 
höheren technischen Eisenbahnbeamten. Die Eisenbahndirektionen über- 
trugen die Erledigung ihres ständigen Geschäftsverkehrs mit den Militär- 
eisenbahnbehörden einem betriebstechnischen Direktionsmitglied, dem 
sog. Bahnbevollmächtigten. 

Abweichend von der Friedensorganisation leitete im Kriege der 
Chef des Feldeisenbahnwesens, der dem Generalquartiermeister der Ober- 
sten Heeresleitung unmittelbar unterstellt war, den gesamten Eisenbahn- 
dienst für Kriegszwecke im Felde und in der Heimat, sowohl für die 
Vorbereitung als auch für die Ausführung der Truppenverschiebungen 
und Aufgaben der Heeresversorgung. 

Bei den heimatlichen Eisenbahnverwaltungen standen ihm Auf- 
sichtsrecht und Anordnungsbefugnis hinsichtlich der Ausnutzung der 
Eisenbahn für Heerestransporte, dagegen keine Leitung zu, während er 
hinsichtlich der in den besetzten Gebieten liegenden Eisenbahnen die 
unmittelbare Leitung und Betriebsführung hatte. Der Stab des Feld- 

1 Das Feldeisenbahnwesen I, Sarter, Die deutschen Eisenbahnen im 
Kriege, Wolf, Die Eisenbahnen als Kriegsmittel. У. W. 1920, Н.В. Besser, 
Ein Vortrag über das Militäreisenbahnwesen, 15. November 1915. Mil.-Eisenb.- 


Ordnung. 
Schwarte: Der große Krieg. 
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eisenbahnchefs war in folgende Abteilungen gegliedert: Allgemeine 
Militäranlagen, Transportanlagen, Betrieb, Bau und Ausnutzung der 
Wasserstraßen. 

Für die militärischen Transportleistungen der drei Kriegsschau- 
plätze wurden später die Eisenbahntransportabteilungen (Etra) West, 
Ost, Südost gebildet. 

Zur Übermittlung der Wünsche der Armeeoberkommandos, der 
Etappeninspektionen und der meisten Heeresgruppen waren Bahnbeauf- 
tragte (Bba), beratende Offiziere des Chefs des Feldeisenbahnwesens 
eingesetzt. 

Auf dem Kriegsschauplatz waren dem Feldeisenbahnchef die Militär- 
Eisenbahndirektionen (MEDen) und die weiter von der Front zurück- 
liegenden Linienkommandanturen im besetzten Gebiet unmittelbar unter- 
stellt. Für den Eisenbahnbetrieb auf den in Besitz genommenen Eisen- 
bahnlinien waren für den Chef des Eisenbahnwesens bei Kriegsbeginn 
2 Militär-Eisenbahndirektionen mit einer Stärke von nur je 32 Offizieren 
und oberen Beamten und 80 Mann vorgesehen. Nach der Militär-Eisen- 
bahnordnung bestand die Militär-Eisenbahndirektion (MED) aus 6 Abtei- 
lungen. Der Abteilung 1 fiel die Regelung der Militärtransporte, Abtei- 
lung 2 Bau und Betrieb, Abteilung 3 Maschinen- und Werkstattwesen, Ab- 
teilung 4 Telegraphen- und Sicherungswesen, Abteilung 5 Verkehrswesen 
und Hauptkasse und Abteilung 6 die Geschäfte der Feldintendantur zu. 
An der Spitze der Militär-Eisenbahndirektionen stand ein Kommandeur 
(Reg.K.), Abteilung 1 war durch einen Stabsoffizier und Abteilung 6 
durch einen Intendanturbeamten, die übrigen Abteilungen 2, 3, 4, 5 waren 
durch höhere Eisenbahnbeamte besetzt. Die Militär-Eisenbahndirektion I 
bestand bei ihrem Zusammentritt aus dem Kommandeur, Oberstleutnant 
Rodewald, seinem Stabe und den Vorständen der 6 Abteilungen, u. zw. Ab- 
teilung 1 Major Bock v. Wülfingen, Abteilung 2 Regierungs- und Baurat 
Voegler, Abteilung 3 Baurat Besser. Zwei Abteilungen besaßen je eine 
Hilfskraft. Als technisches und Verwaltungspersonal standen einige 
mittlere Beamte zur Verfügung, die als Feldwebel und Unteroffiziere ein- 
gezogen waren. Für die Bauarbeiten standen Eisenbahnbautruppen zur 
Verfügung. Sie waren dafür bestimmt, die zerstörten Bahnanlagen 
wiederherzustellen und, wenn nötig, neu zu bauen. Die Baukompanien 
gehörten ursprünglich nicht zu den Militär-Eisenbahndirektionen, Sie 
sind erst später nach Bildung einer neuen Abteilung den MEDen unter- 
stellt worden. 

Für den Eisenbahnbetrieb auf den Bahnen im besetzten Gebiet 
waren bei Kriegsbeginn den MEDen Militärbetriebsabteilungen unter- 
stellt, die sich aus Eisenbahn-Betriebskompanien zusammensetzten, Bei 
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Kriegsausbruch waren 6 Betriebsabteilungen mit 21 Eisenbahn-Betriebs- 
kompanien mit einer Gesamtstärke von 4600 Mann vorhanden. Nach den 
Bestimmungen der Militär-Eisenbahnordnung sollte der Bereich einer 
Betriebsabteilung bis zu 200 km Betriebslänge umfassen. Die 6 Abtei- 
lungen konnten also 1200 km Bahnen besetzen. Die Organisation der 
Militär-Eisenbahndirektion entsprach nicht den Kriegsbedürfnissen. Der 
Grundgedanke, die Organisation des Feldeisenbahnwesens, des Eisenbahn- 
betriebes mit Soldaten, mit Eisenbahnkompanien durchzuführen, mußte 
bei dem Umfang der in Betrieb genommenen Bahnen und den Betriebs- 
schwierigkeiten aufgegeben werden. Auch waren die Betriebskompanien 
für den Einsatz im Betrieb nicht voll geeignet. Noch weniger waren die 
Baukompanien, auf die in der ersten Zeit aus Mangel an Kräften vielfach 
zurückgegriffen werden mußte, für die Betriebsführung vorgebildet. Bei 
den Eisenbahnbautruppen war die militärische und bauliche Ausbildung 
im Verhältnis zur Betriebsausbildung außerordentlich bevorzugt. Zwar 
war von den Eisenbahnbautruppen eine Versuchsbahn von Berlin über 
Zossen nach Jüterbog gebaut und betrieben. Doch wurde von den 
Truppen nur ein Bruchteil im Betriebe ausgebildet. Auch gab es auf 
der 70 km langen Militäreisenbahn keinen größeren Bahnhof, auf dem 
eine gründliche Ausbildung im Eisenbahnbetriebe hätte erfolgen können. 
Die Betriebsausbildung von Soldaten, die nicht zufällig Berufseisen- 
bahner waren, konnte auf der kleinen Versuchsbahn bei den Schwierig- 
keiten des Eisenbahnbetriebes nicht ausreichen, Die Betriebskompanien 
waren zwar z. Т. aus Berufseisenbahnern gebildet, bei ihnen wie bei allen 
Militäreisenbahnformationen wurde der einzelne aber nicht seiner Eig- 
nung für den speziellen Betriebsdienst, z. B. für einen Fahrdienstleiter 
entsprechend eingesetzt, sondern nach seinem militärischen Range. Die 
an den einzelnen Eisenbahner gestellten Anforderungen im Kriege, be- 
sonders bei Kriegsbeginn, waren dabei ganz außerordentlich groß. Die 
im Betrieb eingesetzten Baukompanien und Betriebskompanien waren 
daher den großen eisenbahnbetrieblichen Anforderungen bei Bewältigung 
des Massenverkehrs auf den z. T. zerstörten Bahnen mit ihrem unge- 
regelten Betrieb nicht gewachsen, Auch waren die Kompanien für die 
großen Aufgaben des Eisenbahnbetriebes eine zu kleine Einheit. In we- 
nigen Wochen mußten 4000 km fremde Eisenbahnen in Belgien und 
Frankreich in Betrieb genommen werden. Die kleine Zahl der Betriebs- 
kompanien war dazu nicht in der Lage. Es mußten daher zunächst auch 
Eisenbahnbaukompanien mit im Betrieb eingesetzt werden, die hierdurch 
ihrer eigentlichen Aufgabe der Wiederherstellung der Brücken und Bahn- 
anlagen entzogen wurden. Am 22. August 1914 erging daher vom Chef 
des Feldeisenbahnwesens an die heimatliche Eisenbahnverwaltung der 
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Auftrag zur Abgabe von Personal und zur Aufstellung von Bau- und 
Betriebskolonnen (Fahrdienstleitern, Rangierern, Telegraphisten, 
Weichenstellern, Zugpersonal) aus Berufseisenbahnern. Ursprünglich 
wurden bestimmte Gruppen von Beamten nach Art und Zahl angefordert. 
Da dies zu umständlich war, wurden dann Betriebskolonnen aufgestellt, 
die nach ihrer Zusammensetzung ein Betriebsamt übernehmen und die 
Betriebs- und Baukompanien ablösen konnten, die an den Spitzenstrecken 
wieder eingesetzt wurden. Weiter mußten für den Ausbau der Tele- 
graphen- und Signalanlagen, Telegraphen-Bau- und Betriebskolonnen, 
zur Unterhaltung und Wiederinstandsetzung des rollenden Materials 
Werkstättenkolonnen und für den Maschinendienst Kolonnen gebildet 
und aus der Heimat Lokomotiven angefordert werden, Bis zum 1. April 
1915 waren 465 Lokomotiven mit wenigstens je 2 Mann Besetzung über- 
wiesen. 

Die Betriebskolonnen lösten die Bau- und Betriebskompanien ab. 
Eine Kolonne besetzte 160 km, während einer Betriebskompanie nur 60 km 
zugeteilt waren. Die Baukompanien konnten für dringende Bauaufgaben 
freigemacht werden und die Betriebskompanien wurden für die Besetzung 
der Spitzenstrecken frei. Der am Anfang des Krieges in kurzer Frist 
mehrfach notwendige Personalwechsel im Betriebsdienst wirkte sich auf 
den Eisenbahnbetrieb ungünstig aus. Bis Ende Oktober 1914 wurden 
aus dem Personal der heimatlichen Eisenbahnverwaltung 36 Betriebs- 
kolonnen, 36 Baukolonnen, 18 Werkstättenkolonnen, 12 Telegraphenbau- 
kolonnen, 12 Telegraphenbetriebskolonnen, 2 Maschinenamtskolonnen und 
3 gemischte Bau- und Betriebskolonnen aufgestellt. Ende November 1914 
waren so 20.000 Angestellte der Eisenbahnverwaltung im Militärbetriebe 
des westlichen Kriegsschauplatzes tätig. Im April 1918 waren 8807 km 
französische und belgische Eisenbahnen in Betrieb genommen; 6671 km 
waren durch Zivilpersonal (46 648 Mann) und 2136 km durch Militär- 
personal (54864 Mann) besetzt. Bis dahin waren 29 Betriebsämter, 
36 Betriebskompanien, 18 Maschinenämter und 15 Werkstättenämter ein- 
gesetzt. Es war sicher ein Fehler, die Organisation des Eisenbahnbetriebs 
nicht von vornherein wie in Frankreich aus Berufseisenbahnern zu bil- 
den, Der Eisenbahnbetrieb hätte sich dann in der ersten Zeit sicher rei- 
bungsloser durchführen lassen. 


Im Gegensatz zu der vorwiegenden Verwaltungstätigkeit der Eisen- 
bahndirektionen im Frieden, brachte der Kriegsbetrieb den Militär-Eisen- 
bahndirektionen eine Fülle organisatorischer Arbeit, die sich aus dem 
Kriegsbetrieb und aus Mängeln der Organisation ergaben. Es wuchsen 
ständig neue Strecken zu. Immer neue Bahnen mußten in Betrieb ge- 
nommen werden. Mit ihrer Besetzung mußten Betriebs- und Maschinen- 
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ämter, Werkstättenämter eingerichtet werden, Die Betriebskompanien 
waren an anderen Stellen im Betrieb wieder einzusetzen, Die Militär- 
Eisenbahndirektion selbst wechselte mehrfach ihren Standort. Die 
MED I erhielt am 12. August den Befehl, den Betrieb auf den Strecken 
Herbestal— Lüttich und Nebenstrecken zu übernehmen. Am 15. August 
ging der Betrieb bis Lüttich, am 24, August bis Landen. Die Ereignisse 
drängten nach vorwärts, und so mußte die MED I am 1. September 
nach Brüssel umsiedeln. Gleichzeitig wurde in Lüttich eine Linien- 
kommandantur eingesetzt. Sie übernahm die Strecke von der Landes- 
grenze bis Lüttich—Namur, während die MED I die westlich davon 
gelegenen Strecken behielt. Das Militärpersonal wurde herausgezogen 
und auf den vorderen Strecken eingesetzt. Die stärkste Belastung 
hatte die MED I wohl bis zum 1. Oktober 1914. Damals ging die 
Hauptzufahrlinie für alle Transporte zum rechten Heeresflügel 
von Aachen über Lüttich—Brüssel—Mons—Valenciennes nach Cambrai 
und St. Quentin. Die nördlich gelegenen Bahnen von Aachen nach 
Brüssel waren wegen der holländischen Landeszunge, die als neutrales 
Gebiet nicht berührt werden durfte, unbenutzbar. Am 1. Oktober wurde 
die Verbindungsstrecke Luxemburg—Namur—Charleroy durch Wieder- 
herstellung der Brücke über die Maas betriebsfähig. Die Züge nach 
Namur mußten z. T. Nebenbahnen benutzen. Der Betrieb war von Brüssel 
aus schwer zu übersehen. Zwischen der MED I in Brüssel und 
МЕР П, die ihren Sitz in Sedan hatte, wurde daher am 1. Oktober die 
MED III in Charleroy eingeschoben. Die Geschäftsübergabe an die 
MED ШІ mußte mitten während großer Transporte erfolgen. In Char- 
leroy fand eine gemeinsame Besprechung der Vertreter beider Direk- 
tionen statt. Die Einzelheiten wurden geregelt, die Abtretung der ein- 
zelnen Strecken festgelegt und in großzügiger Weise die Personalvertei- 
lung geklärt. Die Entlastung durch die Einsetzung der neuen Direktion 
war, besonders weil gleichzeitig die zweite Transportstraße Luxemburg — 
Namur—Charleroy in Betrieb genommen wurde, sofort spürbar. Die 
MED І betreute nur noch die nach Westen führenden Bahnen, Am 
26. Oktober siedelte sie nach Lille über. Gleichzeitig traf eine neue 
Linienkommandantur in Brüssel ein. Vorher war bereits aus politischen 
Gründen eine Linienkommandantur in Luxemburg gegründet. Seitdem 
gab es im Westen bis zum Ende des Krieges die 3 Linienkommandanturen 
Lüttich, Luxemburg, Brüssel und die 3 MEDen I Lille, II Sedan, 
III Charleroy, später Hirson. 

Bei ihrer Gründung bestand die MED nur aus 32 Offizieren und 
oberen Beamten. Es ist klar, daß diese wenigen Kräfte bei der Fülle 
der Arbeiten, die hier bald zu bewältigen waren, nicht ausreichten. Die 
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MED mußte weiter ausgebaut werden. Denn wenn auch der öffent- 
liche Verkehr bei der MED keine Rolle spielte, so stellten doch die 
militärischen Anforderungen und der Neuaufbau des Betriebes und seiner 
Organisation um so größere Anforderungen. 

Der große Umfang der in Betrieb genommenen Bahnen machte es 
notwendig, nachdem in Belgien zunächst ein Verwaltungsrat eingesetzt 
war, der eisenbahnwirtschaftliche Fragen behandeln sollte, neue Behör- 
den, und zwar die Militär-Generaldirektionen Brüssel (Juni 1915) und 
Warschau (Februar 1916) einzuschalten. Sie sollten eine größere Ein- 
heitlichkeit und Wirtschaftlichkeit des Eisenbahnbetriebes erzielen und 
den Chef des Feldeisenbahnwesens entlasten. Weiter hatten sie die Auf- 
gabe, soweit es der Militärbetrieb der Eisenbahn zuließ, den öffentlichen 
Personen- und Güterverkehr im besetzten Gebiet wieder einzuführen und 
auszubauen. 

Die Verfügung über die Bildung der Militär-Generaldirektion be- 
stimmte: Alle Geschäfte, die nicht unmittelbar mit der militärischen 
Transportbearbeitung und betrieblichen Durchführung der Militär- 
transporte sowie der Unterhaltung der militärischen Transportstraßen 
zusammenhängen, übernimmt innerhalb des Gebietes von Belgien und 
Frankreich bis zur Grenze, die z. Z. für die Wirksamkeit des Verwaltungs- 
rats bestimmt ist, die Militär-Generaldirektion. Vorwärts dieser Grenze 
bleiben die Militär-Eisenbahndirektionen für den gesamten Dienst ver- 
antwortlich., Ausnahmen für einzelne Geschäftszweige werden auf An- 
trag der Militär-Generaldirektion im Einzelfall vom Feldeisenbahnchef 
genehmigt. 

Die Militär-Generaldirektion war also keine betriebführende Stelle. 
Die Betriebsführung und das gesamte Militärtransportwesen blieben bei 
den MEDen. 

Bei Einführung des Hindenburgprogramms im Jahre 1916 traten in 
Deutschland Betriebsschwierigkeiten auf, die man durch einheitliche 
Leitung des Betriebes, durch Schaffung und Errichtung einer besonderen 
Betriebsabteilung im preußischen Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
zu beheben suchte. Diese oberste Betriebsleitung war die erste einheit- 
liche Betriebsorganisation der deutschen Eisenbahnen. 


Ausbau des Eisenbahnbetriebes. 


Falkenhayn sagt: „Erst der planmäßig angewandte Stellungskrieg 
ermöglichte eine solche Leistungssteigerung der Eisenbahnen, daß sie 
in ihrer Wirkung einer Vervielfältigung der Reserven gleichkam.“ Er 
machte hier keinen Unterschied zwischen den Leistungen der Bahnen in 
der Heimat und den Eisenbahnen im besetzten Gebiet. Von einer Über- 
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legenheit der feindlichen Bahnen ist nicht mehr die Rede. Denkt man an 
die Betriebsschwierigkeiten der Bahnen im besetzten Gebiet während der 
Marneschlacht (Jänecke, Die Marneschlacht, Archiv für Eisenbahnw. 
Heft 5/1939, S. 1219), so ist es klar, daß nicht allein die Tatsache des 
Stellungskrieges ihre höhere Leistung gezeitigt haben kann, 

Die Leistungen eines Bahnnetzes hängen von dem baulichen Zu- 
stande, der Art der Betriebsführung, dem Betriebspersonal und den Be- 
triebsmitteln und von den verkehrlichen Anforderungen ab. Bei den 
Bahnen im besetzten Gebiet waren bei der Inbetriebnahme viele Tunnel 
und Brücken gesprengt und die Zugmeldeleitungen, Telegraphen-, Fern- 
sprechleitungen, Signal- und Sicherungsanlagen zerstört. Die Bahnlinien 
waren uns unbekannt, Auf den Bahnhöfen waren die Gleise für unsere 
Transportzüge zu kurz. Die Truppenzüge mußten vielfach auf dem 
Hauptgleise verpflegt werden. Das dauerte 16 Stunde, in der Zeit ruhte 
der Zugverkehr. Das Profil des lichten Raumes war zu klein. Militär- 
rampen, Kriegsverpflegungsanstalten, Tränkanlagen fehlten und waren 
neu zu bauen. 

Die Wiederherstellung der zerstörten Bahnhöfe, Brücken und Tunnel 
wurde sofort in Angriff genommen, Großes ist hier von den Eisenbahn- 
baukompanien in kurzer Zeit geleistet worden. (Kretschmann, Die 
Wiederherstellung der Eisenbahnen auf dem westlichen Kriegsschau- 
platz; Bauer, Die Eisenbahnen im Weltkriege; Schwarte, Der große 
Krieg). 

Wenigstens ebensoviel ist aber für den Ausbau der Eisenbahn- 
betriebe geschehen. 

Rufen wir uns noch einmal: in Erinnerung, wie es nach Inbetrieb- 
nahme der Bahnen im besetzten Gebiet mit dem Betriebe aussah. 

In Deutschland war der Bisenbahnbetrieb tadellos geregelt, die pünkt- 
liche, sichere Durchführung des Fahrplans war bei den gut ausgebauten 
Fernsprech- und Telegraphenleitungen mit Sicherheit gewährleistet. Für 
die Durchführung des Betriebes stand dort ein gut eingearbeitetes Eisen- 
bahnpersonal zur Verfügung. Bahnhofsfahrordnungen, Dienstanweisun- 
gen, Bahnhofsbedienungspläne usw, erleichterten die pünktliche Durch- 
führung der Züge. Über die Bahnhofsanlagen und Streckenverhältnisse 
war das Bahnhofspersonal gut unterrichtet. Die überwachenden Stellen 
konnten sich schnell und zuverlässig über den Lauf der Transporte tele- 
phonisch und telegraphisch unterrichten. Es gab keine Unfälle, alles 
wickelte sich reibungslos und pünktlich wie ein Uhrwerk аЬ. Auch feind- 
liche Einwirkungen erschwerten den Betrieb in keiner Weise, 

Wie ganz anders waren da die Verhältnisse in der ersten Zeit im 
besetzten Gebiet. Die Verständigungsmittel waren außerordentlich man- 
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gelhaft, die Zugmeldungen mußten lange Zeit durch Fernsprecher er- 
folgen. War die Leitung gestört, was oft vorkam, so mußte, nachdem 
die Züge eine Zeitlang gewartet hatten, ohne Zugmeldung gefahren 
werden. So kam es, daß auf stark belasteten Strecken vor großen Bahn- 
höfen ein Zug hinter dem anderen lag und die Züge auf Sicht fuhren, 

Die Stellwerksanlagen waren zerstört, die Streckensignale mit we- 
nigen Ausnahmen außer Betrieb. Die Weichen mußten von Hand gestellt 
Es gab keine Bahnhofspläne. Die Gleise waren für unsere 
ge zu kurz. 

Bereits am 17. August wurde der Betrieb bis Lüttich aufgenommen, 
am 27. bis Brüssel und am 31. August bis Cambrai. In kurzer Zeit war 
aber die Strecke, da bei den unzureichenden Zugmeldeleitungen ohne 
jeden Fahrplan viel zuviel Züge vorgeführt wurden, so verstopft, daß 
man weder vor- noch rückwärts kommen konnte, 


Die Lokomotiven und Personale kehrten bei den Stockungen und 
den immer weiter vorgetriebenen Strecken gar nicht oder erst nach langer 
Zeit zurück. Auf den vorderen Strecken herrschte starker Lokomotiv- 
mangel, die Lokomotiven wurden zurückgehalten. Tagelang kamen die 
Lokomotivführer nicht von den Maschinen herunter. Von einem geord- 
neten Lokomotiv- und Personalwechsel war keine Rede. Statt einer nor- 
malen Fahrzeit уоп 3%, Stunden zwischen Aachen und Brüssel brauchte 
man am 28. August 1914 15 Stunden. Die Folge war weiter starker Loko- 
motivmangel, der auch durch die Zuweisung neuer Lokomotiven aus 
Deutschland nicht gebessert wurde. Der Zuglauf der Leerzüge auf der 
Strecke Charleroy—Mons, deren Zeiten den Zugmeldebüchern entnommen 
sind, zeigte, wie lange die Züge auf der Strecke lagen. (Tafel I bei 
Jänecke, Betriebsstockungen, Archiv für Eisenbahnw. 1922, S. 835.) 
Oft waren die Zugschlußlaternen, die den Zug gegen die Auffahrt eines 
nachrückenden Zuges sichern sollten, gestohlen und fehlten. Die Folge 
waren natürlich zahlreiche Unfälle. 

Zur Charakterisierung der Betriebsverhältnisse in damaliger Zeit 
sei ein Erlaß der Betriebsabteilung des Feldeisenbahnchefs vom 6. Sep- 
tember 1914 erwähnt, Er lautet: Das Anhalten von Lokomotiven auf 
freier Strecke durch Wachtposten, Feldwebel usw, ist mit der Sicherheit 
und Pünktlichkeit des Betriebes nicht vereinbar. Auch ist es bedenklich, 
mehr als 4 Personen auf der Lokomotive mitzunehmen. Es sind alle Bahn- 
höfe anzuweisen, alle Anträge auf Mitnahme von Militärpersonen auf 
der Lokomotive abzulehnen, ausgenommen bei Gefahr. 

Dabei stiegen die Aufgaben und Anforderungen an die Bahn von 
Tag zu Tag. Während einer Transportbewegung machten die Belgier einen 
Ausfall aus Antwerpen und zerstörten die Strecke Löwen—Lüttich. Die 
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unterwegs befindlichen Truppenzüge (XV. Korps) wurden ausgeladen, 
bzw. von Brüssel zurückgeleitet und die Truppen gegen Antwerpen einge- 
setzt. Die Transporte mußten über Charleroy—Mons geleitet werden, über 
eine Strecke, die kaum befahrbar und mit nur wenig Betriebspersonal be- 
setzt war. (Vgl. У. W. 1926, S. 96, Jänecke, Eisenbahnbetrieb in den ersten 
Kriegswochen,) Plötzlich mußten hier in dichter Zugfolge geschlossene 
Truppenbewegungen durchgeführt werden. Dabei war neben dem auf- 
regenden, anstrengenden Dienst auch die Unterkunft und Verpflegung 
des Personals ungeregelt und schwierig. 

Dem Personal waren Bahnhöfe und Streckenverhältnisse völlig un- 
bekannt. Es hatte die französischen und belgischen Stationsnamen noch 
nie gehört. Baurat Besser, Vorstand der Abteilung III der MED I er- 
zählt eine bezeichnende Geschichte von einer Fahrt auf der Loko- 
motive eines Militärzuges: „Es war dunkle Nacht und der Zug mitten 
auf der Strecke, als ich den Lokomotivführer fragte: ‚Sind Sie die Strecke 
schon einmal gefahren?’ „Ja‘, sagte er, ‚ich weiß ja gar nicht, wo wir 
sind und wohin wir fahren‘.“ Bei diesen unzulänglichen Streckenkennt- 
nissen fuhren die Lokomotivführer natürlich vorsichtig und langsam. 
Auch mußten sie sich erst an das Linksfahren in Belgien und Frankreich 
gewöhnen. Um das Personal wenigstens etwas über die Streckenverhält- 
nisse zu unterrichten, gaben wir ihm Zettel, in die aus den belgischen 
Fahrplanbüchern die Längenprofile und die besetzten Stationen einge- 
tragen waren, Sie haben in der ersten Zeit gute Dienste geleistet, 

Bei den wenigen Fernsprechleitungen, die stark überlastet und oft 
gestört waren, wurde es außerordentlich schwierig, den Eisenbahnbetrieb 
und Lauf der Transporte zu überwachen. Man mußte sich die erste Zeit 
vielfach durch Autofahrten helfen. 

Viel schwieriger noch als die Wiederherstellung der Brücken und 
Tunnel war bei diesen Betriebsverhältnissen in der ersten Zeit der Aus- 
bau eines geordneten sicheren Betriebes. 

Der Eisenbahnbetrieb bei den Bahnen im be- 
setzten Gebiet mußte von Grund auf neu aufgebaut 
werden. Dies zeigen die Grundsätze, die für die Betriebsführung der 
belgischen und französischen Bahnen bei einer Besprechung am 18, Ok- 
tober 1914 der Betriebschefs in Brüssel in Gegenwart des Feldeisenbahn- 
chefs aufgestellt wurden. Sie lauteten: 


„ı.Signalfrage. 

Es ist anzustreben, alle Bahnhöfe mit Binfahrtsignalen einfachster 
Form, Mastsignale mit einem Flügel, auszurüsten, Haltestellung: horizon- 
taler Flügel und nachts rotes Licht; Fahrstellung: schräger Flügel nach 
oben oder unten und nachts grünes Licht. Vorsignale beseitigen. 
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2. Telegraphisches Zugmeldeverfahren. 

Morseleitungen für Zugmeldungen sofort auf Etappen- und Haupt- 
linien herstellen. 

Hauptlinien werden von Zeit zu Zeit durch Feldbahnchef mitge- 
teilt werden. 

Zugmeldeverfahren nach den Fahrdienstvorschriften. Auf zwei- 
gleisigen Strecken lediglich Abmeldung und Rückmeldung. Auf ein- 
gleisiger Strecke: Anbieteverfahren. 


3. Beschränkung der Achsenzahl der Züge. 

Züge, die auf belgische und französische Bahnen übergehen, sollen 
nicht mehr als 80 Achsen führen, Ausgenommen sind lediglich die Züge 
bei Verschiebungen geschlossener Heeresverbände. Auch bei diesen ist 
jedoch eine Herabsetzung der Achszahl anzustreben. 


4. Lokomotiv- und Personalkontrolle. 

Schaffung von Lokomotiv- und Personalwechselstationen an den- 
selben Orten, möglichst an den Grenzen der Bezirke, Einsetzung von be- 
sonderen Kontrollbeamten. 

5. Fahrplan. 

Aufstellung von Militärfahrplänen der Höchstleistung. 

Durchführung regelmäßig wiederkehrender Transporte in bestimm- 
ten festgelegten Fahrplänen. . 

Baldige Einführung durchgehender Militärlokalzüge mit günstigen 
Anschlüssen auf den Hauptstrecken, 


6. Wagen. 
Alle belgischen und französischen Wagen sollen dem deutschen 
Wagenpark zugeführt werden, soweit sie nicht gebraucht werden. 
Bahnhöfe hinter und in dem Operationsgebiet sind möglichst von 
Wagen freizuhalten, um daselbst Munitionszüge und später Wagen- 
reserven aufstellen zu können.“ 


Schon vorher waren nach Übersiedlung der MED І nach Lille 
von ihrer Betriebsabteilung vorläufige Grundsätze für den Betrieb auf 
den Strecken der MED I und die Betriebsführung bei größeren Truppen- 
transporten herausgegeben. Sie zeigen, wie schwierig und wenig friedens- 
mäßig damals im Oktober 1914 noch aus den dargelegten Gründen die Be- 
triebsführung auf den Spitzenstrecken des belgischen und französischen 
Bahnnetzes war. Im November 1914 ergingen von der Betriebsabtei- 
lung des Feldeisenbahnchefs (Geh. Baurat Kumbier) mehrere Verfügun- 
gen an die MEDen und Linienkommandanturen zur Hebung der Sicher- 
heit und der Betriebsleistung der Bahnen. Sie lauteten: „Sicherheit und 
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Pünktlichkeit der Betriebsführung genügen nicht, Transporte erleiden 
große Verspätungen, Zugmeldung unpünktlich, Personal- und Maschinen- 
wechsel, Wasser- und Kohlennehmen zu langsam, Persönliches und nach- 
drückliches Eingreifen der Amtsvorstände unerläßlich.“ „Das Stellen 
der Züge vor den Einfahrsignalen muß im Interesse der glatten Durch- 
führung der Transporte und auch im Interesse der Betriebssicherheit 
vermieden werden. Fahrdienstleiter müssen ständig um glatte Durch- 
führung der Voll- und Leerzüge bemüht sein. Sie sind von allen anderen 
Aufgaben zu befreien. Zur Unterstützung sind ihnen Hilfskräfte bei- 
zugeben. Den Zugmeldebüchern ist größere Sorgfalt zuzuwenden, damit 
eine spätere Auskunft über die den Bahnhof berührenden Züge stets 
möglich ist. Der Zugmeldedienst bedarf weiter der Vervollkommnung. 
Er ist nur durch in diesem Dienst in der Heimat tätig gewesene Bedien- 
stete auszuüben. Die Züge sind mit ihrer Zug- und Fahrtnummer zu 
melden. Im Fernsprechdienst sollen nur gewandte Leute tätig sein. Ein 
Wechsel in der Personalbesetzung ist zu vermeiden.“ 

Für die Förderung und weitere Ausgestaltung des Eisenbahn- 
betriebes in dem besetzten Gebiet auf belgischen und französischen Eisen- 
bahnen wurden am 1. November 1914 folgende Gesichtspunkte festgelegt: 

„Truppenverschiebungen hinter der Front des Heeres sowie inner- 
halb des Bereichs der einzelnen Armeen müssen in kürzester Frist mit 
dichter Zugfolge und ausreichender Geschwindigkeit ausgeführt werden 
können. 

Für Heeresverschiebungen nach dem östlichen Kriegsschauplatz und 
umgekehrt sind die in Frage kommenden zweigleisigen Transportstraßen 
auf eine solche Höchstleistung zu bringen, daß anstandslos auf jeder 
Straße täglich 40 Züge mit ausreichender Fahrgeschwindigkeit befördert 
werden können, 

Die Spitzen des Eisenbahnbetriebes sind möglichst dicht hinter die 
Front der Armee vorzutreiben.*“ 

Anfang Dezember 1914 wird anerkannt, daß der Betrieb auf den 
besetzten belgischen und französischen Bahnen geregelter geworden ist. 

Ende des Jahres 1914 wird weiter darauf hingewiesen, daß die 
Hauptlinien im Bahnnetz des besetzten feindlichen Gebietes in abseh- 
barer Zeit mit einer weiteren Steigerung der Inanspruchnahme rechnen 
müssen, Die MEDen und Linienkommandanturen müssen deshalb eifrig 
bemüht sein, ihre Strecken in einen solchen Unterhaltungszustand zu 
setzen, daß die Transportbewegungen mit größter Betriebssicherheit und 
möglichst kurzer Zugfolge pünktlich und planmäßig durchgeführt werden 
können. Ungeeignetes Personal ist zurückzuziehen und durch geeignetes 
zu ersetzen. 
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Nachdem їп der Folge auf fast allen Strecken Schnellzüge eingelegt 
waren, reichten die bisher geltenden Bestimmungen für den Betrieb auf 
den Bahnen im besetzten Gebiet „Vorschriften für den Betrieb auf Voll- 
bahnen durch Eisenbahntruppen im Kriege“ nicht mehr aus. In ihnen 
war weder auf den Verkehr von Schnellzügen noch von Personenzügen 
Rücksicht genommen. Deshalb wurden die preußisch-hessischen Fahr- 
dienstvorschriften und die Bau- und Betriebsordnung eingeführt. Ein- 
zelne für den Betrieb auf belgischen und französischen Bahnen nicht 
geeignete Anordnungen mußten sinngemäß angewandt werden. Weiter 
wurde die Aufstellung von Bahnhofsfahrordnungen, Lokomotivfahrord- 
nungen usw. angeordnet und der Befehlsstab eingeführt. Die heimat- 
lichen Vorschriften unterschieden Haupt- und Nebenbahnen, Diese Ein- 
teilung der Bahnen war im besetzten Gebiet nur stellenweise durch- 
geführt. Je mehr sich der Betrieb der Bahnen des westlichen Kriegs- 
schauplatzes, besonders auf dem mit Zivilpersonen besetzten ausgedehn- 
ten Streckennetz den Betriebsverhältnissen der heimatlichen Bahnen 
näherte, um so mehr war das Bedürfnis aufgetreten, Zweifel über die 
Vorschriften durch Einteilung der Bahnen in Haupt- und Nebenbahnen 
auszuschalten. Es wurden daher Bahnen, auf denen regelmäßig Schnell- 
züge verkehrten, als Hauptbahnen, Strecken dagegen, die vorzugsweise 
nur einen den Nebenbahnen ähnlichen Verkehr aufwiesen, als Neben- 
bahnen bezeichnet. Allgemein wurden die Betriebsvorschriften der 
Haupt- und Nebenbahnen aber nur auf den von Zivilpersonal besetzten 
Strecken angewendet. Für die von militärischen Formationen betriebenen 
Strecken blieben die „Vorschriften für den Betrieb auf Vollbahnen der 
Eisenbahntruppen im Kriege“ in Geltung. 


Die Betriebsmittel. 


Zu einem geordneten Eisenbahnbetriebe gehören vor allen Dingen 
auch ausreichende Betriebsmittel. Wie sah es hier bei den Militär- 
Eisenbahndirektionen aus? Bei der MED I mußten sofort nach der 
Mobilmachung 20 deutsche Lokomotiven zum Dienst auf belgischen 
Strecken zur Verfügung gestellt werden. In rascher Folge waren im 
Monat August mehrere kleine Nachforderungen erforderlich. Der Bedarf 
an Zugkräften wuchs im September stark an. Da der Militärbetrieb sehr 
rasch und sehr weit vorgetrieben wurde, mußte er viele Maschinen aus 
Deutschland heranziehen, um dem Bedarf auch bei großen Truppen- 
verschiebungen gerecht werden zu können, Ein erheblicher Teil der im 
August angeforderten deutschen Lokomotiven wurde der inzwischen ge- 
gründeten Linienkommandantur Lüttich für ihren Betrieb überlassen. In 
gleicher Weise wurden später bei Abgabe von Strecken an die MED Ш 
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und Linienkommandantur Brüssel auch die auf diesen Strecken laufenden 
Lokomotiven mit überwiesen, so daß für die vorwärts liegenden Strecken 
neue Maschinen nötig wurden. Im ganzen wurden von der MED I 
920 deutsche Lokomotiven angefordert. Die meisten von ihnen gingen 
wieder in die Hände der Linienkommandantur Lüttich, der MED Ш 
und Linienkommandantur Brüssel über. Am 15. Februar 1915 hatte die 
MED I noch 284 deutsche Maschinen. Außer einigen kleinen württem- 
bergischen Maschinen kamen nur preußische Lokomotiven in Frage. 
Unter diesen war die Güterzuglokomotive der Gattung G7 als Normal- 
maschine anzusehen. Sie hat sich bei großen Heeresverschiebungen als 
sehr brauchbar erwiesen. Erwähnenswert ist noch das Anbringen von 
Heizanschlüssen an alle Maschinen, um Militärtransportzüge und Ver- 
wundetenzüge wenigstens soweit heizen zu können, als dies nach der 
Bauart der Wagen möglich war. Für die später einzusetzenden Lokal- 
züge und schnellerfahrenden Personenzüge haben die Lokomotiven der 
Gattung G5 und einzelne überwiesene Personenzuglokomotiven erhöhte 
Bedeutung gehabt. 

Während des Vorgehens wurde eine größere Zahl belgischer Loko- 
motiven vorgefunden, die bei der Abtretung der rückliegenden Linien 
den nachfolgenden Militärdirektionen und Linienkommandanturen über- 
lassen wurden. Die größte Beute an Lokomotiven (1038) wurde in Ost- 
ende und Brügge gemacht. Die Hauptarten der Lokomotiven waren ältere 
Güterzuglokomotiven!, 

Daneben wurden einzelne brauchbare französische Lokomotiven 
auf den Betriebsgleisen erbeutet. Eine größere Anzahl wurde in An- 
schlußgleisen und Hüttenwerken vorgefunden. Sie waren für militä- 
rische Zwecke bei ihrer geringen Leistung unbrauchbar und wurden den 
Hüttenwerken und Gruben belassen, um im militärischen Interesse ihren 
Betrieb wieder aufzunehmen und Kohlen für Heer und Bahnbetrieb zu 
liefern. 

Die Mehrzahl der von uns gefundenen belgischen Lokomotiven blieb 
in ihrer Leistungsfähigkeit erheblich hinter den deutschen Normal- 
maschinen zurück. Alle Maschinen entsprachen den verhältnismäßig 
kleinen und engen Betriebsverhältnissen des belgischen Bahnnetzes, auf 
der die regelmäßig verkehrenden Zugeinheiten wesentlich kleiner waren 
als ein vollausgelasteter Militärzug. Trotz alledem wurden sie in immer 


1 Güterzuglokomotiven 520, schwere Güterzuglokomotiven 10, Personen- 
zuglokomotiven 14, ältere Schnellzuglokomotiven 81, neuere Schnellzugloko- 
motiven 91, schwere Schnellzuglokomotiven 56, Personenzuglokomotiven 53, leichte 
Verschiebelokomotiven 168, schwere Verschiebe-Tenderlokomotiven 64, zusammen 
1057 Lokomotiven. 
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erhöhtem Maße für den Eisenbahnbetrieb nutzbar gemacht. Die belgi- 
schen Lokomotiven wurden ihrer Leistung (Heizfläche, Druck, Zugkraft, 
Reibungsgewicht) entsprechend den deutschen G 01, G02 usw. genau 
eingegliedert, eine schwierige, aber betrieblich sehr wichtige Arbeit. Bis 
zum 1. April 1915 wurden auf dem westlichen Kriegsschauplatz 2153 
belgische und 87 französische, zusammen 2240 Lokomotiven erbeutet. 
Davon sind 130 Lokomotiven vollkommen unbrauchbar in Deutschland 
verschrottet, Nicht eingeschlossen sind die für Schmalspurbahnen be- 
stimmten Lokomotiven. Unberücksichtigt bleiben kleine Vollspurlokomo- 
tiven für Grubenbahnanschlüsse, soweit sie für militärische Zwecke 
nicht verwendet werden konnten. 


Anfang Oktober 1914 nahm der Betrieb festere Formen an, Hierbei 
kam es vor allen Dingen auch darauf an, die Lokomotiven und Lokomotiv- 
personale fester in die Hand zu bekommen. Die erste Zeit kehrten die 
Lokomotiven in großer Zahl nicht von den Spitzenstrecken zurück. Um 
hier Ordnung zu schaffen, wurden am 1. Oktober Dienstnachweisungen 
von den Lokomotivführern gefordert und gleichzeitig angeordnet, daß 
die Lokomotivpersonale ihr Gehalt und ihre Löhnung nur von dem behei- 
mateten Maschinenamt erhielten. Schon vorher war die Gestellung der 
Maschinen für große Truppentransporte genau geregelt und wurden be- 
sondere Kräfte zur Überwachung der Ausnutzung der Lokomotiven ein- 
gesetzt. 


Um dem Mangel an Lokomotiven zu begegnen, wurden ferner am 
21. September 1914 zur Behebung kleinerer Schäden an den Lokomotiven 
Betriebswerkstätten eingerichtet. Für die großen Ausbesserungsarbeiten 
errichtete man Hauptwerkstätten. Sie sollten vordringlich erbeutete Loko- 
motiven instand setzen. Deutsche Lokomotiven sollten erst in zweiter 
Linie den Werkstätten zugeführt werden. Größere Beschädigungen deut- 
scher Lokomotiven waren der Heimat zu überweisen. Durch diese Maß- 
nahmen gelang es bald, eine geordnete Lokomotivgestellung zu erreichen, 


Die für Lokomotivfeuerung erforderlichen Brennstoffe konnten im 
Bezirk der MED I vollständig aus dem besetzten Gebiet genommen 
werden. Zunächst wurden die aus den offenbar für -Militär-Mobil- 
machungszwecke reichlich vorgesehenen Vorräten der Bahnen verbraucht, 
Seit November 1914 mußten andere Quellen erschlossen werden. In 
erster Linie wurden große Brikettstapel verwendet, die auf französischen 
Gruben gefunden wurden. Später nahmen sowohl französische als auch 
belgische Gruben die Förderung wieder auf, 
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Telegraphen- und Fernsprechwesen. 

Für eine geregelte sichere Betriebsführung sind die Telegraphen- 
und Fernsprechanlagen und das Sicherungswesen von entscheidender 
Bedeutung. 

Die Belgier und Franzosen hatten die Telegraphen- und Fernsprech- 
leitungen weitgehend zerstört, die geregelte Durchführung des Betriebes 
im besetzten Gebiet stieß dadurch bei den ersten großen Truppenver- 
schiebungen infolge der völlig unzureichenden Fernsprech- und Tele- 
graphenleitungen auf die größten Schwierigkeiten. Es ging hier dem 
Eisenbahnbetriebe ebenso wie dem Heere, bei dem auch bei der Marne- 
schlacht das Nachrichtenwesen versagte. Die Vorbereitungen bei den 
Mobilmachungsarbeiten waren auf diesem Gebiete unzureichend. Fern- 
sprech- und Telegraphenbau und Personal befand sich am Anfang des 
Krieges im Befehlsbereich der Militär-Eisenbahndirektion nur bei den 
Bau- und Betriebskompanien. Die hier zugeteilten Kräfte reichten gerade 
aus, um die Zugmeldeleitung zu verlegen und zu unterhalten. Zur Schaf- 
fung eines Fernsprechnetzes für eine Eisenbahndirektion konnten sie 
nicht herangezogen werden, weil sie dem Fernsprechbau der Kompanien, 
die ihren Sitz vielfach änderten und immer die Spitzenstrecken besetzten, 
nicht entzogen werden konnten. Zur Stellung von Personal mußten sich 
die MEDen daher an die heimatlichen Eisenbahnverwaltungen wenden. 
Am 18. August 1914 traf die erste aus zivilen Eisenbahnbeamten zu- 
sammengesetzte Telegraphenbaukolonne ein, der bald andere folgten, 

Hinsichtlich des Materials lagen die Verhältnisse ähnlich. An 
Material für den Fernsprech- und Telegraphenbau stand lediglich das 
Material zur Verfügung, mit dem die Bau- und Betriebskompanien aus- 
gerüstet waren, Es war vollständig ungenügend und ungeeignet für die 
Schaffung des Fernsprech- und Telegraphennetzes der Militär-Eisenbahn- 
direktion. Glücklicherweise waren die heimatlichen großen Firmen und 
Eisenbahnverwaltungen in der Lage, sehr bald auf Anforderung geeig- 
netes Material zur Verfügung zu stellen. Ein Teil erreichte aber bei den 
damaligen Betriebsschwierigkeiten erst nach Wochen und Monaten seinen 
Bestimmungsort. Hierzu kam weiter, daß man über die Eigenart der 
Fernsprech- und Telegraphenanlagen in Belgien und Frankreich nicht 
unterrichtet war (vgl. Zeitschrift des gesamten Sicherungswesens 1916, 
Heft 1, 2, 16, van Biema, Belgisches und französisches Telegraphen- 
gestänge). Es bestand zunächst auch keine Klarheit darüber, welche 
Fernsprech- und Telegraphenleitungen für den Feldeisenbahndienst er- 
forderlich waren und in welcher Reihenfolge sie hergestellt werden 
mußten, Den ersten Befehl hierüber erließ der Feldeisenbahnchef am 
22. September 1914. Er bestimmte für die in Betrieb genommenen Eisen- 
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bahnen in Feindesland folgende Gesichtspunkte zu beachten: Jede Bau- 
stelle muß unbedingt durch Fernsprechleitungen angeschlossen sein. Die 
Wiederherstellung der längs der Bahnen laufenden Fernsprech- und Tele- 
graphenverbindungen muß frühzeitig beginnen, jedenfalls aber fertig 
sein, sobald die Kunstbauten wieder hergestellt sind. Für Dauerbetrieb 
sind erforderlich und nach und nach einzurichten mindestens eine Fern- 
leitung für den Telegraphendurchgangsverkehr, eine Bezirksleitung für 
den Telegraphenverkehr der großen Stationen, eine Zugmeldeleitung für 
den Telegraphen- und Fernsprechverkehr aller Zugmelde- und Zugfolge- 
stellen, eine Bezirksfernsprechleitung und Streckenfernsprechleitungen, 
Nach den Kriegserfahrungen war es in kurzer Zeit nicht möglich, auf 
allen Strecken diese 5 Leitungen zu bauen. 

Am Anfange des Krieges baute jede Kompanie zunächst Zugmelde- 
leitungen für die von ihr besetzten Strecken. Die Betriebskompanien 
und Zivilbaukompanien übernahmen die Anlagen von den Baukompanien, 
wenn diese vorrückten. Dabei kam es dann auch vor, daß die Bau- 
kompanien ihre Apparate auf den Betriebsstellen ausbauten und mit- 
nahmen, weil sie nicht darauf rechnen konnten, an ihren neuen Strecken 
Apparate vorzufinden und es Magazine noch nicht gab. Außerdem wurde 
bei dem Bau mehr auf Schnelligkeit der Wiederherstellung als auf sach- 
gemäße Arbeit gesehen. Die Zugmeldungen mußten lange Zeit nur durch 
Fernsprecher erfolgen. War dieser gestört, so wurde im Zeitabstand 
ohne Meldung gefahren. So kam es in der ersten Zeit manches Mal vor, 
daß auf den belebten Strecken vor großen Bahnhöfen Zug an Zug stand. 
Später sind Morseleitungen für den Zugmeldedienst eingerichtet worden. 
Streckenblockung dagegen fehlte. Einheitliche Grundsätze über die Füh- 
rung der Leitungen im besetzten Gebiet bestanden nicht. Auch war man 
über die Eigenart der Fernsprech- und Telegraphenanlagen in Belgien 
und Frankreich nicht unterrichtet. So kam es, daß noch im September 
während der großen Truppenverschiebungen vom linken zum rechten 
Flügel auf wichtigen Strecken, z. B. der Linie Charleroy—Mons, nur eine 
einzige Zugmeldeleitung bestand. (У. У. 1916, S. 96, Jänecke, Eisenbahn- 
betrieb in Feindesland in den ersten Kriegswochen.) Auf ihr mußten 
alle Zug- und Betriebsmeldungen und gleichzeitig all die übrigen Fern- 
gespräche und Telegramme weitergegeben werden. Die Unterhaltung der 
Fernsprechleitungen war bei den vielen Störungen durch feindliche Ein- 
wirkungen, Unfälle, Um- und Neubauten besonders schwierig. Die Lei- 
tungen kamen selten zur Ruhe. Große Um- und Neubauten für die Fern- 
sprechanlagen der großen Bahnhöfe, der Zugleitungen, Betriebsämter 
und Militär-Bisenbahndirektionen mußten ausgeführt werden. Umfang- 
reiche Fernsprechanlagen waren für die Betriebsüberwachung notwendig. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1942. 35 
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Die Anforderungen an den Leitungsausbau stiegen ständig. Um bei ge- 
spannter Betriebslage bei schweren Kämpfen an der Front und großen 
Truppenverschiebungen das Durchkommen besonders dringender Fern- 
gespräche sicherzustellen, wurde eine Rangordnung für die Dienst- 
gespräche aufgestellt. Für die schnelle Wiederherstellung der Leitungen 
bei Fliegerangriffen und Beschießungen und für die schnelle Beseitigung 
von Störungen und den Ausbau von neuen Fernsprechanlagen wurden 
Wohn- und Werkzeugwagen für Fernsprech- und Telegraphendienst ein- 
gerichtet, die sich gut bewährten. Die Karte 1 gibt ein Bild über den 
Ausbau des Fernsprech- und Telegraphennetzes während der Somme- 
schlacht, 

Zweifellos haben die unzureichenden Fernsprechanlagen viel zu 
den Betriebsschwierigkeiten der Eisenbahnen im besetzten Gebiet im 
August und September 1914 beigetragen. Nach Ausfüllung der Lücke 
durch Überweisung von Personal und Material aus der Heimat gelang 
es bei der aufopfernden Arbeit aller mit der Wiederherstellung und dem 
Ausbau der Fernsprech- und Telegraphenanlagen betrauten Kräfte bald, 
die notwendigen Fernsprechverbindungen und Telegraphenleitungen her- 
zustellen. Erst hierdurch wurde es möglich, einen geordneten sicheren 
und leistungsfähigen Betrieb durchzuführen. 


Wie sah es nun mit den Sicherungsanlagen bei den Eisenbahnen im 
besetzten Gebiet aus? 


Für Telegraphen- und Fernsprechbau war wenigstens bei den rein 
militärischen Formationen gesorgt. Im Sicherungswesen war dagegen 
weder bei den militärischen noch bei den von der Heimatverwaltung ge- 
stellten Zivileisenbahnformationen irgend etwas vorgesorgt. Das voll- 
ständige Fehlen von Stellwerkbaupersonal war ein außerordentlich 
großer Mißstand bei Kriegsbeginn im Feldeisenbahnwesen. Auch der 
Umstand, daß bei Besetzung der belgischen und französischen Bahnen 
die Wiederherstellung und Benutzung der Signal- und Stellwerksanlagen 
den Kompanien überlassen war, denen hierfür keine Kräfte zur Verfü- 
gung standen, hatte zu Anfang des Krieges schwere Schäden zur Folge. 
So wurden z. В. bei Denderlev alle Weichen eines Stellwerks abgebunden, 
obwohl das Stellwerk unberührt und in Ordnung war, oder in Marcoing 
wurde das hydraulische Stellwerk neuester Bauart vollständig abgerissen, 

Die heimischen Eisenbahnverwaltungen hatten nur geringen Über- 
schuß an Kräften. Auch wirkte es sich außerordentlich ungünstig aus, 
daß das Stellwerkspersonal der Eisenbahnverwaltungen zum Frontdienst 
eingezogen war, Die Wiederherstellung der Stellwerksanlagen stieß auch 
dadurch auf große Schwierigkeiten. 
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Dabei waren die in Belgien und Frankreich in Betrieb genommenen 
Signal- und Sicherungsanlagen außerordentlich vielgestaltig und unter- 
schieden sich wesentlich von den Sicherungsanlagen in Deutschland. 
(Zeitschrift für Sicherungswesen 1916, Nr. 9, Dr. Gottschalk, Das hydro- 
pneumatische Stellwerk der französischen Nordbahn. Der Eisenbahn- 
Fachmann 1932, H. 1—3. Nitschke, Das Signalwesen auf den durch die 
deutsche Heeresverwaltung betriebenen Eisenbahnen des westlichen 
Kriegsschauplatzes). Die meisten belgischen Bahnen lehnten sich an das 
englische Signalsystem an, während die Franzosen wieder ein anderes 
auch unter sich verschiedenes System besaßen. Bei beiden gab es für 
jeden Fahrweg besondere Signale, dagegen keine Weichensignale. Die 
Signalbildung war also für den Lokomotivführer ganz anders als bei uns. 
Reichsbahn-Oberamtmann Nitschke hat im Eisenbahn-Fachmann 1932 
das Signalwesen auf den durch die deutsche Heeresverwaltung betrie- 
benen Eisenbahnen des westlichen Kriegsschauplatzes eingehend be- 
schrieben und dargestellt. Ich kann mich hier daher kurz fassen, 

Die Streckensignale waren im Anfang mit wenig Ausnahmen außer 
Betrieb gesetzt. Man half sich am Tage mit Winken mit der Fahne, in 
der Nacht durch rote und grüne Handlaternen. Die Signale waren meist 
nicht zerstört, aber unbedienbar. 

Bei der Form der vorhandenen Signale zeigte sich, daß gewisse 
Signale unseren Vorsignalen ähnlich waren, aber ein unbedingtes Halt 
bedeuteten, während umgekehrt Haltscheiben im deutschen Sinne als 
Vorsignale verwendet wurden, Das führte dazu, grundsätzlich deutsche 
Signalformen einzuführen, allerdings mit der Abweichung, daß der Signal- 
flügel entsprechend der Linksfahrt links angebracht wurde, 

Es galt nun, die vielfach zerstörten Signalanlagen wiederherzu- 
stellen, gleichzeitig aber ein Signalsystem einzuführen, das der deutsche 
Lokomotivführer verstand. Nun gab es am Anfang des Krieges keine 
Richtlinien für die Wiederherstellung der Signal- und Sicherungsanlagen, 
Infolgedessen wurde, wie Nitschke ausführt, „die Wiederherstellung von 
den einzelnen Militär-Eisenbahndirektionen und Linienkommandanturen 
zunächst nach ganz verschiedenen Gesichtspunkten ausgeführt, Während 
die eine die Signalanlagen vollständig unverändert wiederherstellte und 
in Betrieb nahm, änderte eine andere sie von vornherein nach deutschen 
Mustern um. Eine dritte führte behelfsmäßige Signalformen eigener 
Bauart ein, so daß schließlich die Signale der kriegsbetriebenen Bahnen 
an Buntscheckigkeit nichts zu wünschen übrig ließen“. 

Die Entwicklung des Signalwesens war nicht einheitlich. Während 
z. B. die Signalanlagen in der vorhandenen Form auf der Strecke 
Brüssel—Valeneiennes wieder vollständig in Betrieb genommen waren, 
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wurde am 18, Oktober 1914 bestimmt, „es ist anzustreben, alle Bahnhöfe 
mit Einfahrsignalen einfachster Form, Mastsignalen mit einem Flügel, 
auszurüsten“, 

Zuerst wurden nur Binfahrsignale aufgestellt, und zwar ohne jede 
Abhängigkeit von den Weichen. Hierbei wurde streckenweise vorgegan- 
gen, so daß von einem bestimmten Tage ab die Signale auf der Strecke 
zu beachten waren, während sie vorher keine Geltung hatten. Die über- 
zähligen Flügel der Einfahrt auf Nebengleise wurden beseitigt. Soweit 
es möglich war, wurden dann die wichtigsten Weichenzentralen stellbar 
und von den Signalen abhängig gemacht, 

An Stelle der Vorsignale traten in der ersten Zeit nach Inbetrieb- 
nahme der Einfahrsignale einfache Merkzeichen in Gestalt von vier- 
eckigen Tafeln, wie sie bei uns neben den Vorsignalen üblich sind. Nachts 
wurden diese Tafeln indirekt beleuchtet. Bei der mangelhaften Pflege 
der Laternen und dem oft schlechten Petroleum war das ein sehr kümmer- 
liches Signal. Oft war das Hauptsignal viel früher zu sehen als dies 
Vorsignal. Erst als dann später auf den Hauptstrecken normale Doppel- 
lichtvorsignale aufgestellt wurden, war ein großer Schritt vorwärts 
getan. Die Folgen machten sich sofort in dem schnelleren und geregel- 
teren Lauf der Züge bemerkbar. Jetzt konnte man mit etwas mehr Be- 
ruhigung einzelne wichtige Züge mit 70 km Stundengeschwindigkeit 
fahren. X 

Bei den umfangreichen Bahnhofs- und Streckenneubauten im Feld- 
eisenbahnwesen war es aus den angegebenen Gründen für den Stellwerks- 
bau außerordentlich schwierig, hiermit Schritt zu halten, obwohl man 
aus Mangel an Materialien schon nicht neue Signal- und Stellwerks- 
anlagen einbaute, sondern alte Signal- und Stellwerksteile aus der Heimat 
anforderte, 

Die schwierigen und umfangreichen Arbeiten der Signalanlagen 
stellten an die hierbei tätigen Kräfte der Militär-Eisenbahnverwaltung 
und heimatlichen Firmen die höchsten Anforderungen. Durch ihre auf- 
opfernde und unermüdliche Arbeit haben sie ihr gutes Teil dazu bei- 
getragen, den Eisenbahnbetrieb im besetzten Gebiet ebenso sicher und 
leistungsfähig zu machen wie im Reich. 


Fahrplan. 


Die wichtigste Grundlage für einen sicheren, geordneten Betrieb 
bildet der Fahrplan, Am Anfang des Krieges herrschte aus früher dar- 
gelegten Gründen der wilde Fahrplan vor, bei dem Ankunft, Abfahrt, 
Durchfahrt der Züge und der Lokomotiv- und Personalwechsel ungeregelt 
waren, Er führte zu Unfällen und Stockungen, Die Gleise waren für die 
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einfahrenden Züge nicht frei. Die Züge lagen vor den Bahnhöfen, für 
Gegenzüge fehlten die Lokomotiven, Zug- und Lokomotivpersonal wurden 
überanstrengt und unwirtschaftlich ausgenützt. 

An Hand der vorgefundenen belgischen und französischen Fahr- 
pläne wurden zwar Militärfahrpläne mit halbstündiger Zugfolge und 
30 km Grundgeschwindigkeit aufgestellt. Sie standen aber bei der Über- 
lastung der Strecken und den vielen Betriebsstörungen zunächst nur auf 
dem Papier. Anfang Oktober, nach Einarbeitung des Betriebspersonals 
in die örtlichen Anlagen, Überweisung genügender Betriebsmittel, Rege- 
lung des Lokomotivdienstes, Verbesserung des Fernsprechnetzes und der 
Signalanlagen und besonders nach der Entlastung der Bahnen durch die 
Inbetriebnahme der zweiten Transportstraße über Namur und der allge- 
meinen Verbesserung des Betriebsdienstes, hörte das wilde Fahren auf. 


Mit dem Stellungskrieg im November 1914 und der weiteren Ver- 
besserung des Betriebes konnte auch der Fahrplan weiter ausgebaut 
werden. Eine Grundlage des Fahrplanes bildet die Festlegung der Zug- 
stärken, Bei den geringen Längen der belgischen und französischen 
Bahnhöfe zwischen den Endweichenstraßen konnten unsere Züge mit 
ganzer militärischer Zuglänge nicht in die Kreuzungs- und Überholungs- 
gleise einfahren. Das führte zu großen Betriebsschwierigkeiten. Die 
Züge mußten vor den Bahnhöfen gestellt werden. Bei der Verpflegung 
der Truppenzüge standen sie entweder im Hauptgleis und unterbanden 
eine halbe Stunde lang den Zugverkehr oder sie mußten geteilt und 
später wieder zusammengesetzt werden, was bei den langen Zügen be- 
trieblich zeitraubend und schwierig war. Ende Oktober wurde daher 
von der Betriebsleitung des Feldeisenbahnwesens angeordnet, daß alle 
Züge, welche auf belgische und französische Bahnen übergehen, nur 
80 Achsen haben dürften, mit Ausnahme der Züge bei Verschiebung ge- 
schlossener Heeresverbände. Die Verfügung wurde zunächst nicht ge- 
nügend beachtet und mußte wiederholt in Erinnerung gebracht werden, 
Bei den Militärzügen der geschlossenen Transportbewegungen konnten 
die Züge 110 Achsen stark sein, weil dafür gesorgt wurde, daß die Züge, 
sei es als Voll- oder Leerzüge, nur in einer Richtung verkehrten, so daß 
Kreuzungen und Überholungen von Zügen unterwegs vermieden wurden. 
Sie durften aber auch nicht mehr als 55 Wagen enthalten und über 
500 m lang sein, da sonst die Ein- und Ausladerampen nicht ausreichten. 
Auch das wurde die erste Zeit nicht beachtet. Auf einzelnen Strecken 
durften Züge über 80 Achsen auch als Militärzüge nicht verkehren, weil 
die Strecken längere Steilrampen hatten, bis 1:65. Schon die Züge mit 
86 Achsen mußten hier mit 2 Zuglokomotiven gefahren werden. Auf 
anderen Strecken mußten alle Züge, die mehr als 80 Achsen führten, Vor- 


Eisenbahnbetrieb in Belgien u. Frankreich während d. Weltkrieges 1914/18. 527 


spann erhalten, z. В. auf den Strecken Ronnet—Aulnoye, Namur—Mohon, 
Charleroy—Mezieres, Charleroy—Mons, Aulnoye—Braing le Compte. Da- 
bei handelte es sich um die Hauptetappenstraßen der 2., 6. und 7. Armee 
und die wichtigen Kohlenabfuhrlinien. Längere Züge beanspruchten 
mehr Maschinen als Züge von 80 Achsen Stärke. Bei der beschränkten 
Anzahl von Lokomotiven wurde daher die Verstärkung der Züge auf 
100 Achsen betrieblich für unzweckmäßig gehalten. Neben der Zuglänge 
mußten gleichzeitig auch die Bremsprozente für die einzelnen Strecken 
festgelegt werden. Die Berechnung der erforderlichen Bremsen nach 
Gewicht hätte besonders sorgfältige Vorarbeiten bei der Zusammen- 
setzung der Züge erfordert, und damit auch Mehrarbeiten. Die Personale 
hätten schon bei der Abfahrt die Zugbildung des Zuges genau feststellen 
und an Hand der Güterwagenzettel die Bremsbesetzung festlegen müssen. 
Trotz der Vorteile der Gewichtsberechnung hatte man deshalb Bedenken, 
sie einzuführen, auch weil die im besetzten Gebiet aufkommenden Wagen 
nur in seltenen Fällen gewogen wurden. Der Wiegezwang würde eine 
nicht tragbare Belastung des Betriebes mit sich gebracht haben. 

Anfang 1915 (7. Januar) ordnete die Betriebsabteilung des Feld- 
bahnchefs neben mehreren anderen Maßnahmen die Beschleunigung der 
Zugfolge und Steigerung der Fahrgeschwindigkeit der Militärzüge von 
30 auf 40 km Grundgeschwindigkeit an. Die Verfügung des Feldeisen- 
bahnchefs lautete: 

„Maßnahmen zur Verbesserung der Betriebsführung. 

Schaffung größerer Betriebssicherheit. 

Bei eingleisigen Bahnen, Einfahrten gleichzeitig von beiden Bahn- 
hofseiten verboten; zweite Einfahrt erst gestatten, wenn erste Einfahrt 
vollendet und Zug pfahlfrei zum Stehen gekommen. 

An Signalen Fernsprechbuden aufstellen, wo Zugführer mit Station 
Verbindung aufnehmen und Weisungen erhalten kann, ohne Laufwege 
und damit Verzögerungen nötig zu machen, 

Endstellwerke mit Signalhörnern ausrüsten zum Wartezeichen 
geben. Nach Warten von 10 Minuten Sicherung des Zugschlusses durch 
Schlußbremser, wofür Zugführer verantwortlich. 

Vollständige Trennung der Fahrdienstleitung vom Bahnhofs- 
aufsichtsdienst, um Fahrdienstleiter von allem sonstigen Dienst zu be- 
freien und rasche Zugfolge sicherzustellen. Bahnhofs- und Streckenfahr- 
dienstleitung in einer Hand belassen, um unnötige Abhängigkeiten zu 
vermeiden usw, 

Hauptfahrdienstleitung im Direktionsbüro oder auf wichtigsten 


Knotenpunkten der Bewegung, um Kontrolle der Leer- und Vollzug- 
bewegung sicherzustellen, 
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Beschleunigung der Zugfolge, Steigerung der Fahrgeschwindigkeit. 

Zugfolge auf zweigleisigen Strecken muß bei Truppenverschiebun- 
gen mindestens halbstündig jederzeit durchgeführt werden können, 
Grundgeschwindigkeit bei Fahrplanaufstellung für die wichtigen Trans- 
portstraßen zu 40 km annehmen, Bei Vorspann tunlichst gleichwertige 
Zugkräfte verwenden; Notwendigkeit der Meldung des Zuggewichts 
durch Zugführer an Lokomotivführer, Kontrolle der Lokomotivgestellung 
auf Lokomotivwechselstation durch Betriebswerkmeister, der bei Truppen- 
verschiebungen dauernd anwesend sein muß. Zug- und Lokomotivführer 
und alle Fahrdienstleiter und Stationsaufsichtsbeamten unter Hinweis 
auf Bestimmungen über Amtsverschwiegenheit über Verlauf der Bewe- 
gungen innerhalb des Direktionsbezirks rechtzeitig belehren. Signal- 
versäumnisse und unnütze Aufenthalte auf den Stationen empfindlich 
bestrafen, Kontrolle am Zug durch Bahnhofskommandanturen und 
Stationsaufsichtsbeamten streng durchführen. Zu spätes Erscheinen 
dieser Stellen bei der Zugabfertigung streng verfolgen. Auf Kriegsver- 
pflegungsanstalten pünktliche Abfertigung der Züge 
strengstens durchführen.“ 

Mannschaftstransporte, Krankenzüge und die Truppentransporte 
sollten in Zügen mit 40 km befördert werden; alle anderen mit 30 km. 
Dementsprechend wurde ein neuer Militärfahrplan mit halbstündiger 
Zugfolge und 40 km Grundgeschwindigkeit aufgestellt. In Deutschland‘ 
wurden für jede Hauptetappenstraße 24 Zugpläne am Tage mit 40 km 
Geschwindigkeit vorgeschrieben. Die hierbei erzielten Reisegeschwindig- 
keiten der Truppenverschiebungen erreichten durch Aufenthalte, Ver- 
pflegungen, Tränken, Lokomotiv- und Personalwechsel 25 km/Std. Bei 
den späteren außerordentlichen Beanspruchungen 1916 durch das 
Hindenburg-Programm mußte bei dem Mehrbedarf an Lokomotiven und 
Bremspersonal und Brennstoff bei dem 40 km-Fahrplan und bei dem 
geringwertigen Schmier- und Brennmaterial in damaliger Zeit am 
1. Januar 1917 wieder zum 30 km-Militärfahrplan übergegangen werden. 
Nur bei einigen besonders günstigen Strecken konnte der 40 km-Fahrplan 
beibehalten werden, weil durch die Herabsetzung der Geschwindigkeit 
kein Personal und keine Lokomotiven gespart wurden, 

Für die Strecke Cambrai—Chaulnes erforderte dagegen 2. В. ein 
Militärzug mit 40 km Geschwindigkeit 2 Zugkräfte, also Vorspann, mit 
30 km dagegen nur 1 G7. Als Einheitszugkraft war 1915 die G5 zu- 
grunde gelegt, 

In der ersten Zeit des Weltkrieges bildeten Kraftwagen die einzige 
Möglichkeit der mündlichen Aussprache zwischen den militärischen 
Dienststellen. Nach Übergang zum Stellungskrieg wurde dem steigenden 
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Verkehrsbedürfnis Rechnung getragen zunächst durch Personenzüge, 
Später wurden Schnellzüge, innerhalb des Kriegsschauplatzes, an der 
Front entlang und nach der Heimat eingerichtet, So entwickelte sich 
hinter der Front ein dichter, den Friedensverhältnissen entsprechender 
Personenverkehr. Während aber in Deutschland ein gut ausgebauter 
Personen- und Schnellzugfahrplan bestand, mußte er auf den Bahnen 
in Belgien und Frankreich erst in allen seinen Einzelheiten neu aufgebaut 
werden. Der erste Schnellzug an der Front entlang war ein Sonderzug 
des Generals у. Falkenhayn. Falkenhayn besuchte am 22, Dezember 1914 
vom Hauptquartier aus die Armee-Oberkommandos der 4., 6. und 
2. Armee. Der Zug hatte eine Höchstgeschwindigkeit von 70 km und 
eine Reisegeschwindigkeit von 50 bis 60 km. Die Durchführung des 
Sonderzuges brachte für damalige Zeiten einen großen Fortschritt. Außer 
der Zeitersparnis und der Annehmlichkeit der Bahnfahrt im Winter 
statt im Kraftwagen gestattete die Durchführung des Zuges dem Heer- 
führer während der Fahrt die Besprechungen der Kriegslage an Hand der 
Karten fortzusetzen. Der Sonderzug wurde pünktlich durchgeführt. Zu- 
fällig hatte der Verfasser den Befehl, ihn zu begleiten. General v. Falken- 
hayn äußerte nach der Fahrt seine Befriedigung über die Annehmlichkeit 
der Durchführung des Sonderzuges. Bei Sonderzügen mußten die Über- 
wege in Schienenhöhe bewacht und die Wegeschranken durch Eisenbahn- 
bedienstete geschlossen werden. Es wurde daher auf allen Hauptstrecken 
eine Bahnbewachung für Sonderzugverkehr eingerichtet. Für die Siche- 
rung der Wegeübergänge für den Schnellzugverkehr wurden in dem rück- 
liegenden Gebiet einheimisches Eisenbahnpersonal herangezogen und 
Drahtzugschranken einfacher Art eingebaut. In Anlehnung an die Bau- 
und Betriebsordnung wurden ferner besondere Grundsätze zur Sicherung 
der Wegeübergänge aufgestellt. Wie hierbei, so kam es überhaupt bald 
allgemein nach und nach auf allen Gebieten zur Einführung der hei- 
mischen Betriebsvorschriften. 


Im Hinblick auf die Ersparnis an ВНР Een wurde wäh- 
rend des Krieges 1917 wie in Deutschland, so auch im besetzten Gebiet 
die Sommerzeit eingeführt. Sie hat sich durchaus bewährt. Die beim 
Übergang von der Winter- zur Sommerzeit und umgekehrt mit der Vor- 
bzw. Rückstellung der Uhr um 1 Stunde verbundene Fahrplanänderung 
brachte Erschwernisse mit sich, wurde aber reibungslos durchgeführt. 


Besondere Maßnahmen erforderte die Durchführung des Urlauber- 
verkehrs. Bei der langen Kriegsdauer wuchs der Urlauberverkehr stark 
an, Zunächst suchte man die Beförderung der Urlauber durch Verdoppe- 
lung der Schnellzüge zu bewältigen; dies führte aber zu Überlastung 
der Züge. Manche mußten in 3 oder 4 Teilen gefahren werden. So. кат 
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es vom August 1915 ab dazu, besondere Urlauberzüge nach der Heimat 
einzulegen. Auf dem westlichen Kriegsschauplatz wurden Ende 1917 täg- 
lich 30 000 Mann in jeder Richtung in 21 Urlauber-Schnellzügen befördert. 
Der Urlauberverkehr bereitete erhebliche Betriebsschwierigkeiten, auch 
weil die Urlauber bei der Rückfahrt zur Front oft von den Urlauber- 
zügen in die etwas schneller fahrenden D-Züge übergingen. Auch strenge 
Vorschriften hatten hier wenig Erfolg. Am wichtigsten war es, die 
Truppen genau über die Lage der Züge von und nach der Front auf- 
zuklären, Die Urlauberzüge hatten zunächst eine Geschwindigkeit von 
60 km; später wurde sie mit Rücksicht auf den Lokomotivenbestand auf 
50 km herabgesetzt. Die Schnellzüge fuhren mit 70 km Geschwindigkeit. 

Für den Personenzugverkehr wurden schon Anfang 1915 von den 
MEDen Taschenfahrpläne aufgestellt und ausgegeben. Sie enthielten 
eine Übersichtskarte der Strecken mit Unterscheidung der zwei- und ein- 
gleisigen Linien, einige allgemeine Bemerkungen und ein alphabetisches 
Stationsverzeichnis; dann folgten die wichtigsten Reiseverbindungen im 
Fernverkehr und hierauf der Personenzugfahrplan. 

Bei Ausarbeitung des Fahrplanes mußte auf die Langsamfahrstellen 
Rücksicht genommen werden. Für den Dienstgebrauch wurden besondere 
Fahrplanbücher aufgestellt, die die Steigungsverhältnisse, Zugstärken 
usw. enthielten. 

Erwähnt sei hierbei noch, daß schon damals im Kriege Züge fuhren, 
die man im besten Sinne des Wortes als KdF.-Züge ansprechen kann. Sie 
brachten die Truppen in Sonderfahrten aus der Ruhestellung nach Ost- 
ende und Blankenberge, um ihnen durch ein Bad im Meer von den Ge- 
fahren und Anstrengungen Erholung zu geben. 

Im August 1915 wurden 64 Badezüge mit 99 000 Mann nach Ostende 
und Blankenberge und Heist gefahren. Dazu kamen noch 39 000 Personen 
in planmäßigen Zügen, Die Gesamtzahl der zum Baden zum Meeresstrand 
gefahrenen Soldaten betrug also in dem einen Monat 138 000 Mann. 


Der Wagendienst. 


Der Wagendienst hat sich bei den Militär-Eisenbahndirektionen 
und Linienkommandanturen im besetzten Gebiet je nach den örtlichen 
Verhältnissen verschieden entwickelt. Im allgemeinen hat er aber doch 
in den Grundzügen den gleichen Werdegang durchgemacht. 

Der öffentliche Güter- und Personenverkehr ruhte im besetzten 
Gebiete in den ersten Kriegswochen. Es gab auf den Bahnen nur Truppen- 
transporte. Die Züge kamen aus Deutschland und liefen nach Entladung 
leer oder als Gefangenen- oder Verwundetenzüge nach dort zurück. In 
einzelnen Fällen wurden sie auch zu Truppenverschiebungen hinter der 
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Front benutzt. Bei dem noch wenig ausgebauten und stark überlasteten 
Fernsprechnetz mußte den Stationen der Befehl für die Leerzugbildung 
durch Auto übermittelt werden, sofern nicht die Einladekommissare selb- 
ständig eingriffen, Die Benutzung der vielen im besetzten Gebiet erbeu- 
teten Wagen (über 100 000) für Transporte kam damals nicht in Frage, 
denn sie waren nicht für Militärtransporte eingerichtet, und Ausrüstungs- 
stationen gab es noch nicht. Ja, diese vielen Wagen waren für den Betrieb 
sogar zunächst hinderlich. Denn manche Bahnhöfe, z. B. Ostende und 
Brügge, waren bei ihrer Inbesitznahme so mit Güterwagen und Lokomo- 
tiven vollgefahren, daß die Entladung der Transportzüge erschwert 
wurde. Die erbeuteten Wagen mußten zum Teil nach Deutschland abge- 
schoben werden, um die Bahnhöfe aufnahmefähig zu machen. Eine eigent- 
liche Wagenbestands- und Bedarfsmeldung der Stationen fehlte und war 
damals auch noch nicht erforderlich. 


Die beladenen Wagen kamen mit den Nachschubzügen aus Deutsch- 
land und liefen leer nach dort zurück, Im besetzten Gebiet selbst wurden 
keine Wagen beladen. 

Dies wurde wesentlich anders, als mit dem Stellungskriege im 
Westen die großen Truppentransporte aus Deutschland im allgemeinen 
aufhörten und Truppenverschiebungen hinter der Front größere Bedeu- 
tung erlangten. Jetzt wurden genaue Wagenmeldungen nötig, da die 
Leerzüge für diese Transporte aus den eigenen Wagenbeständen gebildet 
werden mußten. Schon am 26. September 1914 wurden daher von der 
MED I in Brüssel Meldungen über den Bestand und Bedarf der Stationen 
an Offiziers-, Mannschafts-, Pferdefahrzeug- und O-Wagen angeordnet. 
Um die Heimat zu entlasten, wurden im Stellungskriege Zement, Kies, 
Steinschlag und Kohle usw. im besetzten Gebiet, so weit möglich, selbst 
gewonnen, Gleichzeitig wurde Kriegsbeute verladen und nach Deutsch- 
land geschickt. Im Februar 1915 wurde außerdem der beschränkte öffent- 
liche Güterverkehr wieder zugelassen. Es wurden daher zur Über- 
wächung des Wagendienstes der Betriebsabteilung der MEDen und 
Linienkommandanturen im besetzten Gebiet besondere Wagenbüros an- 
gegliedert. Sie hatten die Wagenmeldung und -gestellung zu regeln. Den 
Ausgleich in der Wagengestellung für die MED I Brüssel (später 
Lille), III Charleroy und die Linienkommandantur Lüttich regelte die 
Linienkommandantur Lüttich, später die Militär-Generaldirektion 
Brüssel. Sie hatte die fehlenden Wagen durch Vermittlung der Eisen- 
bahndirektion Köln bei dem Hauptwagenamt Berlin anzufordern. Für 
die MED II Sedan und die Linienkommandantur Luxemburg bewirkte 
das Wagenbüro der Generaldirektion der Reichseisenbahnen in Straßburg 
den Wagenausgleich. 
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Die Wagenbestands- und Bedarfsmeldungen wurden die erste Zeit 
stationsweise gegeben. Dies erwies sich aber bald als unzweckmäßig, 
denn bei der starken Inanspruchnahme der Telephonleitungen (Tele- 
graphenleitungen waren noch nicht ausgebaut) für die Betriebsleitung 
war es ganz unmöglich, die Wagenmeldungen rechtzeitig zu erhalten, 
Sie waren oft abends noch nicht vollzählig eingegangen. Es wurden des- 
halb bei der MED I Telephonsammelstellen eingerichtet, die die Mel- 
dungen mehrerer Stationen als eine Meldung an die MED weitergaben. 
Zur Entlastung des Wagenbüros der Direktion, das durch die Bildung 
der Leerzüge für Militärzüge sehr stark beansprucht war, wurde diesen 
Stationen später auch der Wagenausgleich (Wagenverteilungsstelle) für 
eine Reihe von Bahnhöfen übertragen. Um Umleitungen, Fehlleitungen, 
Rückläufe und Gegenläufe zu vermeiden, wurden Leitungsvorschriften 
(bei der MED I am 28. Dezember 1914) aufgestellt und an die Bahn- 
höfe und Betriebskompanien, Betriebsämter und Betriebsabteilungen 
verteilt. Die Wagenmeldungen waren die erste Zeit recht ungenau. Zum 
Teil kam dies daher, daß bei den Ämtern und Kompanien nicht genug 
Leute waren, die sich schon früher mit dem Wagendienst beschäftigt 
hatten. Dann hatten die Ämter und Stationen aber auch viel mit anderen 
dringenden und wichtigen Arbeiten (Bildung und Durchführung von 
Militärzügen, Ausbau von Signal- und Sicherungsanlagen, Verbesserung 
der Bahnhofsanlagen usw.) zu tun, so daß für den Wagendienst oft nicht 
genug Zeit übrigblieb. Zu berücksichtigen ist auch, daß manche Strecken 
und viele Anschlüsse unbesetzt waren. Die Direktionen waren bei dem 
starken Nachschub der Armeen aus Deutschland Überschußgebiet. Es 
wurden etwa 700 O und 400 G an die Nachbarverwaltungen und Deutsch- 
land abgegeben. Täglich wurden im September 1916 1400 O- und 800 G- 
Wagen im Bezirke der MED I zur Beladung angefordert und gestellt. 
Der Wagenpark bestand etwa zur Hälfte aus erbeuteten Wagen. 

In der ersten Kriegszeit hatten sich Mannschaften des Landsturmes 
und anderer Truppenteile Eisenbahnwagen als sogenannte Wohnwagen 
eingerichtet, Ein Bedürfnis für solehe Wohnwagen wurde später nur 
für die längere Zeit auf der Strecke abseits von benachbarten Ortschaften 
tätigen Baukompanien anerkannt. Diese Züge wurden außerdem seit 
Januar 1915 aus belgischen und französischen Wagen gebildet. Die Be- 
nutzung der Wagen wurde nachgeprüft und unnötige Wagen wurden 
dem öffentlichen Verkehr zugeführt. Genaue Wagenmeldungen wurden 
mit der Zeit immer notwendiger, Die Anforderungen des Militärgüter- 
verkehrs stiegen. Der öffentliche Verkehr spielte bis auf die Kohlen- 
transporte bei den MEDen kaum eine Rolle, Beim Militärgut stellte 
die Beuteabfuhr zeitweilig große Anforderungen an den Wagendienst. 
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Es handelte sich um die Abfuhr von Rohstoffen (Wolle, Salpeter, Kupfer, 
Hanf, Werkzeugmaschinen usw.), die im’besetzten Gebiet für die Militär- 
verwaltung beschlagnahmt und nach Deutschland abgefahren wurden. 
Die Wagengestellung für Beute erreichte im Bezirk der MED I einen 
ziemlich erheblichen Umfang. Sie stellte sich im Januar 1915 auf 
250 Wagen, im Februar 285 Wagen, im März 335 Wagen und im April 
473 Wagen täglich. Auf einem Bahnhof wurden wochenlang täglich 
200 Wagen beladen, Die Wagengestellung für die Beuteabfuhr war da- 
durch erleichtert, daß bei den Proviantämtern, Pionierparks und 
Munitionsdepots an der Front ständig aus Deutschland beladen ein- 
gehende Wagen leer wurden, die auf dem Rücklaufe nach Deutschland 
tür die Beuteabfuhr ausgenutzt werden konnten. Im Sommer 1915 ließ 
die Beuteabfuhr nach. 

Zu dem Wagenbedarf für Beute kamen die steigenden Anforde- 
rungen der wieder in Betrieb genommenen französischen und belgischen 
Kohlengruben. Wurden doch im besetzten Gebiet Anfang 1916 täglich 
4000 Wagen Kohle zum Teil dicht hinter der Front beladen. Daneben 
wurden Kohlen auf dem Wasserwege (Kanäle) (s. Karte 2) abgefahren. 
Nach der Karte 2, die die Kohlenförderung im französischen Kohlen- 
becken zeigt, wurden am 24. Juni 1916 auf dem Wasserwege 2330 t und 
auf dem Eisenbahnwege 3390 t, zusammen also 5720 t Kohle abbefördert. 
Der gesamte Wasserumschlag der MED I betrug am 20. Juni 1916 von 
Bahn zu Schiff 250 Wagen Kohle und von Schiff zur Bahn 550 Wagen 
meist Kies und Steinschlag. Die Wagengestellung wurde dadurch be- 
günstigt, daß auf den Gruben viele Wagen erbeutet wurden. Insgesamt 
wurden in Belgien und Frankreich fast 80 000 O-Wagen beschlagnahmt. 
Zur Gewinnung dieser Wagen war übrigens bei der MED І Lille von 
der Betriebsabteilung zeitweilig ein besonderes Wagensuchkommando 
unter Leitung eines Offiziers einer Baukompanie eingerichtet. Es hatte 
den Auftrag, auf den Gruben und Anschlußgleisen, die z. T. (z. B. bei 
Lens) im feindlichen Feuer lagen, planmäßig alle Wagen, außer den- 
jenigen, die für die wieder in Betrieb genommenen Gruben nötig waren, 
dem öffentlichen Verkehr zuzuführen. Vorher wurden die Wagen auf 
ihre Lauffähigkeit hin untersucht und kleinere Ausbesserungen vorge- 
nommen, Mehrfach waren die Gleisanschlüsse durch feindliche Artillerie 
zerschossen und mußten erst instand gesetzt werden, ehe die Wagen 
abgeholt werden konnten. Die Überführung konnte z. Т. auch nur nachts 
durch Verschiebung mit der Hand erfolgen. Sofern Wagen für den inneren 
Verkehr der Gruben unbedingt nötig waren, wurden dazu Rangierwagen 
überwiesen, die im öffentlichen Verkehr (z. В. wegen der Kettenkuppe- 
lung) nicht laufen konnten. 


Abbefürderte Kohlenmengen 
in Tonnen am 28.Juni 198 ег 


7 der im Bezirk 


Bapaume 
auf dem Wasserwege 


der Eisenbahn 


123901) insgesamt 57201 


Karte 2. 
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Werfen wir nun einen Blick auf die Schwierigkeiten, die sich aus 
dem ständig steigenden Bedarf der Front durch den Nachschub an Mu- 
nition, Verpflegung, Pioniergütern, Wegebaustoffen usw. ergaben. Welche 
Mengen an Verpflegung eine Truppe benötigt, hatte man schon im 
Frieden festgestellt. Welche bedeutenden Mengen an Pioniergütern 
(Steine, Sand, Kies, Zement, Schutzhütten, Holz, Draht usw.) aber der 
Stellungskrieg erfordern würden, hatte keiner vorausgesehen. Gingen 
doch im besetzten Gebiet selbst in ruhigen Zeiten auf einzelnen kleineren 
Bahnhöfen hinter der Front, die im Frieden nur während der Rübenernte 
einigen Verkehr hatten, jetzt neben dem Proviant und der Munition täg- 
lich ganze Züge mit Steinschlag, Schutzhütten, Holz usw. ein. Dabei 
konnte die Entladung z. T. nur nachts auf den unter feindlichem Feuer 
liegenden Bahnhöfen stattfinden. Von den Spitzenbahnhöfen wurden die 
Pioniergüter zum Teil auf Klein- und Förderbahnen nachts in die Stel- 
lung gebracht. Die Pioniergüter und auch die übrigen Militärgüter kamen 
zum großen Teil aus Deutschland, zum Teil wurden sie auch im besetzten 
Gebiet gewonnen. Bei der Entladung dieser Massengüter ergaben sich 
manche Schwierigkeiten. So ließ die erste Zeit die Entladung durch die 
Truppen sehr zu wünschen übrig. Der Zulauf war oft größer als der 
Bedarf, und die Truppen hatten nicht genügend Interesse an einer 
schnellen Entladung. Weiter wurde die Entladung oft durch Beschießung 
und Fliegerangriffe gestört. Auch wurde die Zustellung der Wagen bei 
Truppenverladungen erschwert. Überhaupt zeigte sich, daß vor und nach 
Truppentransportbewegungen leicht Verkehrsstockungen eintraten, da 
beim Austausch der Truppen die Entladung nachließ, der Zulauf aber 
nicht eingeschränkt werden konnte. Durch das Herausziehen von Truppen- 
teilen und ihr Einsetzen an einer anderen Stelle verschob sich auch der 
Wageneingang der Stationen. Er verteilte sich in erster Linie auf alle 
die kleineren und größeren Bahnhöfe unmittelbar hinter der Front. Es 
fanden damals keine Kämpfe an der Front statt. Der Eingang an Mu- 
nition war daher ziemlich gering. Bei schweren Kümpfen, z.B. der 
Sommeschlacht, stieg der Bedarf an Munition gewaltig an. 

Nachteilig für den Wagendienst war auch die Auswechselung der 
Bau- und Betriebskompanien durch neue Betriebskompanien und Be- 
triebsämter, die im dienstlichen Interesse wegen anderer Verwendung 
der Bautruppen bzw. Betriebskompanien nötig wurde. Die Bediensteten 
mußten sich dann immer erst in die neuen Verhältnisse einarbeiten. 

Dem Wagendienst im besetzten Gebiet und besonders bei den 
Militär-Bisenbahndirektionen wurden also manche anderen Aufgaben 
gestellt als in Deutschland. Die Verrechnung und Buchung der Einnah- 
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men aus dem Güterverkehr spielten dabei eine untergeordnete Rolle, da 
es sich beim Güterverkehr im besetzten Gebiet fast nur (80—90 %) um 
fracht- und standgutfreies Militärgut handelte. 

Zur Erreichung eines schnellen Wagenumlaufs kam es vor allen 
Dingen bei den z. T. beschränkten Bahnhofsanlagen darauf an, den Zu- 
lauf an beladenen Wägen der Entlademöglichkeit der Bahnhöfe ent- 
sprechend, zu regeln, die Entladung möglichst zu beschleunigen und für 
schnellen Ablauf der Wagen Sorge zu tragen. Die Entladung richtet sich 
neben der Größe der Gleisanlagen nach der Zahl der verfügbaren Arbeits- 
kräfte, Durch Zählungen über die täglich entladenen und die beladen 
zulaufenden Wagen und durch Feststellung der länger als 48 und 
24 Stunden auf den Bähnhöfen oder Verteilungsstellen beladen abge- 
stellten Wagen wurde immer wieder unmittelbar oder durch Vermittlung 
der Bahnhofsbeauftragten bei den einzelnen Armeen auf eine schnelle 
Entladung durch die Truppen hingewirkt. Dabei wurde der Wagen- 
umlauf durch örtliche Kontrollen unterstützt. Bei den Ämtern und Kom- 
panien wurden Beamte bestimmt, die sich vorwiegend dem Wagendienst 
zu widmen hatten. Zur Prüfung des Wagendienstes wurden genaue Be- 
stimmungen erlassen. Von den Truppen wurden besonders Ausladetrupps 
unter Leitung von Offizieren eingerichtet. Weiter wurde bei großem 
Zulauf Nacht- und Sonntagsarbeit durchgeführt. Um den Zulauf der 
beladenen Wagen der Entladung anzupassen, war eine genaue Über- 
wachung des Güterzugdienstes und Wageneinganges auf den Verteilungs- 
und Spitzenbahnhöfen und ihrer Entladung nötig (Jänecke, Betriebs- 
überwachung bei der großen Schlacht in Frankreich. Verkehrstechnik 
1924, Nr. 11.) 

Durch Meldungen der Frontbahnhöfe wurde der Wagendienst über- 
wacht. Die nachts zu erstattenden Meldungen über die täglichen Wagen- 
Ein- und -Ausgänge zeigten die jeweiligen Belastungen der Bahnhöfe, 
die Zahl der vorhandenen leeren Wagen, die zur Be- und Entladung ge- 
stellten Wagen und die überständigen und abgestellten Wagen. Die Mel- 
dungen lagen morgens früh beim Amt vor. Dort, wo die Entladung mit 
dem Zulauf an beladenen Wagen nicht Schritt hielt, wurde unmittelbar 
oder durch telephonische Verständigung der Bahnbeauftragten der Armeen 
auf schnellere Entladung hingewirkt. 

Gleichzeitig wurde für Ablauf der leeren Wagen durch Gestellung 
von Lokomotiven und Personal gesorgt. Der Zulauf der beladenen Wagen 
nach den überfüllten Bahnhöfen wurde durch Abstellung auf rück- 
liegende Bahnhöfe eingeschränkt und nur soviele Wagen zugeführt, als 
die Bahnhöfe verarbeiten konnten. Diese Art der Überwachung des 
Wagendienstes und Regelung des Wagenumlaufes und Leerwagenablaufes 
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hat sich vorzüglich bewährt. Bei der großen Schlacht in Frankreich 
wurde so auf den Frontbahnhöfen der 18. Armee trotz des gewaltigen 
Nachschubes und der starken Belastung der Bahnhöfe durch Truppen- 
transporte jede Stockung und Verstopfung der Bahnhöfe vermieden. 

Sobald sich im Stellungskriege ziemlich feste Verhältnisse heraus- 
gebildet hatten, wurde zur Deckung des Wagenbedarfs der Kohlengruben 
der freie Ablauf der O-Wagen eingeführt. Vorher war schon zur Ent- 
lastung der Spitzenbahnhöfe angeordnet, daß die dort leer werdenden 
Wagen nach bestimmten größeren Bahnhöfen hinter der Front ablaufen 
durften, ohne die Wagenverfügung abzuwarten. Beim Ablauf der leeren 
O-Wagen wurden zunächst die deutschen und die erbeuteten Wagen ver- 
schieden behandelt. Die deutschen Wagen rollten nach Deutschland ab 
und die erbeuteten Wagen wurden dem französischen oder belgischen 
Kohlenbecken zugeführt. Bei der starken Belastung der Bahnhöfe ließ 
sich diese Trennung auf die Dauer nicht durchführen. Im Jahre 1916 
wurde daher zur Einschränkung der Verschubarbeiten und zur Vermei- 
dung von Leerläufen die unterschiedliche Behandlung der deutschen und 
erbeuteten Wagen aufgehoben. 


Von den Wagenbüros der Betriebsabteilungen der Eisenbahndirek- 
tionen wurden eingehende Bestimmungen über den Wagendienst erlassen. 


Der gesamte Wagendienst wurde von den ersten Anfängen im Herbst 
1914 an durch die Betriebsleitung (Abteilung II) der Direktionen neu 
aufgebaut und überwacht. Im Jahre 1916 wurden im Operationsgebiet 
bei den MEDen Militär-Verkehrsämter eingerichtet, die neben den Be- 
triebsämtern eine eingehendere örtliche Prüfung des Wagendienstes 
herbeiführen sollten. Sie wurden den neuerrichteten Abteilungen V bei 
den Direktionen unterstellt, auf die damit die verkehrstechnische Prü- 
fung im Wagendienst überging, während die gesamte Wagenverteilung 
und Wagengestellung für den Güterverkehr und die Militärtransporte 
bei der Betriebsleitung (Abteilung Ш) verblieben. 


Regelung der Militärtransporte. 


Beim Aufmarsch war die Durchführung der Militärtransporte in 
jahrelanger Arbeit in allen Einzelheiten genau vorbereitet, Bei Besetzung 
von Belgien und Frankreich und auch bei der Marneschlacht brauchten 
die Transporte nur durchgeleitet zu werden und liefen dann nach Ent- 
ladung leer nach der Heimat zurück. 

Schon beim Rennen zum Meer wurde die Arbeit der Bahnen im be- 
setzten Gebiet eine andere, Es mußten für die an der Front entlang 


geführten Transportzüge im besetzten Gebiet die Leerzüge gebildet 
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werden. Bei den unzureichenden Fernsprechanlagen und Schwierigkeiten 
der Zugbildung trafen die Leerzüge oft verspätet oder auch in falscher 
Zusammensetzung auf den Einladebahnhöfen ein. Bei den Betriebs- 
schwierigkeiten im September und Oktober 1914 stieß die Leerzugbildung 
und Durchführung der Vollzüge an der Front entlang auf viele Schwierig- 
keiten. 

Im Stellungskrieg kam es nun darauf an, im Westen mit so wenig 
Truppen wie möglich auszukommen, um im Osten alle verfügbaren 
Truppen für die Operationen einsetzen zu können, Voraussetzung dafür 
war, daß die wenigen Reserven an der Westfront schnell und pünktlich 
jederzeit an den bedrohten Punkten mit Hilfe der Bahnen eingesetzt 
wurden. Den Bahnen fiel damit im besetzten Gebiet eine außerordentlich 
wichtige, ja entscheidende Aufgabe für die Kriegführung zu. Mit dem 
Stellungskriege ging die Zahl der Transportzüge zunächst zurück, Aus 
Deutschland kamen fast überhaupt keine Transporte mehr. Dafür mußten 
aber in steigendem Maße Züge im Bezirke der MEDen selbst gebildet 
und ein- und ausgeladen werden. Hiermit stiegen die Anforderungen an 
die Bahnen im besetzten Gebiet außerordentlich. Erfreulicherweise nahm 
aber auch mit der Besserung des Betriebs der Eisenbahn ihre Leistung zu, 
so daß es den Bahnen glänzend gelang, ihre schwierige, verantwortliche 
Aufgabe zu lösen. Zur richtigen Beurteilung der Leistungen der Bahnen 
soll einmal kurz dargelegt werden, wie sich der Transport der Truppen 
bei der Bahn abspielte. 

Für die Eisenbahn zerfällt die Durchführung eines Militär- 
transportes immer in drei Teile. Zunächst handelt es sich um die Leerzug- 
gestellung, dann um die Durchführung des beladenen Transportzuges 
und endlich um die Rückführung bzw. Auflösung des Leerzuges. 


Der Leerzug muß der Stärke und Gliederung der zu befördernden 
Truppe entsprechend aus den nötigen Offiziers-, Mannschafts-, Pferde- 
und Fahrzeugwagen gebildet werden, Dann ist die Lokomotiv- und Per- 
sonalgestellung zu regeln und der Leerzug so rechtzeitig dem Einlade- 
bahnhof zuzuführen, daß bis zur Abfahrt des Transportes genügend Zeit 
für die Verladung der Truppen zur Verfügung steht. Nach dem Eingang 
des Leerzuges wird er an der Militärrampe laderecht gestellt. Bei dich- 
ter Zugfolge müssen mehrere Einladebahnhöfe und Rampen für die Ver- 
ladung herangezogen werden. Die Verladezeit richtet sich nach dem zu 
befördernden Truppenteil. Infanterie kann schneller verladen werden als 
Artillerie mit den schweren Geschützen und vielen Fahrzeugwagen. 

Wie für den Leerzug ist nun auch für den Vollzug die Lokomotiv- 
und Personalgestellung und bei weiten Entfernungen auch der Lokomo- 
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tiv- und Personalwechsel unterwegs zu regeln. Während der Fahrt 
müssen die Mannschaften an zeitlich möglichst günstig gelegenen Sta- 
tionen verpflegt werden. 

Um die pünktliche Durchführung der Transportbewegung sicher- 
zustellen, wird der Lauf der Leer- und Vollzüge genau verfolgt. Bei 
Störungen des Zuglaufes wird sofort nach Eingang der Meldung ein- 
gegriffen. Die Züge müssen über andere Strecken umgeleitet, an anderen 
Bahnhöfen entladen werden usw. usw. Wie bei der Einladung, so sind 
auch für die Ausladung bei dichter Zugfolge mehrere Bahnhöfe und 
Militärrampen nötig. Alsbald nach der Laderechtstellung und Entladung 
der Transporte muß die Militärrampe für nachfolgende Züge geräumt 
und der Leerzug abgefahren bzw. für einen anderen Transport verwendet 
werden. 

Ein praktisches Beispiel aus dem Jahre 1916, als sich der Betrieb 
an der Westfront auf den Eisenbahnlinien schon gut eingespielt hatte, 
möge diese allgemeinen Ausführungen ergänzen. Es handelt sich um die 
Ablösung eines ruhebedürftigen Korps. Es soll bei Ypern aus der Front 
herausgezogen und in die Ruhestellung bei Kortryk und Brügge gebracht 
werden. Alle solche Verschiebungen wurden fast ausschließlich mit Hilfe 
der Eisenbahnen durchgeführt. Ständig wurden kleinere und größere 
Truppenverbände durch die Eisenbahn ausgewechselt. Zunächst fanden 
nun Verhandlungen der Transportabteilung der MED I Lille mit dem 
Bahnbeauftragten der 4. Armee und dem Armeeoberkommando in Thielt 
statt, Es wurden das Ein- und Ausladegebiet, die Ein- und Auslade- 
bahnhöfe und die Reihenfolge der Truppentransporte im allgemeinen 
festgelegt. Darauf stellte der Bahnbeauftragte einen Übersichtsplan 
über die abzubefördernden Truppen auf. 

Das Korps gliederte sich in 2 Divisionen mit 3 Brigaden, den Ka- 
vallerieabteilungen usw. In dem Übersichtsplan wurden die Truppenteile 
besonders kenntlich gemacht, die bei den im vorliegenden Falle geringen 
Entfernungen zu Fuß marschierten. Weiter wurden vom Bahnbeauftrag- 
ten der Armee die Truppenteile, die mit der Bahn befördert werden 
sollten, genau aufgeführt unter Angabe der Transportstärke, der Zahl 
der Offiziere, Mannschaften, Pferde und Fahrzeuge. Gleichzeitig wurden 
die Einladebahnhöfe und Abfahrtstage den örtlichen Unterkunftsverhält- 
nissen und Vereinbarungen mit der Armee entsprechend eingetragen. Im 
vorliegenden Falle wurde diese Zusammenstellung vom Bahnbeauftragten 
als Telegrammbrief der Transportabteilung (Abteilung I) der MED I 
übersandt. Bei dringenden Transporten erfolgte die Benachrichtigung 
telephonisch. 

BIM 
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Von der Transportabteilung wurden nun die Fahrtlisten für die 
Truppenverschiebung aufgestellt, d. h. es wurden zunächst nach der 
Transportstärke, also z. В. (Fahrt Nr. 16 356) für eine Batterie mit 
3 Offizieren, 124 Mann, 111 Pferden und 11 Fahrzeugen, die Zusammen- 
setzung des Zuges mit 1 Offizier-, 2 Mannschafts-, 19 Pferde- und 2 Fahr- 
zeugwagen festgelegt und gleichzeitig der Ausladebahnhof endgültig 
bestimmt. Weiter wurde dem Transport eine Fahrtnummer gegeben und 
nach dem von der Betriebsabteilung (Abteilung II) aufgestellten Militär- 
fahrplan für die einzelnen Truppentransporte der genaue Fahrplan der 
Vollzüge, die Abfahrt, Durchfahrt der Züge und ihr Eingang auf den 
Ausladebahnhöfen festgelegt. 

Schon vor Aufstellung der Fahrtliste durch die Transportabteilung 
wurden die Betriebsabteilungen telephonisch von der Transportbewegung 
unterrichtet. Dies war schon deshalb unbedingt nötig, weil ja der Leer- 
zug vor dem Vollzug gebildet und in Bewegung gesetzt werden mußte, 
Seine rechtzeitige Bildung und Zuführung zum Einladebahnhof war die 
Voraussetzung für die pünktliche Durchführung der Truppentransporte, 
Um die Leerzugbildung sicherzustellen und zu beschleunigen, wurden 
auf bestimmten Bahnhöfen Wagenzüge als Bereitschafts- oder als Re- 
servezüge aufgestellt. Von der Betriebsabteilung erhielten nun die Bahn- 
höfe telegraphisch und bei dringenden Transporten telephonisch Anwei- 
sung über die Bildung der Leerzüge und ihre Zuführung zu den Einlade- 
bahnhöfen. Gleichzeitig wurde die Lokomotiv- und Personalgestellung 
geregelt. Die Leerzüge wurden aus den abgestellten Bereitschaftszügen 
gebildet. Die Vollzüge fuhren nach der Transportliste, die entladenen 
Leerzüge kehrten nach den Abstellbahnhöfen zurück und wurden hier 
wieder in der vorgeschriebenen Zusammenstellung der Bereitschaftszüge 
gebildet. 

Damit war aber die Arbeit der Betriebsabteilungen nicht erschöpft, 
Es mußte jetzt der Leerzug- und Vollzuglauf jedes einzelnen Zuges nach 
den telephonischen Meldungen der Stationen genau verfolgt und bei 
Transporten über den Bezirk hinaus den Nachbardirektionen vorgemeldet 
werden, um diesen die Lokomotiv- und Personalgestellung und pünktliche 
Durchführung des Transportes zu erleichtern, die Verpflegung zu regeln 
und um die Armee rechtzeitig von dem Eintreffen zu verständigen. Nach 
den eingehenden Meldungen wurde der Lauf der Transportzüge graphisch 
aufgetragen und dem Feldeisenbahnchef eingereicht. 

Die Hauptsache bei Verfolgung des Zuglaufes war, im Tag- und 
Nachtdienst alle Unregelmäßigkeiten im Zuglauf aufzuklären und sofort 
einzugreifen, wenn durch Unfälle, Fliegerangriffe und Beschießungen 
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oder aus anderen Gründen Stockungen eintraten und die Gleise nicht 
benutzt werden konnten. Durch Umleitungen, Verlegungen der Ausladung 
nach anderen Bahnhöfen und Zurückhaltung einzelner Transporte wurde 
dafür gesorgt, daß die Transportbewegung trotz aller Schwierigkeiten 
pünktlich und sicher durchgeführt wurde, Das sieht sich nun alles sehr 
einfach an. Aber zu den Transportauswechselungen bei ruhiger Front, 
wie oben beschrieben, traten bei Kampfhandlungen große Truppen- 
verschiebungen von einer zur anderen Armee, Hierbei waren täglich nicht 
nur 8 Züge, wie bei der Auswechselung der Transporte bei Ypern ein- 
und auszuladen, Bei der Schlacht von Arras im Juni 1915 waren 78 Züge 
und bei der Sommeschlacht im Juli—August 1916 128 Transportzüge 
allein im Bezirk der MED I im bedrohten Gebiet täglich auszuladen. 
Für all diese Züge mußten von der Transportabteilung Fahrtlisten auf- 
gestellt werden. Von der Betriebsabteilung war die Leerzugbildung und 
die Lokomotiv- und Personalgestellung zu regeln. Jeder Leerzug und 
Vollzug mußte genau verfolgt werden, und mit allen Mitteln war dahin 
zu arbeiten, auch bei schwersten Störungen des Betriebes die pünktliche 
Durchführung der Transporte zu erreichen. 

Die maschinentechnische Abteilung hatte dabei die Lokomotiv- 
gestellung sicherzustellen und die Abteilung für Telegraphen und Siche- 
rungswesen für den Ausbau der Fernsprechleitungen und ihre Wieder- 
herstellung zu sorgen. 

Der Schwerpunkt der Arbeit lag aber wohl bei der Betriebsabtei- 
lung, die die Bildung der Leerzüge und ihre Zuführung zu den Einlade- 
bahnhöfen, die Lokomotiven- und Personalgestellung zu regeln und den 
gesamten Betrieb ständig zu überwachen hatte, und für die pünktliche 
Durchführung der Truppenbewegungen verantwortlich war. 


Bereitschafts- und Reservezüge. 


Die Notwendigkeit der ständigen Fahrtbereitschaft und des 
schnellen Einsatzes von Truppenverschiebungen auf allen Teilen der 
Westfront führte dazu, „Bereitschaftszüge“ aufzustellen, die in kür- 
zester Frist Truppen hinter der Front der einzelnen Armeen an die be- 
drohten Punkte der Front bringen konnten. Hierbei handelte es sich 
in erster Linie um die Beförderung von Infanterie. Die bespannten und 
motorisierten Verbände und der Train benutzten die Straßen. Ent- 
sprechend waren die Bereitschaftszüge in erster Linie aus Offiziers- 
und Mannschaftswagen, ohne Pferde- und Fahrzeugwagen, gebildet. 

Die erste grundlegende Verfügung des Feldeisenbahnchefs (15. No- 
vember 1914) über die Bildung von Bereitschaftszügen lautete: 
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„Betrifft Neubildung von Wagenreserven. 

A. Zur freien Verfügung der MEDen I, II und III, Linienkomman- 
danturen Brüssel, Lüttich, Luxemburg und Z sind zu Verschiebungen 
hinter der Front nach Vereinbarungen mit den А. О. К, bzw, Armee- 
gruppen und Generalgouvernement besondere Wagenreserven auf- 
zustellen. 

B. Zur Verfügung des Feldeisenbahnchefs sind außerdem folgende 
Wagenreserven bereitzuhalten: 


1. M.E.D.I 1% Inf.Div. und schwere Artillerie. 

2. М.Е.р. II 1 Inf.-Div. und % Staffel schwere Artillerie. 

3. M.E.D. III 1 Kav.-Div. und 1 Inf.-Div. 

4. Brüssel М, Kav.-Div. und 1% Inf.-Div. 

5. Lüttich Y% Kav.-Div. und % Staffel 

6. Luxemburg м Inf.-Div. 

7. H (Köln) 1 Inf.Div. u. Staffeln d. Mun.-Kol. u. Trains 

8. S (Saarbrücken) 1 Inf.-Div. u. 1 Staffel d. Mun.-Kol. u. Trains 
9. Z (Straßburg) 1 Inf.-Div. u 1 Staffel. 


С. Zur Bildung der Wagenreserven zu A. sind in erster Linie bel- 
gische Wagen zu verwenden; für die Bildung der Wagenreserven zu B. 
hat Linienkommandantur Lüttich auf Grund der Wagenbestandsmeldun- 
gen der MED I und II und Lkdtr. Brüssel sowie Lkdtr, Luxemburg 
auf Grund der Wagenbestandsmeldungen der MED II einen Ausgleich 
vorzunehmen; weiterer Mehrbedarf ist von Lkdtr. Lüttich bei H, von 
Lkdtr. Luxemburg bei 8 anzumelden, die ihrerseits nach Deckung des 
eigenen Bedarfs etwaigen Mehrbedarf beim Hauptwagenamt Berlin an- 
fordern, Ebenso fordert Z seinen Bedarf beim Hauptwagenamt an. 

D. Die Wiederauffüllung der Wagenreserven auf die vorstehend 
befohlene Höhe hat nach eingetretener Verwendung sofort zu erfolgen.“ 


Es wurde ferner darauf hingewiesen, daß die Vorbereitung des 
schnellen Abtransportes durchaus nicht besagt, daß die betreffende 
Truppe sogleich nach beendeter Vorbereitung abgefahren wird. Dies 
bedeutet vielmehr nur, daß, wenn der Abtransport später einmal befohlen 
wird, alle Vorbereitungen so getroffen sein müssen, daß er schnell be- 
ginnen kann. Hierüber sind bei den Vorbereitungsverhandlungen die 
Truppenstäbe aufzuklären, damit nicht durch ein falsche Auffassung die 
Truppe in Unruhe versetzt wird und glaubt, daß ihr Wiederabtransport 
unmittelbar bevorstünde. 

Auf Grund des ersten Teils der Verfügung wurden von der MED I 
zunächst (23. März 1915) Bereitschaftszüge für die 4. Armee und kurz 
darauf (9. Mai 1915) für die 6. Armee und 2. Armee (11. Juli 1915) ge- 
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bildet, Die Beförderung der Bereitschaftszüge ging allen anderen Zügen 
vor. Die Einladebahnhöfe und die Reihenfolge der abfahrenden Bereit- 
schaftszüge wurden den Aufstellbahnhöfen durch Fernsprecher oder 
Morseleitung bekanntgegeben. Bei Störung der Leitungen konnten die 
Bereitschaftszüge auch auf Befehl des Bahnbeauftragten, oder falls auch 
das nicht möglich war, auf Befehl des Armeeoberkommandos eingelegt 
werden. In Wirklichkeit ist dies aber nie nötig gewesen. 

Bei den MEDen wurden neben den gemäß Anordnung des Chefs 
des Feldeisenbahnwesens vorzuhaltenden Bereitschaftszügen stille 
Wagenreserven vorgehalten, um plötzlich eintretenden Bedarf für klei- 
nere Truppentransporte sofort decken zu können. Das Bedürfnis für 
solche Reserven wurde anerkannt. Erfahrungsgemäß überschritten aber 
die dafür zurückgehaltenen Wagenbestände das erforderliche Maß. Auch 
größere Bahnhöfe hielten sich aus demselben Grunde noch besonders 
stille Reserven. 

Mit Rücksicht auf den empfindlichen Wagenmangel wurde später 
das Halten von stillen Reserven verboten. Über alle vorhandenen Re- 
serven mußte eine ständige Kontrolle geführt werden. 

Neben der Wagengestellung war natürlich auch die Lokomotiven- 
und Personalgestellung sicherzustellen. 

In der ersten Zeit des Stellungskrieges war die Aufstellung der 
Bereitschaftszüge und die Lokomotiven- und Personalgestellung noch 
nicht überall durchgeführt. Einzelne Armeen glaubten zunächst auf die 
Gestellung von Bereitschaftszügen verzichten zu können. Es war verein- 
bart, im Bedarfsfalle auch die Züge der Nachbararmeen heranzuziehen, 
Die Folge war aber, daß die ersten Leerzüge nicht schnell genug zur 
Stelle waren. Außerdem hatten die Truppen manchmal weit über die 
Etatsstärke hinaus Pferde- und Fahrzeugwagen. Die Zugbildung stimmte 
daher nicht, und die Züge mußten im letzten Augenblick verstärkt werden. 
Auch waren die telephonischen Verbindungen vielfach zunächst noch 
unzureichend, 

Mit dem Ausbau und der Verbesserung des Betriebes und der Unter- 
richtung des Personals über die bei Truppenverladungen notwendigen 
Maßnahmen erreichte der Einsatz und die Durchführung der Bereit- 
schaftszüge eine außerordentliche Pünktlichkeit und Schnelligkeit. Auch 
die Aufklärung der Truppen über die Bedeutung der schnellen Be- und 
üntladung trug mit dazu bei, Der schnelle Einsatz der Bereitschaftszüge 
hat oft dazu beigetragen, feindliche Vorstöße im Keime zu ersticken. 

In ähnlicher Weise, wie für die einzelnen Armeen Bereitschaftszüge 
gebildet wurden, stellte man für den Abtransport großer Truppenver- 
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bände für die Heeresgruppen und obersten Heeresleitungen Reservezüge 
bereit, die wenige Stunden nach erteiltem Befehl abfahrbereit waren. Für 
eine Division waren dabei 43 Züge nötig. 

Die Zahl der in den Bereitschafts- und Reservezügen abgestellten 
Wagen stieg stark an, Am 15. November 1915 waren im Westen 
32 077 Wagen in Bereitschaftszügen und der Wagenreserve abgestellt. 
Dazu kam noch die große Zahl der Wagen, die im Reich für Truppen- 
transporte bereit gehalten wurden. Bei dem Wagenmangel in Deutsch- 
land wurde daher schon im Sommer 1915 auf Einschränkung der Bereit- 
schafts-Reservezüge hingearbeitet. Gleichzeitig wurde im besetzten Ge- 
biet auf die Auswechslung der deutschen durch erbeutete Wagen hin- 
gewirkt. Die Zahl der Wagen wurde danach erheblich eingeschränkt 
und auch die Auswechslung der erbeuteten Wagen planmäßig durch- 
geführt. Bei der MED I ging z.B. der Wagenbestand in den Bereit- 
schafts- und Reservezügen vom 1. August 1915 bis Mitte November 1915 
von 5806 Wagen auf 4996 zurück. 


Betriebsüberwachung. 


Bei ruhigem, gleichbleibendem, feststehendem, schwächerem Eisen- 
bahnverkehr genügt die Überwachung des Betriebes durch Bahnhofs- 
fahrordnungen, Bahnhofsdienstanweisungen, Bahnhofsbedienungspläne, 
Wagenübergangspläne, Rangierpläne, Diensteinteilung des Lokomotiv- 
und Zugpersonals, durch Fahrberichte usw. Dies reichte aber schon 
nicht mehr aus bei der plötzlichen Verkehrssteigerung im Ruhrgebiet 
im Jahre 1912. Damals mußte man die Betriebsüberwachung weiter aus- 
bauen und mit der Einrichtung von Zugleitungen neue Wege gehen, um 
Stockungen zu vermeiden, 

Wenn dies schon im Frieden notwendig war, wieviel weniger konnte 
man mit der normalen Aufsicht über den Betrieb im Weltkriege aus- 
kommen. Je nach der Kriegslage waren hier plötzlich und unerwartet 
große Truppenverschiebungen nötig, die sich auf wenige Tage und ein- 
zelne Strecken zusammendrängten. Dazu kamen Störungen, Unfälle, 
Fliegerangriffe und Beschießungen. 

Wie sehr die Anforderungen an den Betrieb auf den Bahnen im 
besetzten Gebiet im Laufe der Zeit gestiegen sind, darüber gibt die Sta- 
tistik Aufschluß. Es seien daher zunächst einige Worte über den Aus- 
bau der Statistik eingefügt. 

Die statistischen Unterlagen ließen naturgemäß in der ersten Zeit 
in mancher Hinsicht zu wünschen übrig. Die statistischen Erhebungen 
schlossen sich an die heimatlichen Vorschriften an, wiesen aber doch 
bei den Sonderheiten des Kriegsbetriebes im besetzten Gebiet manche 
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Unterschiede auf. Naturgemäß wurde auf die Ermittlungen über die 
Militärzüge besonders großer Wert gelegt. Weiter wurde bei der Wagen- 
gestellung zwischen Militärverkehr und öffentlichem Verkehr unter- 
schieden. Die Tabelle 1 zeigt die Verteilung der Zug- und Achskilometer 


Tabellel. 


Zusammenstellung der Betriebsergebnisse der МЕРТ 
für Dezember 1916. 


1, Zug- und Wagenachakilometer П. Gestellte Güterwagen 
Luggattung EI chs- che | tote | Tu 
kilometer | Kilometer Soba: | де | 


j 

Mil.-Transp.-Züge - 494676 38 406 885] O-Wagen | 

SE | 1, füröffontl. Vorkehr | 2583) їй | 4044 
O-Wagen 

2, für milit. Zwecke | 28 376 15.667 | 44 043 


КӨ у 2 203 845 | 7917 97. 


Güterzüge . . . . | 130.032. 8625 261 
ntl. Verkehr | 2234| 


690| 2924 


| 
Arbeitszüge, 1 5993 | 126317 

re G-Wagen | | 
Dienstl. Sonderzüge 906 | 9218] 2. für milit. Zwecke |13 392| 4 280 | 17 652 
Überführungs- Summe. . . |46 58522 078 |68 663 


Жаред. . . . . 22124 | 607 480 


: O-Wagen 1 551 
Summe. . . | 917576 55 783 141 Gestellt täglich: G-Wagen 663 


im Dezember 1916 auf die Militär-, Schnell- und Güterzüge und die 
Wagengestellung für den öffentlichen Verkehr und militärische Zwecke 
bei der MED I. Wie sehr die Betriebsleistungen stiegen, ergibt sich 
2. В. daraus, daß bei der MED I vom Februar 1915 bis September 1916 
die Wagenachskilometer von 12 auf 46 Millionen stiegen und auf dem 
ganzen westlichen Kriegsschauplatz von 140 auf 290 Millionen zunahmen. 
Die Zahl der Lokomotiven nahm dabei nur von 2926 auf 3247 zu. Der 
Zuwachs wurde außerdem allein durch die größere Zahl der betriebs- 
fähigen erbeuteten Lokomotiven erreicht. Sie stieg um 500 Lokomotiven, 
während 200 deutsche Lokomotiven an die Heimat zurückgegeben wurden, 


Einen guten Überblick über die Betriebsleistungen geben die seit 
1916 eingeleiteten Erhebungen über die Streekenbelastung der Bahnen 
im besetzten Gebiet. Diese Darstellung für die Streckenbelastung der 
Bahnen Belgiens und Frankreichs für die Zeit vom 10. bis 19. Oktober 
1916 zeigte, wie stark damals die Bahnen belastet waren. Von Herbestal 
nach Angleur verkehrten z. В. täglich in jeder Richtung 88 Züge mit 
5300 Achsen in Richtung zur Front. An einzelnen Tagen stieg die Zug- 
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zahl auf 115 an. Bei der oft sehr starken und je nach den Kämpfen an 
der Front wechselnden Belastung der Bahnhöfe ist dabei zu berück- 
sichtigen, wie außerordentlich ungünstig vielfach in Belgien und Frank- 
reich die Gleisanlagen der Bahnhöfe entwickelt waren. Die folgende 
Karte 3 zeigt z. B. die Gleisanlage des Bahnhofs Lille. Am Nordende 
laufen 4 zweigleisige Bahnen in ein zweigleisiges Streckenpaar zusammen. 
Kurz vor dem Personenbahnhof, einem Kopfbahnhofe, werden die beiden 
Streckengleise durch ein zweigleisiges Gütergleis zum Güterbahnhof in 
Schienenhöhe gekreuzt usw. Wir sehen, es gab in Frankreich Gleis- 
anlagen, der Bahnhof Lille steht nicht vereinzelt da, wie wir sie in 
Deutschland nicht kannten. Da war es bei den starken Streckenbelastun- 
gen nicht verwunderlich, daß die Betriebskompanien und Militär- 
Betriebsämter nach Übernahme der Bahnhöfe bei Besetzung des belgi- 
schen und französischen Bahnnetzes zunächst größte Schwierigkeiten 
hatten. Um so mehr ist es anzuerkennen, daß, wie die Karte 3 zeigt, 
später reibungslos Hunderte von Zügen täglich auf den Bahnhöfen ab- 
gefertigt und durchgeführt wurden. Zur Entlastung des Bahnhofs wur- 
den später Gleisverbindungen zwischen der Strecke Tournai, Valen- 
ciennes und Bethune gebaut (vgl. Karte 3). 

Die Anforderungen an den Eisenbahnbetrieb stiegen. Im Jahre 1915 
mußten auf den schon durch Personen- und Güterzüge stark belasteten 
Strecken bei der Schlacht von Arras allein im Gebiete der MED I täg- 
lich bis zu 78 Truppentransportzüge und bei der Sommeschlacht sogar 
124 Truppentransportzüge nach dem Kampfgebiet gefahren werden. Da- 
bei gehören zu jedem Vollzuge noch die Leerzüge für die Hin- und Rück- 
fahrt und die Leerzugbildung. Von einem pünktlichen Eintreffen der 
Transportzüge hing oft der Ausgang der Entscheidung der Kämpfe ab, 
Besondere Maßnahmen zur Regelung und Überwachung des Zuglaufes 
waren auch nach alledem unentbehrlich, um eine Höchstleistung der Bah- 
nen zu erreichen. Die Betriebsleitung wurde ausgebaut zur sicheren und 
pünktlichen Durchführung der Truppentransporte, Stockungen traten oft 
nicht durch ungenügende Leistungen der Bahnen ein, sondern sind dar- 
auf zurückzuführen, daß die Störungsursachen nicht rechtzeitig erkannt 
wurden und man sie nicht schon im Keime erstickte. Bei der Betriebs- 
überwachung mußten einmal die äußeren Dienststellen, Bahnhöfe, Ämter 
und Kompanien über plötzlich auftretende Anforderungen, Truppen- 
transporte und Belastungen ihrer Bahnstrecken so schnell wie möglich 
unterrichtet werden, und zum anderen mußte die Betriebsleitung der 
Direktion über den Lauf der Transportzüge und Leerzüge und jede Stö- 
rung sofort genau unterrichtet werden. Die Betriebsleitungen waren 
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dadurch in die Lage versetzt, sofort einzugreifen, wenn die Durchführung 
der Transporte, der Leerzüge und Vollzüge, durch irgendeine Störung 
behindert war. Machte bei der starken Streckenbelastung, bei großen 
Truppenverschiebungen ein Zug dem folgenden aus irgendeinem Grunde 
nicht rechtzeitig Platz im Bahnhof und konnte der nachfolgende nicht 
einfahren, so übertrug sich bei der dichten Zugfolge die Störung auf 
alle nachfolgenden Transportzüge und die ganze Transportbewegung, und 
in kurzer Zeit hatte man die größten Stockungen. Richtige Erkenntnis 
der Ursachen der Stockungen und sofortige Meldung der Außenstellen 
über die Betriebsstörungen beugten dem vor. Die Betriebsleitung griff 
dann, sobald sich eine Störung bemerkbar machte, sofort ein. Der Zulauf 
nach den Bahnhöfen und Strecken wurde eingeschränkt und der Ablauf 
beschleunigt. Die nachfolgenden Züge wurden bei Stockungen über 
andere Linien geleitet, die Ausladungen, verlegt und einzelne Züge zeit- 
weilig abgestellt, um die ganze Transportbewegung im Lauf zu erhalten. 
Durch diese Entlastungen konnten die Unregelmäßigkeiten und Störungs- 
ursachen meist bald behoben werden. Der Zuglauf geriet nicht ins Stocken 
und konnte nach kurzer Zeit wieder über die alten Bahnen geleitet 
werden. Bei den vielen Störungsmöglichkeiten auf den Bahnen im be- 
setzten Gebiet wäre eine sichere planmäßige Durchführung der Trans- 
porte und geregelte Vorführung des Nachschubes ohne diese scharfe 
Überwachung des Betriebes unmöglich gewesen. Sie wurde für die Sicher- 
heit und Pünktlichkeit auf den Bahnen im besetzten Gebiet entscheidend 
und ermöglichte eine Schnelligkeit bei der Einleitung und Durchführung 
von Truppenverschiebungen von einem außerordentlich hohen Maß. Dies 
hat mit dazu beigetragen, bei oft gefährdeter Lage an der Front durch 
schnelle Durchführung von Truppenverschiebungen nach den bedrohten 
Punkten die Stellung zu halten. 

Wie war nun die Betriebsüberwachung bei den MEDen auf den 
Bahnen im besetzten Gebiet ausgebaut? (Jänecke, Die Marneschlacht, 
Archiv für Eisenbahnwesen, 1939, Heft 5, S. 1219.) Während der Marne- 
schlacht im August und September 1914 war bei den ungenügenden Fern- 
sprechverbindungen, der Überlastung der Strecken, den unbrauchbaren 
Telegraphen-, Sicherungs- und Stellwerksanlagen, der Unkenntnis des 
Personals über die örtlichen Verhältnisse, der ungeregelten Lokomotiven- 
und Personalgestellung und den vielen Unfällen und feindlichen Ein- 
wirkungen usw. eine genaue Überwachung des Betriebes kaum möglich. 
Man quälte sich am Fernsprecher, um die notwendigsten Feststellungen 
über den Lauf der Transportzüge und des Nachschubs zu erhalten, und 
fuhr dann mit dem Auto nach den Bahnhöfen, wo größere Störungen 
und Stockungen auftraten, und suchte zu helfen, so gut es ging. 
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Wesentlich anders lagen die Verhältnisse schon im Oktober 1914 
bei dem Transport der vier in Deutschland neu aufgestellten Reserve- 
korps nach dem rechten Flügel. Damals standen nach Wiederherstellung 
der Brücke über die Maas bei Namur zwei Rochadelinien, eine über 
Aachen, Lüttich, Brüssel und die andere über Luxemburg, Namur, Char- 
leroy zur Verfügung. Die Nachschublinien waren daher nicht mehr so 
überlastet wie im August und September. Man konnte auf jeder Strecke 
40 Züge täglich fahren, Sehr zweckmäßig war es dabei, daß in der Trans- 
portliste eine Pause von 4 Stunden nachts eingelegt war. Sie ermög- 
lichte die Durchführung von Sonderzügen und sorgte bei Unregelmäßig- 
keiten im Zuglauf dafür, daß sich Störungen nicht auf alle nachfolgenden 
Truppentransporte übertrugen. 

Das wilde Fahren der Züge hatte aufgehört. Das Eisenbahnpersonal 
hatte sich in die örtlichen Bahnhofs- und Streckenverhältnisse eingelebt. 
Die Stellwerksanlagen und vor allen Dingen die Fernsprechanlagen 
waren wesentlich verbessert, ein geregelter Lokomotiven- und Personal- 
wechsel gesichert. Bei den damit gut ausgebauten Fernsprechleitungen 
konnte man den Lauf der Transporte ohne Schwierigkeiten verfolgen. 
In der Zugleitung Löwen wurde z. B. das Eintreffen der Züge auf den 
rückliegenden Stationen bei einzelnen Zügen bis Herbestal und bei den 
vorliegenden Bahnhöfen bis Landan und Schaerbeck bei Brüssel verfolgt. 
Man hatte so einen genauen Einblick in die Zugfolge, schon lange, bevor 
die Züge in Löwen eintrafen. Man sah die Züge herankommen und 
konnte, sobald Störungen eintraten, eingreifen. Von Löwen wurden die 
Züge nicht eher abgelassen, bis die Rückmeldungen der vorliegenden 
Stationen eingetroffen waren und feststand, daß die Züge ohne Aufenthalt 
und ohne vor dem Signal in Schaerbeck zum Halten zu kommen, durch- 
fahren konnten. So vermied man jeden unnötigen Aufenthalt auf der 
Strecke, die Fahrzeiten wurden nicht überschritten, die Lokomotiven ver- 
schlackten nieht und der Zuglauf war in jeder Hinsicht befriedigend, 
ja gut. Die Transportbewegung wurde pünktlich durchgeführt. 


Mit dem Stellungskrieg wurde die Betriebsführung durch die Aus- 
nutzung der erbeuteten Lokomotiven und den Ausbau einer geregelten 
Lokomotivenverteilung und guten Betriebsüberwachung wesentlich ver- 
bessert. Gleichzeitig baute man die Fernsprech-, Telegraphen- und Stell- 
werksanlagen aus und schaffte damit die Grundlage für eine gute Be- 
triebsüberwachung, Der Militärfahrplan und Militärbedarfsfahrplan, die 
Personen-, Urlauber- und Güterzugfahrpläne wurden dem steigenden 
Verkehrsbedürfnisse entsprechend neu aufgestellt und verbessert. Der 
Wagendienst und die Betriebsstatistik wurden neu aufgebaut. Durch all 
diese Maßnahmen wurde die Sicherheit und Pünktlichkeit des Eisenbahn- 
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betriebes gehoben. Gleichzeitig wurden die Betriebsvorschriften nach 
preußischem Muster eingeführt, ferner Güterbeförderungsvorschriften, 
Diensteinteilungen usw. Unregelmäßigkeiten im Betriebe an Hand der 
Fahrberichte und Unfallmeldungen wurden genau verfolgt und durch 
örtliche Besichtigungen die Betriebsführung überwacht. Durch alle diese 
gleichzeitig einsetzenden Maßnahmen erreichte man auf den Bahnen im 
besetzten Gebiet eine Betriebsführung, die den Leistungen der heimischen 
Bahnen in nichts mehr nachstand, 

Zur Überwachung des Betriebes waren ständig im Wechsel in Tag- 
und Nachtdienst höhere Beamte zur Verfolgung und Überwachung und 
Regelung des Laufs der Transportzüge eingesetzt. Bei ihnen liefen alle 
Meldungen über den Lauf der Leer- und Vollzüge auf den Unterwegs- 
und Zielstationen zusammen. Gleichzeitig mußten Betriebsbeamte der 
Betriebsabteilungen den Rücklauf der Leerzüge und die Bildung der 
Leerzüge überwachen und die vielen dringenden Telegramme an die 
äußeren Dienststellen, Bahnhöfe, Ämter und Kompanien aufsetzen. 
Dabei war nun aber nicht nur die Auswechslung eines Truppen- 
teiles zu verfolgen, sondern oft gleichzeitig 10 und mehr Transport- 
bewegungen zu überwachen. Am 22. Oktober 1916, in einer Zeit, als die 
Sommeschlacht ihren Höhepunkt schon überschritten hatte, wurden im 
Bezirk der MED I gleichzeitig fünf Truppenverbände nach dem Somme- 
gebiet gefahren und ebenso viele von dort mit der Bahn in die Ruhe- 
stellungen gebracht. Ständig waren 70 bis 80, ja bis zu 124 Transport- 
züge mit den zugehörigen Leerzügen einzulegen und zu überwachen. 
Traten nun Störungen ein, wie sie bei solch starkem Verkehr nicht aus- 
blieben, waren die Gleise durch Unfälle oder feindliche Einwirkungen 
zeitweilig gesperrt, so mußte man sofort eingreifen. Der Zulauf der 
Züge war einzuschränken, die Züge umzuleiten, zeitweilig abzustellen, 
auf anderen Bahnhöfen zu entladen usw. Hatte man 8 Stunden lang in 
einer solchen Zeit bei Störungen nachts am Fernsprecher den Betrieb 
überwacht und geregelt und das Menschenmögliche getan, um mit Unter- 
stützung der äußeren Dienststellen den Zuglauf in Fluß zu halten und 
war dann glücklich alles wieder in normalem Lauf, da wußte man, 
was man getan hatte. Tag für Tag und Nacht für Nacht, werktags und 
sonntags war diese Betriebsüberwachung neben den laufenden Arbeiten 
durchzuführen. Der Außenstehende weiß selten, welche Arbeit im Eisen- 
bahnbetriebe geleistet werden mußte, um die Truppenverschiebungen 
pünktlich durchzuführen. Der Eisenbahnbetrieb ist eben, besonders bei 
starkem Verkehr, eine mühevolle, verantwortungsvolle, anstrengende und 
aufreibende Arbeit und dabei denkbar undankbar. Geht es gut, scheint 
es selbstverständlich, entstehen aber Störungen und Unregelmäßigkeiten, 
so glaubt jeder berechtigt zu sein, Kritik üben zu können. 
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Weiter wurden zur pünktlichen und sicheren Durchführung des 
Betriebes bei den Ämtern Zugleitungen eingerichtet, die sich über die 
örtlichen Verkehrs- und Betriebsverhältnisse genau unterrichteten und 
hier zur Entlastung der Direktionen in ihrem Bezirke selbständig ein- 
griffen. 

Maßnahmen gegen Fliegerangriffe, 


Der Aufmarsch im Jahre 1914 ist auf deutschen und französischen 
Bahnen fast ohne jede Störung durch Fliegerangriffe planmäßig ver- 
laufen. Auch bei der darauf folgenden Inbetriebnahme der belgischen 
und französischen Bahnen waren Fliegerangriffe fast unbekannt und 
ihre Wirkung bedeutungslos. Im Jahre 1918 wurden dagegen Bahnanlagen 
täglich vierzig- bis fünfzigmal planmäßig von großen Flugzeuggeschwa- 
dern angegriffen. Giftgasbomben wurden überhaupt nicht und Brand- 
bomben nur selten abgeworfen. Fast immer handelte es sich um Spreng- 
bomben. Zunächst hatten es die Flieger fast nur auf die eigentlichen 
Bahnhöfe abgesehen, aber schon während der Sommeschlacht wurden 
auch fahrende Züge angegriffen. Dabei zeigte es sich schon im Jahre 
1915, daß größere Erfolge nur bei Angriffen auf Munitionszüge und 
Tankwagen erreicht wurden. 

So warf am 15. April 1915 ein Flieger 5 Bomben auf St. Quentin. 
Eine traf mit Benzin gefüllte Eisenbahnwagen, die in Brand gerieten. 
Sie entzündeten das in der Nähe gelegene Munitionsdepot. Die Granaten 
explodierten. Dies erfolgte aber nicht auf einmal, sondern nach und nach. 
Erst nach 2 Tagen war der Brand völlig gelöscht, und es konnte mit Auf- 
räumungsarbeiten begonnen werden. 

Am 16. Mai 1916 steckten Brandbomben auf dem Bahnhofe Chaul- 
nes mehrere Wagen mit Munition in Brand. 30 Wagen explodierten, und 
24 Stunden war der Betrieb gestört. 

Während der Sommeschlacht am 15. September 1916 wurden die 
Bahnanlagen täglich von Fliegern heimgesucht. Ein Flieger griff einen 
Munitionszug auf der Strecke Gouzancourt—Roizel an. Eine Bombe traf 
den Kessel der Lokomotive, der Maschinist wurde getötet, der Lokomotiv- 
führer und ein Heizer verletzt. Weitere Bomben trafen den Zug. Die 
Munition explodierte, und der Zug geriet in Brand. Die Wagen bildeten 
ein wildes Eisengewirr. Die Schienen waren durch die Hitze verbogen, 
die Bettung aufgerissen. Die Strecke war für den Nachschub der Armee 
an der Somme von größter Bedeutung. Durch den schnellen Einsatz 
von Baukolonnen gelang es, den Betrieb nach 24 Stunden wieder auf- 
zunehmen. Wie groß die Betriebsschwierigkeiten in jener Zeit waren, 
zeigt die folgende Zusammenstellung (Tabelle 2): 
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Tabelle 2. 


Betriebsstörungen 
auf den Zufahrtstrecken zur Aisne- und Vesletalbahn Laon—Crouy und 
Laon—St. Erme—Guignicourt im Bezirke des Betriebsamts Laon, vom 
Beginn der französischen Offensive, 18. Juli 1918, bis zur Rückverlegung 
der Front, 3. August 1918, 


16. 7.18 Bf. Margiral Explosion des Beutemunitionslagers. 

17.118, 7.18 Bf. St. Erme Fliegerangriff, 40 Bomben, 

17.118. 7.18 Bf. Laon Fliegerangriff, 22 Bomben, 6 tot. 

18, 7.18 Bf. Crouy Beschießung des Bf, Crouy und der südlich an- 
schließenden Strecke, 18 Schuß. 

19.7.18 Bf. Crouy Beschießung, 12 Schuß. 

19, 7. 18 Bf. Laon Fliegerangriff auf Bf. Laon, Ostkurve etwa 
5 Stunden gesperrt. 

19.7.18 Bf. St. Erme Fliegerangriff, 42 Bomben. 

19./20.7.18 Bf. St. Erme Fliegerangriff, 80 Bomben. 

21. 7. 18 Bf. Guignicourt Fliegerangriff, 5 Bomben. 

21. 7. 18 Bf. Crouy Beschießung, 10 Schuß. 

21./22.7.18 Bf. Bahnwald Fliegerangriff, 20 Bomben, 10 tot, 272 ver- 
wundet. 

21./22.7.18 Bf. Crouy Beschießung, 30 Schuß. 

21./22.7.18 Bf St, Erme Fliegerangriff, 5 Bomben. 

22.7.18 Bf. Bahnwald Fliegerangriff auf Bf. Bahnwald. Munitions- 
zug 17210 getroffen; Betrieb 20 Stunden ge- 
sperrt. 

22.7.18 Bf. Laon Entgleisung einer Lokomotive bei Stellwerk II. 
Gleis 8—5 mehrere Stunden gesperrt, 

23. 7.18 Bf. St. Erme Fliegerangriff auf Bf. St.Erme, 20 Bomben, 


30 tot, 41 verwundet. Abgestellter Munitions- 
zug getroffen und Proviantzug in Brand ge- 
raten, Betriebsstörung 9% Stunden, 


23.7.18 Bf. Chailvet Entgleisung von 5 Verwundetenwagen. Gleis 8 
3 Stunden gesperrt. 

25.7.18 Bf. Guignicourt Fliegerangriff, 3 Bomben, 

25.7.18 Bf. Crouy Beschießung, 25 Schuß. 

25.7.18 Bf. St. Erme Fliegerangriff, 2 Bomben, 

25.7.18 Bf. Bahnwald Fliegerangriff, Wasserstation zerstört. 

25. 7. 18 Bf. Eppes Geschützzug 184 021 entgleist. Eingleisiger Be- 


trieb, Dauer 4 Stunden. 
26.7. 18 Bf. St. Erme Fliegerangriff, 18 Stunden. 
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26. 7.18 Bf. Bahnwald Fliegerangriff, 4 Bomben, 


26.7.18 Bf. Coucy-les-Eppes Entgleisung von 3 Wagen Munitionszug 17 250. 
Dauer der Betriebsstörungen 7 Stunden. 


26. 7.18 Bf. St. Erme Beschädigung der Wasserstation. 

25. 7.18 Bf. Guignicourt Fliegerangriff, Zerstörung des Rampengleises, 

27.7,18 Bf. St. Erme Fliegerangriff, 5 Bomben. 

27. 7.18 Bf. Anizy Entgleisung einer Lokomotive im Block Mer- 
licur, 

29.7.18 Bf, Crouy Beschießung, 30 Schuß. 

30. 7, 18 Bf. Crouy Beschießung, 50 Schuß, Bahnhof wurde ge- 
räumt, 

30. 7.18 Bf. Bahnwald Fliegerangriff, 11 Bomben. 

30. 7. 18 Bf. Guignicourt Fliegerangriff, 5 Bomben, 

30. 7.18 Bf. Crouy Fortdauer der Beschießung des Bf, Crouy und 


der Kurve, Fahrdienstleiterraum zerstört, 
Kurve unbefahrbar. 

31.7.18 Bf. Eppes-Blomberg Überfahren eines Lastautos und Entgleisung 
einer Lokomotive, Streckensperrung 3 Stunden, 

1.8.18 Ве. Laon Fliegerangriff Bf. Laon. Doppelbahn St. Erme 
und Gleis 4 und 5 Ausfahrt Girson gesperrt. 
Stellwerk III beschädigt, Fernsprechleitungen 
und Weichenleitungsdrähte beschädigt. 


1./2.8.18 Bf. Laon Fliegerangriff, 10 Bomben, 2 tot, 8 verwundet. 
2.8.18 Bf. Athies Fliegerangriff, 5 Bomben. 
2.8.18 Bf. Laon Entgleisung der Lokomotive des Leerzuges 


65 083/84. Keine Streckensperrung. 

8.8.18 ВГ. Coucy-les-Eppes Entgleisung von 3 Wagen des Riumungszuges 
17566. Keine Streckensperrung. 

3.8.18 Betriebsamt Fismes zurückgezogen, 


Im Jahre 1918 wurden während der Kämpfe an der Marne die Bahn- 
anlagen auf den Strecken hinter der Front planmäßig beschossen (siehe 
Tabelle 2 und 3 und Karte 4) und Tag für Tag durch Flieger angegriffen. 
So wurde am 22. Juli 1918 der Bahnhof Bahnwald mit Bomben beworfen, 
Zunächst belegte ein Bombengeschwader die anliegenden Waldungen, in 
denen ein. Infanterieregiment zu beiden Seiten des Bahnhofs biwakierte, 
mit 80 Bomben. Bei dem zweiten Angriff wurde der im Bahnhof stehende 
Munitionszug an drei Stellen getroffen. Die Wagen gerieten in Brand, die 
Munition explodierte, 24 Wagen mit Munition verbrannten. Der Betrieb 
konnte nach 24 Stunden wieder aufgenommen werden. Durch die Explo- 
sion wurden 1 Offizier und 9 Mann getötet und 20 Mann verwundet, 
12 Pferde getötet, 24 verwundet, 250 Soldaten und 2 Weichensteller wur- 
den gaskrank. 
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Tabelle3, 


Fliegerangriffe und Artilleriebeschießungen 
auf die Bahnhöfe im Bezirk des Mil.-Eis.-Betriebsamtes Laon 
vom 7, Mai bis 1. Oktober 1918, 


Beschießung und abgefertigte Züge auf dem Bahnhof Laon 
уот 7. bis 27. Mai 1918, 


| | Anzahl М! And 
Tag | Milz. | б», | Pr. Summe, dor Milz. | Gz. | Pz. "Bummel der 
| | Schüsse | | | Schünse 


| 287 


Vom Betriebsamt Laon wurden 6 Mann getötet und 23 verletzt, 
davon der größte Teil durch Beschießungen und Fliegerangriffe, 


Deutscher Vorstoß am 27. Mai 1918, 

Im Juni wurden die Bahnhöfe Laon, St. Erme und Bahnwald sieben- 
mal durch Flieger angegriffen. Dabei wurden 2 Mann getötet und 
12 verwundet. 

Französischer Vorstoß am 18. Juli 1918, 

Vom 18. Juli bis 30. September fanden 44 Fliegerangriffe auf die 
Bahnhöfe Laon (19), St. Erme (12), Guignicourt (6), Bahnwald (4) und 
Athies, die Strecke bei Kohlenwald und Dercy Mortiers (je 1) statt. 
Gleichzeitig wurden die Bahnhöfe Crouy vom 18. Juli, Margival vom 
5. August, Anizy vom 23. August, Tergnier vom 29. August, Chailvet vom 
30. August, La Före vom 4. September, Versigny vom 9. September, Laon 
vom 28. September ab beschossen. Durch Fliegerangriffe und Be- 
schießungen wurden 55 Mann getötet und 370 verwundet. 


Der Betrieb wurde stets bis auf die kurzen Unterbrechungen für 
die Wiederherstellung der Gleise aufrechterhalten. 
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Übersichtskarte der Bahnanlagen während der Schlacht zwischen Soissons und Reims im Juli 1818 
Зехдидоу und ану! der Bahnhöfe des Mtärbetrebsumes Laon in der Zait vom 4. Mai 1910 - 30. Spt 08. 


Geländegewinn der 
N Grofen Schlacht yon o 
\ 2м 1918 


илеу 
eländegewinn der Aisne- Marne- 7 
Schlacht 27.Mai 1918 


æ beschi 
Oh 


engl 
ZZ neu gebaut 
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Karte 4. 


Am nächsten Tage, am 23. Juli 1918, warf ein Flieger 5 Bomben 
auf St.Erme, das damals jede Nacht unter Fliegerangriffen zu leiden 
hatte. Er traf dort abgestellte Wagen mit Munition. Sie gerieten in 
Brand. Der Brand griff auf weitere im Bahnhof befindliche Munitions- 
wagen über, 28 Wagen wurden vollständig zerstört, 23 weitere stark be- 
schädigt, Der Betrieb konnte trotzdem schon nach 24 Stunden wieder 
aufgenommen werden. Bei den Aufräumungsarbeiten wurden durch eine 
explodierende Granate 30 Mann getötet und 40 verwundet. 

Bei den Fliegerangriffen auf Munitionszüge kamen also viele Sol- 
daten zu Tode, und die Betriebsstörungen dauerten oft mehrere Tage. 
Weit häufiger wurden die Gleisanlagen, Haupt- und Nebengleise durch 
Fliegerbomben beschädigt. Sie riefen aber meist nur kurze Betriebs- 
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störungen hervor. In einzelnen Fällen wurden dabei auch Stellwerks- 
anlagen, Wasserstationen, Ladestellen, Lokomotiven betroffen. Wesent- 
lich nachteiliger als die eigentlichen Gleiszerstörungen waren oft die 
damit verbundenen Beschädigungen der Telegraphen, Telephon- und 
Signalleitungen. Sie verzögerten und erschwerten die Verständigung der 
Stellwerke untereinander, den Zuglauf, die Signalstellung für die ein- 
und ausfahrenden Züge und die Betriebsüberwachung. 

Im allgemeinen hatten Fliegerangriffe auf Bahnanlagen trotzdem 
militärisch wenig Erfolg, obwohl im Jahre 1918 an manchen Tagen 
50 Fliegerangriffe stattfanden. Nur wenn es gelang, Munitionszüge und 
Tankanlagen zu treffen, traten längere Betriebsstörungen ein, und nur 
bei dauernden, ständig wiederkehrenden, planmäßigen Fliegerangriffen 
auf Engpässe des Verkehrs, wie auf die Aisne-Talbahn beim zweiten 
Rückzug von der Marne wurden Nachschub und Truppentransporte ernst- 
lich behindert. 

Bei den Kämpfen um Verdun war es unseren Fliegern nicht ge- 
lungen, den Nachschub der Franzosen auf der Heiligen Straße und der 
Kleinbahn nach Verdun zu unterbinden, von der die Verteidigung der 
Festung abhing. Auf dem von den Franzosen als „Heilige Straße“ ge- 
tauften Zufuhrwege nach Verdun beförderten 8000 Kraftwagen, ständig 
hin- und herfahrend, täglich 10 000 Mann, 20 000 t Munition und Kriegs- 
bedarf; davon 5000 t Wegebaumaterial zur Front und 8000 Verwundete 
zurück, während die eingleisige Schmalspurbahn nur ein Zehntel dieser 
Leistung aufbrachte, 1500 Mann und 2600 t Munition nach Verdun und 
900 Verwundete von dort am Tage zurückbeförderte — ein Zeichen übri- 
gens auch für die wiederholt im Kriege beobachtete geringe Leistungs- 
fähigkeit von Schmalspurbahnen. 

Welche Maßnahmen wurden nun im Weltkriege zum Schutze der 
Bahnanlagen gegen feindliche Fliegerangriffe getroffen? 

Der größte Teil der Angriffe erfolgte nachts. Die Flieger waren 
dann am erfolgreichsten, weil unsere Jagdflieger die feindlichen Bomben- 
geschwader nachts schwerer angreifen konnten. Auch die Wirkung der 
Abwehrgeschütze war geringer als am Tage. Die feindlichen Flieger 
konnten deshalb niedriger fliegen, und ihre Geschosse hatten größere 
Treffsicherheit. Ein wirksames Abwehrmittel glaubte man in der Ver- 
dunkelung der Bahnhöfe zu sehen. In Wirklichkeit hat es aber die Flieger- 
angriffe in keiner Weise ausgeschaltet, Die Beleuchtung der Bahnhöfe 
wurde nicht ganz eingestellt, sondern nur eingeschränkt. Nach oben 
und nach der Seite wurden die Lampen abgeblendet und die starken 
Lichtquellen durch schwächere ersetzt. Die Ausschaltung der Beleuchtung 
der Bahnanlagen war so eingerichtet, daß sie von einem Punkte aus 
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erfolgen konnte. Einzelne Bahnhofsteile wurden überhaupt nicht mehr 
beleuchtet. Dort, wo wegen der Zugbildung, Rangierarbeit, Abfertigung 
und Durchführung der Züge die Bahnhofsbeleuchtung solange wie mög- 
lich bestehen bleiben mußte, war die Beleuchtung so eingerichtet, daß 
man sie schnell ein- und ausschalten konnte. Die Fenster der Dienst- 
räume wurden, soweit innere Beleuchtung nötig, verhängt, die innere 
Beleuchtung der Stellwerke aufs dringendste eingeschränkt, die Lichter 
der Handlaternen verdunkelt, Weiter wurde es untersagt, bei Flieger- 
angriffen die Feuerungstür der Lokomotiven zu öffnen und Sicherungs- 
warnsignale zu geben. Die Stirnlaternen der Lokomotiven wurden durch 
schwarz abgeblendete Milchgläser abgedeckt, die Signallichter nach oben 
und nach den Seiten durch Blechschirme abgeblendet. 

Wie wichtig diese Maßnahmen waren, zeigt z. В, ein Fliegerangriff 
auf Haluin am 17. November 1915, wo ein Flieger erst in großer Höhe 
über dem Bahnhof fortflog, dann im Gleitflug auf das am Südende des 
Bahnhofs stehende Einfahrsignal zurückkehrte und nun in geringer 
Höhe den ganzen Bahnhof überflog und Bomben abwarf. Da andere 
Lichter im Bahnhof nicht brannten, hatte der Flieger offenbar die Lage 
des Bahnhofs nach dem Lichte des Einfahrsignals gefunden. Weiter 
wurde die Beleuchtung der Züge verboten. 


Der vollständigen Verdunkelung der Bahnhöfe standen Forderungen 
des Betriebes und der Betriebssicherheit gegenüber. Die Verdunkelung 
gefährdete und erschwerte den Betrieb. Deshalb war es nötig, auch in 
gefährdeten Gegenden dicht hinter der Front die Bahnhöfe möglichst 
lange beleuchtet zu lassen, damit der Eisenbahnbetrieb seinen Aufgaben 
gerecht werden konnte. Im anderen Falle hätten bei der zunehmenden 
Fliegergefahr die Eisenbahnen ihre militärische Aufgabe nur schwer 
erfüllen können, Schon weit entfernte Flieger mußten daher den Bahn- 
höfen gemeldet werden, damit die Beleuchtung ganz ausgeschaltet werden 
konnte, Bei der ersten Meldung über das Erscheinen von Fliegern durfte 
der Betrieb nicht sofort eingestellt werden. Stillegung durfte erst bei 
unmittelbar bevorstehenden Angriffen erfolgen. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, mußten die Bahnhöfe über die zu erwartenden Fliegerangriffe 
durch die Fliegernachrichtenstellen sofort unterrichtet werden. Es 
wurden zu dem Zweck genaue Pläne über die Weiterleitung der Flieger- 
meldungen aufgestellt. So waren bei der 6. Armee 6 Fliegerüberwachungs- 
stellen eingerichtet, die ihre Beobachtungen bestimmten Bahnhöfen mel- 
deten, die sie den ihnen zugewiesenen Bahnhöfen weiterleiteten. 


Als wertvoll erwies es sich ferner, durch Erkundungsflüge die Ab- 
blendung der Bahnhöfe nachzuprüfen. 
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Bei einem Nachtflug am 8, April 1917, der in 800, 1200 und 1800 m 
Höhe stattfand, wurde 2. В. festgestellt, daß die abgeblendeten Licht- 
signale an einer Signalbrücke sehr schwer zu erkennen waren, währen! 
man das Stellwerk selbst gut sah. Eine Reihe von beleuchteten D-Zug- 
wagen war trotz der Vorhänge in allen Höhen zu erkennen. Violett ab- 
geblendete Wagen dagegen waren nicht zu erkennen. Weiter wurde fest- 
gestellt, daß das Orangelicht bei den Vorsignalen weithin zu erkennen 
war, ebenso wie die nach oben abgeblendeten Bogenlampen, die ein helles 
Licht auf die Schienen warfen, die weithin glitzerten, 

Gegen die Angriffe auf Munitionszüge glaubte man sich zunächst 
durch Abstellung der Wagenzüge in einzelne Gruppen von 5 Wagen mit 
einigen Metern Abstand voneinander zu schützen, um das Übergreifen 
der Explosion von einer zur anderen Wagengruppe zu erschweren, Diese 
Anordnung hat sich aber nicht bewährt und wurde im Jahre 1917 wieder 
aufgehoben. 

Gerät ein Munitionswagen eines Zuges, der in Gruppen aufgestellt 
ist, in Brand, so erfordert das Herausziehen der nicht brennenden Wagen 
einen größeren Zeitaufwand als bei einem gekuppelten Zuge, da bei Ab- 
stellung des Zuges in Gruppen die an den Zug heranfahrende Lokomotive 
die Wagengruppen zunächst zusammendrängen muß, bevor sie gekuppelt 
werden können. Bei der Abstellung des ganzen Zuges kann sie dagegen 
den unbeschädigten Zugteil sofort vorziehen. Weiter müssen bei Abstel- 
lung in Gruppen ebensoviel Kuppelungen ausgeführt werden, wie Grup- 
pen vorhanden sind, während bei Abstellung in ganzen Zügen nur ein 
einmaliges oder zweimaliges Entkuppeln erforderlich wird. Das Ent- 
kuppeln eines brennenden Wagens in einem vollständig gekuppelten Zuge 
sofort nach Beginn des Brandes ist außerdem mit bedeutend geringerer 
Lebensgefahr verbunden als nach einiger Zeit, Die Abstellung der 
Munitionszüge in einzelnen Zugteilen wurde aus diesen Gründen auf- 
gegeben. Größeren Schutz brachte die Verteilung der Munitionszüge 
auf kleine Bahnhöfe. Außerdem wurden die Munitionszüge von Bahn- 
höfen, die häufiger unter Fliegerangriff zu leiden hatten, auf andere 
wenig gefährdete Bahnhöfe überführt. Die Munition wurde möglichst 
gegen Sicht in Waldungen und durch Tarnung der Wagen geschützt. 

In gleicher Weise suchten sich auch die Franzosen gegen unsere 
Fliegerangriffe und das Übergreifen der Explosion von einem auf das 
andere Lager zu schützen. Ich habe z. B. die großartigen, weit verzweig- 
ten Bahnanlagen bei Villier le Sec nach der Eroberung des Chemin des 
dames im Juli 1918 gesehen. Die weitverzweigten Bahnhofsanlagen 
zeigten, welch unbegrenzte Mittel dem Feinde zur Verfügung standen. 
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In der Nähe der Munitionswagen durften keine feuergefährlichen 
Gegenstände; Benzin-, Tankwagen, Stroh- und Heuwagen aufgestellt 
werden. Besonderes Augenmerk richtete man auch auf die Feuerlösch- 
einrichtungen. Die Munitionszüge hatten keine Feuerlöscheinrichtung. 
Die Beschaffung für die vielen Munitionszüge stieß auf Schwierigkeiten. 
Es war nicht möglich, die Munitionszüge mit Löscheinrichtungen zu ver- 
sehen. Auch auf den Bahnhöfen Hydranten in so großer Zahl auf- 
zustellen, wie zur Löschung der Brände und Explosionen von Munitions- 
wagen nötig gewesen, war bei dem starken Munitionsnachschub nicht 
möglich. Gingen doch allein auf den Bahnhöfen des Militär-Betriebs- 
amtes Wassigny für die 18. Armee vor der großen Schlacht in Frank- 
reich (Mai 1918) in 3 Wochen 5000 Wagen Munition ein, davon 1600 
Wagen allein auf dem einen Bahnhof Origny. Weiter wechselte die Be- 
lastung der Bahnhöfe je nach den Kämpfen an der Front ständig. Die 
Munition wurde überall im Freien auf dem Felde gelagert, ebenso wie 
bei dem von den Amerikanern gebauten Munitionsbahnhof Villiers le Sec. 

Unmittelbar nach Entstehung eines Brandes war die Gefahr des 
Explodierens der Munition am geringsten. Sie entstand erst durch die 
allmähliche Erhitzung der Geschosse bei den Bränden. Es kam also 
darauf an, die getroffenen Wagen und die Munitionszüge sofort in für 
den Betrieb weniger wichtige Gleise abzustellen. War die Explosion 
aber einmal im Gange, so mußte man die Wagen sich selbst überlassen. 
Auch nach Ablöschen eines Brandes mußte man noch mit der Explosion 
einzelner Geschosse rechnen. So hatten wir in St. Erme 30 Tote durch 
Explosion eines Geschosses bei den Aufräumungsarbeiten. Die Behand- 
lung der nicht explodierten Granaten wurde daher einem Feuerwerker 
überlassen, um die mehrfach vorgekommene Tötung von Soldaten bei den 
Aufräumungsarbeiten zu vermeiden. 

Erfolge beim Löschen von in Brand geratenen Munitionswagen habe 
ich nur einmal erlebt, als wir einen einzelnen brennenden Wagen unter 
dem voll angestellten Wasserkran durchführten. 

Als Schutz der fahrenden Züge hielt man es für richtig, mit gerin- 
gerer Geschwindigkeit weiterzufahren und nicht zu halten, damit die 
Mannschaften nicht ohne Deckung gegen die Fliegerangriffe ausstiegen. 
Weiter sollten die Transportzüge zur Sicherheit 2 Plattformen mitführen, 
auf denen Maschinengewehre aufgestellt waren, um das Feuer gegen die 
Flieger eröffnen zu können. Die Frage, ob man Züge im Augenblick der 
Fliegergefahr in den Bahnhof einlaufen lassen oder sie vor dem Bahnhof 
halten lassen soll, hing sehr von den örtlichen Verhältnissen ab. Auf 
jeden Fall soll man bei Fliegerangriffen die Soldaten nicht aussteigen 
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lassen, da durch explodierende Bomben auf den Bahnsteigen ein viel 
größerer Schaden angerichtet wurde, als wenn ein einzelner Wagen des 
besetzten Zuges getroffen wurde. 

Zum Schutz der Truppen und des Eisenbahnpersonals auf den Bahn- 
höfen wurden Unterstände gebaut. Bei Bahnhöfen, die im Feuerbereich 
lagen, dienten sie auch zum Schutz gegen Beschießung, In diesen Fällen 
wurden auch Laufgräben nach den durch die Beschießung besonders 
gefährdeten Stellwerken, 2. В. den Zonen des Ost- und Westkreuzes, 
Bahnhof Laon, die ständig unter feindlichem Feuer lagen, hergestellt. 
(Siehe Karte 4.) Um zu erreichen, daß das Eisenbahnpersonal solange wie 
möglich im Betriebe bleibt, ließ ich die Unterstände in den unteren Räumen 
der Stellwerke oder unmittelbar neben den Stellwerken errichten. Da bei 
Fliegerangriffen der Schutz gegen die Sprengwirkung das Entschei- 
dendste war, konnte der Fahrdienstleiter und Weichensteller so möglichst 
lange im Betriebe tätig bleiben und ohne Überschreitung der Gleise 
schnell in die Unterstände gelangen. 

Geschützt wurden die Bahnanlagen ferner durch Flugabwehr- 
geschütze und Scheinwerfer; auf wenig wichtigen Bahnhöfen durch 
Maschinengewehre. 

Sehr bewährt hat sich zur Aufrechterhaltung des Betriebes bei 
Fliegerangriffen der Bau von Verbindungsgleisen zwischen den einzelnen 
Streckengleisen vor den Bahnhöfen. Sie ermöglichten es, bei Zerstörun- 
gen in den Bahnhöfen den Zugverkehr auf den Strecken ohne Berührung 
dieser Bahnhöfe durchzuführen. So erfolgte (s. Tabelle 3 und Karte 4) 
2. В. in der Nacht vom 23. zum 24. August des Jahres 1918 ein schwerer 
Fliegerangriff auf Laon. Eine Bombe schlug in dem dem Militär-Betriebs- 
amt Laon gegenüberliegenden Hause ein, Mehrere Soldaten wurden ver- 
wundet. Im Militär-Betriebsamt Laon selbst wurden die Fensterscheiben 
zerstört und, was schlimmer war, alle Telephonleitungen unterbrochen, 
Die Arbeiten der Betriebsleitung waren dadurch zeitweilig stillgelegt. Auf 
dem Bahnhof selbst war der Schaden ziemlich gering. Einige Nebengleise 
wurden beschädigt und die Signal- und Telephonleitungen zum Teil zer- 
stört. Der Betrieb auf dem Bahnhofe konnte aber trotzdem aufrecht- 
erhalten werden. Nun war auf Verlangen der Armee ein dringender 
Munitionszug nach Апісу durchzuführen, Bei der Unterbindung jeder 
telephonischen Verständigung mit der Strecke und den Bahnhöfen fuhr 
ich deshalb vom Betriebsamt im Kraftwagen, nachdem die zur Wieder- 
herstellung der Gleise im Bahnhof Laon notwendigen Maßnahmen ge- 
troffen waren, dem Zuge entgegen, bis ich wieder telephonische Ver- 
ständigung mit der Strecke Guise erreicht hatte, von der der Munitions- 
zug kam. Der Munitionszug wurde dann über das Verbindungsgleis von 
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Guise nach Апісу (Richtung Soissons) unter Umgehung des Bahnhofs 
Laon (в. Karte 4) fortgeführt. Der Zielbahnhof Апісу lag, wie ich bei 
der Begehung der Strecke und des Bahnhofes feststellte, unter schwerem 
Artilleriefeuer. Eine Ausladung war hier also nicht möglich, die Muni- 
tion wurde deshalb vor dem Bahnhofe auf der Strecke ausgeladen und 
konnte noch in derselben Nacht vorgeführt und verschossen werden. Das 
Beispiel zeigt, wie wertvoll solche Verbindungsgleise in kritischen Augen- 
blicken sein können. 

Von größter Wichtigkeit war weiter die schnelle Beseitigung der 
durch die Fliegerangriffe angerichteten Schäden. Hierfür war die Bereit- 
stellung einer ausreichenden Zahl mit den Arbeiten gut vertrauter Kräfte 
notwendig, besonders auch zur schnellen Wiederherstellung der Telephon- 
anlagen. 

Eine wichtige Rolle spielte bei Beseitigung der Betriebsstörung 
durch Fliegerangriffe die Überwachung des Eisenbahnbetriebes. Der 
Lauf der Transportzüge (Voll- und Leerzüge) und die Strecken- und 
Bahnhofsbelastungen wurden genau verfolgt und überwacht, um bei Un- 
fällen, Beschießungen, Fliegerangriffen und Unregelmäßigkeiten im Be- 
triebe sofort einzugreifen, für schnelle Wiederherstellung der zerstörten 
Gleise und Zuführung der Hilfszüge usw. zu sorgen, bei drohenden Stok- 
kungen Züge umzuleiten und für Verlegung der Ausladung auf andere 
Bahnhöfe zu sorgen. 

Die Untersuchung zeigt, daß als Schutz gegen Fliegerangriffe fol- 
gende Maßnahmen ergriffen wurden: Verdunkelung der Bahnhöfe, Bau 
von Unterständen, Aufstellung von Flugabwehrgeschützen und Ma- 
schinengewehren, Einstellung von Maschinengewehren in die Züge, Ver- 
teilung der Munition auf kleinere und gegen Fliegersicht getarnte Bahn- 
höfe, Ausbau von Gleiskurven zur Umgehung der Bahnhöfe, Bereit- 
stellung von Bautrupps zur Wiederherstellung zerstörter Anlagen und 
Einrichtung von Betriebsüberwachungsstellen. Der beste und wirksamste 
Schutz war und blieb immer der Einsatz eigener Luftstreitkräfte gegen 
die feindlichen Flieger. 


Der Bau von Gleiskurven', 
Es ist nicht der Zweck der Arbeit, sich mit Bahnbauten im Kriege 
zu befassen, nur eine Sonderheit, die für die Betriebsführung besonders 
wichtig war nämlich der Bau von Gleiskurven, sei hier kurz besprochen. 


1 Zentralblatt der Bauverwaltung 1920, S. 192, Jänecke, Der Bau von Gleis- 
kurven, 
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Gleiskurven, Verbindungen zwischen den Streckengleisen vor dem 
Bahnhofe, wurden in Deutschland im Frieden nur vereinzelt zur Ver- 
meidung des Kopfmachens im Bahnhofe und zur unmittelbaren Durch- 
führung der Züge gebaut. Im Kriege sind sie dagegen in großem Um- 
fange hergestellt worden. Mit die erste Veranlassung hierzu gaben die 
Kämpfe an der Somme im Herbst 1916. Den Cambraier Bahnhöfen fielen 
damals über Nacht ganz außerordentliche Aufgaben 2ш. Sie mußten 
einen großen Teil des gewaltigen Nachschubes an Truppen, Munition, 
Verpflegung und Pioniergerät für die Armeen im Sommebecken bewäl- 
tigen. Große Schwierigkeiten bereiteten dabei u. a. die Kreuzungen der 
Streckengleise in Schienenhöhe. Dies zeigte sich besonders bei den Zügen 
von Busigny, die in Cambrai Kopf machen und viermal, bei der Ein- und 
Ausfahrt des Vollzuges zur Front und bei der Ein- und Ausfahrt des 
zurückkehrenden Leerzuges, die übrigen Streckengleise kreuzen mußten. 
Das Kopfmachen und der damit verbundene Lokomotivwechsel war in 
dem überlasteten Bahnhof besonders ungünstig, weil die Gleisanlagen 
und Fernsprechleitungen durch Fliegerangriffe oft zerstört waren. Trotz- 
dem wurden in den Cambraier Bahnhöfen in jener Zeit 300 Züge täglich 
abgefertigt und trotz der großen Schwierigkeiten auf den Spitzenstrecken 
50 bis 60 Züge zur Front gefahren. Ein glänzendes Zeichen für den Geist, 
der damals die Eisenbahner beseelte. Um den Betrieb zu erleichtern, die 
Bahnhöfe zu entlasten, das Stilliegen der Züge vor dem Bahnhof bei Gleis- 
kreuzungen oder Gleisbeschädigung einzuschränken, wurde eine Gleis- 
kurve für die Züge von Busigny nach Marcocuy gebaut. Die Anlage 
bewährte sich. Vor allen Dingen bei den Zügen, die ohne Lokomotiv- oder 
Personalwechsel durchfuhren, brachte sie eine große Erleichterung. 
Doch auch bei den übrigen Zügen, die in der Kurve Lokomotivwechsel 
hatten, wurde der Bahnhof Cambrai entlastet. 

Die Erfahrungen in Cambrai führten dazu, die Gleiskurven in 
großem Umfang bei fast allen wichtigen Bahnhöfen an der Westfront 
einzubauen, Als Beispiel für ihre Zweckmäßigkeit mögen die Anlagen 
beim Bahnhof Laon kurz besprochen werden (Karte 4). In Laon wurden 
auf beiden Bahnhofseiten nicht weniger als fünf Gleiskurven gebaut. Auf 
der Westseite wurden Gleisverbindungen von Guise nach Tergnier und 
nach Soissons geschaffen. Die Kurven nach Tergnier sicherten trotz 
schwerster Beschießung in den Jahren 1917 und 1918 den Nachschub 
für die an der Aillette kämpfende Armee, Beschädigte Gleise wurden 
immer wieder hergestellt. Auf der Verbindung nach Soissons wurde bei 


1 Organ f. d. Fortschritte des Eisenbahnw. 1920, Heft 10/11, Jünecke, 
Schwierigkeiten des Eisenbahnbetriebes bei der Sommeschlacht. 
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der Schlacht von Soissons (1918) der Munitionsnachschub trotz der fast 
täglichen Fliegerangriffe auf Laon durchgeführt. Wie auf der Westseite, 
so haben auch die drei Kurven auf der Ostseite von Laon ihre Schuldig- 
keit getan, Erwähnt sei nur der Aufmarsch der 7. Armee im Juli 1918 
vor der Eroberung des Chemin des Dames, bei dem Laon ständig unter 
schwerem Feuer lag und die Flächen bei den Gleiskurven ein großes 
Trichterfeld bildeten. Der Betrieb nach Laon und über die Kurven wurde 
trotzdem aufrechterhalten. Durch die Kurven war es möglich, viele 
Züge in kurzer Zeit durch die Gefahrenzone hindurchzuleiten. Wesent- 
lich hat hierbei der Umstand mitgeholfen, daß die Kurven fahrdienstlich 
selbständig, also unabhängig vom Bahnhof Laon arbeiteten. Auch später 
bei dem zweiten Rückzug von der Marne (Herbst 1918) haben sich die 
Kurven bewährt. Als Nachteil stellte sich bei dem starken Verkehr die 
Eingleisigkeit der Strecke Liart—St. Erme (Reims) heraus, da bei der 
langen Dienstzeit des Personals häufig in der Kurve Lokomotiv- und 
Personalwechsel vorgenommen werden mußte und bei nicht rechtzeitigem 
Eintreffen der ablösenden Lokomotive der wartende Zug den Verkehr 
über die Kurve für die Gegenzüge sperrte, 

Ähnlich wie in Cambrai und Laon hat sich auch bei anderen 
Bahnhöfen der Bau von Gleiskurven für den Betrieb und die Aus- 
nutzung der Strecken als notwendig und vorteilhaft erwiesen. Hierbei 
ist es nicht nötig, daß Kreuzungen in Schienenhöhe vermieden 
werden. Denn es kommt nicht darauf an, möglichst viele Züge über 
die Kurven zu leiten, sondern vor allen Dingen darauf, den Bahnhof 
stets aufnahmefähig zu erhalten. Hierzu können aber oft schon wenige 
Züge beitragen, die in einer Zeit starken Verkehrs am Bahnhof vorbei 
über die Kurve abgelenkt werden, Der Betrieb bleibt flüssig, und Stockun- 
gen werden vermieden. Im übrigen war es nötig festzustellen, welche 
Züge am Bahnhof vorbeifahren durften und wo dann die Zugbildung und 
der Lokomotivwechsel für die Züge stattfanden. Aber auch mit dieser 
Einschränkung trugen die Kurven zur Steigerung der Betriebsleistungen 
und besseren Ausnutzung des Bahnverkehrs bei. Bei Stockungen, Un- 
fällen wurde die Störung örtlich begrenzt und der Durchgangsverkehr 
aufrechterhalten. Am meisten entlasteten die Kurven den Bahnhof natür- 
lich, wenn die Züge ohne Lokomotiv- und Personalwechsel durchfuhren. 
Der Bahnhof hatte aber auch von den Zügen mit Lokomotivwechsel Vor- 
teile. Er brauchte keine Einfahrgleise und Gleise zum Lokomotivwechsel 
freizuhalten, und das Ein- und Ausfahren der Lokomotive für den Loko- 
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motivwechsel auf der Kurve war leichter als die Ein- und Ausfahrt 
ganzer Züge. 

Der Ausbau der Gleiskurven war sehr verschieden. Zweckmäßig 
war es, die Kurven so lang zu machen, daß ein voller Zug darin stehen 
kann, damit bei Lokomotivwechsel nicht die anschließenden Strecken 
gesperrt werden. Dabei war es erwünscht, kleine Gleisstümpfe zum Auf- 
stellen der Wechsellokomotiven einzubauen. Bei starkem Verkehr mußte 
die Gleiskurve zweigleisig ausgebaut werden. Vielfach hat aber zwischen 
zwei zweigleisigen Strecken eine kurze, eingleisige Verbindung genügt, 
Vielfach wurden vor den Gleiskurven noch Überholungsgleise gebaut, um 
bei Lokomotivmangel den Zug bis zum Eintreffen der Wechsellokomotive 
abstellen zu können. Von großer Wichtigkeit für den Betrieb war es, 
daß die Posten an den Gleiskurven von dem Fahrdienstleiter des Bahn- 
hofs unabhängig waren, so daß der Bahnhof sich um Fahrten, die ihn 
nicht berührten, nicht zu kümmern brauchte. Nur mußten die Sicher- 
heitsanlagen so ausgebaut werden, daß kein Zug über die Kurve geleitet 
werden konnte, der einen aus dem Bahnhof ausfahrenden Zug gefährdete. 

Der Bau der Gleiskurven hat viel zur Erleichterung des Betriebes 
und Entlastung der Bahnhöfe, Steigerung der Streckenleistung und Aus- 
gleich der Strecken- und Bahnhofsleistung beigetragen. 


Schlußworte. 

Wieweit sind die Erwartungen, die man vor dem Weltkriege auf die 
Leistungen der Bahnen im Kriege setzte, erfüllt, wieweit sind sie da- 
hinter zurückgeblieben, wieweit haben sie die Hoffnungen übertroffen? 

Die Bedeutung der Eisenbahnen beim Aufmarsch wurde von nie- 
mandem angezweifelt. Bei den Massenheeren unserer Zeit sah man in 
den Bahnen die einzige Möglichkeit, die Truppenmassen schnell an der 
Grenze dem Feinde entgegenzuwerfen und den Krieg in Feindesland zu 
tragen. Dank den vorzüglichen Vorarbeiten der Eisenbahnabteilung des 
großen Generalstabes und den glänzenden Leistungen und der muster- 
gültigen Arbeit der deutschen Bahnen konnte der Aufmarsch schnell, 
pünktlich und reibungslos durchgeführt werden und zeitigte die er- 
warteten Erfolge. 

Weiter versprach man sich von den Bahnen wertvolle Unterstützung 
der Operationen bei getrennten Kriegsschauplätzen. Die Hoffnungen, die 
man hierauf setzte, wurden weit übertroffen. Ohne die pünktlichen, plan- 
mäßigen, großen Truppenverschiebungen von Westen nach Osten und 
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umgekehrt hätte das deutsche Heer nicht an zwei Fronten solch glän- 
zende Siege erringen und sich 4 Jahre dem zahlenmäßig weit überlegenen 
Feinde gegenüber halten können, 

Weniger Vertrauen hatte man dagegen auf den Einfluß der Bahnen 
hinter der Front auf die Kämpfe, besonders im besetzten Gebiete. Moltke 
wies auf die Schwierigkeiten und geringe Leistung der Bahn gerade in 
Feindesland hin. Man rechnete hier nur mit geringen Truppenverschie- 
bungen von einem Flügel der Schlacht zum andern und glaubte nicht, 
daß große Truppentransporte unmittelbar hinter der Front möglich sein 
und größeren Einfluß auf die Kämpfe haben würden. Aus erklärlichen 
Gründen waren tatsächlich die Leistungen der Bahnen im besetzten Ge- 
biet unmittelbar nach der Eroberung bei verkehrlichen, betrieblichen und 
baulichen Schwierigkeiten geringer als bei den Bahnen in Deutschland. 
Sie waren aber trotzdem für die Vorführung des Nachschubes bei den 
Kämpfen an der Marne von größter Bedeutung. Beim Rennen zum Meer 
waren ihre Transportleistungen schon ebenso groß wie auf den franzö- 
sischen Bahnen, 

Aber schon im Winter 1914 war der Eisenbahnbetrieb durch 
umfangreiche, meist nicht vorhergesehene Arbeiten so ausgebaut, 
daß die Leistung der Bahnen unmittelbar hinter der Front bald 
hinsichtlich der Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit es mit den Eisenbahnen 
im Reich voll aufnehmen konnten. Auch bei völlig unerwarteten feind- 
lichen Angriffen, z. B. bei den Kämpfen von Neuve-Chappelle und Arras, 
wurden die Truppen in kürzester Frist durch die Bahnen unmittelbar 
hinter die Kampffront gefahren. Solch glänzende Leistungen hatte vor 
dem Weltkriege niemand für möglich gehalten. Der Einsatz der Bahnen 
kam hier bald, wie Falkenhayn sagt, einer Verdoppelung der Reserven 
hinter der Front gleich. Nur hierdurch wurde es möglich, von der West- 
front so starke Truppenverbände nach der Ostfront abzuziehen, so daß 
dort die entscheidenden Schläge ausgeteilt werden konnten. 

Bei allen Kämpfen im Westen hingen Aufmarsch und Verlauf 
der Kämpfe von der Leistung der Bahnen ab. Sie machten immer wieder 
einen Durchbruchsversuch des Gegners nach einiger Zeit durch Zufüh- 
rung neuer Truppenverbände zu den bedrohten Punkten und sichere Vor- 
führung des gewaltigen Nachschubes unmöglich und brachten die 
Kämpfe zum Stehen. Auch bei dem traurigen Rückzuge 1918 haben die 
Eisenbahner unbeirrt das Menschenmögliche getan, um Deutschland vor 
dem Chaos zu bewahren. 
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So sind die Bahnen im Weltkriege zu der oft entscheidenden vierten 
Waffe geworden und haben noch wesentlich mehr geleistet als ihre Vor- 
kämpfer Harkort, Ferrarius, Poenitz, List, Moltke und Schlieffen von 
ihnen im Kriege erwartet hatten. Den Dank hierfür verdient der unbe- 
kannte Eisenbahner, der überall, wohin er gestellt wurde, und welchen 
Rang er auch hatte, unmittelbar hinter der Front im feindlichen Feuer 
oder weiter zurück, auch ständig von Fliegerangriffen bedroht, Tag und 
Nacht alles eingesetzt hat, den gewaltigen Anforderungen des Heeres 
und den Schwierigkeiten des Betriebes gerecht zu werden. 
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Wirtschaft und Verkehr im Zentralrussischen Industriebezirk!. 


Nach russischen Quellen bearbeitet, 


"Von 
Dr. Wehde-Textor in Frankfurt (Main). 


(Mit zwei Karten.) 


Der Zentralrussische Industriebezirk (im folgenden ZIB. abgekürzt) 
ist das Hauptgebiet der verarbeitenden Industrie der Sowjetunion, Sein 
Anteil an der gesamten Industrie der UdSSR. sowohl bezüglich der Erzeu- 
gung als auch an der Zahl der beschäftigten Arbeiter gemessen, wurde 
bereits für das Jahr 1925 mit 40 % angegeben. In mehrfacher Hinsicht 
nimmt der Bezirk, für den eine große Vielseitigkeit der Industriezweige 
charakteristisch ist, eine führende Stellung in der sowjetischen Wirt- 
schaft ein. So erreichten die Erzeugnisse der Baumwollindustrie des 
Bezirks mehr als 90 %, die dort hergestellten Wollerzeugnisse mehr als 
60 %, die Seidenerzeugnisse fast 100 % der Sowjetunion, die chemischen 
Werke sind zu 50 % im ZIB. konzentriert. Bedeutend sind ferner die 
Lebensmittelindustrie und die Metallverarbeitung, der Bergbau des süd- 
lichen Gebietteils und die Torfindustrie liefern die Brennstoffe für das 
Moskauer und Iwanowo-Wossnessensker Industrierevier, und das Ver- 
kehrswesen muß die Voraussetzungen für die Zusammenarbeit des Be- 
zirks schaffen, der im wahrsten Sinne des Wortes die Gestalt eines zen- 
tralen Industriereviers angenommen bat, 


Klima, 

Das Klima ist im Zentralen Industriebezirk nicht einheitlich, es be- 
stehen Gegensätze zwischen seinem nordöstlichen und südwestlichen Teil 
und Unterschiede bezüglich der Niederschläge zwischen dem nordwest- 
lichen und südöstlichen Teil. Dabei sind interessante Zusammenhänge 
zwischen der Temperatur und dem Waldbestand sowie zwischen der 
Bodengestaltung und den Niederschlägen beobachtet. Die niedrigsten 
Temperaturen wurden in den Waldgebieten und im Bezirk Smolensk ge- 
messen, während die waldarmen Gebietsteile bei Rjasan und Tula meist 


1 Die Ukraine ist im Archiv für Eisenbahnwesen 1941 Heft 5, Weißruß- 
land in Heft 1/1942 behandelt, 
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wärmer sind. Die Niederschläge sind im Sommer besonders im Nord- 
westen stark, die höher gelegenen waldarmen Landstriche bei Rjasan und 
Tula weisen weniger Niederschläge auf. 

Der Beginn des Frühjahrs fällt im Südwesten des ZIB. etwa mit 
dem Ende des Monats März zusammen. Im Laufe einer Woche rückt dann 
die Nullisotherme erfahrungsgemäß über den ganzen Bezirk nach Osten 
vor, Die Schneedecke liegt meist noch längere Zeit, sie hält sich am läng- 
sten im Kljasmabecken sowie in den Holzmassiven zwischen Kljasma und 
Oka und verschwindet früher an der oberen Wolga zwischen Kalinin 
(früher Twer) und Jaroslawl. Fröste sind im Monat April keine seltene 
Erscheinung, sie finden im Südosten etwa am 10. Mai ihr Ende, im Nord- 
westen etwas später, vereinzelt treten sie noch im Juni auf. Der wärmste 
Monat ist der Juli mit einer mittleren Temperatur von 18—20 Grad. Die 
heißeste Gegend ist merkwürdigerweise der Südosten, die kälteste der 
Nordwesten des ZIB, Bereits іп der zweiten Hälfte des November setzen 
dann wiederum die Schneefälle ein, der Winter dauert 5 Monate, der 
Januar pflegt der kälteste Monat zu sein, die Schneedecke liegt 140 bis 
150 Tage. 

Holzwirtschaft. 


Einst war der gesamte jetzige ZIB. ein zusammenhängendes Wald- 
gebiet gewesen, jetzt kann man davon ausgehen, daß etwa noch drei 
Zehntel des Gebietes mit Wald bestanden sind. Man unterscheidet fol- 
gende drei große Waldgebiete: das Wolgamassiv, das um die linken 
Nebenflüsse Kershenza, Unsha, Nemda und Kostroma gelagert ist, das 
Kljasmagebiet im Dreieck Kljasma, Oka und den Gouvernements Nishego- 
rod (jetzt Gorki) und Tambow, und das zentrale Hochland zwischen 
Wolga, Kljasma, oberer und unterer Oka. 

Nach Angaben aus etwas älterer Zeit handelt es sich um einen Ge- 
samtwaldbestand von über 10 Mio Desjatinen (1 Desj = 109,25 ar). Etwa 
ein Drittel entfällt bereits auf das Wolgamassiv, das zu 60 % seiner 
Fläche mit Wald bestanden ist; ein weiteres Drittel entfällt auf das 
Kljasmarevier, Das Grenzgebiet im Süden der mittleren Ока ist waldarm. 
Mit zunehmender Bevölkerungsdichte nimmt der Waldbestand ab. Ent- 
sprechend den besseren klimatischen und Bodenbedingungen im Süden 
des ZIB. ist ein Unterschied in den vorkommenden Holzarten zu beob- 
achten. Wenn im gesamten Norden Rußlands Fichte und Tanne als 
Nadelholz und Birke und Espe als Laubholz vorherrschen, so kommen 
im ZIB. als gut verwendbares Holz auch Eichen, Linden, Schwarzerlen 
und Eschen vor. Die sogenannten Bannforsten des Tulaer Gebiets sind 
bereits vorwiegend im Bereich des Laubholzes gelegen und dienten den 
Moskauer Herrschern einst als Verteidigungszone gegen die Tataren der 
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Krim und Nogaer Ebene. Im ganzen Gebiet werden Fichten und Tannen 
zu Balken, Brettern und Schwellen verarbeitet, Birken liefern hoch- 
wertiges Brennholz, Espen dienen meist als landwirtschaftliches Bauholz 
und, da es sehr leicht und schön ist, auch zur Fertigung von Küchen- 
geräten, Koffern, Küsten, Bienenkästen, Tonnen usw.; Erlen geben ein 
gutes Material für Möbel und Pumpenrohre, Tee- und Zigarrenkistchen, 


° 100 зю ao аю 


Eschen werden ebenfalls für die Möbelanfertigung gebraucht, Eichenholz 
aus der Tulaer Forst ist besonders begehrt, es wird zu Parkett verar- 
beitet, gibt sehr gute Bretter von ungewöhnlicher Länge, ist als Material 
für Reifen und Schlittenkufen begehrt und dient außerdem zu mancherlei 
anderen speziellen Zwecken. 

Die Weltkriegs- und Nachkriegszeit haben die Holzbestände des 
europäischen Teils der Sowjetunion stark in Anspruch genommen und 
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zwar die Bestände in den mittleren und südlichen Gebieten weit mehr als 
in den nördlichen, da sie durch die Verkehrswege besser erfaßbar waren 
und die Verbrauchszentren näher lagen, Verheerend wirken die in trocke- 
nen Jahren häufiger vorkommenden Waldbrände, zudem ist der Ver- 
brauch zu chemischen Zwecken größer geworden und schließlich tragen 
die besseren Verkehrsverbindungen Mittelrußlands dazu bei, das Holz 
auch über die Grenzen des ZIB. hinaus gelangen zu lassen, 


Landwirtschaft. 


Die Entwicklung der Landwirtschaft ist eng verknüpft mit der ge- 
samtwirtschaftlichen Lage des ZIB. Bestimmend war für sie das Wachs- 
tum und die Dichte der Bevölkerung, die Industrialisierung und die Ent- 
wicklung des Verkehrs. 

Die Bevölkerungsdichte hat seit einiger Zeit stark zugenommen, sie 
ist am stärksten im mittleren und südlichen Teil, während der Norden 
und Nordosten auch jetzt noch nur dünn besiedelt sind; in den Waldun- 
gen und Sümpfen der Landschaft um Kostroma gibt es noch unbesiedelte 
Landstriche. Da insbesondere die städtische und Industrie-Bevölkerung 
stark angewachsen ist, ist der Anteil der nicht ländlichen Bevölkerung 
im ZIB. groß. 

Bis zur Hälfte des XIX. Jahrhunderts herrschte die Dreifelderwirt- 
schaft und in ihr der-Anbau von Roggen mit weit mehr als 50 % der 
Anbaufläche vor. Indes werden die klimatischen und Bodenverhältnisse 
im allgemeinen für den Roggenanbau als nicht günstig bezeichnet (im 
Frühjahr viel Sonne und wenig Nässe, im Sommer umgekehrt). Die zu- 
nehmenden Eisenbahnverbindungen gestatteten ferner die leichte Anfuhr 
qualitativ besseren Roggens aus den reichen und fruchtbareren Landes- 
teilen im Süden der Sowjetunion, wo obendrein die Arbeitskräfte billiger 
waren. Verbesserte Anfuhrwege haben in Moskau mit seinem großen 
Verbrauch einen ertragreicheren Markt für Gemüse und Gartenerzeug- 
nisse geschaffen. Dementsprechend ließ der Roggenanbau im mittleren 
und südlichen Teil des ZIB. stark nach. Dies gilt allgemein für Getreide, 
so daß sich eine Unsicherheit in der Versorgung selbst der Landbevöike- 
rung bemerkbar gemacht hatte, Der Süden und Nordosten des ZIB. war 
das Hauptanbaugebiet für Hafer. Weizen spielte eine untergeordnete 
Rolle, er kam etwas stärker in der Gegend von Gorki, Kostroma und 
Jaroslawl vor, litt dort jedoch sehr unter der Nässe, weshalb für den 
Anbau abschüssige Felder gesucht wurden, die den Ablauf des Wassers, 
insbesondere bei der Schneeschmelze, erleichterten. Auch Gerste war 
nicht stark angebaut, Buchweizen ist ebenfalls unter dem Einfluß des 
zunehmenden Gemüsebaues zurückgegangen, die Hirse ist noch am mei- 
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sten im Südosten bei Rjasan und Tambow zu finden, Erbsen und Linsen 
sind ebenfalls nicht stark vertreten, dagegen gehört die Kartoffel zu den am 
weitesten verbreiteten Kulturen, Man kennt sie in Rußland seit kaum zwei 
Jahrhunderten, eine weitere Verbreitung hat sie erst seit etwa 100 Jahren 
erfahren. Die Anbaufläche der Kartoffel überschritt im ZIB. den Durch- 
schnitt des gesamten Landes um das Doppelte. Die Bauern bauen die 
Kartoffel gern an, da sie noch auf Böden gedeiht, die bereits für Getreide 
ungeeignet sind und selbst auf ihnen noch einen ausreichenden Ertrag 
abwirft. Die Industrie hatte des weiteren gute Bedingungen für ihre Ver- 
arbeitung geschaffen, dies war besonders in den Kreisen Bogorodizk, 
Broniniz und Rostow der Fall. Die Kreise Kostroma, Danilow, Murom, 
Melenski, Ardatow, Jelatma und Gorki hatten eine beachtliche Stärke- 
Sirupindustrie entwickelt, дег ZIB. lieferte 75 % aller Stärkeerzeugnisse 
der UdSSR., die Produkte fanden vor allem in der Textilindustrie Absatz. 
Sirup wurde in großem Umfang für Konditorzwecke verwendet und 
spielte auch eine Rolle für den Export, 

Im engeren Moskauer Gouvernement wurden drei Viertel des Bodens 
mit Kartoffeln bestellt, die Verarbeitung zu Stärke und Spiritus hat hier 
eine nur untergeordnete Bedeutung, die Ernte ging zu mehr als einem 
Drittel in die benachbarte Großstadt Moskau für Ernährungszwecke. Da- 
gegen ist für den Kreis Kostroma die Verarbeitung zu Stärkeerzeugnissen 
geradezu charakteristisch. Der Anbaubezirk dehnt sich zwischen 
Kostroma und Jaroslawl in einer Breite von 10—15 km entlang der Wolga 
aus. Die Kartoffel ist jedoch schlecht beförderungsfühig, die Eisenbahn- 
tarife waren nicht günstig, so daß der Abtransport beschränkt ist. Im 
Jahre 1921 waren dort schon 30 große Stärkefabriken vorhanden, die 
alljährlich mehr als 4 Millionen Pud Kartoffeln (1 Pud = 16,4 kg) ver- 
arbeiteten, 

Leinsaat ist in großen zusammenhängenden Anbauflächen weit ver- 
breitet, besonders in den nordöstlichen Gebietsteilen des ZIB., kommt 
aber auch im Westen vor. Auffällig ist, daß das Gouvernement Wladimir 
an sich einen schwachen Anbau dieser Frucht aufweist, sich aber zum 
Verarbeitungsgebiet entwickelt hat. Hanf ist stärker nur im Süden ver- 
treten. 

Hand in Hand mit der Verschiebung zwischen Getreide- und Ge- 
müsebau war im 20. Jahrhundert eine Zunahme der Weidewirtschaft ge- 
gangen. Der Aufbau der Viehzucht zeigte besonders in der näheren Um- 
gebung von Moskau eine Neigung zur Heranziehung von Jungvieh und 
hing hier mit dem Betrieb einer ausgedehnten Milchwirtschaft zusammen. 
Schafzucht wurde in der Umgebung von Rjasan und Tula betrieben, die 
Schweinezucht war bedeutend im Bezirk Kaluga. 

38% 
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Die Entwicklung im ZIB. hat dazu geführt, daß er über Eisenbahnen 
und Wasserstraßen mehr einführen muß als er ausführen kann, und zwar 
handelt es sich in erster Reihe um Roggen, Hafer, Weizen und Mehl aller 
Arten, die in großem Umfang aus anderen Landesteilen der Sowjetunion 
angefahren werden mußten. Diesem Erfordernis kam der für russische 
Verhältnisse beachtliche Ausbau des Eisenbahnnetzes im ZIB. entgegen. 
Die Strecken laufen strahlenförmig von Moskau auseinander, mit guten 
Verbindungen in die ländliche Umgebung der Großstadt und zu den 
Häfen der Wolga und Ostsee, des Schwarzen und Asowschen Meeres, Be- 
deutende Eisenbahnpunkte des 71В. sind außer Moskau ferner Nishni 
Nowgorod (jetzt Gorki), Jaroslawl, Wossnessensk, Rshew, Wjasma, Tula, 
Kaluga; nur der Bezirk von Kostroma in der Nordostecke des Bezirks ist 
schlecht mit Eisenbahnen versehen, Wolga und Oka gewähren gute 
Sehiffahrtverbindungen im Nordteil, der in dieser Beziehung im Gegen- 
satz zu den Eisenbahnen ‚besser gestellt ist. 


Bodenschätze, 


Vorkommen und Art der Bodenschätze hängen mit der geologischen 
Struktur des ZIB. zusammen, Wir haben es mit einem großen Kessel zu 
tun, auf dessen Grund Kalkschichten lagern, die im Süden und Westen 
des Bezirks als sogenannte zentralrussische Erhebung an die Erdober- 
fläche treten. Diese Grundschichten sind bedeckt mit Kohlenvorkommen, 
die vom Westen und Nordwesten her zum Zentrum und Osten absinken. 
Sie sind ihrerseits wiederum mit Kalk und Ton bedeckt, die ebenfalls 
eine Anzahl Bodenschätze wie Baumaterial, Eisenerze, feuerfesten Ton 
usw. enthalten. Das Gebiet ist schließlich an seiner Oberfläche mit weni- 
gen Ausnahmen von einem gewaltigen Überzug von Torf und Fäulnis- 
schlamm (Sapropel) bedeckt. 

Der Bergbau des ZIB. ist alt; die Tulaer Eisenverarbeitung reicht 
bereits in die Zeit Peters I. zurück, die Verwendung von Kohlen begann 
zwischen der ersten und zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, als 
man auch die Phosphorite auszunutzen begann, indes hatte der Bergbau 
damals keine große Bedeutung. 


Kohlen, 


Aus der beigefügten Karte ist die wahrscheinliche Ausdehnung des 
Kohlevorkommens, soweit es nicht allzu tief liegt, in den Grenzen des 
Moskauer Bassins (Mosbas) wiedergegeben. Es erstreckt sich von 
Rjaschk im Osten bis Smolensk im Westen. Seine Fortsetzung findet es 
bogenförmig in die Bezirke von Twer (Kalinin) und Nowgorod hinein. 
seine äußersten Grenzen werden bei den Städten Waldai, Borowitschi und 
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Tscheropowez vermutet. Unter der Stadt Moskau soll die Kohlenschicht 
in einer Tiefe von 130—150 Sashen (1 Sashen = 2,ı m) liegen, in nörd- 
licher Richtung nimmt die Tiefenlage weiter zu. 

Man unterscheidet zwei Arten, die dunkelbraune Kohle, die sehr 
schmutzend ist, bereits bei der Förderung stark bröckelt, zur Selbstent- 
zündung neigt und deshalb zu weiten Transporten ungeeignet ist; ihr 
Heizwert liegt zwischen 3000 und 3800 Kalorien. Eine bessere, in größe- 
rer Tiefe gefundene Kohlensorte hat einen Heizwert von 4500 bis 
5000 Kalorien, sie wird als Bogsched bezeichnet. Allen Kohlen des Mos- 
kauers Reviers war lange Zeit die Unverwendbarkeit zur Verkokung ge- 
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meinsam, doch soll dieses Problem inzwischen durch die Mischung ukrai- 
nischer und Moskauer Kohle zufriedenstellend gelöst sein. Der Kohlen- 
abbau findet gegenwärtig in fünf Revieren statt: 

Bezirk Stalinogorsk mit Uslowaja und Donskoi, 

Bezirk Towarkowo mit Jepifan, Kasanowski und Bogorodizk, 

ferner die Bezirke Bolochowo, Schtschekino und Skopin. 

Später sind die neuen Reviere von Tscherepel und Alexin in An- 
griff genommen. Die fünf Kohlentrusts sind im Kombinat Moskowougol 
(Moskaukohle) zusammengefaßt. Die Förderung auf industriellem Wege 
hatte etwa 1841 begonnen, ohne indes fast ein Jahrhundert hindurch eine 
große Bedeutung zu erringen; seit 1939 begann sie unter dem Einfluß der 
Bestrebungen, nicht allein die großen Vorkommen der Donezkohle, son- 
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dern auch die zahlreichen, über das ganze Land verstreuten Vorkommen 
örtlicher Bedeutung zu erfassen, zu steigen. Der Abbau wurde aber nach 
Angabe der Zeitschrift Planowoje Chosaistwo (Planwirtschaft, 1940, 
Heft 12) durch die rückständigen Aufschließungsarbeiten und durch 
Schwierigkeiten in der Unterbringung der Arbeiter weiterhin beein- 
trächtigt. 

Als bedeutende Anlage wird Pobjedenka, einige Kilometer südlich 
des Ortes Skopin, bezeichnet. Es handelt sich hierbei um ein 8 bis 9 Qua- 
dratkilometer großes Revier. Westlich Pobjedenka liegt ein weiteres gro- 
Des Kohlenvorkommen bei Knjasewo; an dem ehemalig Rjasan-Uralbahn 
genannten Schienenwege finden sich bei Pawelez und Choroschewka, 
ferner 25 Werst südlich Pobjedenka bei Grotowo, auch westlich Bobrik- 
Donskoi, bei den Dörfern Lewina und Mochowogo, bei der Stadt Boro- 
godizk, bei Obolenskoje, Schtschekino und an anderen Stellen Gruben, die 
alle in geringer Tiefe von 25—60 m bei einer Mächtigkeit von 1—4 m 
Kohlen fördern. Die Kohlenläger verlaufen mit wenigen Ausnahmen 
horizontal. Die leicht erreichbaren Vorräte des Gesamtreviers werden 
mit 3,5 Mrd Риа (1 Риа = 16,4 kg), die Größe des gesamten Vorkommens 
auf über 12 Mrd Tonnen geschätzt. Die Förderung betrug 1913: 11 Mio t, 
1932: 3 Міо t und 1938: 7,5 Mio t. 

Die Moskauer Kohle hatte trotz günstiger eisenbahntariflicher Be- 
handlung (Ausnahmetarif 5 der Gruppe 31) bezüglich ihrer Verwendung 
im ZIB. eine untergeordnete Bedeutung gegenüber der Donezsteinkohle, 
die in besserer Qualität und zu ebenfalls billigen Eisenbahntarifen heran- 
gefahren werden konnte, und auch gegenüber dem Naphtha, Ihr Absatz 
wurde auf dem zentralrussischen Markt auch durch das reichlich vorhan- 
dene Brennholz beeinträchtigt, sie muß ferner in unwirtschaftlicher Weise 
in Heizanlagen verfeuert werden, die für Donezkohle eingerichtet sind. 
Erst neuerdings sind Sonderfeuerungen entwickelt, so im Stalingorsker 
Kraftwerk. Der Einschaltung der Moskauer Kohle in den Produktionspro- 
zeß waren lange Bemühungen um die Erhöhung der Förderung vorausge- 
gangen, das Haupthindernis waren die Donezkohle und das Naphtha. Be- 
reits 1912 war die damalige Moskau-Cysran-Eisenbahn zu ihrer Verwen- 
dung übergegangen, 1914 verbrauchten die Bahnen schon das Dreifache der 
Mengen von 1913. In der Zeit des Weltkrieges folgten unter dem Druck 
der Verhältnisse Fabriken und Werke, die weit entfernt in Leningrad 
lagen, der Absatz erweiterte sich sogar bis Ufa und Cherson. 1922 er- 
schien unter den Abnehmern auch die Kursker Eisenbahn, sie verfeuerte 
die Moskauer Kohle entweder ungemischt oder zusammen mit anderen 
Steinkohlenarten, Am ausgedehntesten war der Verbrauch in der Zement- 
industrie und in Großkraftwerken geworden. 
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Andererseits ging die stärkere Verwendung der Moskauer Kohle im 
Wirtschaftsprozeß wieder Hand in Hand mit lebhaften Klagen über die 
die Eisenbahnen in ihrer Transportnot stark belastenden unwirtschaft- 
lichen Ferntransporte. Viele Jahre hindurch sind bedeutende Mengen an 
Kohlen aus dem Moskauer Revier in südlicher Richtung nach Kursk, Elez, 
Woronesch usw. gefahren worden, während die Kohle gleichzeitig in ent- 
gegengesetzter Richtung aus dem Donezbecken nach Moskau, Iwanowo 
und Jaroslawl gelangte. 

Eine Sonderart stellt die sogenannte Sapropelkohle dar; sie wird 
aus einem Fäulnisschlamm gewonnen, der in unvorstellbaren Mengen in 
Sümpfen und sonstigen stehenden Gewässern (Samarasumpf, Weißer 
See) vorkommt. Im getrockneten Zustand lassen sich aus ihr ähnliche 
Erzeugnisse wie aus Naphtha erzielen, sie gibt eine brauchbare Basis für 
die Gewinnung flüssigen Brennstoffs ab!, 

1 Genaueres über die Zusammensetzung und Gewinnung in den „Arbeiten 
des Staatsplanes“, Buch V, Moskau 1925. 


Eisenerz. 


Die Industrialisierung und landwirtschaftliche Mechanisierung, die 
die Sowjetregierung mit ihrer Wirtschaftspolitik besonders seit dem Be- 
ginn des Ersten Fünfjahresplanes 1928 verfolgte, mußten sich notwen- 
digerweise mit einer starken Ausweitung des Metallverbrauchs verbinden. 
Es lag daher nahe, daß die Sowjets sich ihrer eigenen Bodenschätze er- 
innerten und begannen, nicht nur Wasserkräfte, Kohle und Erdöl stärker 
auszubeuten, sondern auch die Eisenerzvorkommen stärker abzubauen. 
Auch im ZIB. kommen Eisenerze in Nestern oder Linsen vor, die, wenn 
sie ineinander übergehen, auch zu zusammenhängenden Flözen werden, so 
bei Tula und Tambow. Die größten Lager des ZIB., die industriell ausge- 
beutet werden, befinden sich in Dedilowo, Ganz allgemein schwankt die 
Mächtigkeit der Vorkommen zwischen 34 und 6 m, in der Mehrzahl sind 
sie allerdings nur bis zu 2 m stark, Die Erze finden sich bei Tula aus- 
nahmsweise in einer Tiefe von 40 m, im allgemeinen aber in geringerer 
Tiefe von etwa 20 m. Der Abbau mit Schächten gehörte lange Zeit zu den 
Seltenheiten, er geschah meist in altertümlicher Weise in Kleinbetrieben 
ohne Planung nach Art des Raubbaus. Im Gebiet von Rjäsan und Kaluga 
liegen die Erze mit 3 bis 9 m besonders flach unter der Erddecke. 

Das Tulaer Vorkommen befindet sich in einem Dreieck, dessen 
Westspitze bei Tula, dessen Ostspitze bei der Stadt Bogorodizk und 
dessen Südspitze bei der Station Lasarewo der Moskau-Kursker Eisen- 
bahn gelegen ist. Das Gebiet umfaßt etwa 800 Quadratwerst, das Lager 
ist mit einer Mächtigkeit von 3—1 m in Sand, Ton oder Kalk gebettet 
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und befindet sich in einer Tiefe von 3—24 m. Innerhalb der Grenzen des 
Rjasaner Gouvernements befinden sich weitere Läger in einer Entfernung 
von 6—12 Werst nördlich der Stadt Kassimowo am Fluß Ssyntul, die Erze 
sind phosphorhaltig und für die Gewinnung von Gußeisen geeignet. Auch 
im Bezirk Kasimir ist bei Murom Eisenerz anzutreffen. Die Verarbeitung 
geht hier in kleinen Werken vor sich, bekannt sind auch Vorkommen bei 
Wyksa, etwa 10 km von Oka entfernt. 


Phosphorite, 

Das Gebiet des ZIB, ist fast durchweg mit Bodenarten bedeckt, die 
arm an Humus sind und der Düngung bedürfen, Hierzu wurde seit alters 
her künstlicher Dünger verwendet, und zwar wandte man die Aufmerk- 
samkeit sehr frühzeitig auf die in den Grenzen des ZIB. anzutreffenden 
Phosphorite. Diese lagern an mehreren Stellen des ZIB. Hier ist zu 
nennen der Phosphoritsand der Moskauer, Jaroslawler, Kostromaer und 
Rjasaner Vorkommen, die niedrigprozentig zwischen 8 und 10 % Phos- 
phorsäure enthalten. Eine Sonderart stellt der im Süden des Bezirks 
Rjasan bei der Station Dirowo auftretende Sandstein, Cuchar genannt, 
dar, der 20—21 % Phosphorsäure enthält. Trotz der geringen Mächtig- 
keit des Vorkommens lassen sich auf 4 qm über 1600 kg gewinnen. Cuchar 
enthält eine beträchtliche Menge an Kali. 

Schwefelkies ist im ZIB. außerordentlich verbreitet und lagert 
zwischen Kohle, Sand, Ton oder Schiefer. Die Kiese enthalten zwischen 
40 und 47 % Eisen und 48 % Schwefel und finden in den chemischen 
Werken Verwendung. 

Mylowka wird ein sich fettig anfühlender Ton genannt, der in 
rohem Zustand mit der Hand als feuerfestes Material zu Ziegeln, Retorten 
und säurefesten Gegenständen verarbeitet werden kann. Er findet sich 
vorzugsweise in der Südecke des Moskauer Kohlenbeckens bei Pobjedenka, 
Bobrik und Ranenburg, ist aber auch bei Tula, Kalinin und Smolensk 
bekannt. Die besten Sorten schmelzen noch nicht bei 1750 Grad Hitze. 
Auch Töpferton ist weit verbreitet, er kommt im Süden und mittleren Teil 
des ZIB. vor. 

Unter den übrigen Bodenschätzen bleiben endlich die Bau- 
materialien zu erwähnen, von denen sich Kalk im Norden, Nord- 
osten und Südosten findet. 

So verfügt der ZIB. über beachtliche Bodenschätze verschiedener 
Art, die transport- und frachtgünstig gelegen sind. Sie treten auch in 
günstiger Abbaulage an die Erdoberfläche hervor und in der Nähe der 
schiffbaren Flüsse auf. Trotzdem war ihre Ausnutzung lange Zeit unvoll- 
kommen, als Grund hierfür wird im Schrifttum vielfach die nieht sehr 
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hochwertige Qualität der Stoffe bezeichnet, ferner ihr zerstreutes Auf- 
kommen und die Nachlässigkeit industrieller Kreise. Etwa seit 1912 
waren jedoch ernsthafte Bestrebungen nach intensiver Ausbeute aufge- 
treten, besonders die Heranziehung der Kohle und des Torfes zur Ge- 
winnung elektrischer Kraft war inzwischen weitgehend ausgebaut, 


Torf. 

Die Industrie des ZIB. stand lange Zeit unter dem Zeichen einer 
Krise der Heizstoffe, er war der Bezirk des „chronischen Heizstoff- 
defizits“. Bei dem in der Tages- und Fachpresse oft behandelten Gedan- 
ken, die Industrie auf die heimischen Brennstoffe auszurichten, lag daher 
auch die Heranziehung der großen Torfvorräte nahe, zumal 85 % der 
gesamten Torfvorräte der UdSSR. auf den ZIB. entfallen sollen; nach 
allerdings etwas älteren Angaben nahmen die Vorkommen 5,0 % des 
Grund und Bodens (über 86 000 Desjatinen) in Anspruch. Insbesondere 
die Vorräte der Kreise Moskau mit 49 %, des Kreises Wladimir mit 20,0 % 
und des Kreises Nishegorod mit 14,5 % des Gesamtvorkommens sind uner- 
meßlich zu nennen, die durchschnittliche Mächtigkeit der Lager wird mit 
0,94 Sashen (1 Sashen = 21 m) angegeben. Die Vorkommen werden nach 
oberer, mittlerer und tiefer Lage oder auch nach dem Aschengehalt von 
6, 7—10, 11—20 und mehr als 20 % unterschieden, Der Feuchtigkeits- 
gehalt des rohen Materials wird mit 87,5 % beziffert, derjenige des ge- 
trockneten Materials liegt etwa bei 25 %. Torf bis zu 2800 Kalorien je 
Kilogramm wird als minderwertig, von 2800—3800 Kalorien als mittel- 
mäßig und über 3800 Kalorien als hochwertig bezeichnet. 

Eine Anzahl großer Werke steht sozusagen unmittelbar auf dem 
Torf, nutzt diese Lager aber nur unvollkommen aus. Die Torfgewinnung 
war im Moskauer Kreis am meisten fortgeschritten, erst in großem Ab- 
stand folgten Wladimir, Kalinin (Twer) und Gorki (Nishegorod). Von 
Bedeutung ist, daß diejenigen Gebietsteile, die die größten Vorräte ber- 
gen, auch den stärksten Bedarf aufweisen, so daß die bei Brennstoffen 
sonst so wichtige Transportfrage hier nicht im Mittelpunkt steht. Die 
Selbstkosten der Gewinnung schwankten zwischen 11 und 14 Tscherwonz- 
kopeken je Pud (16,4 kg) und wurden im Durchschnitt mit 13 Kopeken an- 
genommen. Fast alle Industrien — Textilindustrie, Elektrizitätswerke, 
Metallverarbeitung, Eisenbahnen, Papierfabrikation, staatliche und 
kommunale Unternehmungen, Ziegeleien, Zementwerke und die Lebens- 
mittelindustrie — bedienten sich daher in zunehmendem Maße des Tor- 
fes, im weiten Vorsprung die beiden erstgenannten. 

Gewisse Schwierigkeiten ergaben sich daraus, daß für die Torf- 
gewinnung im Verlauf des Jahres nur etwa 65 Werktage zur Verfügung 


578 Wirtschaft und Verkehr im Zentralrussischen Industriebezirk. 


stehen; da infolgedessen gerade die Frage der Bereitstellung großer 
Arbeitskräfte schon immer eine große Rolle gespielt hat, soll die Torf- 
gewinnung im Jahre 1938 bereits zu 80 % mechanisiert gewesen sein. 
Näheres in „Chimie et Industrie“ (Paris) Nr. 3, 1941. 


Industrien, 

Bezüglich der Industrie örtlicher Bedeutung (Leinen-, Holz-, 
Leder-, Lebensmittelverarbeitung usw.) besteht ein naturgemäßer Zu- 
sammenhang mit dem Aufkommen der Rohstoffe, bemerkenswert ist aber, 
daß gerade bei den Hauptzweigen der Großindustrie, die sich in der 
Textilindustrie und der Metallverarbeitung im ZIB. entwickelt haben, ein 
solcher Zusammenhang nicht vorhanden ist. Baumwolle, Wolle, Seide 
und Metalle müssen in das Gebiet des ZIB, eingeführt werden. Die Ur- 
sachen für die starke Herausbildung der beiden genannten Industrien 
liegen teils in der besonderen beruflichen Geübtheit und hochqualifizier- 
ten Eignung der Bevölkerung für diese Berufszweige, teils in der Nähe 
der großen Stadt Moskau als Absatzmarkt und endlich in dem Vorhanden- 
sein guter und billiger Verkehrsmittel. Die Wolga und Oka bieten brauch- 
bare und billige Verschiffungsmöglichkeiten für Rohstoffe und Fertig- 
waren von und nach allen Teilen der Sowjetunion; ergänzt werden sie 
durch die im Vergleich zu anderen Landesteilen gut entwickelten Eisen- 
bahnen. 

Aus der Geschichte der Industrie ist zu sagen, daß sich die jetzige 
Großindustrie zu Beginn des ХУШ. Jahrhunderts zu entwickeln begann. 
Aus dem Westen Europas hielt die Maschine ihren Einzug und ersetzte 
die Handarbeit, die Leibeigenenarbeit wurde unter den neuen technischen 
Bedingungen allerdings zum Hindernis für die Entwicklung der Industrie, 
Im Laufe des XIX. Jahrhunderts wurde die Großindustrie bereits zu einer 
Frage größter staatlicher und politischer Allgemeinbedeutung. Wie be- 
reits erwähnt, hat sich die Textilindustrie neben den verschiedenen Arten 
der bearbeitenden und ausbeutenden Industrie den ersten Platz erobert, 
in ihr hat die Bearbeitung von Baumwolle die stärkste Bedeutung, sie 
nimmt drei Viertel der gesamten Industrie für sich in Anspruch. Die 
UdSSR war bereits vor dem Weltkrieg ein bedeutendes Baumwolland. 
1928/29 überschritt die Erzeugung erstmalig den Vorkriegsstand, 1932 
belief sich die Anbaufläche bereits auf das Dreifache der Vorweltkriegs- 
zeit und seitdem sind auch in der Intensivierung der Erträge besondere 
Fortschritte erzielt worden, Den Hauptanteil stellen mittel- und lang- 
fasrige amerikanische Sorten dar. 

Der starke Baumwollverbrauch wird von den Wirtschaftskreisen als 
Zeichen der geringen Aufnahmefähigkeit des Binnenmarktes und der ge- 
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ringen Kaufkraft der Bevölkerung angesprochen. Weniger bedeutend ist 
die Verarbeitung von Wolle, für die das Gouvernement Moskau als einer 
der Mittelpunkte in Frage kommt, Auch die Herstellung von Kunstseide 
hat mit den Werken Viscosa im Moskauer Vorort Mytischtschi und dem 
Unternehmen Klinwolokno in Klin im ZIB. Eingang gefunden. 

Das bedeutende Anwachsen der Lebensmittelindustrie im ZIB. er- 
klärt sich aus dem Wachstum Moskaus und den Bedürfnissen der anderen 
industriellen Zentren des Gebiets, beliefert wurde sie von der stark in 
den Vordergrund getretenen Gemüse- und Gartenbauwirtschaft. Die 
Mechanisierung der Holzbearbeitung, die an sich keine überragende Be- 
deutung hat, ging auf die Entwicklung der Bautätigkeit in der zweiten 
Hälfte des XIX. Jahrhunderts und die Ausdehnung der Metallindustrie 
auf den Bedarf der Eisenbahnen und die Mechanisierung der Betriebe 
zurück. 

Der Maschinenbau nahm sowohl hinsichtlich der in ihr beschäftig- 
ten Arbeiter als auch nach der Jahreserzeugung einen hervorstechenden 
Anteil ein, die gebietsmäßige Konzentration ist in Moskau, Nishegorod, 
Jaroslawl und Tula besonders stark. Keine besondere Bedeutung hat die 
Papierindustrie, deren Anlagen sich über den Gesamtbezirk verteilen. 

In der gebietsmäßigen Verteilung der Industrien ist in den letzten 
50—60 Jahren insofern eine starke Veränderung vor sich gegangen, als 
zu den alten Industriegebieten Moskau, Wladimir und Kostroma zwei 
neue hinzugetreten sind, von denen das eine den ganzen zentralen und 
östlichen Teil des Gouvernements Moskau erfaßt hat, das andere ist das 
sogenannte Iwanowo-Wossnessensker Gebiet. Letzteres hat sehr günstige 
Bedingungen für die Gewinnung der erforderlichen Arbeitskräfte, 


Kleinindustrien. 


Die Anfänge der im ZIB. auftretenden Kleinindustrien gehen in 
das XV, und XVI. Jahrhundert zurück, als zwischen Oka und Wolga eine 
Anzahl von Städten entstand und eine Arbeitsteilung zwischen den 
Stadtbewohnern und der ländlichen Bevölkerung eintrat. Hier und gleich- 
zeitig in den Klöstern entstand das Handwerk, auf dem Lande kam es nur 
bei der Holzbearbeitung, der Töpferei und der Hanfverarbeitung auf. 
Unter dem Druck hoher Steuern trat dann aber eine Abwanderung aus 
den Städten ein, die abgewanderten städtischen Handwerker setzten auf 
dem Lande unter dem Schutz der Klöster und großen Grundherren ihre 
Tätigkeit fort und errangen unter den Neuangelernten, die in Heimarbeit 
arbeiteten, die Stellung von Handelsvermittlern. So entstand die Heim- 
und Kleinindustrie, darunter auch die Leinenmanufaktur, Fellbearbeitung 
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und anderes. Die Tradition ließ hochqualifizierte Arbeiter entstehen; aus 
den Arbeitsstätten in den entlegenen Gebieten gingen die jetzigen Zentren 
der Kleinindustrien mit ihren bekannten Erzeugnissen wie Pawlower 
Messer, Tulaer Schlösser, Löffel, Filzstiefel, Sergiewoer Spielwaren, 
Wjasmaer Möbel, Schuhwerk, Seidengewebe, Brokat-, Horn- und Bürsten- 
waren hervor. 

Die wichtigsten Zweige der Kleinindustrie sind die Möbeltischlerei, 
Anfertigung von Holzgeschirren, Webereien, Walkereien, Bürstenherstel- 
lung, Anfertigung von Pelzschuhen, Schlosser- und Schmiedearbeiten. 

Als charakteristisch wird nicht die erste Bearbeitung von Roh- 
stoffen, sondern die Verarbeitung von Halbfertigfabrikaten bezeichnet. 
Alle genannten Gegenstände werden aus fabrikmäßig hergestellten Halb- 
fabrikaten angefertigt. Bei ihnen handelte es sich um die Massenanferti- 
gung von Gegenständen, die auf die Geschmacksrichtung, auf mathe- 
matisch genaue Form, auf die Eigenart des verwendeten Materials usw. 
Rücksicht nehmen müssen, auch müssen die verschiedensten Garne und 
Gewebe für Männerkleidung und Frauenkostüme, städtische und länd- 
liche Kleidung, Ober- und Unterkleidung, für Alltagskleidung und Natio- 
nalkostüme geliefert werden, desgleichen sind im Möbelgewerbe die ver- 
schiedensten Formen entwickelt. Mehl muß in den verschiedensten Sor- 
ten geliefert werden. 


Verkehr. 


Für die Wirtschaftsverhältnisse des ZIB., wie sie sich in der dar- 
gestellten Weise entwickelt haben, mußte der Verkehr selbstverständlich 
eine entscheidende Rolle spielen. In den „Arbeiten zum Staatsplan“ 
wurde als Leitgedanke aller verkehrlichen Maßnahmen folgende These 
ausgearbeitet: Die Entwicklung der Industrie und der Landwirtschaft im 
ZIB. fordert die Verbesserung und Verbilligung der Verkehrsmöglich- 
keiten; und zwar gebieten die Interessen der Industrie die Verbilligung 
der Rohstoff- und Brennstoffzufuhren aus den Zentren der ausbeuten- 
den Industrien, die Interessen der Landwirtschaft dagegen billige, häufige 
und schnelle Verkehrsmöglichkeiten des flachen Landes mit den Wirt- 
schaftszentren. 

Es wurde herausgestellt, daß der ZIB. weit bessere Vorbedingungen 
für eine Vervollkommnung des Verkehrs bot als das übrige europäische 
Gebiet der UdSSR. Denn zwar stellten sich dem Landstraßenverkehr in 
den Bodenverhältnissen (Sand und Lehm) erhebliche Schwierigkeiten 
entgegen, aber um Moskau konzentrierte sich andererseits das eng- 
maschige Eisenbahnnetz, das allerdings nach der Peripherie des Bezirks 
erheblich an Dichte verliert. 
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Bei allen Maßnahmen zur Verbesserung des engeren Bezirksver- 
kehrs herrschte der Gedanke vor, daß der Landwirtschaft am besten ge- 
dient wurde durch gute Bedienungsmöglichkeiten der Industrieorte mit 
Erzeugnissen der intensiven Landwirtschaft (Milcherzeugnisse, Geflügel, 
Gemüse usw.). Hierfür wurden Eisenbahnen (Schmal- und Normalspur- 
nebenbahnen) für geeigneter angesehen als Landstraßen. Das Interesse 
der Industrie wurde in der Entwicklung großer leistungsfähiger Eisen- 
bahnhauptstrecken (sog. Magistralen und Übermagistralen) zur Heran- 
schaffung der Rohstoffe (Baumwolle, Metall, Holz, Getreide usw.) ge- 
sehen. Ihr unbehinderter und billiger Abtransport an Orte mit guten 
Versorgungsmöglichkeiten und mit sonst günstigen Lebens- und Wohn- 
bedingungen sowie mit reichlichen qualifizierten Arbeitskräften wurde 
der Verlegung der Arbeitsstätten in die Nähe der Rohstoffgebiete im 
allgemeinen vorgezogen. 

Bei der Bedeutung des Verkehrs für den ZIB. konnte es nicht aus- 
bleiben, daß neben Siedlungs-, Kanalisations-, Brückenbau-, Umbau- 
fragen usw. auch der Verkehr Gegenstand des 1935 herausgegebenen 
„Generalplans für die Rekonstruktion Moskaus“ geworden ist, Alle Er- 
örterungen über die Vorzüge und Nachteile der Straßenbahnen, Auto- 
busse, der Untergrundbahn und der Kraftdroschken haben keine ein- 
seitige Entscheidung über die Fortentwicklung zugunsten eines der Ver- 
kehrsmittelarten gefunden), 


Moskaus Personenbahnhöfe — neun an der Zahl — liegen mit Aus- 
nahme des Kursker Bahnhofs sämtlich an der Peripherie der Stadt und 
mindestens 4 km vom Zentrum der Stadt entfernt. Der Gedanke an einen 
Zentralbahnhof scheint seit einer Reihe von Jahren nicht weiterverfolgt 
zu sein?, 

Beachtenswert ist, daß der Gedanke der Zusammenarbeit der Ver- 
kehrsmittel in der UdSSR sehr frühzeitigen Eingang in die verkehrs- 
politischen Erörterungen gefunden hatte. Bereits 1925 finden wir ausge- 
sprochen, daß keine Rede vom alleinigen Ausbau der Eisenbahn oder der 
Landstraßen oder der Wasserwege sein sollte, nur Projektierungen des 
Verkehrsnetzes im ganzen wurden als zweckmäßig angesehen, „wobei kein 
Verkehrsmittel als Konkurrent des anderen angesehen werden dürfe“, 

2 Bezüglich der Fortentwicklung der einzelnen Verkehrsmittel s. „Die Neu- 
gestaltung Moskaus“ in der Verkehrstechnik 1936, 5, 34, 

Vgl. auch „Die Moskauer Untergrundbahn“ in der Zeitung des Vereins 
Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen 1939, Heft 39, ferner in russischer 
Sprache Lopatin, „Pjerwi Sowjezki Metropoliten“ Moskau 1934, 

2 Näheres в. Archiv für Eisenbahnwesen 1935, Heft 4, 8. 1012, und Zeitung 


des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen 1931, 8. 1021: Moskau und 
seine Eisenbahnanlagen. 
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„zwischen den Parallelwegen muß Zusammenarbeit, nicht Wettbewerb 
bestehen“. Als Beispiel findet sich mehrfach die Verkehrsteilung zwi- 
schen der Moskau-Gorkier Eisenbahnlinie, der gleichnamigen Landstraße 
und dem gleichnamigen Wasserweg erwähnt. 

Von Bedeutung für die Wasserversorgung Moskaus und seine 
Energiewirtschaft, vor allem aber natürlich für den Verkehr mit der 
Hauptstadt ist der Wolga-Moskwa-Kanal in Verbindung mit dem Ausbau 
der oberen Wolga und des Moskwaflusses, Der Kanal verläßt Moskau 
in nördlicher Richtung und verläuft parallel zur Eisenbahnlinie nach 
Sawelowo. Er eröffnete große Aussichten für Wassertransporte zwischen 
einer Reihe von Wirtschaftsgebieten der UdSSR., insbesondere wurde 
Moskau durch ihn mit dem Norden und Südosten der Sowjetunion ver- 
bunden; der Wasserstraßenring des Kanals und der Wolga schließt sich 
durch den bei Gorki mündenden Okafluß. Von der oberen Wolga und 
dem Onega See treffen über den Kanal Steine, Kleinpflaster, Holz- und 
Baumaterial und Brennholz, von der mittleren und unteren Wolga eben- 
falls Baumaterial, Holz, Naphthaerzeugnisse und Kalisalz ein. Der Güter- 
verkehr dieses Wasserweges wurde für das Jahr 1937 mit 4,5 Mill. t, der 
Personenverkehr mit 1,6 Mill. Personen veranschlagt. Am bedeutungs- 
vollsten ist der Kanal für die Anfuhr von Baumaterialien, deren Erzeug- 
nisse im ZIB. für den Ausbau von Straßen und Bahnen aller Art nicht 
ausreichten, und für die billige Transportmöglichkeit landwirtschaft- 
licher Güter nach Moskaut, 


Atlas des Moskauer Bezirks 1934. 


Das Moskauer Bezirksvollzugskomitee hat in dem Bestreben, weiten 
Kreisen die Kenntnis des Wirtschaftslebens dieses Verwaltungsbezirks 
zu vermitteln, die Herausgabe eines Atlas (erschienen 1934) veranlaßt, 
der in insgesamt 81 Karten zunächst eine allgemeine Charakteristik der 
Moskauer Provinz, dann im einzelnen die natürlichen Bodenschätze, den 
Prozeß der Industrialisierung und Kollektivierung, das Verkehrswesen, 
das Kommunalwesen sowie Beyölkerungs- und Arbeitsfragen beleuchtet, 

Das Kartenmaterial über die allgemeine Lage des Bezirks zeigt, daß 
dieser annähernd die gleiche territoriale Ausdehnung wie Estland, Lett- 
land und Litauen aufweist. Das Verhältnis zu den anderen Landesteilen 
der Sowjetunion wird durch ein bedeutendes Überragen des Moskauer 
Bezirks gekennzeichnet. Fast ein Viertel der gesamten Industrieerzeugung 
(23,7%) ging 1934 allein in diesem Bezirk vor sich. Die Bevölkerungs- 

1 Näheres in der Zeitung Ekonomitscheskaja Shisn vom 30, November 1932 
und Saller in der Zeitschrift für Binnenschiffahrt 1936, 8. 307: „Moskau als 
Binnenhafen von vier Meeren“, 
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dichte ist achtmal größer als im Durchschnitt der Sowjetunion, die 
Dichte des Eisenbahnnetzes siebenmal stärker, der Holzreichtum dagegen 
in geringem den anderen Landesteilen unterlegen. Eine Karte „Moskauer 
Industriebezirk“ beleuchtet die Verteilung der produktiven Kräfte, insbe- 
sondere die geographische Lage der einzelnen Industrien und großen 
landwirtschaftlichen Unternehmungen, weiteres Kartenmaterial befaßt 
sich mit der eingehenden Darstellung der einzelnen Wirtschaftrayons 
unter besonderer Berücksichtigung der Schwerindustrie in der Gegend 
von Tula und Kaluga. 

Einen breiten Raum nimmt die bildliche Darstellung des natürlichen 
Reichtums des Bezirks an Mineralien ein. Die Kohlen- und Holzvor- 
kommen finden ihre Darstellung, die charakteristischen klimatischen 
Verhältnisse haben Aufnahme gefunden, die Erntezeiten sind verzeich- 
net, die Lage der 450 meteorologischen Stationen wird dargestellt — der 
Atlas bietet also ein reiches Material für denjenigen, den das Studium 
dieses Gebiets reizt. 

Die Tendenz der Darstellung der industriellen Entwicklung geht 
offensichtlich dahin, die Wandlung aus einem Textil- in einen Metall- 
industriebezirk vorzuführen. Dabei sind die Neuanlagen im Gegensatz 
zu der früheren Zusammenballung in Moskau und im Textilbezirk nörd- 
lich Moskaus jetzt ziemlich gleichmäßig verteilt dargestellt. Dement- 
sprechend hat sich die 1913 noch vorhandene Massierung der werktätigen 
Bevölkerung im engen Textilbezirk Moskaus seit etwa 1932 gelockert. 

Als wichtiger Teil der „Rekonstruktion der Volkswirtschaft“ wird 
die Elektrisierung behandelt, deren Durchführung die günstige Lage der 
Kraftquellen Kohle, Torf und Wasserkraft zustatten kommt. Die Karten 
zeigen, daß die Moskauer Kohlenvorkommen, dann aber auch die riesigen 
Torflager am Okafluß und die Wasserkräfte, zum geringeren Teil auch 
der Holzreichtum, die Basis für die Erzeugung elektrischer Kraft dar- 
stellten. Den Hauptverbrauch weisen Moskau, Tula, Noginsk, Orechowo 
und Kolomna auf. Die Versorgung elektrischer Eisenbahnstrecken der 
Nordbahn obliegt den Kraftwerken Mytischtschi, Puschkino und 
Schtschelkowo. 

Als Mittelpunkt des Maschinenbaus tritt uns Moskau im Kartenbild 
entgegen. Eine geschickte Arbeitsteilung hat dafür gesorgt, daß die Stadt 
Moskau in der Hauptsache die Auto-, Werkmaschinen- und elektrotech- 
nische Industrie beherbergt. Die Industrie der Verkehrsmittel, der land- 
wirtschaftlichen Maschinen und einige andere sind in den Bezirk verlegt. 
So erscheint Podolsk als das Zentrum der allgemeinen Maschinenindustrie, 
Kolomna und Mytischtschi als Mittelpunkte des Verkehrsmittelbaus, Tula 
als Zentrum der Metallindustrie, Mittelpunkt der chemischen Industrie 
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ist wiederum Moskau, daneben aber auch das Wossnessensker und Bobri- 
kowsker Kombinat, Weitere Karten lassen die Lage der Kalk-, Konfek- 
tions-, Holz- und der ländlichen Hausindustrie erkennen. 

Die Darstellung des Verkehrswesens, obwohl dieses zu den grund- 
legendsten Problemen der Industrialisierung Sowjetrußlands gehört, ist 
unzureichend ausgefallen. Die Darstellung der Streckenbelastungen wird 
beschränkt auf Frachtgutverkehr — Eilgut wird kaum verfrachtet — und 
unterteilt nach Getreide, Steinkohlen, Naphtha, Holz und sonstigen Gütern 
wiedergegeben. Der Empfang des Bezirks überwiegt weit den Versand. 
Karten über die Linienführung des Wolga-Moskwa-Kanals, der Autobus- 
verbindungen, Landstraßen und Luftverbindungen beschließen diesen 


Abschnitt. 


Das Verkehrswesen Kolumbiens. 


Von 
W. Paschen in Kiel. 


(Mit zwei Karten.) 


Die Verkehrslage. 


Die Republik Kolumbien, ein Tropenland, liegt zwischen dem 12° 
207 50” Nord- und dem 4 ° 13’ 20” Südbreite sowie dem 66 ° 54’ 7” und 
dem 79° 2' 32” Westlänge von Greenwich. Der Flächeninhalt des Lan- 
des beträgt 1162240 qkm. Der Größe nach steht Kolumbien an fünfter 
Stelle unter den südamerikanischen Republiken. Die Grenzen bilden im 
Norden das Karibische Meer, im Süden Peru, Ecuador und Brasilien, im 
Osten Brasilien und Venezuela, im Westen der Stille Ozean und im Nord- 
westen Panama. Die Länge der Grenze mit Venezuela beträgt 2280 km, 
mit Peru 1722, mit Brasilien 1490, mit Ecuador 400 und mit Panama 
235 km. Die Küste am Atlantik ist 1760, die am Pazifik 1470 km lang. 

Das Karibische Meer bildet die Buchten von Bahia Honda, Portete 
und Santa Marta im Department Magdalena, die kleine Bucht von Gale- 
razamba, die Bai von Cartagena und den Golf von Morrosquillo im 
Department Bolivar, den Golf von Darrien oder Urabä im Department 
Antioquia, Am Pazifik liegen die Buchten von Solano und Cupica im 
Territorium Chocó, die Golfe von Buenaventura und Malaga im Depart- 
ment Valle und die kleine Bucht von Tumaco im Department Nariño. 
Einige Inseln sind den Küsten vorgelagert. Die dem Handel geöffneten 
Häfen sind Cartagena, Puerto Colombia, Santa Marta und Rio Hacha am 
Karibischen Meer, Buenaventura und Tumaco am Pazifik. 

Die physikalischen Merkmale des Landes sind die Ketten der Anden, 
die Sierra Nevada, die Hochebene von Bogotä und die Ebenen. Die Kette 
der Anden ist im Süden des Landes geschlossen, weiter nördlich ver- 
zweigt sie sich. Der linke Zweig, der Chocö-Kamm oder die Küsten-Kor- 
dillere, verläuft unweit der pazifischen Küste. Der rechte Zweig, die zen- 
trale oder Quindio-Kette, verläuft in nordöstlicher Richtung. Später, 
bei Almaguer, verzweigt sich diese Kette nochmals. Der östliche Zweig 
wird als Sumapaz-Kette bezeichnet. Die Ostkette endet in Kolumbien und 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1942. 39 
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Venezuela, die zentrale in Kolumbien, während die westliche durch die 
Bando-Kette mit den Bergen in Panama verbunden ist. Die Zentralkette 
ist die höchste mit vielen Vulkanen und schneebedeckten Bergen; viele 
Verzweigungen durchziehen vor allem die Departments Antioquia und 
Caldas. Hier liegen Gold- und Silberminen. Die Ostkette erfüllt die 
Departments Cundinamarca, Boyaca, Santander und enthält Salz- und 
Smaragdgruben. Die westliche Kette wird von Flüssen durchbrochen, in 
denen sich Gold und Silber befindet; es ist das Chocö-Gebiet, 

Der mit den Anden nicht verbundene Gebirgsstock der Sierra 
Nevada breitet sich an der Nordküste sternförmig aus und hat viele hohe 
Berge. Die höchsten Berge Kolumbiens sind der Huila (5700 m), Tolima 
(5620 m und Santa Isabel (5100 m) in der Zentralkette. Von den Vulkanen 
liegen Chiches, Cumbal und Azufral de Tuquerres in der West-Kordillere, 
Galeras, Sotara, Puracé, Huila und Pasto in der Zentralkette. 

Von den Ebenen und Hochebenen sind die von Santa Rosa in 
Antioquia, Herveo in Caldas,. Tuquerres und Pasto in Nariño, Popayán 
in Cauca, Dolores in Tolima, Bogotä, Ubate und Simijaca in Cundi- 
патагса, Chiquinquira, Sogamoso Tunja und Cocuy in Boyaca, Jeridias 
in Santander, Pamplona in Nord-Santander zu nennen. Weitere kleinere 
Ebenen sind die von Goajira, Valledupar, die Täler des Magdalena, des 
Otrato, Sinu und San George sowie die von Corozal im Department 
Bolivar, 

Die Hochebene von Bogotá liegt 2640 m über dem Meer, hat eine 
Ausdehnung von 100X50 km und ist sehr fruchtbar. Hier liegt am Fuß 
der Kette von Monserrate die Hauptstadt Bogotá. 

Das Klima Kolumbiens beruht auf den verschiedenen Höhenlagen. 
Man unterscheidet heiße, kalte und gemäßigte Zonen, die vielfach dicht 
beieinanderliegen. Die Bodenerzeugnisse des Landes sind infolgedessen 
außerordentlich reich und mannigfaltige. Wenn keine Verkehrsmängel 
beständen, wäre Kolumbien ein Paradies, in dem alles überall zu haben 
wäre, 

Die heißen Zonen, welche sich in der Hauptsache auf die Küsten 
und die unteren Teile der großen Flußtäler wie des Magdalena und Cauca, 
die östlichen Ebenen und die großen Gebiete erstrecken, die vom Caqueta 
und Putumayo bewässert werden, erzeugen Kautschuk, Kokosnüsse, 
Tabak, Bananen, Zuckerrohr, Mais, Baumwolle, Kakao и.а. т. In der 
gemäßigten Zone finden sich ebenfalls einige dieser Produkte neben 
Kaffee, dem Haupterzeugnis des Landes, Die kalte Zone bringt Weizen, 
Gerste, Hafer, Kartoffeln u.a. hervor. Die Zahl der Obstbäume wie 
Bananen, Ananas, Mangos, Kokos, Pfirsiche, Granadillas, Wassermelonen, 
Kirschen, Feigen, Birnen usw. ist groß. 
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Die Wälder enthalten viele Arten von Edel- und Nutzhölzern, wie 
Lignum vitae, Cumula, Fichte, Walnuß, Zeder, Mahagoni, Eiche, Eben- 
holz, Brasilholz. Es finden sich zahlreiche medizinische Pflanzen 
wie Chinin, Sarsaparilla, ferner Gummi, Balsam, Divi-divi und Elfen- 
beinnuß. 

Das Gebiet zerfällt politisch in 14 Departments, 4 Intendanzen und 
6 Kommissariate: 


Ве- 
Größe oi, der völke- 90 der Bo- 
Pol. Bezirk in бошо. лу КӨ; т Hauptstadt 
qkm fläche 50638 rung qkm 
in Mio 
Departments: 

Antioquia se oa 65595 5,04 1,188 12,06 15,12 Medellin 
Atlántico. . . . » 3070 0 0,200 3,04 79,00 Barranquilla 
Bolivar  . s ACK / 60 450 5,20 0,702 Ban 10,02 Cartagena 
Boyach За. a 70 000 6,02 0,752 11,72 18,58 Tunja 
Caldas . 2... 14065 1a Om Sun 4447 Manizales 
Саба эл». Aue 28 065 2,41 0,354 3,97 11,32 Popayán 
Cundinamarca . — 22 300 1,92 1,125 13,52 47,38 Bogotä 
Bail, en 20925. 180, : 0,180 2,67 Hen Neiva 
Magdalena . . . . 56340 ` Aen 0,42 3,84 5,36 Santa Marta 
Nariño. .. . . . (81285 200 0,462 Bun 13,18 Pasto 
Norte de Santander, 23200 2,00 0,847 423 1418 Cúcuta 
Santander . » . » 81 740 2,73 0,017 7,45 18,74 Bucaramanga 
Tallima ars ua E 23 500 2,08 0,538 5,77 18,87 Ibague 
Vale . 0... 2.0, DOSE TODE E 24,00 Сан 

a) 471555 40,55 БЕ Be Ee 
b) Intendanzen: x 
Amazonas . . . . 124820 10,74 0,006 0,02 0,02 Leticia 
Oo rn 47 000 4,04 0,100 1,00 1,82 Quibdo 
Meta .„.... SA00 1з Opar 0,25 0,23 Villavicencio 
San Andrös, . . » 55 001 0,006 0,08 108,86 San Andrés 

b) 255915 22,00 0,150 Lan Ka = 
с) Kommissariate: 
Arauca. кыш» nu 27790 2,30 0,12 0,10 HEI Arauca 
Caquetá . . . . . 108580 801 0,19 0,18 0,14 Florencia 
Та Goajira . . . » 11875 1,02 0,32 0,42 2,81 Uribia 
Putumayo .... 24320 20 015 0,21 0,8 Мосоа 
Vaupés 22... 168155 147 008 0,12 Uu Mitu 
Vichada ae 98 990 8,52 0,00 Ола 0,11 San Rafael de 

Murillo 


с) 434710 3740 0/5 123 Durchschn. = 
Zusammen a) bis с) 1162180 100,00 8,502 100,00 6б — 
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Kolumbien ist ein Agrarland, die Bodenbestellung ist seine Haupt- 
industrie. Der Boden ist im allgemeinen sehr fruchtbar. Trotz ihrer Be- 
deutung wird aber die Bodenbestellung noch nach veralteten Methoden 
betrieben. Nur der Anbau von Kaffee macht fast allein eine Ausnahme. 
Neuerdings geht die Regierung mit Einführung neuzeitlicher Methoden 
der Landbestellung voran, indem sie Musterfarmen, Landwirtschafts- 
schulen, Ausfuhrverbände u.a. einrichtet. Moderne Maschinen, Geräte 
und Traktoren finden Verbreitung und werden bald die Bodenerzeugung 
auf eine der Ausdehnung des Landes und seiner Fruchtbarkeit entspre- 
chende Höhe bringen. 

Der Kaffee, das Hauptprodukt, wird in Höhen von etwa 1500 bis 
2200 m angebaut, Kolumbien ist heute der zweitgrößte Kaffee-Erzeuger 
der Welt und führte 1933 mit 200 Mio kg 14,57 % des Weltverbrauchs 
aus. Am 20. Juli 1927 wurde die Nationale Vereinigung der Kaffee- 
Erzeuger gegründet, in der alle Interessen des Kaffeeanbaues und des 
Handels sowie die Regierung vertreten sind. Das Gesetz 76/1927 setzt 
eine Ausfuhrabgabe von 10 Cents je Sack von 60 kg fest, deren Ertrag 
zur Errichtung von Lagerhäusern, dem Studium der Anbaumethoden, der 
Organisation des Absatzes, der Werbung und Finanzierung bestimmt ist. 


Die Ausfuhr von Kaffee erfolgt aus Cundinamarca nach atlanti- 
schen Häfen (Barranquilla und Cartagena) über Girardot. wo er auf dem 
oberen Magdalena per Schiff bis Beltran, dann mit der Dorada-Bahn nach 
Dorada befördert wird. Weiter mit Schiff auf dem unteren Magdalena 
nach Barranquilla, oder zunächst bis Calamar und mit der Bahn nach 
Cartagena. Der in Antioquia erzeugte Kaffee geht meist auf der 
Antioquia-Bahn nach Barranquilla und Cartagena, Kaffee aus dem süd- 
lichen Teil von Antioquia kann zwei Wege benutzen: über Manizales und 
von dort mit der Drahtseilbahn nach Mariquita, dann mit der Dorada- 
Bahn nach Dorada, und schließlich mit Schiff auf dem Magdalena nach 
Barranquilla und Cartagena. Die andere Möglichkeit ist die mit der 
Bahn bis zum Cauca-Fluß oder nach Stationen der Е.С. El Pacifico, 
weiter mit Bahn oder Schiff nach Cali und von dort mit der F.C. Pacifico 
nach Buenaventura. Das Department Caldas hat zwei Anbauzentren für 
Kaffee, Manizales und Armenia. Der Kaffee von Manizales geht meist 
mit der Schwebebahn nach Mariquita und den atlantischen Häfen, der 
aus Armenia über Cali nach Buenaventura. Ebenso wird der Kaffee der 
Departments Valle und Cauca über Buenaventura ausgeführt. Der aus 
Magdalena wird über Santa Marta verschifft. Der Kaffee aus dem 
Department Norte de Santander dagegen nimmt seinen Weg über Vene- 
zuela, entweder auf dem Zulia-Fluß oder mit der Bahn von Uraca bzw. 
Cúcuta nach Puerto Villamizar und weiter nach Encontrados und Mara- 
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caibo. Schließlich werden noch 80—100 000 Sack aus der Provinz Ocaña 
über Barranquilla oder Cartagena verschifft. 

Der sonstige Ausfuhrhandel. Obwohl Kolumbien infolge seiner 
geographischen Lage und topographischen Gestaltung über eine große 
Zahl möglicher Ausfuhrprodukte verfügt, hält sich der Ausfuhrhandel 
dennoch in ziemlich engen Grenzen, wie folgende Aufstellung zeigt: 


1933 1937 

% % 
Kalle 1 07 e PERLE күрү 65,2 
юа 0 ТУКЕ М 23,3 
Bananen! а а 73 4,4 
Hante < des дА За 
PIANE a И х 18 Lu 
sonstige Produkte . . 12 22 


Zwei Produkte stellen also 88 % der Ausfuhr dar. Bei der Einfuhr 
stehen Textilien an erster Stelle (1937: 31,91 %), es folgen Nahrungs- 
mittel mit 18,76%; Garne und Fasern zur Weiterverarbeitung 5,42 % ; 
Rohmaterialien 4,07 % ; kein weiterer Artikel war mit mehr als 3% be- 
teiligt. 

Die heutige Handelspolitik Kolumbiens dient deshalb dem Aus- 
gleich des auswärtigen Handels, der Anregung und Steigerung der ein- 
heimischen Produktion und der Förderung der Ausfuhr. Das Agrar- 
problem gipfelt in der Anregung der reichlich gegebenen natürlichen 
Möglichkeiten unter Anwendung wirtschaftlicher Methoden. Bisher ist 
nur die Erzeugung und Ausfuhr von Kaffee, auf der der Wohlstand des 
Landes in erster Linie beruht, gut entwickelt. Die anderen Produkte 
decken dagegen nicht den einheimischen Bedarf. 1937 wurden folgende 
Bodenprodukte eingeführt, die im Lande erzeugt werden können und er- 
zeugt werden (in Mio kg): 


Baumwolle . >.. Nee? БЕ 
Корга МЫ к ст ТТ. СУТ, 
wen... ге, уро, нез 
ЭШЕ. "у EN Кай ДОО, МОКОК 70808, 
Reis. nl) nam ыдА 1 LOA 
Kakao. аа атй "акт Ar 1,01 
Табак, оа eer dE Ш 
Weizenmehl ` een e 0/47 


Der binnenstaatliche Handel ist infolge der hohen 
Transportkosten und der Transportschwierigkeiten nicht sehr entwickelt, 
immerhin vollzieht sich eine starke Handelsbewegung innerhalb eines 
verhältnismäßig kleinen Radius mit Produkten wie Weizen, Gerste, Kar- 
toffeln, Kaffee, Mais, Salz, Honig, Rohzucker, Raffinade u. a. 
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Die Voraussetzung für eine wesentliche Hebung der Produktion und 
des Güteraustausches im Inland sowie der Ausfuhr ist aber der schnelle 
Ausbau des Eisenbahn- und Straßennetzes. Dem ist 
heute die ganze Aufmerksamkeit des Staates und der Departments ge- 
widmet. 

Zur Förderung der einheimischen Erzeugung wurden das Gesetz 
62/1931 sowie die Verordnungen 1700 und 2194/1931 erlassen, die auch 
alsbald wirksam geworden sind. Wenn 1928 noch 158 Mio kg Nahrungs- 
mittel im Werte von 18,5 Mio $ eingeführt wurden, die das Land selbst 
erzeugen konnte, so waren ев 1933 nur noch 23 Mio kg i. W. von 1,5 Mio $. 

Nach einer amtlichen Veröffentlichung könnten folgende Erzeug- 
nisse zu 100 % aus einheimischen Rohstoffen hergestellt werden: Schoko- 
laden (Kakao, Zimt); Drogenbestandteile (Zucker, Glukose usw.); 
Streichhölzer (Schwefel, Klebstoff, Kopal); Biskuits und Süßwaren 
(Mandeln, Glukose) ; Textilien und Garne (Baumwolle, Jute); Weine und 
Spirituosen (Trauben); Geräte und Maschinen (Kupfer, Eisen); Mehl- 
fabrikate (Weizen); Pasteten (Maismehl) ; Farbstoffe (Rinde); pflanz- 
liche Öle und Fette (Корга); Bier (Gerste, Malz, Hopfen); Zementarbei- 
ten; Zigarren und Zigaretten (Blattabak). 


Die Wirtschaftslage. 


Anleihen in den Vereinigten Staaten für öffentliche Arbeiten wie 
Straßen- und Eisenbahnbau in den Jahren 1927 und 1928 ließen den 
Haushalt auf über 100 Mio $ anschwellen. Das Jahr 1929 brachte dann 
ein starkes Defizit im Haushalt. Als Folge davon mußten 1930 20 Mio $ 
kurzfristig in den Vereinigten Staaten aufgenommen werden. 

Obwohl diese Anleihen die Lage erleichterten, bürdeten sie dem 
Lande eine Schuldenlast auf, von der es sich bis heute nicht befreien 
konnte. 1932 betrug die äußere Schuld 32 Mio $, Zu ihrer Ablösung 
wurde eine äußere Anleihe von rund 17 Mio $ bei einer amerikanisch- 
europäischen Bankengruppe aufgenommen; zum gleichen Zweck gab der 
Staat 8prozentige Schatzanweisungen im Betrage von 6 Міо $ aus (Gesetz 
20/1930). Der starke Rückgang der staatlichen Einnahmen im Jahre 1930 
(49 Mio $ gegen 75 Mio $ im Jahre 1929) als Folge der Weltwirtschafts- 
krise erforderte weitere Notstandsmaßnahmen. Die Gesetze 99 und 
119/1981 ermächtigten zu wirtschaftlichen und finanziellen Maßnahmen 
wie Goldausfuhrverbot, Devisenkontrolle, Beschränkung der Einfuhr 
durch Zollerhöhungen u.a. Als Folge nahm die Goldreserve der Staats- 
bank, die 1931 auf 12 Mio $ gefallen war, wieder zu. 

1932 wirkte sich die Weltwirtschaftskrise derartig aus, daß der 
Haushalt kaum ein Drittel desjenigen von 1928 ausmachte. Die Ein- 
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nahmen waren 1932 mit 35 Mio $ die niedrigsten der letzten 10 Jahre, 
Noch weiter erschwert wurde die Wirtschaft durch den Konflikt mit Peru 
(Peru hatte am 1. September 1932 den Flußhafen Lätitia besetzt), der die 
finanziellen Mittel 1933 und 1934 zu Rüstungszwecken bis zum äußer- 
sten beanspruchte. 

Seit 1930 ist keine finanzielle Inanspruchnahme des Auslandes 
mehr erfolgt, und Überschüsse im Haushalt haben zur Besserung der 
Finanzlage beigetragen: 


1932 1934 1937 1938 
Einnahmen (Mio $). . . . 35,35 48,86 82,61 78,50 
Ausgaben (Міо $) . . . . 84,40 50,11 76,09 81,57 


Diese Besserung der Finanz- und Wirtschaftslage hat erhöhte Auf- 
wendungen für öffentliche Arbeiten ermöglicht. 

Die Verzinsung und Tilgung der inneren Schuld (am 31. Dezember 
1938 515 Mio $) war seit 1934 regelmäßig; die äußere Schuld (am 
31. Dezember 1938 91,05 Mio $) erfuhr dagegen bis 1938 kaum Berück- 
sichtigung; 1938 wurden 805 830 $ getilgt. Soweit auswärtige Verpflich- 
tungen zu Zwecken des Eisenbahnbaues eingegangen sind, handelt es sich 
um folgende (5 Рев = 1 £): 


1906 5% Ferrocarril Sabana . . . . 399200 Pesos 79840 £ 
1913 6% Ferrocarril Girardot . . . 4028950 „ 05 790 £ 
1916 6% Ferrocarril del Norte . . . 286750 „ = 47350 £ 
1920 6% Е, С. Puerto Wilches . . . 1675600 „ = 335120 £ 


Der Handel Kolumbiens, besonders der Außenhandel, ging in den 
Krisenjahren stark zurück. Die Einfuhr wurde durch die erwähnten 
Maßnahmen der Regierung stark beeinflußt. Sie ging von 672961 t im 
Werte von 149 Міо $ im Jahre 1932 auf 183 504 t im Werte von 30,65 Mio 
Dollar im Jahre 1933 zurück und betrug 1934: 267 601 t; 1935: 270 401 t; 
1936: 370 211 t; 1937: 397 231 t; 1938: 408 738 t. Ebenso litt die Aus- 
fuhr: 1924 wurden 370.935 t im Werte von 86,2 Міо $ oder 282,20 $ je 
Tonne ausgeführt, 1932 2,55 Міо t im Werte von 70,33 Mio $ oder 27,01 $ 
je Tonne; 1934: Zum Mio t; 1935: 2,68 Mio +; 1936: 2,77 Mio t; 1937: 
2,08 Mio t; 1938: 3,14 Mio t. 

Die Ausfuhr besteht vor allem in Kaffee, Gold, Platin, Bananen, 
Häuten und Leder, Tabak, Gummi und Erdöl; die Einfuhr in Texti- 
lien, Metallwaren, Drogen und Medikamenten, Nahrungsmitteln, 
Maschinen und landwirtschaftlichen Geräten, Papier und Papierwaren, 
Ton- und Glaswaren, Lederwaren, elektrischen Geräten, Farben, Ölen 
und Fetten. 

Die Ausfuhr von Kaffee betrug 1933 199,6 Mio kg, 1934 185,1, 1935 
226,1, 1936 236,5, 1937 250,7 Mio kg. Die staatlichen Bahnen beförderten 
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1938 254 316 t Kaffee, die Frachteinnahmen betrugen dafür 2 335 832 $ 
oder 74,81 % der gesamten Frachteinnahmen aus der Beförderung land- 
wirtschaftlicher Produkte (3121940 $). 1928 wurden 49,03 Mio kg Reis 
im Werte von 3,54 Mio eingeführt, 1933 9,5 Mio kg. Der Zoll für einge- 
führten Reis betrug 1927 1 Centavo je kg, heute 8 Centavos, An Weizen 
wurden 1928 32,4 Mio kg, 1933 8,5 Mio kg eingeführt; der Zoll wurde von 
1 auf 8 Centavos je kg erhöht. An Kakao wurden 1929 5,2 Mio kg im Werte 
уоп 1,38 Міо $ eingeführt, 1933 2,0 Mio kg im Werte von 214 459 $ als 
Folge der Zollerhöhung von 10 auf 26 Centavos je kg. Die Buttereinfuhr 
betrug 1929 267 000 kg, 1933 6611 kg; der Butterzoll wurde von 20 auf 
80 Centavos je kg erhöht. Die Speckeinfuhr ging von 13 Mio kg im Jahre 
1929 auf 19259 kg im Jahre 1933 zurück, bei einer Zollerhöhung von 5 
auf 30 Centavos je kg (nach Informe Financiero del Contralor de la Repu- 
blica de Colombia, 1938). 

An Bananen wurden 1937 6,50 Mio Bündel, 1936 8,21 Mio ausgeführt. 
Baumwolle 1937 18,56 Mio kg, 1936 14,36 Mio kg. Zucker, früher ein großer 
Ausfuhrartikel, wird jetzt in größeren Mengen eingeführt. Erzeugt wur- 
den 1934 36 Mio kg Rohzucker, 67 Mio kg Melasse und 296 Mio kg 
brauner Zucker. 

1937 wurden 7,50 Mio Stück Rinder, 0,93 Mio Pferde, 0,3 Mio Schafe, 
1,54 Mio Schweine, 0,52 Mio Ziegen, 0,45 Mio Maultiere und 0,29 Mio Esel 
gezählt. 

Mineralien. Kolumbien ist reich an Bodenschätzen, wie Erdöl, Gold, 
Silber, Platin, Smaragden, Salz, Kohle, Kupfer, Zink, Aluminium, Glimmer, 
Eisenerze und Berillium. Kohle und Salz decken den einheimischen Be- 
darf, andere Mineralien sind kaum erschlossen, 

Eine neue Erdöl-Gesetzgebung von 1936 fördert die Tätigkeit der 
Erdölgesellschaften,. 1938 lagen über 50 Anträge auf Konzessionen vor. Eine 
Rohrleitung für Erdöl der Andian National Corporation führt von den 
Feldern im Department Nord-Santander am Magdalena entlang nach der 
atlantischen Küste bei Cartagena (Länge etwa 500 km), Insgesamt haben 
die Erdölgesellschaften rund 2 Mio ha Land als Konzessionen erhalten 
(bis 1938). Vielleicht wird einmal Erdöl den Kaffee als erstes Ausfuhr- 
produkt ersetzen. 1936 wurden 18,8 Mio Faß Rohöl und Gasolin, 1937 
20,3 Mio Faß gewonnen. An Feingold wurden 1932: 247 909, 1937: 442 222 
Unzen gewonnen. Der Ertrag an Platin betrug 1937 976 kg, 1936 1276 kg. 
An Silber wurden 1937 161 971 kg gefördert. 

Die ozeanischen Salzablagerungen werden in staatlicher Regie ab- 
gebaut; die Salzbergwerke in Ost-Cundinamarca betreibt die Staatsbank 
im Auftrag des Staates. Eisenerzvorkommen finden sich im ganzen 
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Lande; der Abbau ist bisher gering. Die Errichtung von Eisen- und Stahl- 
werken unter Beteiligung des Staates ist geplant. In Medellin ist ein 
neuer Eisen- und Stahlkonzern, die Empresa Siderurgica Colombiana, mit 
einem Stammkapital von 2 Mio Рев. gegründet, 


Industrie. 


Als Anzeichen einer zunehmenden industriellen Tätigkeit kann die 
starke Einfuhr von Maschinen, besonders Textilmaschinen, gewertet 
werden. 

Der Wert der einheimischen industriellen Produktion stieg von 
47,28 Mio Рев. 1934 auf 105,0: Міо Pes. im Jahre 1937. Trotzdem nahm die 
Einfuhr fast aller Fertigwaren zu (dem Wert nach von 30,05 Mio Рев. 1934 
auf 47,28 Mio 1936). Die steigende Eigenerzeugung entspricht also der 
zunehmenden Nachfrage noch nicht. 


Die Eisenbahnen. 


Den Vorteilen, die Kolumbien mit seinen verschiedenen klimatischen 
Zonen, seinen reichen Bodenschätzen und den ausgedehnten, zum Anbau 
und zur Viehzucht geeigneten Ebenen besitzt, stehen die gewaltigen 
Hindernisse gegenüber, welche die drei fast das ganze Land von Süden 
nach Norden durchziehenden Gebirgsbarrieren für eine schnelle wirt- 
schaftliche Erschließung und eine planmäßige Verkehrsentwicklung 
bilden. 

Trotz der Schwierigkeiten aber, denen der Bau von Eisenbahnen und 
Kraftverkehrsstraßen in diesem Gebirgsland begegnet, macht der Ausbau 
des Eisenbahnnetzes doch einige Fortschritte. Das Land hatte am 
31. Dezember 1938 ein Eisenbahnnetz (Staats-, Departments- und Privat- 
bahnen) von rund 3282 km, davon entfielen auf die vom Consejo 
Administrativo de Ferrocarriles Nationales verwal- 
teten Staatsbahnen am 31. Dezember 1938 1843 km, weitere 223 km der 
departmentalen Bahnen werden ebenfalls von dem Consejo verwaltet, 
insgesamt also 2066 km, 


Das Netz ist noch ganz uneinheitlich. Es besteht z.B. noch keine 
zusammenhängende Schienen- oder Straßenverbindung von der Haupt- 
stadt nach beiden Ozeanen. Nach Buenaventura am Pazifik führt von 
Bogotä eine kombinierte Eisenbahn- und Straßenverbindung. Der 
Straßenteil dieser Verbindung liegt zwischen Ibagué und Armenia in der 
Zentral-Kordillere. Es besteht ein Plan für den Bau einer Eisenbahn zwi- 
schen diesen beiden Punkten, aber die Ausführung eines 1928 abge- 
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schlossenen Baukontraktes ist vorläufig zurückgestellt. Das Projekt wird 
aber weiter verfolgt, und 1937 wurde eine photometrische Vermessung des 
fraglichen Gebietes mittels Flugzeug vorgenommen. Auch die Elektrifi- 
zierung durch Wasserkraft wird erwogen, ebenso wie die Anlage einer 
Schwebebahn, Zwischen der Hauptstadt und Barranquilla am Atlantik 
bildet der Magdalena immer noch den Hauptteil der Verbindung. Um das 
Land dem Verkehr wirklich zu erschließen, wäre ein Bahnnetz von minde- 
stens 5000 bis 6000 km erforderlich, 

Die längste Bahnlinie ist die Е.С, del Pacifico mit 719 km. Die F.C. 
de Antioquia ist Eigentum des gleichnamigen Departments. Die F.C. de 
Cundinamarca, eine 215 km lange Verbindung zwischen Bogotä und dem 
Magdalena, gehört zu 77 % dem Department Cundinamarca und zu 23 % 
dem Staat. Seit dem 1. September 1938 ist diese Bahn unter Verwaltung 
des Consejo, ebenso wie 8 km der Е.С, de Caldas (Strecke La Marina— 
Puerto Caldas). Von den staatlichen Bahnen sind die F.F.C.C. Central 
de Bolivar, 47 km, Magdalena, 95 km, und Troncal de Occidente, 74 km, 
noch nicht unter der Verwaltung des Consejo. 

Die Zahl der britischen Eisenbahngesellschaften in Kolumbien geht 
zurück. Unter denen, die noch ganz britischen Charakter tragen, ist die 
„La Dorada“-Bahn die hauptsächlichste. Dieses Unternehmen konnte 1937 
4% %, 1936 3 % Zinsen auf die Aktien und 6 % auf die Schuldverschrei- 
bungen verteilen. Es handelt sich um die 111 km lange Linie am Magda- 
lena, welche die beiden schiffbaren Teile des oberen und unteren Magda- 
lena miteinander verbindet. Diese Gesellschaft betreibt auch eine 
Schwebebahn zwischen Manizales und Mariquita von 72 km Länge. 

Kolumbien hat mehrere Drahtseil-Schwebebahnen: I. Staat- 
liche:a) dieCucuta-Magdalena Schwebebahn, die sich 
aus den Strecken Gamarra—Ocana, 47 km, und Ocana—Cücuta, 122 km, 
insgesamt 169 km, zusammensetzt, Die Gesetze Nr, 102/1922 und 
Nr, 28/1923 ermächtigten die Regierung zum Bau dieser Schwebebahn 
zur Verbindung von Cücuta, der Hauptstadt des Departments Norte de 
Santander, mit dem Hafen Gamarra am Magdalena über Осайа, 169 km, 
Die Strecke Gamarra—Ocana, 47 km, wurde am 7. August 1929 in Betrieb 
genommen. Dieser Abschnitt hat 204 Kabelleitungsmasten. Die Fahr- 
geschwindigkeit beträgt 120 m in der Minute, die Leistung 20 t stündlich 
in beiden Richtungen, oder insgesamt 40 t. 

b)dieManizales-Chocö-Schwebebahn. Diese verbin- 
det Manizales mit Cuernavaca, 8 Кт, Auf Grund des Gesetzes Nr. 98/1923 
erbaute die Regierung 1926 diese Schwebebahn von Manizales, der Haupt- 
stadt des Department Caldas, nach Quibdo (Cuernavaca), der Hauptstadt 
der Intendanz Chocó. 
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II. Departmentale: а) die Nord-Caldas-Schwebe- 
bahn. Diese führt von Manizales in nördlicher Richtung nach La 
Muchas, 20 km. b) die Manizales— Villa Maria-Schwebe- 
bahn, 2 km. 

II. Private: die „La Dorada*-Schwebebahn. Diese 
bildet die Verlängerung der Dorada-Eisenbahn und verbindet Manizales, 
2140 m über dem Meer, mit Mariquita, 500 m über dem Meer, Länge 72 km. 
Die Kabel werden von 376 Stahlmasten von 4 bis 66 m Höhe getragen. 
Die Zahl der Stationen beträgt 22. Der Antrieb erfolgt durch 9 Dampf- 
maschinen von zusammen 360 PS. Die Kosten der Anlage betrugen 
2 Mio $. Eigentümer ist die „Dorada Bisenbahn-Gesellschaft, Schwebe- 
bahnverlängerung“. Der Bau dieser ersten Schwebebahn wurde 1910/13 
durch ein britisches Syndikat, die Manizales Ropeways, Ltd., ausgeführt. 
Die Transportleistung beträgt 100 t täglich in beiden Richtungen. Die 
Bahn wurde gebaut, um bevölkerte Gebiete der Ein- und Ausfuhr zu er- 
schließen. 

Die geringen Kosten der Anlage sowie die Bodengestaltung sind 
die Gründe, welche zum Bau dieser Schwebebahnen geführt haben. Sie 
sind als vorläufige Transportmittel in gebirgigen Regionen erbaut, ihre 
Funktionen sind beschränkt. 

Die Gesamtlänge der Schwebebahnen betrug 1938 271 km. 


Organisation und Verwaltung der Bahnen. 


Die staatlichen Bahnen werden durch den Consejo Administrativo 
de Ferrocarriles Nationales verwaltet. Diese Körperschaft wurde durch 
das Gesetz 29/1931 geschaffen. Die Regierung übertrug dem Consejo 
gleichzeitig die Verwaltung der nachgenannten Bahnen. Der Verwal- 
tungsrat hat wichtige Maßnahmen durchgeführt, die mit dieser Neu- 
ordnung des Eisenbahnwesens verbunden waren, Es wurde eine einheit- 
lich geordnete Verwaltung zunächst dieser Bahnen eingerichtet, der Be- 
trieb geregelt, ferner die Tarife geändert und vielfach herabgesetzt, Für 
die Erneuerung des rollenden Materials und andere Zwecke wurden Fonds 
geschaffen. Es wurde eine Neuorganisation des gesamten Personals 
durchgeführt und soziale Einrichtungen wie Lebens-, Krankheits- und 
Unfallversicherungen, ärztliche Fürsorge, Pensionskassen, Schulen u. a. 
geschaffen. 

Die Herabsetzung der Frachtsätze beträgt im ganzen etwa 30 %, in 
vielen Fällen aber bis zu 50 % der vor 1931 gültigen Sätze. Die durch- 
schnittlichen Frachtkosten je t/km wurden wie folgt gesenkt: F.C. Paci- 
fico von 0,00 $ im Jahre 1931 auf 0,44 $ im Jahre 1933; Е. C. Girardot von 
0,001 auf 0,046; Е.С. del Norte von 0,05 auf 0,037. 
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Der Consejo erhöhte die Gehälter und Löhne der Beamten und 
Angestellten, Der Durchschnittslohn für Arbeiter im Department Valle 
beträgt 2. В. 0,05 $ je Tag, die Eisenbahnen haben den Lohn auf 0,00 $ je 
Tag festgesetzt. Die Gehälter betragen z.B. jetzt: für Lokomotivführer 
I. Klasse 150 $ monatlich, II. Klasse 123 $ monatlich, Schaffner 105 $, 
Heizer 70 $ und für Bremser 40 $. Der Consejo hat für die einzelnen 
Bahnen Krankenhäuser sowie 120 Schulen für die Kinder der Arbeiter, 
die unentgeltlich unterrichtet werden, eingerichtet. Viele dieser Schulen 
dienen abends der Fortbildung der Angestellten und Arbeiter. 

Der Consejo ist auch für Bau und Unterhaltung einiger Anschluß- 
straßen, Kraftverkehrslinien, ferner für Baggerarbeiten und sonstige 
Maßnahmen zur Verbesserung des Hafens von Buenaventura zuständig. 
Er ist ermächtigt, bis zu 6 % der Roheinnahmen der staatlichen Bahnen 
zum Ausbau und zur Verbesserung des Netzes zu verwenden. Die Ver- 
waltung der Staatsbahnen hat in den letzten Jahren Betriebsüberschüsse 
erzielt, die Reineinnahmen des Consejo betrugen 1937 reichlich 3,5 Mio $. 

Kolumbien strebt danach, mit der Zeit ein einheitlich organisiertes 
staatliches Eisenbahnnetz zu erhalten unter Einbeziehung der Privat- 
bahnen. 

Der Consejo Administrativo de los Ferrocarriles 
Nacionales setzt sich aus 6 Personen zusammen: 

dem Minister der Öffentlichen Arbeiten als Präsidenten, 

dem Administrador General, 

dem Sachverständigen in Transportangelegenheiten, 

dem Sachverständigen in Finanzangelegenheiten, 

dem Vertreter der Federación de Cafeteros, der Sociedades de 

Agricultores und der Cámaras de Comercio und 

dem Generalsekretär. 

Organisatorisch gliedert sich der Consejo in 7 Abteilungen, Departa- 
mentos genannt, und zwar Legal, Sanidad, Control, Ingenieria, Träfico, 
Commercial, Jurídico Social, und die Hauptkasse. 

Dem Consejo untersteht bisher die Verwaltung folgender Bahnen: 


Ferrocarril del Pacifico . . + "Ж NEID 698 km 
Е.С. de Girardot_Tolima—Huila EN El зн ч 
Е.С. del Norte, Seccion 1а... s e s en. 109 „ 
Е.С. del Norte, Seccion да. » «en... na 269 „ 
at Да Батай Ша ли о Ten 29 „ 
Е.С. de Nariño . . E ть 
Е. С. del Nordeste, seit dem 26, Dezember 1988, . . . 282 x 
F.C. de Cundinamarca, seit dem 1. September 1938, ein- 
schließlich Zweiglinie nach „Dintel“ . . 2.2... 215 „ 
Cable Aereo de Сатагга—Осайа . » 2... 47 km 


Gesamtlänge des vom Consejo verwalteten Netzes. . . 2085 km 


598 Das Verkehrswesen Kolumbiens. 


Den normalerweise größten Verkehr haben die Е.Е. С.С. Antioquia, 
Barranquilla, Cundinamarca, Magdalena, Girardot und Pacifico. 

Die Gesamtkapitalanlage für die dem Consejo Administrativo unter- 
stellten Bahnen und die sonstigen Aktiven betrugen am 31, Dezember 
1938: 125 701 490 $. Auf die einzelnen Bahnen entfallen davon: 

F, С. del Pacifico (ohne Hafenbetrieb von 


Buenaventura) . . . . . . . . . . bis 1937 38745301 
БӨЗ ЧАКЕ | 39150602 
F. С. de Girardot—Tolima—Huila . . . . . bis 1987 22014172 
1988 195908 ) Kerl 
F. С. Central del Norte, Seccion 1a, . . . bis 1987 14839158 | ив ы 
1938 39927 
Е. С. Central del Norte, Seccion 2a. . . . bis 1987 21298425 
1988 150326 [| Keeler 
F. С. de Barranquilla (ohne Hafenbetrieb 
Puerto Colombia) > . 2.2.2 . . bis 1987 12142006 
1938 9389 | 1151395 
F, С. de Nariño s s sje e eiaj. Ma 1987 3206954 
1938 2182 | 8208186 
Е. С. del Pacifico, Verlängerung von La Vir- 
ginia nach Estacion Arauca, 43 km in 
Caldas . . . » у  . bis 1987 906384 906.334 
F..C. Ibagu6-Armenia, für. Vorarbeiten und 
Projekte bis einschließlich . . . . . 1938 1.673 57673 
Cable Aereo de Gamarra—Ocaña, 47 km . . bis 1937 2626490 
1938 1127 } огеш 
Verwaltungsgebäude des Consejo Administra- 
tivo de Ferrocarriles . . 1988 191212 191312 
Zentralbahnhof del Norte, Aufwendungen für 
Vorstudien und Planung . > . . + . bis 1988 888132 388 182 
F. C. del Nordeste, seit 16. Dezember 1938 б 
Consejo unterstellt. Von der Regierung 
durch Kaufvertrag von der Soc. Natio- 
nale de Chemins de fer übernommen, 
Gesetz 1941938. Länge 252 km. Kauf- 
рев... DN Se 11500000 11 500000 
Sonstige Aktiven фа ү. m Nationales Ai ré 1 671 804 1671 804 
Hafenanlagen (Muelles Maritimos), welche 
von dem Consejo Administrativo de Ferro- 
carriles verwaltet werden: 
Muelle de Buenaventura , . . . s sa aoa 5 849 460 
Muelle de Puerto de Colombia . . . . . . 460107 3018 809 567 
Insgesamt 125 701 488 


1 Der Wert der hier aufgeführten Kapitalanlagen ist niedriger als in 
der Aufstellung des Consejo de los Ferrocarriles, weil hier der Wert der aus- 
gelieferten Materialien nicht einbegriffen ist. 

2 Die Е. С. del Nordeste erscheint in der Gewinn- und Verlustrechnung 
des Consejo erst am 1. Januar 1939. 
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Eisenbahnen im Bau. 
Kapitalanlage bis 31. Dezember 1938 (in Pesos). 
Е. С. Troncal de Occidente, Abschnitt 
La Virginia—El Pintado: 
Kapitalaufwendungen des Consejo de 
F.C, Nationales (Gesetz 204/1936) . . bis 1987 1358602 


1988 1431352 | 2789 954 
F. С. Troncal de Occidente, Abschnitt 
La Virginia—La Pintada: 
Kapitalaufwand für Rechnung des Mini- 
steriums der Öffentlichen Arbeiten . . bis 1987 420511 
1938 602312 } 1022828 
F. С. Huila—Caquetä, Verlängerung 
Polonia—Neiva: 
Kapitalanlage des Consejo (Gesetz 
20411986) 1... Mea 1087 681580 £ 
1938 247993 | 985 528 
Е. С. Central del Norte, Seccion Ia. 
Abschnitt Bocas de Rio Negro—Suratä: 
Kapitalanlage (Gesetz 204/1936) . . . bis 1987 46900 Д 
1938 367006 } 3966 
F. С. Agua Clara— Tumaco: 
Kapitalanlage (Gesetz 204). . . . . bis 1937 3855 
1988 118240 } 122 095 
F. С. Ibagué— Armenia : 
Aufwendungen für Vorstudien . . . . bis 1987 42485 
1938 6192 } 48611 
Insgesamt 5.333 038 


Für Seehäfen, deren Verwaltung von der Regierung anderen 
übertragen wurde, nämlich Barranquilla (1,433 Mio $); Barranquilla, Ar- 
beiten an den Bocas de Ceniza (7,025 Mio $); Cartagena (3,802 Mio $); 
Riohacha, Arbeiten am Seehafen (160 000 $); Tumaco (30 000 $) wurden 
bis 1938 insgesamt 13,742 Mio $ aufgewendet. 

Für Häfen am Rio Magdalena, welche vom Staat verwaltet werden, 
nämlich Puerto Wilches, Puerto Liévano,' Puerto Salgar, Puerto de 
Gamarra, Puerto Zambrano, Puerto del Banco, Puerto de Magangug, 
Puerto de la Dorada, Puerto de Mompös, Puerto Berrio, Barrancabermeja, 
Calamar, Caracoli, Ciénaga, Lorica, la Gloria, Montería, Barranquilla 
wurden bis 1938 insgesamt 3,044 Міо $ aufgewendet. 


Die einzelnen Bahnen, 


І. F.C. del Pacifico. Diese Bahn ist mit 719 km die längste und 
bedeutendste Kolumbiens. Die Spurweite beträgt 91,4 ет. Der Ab- 
schnitt 1, 174 km lang, verbindet die Orte Buenaventura und Cali, Ab- 
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Anteil der Provinzen und Departments am Gesamtnetz. 
Betriebslänge des Eisenbahnnetzes. Haupt- und Zweiglinien 1938. Mach Annuario General de Estadistica 1938. 


Eisenbahn F.C. 


Spurweite 


Antioquia 


Atlántico 


Е 5 

Е Se 

А Н | 5 Ss: 

#4 А |+ ES Ber 

ЕЛЕГЕ КРЕ 7 = 51 á| а [55| р |5558 

1211213154: |3 253 | 5 |28) 5 |5388 

212151 zji а ЕЕЕ а SE 

АА [5 [5 |5 ER? А E > = Bin 
I. Staatliche Bahnen in km 


Маза Eeer жыз 


Norte, Seechen Ja... . 
Norte, Seccion 2a y Sur .... 
ТЕЕ 85, 
Central de Bolivar ...... 
Марйајепа? 2.2222... 
Troncal de Occidente® 


Ambalema-Ibagut 
Amagá? 

Antioquia 
Caldas? . . . 
Cundinamarca? .,...... 
Oriente (Cund.). 2... .., 


47 | 173 438 | 71 


artments 


ПІ. Privatbahnen in km 


| 377| 28 | 196] 173] 315] 135] 6s3| 71 | 205] 97 | 62 | 170] 318 | 443 |3282 


1 Einschl. 92 km der Hauptlinie Aguas Claras—El Divisio und 5km der Zweiglinie nach dem Mira Fluß. 
2 Von dem Zentralbahnhof in Bogotá ab gerechnet. 


7 Einschl. 6 km, die von der Station Aranca nach Norden bis an den Rio Chinchina führen (km 419). Nicht einbegriffen in diese 719 km 
sind die 8 km zwischen La Marina und Puerto Caldas, die der F. С. de Caldas gehören und von der F. С. del Pacifico betrieben werden (siehe 


auch Anm. 8). 


* Diese Bahn ist zur Zeit nicht in Betrieb. 


5 Umfaßt 95 km von Santa Marta nach Fundacion, außerdem 33 km Nebengeleise und Weichen. 


® Diese 74 km schließen 39 km von der Station Tulio Ospina nach Anzá-Urrao ein, die von der Е. С. Antioquia (Аар) für Rechnung 
des Consejo de Ferrocarriles betrieben werden; 14 km zwischen La Pintada oder der Station Alejandro López und Station Cuba und 21 km 
Neubauten von Estación Cuba in Richtung el Sur bis zu einem El Rayo genannten Ort. 


7 Von Medellin nach La Pintada oder Estación Alejandro López. 

$ Manizales nach Puerto Caldas, einschl. der $ km von La Marina nach Puerto Caldas, welche von der Е. C: Pacifico verwaltet werden. 
® Von Bogotá nach Puerto Salgar, 200 km, und Zweiglinie Facatativä—Dintel, 15 km. 

29 Einschl. 63 km Zweiglinien, die Eigentum der Santa Marta Rwy Co sind,, und 47 km Zweiglinien der Magdalena Fruit Co. 


11 Einschl. der Zweiglinie nach La Grita. 
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schnitt 2 mit 187 km die Orte Cali und Armenia, und Abschnitt 3 mit 
159 km Cali und Popayán. Der 4. Abschnitt umfaßt die bei Zarzal ab- 
zweigende Strecke nach Virginia mit 59 km Länge; Abschnitt 5, 56 km 
lang, verbindet Armenia mit Nacederos in Richtung der Caldas-Eisen- 
bahn. Der weitere Abschnitt Virginia—Belalcazar, 20 km, wurde Mitte 
1937 in Betrieb genommen, Zweiglinien führen von Palmira nach Pradera 
(14 km) und von Santander nach Timba (22 km). Letztere Linie wurde 
von dem Department Cauca gebaut, dann von der Bundesregierung käuf- 
lich übernommen. 

U, Е.С. Girardot— Tolima—Huila, 331 km. Die Bahn 
zerfällt in drei Abschnitte: Facatativa—Girardot, 132 km; Girardot— 
Ibagué, 77 km, und Espinal—Baraya, 122 km; sie hat eine Spurweite von 
91,1 cm. 

Abschnitt Facatativa—Girardot. In Facatativa tref- 
fen die Е.С. Cundinamarca und die Е.О. Girardot zusammen und führen 
nach Girardot. Ein großer Teil des Verkehrs zwischen der Hochebene 
von Bogotä und dem Magdalena geht über diese Bahn. Sie steigt von 
300 km über dem Meer bei Girardot bis 2800 m auf der Hochebene von 
Bogotä; es liegen 14 Stationen an ihr. 

Abschnitt Girardot—Ibagu&, der vor Neuordnung der 
Staatsbahnen als F.C. Tolima bezeichnet wurde, verbindet die Stadt 
Ibagué mit dem Magdalena und der Stadt Girardot, Der Endpunkt am 
Magdalena ist die Stadt Flandes im Department Tolima. Von da führt 
die Bahn über eine Brücke zwischen Flandes und Girardot; an diesem 
Streckenteil liegen 5 Stationen. 

Abschnitt Espinal—Barayä wurde vor der Neuordnung 
als F.C. Tolima—Huila—Caquetä bezeichnet. Diese Strecke, mit 5 Statio- 
nen besetzt, verbindet die Departments Tolima und Huila mit dem 
Kommissariat Caquetä. Von Baraya beträgt die Entfernung nach Neiva, 
der Hauptstadt des Department Huila, noch etwa 17 km. 

F.C.CentraldelNorte. Gesamtlänge nach Fertigstellung etwa 
600 km, davon waren am 31. Dezember 1938 378 km in Betrieb. Die Bahn 
zerfällt in zwei Abschnitte, Central Norte, Ѕессіоп Та und Seccion Па у Sur, 
mit 1 m Spurweite. Die Seccion Ia umfaßt die Strecke Puerto Wilches— 
Bucaramanga, 132 km, von denen 1938 109 km mit 6 Stationen in Betrieb 
waren. Die Seccion Па у Sur umfaßt die Strecke Bogotä4—Bucaramanga, 
458 km, von denen 1938 269 km mit 12 Stationen fertiggestellt und in Be- 
trieb waren. Zur Ѕессіоп Па gehört der Südabschnitt, diese Linie führt 
von Bogotä 40 km nach Süden bis San Miguel. Von der Station Chusaca 
führt eine Zweiglinie nach Tequendano. Diese Bahn wird auch als Е.С, 
del Sur bezeichnet und verbindet Bogotä mit Fusagasuga. 
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Die Fracht für Kaffee beträgt bei der Central del Norte auf der 
109 km langen Strecke Las Bocas—Puerto Wilches 0,10 $ je t/km. Auf 
dem Abschnitt Па (Bogotä—Barbosa usw.) beträgt sie 0,05 $ je t/km für 
die ersten 100 km, von 100 km aufwärts wird ein Zuschlag von 0,04 $ 
je t/km erhoben, 

Die F.C. del Norte ist staatlich. Der Bau begann 1896 auf Grund 
eines Abkommens zwischen der Regierung und dem Department Cundi- 
namarca. Zunächst war der Bau an ein Privatunternehmen vergeben und 
wurde später durch den Staat weitergeführt. 

F.C. deBarranquilla, 28 km. Diese Bahn verbindet Barran- 
quilla mit Puerto Colombia (mit zwei Zwischenstationen) und befördert 
einen beträchtlichen Teil der Ein- und Ausfuhr. Die Spurweite be- 
trägt 1 m. 

Die 4500 Fuß lange Mole in Puerto Colombia gehörte einer engli- 
schen Gesellschaft, der Barranquilla Railway and Pier Co., 144, Auf 
Grund eines Vertrages hatte die Regierung das Kaufrecht auf diese An- 
lagen, von dem sie Gebrauch machte und beides (Bahn und Pier) für 
1644817 USA.$ erwarb. Die Bahn wurde am 1, Januar 1871 als F.C. 
Bolivar in Betrieb gesetzt, die Pier am 15, Juni 1893. 

Die F.C. Nariño führt von Agua Clara am Stillen Ozean (unweit 
der Insel Tumaco) nach Pasto, der Hauptstadt des Department Nariño. 
Eine 5 km lange Zweiglinie verbindet sie mit dem Mira-Fluß, insgesamt 
ist sie 97 km lang. Die Bahn arbeitete nach ihrer Eröffnung 1934 mit er- 
heblichem Verlust. Den Betriebskosten im I. Halbjahr 1934 von 69 346 $ 
standen 33104 $ an Einnahmen gegenüber, Der Frachtsatz für Kaffee 
von El Diviso nach Agua Clara beträgt 0,00 $ je t/km. Die Eisenbahn be- 
fördert auch Fracht zwischen Agua Clara und Tumaco mit Kähnen, 
Entfernung rund 2 km. Die Fracht beträgt auf dieser Strecke 1,50 $ je t, 
dazu 0,50 $ für Laden und Löschen. 

Die F.C. Santa Marta, 238 km, verbindet den gleichnamigen 
Hafen mit der Stadt Fundación und führt durch das Gebiet der Bananen- 
pflanzungen im Department Magdalena. 90 % ihres Güterverkehrs be- 
stehen in Bananenfracht. Der Bau dieser Bahn begann am 17. Juni 1882, 
die Spurweite beträgt 91,4 em. Die Gesamtlänge der Bahn betrug am 
31. Dezember 1938 238 km, die sich wie folgt zusammensetzen: Santa 
Marta—Fundaciön 95 km mit 8 Stationen und die Zweiglinien nach den 
Bananenpflanzungen mit 143 km. Die Bahn gehörte ursprünglich einer 
englischen Gesellschaft, der Sant Marta Railway Co., Ltd. Die kolumbia- 
nische Regierung kaufte die Bahn und übertrug den Betrieb durch Ver- 
trag der United Fruit Со. 
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Betriebsergebnisse der Eisenbahnen 1933 und 1937/38. 


o Prozent- Je Betriebs- 
Z e |Zug-Kilo- | Roh-Ein- | Betriebs- | Rein-Ein- | 90 der Kilometer 
E? Ausgaben | AU 
Jahr ER meter | nahmen | kosten | nahmen |”, den 
FA Tin- Ein- Aus- 
En dh in | nahmen | nahmen | gaben 
km km |1000 Pes. | 1000 Pes. | 1000 Рев, % Pos, Pos, 


ler 


F. O de Ambaloma-Ibagüe. 


1933 86 63,9 180,02 95,78 84,89 53,00 2100 | 
1937 05 105,2 387,54 217,04 44,0 5908 
1938 65 93,6 408,44 230,82 43,19 6 284 


J, ао Antioquia. 


1933 | 337 990,5 2960 1130 1830 41,09 1995 | 3334 
1937 359 1183,0 4100 2800 1300 68,36 11428 | 7812 
1938 359 1150,2 4750 2660 2090 56,97 13 231 7420 


F. C. de Caldas, 


1933 AL 353,8 290,8 63,0 82,20 3187 2620 

1937 | us 442,6 | 359,1 83,2 81,20 | 3783| 3072 

1938 | 117 Asa | 397,0 21,3 nal 3576 | 3398 
F. 0. de Barranquilla. 

1934 28 — 821,52 551,87 269,05 67,20 340 19 708 


609,01 708 25 002 
78,18 | 33 250 25 994 


1937 28 67,89 | 1001,37 700,08 
1938 28 66,5% 930,09 727,80 


F. ©. de Cúcuta. 


1933 83 128,86 258,00 203,20 55,08 78,50 3119 
1937 62 85,12 218,02 200,85 17,07 91,80 3 516 
1938 62 86,50 230,07 230,14 3,18 38,18 3804 


F. ©. de Oundinamarcen, 


1933 165 292,00 800,08 HIE 158,64 80,10 4852 3891 
1937 215 d 1375,11 1300,78 08,84 95,03 6 396 6 078 


1938 215 499,15 1540,78 1539,01 1,77 99,88 7166 7158 


„Наа, 


50,0 | 4982 | 2967 
7400| 8160 | 6112 
75,11 7788 5 850 


F, 0, de Girardot 


1933 | 331 609,88 | 1650 980 
1937 | 331 930,84 | 2700 2020 
1938 | 308 892,77 | 2870 2150 
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Betriebsergebnisse der Eisenbahnen 1933 und 1937/38. 


Jahr 


des Netzes 


> Betriebslänge 


В 


Zug-Kilo- 
meter 


in 1000 
km 


Roh-Ein- 
nahmen 


in 
1000 Рев, 


Betriebs. 
kosten 


in 
1000 Рем, 


Rein-Ein- 
nahmen 


in 
1000 Pes, 


Prozent- 
satz der 
Ausgaben 
zu den 
Ein- 
nahmen 


ор 
% 


Je Betriebs- 
Kilometer 


Еш. | Aus- 
nahmen | gaben 
Рев, | Pi 


1933 97 


1937 өт 
1938 9 
1936 | 111 
1937 11 
1938 11 


1933 252 


1937 | 252 
1938 | 253 
1933 | 109 
1937 109 
1938 109 


1933 | 256 
1937 | 269 
1938 | 269 


1934 26 
1937 20 
1938 26 


1033 | 078 
1937 | 678 
1938 | 719 


38,94 
01,40 
(2)18,01 


68,66 
114,09 
130,90 


869,07 
945,10 
944,0 


652,5 
962,2 
1001,2 


Е.С. 


377,5 
627,0 
612,0 


81,84 
142,19 
196,00. 


520,88 
769,18 
970,71 


Е. О, del N 


del Norte 


383,5 
595,1 
685,1 


F. 0. do Nariño. 


— 13,18 
— 28,10 
— 65,10 


Е. ©. ре La Dorada. 


348,70 
175,70 
— 26,92. 


ordeste. 


119,21 
124,03 
149,74 


50,80 
81,10 
102,83 


Seccion Та. 


— Ba 
+ 32,5 
— 781 


101,54 
95,82 
ШЕП 


F, 0. del Norte 2a у Sur. 


750,8 
1220,0 
1254,0 


PO de 


37,1 
22,0 
14,6 


2930 
5530 
5870 


612,5 
1119,7 
1211,8 


© Oriente ( 
40,2 
40,4 


F. cr C. del 
1660 
3230 
3800 


138,5 
100,8 
42 


81,58 
91,78 
96,03 


Cundinamarca), 


— 18,3 


Pacifico. 


1270 
2300 
2070 


283,13 
276,17 


56,78 
58,85 
64,75 


708 | 84 
1176 | 1466 
1349 2021 


7835 4003 
8515 6 931 


8504 8745 
2589 = 
3818 — 
3957 — 
3 463 3517 


2933 | 2803 
4535 | 4103 
4602 | 4505 


1376 | _ 
845 | 1548 
562 1553 


4319 | 2452 
8156 | 4759 
8164 | 5287 
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Die Е.С, CentralBolivar bildet einen Teil der sogenannten 
westlichen Hauptlinie, die Popayan mit Cartagena unter Benutzung der 
Bahnen der Departments Caldas und Antioquia sowie der F.C. del Paci- 
fico verbinden soll. 1938 waren 47 km von Cartagena nach El Dique 
fertiggestellt. 

Einen anderen Abschnitt der westlichen Hauptlinien stellt die ge- 
plante Linie Bolombolo—Caceres, in Betrieb 52 km, dar. Den Betrieb 
dieser Bahn, von der 33 km der kolumbianischen Regierung gehören, hat 
die Е.С. Antioquia. 

DieFC.Cundinamarca (früher Е.С, Sabana), 211 km, führt 
von Bogotá nach Puerto Li6vano am Magdalena. Die Bahn trifft in 
Facatativa mit der F.C. Girardot zusammen. Es entfallen 196 km auf die 
Strecke Bogotä—Puerto Lievano und 15 km auf die Linie Facatativa— 
El Dintel. Die Spurweite betrug bis 1925 1 m, Um die störende Verzöge- 
rung in der Beförderung der Reisenden und das kostspielige Umladen der 
Güter in Facatativa zu vermeiden, erhielt die Bahn die gleiche Spurweite 
wie die Е.С. Girardot, 91,4 cm. Die Bahn ist Eigentum der F.C. de Cundi- 
namarca. Das Aktienkapital beträgt 10 Міо $, eingeteilt in 100.000 An- 
teile zu je 100 $, und befindet sich ausschließlich in Händen des 
Staates und des Departments Cundinamarca. Zwischen Bogotä und 
Puerto Li&vano liegen 14 Stationen. Der Bau begann bei Facatativa am 
28. Februar 1882; 1889 wurde der Verkehr zwischen Bogotä und Faca- 
tativa eröffnet, Die Fracht für Kaffee von Bogotá nach Puerto Liévano 
beträgt 6 $ je t. 

Die F.C. Caldas, 117 km, führt von Puerto Caldas durch das 
Cauca-Tal nach Manizales. In Cartago treffen die F.C. Caldas und die 
Е.С, Pacifico zusammen. Die Spurweite beträgt 91,4 cm, Der Verkehr 
wurde am 20, Juli 1917 auf der Teilstrecke Puerto Caldas—La Marina, 
8 km, eröffnet, 1919 erfolgte die Inbetriebnahme weiterer Abschnitte. Im 
ganzen werden 10 Stationen bedient. 

Die F.C. Ambalema—Ibagu& bezweckt die Verbindung der 
Е.С. La Dorada mit der F.C. Girardot—Tolima—Huila. Die Entfernung 
von Ambalema bis zur Station Buenos Aires, dem Verbindungspunkt mit 
der F.C. Girardot—Tolima—Huila, beträgt 65 km. Die Bahn ist Eigen- 
tum des Departments Tolima. 

Die Е.С. Antioqu ia zerfällt in zwei Abschnitte: Puerto Berrio— 
Medellin, 193 km, und Medellin—La Pintada, 144 km, Gesamtlänge 
337 km. Eigentümer der Bahn ist das Department Antioquia. Der erste 
Abschnitt, Puerto Berrio—Medellin, war lange durch den hohen Berg La 
Quiebra in zwei Teile geteilt, welche die Bezeichnung „El Nus“ (von 
Puerto Berrio nach Limön) und „El Porce“ (von Santiago nach Medellin) 
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führten, Später wurden beide Streckenteile, an denen 39 Stationen liegen, 
durch einen 3700 m langen Tunnel verbunden. Die Spurweite beträgt 
91,4 ст, 

Der Abschnitt II führt von Medellin nach Süden bis zur Station 
Pintada, 145 km mit 17 Stationen. Vor der Neuorganisation der Bahnen 
wurde diese Linie als F.C. Amaga bezeichnet. Die Bahn stellt eine Ver- 
bindung zwischen Antioquia und Cali durch das Cauca-Tal her, An- 
schließend führt die F.C. Pacifico nach Buenaventura. Die weitere Ver- 
längerung nach Süden auf dem Ostufer des Cauca-Flusses stellt die Ver- 
bindung mit der Е.С, Caldas her. Die Spurweite beträgt 91,4 em. Die 
erste Schiene wurde am 8. Februar 1911 verlegt; im Dezember 1911 er- 
öffnete die Gesellschaft die Strecke von Medellin nach Caldas. 

Die Fracht für Kaffee von Medellin nach Puerto Berrio beträgt 
20,04 $ је t, auf dem Abschnitt Medellin—La Pintada 0,04 $ je t/km. 

DieF.C,Cartagena, 105 km, verbindet die Stadt Cartagena mit 
dem Hafen Calamar am Magdalena. Der Hauptteil der Ein- und Ausfuhr 
von Cartagena wird mit dieser Bahn befördert. Spurweite 91,4 ст. Das 
Unternehmen ist Eigentum der britischen Colombian Railway & Naviga- 
tion Company, Ltd. Die Eröffnung der Bahn, an der 15 Stationen liegen, 
erfolgte am 1. August 1894. 

Die F.C. La Dorada verbindet die Städte La Dorada im Depart- 
ment Caldas und Ambalema im Department Tolima mit 10 Zwischen- 
stationen. Die Bahn umgeht die Stromschnellen, welche den Oberlauf des 
Magdalena von dessen Unterlauf trennen, und stellt so eine Verbindung 
der beiden Stromteile her. Länge 111 km, Spurweite 91,4 cm. Das Unter- 
nehmen gehört einer englischen Gesellschaft, der Dorada Extension 
Railway Co., Ltd. 

Die Е.С. Cücuta führt von Cücuta im Department Norte de San- 
tander in nördlicher Richtung nach Puerto Santander, 62 km, ferner 
ostwärts nach Frontera, 16 km, und nach Tescua, 43 km. Die Hauptauf- 
gabe dieser Linien nach Norden und Osten ist die Ein- und Ausfuhr von 
Waren des Gebietes zwischen Cücuta-und der Grenze von Venezuela. Der 
größte Teil des Güterverkehrs zwischen dem Department Norte de San- 
tander und den ausländischen Märkten geht über Venezuela. Die Linie 
nach Süden verbindet Cúcuta mit Pamplona. Die Spurweite beträgt 1 m. 

Die Е.С, Cücuta ist Eigentum der Сотрайіа del Ferrocarril de 
Cúcuta, mit Ausnahme von 22 km der Südlinie zwischen Esmeraldas und 
Tescua, die staatlich sind, aber von der genannten Gesellschaft betrieben 
werden, Ein Teil der Anteile der Compania del Е.С. de Cúcuta ist in 
Besitz der Stadt Cúcuta, Die einzelnen Linien haben zusammen 23 Sta- 
tionen. 
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Die Е.С. del Nordeste verbindet die Städte Bogotá und Saga- 
moso, 252 km Entfernung. Die Linie führt von Bogotä über Choconta— 
Tunya, Duitama nach Sagamoso im Department Boyacá; Spurweite 1 т. 


Im Jahre 1913 erteilte die Gesetzgebende Versammlung von Cundi- 
namarca dem Francisco Pineda Lopez die Konzession zum Bau einer 
Eisenbahn von Bogotä bis zu einem Punkt an der Grenze des Departments 
Boyacá. 1915 bildete sich das Syndicato del Ferrocarril del Nordeste, 
1925 trat dieses Syndikat seine Rechte an die „Compañia de Estudios 
Belgo-Columbiana“ ab, die sich später als die Société Nationale de Che- 
mins de Fer en Colombie konstituierte und den Bahnbau aufnahm, 


Privatbahnen: Verschiedene Unternehmen haben Eisen- 
bahnen für eigene Zwecke gebaut, so die „Sincerin and Sautata Sugar 
Mills“, die Tropical Oil Co. und andere, Insgesamt beträgt die Länge 
der Privatbahnen 463 Кт. 


Personal, 


Im Durchschnitt beschäftigten die staatlichen Bahnen 1938 9607 An- 
gestellte und Arbeiter, die 3 545 373 Arbeitstage leisteten. Diese verteilen 
sich wie folgt: 

2723 882 normale Arbeitstage, 
75 762 zusätzliche Arbeitstage, 
745 729 bezahlte Arbeitstage, an denen nicht gearbeitet wurde. 
Diese bezahlten Arbeitstage, an welchen nicht gearbeitet wurde, kosteten 
den Bahnen 1294 732 $, davon entfielen 
8863 $ auf vorübergehende Unfälle, 
42 080 $ auf vorübergehende Krankheit, 
978 615 $ auf Sonn- und Feiertage, 
265 224 $ auf bezahlte Urlaubstage. 
An Unterstützungen und Vergütungen zahlten die Staatsbahnen 1938 
763 350 $, und zwar 
464 912 $ Sterbegelder, 
1986 $ verschiedene Leistungen, 
41106 $ Prämien für 69 Lebensversicherungen, 
112 934 $ Jubiläumspensionen, 
134 861 $ für 473 außergewöhnliche Fälle, 
2598 $ für 11 Unfallentschädigungen, 
1343 
3610 


Gesamt: 763 350 $. 


| sonstige Leistungen. 


Das rollende Material der Bahnen. 


Lokomotiven Güterwagen Personenwagen Schienenkraftwagen 
Zugkraft Tragfähigkeit Verfügbare Verfügbare 
| Platzzahl Platzzahl 

ir insgesamt Se Insgesamt | кош Sip durch- 
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Wasserstraßen. 


Von den größeren schiffbaren kolumbianischen Flüssen fließen 
Magdalena, Otrato und Sinu in das Karibische Meer; Patia und San Juan 
in den Stillen Ozean, Nach Osten fließen die Zuflüsse des Orinoco und 
des Amazonas. Meta, Guaviare, Arauca sind Nebenflüsse des Orinoco; 
Putumayo, Caqueta solche des Amazonas. Der Orinoco bildet auf 250 km 
seiner Länge die Grenze gegen Venezuela, der Amazonas die gegen Peru 
auf 150 km seines Laufes. Der bedeutendste Fluß Kolumbiens ist der 
Magdalena, 1400 km lang. Er entspringt bei Paramo de las Papas im 
Department Huila und fließt zwischen der östlichen und westlichen 
Kordillere nach Norden, Der Strom bewässert ein breites und reiches Tal. 
Als Verkehrsader ist der Magdalena für Kolumbien von größter Bedeu- 
tung, ein sehr beträchtlicher Teil des Handelsverkehrs, sowohl Einfuhr 
wie Ausfuhr, nimmt diesen Weg. Befahren wird der Strom von Fähr- 
zeugen verschiedener Tragfähigkeit. Die Geschwindigkeit beträgt strom- 
aufwärts 10 km und abwärts 15 km stündlich. Das Flußbett ist häufigen 
Veränderungen unterworfen. 

Die Flußschiffahrt wird (Angaben von 1930) von etwa 20 größeren 
und einigen kleineren Unternehmen betrieben, die zusammen über 
295 Fahrzeuge mit 30 567 t Tragfähigkeit verfügen, unter diesen befinden 
sich auch Eisenbahngesellschaften wie „The Colombian Railway & Navi- 
gation Co.“ mit 48 Fahrzeugen mit zusammen 5945 t und die „Santa 
Marta Railway Co.“ mit 3 Fahrzeugen von.135 t. Auf die einzelnen 
Flüsse entfallen: 


Fluß Zahl der Fahrzeuge Tonnengehalt 
Magdalena . . . . 260 28798 t Ladefähigkeit 
Cana sin nn. 15 1074 t » 
Atrato ee ә. 3 300 t D 
San Juane 20% 8 350 t D 
АА Шы. gene 9 45 6 


295 30 567 + Ladefähigkeit 


Die Wassertiefe beträgt bei Brazo de Loba, 376 km von der Mün- 
dung, bei niedrigem Wasserstand noch 5 m, bei mittlerem 7 m; zwischen 
Honda und Girardot bei Niedrigwasser 2 m, bei mittlerem Stand 4,5 m. 

Den Magdalena befahren regelmäßig etwa 120 Dampfer verschiede- 
ner Größe mit einem Gesamttonnengehalt von etwa 22 000 t, und zwar: 
9 Dampfer bis zu 50 t Tragfähigkeit, 14 von 100—150 t, 21 von 150—200 t, 
11 von 200—250 t, 23 von 250—300 t, 13 von 300—350 t, 7 von 350—500 t, 

Befördert wurden an Fracht: 1929 1,307 Міо t, 1930 0,902 Mio t, 1931 
0,077 Mio t, 1932 0,703 Mi ot, 1933 0,024 Міо t, 1934 1,175 Міо t. Der prozen- 
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tuale Anteil der hauptsächlichsten Flußhäfen am Magdalena am Verkehr 


betrug 1934: 


Girardot 4,03 % 

Cambao 0,83 % 

Honda 2, % 

La Dorada 10,33 % 

Puerto Liévano . 3,10% 

DRESA RENTI e in diesen Häfen wurden 
Puerto Wilches . E % En ер ERNEUT: 
DAMAR 118% ausgeschifft ‚und 11 210 
El Banco 0,02 % Personen eingeschifft 
Magangue Bun % 

Calamar 5,89 % 

Barranquilla . 28,70 % 

Ciénago 2,02 % 

Cartagena 832% 


Der Magdalena ist auf einer Länge von 990 km, d. h. von Barran- 
quilla bis La Dorada, schiffbar für Dampfer von 500 t Tragfähigkeit. Von 
La Dorada bis Beltran, auf einer Strecke von 111 km, ist die Schiffahrt 
durch zahlreiche Stromschnellen unterbrochen. Diese Lücke im Verkehr 
wird durch die Dorada-Eisenbahn ausgefüllt. Von Beltran aufwärts ist 
der Fluß bis Girardot, 92 km, wieder schiffbar für Fahrzeuge bis zu 120 t. 
Von Girardot bis Neiva ist die Schiffahrt selbst für kleine Fahrzeuge 
recht schwierig. 

Der Cauca ist von seiner Vereinigung mit dem Nechi bis zu seiner 
Einmündung in den Magdalena das ganze Jahr hindurch für Fahrzeuge 
bis zu 120 t Tragfähigkeit befahrbar, Auf dem Nechi wird eine regel- 
mäßige Schiffahrtslinie mit Fahrzeugen von 100 t zwischen Zaragoza 
und den Minen von Pato, Entfernung 122 km, unterhalten. Der San 
Jorge fließt dem Cauca zwischen letzterem und der westlichen Kette 
der Kordillere fast parallel. In der Regenzeit ist er für kleinere Fahr- 
zeuge bis Ayapel, 180 km von seiner Mündung in den Magdalena, schiff- 
bar, Die folgenden östlichen Nebenflüsse des Magdalena sind während 
der Regenzeit mit kleinen Fahrzeugen befahrbar: Cesar, Lebrija und 
Sogamoso. › D 

In den Golf von Urabä, unweit der Grenze von Panama, mündet der 
Atrato, der regelmäßig zwischen Cartagena und Quibdo, 500 km von der 
Mündung, befahren wird, 

Der Sinu entspringt in der Provinz Antioquia, durchfließt die 
fruchtbaren Ebenen von Bolivar und mündet in der Bucht von Cispata. 
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Vom Ozean bis zum Oberlauf dieses Flusses, 150 km, wird der Sinu regel- 
mäßig von Cartagena aus befahren. Berührt werden die Häfen Lorica, 
Cerete und Monteria. 

Die in den Stillen Ozean mündenden Flüsse entspringen auf dem 
Westhang der westlichen Kordillere und sind daher nur kurz. Der San 
Juan entspringt in der Nähe der Quelle des Atrato. Daher ist ein kurzer 
Verbindungskanal zwischen beiden geplant, um so eine Wasserverbindung 
zwischen Atlantik und Pazifik herzustellen. Der San Juan mündet in die 
Bai von Chocó bei Buenaventura, Der Fluß ist 300 km lang und auf 
dem größten Teil dieser Strecke schiffbar. 

Der Patia ist mit 360 km Länge der längste Fluß Kolumbiens an 
der pazifischen Küste, Er entspringt in der Nähe von Pasto und mündet 
bei Tumaco, Von den östlichen Flüssen, die ihre Quellen auf der Ost- 
Kordillere haben und wie Meta, Guaviare und Arauca dem Orinoco zu- 
fließen, ist der Arauca bis zu seiner Vereinigung mit dem Ariari schiff- 
bar, der Meta bis zu dem Ort Orucue. Dem Amazonas strömen die beiden 
sehr großen Flüsse Putumayo und Caqueta zu, die beide auf 1800 km 
Länge schiffbar sind. 


Flußschiffahrt. 
Tragfähigkeit 
Р ОШЕН дег Fahrzeuge 
Mag schiffbare Häfen  berührte Gebiete auf d. genannten 
Länge km in Kolumbien Жока 
Arauca ... 900 dt hënt, ar an = 
Atrato .... 508 8 Choco, Апо... -1500 
Amazonas. . . 150 2 Amazonas bis Grenze 
von Peru... 200 
Cauca (Oberer) . 350 7 Valle de Cauca. . . . 200 
Cauca (Unterer) 280 7 Bolivar, Antioquia . . 150 
Caqueta . . . 400 7 Cauca, Putumayo, Ca- 
queta ... 200 


Guaviare . . . 600 1 Vaupes, Vichada, Meta . D — 
Magdalena, Atlantico, 
Bolivar, Santander, 


Magdalena . . 900 30 Antioquia, Boyaca, 
Gundinamarca, Toli- 
lima, Huila, 
Boyaca, Meta, Vichada, 
ETE 20.0 MA | Aennen АЛ „=, 80 
Orinoco. ... 250 3 Vichada-Grenze Vene- 
Patten 1200 3 TEEN 800 
Putamayo . . . 1500 5 Narino . ©. a 100 
(bis Lätitia Putumayo, Amazonas ` 800 
San Juan . . . 286 4 Choco, Valle de Cauca . 150 


БШ eer 5 Bolivar. . . » d 200 
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Die größeren Häfen. 


Der Haupthafen am Stillen Ozean ist Buenaventura, das in kombi- 
nierter Bahn- und Straßenverbindung mit dem Inneren und der Haupt- 
stadt steht. Der Hafen wird vom Consejo verwaltet, das 1938 einen Bagger 
beschaffte, um ihn auf genügender Tiefe zu halten. Auf der atlantischen 
Seite liegen Puerto Colombia, Cartagena, Santa Marta und Barranquilla. 
Letzterer, früher nur ein Flußhafen an der Mündung des Magdalena, ist 
zum Seehafen ausgebaut und seit Dezember 1938 für seegehende Schiffe 
geöffnet, Die erforderlichen Arbeiten waren langwierig und kostspielig. 
Zwei lange Wellenbrecher oder Leitdämme mußten bis an die Barre — 
Boca di Ceniza — an der äußersten Mündung des Flusses gebaut werden. 
Als die Arbeiten fast vollendet waren, griff die Natur selbst ein. Ein 
Teil des Leitdammes stürzte in die Tiefe, die Barre mit sich reißend. Das 
Fahrwasser von 20 km Länge ist jetzt für Seeschiffe frei, 


Straßenbau und Kraftverkehr, 


Die drei hohen Gebirgsketten und andere Erhebungen in Kolumbien 
stellen dem Straßenbau große Hindernisse entgegen; die Baukosten sind 
infolge der Geländeschwierigkeiten hoch. Trotzdem macht der Ausbau 
des Straßennetzes Fortschritte, und der Kraftverkehr nimmt zu. In den 
fünf Jahren 1934/38 wurde das fertige Hauptstraßennetz um 5500 km 
auf rund 13 500 km erweitert; davon sind 8650 km Staatsstraßen (Viajes 
Nationales) oder solche erster Ordnung und 5000 km Departmentsstraßen, 
Immerhin entsprechen noch nicht viele Straßen den Anforderungen, die 
in fortgeschrittenen Ländern gestellt werden, Bei starkem Regen ist der 
Verkehr häufig durch Unterspülungen, Felsstürze und allgemein 
schlechte Beschaffenheit der Straßendecken behindert. Die Kosten der 
Güterbeförderung und Verteilung sind daher hoch und die Kosten der 
Lebenshaltung entsprechend. 1938 ist ein Plan zur Befestigung des 
Straßenoberbaues der Staatsstraßen aufgestellt, und eine Anleihe von 
etwa 20 Міо Pes. geplant, deren Verzinsung und Tilgung durch die 
Benzinsteuer zu 50 % garantiert ist. 

Um den Straßenbau zu fördern, hatte der Kongreß die Departments 
ermächtigt, Straßen zu bauen, und für jeden fertigen Kilometer eine Sub- 
vention gewährt, Dieses Gesetz führte zum Bau einer Anzahl Teil- 
strecken, die nur örtlichen Zwecken jedes Departments dienten, aber auf 
keinem einheitlichen Plan beruhten. Um Ordnung auf einem so wichtigen 
Gebiet zu schaffen und den großen Aufwendungen Einhalt zu tun, wurde 
1931 das Gesetz Nr. 88 erlassen, das alle früheren entgegenstehenden 
Gesetze, einschließlich der den Departments gewährten Subventionen, 
aufhob. Inzwischen ist noch ein Ergänzungsgesetz erlassen. 
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Die Staatsstraßen wurden nunmehr zu Straßenzweigen zusammen- 
gefaßt, einem westlichen, zentralen und östlichen, Ferner sind weitere 
Straßen zur Verbindung wichtiger Zentren des Landes mit schiffbaren 
Flüssen oder Eisenbahnen vorgesehen. 

Der westliche Zweig führt von der Grenze von Ecuador an der 
Rumichaca-Brücke über Pasto, Popayan, Cali, Manizales, Souson, Me- 
dellin, Puerto Valdivia nach Tolu am Karibischen Meer. Bei Puerto 
Valdivia stößt er auf die geplante Е.С. Central Bolivar. Der zentrale 
Zweig beginnt in der Stadt Florencia und führt über Garzon nach Neiva, 


Das Kraftverkehrsnetz der Taxis Rojos , \ 


DEE 
н. таер, A d затон] 


folgt dann dem Magdalena bis zur Stadt Banco und verläuft weiter über 
Valledupar und Fonseca nach Rio Hacha, Der östliche Zweig geht von 
Girardot über Fusagasuga—Bogotá, Tunja Pamplona und Cúcuta bis zur 
Grenze von Venezuela an der internationalen Brücke von Simon Bolivar. 
Sonstige wichtige Staatsstraßen sind 1. die Straße Ibagué—Armenia als 
Verbindung der westlichen Straßen mit dem Magdalena und dem Ostnetz. 
Bogotä hat dadurch Verbindung mit Buenaventura am Pazifik, 2. Espino— 
El Diviso, die Pasto mit dem Pazifik verbindet, 3. Puerto Asis—Pasto als 
Verbindung des westlichen Straßenzweiges mit dem Putumayo-Fluß, 
4. Bogotä—Cambao, 5. Barranquilla—Cartagena. Weitere 2000 km Staats- 
straßen verbinden diese Straßenzweige. Der westliche Straßenzweig war 
1938 1123, der mittlere 425, der östliche 764 km lang, 


Straßennetz und Kraftverkehr am 31. Dezember 1938. 


Zusammengestellt nach Annuario General de Estadistica, 1938. 
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. Antioquia 


. Chocó 


1. Departmentos 
2. Intendencias 
3. Commisarias 


Huila 
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Arauca 


Putumayo 
Vichada 


Straßen der Depart- 


Am 31. XII. 1938 waren an 
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Kraftverkehrslinien der Gesellschaft „Taxis Rojos“. 
Ent- Fahr- Temperaturen 


Straße Strecke fernung preis Abfahrt Ank. 

nl km $ ° Celsius 

de Anolaima . . Los Manganos —Anolaima. 28 6,50 13 20 

del Noroeste „ . Cite—Bocas ...... 272 59,— 18 24 
del nuevo Acue- 

ducto . 0 +» Tunjuelo—La Represa . . 20 5,— 15 45 
де Girardot und 

Zweigstraßen Bosa—Espinal ..... 157 42,50 17 37 
del Cararl und 

Zweigstraßen . Arabuco—Puerto Berrio . 188 40,— 16 38 
de Villavicencio u. 

Zweigstraßen . Chipaque—Villavicencio . 99 34,— 15 34 
Central del Norte Usaquén—Sesquilé . . . 59 12,— 13 14 
Central del Norte Suesca—Bucaramanga , . 594 186,— 14 22 
de Viota (i. Bau) Arracachal—El Colegio . . 27 6,50 15 25 
de Pacho u. Zweig. Suba—Rio Negro . . . . 92 19,— 13 24 
del Valle de Тепла Machetä—Guateque . . . 35 10,— 18 22 
del Guavio . - La Calera—Gachetä . . . 53 15,— 13 22 
de Ubaté . . . Tausa—Chiquinquirä . . . 56 16,— 12 18 
deCamboau.Zweig. Techo—Honda ..... 210 43,— 14 37 


Wettbewerb zwischen Eisenbahn und Straße. 


Mit dem Ausbau des Straßennetzes hat ein direkter Wettbewerb 
zwischen Eisenbahn und Kraftverkehr eingesetzt, da die Staats- und 
Departmentsstraßen meistens den Eisenbahnen parallel laufen. Für die 
Eisenbahnen ist das um so abträglicher, als schon der Wasserverkehr 
ihnen erhebliche Frachtmengen und der Luftverkehr Reisende der 
höheren Klassen entzieht. 

Eine gesetzliche Regelung oder eine Abgrenzung der verschiedenen 
Verkehrsarten gegeneinander ist bisher nicht erfolgt. 


Luftverkehr. 


Der Luftverkehr ist für das Verkehrswesen Kolumbiens von beson- 
derer Bedeutung, indem er die Personen- und Postbeförderung sehr be- 
schleunigt und die Handelsbeziehungen zwischen den einzelnen Teilen 
des Landes erleichtert. Der bessergestellte Kolumbianer benutzt nach 
Orten mit Flugverbindung nur das Flugzeug, Der Warenverkehr aber 
beschränkt sich im allgemeinen immer noch auf die Flüsse, Bahnen und 
Straßen. Letztere beiden, besonders das Straßennetz, werden stetig weiter 
ausgebaut, aber der große Kapitalaufwand sowie die Ausdehnung des 
Landes und seine Bodengestaltung bewirken, daß nur verhältnismäßig 
langsame Fortschritte gemacht werden. 
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Die hauptsächlichste Fluggesellschaft, die „Sociedad Colombiana- 
Alemana de Transportes Aereos“ oder „Scadta“ hat außerordentliche 
Leistungen zu verzeichnen. Sie beförderte 1938 51 969 (1937 42 590) Per- 
sonen und 5 415 000 kg Gepäck, Post und Fracht. (Siehe Tabelle.) 

Diese Entwicklung des Luftverkehrs liegt einmal in der Bodengestal- 
tung des Landes begründet, aber auch zum großen Teil in der vorzüg- 
lichen Verkehrsorganisation der „Scadta“, dem ersten von Deutschen ge- 
schaffenen privaten Luftverkehrsunternehmen in Südamerika. Es werden 
regelmäßige Linien nach allen Teilen des Landes unterhalten. Die Zeit- 
ersparnis ist sehr bedeutend. Der längste ununterbrochene Flug von 
Barranquilla nach Bogotä, 800 km, dauert etwa 2% Stunden, während 
die Reise mit Flußdampfer und Bahn — die einzige Alternative — min- 
destens 6 Tage erfordert. 

Die „Scadta“ unterhält folgende regelmäßigen Linien: 
Barranquilla—Bogotä, täglich in beiden Richtungen; 

Bogotä—Cali, täglich in beiden Richtungen; 

Barranquilla—San Marcos—Medellin, täglich in beiden Richtungen; 

Barranquilla—Palanquero—Girardot und Neiva, dreimal wöchentlich in 
beiden Richtungen; ` 

Bogotä—Bucaramanga—Cücuta—Barranquilla, dreimal wöchentlich in 
beiden Richtungen; 

Barranquilla—Cartagena, täglich in beiden Richtungen ; 

Barranquilla—Santa Marta (Ciénaga), täglich außer Sonntag in beiden 
Richtungen; 

Barranquilla—Cartagena—Monteria—San Marcos—Pato, viermal wö- 
chentlich in beiden Richtungen; 

Barranquilla—Cartagena— Turbo—Quibdo—Buenaventura—Tumaco, 
zweimal wöchentlich in beiden Richtungen; 

Tumaco—Barbacoas, zweimal wöchentlich in beiden Richtungen, 

Insgesamt verfügt das Land über 40 Flugplätze, 

Es besteht noch eine weitere kleine Gesellschaft, welche mit einigen 
Flugzeugen (1938: 4) Personen und Post zwischen Medellin—Cartago 
und Cali befördert. Sie wurde 1933 als „Servicio Aereo Colombiano 
(„Saco“) gegründet, stellte aber im Juli 1935 den Dienst zeitweilig ein, 
und wurde 1937 mit staatlicher Unterstützung reorganisiert. 

Eine dritte Gesellschaft, die „Uraba-Medellin and Central Airways“ 
(„Umea“), eine amerikanische Gründung, verbindet Colon über Turbo 
und Panama mit Medellin, dreimal wöchentlich. 

Barranquilla hat neben einem Flugplatz für den inneren Luftver- 
kehr einen Wasserflughafen, der von der holländischen K.L.M. (Konink- 
lijke Luchtvaart Maatschappij) (Westindiendienst) berührt wird, die ein- 
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mal wöchentlich einen Rundflug Curagao—Aruba—Maracaibo—Barran- 
quilla ausführt. Diesen Flughafen benutzen auch die P.A.A. (Pan- 
American-Airways) als Anschlußpunkt an die Flugverbindungen nach 
Nord- und Südamerika. 


Flugverkehr, 
Zahi | zu Na 7 
Unternehmen м | dor | or | Kilometer | Peförderte| урш 
Flug- | ы . | Personen 
zougo Mio їп 1000 kg 
„Scadta“ 1933 | 18 3029| 1,0 6685 | 739,4 
(Sociedad Colombiana— 1934 | 22 3301 1,81 11 043 [1 075,8 
Alemana de Transportes | 1935 | 22 4655 | 1,67 22 505 | 2.050,0 
Аегеов) 1936 | 17 5279 | 1,88 28.303 |2 069,5 
1937 | 26 6 585 2,92 42 590 | 4046,4 
1938 | 28 7730| Au 51 969 |5 415,0 
асо“ 1933 5 1 000 0,28 1262 57,8 
Aereo 1934| 5 320 | 0,18 2291] 64 
Colombiano) 1935| 5 en Si = -d 
1937 2 1760 0,19 4858 1,4 
1938 4 633 0,22 7699 | 218,0 
„Umca“ 1933| 2 104 | 0,116 431| a 
(Uraba-Medellin 1934 2 104 0,145 400 13,08 
and Central Airways) 1935| 2 104 | 0,116 498 | 14% 
1936 2 106 0,147 435 14,58 
1937 9 11 0,147 1089 = 
1938| 5 157 | 0,47 1492 _ 
„Panagra' oder P,A.G.A. | 1936 | 6 108 | Gate 3302 — 
(Pan-American 1937 H 109 0,354 1 659 E 
Grace-Airways) 1938 | 4 109 | 0,204 1650 = 
Р. А.А, 1936| 6 104 | 0,108 1606 21 
(Pan-American Airways) | 1937 | 6 105 | блв 1026 m 
1938 H 104 um 2149 ~ 
Aviación militar 1936 | — 28 900 1,562 5874 | 151,0 
1937 | ~ 26 805 1,000 5567 | 132,9 
1038 | — = ы 4387 | 140,0 
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Einsetzung einer Zentralverkehrsleitstelle. Die Transporte müssen 
gegenwärtig allein nach den Bedürfnissen der Kriegswirtschaft im ge- 
samten Reichsgebiet nach einheitlichen Gesichtspunkten verteilt werden. 
Zu diesem Zweck hat der Reichsverkehrsminister eine Zentralverkehrs- 
leitstelle am Sitz der Generalbetriebsleitung Ost der Deutschen Reichs- 
bahn in Berlin errichtet. Zu den Aufgaben der Zentralverkehrsleitstelle 
gehört insbesondere 

1. die Wirtschaft planmäßig mit Eisenbahnladeraum zu ver- 
sorgen, 

2. darüber zu entscheiden, welche Güter nach den vom Reichs- 
verkehrsminsterium aufgestellten Richtlinien über die Wagen- 
gestellung als vordringlich zu behandeln sind. 

Durch die Einrichtung der Zentralverkehrsleitstelle soll vermieden 
werden, daß andere Stellen Anträge über die Versorgung mit Laderaum 
an das Reichsverkehrsministerium richten. Weiterhin soll die Zentral- 
verkehrsleitstelle auch darauf achten, daß die für die einzelnen Trans- 
portmittel festgelegten Lade- und Löschfristen eingehalten werden, und 
dafür sorgen, daß gegebenenfalls von der Zwangsbe- und -entladung un- 
verzüglich Gebrauch gemacht wird. Vorsitzender der Zentralverkehrs- 
leitstelle ist der Präsident der Reichsbahn-Generalbetriebsleitung Ost 
in Berlin. Als Mitglieder gehören der Zentralverkehrsleitstelle je ein 
Vertreter der Kohlen- und Holzwirtschaft, der Waffen- und Munitions- 
wirtschaft, der Bauwirtschaft, der Ernährungswirtschaft, der Binnen- 
schiffahrt und der allgemeinen Wirtschaft an. Bei der Lösung der ihr 
gestellten Aufgaben setzt sich die Zentralverkehrsleitstelle erforder- 
lichenfalls mit den Gebietsverkehrsleitungen Süd und West ins Be- 
nehmen, Die Organisation der Gebiets- und Bezirksverkehrsleitungen 
bleibt von der neuen Maßnahme unberührt. Auch die als Sonderaus- 
schüsse der Gebietsverkehrsleitungen Ost und West bestehenden Kohle- 
und Erztransportausschüsse bleiben vorläufig bestehen. 


Die englische Ölbasis in Iran und Irak, Für die modernen Trans- 
portmittel, die Flugzeuge, die Kraftwagen, die Schiffe und zum Teil 
auch die Eisenbahnen ist das Erdöl, bzw. dessen Derivate als Treib- und 
Schmierstoff ein Faktor erster Ordnung geworden. Dies tritt ganz be- 
sonders im jetzigen Weltkrieg in die Erscheinung, in dem die Motoren der 
Flugzeuge, der Kraft- und Kampfwagen, der Unterseeboote ohne den 


flüssigen Treibstoff und ohne gute Schmiermittel würden stillgelegt 
werden. 


41% 
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Nachdem die japanischen Streitkräfte die wichtigen Ölgebiete in 
Niederländisch-Indien und in Burma besetzt haben, sind den Engländern 
die reichlichen Ölvorräte dieser Gebiete entzogen worden, Der Ausfall an 
01, der für sie dadurch entstanden ist, wird auf 10 bis 11 Mio Tonnen im 
Jahr geschätzt. Unter diesen, durch den Krieg veränderten Verhältnissen 
haben die unter englischer Kontrolle stehenden Ölvorkommen im Nahen 
Orient und besonders die von Iran und Irak infolge ihrer günstigen Lage 
für die englische Kriegsführung im Indischen Ozean, im Mittelmeer, und 
auf dem Lande in Vorderindien, Ägypten, Palästina, Syrien, Irak und Iran 
erhöhte Bedeutung gewonnen, 

Die Erdölerzeugung im Nahen Osten betrug in tausend Tonnen 


im Jahr 1918 1929 1938 1939 

іп Ion v2... 248 5549 10932 9732 
in Irak a... — 121 4272 4116 
in Bahrein . . . . — — 1128 1032 
in Saudieh — _ Di = 
in Ägypten. ... 13 272 226 630 
Insgesamt 261 5.942 16 625 15 510 


Die vorhandene Ölmenge reicht zweifellos selbst für den durch den 
Krieg gesteigerten Bedarf auf den Kriegsschauplätzen des Nahen Ostens 
einschließlich Vorderindien und Nordafrika aus, zumal die Förderung 
noch erheblich gesteigert werden kann. Die Schwierigkeiten liegen für 
die Engländer vielmehr in den Transportverhältnissen zwischen den Ge- 
winnungsstellen und den Verwendungsstellen. Aus dem Ölgebiet von 
Kirkuk im nördlichen Irak geht seit einigen Jahren eine 1400 km lange, 
in den Erdboden verlegte Erdölleitung nach Haifa. Eine 
zweite, streckenweise parallel mit der ersteren geht von Kirkuk nach 
Tripolis in Syrien, Beide Leitungen haben unter normalen Verhältnissen 
jährlich rd. 4 Millionen Tonnen Öl gefördert und den an sie gestellten 
Anforderungen durchaus entsprochen (hinsichtlich des Baues dieser 
Erdölleitungen в. Archiv für Eisenbahnwesen Jahrg. 1935 Seite 1271 
u,ff.). Arabische Freischaren haben als Protest gegen die englische Herr- 
schaft in Palästina diese Leitungen auf den Wüstenstrecken mehrfach 
zerstört, die dauernde Unterbrechung dieser Ölader aber nicht erreichen 
können, Die Engländer haben zur Begegnung dieser Gefahr umfangreiche 
Sicherungsmaßnahmen getroffen, Die Ölraffinerien und Ölbehälter in 
Haifa sind in diesem Krieg bereits verschiedene Male von italienischen 
und deutschen Flugzeugen angegriffen und zerstört worden. Von Haifa 
aus kann das für Ägypten bestimmte Öl mit Tankschiffen weiter beför- 
dert werden, die aber von den im Mittelmeer operierenden deutschen und 
italienischen Unterseebooten bedroht sind. Für sicherer wird von den 
Engländern die Weiterbeförderung in Eisenbahnkesselwagen mit der 
normalspurigen Eisenbahn von Haifa nach Ägypten gehalten, 

Auch aus dem reichen Ölgebiet im Süden Irans wird das Erdöl durch 
Rohrleitungen an die RaffinerieninAbadan am Iranischen Golf 
geleitet. Dort befinden sich die Raffinerien, die wohl die größten der 
Welt sind. Aus dem Iranöl wird ein besonders wertvoller Treibstoff für 
Flugzeuge hergestellt. Von den Raffinerien wird das zur Verschiffung 
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bestimmte Öl durch Rohrleitungen an die Kais geführt, wo die Schiffe es 
tanken. Das iranische Öl ist nach dem Ausfall des Öls aus Niederlän- 
disch-Indien und aus Burma für die englische Kriegsführung in Vorder- 
indien von großer Bedeutung geworden. Der Transport nach Vorder- 
indien kann nur auf dem Seewege erfolgen, der schon jetzt von den 
japanischen Seestreitkräften bedroht sein dürfte. 

Für die Verteilung des Öls auf die verschiedenen Verwendungs- 
stellen auf dem Lande in Irak und Iran können die Eisenbahnen beider 
Länder nur in beschränktem Umfang verwendet werden. Bei dem Fehlen 
eines ausgebauten Netzes können nur die Gebiete in unmittelbarer Nähe 
der Bahn mit Sicherheit versorgt werden, wenn ausreichend Kesselwagen 
verfügbar sind. Im Irak kommt als ungünstig für den Bahntransport 
noch hinzu, daß die südlich von Bagdad gelegenen Strecken und die 
Strecke Bagdad—Kirkuk schmalspurig sind, während die Strecken von 
Bagdad nach Mossul und bis zur syrischen Grenze normalspurig sind, 
Die Verteilung des Öls auf die abseits der Bahn gelegenen Verwendungs- 
stellen wird mit Kraftwagen vorgenommen werden müssen. Erschwerend 
für den Straßentransport ist das Fehlen guter Straßen, die bei jedem 
Wetter befahrbar sind. 

Wie ernst man in London die Öl- und die Treibstoffversorgung 
ihrer im Nahen Osten stehenden Truppen nimmt, geht auch daraus her- 
vor, daß die zivile Treibstoffverteilung sehr eingeschränkt worden ist. 

Die Geschichte der Erschließung der Erdölge- 
biete in Iran und Irak zeigt, wie England die große Bedeutung 
dieser reichen Ölvorkommen für die Handels- und Kriegsschiffahrt im 
Indischen Ozean und im Mittelmeer rechtzeitig erkannt und hieraus ziel- 
bewußt seine Folgerungen gezogen hat. Unter Ausnutzung der politischen 
Ohnmacht des früheren Perserreiches gelang es England zunächst, die 
Ausbeutung der reichen Ölgebiete in dem geographisch sehr günstig ge- 
legenen Teil des südlichen Persiens unter äußerst günstigen Bedingungen 
für die von ihm vorgeschobene Anglo-Persian Oil Company zu gewinnen. 
Bei der durch den Ausgang des Weltkrieges geschaffenen Lage gelang es 
später England, auch auf die im nördlichen Irak gelegenen Ölgebiete — 
nach jahrelangen Verhandlungen mit den anderen damaligen Sieger- 
mächten Frankreich, Italien, Amerika — schließlich entscheidenden Ein- 
fluß zu gewinnen, 

Die bisher reichsten Öölvorkommen Irans liegen im Süd- 
westen des Landes. Der erste Erdölunternehmer, der in Iran auftrat, 
war ein schwerreicher Engländer mit Namen d'Arcy. Dieser verschaffte 
sich im Jahre 1901 vom damaligen persischen Schah eine Konzession 
für Erdölbohrungen und deren Ausbeutung. Nach jahrelangen ergebnis- 
losen Arbeiten, die von England finanziell unterstützt wurden, gab Lon- 
‘don schließlich den Befehl zur Einstellung der Arbeiten, die ungeheure 
Summen verschlungen hatten. Der Unternehmer setzte trotzdem seine 
Bohrungen fort, und schließlich gelang es ihm, am 26. Mai 1908 eine 
enorm reiche Ölader anzubohren. Daraufhin wurde die Anglo-Per- 
sian Oil Су gegründet, die heute den Namen Anglo-Iranian 
Oil Су führt. Als dann bald weitere sehr ergiebige Ölquellen entdeckt 
wurden und die große Bedeutung und Zukunft dieses Ölgebietes erkannt 
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worden war, beeilte sich Winston Churchill, der damalige Erste Lord der 
Admiralität, die Mehrheit der Aktien der Gesellschaft für England zu 
erwerben. So, wie England seinerzeit durch Erwerbung der Mehrheit 
der Aktien der Suez-Kanalgesellschaft sich den Seeweg nach Indien 
durch den Suezkanal gesichert hatte, so hatte es sich durch die unter 
seinem Einfluß stehende Anglo-Iranische Oil Cy eine ausgiebige und 
günstig gelegene Ölbasis für seine Flotte in den östlichen Ge- 
wässern geschaffen. 

Die augenblicklich in Ausbeutung befindlichen Ölvorkommen in 
Iran werden in fünf Hauptfelder eingeteilt: 

1. Die zuerst entdeckten Ölfelder von Mesched-e-Soleyman nord- 
östlich der Stadt Ahwaz. Hier gibt es vier Quellen, die Jahr für Jahr 
täglich 1500 Tonnen Öl liefern. Seit 1912 sind hier im ganzen 84 Millionen 
Tonnen Rohöl gefördert worden. 

2. Das Ölfeld von Haft Gal, 85 km südöstlich von Mesched-e- 
Soleyman. Dieses Vorkommen wird seit 1926 ausgebaut und gibt dem 
zuerst entdeckten an Reichtum nicht viel nach. 

3. Das Vorkommen von Napht-e-Schah, 75 km südöstlich der weiter 
nördlich gelegenen iranisch-irakischen Grenzstation Kasr-i-Sc] . Das 
hier gewonnene Öl gelangt nicht zum Export. Es handelt sich hier nur 
um eine jährliche Förderung von 65 000 t, die im Lande selbst raffiniert 
und verbraucht werden. 

4. Das Vorkommen von Gatsch-Saran, im südlichen Teil der engli- 
schen Konzessionsgebiete. Diese erst vor drei Jahren entdeckten Vor- 
kommen gelten als die zukunftsreichsten des ganzen Irans, werden vor- 
läufig aber noch nicht ausgebeutet, 

5. Verschiedene andere im Südwesten bereits entdeckte Vorkommen, 
die gegenwärtig noch nicht ausgebeutet werden. 

Die Erdölquellen im Südwesten Irans stehen in ihrer Beschaffenheit 
einzigartig in der Welt da. Während sonst in der Regel der natürliche 
Druck nach 3—4 Jahren so weit nachläßt, daß Pumpen angesetzt werden 
müssen und die Quelle nach einigen weiteren Jahren versiegt, hat bei den 
iranischen Ölquellen seit 23 Jahren ihrer Ausbeutung der natürliche 
Druck seine ursprüngliche Stärke beibehalten, so daß nirgends Pumpen 
nötig geworden sind. 

Die Anglo-Iranian Oil Су, die das Konzessionsrecht auf 
diese reichen Ölfelder Irans besitzt, hat im Laufe der Jahre ungeheure 
Gewinne an ihre Aktionäre ausschütten können. An diesen hat aber der 
Iranische Staat als Besitzer des Grund und Bodens, der den Reichtum 
hervorbringt, auf Grund der ersten Konzessionsbedingungen nicht teil- 
genommen, Als nach dem Staatsstreich von 1921 an die Stelle der schwa- 
chen alten Regierung in Iran die nach streng nationalen Grundsätzen 
geführte Regierung von Riza Chan Pahlewi getreten war und das ira- 
nische Volk das Vertrauen zu sich selbst wiedergewonnen hatte, konnte 
es den unwürdigen Zustand, in den es der Ölgesellschaft gegenüber durch 
die Schwäche der früheren Regierung geraten war, nicht länger ertragen. 
So kam es 1932 zur Kündigung des alten Konzessionsvertrages durch die 
iranische Regierung, Obgleich die englische Regierung die Interessen 
der Anglo-Iranian Oil Cy vertrat und sogar mit dem Abbruch der diplo- 
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matischen Beziehungen drohte, blieb schließlich doch die iranische Regie- 
rung Sieger in diesem Streit und die Anglo-Iranan Oil Cy mußte einen 
neuen für Iran viel günstigeren Vertrag annehmen, Auch nach dieser 
Neuregelung entstanden bald wieder Streitigkeiten zwischen der irani- 
schen Regierung und der Gesellschaft, da diese die Produktion fühlbar 
einschränkte, wodurch sich die nach der Menge des geförderten Öl be- 
messene Abgabe an den Iranischen Staat verringerte. Dieser gegen die 
Abmachungen verstoßende Zustand hat wieder die iranische Regierung 
zu energischen Protesten veranlaßt. Bis zur Besetzung Irans durch die 
Engländer im Jahre 1941 war diese letztere Frage noch nicht geklärt, 
und wie sich die Verhältnisse in der iranischen Ölindustrie in Zukunft 
überhaupt gestalten werden, läßt sich vorläufig noch gar nicht über- 
sehen. Es ist wohl anzunehmen, daß Englands Ölinteressen in Iran mit 
ein wesentlicher Grund für die widerrechtliche Besetzung des Landes 
gewesen sind. Von den 20,1 Millionen Pfund Sterling Stammaktien der 
Anglo-Iranian Oil Су gehören 11,25 Millionen oder 56 % der britischen 
Admiralität. Weitere 4,20 Millionen des Aktienkapitals befinden sich im 
Besitz der durch das Vordringen der Japaner ohnehin schon schwer ge- 
schädigten Burma Oil Cy. Wie im Hamburger Tageblatt berichtet wird, 
haben die Kurse der Anglo-Iranian Oil Cy-Aktien seit Mitte Januar be- 
reits 28% ihres Marktwertes eingebüßt. Man führt diese Baissestim- 
mung an der Londoner Börse auf den zunehmenden Einfluß der Sowjet- 
russen in Iran zurück. Auch soll die Ölerzeugung in Iran seit dem Ein- 
dringen der Engländer und Sowjetrussen in Iran bereits um ein Fünftel 
gesunken sein. 


Die Öölfelder des Trak sind viel später als die Irans aufge- 
schlossen worden. Daß in der Gegend von Mossul ölhaltige Erdschichten 
vorhanden waren, war schon früh erkannt worden. Vor dem Weltkrieg 
hatte die Deutsche Bank, die den Bau der Bagdadbahn für die türkische 
Regierung finanziert hatte, von dieser die Konzession für die Ausbeutung 
der Ölfelder im nördlichen Irak bekommen. Sie gründete im Jahre 1914 
die Türkische Petroleum АС., an der sie auch englisches und französi- 
sches Kapital beteiligte, um von Anfang an etwaigen Schwierigkeiten, die 
von der anderen Seite entstehen konnten, vorzubeugen. Nach dem Welt- 
krieg wurde Deutschland aus dieser Gesellschaft, die ihren Namen in 
Irak Petroleum Су Ltd geändert hatte, ausgeschlossen. Die erste 
Fündigkeit wurde im Jahre 1926 in der Nähe von Kirkuk erzielt, wo die 
Bohrung Barba Gurguri in plötzlicher Eruption eine gewaltige Ölmenge 
auswarf, bis es gelang, sie unter Kontrolle zu bringen. In den folgenden 
Jahren wurde durch eine Reihe weiterer erfolgreicher Bohrungen bei 
Kirkuk ein großes Ölgebiet erschlossen, dessen Förderung bis 4 Millionen 
Tonnen im Jahr gestiegen ist. Sowohl hinsichtlich der Menge als auch 
der Güte des Öls steht das Iraköl dem Iranöl erheblich nach. Durch die 
von Kirkuk nach Haifa und Tripolis in Syrien gebauten Ölleitungen ist 
aber für das Iraköl eine sehr günstige Transportmöglichkeit zu den 
Häfen des Mittelmeeres geschaffen worden. 

Das Öl des nördlichen Irak ist eines der wichtigsten Beutestücke 
aus dem Ersten Weltkrieg geworden, um das sich die damaligen Sieger- 
staaten jahrelang gestritten haben. Bei der endgültigen Einigung wurden 
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je 23,75% der Aktien der Irak Petroleum Су der Anglo-Iranian Oil Cy, 
der Royal Dutsch Cy, der Compagnie frangaise des Petroles und der 
Standard Oil Cy of New Jersey, ferner 5 % der sogenannten Gülbenkian- 
Gruppe zugesprochen, Da die Royal Dutsch Cy und die Gülbenkian- 
Gruppe in Wirklichkeit englisch sind, haben die Engländer in Wirklich- 
keit 52,5 % des Aktienkapitals der Irak Petroleum Cy in ihren Besitz ge- 
bracht und so auch den entscheidenden Einfluß auf das Iraköl gewinnen 
können. к} 
Wie in letzter Zeit berichtet wird, ist das Aktienkapital der Irak 
Petroleum Cy neuerdings von 2 auf 6,02 Millionen Pfund Sterling erhöht 
worden. Diese Kapitalerhöhung soll zum weiteren Ausbau der Produk- 
tionsanlagen und für die Ergänzung der durch den Krieg stark gelichte- 
ten Tankerflotte der Gesellschaft verwendet werden. Dieckmann. 


Wiederherstellung der direkten Eisenbahnverbindung Istanbul— 
Europa. Wie aus der Türkei mitgeteilt wird, ist die Wiederherstellung 
der Brücken über die beiden Flüsse Maritza und Arda, die im griechi- 
schen Feldzug von den Griechen zerstört worden waren, jetzt beendet. 
Nach ihrer endgültigen Abnahme wird der direkte Wagendurchgang zwi- 
schen den türkischen und europäischen Eisenbahnen in nächster Zeit 
wieder aufgenomemn werden. 

Nach dem ersten Weltkrieg wurde die Eisenbahnstrecke Svilengrad 
(bulgarische Grenze)—Pythion (griechische Grenze) der damals neu ge- 
bildeten Franco-Hellenischen Eisenbahngesellschaft zugeteilt. Dadurch 
wurde Griechenland mit der Strecke Svilengrad—Pythion in die direkte 
Eisenbahnverbindung zwischen Istanbul und Bulgarien (frühere Orient- 
bahnstrecke) eingeschaltet, der Türkei aber wurde die eigene Bahnver- 
bindung nach Edirne (Adrianopel) und dessen thrazischem Hinterland 
genommen, Dieser Zustand war für die Türkei äußerst störend. Dem von 
der Türkei nach Beendigung des griechischen Feldzuges geäußerten 
Wunsch auf Wiederübernahme des Betriebes auf der Strecke Syilengrad— 
Pythion ist man deutscherseits — vorbehaltlich der Festsetzung der neuen 
Grenzen — entgegengekommen. Die Türkei hat also wieder eine eigene 
Eisenbahnverbindung mit Edirne und direkten Anschluß an die bulga- 
rische Staatsbahn. Über die technischen Fragen dieses Anschlusses ist 
bereits zwischen der Türkei und Bulgarien ein Abkommen getroffen 
worden, Dieckmann. 


Die Entwicklung des argentinischen Staatseisenbahnnetzes. Der 
Bau von Eisenbahnen durch den argentinischen Staat gründet sich auf 
ein Gesetz aus dem Jahre 1868. Durch Verordnung vom 22. Dezember 
1876 wurden ein Verwaltungspräsident und ein Aufsichtsausschuß er- 
nannt, um den Betrieb der drei ersten Abschnitte der Zentralnordbahn 
zu überwachen, Erst das Gesetz vom 11. Oktober 1909 schuf eine General- 
direktion der Staatseisenbahnen; ihr oblagen der Betrieb der staats- 
eigenen Eisenbahnen wie auch die Planung und der Bau neuer öffent- 
licher Linien. Damals bestand das Netz der Staatsbahnen in der Haupt- 
sache aus zwei Eisenbahnsystemen, der Zentralnordbahn (Central Norte) 


Kleine Mitteilungen. 625 


und der Argentinischen Nordbahn (Argentino del Norte); dazu kamen 
noch einige kleinere Streckenabschnitte, die auf Grund eines Gesetzes 
zur Förderung bestimmter nationaler Gebiete gebaut worden waren. Die 
Gesamtstreckenlänge betrug rund 3490 km, 

Vom Jahre 1910 ab wurde das nationale Netz um größere Eisen- 
bahnlinien vermehrt, wobei es sich in den meisten Fällen um Neubauten, 
in einigen um den Erwerb bestehender Bahnen handelte, Zu diesen ge- 
hörten die Linie von Crespo nach Hasenkamp, die Chubut Zentralbahn, 
die Zentralbahn von Cordoba (Е. C. Central de Cordoba), die Dampf- 
straßenbahn nach Rafaela (Tranvia a vapor a Rafaela) und die argen- 
tinische Andenbahn (Е. С. Trasandino Argentino). 

Von dem Zuwachs der Staatsbahnen gibt folgende Aufstellung einen 
Überblick: 


Jahr Länge 
1810 re АЛ ЕЗ» уа sa > 8490 Кт 
ADB na Lenk ana BON on, 
TE ET 
dE, eil а nen А, а, n D OBB, A 
TOAD E ДАЙТЕ Н ан а LH Wa 


Das Netz der argentinischen Staatseisenbahnen setzt sich wie folgt 
zusammen: 
Nordargentinische Zentralbahn (Spurweite 1,0m) . . . . . . . 9965 km 
Ostbahn (Strecken in Entre Rios und Corrientes) (Spurweite 1,35m) 654 „ 
Bahn von Patagones nach San Carlos de Bariloche (Spurweite 1,676 m) 836 „ 


Kleinbahn im Tal des Rio Negro (Spurweite 0,75 m) oer NC 107 „ 
Kleinbahn von Jacobacei nach Esquel (Spurweite 05m) . . . . 200 „ 
Bahn von Puerto Madryn nach Las Plumas (Spurweite 05m) . . . 267 „ 
Comodoro Rivadavia nach Colonia Sarmiento (Spurweite 1,70m) . . 208 „ 
Puerto Deseado nach Colonia Las Heras (Spurweite 1,76m). . . . 286 „ 


zusammen 12523 km 


Diese Länge enthält nur die am 1, Januar 1940 in Betrieb befind- 
lichen Linien. Es waren aber noch verschiedene Linien vorhanden, bei 
denen der Bahnkörper bereits gebaut war, aber die endgültige Ausrüstung 
noch fehlte, Zu solchen Strecken gehörten u, a. der Abschnitt von Pampa 
de los Guanacos nach Süden von 50 km, ein Abschnitt von 60 km zwischen 
San Antonio de los Cobres und Olacapato in den Andenlinien von Salta 
nach Chile. Die Streckenlänge enthält auch nicht die Argentinische 
Andenbahn mit einer Länge von 179 km, die zur Zeit umgebaut wird 
und von der 35 km zwischen Punta de Vacas und der chilenischen Grenze 
im übrigen an die Chilenische Staatsbahn verpachtet sind, die sie zu- 
sammen mit der Chilenischen Andenbahn betreibt. 

Die oben angeführte Streckenlänge verteilt sich auf die verschie- 
denen Spurweiten wie folgt: 

Schmalspur von 1,0 т Breite ЕИ Нр A CIR 
Kleinspur von 0,тут Вейе............. 4 „ 
Mittelspur von 1,4251 Breite (europäische Normalspur) . . 654 p 
Breitspur von 1,076m Breite. . E OE O Ea k 3. 


zusammen 12523 km 
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Die Argentinische Zentralnordbahn führt durch den Norden bis zur 
bolivianischen Grenze nach La Quiaca, wo sie an die Bolivianischen 
Eisenbahnen anschließt. Auf diese Weise wird eine unmittelbare Ver- 
bindung zwischen Buenos ‚Aires und La Paz hergestellt, die über den 
Titicaca-See bis Huaqui und schließlich bis zu den chilenischen Häfen 
Antofagasta und Arica über den Pazifischen Ozean führt. 

Eine andere Andenquerbahn der Argentinischen Zentralnordbahn, 
nämlich die von Salta nach Chile, ist bis San Antonio de los Cobres im 
Betrieb und wird darüber hinaus weitergebaut. Von Tinogasta, dem End- 
punkt einer Zweigbahn, die von Mazän ausgeht, besteht ein alter Plan 
für eine Andenquerbahn über den Paß von San Franeisco, die bis zur 
Grenze 253 km lang sein und den Zugang zum Hafen von Caldera in 
Chile ermöglichen würde. Ferner ist von den Staatsbahnen eine breit- 
spurige Andenbahn von 135 km Länge zwischen der Station Zapala der 
Südbahn und dem chilenischen Grenzhafen Mallin geplant, wo sie mit 
einer ebenfalls geplanten Linie des Nachbarlandes zusammentreffen 
würde. Diese würde von Curacantin ausgehen, dem Endpunkt einer 
Zweigbahn, die in Püa Anschluß an die Chilenischen Staatsbahnen hat. 
Die Breitspurbahn in San Carlos de Bariloche geht von der Station 
Carmen de Patagones der Südbahn aus. 

Außerdem führt das Netz vom Hafen von Buenos Aires, zu dem 
die Argentinischen Staatsbahnen seit der Eingliederung der Zentralbahn 
von Cördoba unmittelbar laufen, zu den Ozeanhäfen Deseado, Comodoro, 
Rivadavia, Madryn und San Antonio Oeste sowie zu den Binnenhäfen 
Rosario, Diamante, Santa Fe, La Paz, Barranqueras, Formosa und Con- 
cordia. In Viedma, an der Mündung des Rio Negro ist ferner eine kleine 
Rampe vorhanden, und demnächst, wenn die Linie von Paranä nach 
Maria Grande fertiggestellt sein wird, ist auch der Hafen Bajada Grande 
an das Netz angeschlossen. 

Ein großer Teil der Staatsbahnstrecken verläuft in bergigem Ge- 
lände; die größten erreichten Höhen sind 3725 m auf der Strecke von 
Jujuy nach La Quiaca und 4007 m auf der Strecke von Salta nach Chile, 
die nach Herstellung des entsprechenden Abschnitts in Abra Chorillos 
auf 4477 m steigen wird. Bei der Argentinischen Andenbahn liegt der 
höchste Punkt im Grenztunnel mit 3192 m, auf der Strecke von Cördoba 
nach Cruz del Eje in 1142 m und auf der Strecke von Patagones nach 
Bariloche in 1120 m Höhe. 

Das Staatsbahnnetz umfaßt 30 % aller argentinischen Eisenbahnen. 

Pausin. 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
Rechtsprechung. 


Vertragsrecht. 


Urteil des Reichsgerichts, VII. Zivilsenat, vom 3, Juli 1942 in Sachen der Deutschen 

Reichsbahn, vertreten durch die Reichsbahndirektion S., Klägerin und Revisions- 

klägerin, gegen die Seestadt R., vertreten durch ihren Oberbürgermeister, Be- 
klagte und Revisionsbeklagte — VII. 23/1942 —. 


Schneebeseitigung gehört nach allgemeinem Sprachgebrauch nicht zur Unterhaltung der Bahn- 
anlage, sondern zum Betrieb. Soll sie doch als Unterhaltung angesehen werden, so nur als 
gewöhnliche, 


Entscheidungsgründe. 


Eine ausdrückliche Bestimmung darüber, wer von den Vertragsparteien die 
Kosten der Schneebeseitigung zu tragen habe, enthält der Vertrag nicht. Auch 
eine gesetzliche Vorschrift zur Regelung dieser Frage ist nicht gegeben, insbe- 
sondere scheiden mietrechtliche Gesichtspunkte, wie das angefochtene Urteil mit 
zutreffender Begründung sagt, aus, da das Vertragsverhältnis der Parteien kein 
mietrechtliches ist, Die Entscheidung ist also im Wege der Vertragsauslegung zu 
suchen, und so ist auch der Vorderrichter verfahren. Ein Rechtsirrtum, den die 
Revision rügt, ist bei dieser Auslegung nicht erkennbar. Das Berufungsgericht 
betrachtet die Schneebeseitigungskosten als Kosten des laufenden Betriebs, nicht 
als Unterhaltungskosten ($ 7 des Vertrages), indem es den Vertrag nach den 
Grundsätzen von Treu und Glauben und der Verkehrsauffassung auslegt und die 
Anwendung etwaiger bahntechnischer Begriffsbestimmungen, wie sie die Klägerin 
für sich in Anspruch nimmt, ablehnt, Das ist auch nicht unter dem Gesichtspunkt 
der Unmöglichkeit einer derartigen Auslegung zu beanstanden. Die Klägerin will 
den Schneebeseitigungsaufwand als zur außergewöhnlichen Unterhaltung der 
Strandbahn gehörig der Beklagten aufbürden, die in $ 7 Abs. 1 des Vertrages 
diesen Anteil der Kosten übernommen habe. Ein zwingender Grund dafür, daß 
der Begriff Unterhaltungskosten von den Vertragsbeteiligten in dem von der 
Klägerin behaupteten Sinne bahntechnischer Vorschriften oder Übungen hätte 
verstanden werden müssen, liegt keineswegs zutage, Es ist gleichgültig, ob die 
Beklagte, wie die Klägerin vorträgt, diese angebliche bahntechnische Begriffs- 
auffassung vom früheren eigenen Betrieb der Strandbahn her gekannt hat oder 
hätte kennen müssen. Bei dem Vertragsschluß trat sie jeden- 
fallsder Klägerininihrer Eigenschaft als Stadtgemeinde, 
nicht als Bisenbahnunternehmerin gegenüber, und so ent- 
hältes keinen Rechtsverstoß, wenn der Vorderrichter sei- 
nerAuslegungdieallgemeine Verkehrsauffassung destäg- 
lichen Lebens und die Grundsätze von Treu und Glauben 
zugrunde legte. Des von der Klägerin für den Bahngebrauch angebotenen 
Sachverständigenbeweises bedurfte es daher nicht. 
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Von der im Berufungsurteil befolgten Auslegungsart aus erscheint auch 
die Auffassung des Vorderrichters durchaus einleuchtend. Die Kosten der 
Beseitigung zur Winterszeit täglich zu gewärtigenden 
Schnees stellen nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
keinen Aufwand für Unterhaltung der Bahnanlage, son- 
dern für dentäglichen Betriebim Sinne der Reinerhaltung 
des Bahnkörpers dar. Sie sind auch nicht unter die Kennzeichnung zu 
bringen, die Abs. 2 Satz 1 des $ 7 für den Begriff des außergewöhnlichen Auf- 
wandes der Unterhaltung der Strandbahn gibt. Mindestens sagt das angefochtene 
Urteil in wiederum nicht anfechtbarer Vertragsauslegung mit Recht, daß die 
Schneebeseitigung, wenn schon zur Unterhaltung gehörig, 
nur zur gewöhnlichen Unterhaltung rechne, deren Kosten nach 
$ 7 des Vertrages, abgesehen von einem Zuschuf der Beklagten zum Personal- 
aufwand, der Klägerin zur Last fallen. Auch ein besonders großer Umfang der 
Schneeräumungsarbeit würde daran nichts zu ändern vermögen, da diese jeden- 
falls als ein für norddeutsche Verhältnisse nicht außergewöhnliches Naturereignis 
($ Т Abs. 2 S, 2 des Vertrages) unter das während der Vertragszeit in Betracht 
zu ziehende Wagnis der Klägerin zu rechnen sein würde, Daß die Klägerin die 
Betriebskosten der Bahn zu tragen hat, steht zwar nicht ausdrücklich im Vertrage, 
folgt aber aus der Tatsache ihrer Betriebsführung ($ 4) und dem Fehlen einer 
gegenteiligen Bestimmung. 

Nach alledem ist die vom Berufungsurteil gegebene Vertragsauslegung 
rechtlich einwandfrei und daher für das Revisionsgericht bindend. Eine Vertrags- 
lücke, von der die Revision spricht, liegt nicht vor. Auch aus dem Gesichtspunkt 
der sogenannten Geschäftsbesorgung ist der Klaganspruch nicht herzuleiten. Die 
Revision ist somit zurückzuweisen, 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Reichsgesetze: 
Vom 7, Mai 1942. Zweites Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Einsatzfürsorge- und -versorgungsgesetzes. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 286) 


Vom 7. Mai 1942. Erlaß des Führers über die Verwaltung im 
Protektorat Böhmen und Mähren. 


(Reichsgesetzblatt 1, 8, 329) 


Vom 17. Mai 1942. Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter 
(Mutterschutzgesetz). 


(Reichsgesetzblatt I, 8. 321) 


Vom 20. Mai 1942. Erlaß des Führers über die Ernennung der 
Beamten und die Beendigung des Beamtenverhältnisses im Ge- 
schäftsbereich des Generalgouverneurs, 

(Reichsgesetzblatt I, S. 341) 
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Vom 9, Juni 1942. Erlaß des Führers über den Reichsforschungsrat. 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 389) 
Vom 19. Juni 1942. Zweites Gesetz über die Verbesserung der Lei- 
stungen in der Rentenversicherung, 
(Reichsgesetzblatt I, 5. 407) 


Verordnung des Vorsitzenden des Ministerrats für 
die Reichsverteidigungund Beauftragten fürden 
Vierjahresplan: 

Vom 30, Juni 1942, Verordnung über die Einsatzbedingungen der 
Ostarbeiter. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 419) 


VerordnungendesBeauftragtenfürden Vierjahres- 
plan: 
Vom 25. Mai 1942. Verordnung über die Rechtsetzung durch den 
Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 347) 


Vom 7. Juli 1942. Verordnung über die Preisüberwachung und die ' 
Rechtsfolgen von Preisverstößen im Grundstücksverkehr. 
(Reichsgesetzblatt I, 8, 451) 


Verordnung des Generalbevollmächtigten für den 
Arbeitseinsatz: 
Vom 13. Juni 1942. Durchführungsverordnung zur Verordnung über 
die Sicherung des Gefolgschaftsstandes in der Kriegswirtschaft. 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 393) 


Verordnung des Chefs des Oberkommandos der 
Wehrmacht: 
Vom 7. Mai 1942, Dritte Änderung und Ergänzung der Durch- 


führungsbestimmungen zum Einsatzfürsorge- und -versorgungs- 
gesetz. 


(Reichsgesetzblatt I, S. 291) 


VerordnungdesReichsministersder Finanzen 


Vom 14. Mai 1942. Verordnung zur Durchführung der steuerlichen 
Vorschriften der Zweiten Verordnung über die Vereinfachung 
des Lohnabzugs (StDV. Zweite LAV.). 

(Reichsgesetzblatt I, 8. 297) 


Verordnungen des Reichsministers der Justiz: 


Vom 18. Juni 1942, Verordnung über die Ersetzung zerstörter oder 
abhanden gekommener gerichtlicher oder notarischer Urkunden. 
(Reichsgesetzblatt 1, 8. 395) 
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Vom 22, Juni 1942. Vierte Verordnung über weitere Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Handelsrechts während des Krieges (Be- 
freiung der Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs und der 
Kleinbahnen von der Abschlußprüfung). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 411) 


Verordnung des Reichswirtschaftsministers: 


Vom 30. Mai 1942, Dritte Verordnung zur Durchführung der Ver- 
ordnung über die Vereinfachung und Vereinheitlichung der 
Organisation der gewerblichen Wirtschaft (Gauwirtschafts- 
kammeraufbauverordnung, GWKAV.). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 371) 


Verordnungen desReichsarbeitsministers: 


Vom 17. Mai 1942. Ausführungsverordnung zum Gesetz zum Schutze 
der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 324) 


Vom 12. Juni 1942. Dritte Verordnung über die Neugestaltung der 
Reichshauptstadt Berlin und der Hauptstadt der Bewegung 
München. 

(Reichsgesetzblatt І, S. 392) 


Vom 15. Juni 1942. Verordnung zur Durchführung der sozialver- 
sicherungsrechtlichen Vorschriften der Zweiten Verordnung 
über die Vereinfachung des Lohnabzugs. 

(Reichsgesetzblatt I, 5, 403) 


Vom 22. Juni 1942. Verordnung zur Anpassung der Reichsversiche- 
rungsgesetze an das Zweite Gesetz über die Verbesserung der 
Leistungen in der Rentenversicherung. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 411) 


Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 


Vom 27. April 1942. Änderung und Ergänzung der Richtlinien für 
den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr mit Holland, Bel- 
gien und Frankreich, 

Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 10, S. 51) 


Vom 11. Mai 1942. Verordnung über die Einführung reichsrecht- 
licher Eisenbahnvorschriften in den eingegliederten Ostgebieten 
(Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung). 

(Reichsgesetzblatt І, S. 331) 


Vom 16. Mai 1942. Schadensersatzansprüche bei Unfällen mit Kraft- 
fahrzeugen verschiedener Reichsverwaltungen. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 11, 8, 61) 
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Vom 16. Mai 1942. Reichskraftwagentarif; Kriegstarifmaßnahmen 
im Güterfernverkehr. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 11, S. 62) 


Vom 18. Mai 1942, Verordnung über die Anrechnung des bei der 
Feldwehrmacht geleisteten Wehrdienstes auf den Vorbereitungs- 
dienst der Regierungsbau- und Reichsbahnbaureferendare und 
über die nochmalige Ablegung der Notprüfung. 

(Reichsgesetzblatt І, S. 338) 


Vom 2. Juni 1942. Kriegssachschädenverordnung. Bestimmung der 
Stellen, die bei Entscheidungen nach der Dritten Anordnung des 
Reichsministers des Innern über Entschädigung von Nutzungs- 
schäden vom 23. April 1941 — RMBI. 8. 90 — über Anträge von 
Unternehmen des gewerblichen Verkehrs gutachtlich zu hören 
sind. 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 12, S. 77) 


Vom 5. Juni 1942. Neununddreißigste Verordnung zur Eisenbahn- 
Verkehrsordnung (betr. Änderungen und Ergänzungen der An- 
lage C). 

(Reichsgesetzblatt II, S. 259) 


Vom 9. Juni 1942. Beschleunigung des Transportmittelumlaufs. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 12, S. 73) 


Vom 9. Juni 1942. Straßentransportkontrollen; hier Änderung der 
Richtlinien für die Überwachung des motorisierten Transportes 
der Kriegswirtschaft. 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 13, S. 80) 


Vom 10. Juni 1942. Dienstanweisung für die Fahrbereitschafts- 
leiter, Richtlinien für die Einsetzung von Gruppenfahrbereit- 
schaftsleitern und Stützpunktleitern., 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 13, S. 80) 


Vom 12, Juni 1942. Vierzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrs- 

ordnung (betr. Ladefristen). 
(Reichsgesetzblatt II, S. 263) 

Vom 26. Juni 1942. Verwaltungsvereinfachungen bei der Kraftfahr- 
zeugsteuer. 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr, 14, S. 97) 

Vom 29. Juni 1942. Richtlinien für den grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr zwischen dem Reich (ohne Böhmen und Mäh- 
ren), dem Generalgouvernement und dem Protektorat Böhmen 
und Mähren, 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 15, S. 99) 

Уот 29. Juni 1942. Reichskraftwagen-Ausnahmetarif für den Ver- 

kehr mit dem Generalgouvernement (Osttarif). 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 15, S. 102) 
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Vom 9, Juli 1942. Bekanntmachung zu der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und Gepäckver- 
kehr beigefügten Liste. 


(Reichsgesetzblatt П, S. 288) хин 

blatt „Die 

Verfügungen der Deutschen Reichsbahn: SE 
Vom 28. April 1942. Unterrichtswesen, Lehrhefte . . . . 149 
Vom 16. Mai 1942. Bemessung der Berichtsfristen . . . . 166 
Vom 2. Juni 1942, Geschäftsbericht 1941 . . . . 183 

Vom 5. Juni 1942. Beschleunigung des КЫЙЛДЫ, 

umlaufs . - 196 


Vom 11. Juni 1942, Rinführung GE Alsenhahn Baus ind! 
Betriebsordnung in den eingegliederten Ostgebieten . . 198 
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Bücherschau. 


Besprechungen. 


Blum-Potthoff-Risch. Straßenbahn und Omnibus im Stadt- 
innern. Heft 13 der Schriftenreihe des Verkehrswissenschaft- 
lichen Forschungsrats beim Reichsverkehrsministerium. Verlag 
Gustav Fischer, Jena 1942, 110 Seiten. Preis 5 RM. 

Die Schrift ist entstanden aus einem Forschungsauftrag des Ver- 
kehrswissenschaftlichen Forschungsrats beim Reichsverkehrsministe- 
rium. Dessen Frage lautete: „Inwieweit ist der Ersatz von Straßen- 
bahnen im Stadtinnern durch Omnibusse zulässig?“ Die Untersuchung 
erstreckt sich also nicht auf den gesamten Nahverkehr; sie behandelt 
nicht den Verkehr von sogenannten „Überland-Straßenbahnen“ und nicht 
den Stadt-Stadt-Verkehr in Industriebezirken; sie behandelt vielmehr 
nur den Nahverkehr in dem Innenbezirk der einzelnen Stadt. Auch auf 
die Stadtschnellbahnen und die zur Zeit ernstlich und erfolgreich be- 
triebenen Verbesserungen der Straßenbahn (Typisierung, Unterpflaster- 
bahn) wird nur andeutungsweise eingegangen. 

Die Arbeit Blum-Potthoff-Risch kommt im allgemeinen zu dem Er- 
gebnis, daß es sich nicht empfiehlt, die Straßenbahnen im Stadtinnern 
durch Omnibusse zu ersetzen. 

Die Arbeit ist streng objektiv. Sie kann für sich in Anspruch 
nehmen, daß sie von Männern verfaßt ist, die gerade auf dem Gebiet des 
städtischen Verkehrs als erste Fachmänner anerkannt sind. (Nach dem 
Vorwort hat auch der bekannte Praktiker und Theoretiker des Nahver- 
kehrs, Dr.-Ing. habil. Kremer-Hannover, an der Schrift mitgearbeitet.) 
Die Verfasser behandeln die ihnen gestellte Frage mit Sorgfalt und 
wissenschaftlicher Objektivität, sie deuten rückhaltlos auch auf gewisse 
Mängel der bisherigen Verkehrspolitik des Großstadtverkehrs (vor dem 
jetzigen Krieg) hin und vor allem betonen sie auch die sozialpolitische 
Bedeutung der wirtschaftlichen Seite (billige Tarife für die Massen der 
großstädtischen Arbeiter und Angestellten!). 

Die Arbeit ist zeitgemäß. Denn schon jetzt im Krieg muß Klar- 
heit darüber geschaffen werden, wie der Großstadtverkehr der Nach- 
kriegszeit zu gestalten ist. Es steht fest, daß er unter allen Umständen 
völlig neu und anders als jetzt organisiert werden muß, wenn nach dem 
Krieg der Kraftwagen als wichtiges städtisches Verkehrsmittel zurück- 
kehrt. Im besonderen müssen auch beizeiten die Grenzen festgelegt wer- 
den, die dem öffentlichen Verkehrsmittel (Straßenbahn und Omnibus) 
auf der einen und dem Einzelfahrzeug, dem privaten Kraftwagen, auf 
der anderen Seite bei der Benutzung der innerstädtischen Straßen zu 
stellen sind (Haltestellengestaltung, Parkrecht, Parkbeschränkungen). 

Archiv für Eisenbahnwosen, 1949. 42 
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Die Arbeit ist nützlich und lehrreich. Denn sie bringt 
Tatsachen und Zahlenmaterial, das jeder, der sich mit städtischen Ver- 
kehrsfragen befaßt, kennen muß, Ist es z.B. bekannt, daß, wie durch 
Zählungen festgestellt ist, die Belastung der Innenstadt durch Straßen- 
bahn und Omnibus zusammen im letzten Jahrzehnt nicht wesentlich größer 
geworden ist, als sie etwa zwischen 1910 und 1920 war? Was das Straßen- 
bild völlig verändert hatte, ist das Hinzukommen des nicht öffentlichen 
Kraftverkehrs, vor allem der parkenden Privatwagen, Personen- wie 
Lastwagen, in der Innenstadt. Es ist nicht zweckmäßig, hierbei, wie die 
Verfasser ев tun, von einer „Schuldfrage“ zu sprechen und den Schul- 
digen zu suchen. Für die Beurteilung genügt es, die Tatsache der „Ver- 
anlassung“ der Schwierigkeiten, die vom Privatwagen ausgeht, festzu- 
stellen. Eine daraus weiter folgende Tatsache ist, daß der zur Verfügung 
stehende Straßenraum für den öffentlichen und Privatverkehr zusammen 
(die Rückkehr des Kraftverkehrs vorausgesetzt) zu klein ist. Deshalb ist 
das städtebauliche Gesamtproblem (Sanierung der Innenstadt, Verbesse- 
rung der einzelnen besonders kritischen Punkte, in den größten Städten 
auch Bau von Stadtschnellbahnen) die Hauptfrage. Ihr gegenüber ist der 
Unterschied zwischen den Verkehrsmitteln Straßenbahn und Omnibus 
verhältnismäßig klein, er ist nur eine Unterfrage 2. Ordnung (5. 7). Für 
Stadtschnellbahnen wird festgestellt, daß sie soviel leisten wie zwei bis 
drei voll belastete Straßenbahnlinien oder wie drei bis vier Omnibus- 
linien; sie werden als verkehrstechnisch erwünscht bezeichnet für Städte 
über 700000 Einwohner, sie werden aber wegen der hohen Baukosten 
bis auf weiteres erst in Städten über 1,2 Mio Einwohner finanziert wer- 
den können (8. 18). 


Interessant und für Fernerstehende überraschend ist die Feststel- 
lung, wie der Anteil der Fahrgäste in der Zeit vor dem jetzigen Krieg 
sich auf die einzelnen öffentlichen Verkehrsmittel der Großstädte ver- 
teilt: In Berlin z.B. Straßenbahn 41%, Omnibus 11%, Schnellbahn 
(U-Bahn) 16 %, Reichsbahn 32 %. Die Verfasser meinen, es wäre richtig, 
wenn man, um den Maßstab für die Bedeutung der verschiedenen Ver- 
kehrsmittel zu gewinnen, den Vergleich der Verkehrsmittel nicht auf die 
„Zahl der Fahrten“, sondern auf die „Personenkilometer“ aufbaute, Das 
mag zutreffen, wenn man die Auslastung der Verkehrsmittel ver- 
gleichen will. Der Maßstab „Personenkilometer“ ist auch richtig, wenn 
man die Bedeutung der verschiedenen Verkehrsmittel für die Auflocke- 
rung der Großstädte herausstellt (8. 27). Für die vorliegende Unter- 
suchung aber, bei der es auf die Verkehrsabwicklung imStadtinnern 
ankommt, ist die Länge der Einzelreise nebensächlich gegenüber der Zahl 
der beförderten Personen. In diesem Zusammenhang weisen die Ver- 
fasser auch darauf hin, daß die Art der Linienführung der Fernbahnen 
einen beträchtlichen Einfluß auf den Nahverkehr einer Stadt ausüben 
kann, In der Tat handelt es sich hierbei um ein wichtiges Problem des 
Städtebaus und Verkehrs, das einmal besonders untersucht werden sollte, 
Die Untersuchung würde, bezogen auf den Nahverkehr der Fernbahnen, 
nach Meinung der Verfasser zu dem Ergebnis führen, daß die Unter- 
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schiede außerordentlich groß sind, und daß Städte, aus denen man den 
Hauptbahnhof herausgelegt hat, dabei besonders ungünstig abschneiden. 
Die alte Frage: Kopfbahnhof oder Durchgangsbahnhof? erscheint so in 
neuem Licht. Man war lange geneigt, den Kopfbahnhof als eine ver- 
altete, städtebaulich verkehrte Einrichtung zu bezeichnen und den Durch- 
gangsbahnhof, der abseits vom Stadtinnern liegt, als die richtige Lösung 
zu betrachten, Wenn man aber den Nahverkehr der Eisenbahnen mit 
seiner großen Bedeutung für die Großstadtauflockerung berücksichtigt, 
zeigt sich, wie die Verfasser betonen, daß der K o p f bahnhof wesentliche 
Vorzüge für den Nahverkehr haben kann und daß deshalb diese Frage 
jetzt anders beurteilt werden muß als früher (8. 28). 

„Nur durch Einzeluntersuchung, die für die einzelne Stadt ange- 
stellt wird, läßt sich klarstellen, welches Verkehrsmittel oder welche 
Kombination verschiedener Verkehrsmittel für diese eine Stadt vom wirt- 
schaftlichen Standpunkt am zweckmäßigsten ist“ (S. 55). Im allge- 
meinen, so meinen die Verfasser, kann man davon ausgehen, daß bei 
einem Verkehr von 4 Zügen in der Stunde und bei dichterer Zugfolge 
die Straßenbahn das richtige Verkehrsmittel ist, während bei mehr als 
15 Minuten Abstand der Fahrten der Omnibus am Platze ist (8. 61). 


Es liegt nahe, die Fragen der Verkehrsabwicklung im Stadtinnern 
zunächst einmal von der verkehrstechnischen und verkehrspolizeilichen 
Seite aus zu betrachten. Die Verfasser tun das in größeren Abschnitten 
ihrer Arbeit, sie weisen aber mit Recht darauf hin (S. 50 ff.), daß auch 
wirtschaftliche Betrachtungen eine ausschlaggebende Rolle spielen müs- 
sen. Die Forderung, „daß mit dem kleinsten Aufwand an 
Mitteln (nicht etwa das Höchste, sondern) der vernünftige Zweck er- 
reicht wird, ist für den Stadtverkehr von besonderer Bedeutung, weil 
gerade die große Masse derärmeren Bevölkerung zu den 
regelmäßigen Hin- und Herfahrten gezwungen und daher durch die Tag 
für Tag aufzuwendenden Fahrpreise besonders schwer belastet wird“. 
Deshalb kommt es für eine einzelne Fahrt tatsächlich auf Pfennige und 
Bruchteile von Pfennigen an. „Ohne niedrige Tarife, besonders für Zeit- 
karten, werden alle unsere Bemühungen um die Auflockerung der Städte, 
um die Erlösung der ärmeren Volksgenossen aus dem Wohnungselend, um 
die Gesundung des städtischen Siedlungswesens vergeblich sein“ (8. 53). 
Jede Erhöhung der Selbstkosten — und hiermit selbsttätig auch der 
Tarife — erschwert uns die Sanierung der alten Stadtkerne; denn sie er- 
schwert uns die Verpflanzung der Bevölkerung in die Außengebiete, und 
sie hat für die Innenstadt außerdem die in anderem Zusammenhang er- 
wähnte, sehr ungünstige Folge: die Vermehrung des Fahrradverkehrs. 


Man fragt sich, warum der Ruf nach Ersatz der Straßenbahn durch 
den Omnibus so populär ist oder wenigstens bis vor kurzem gewesen ist. 
Nach Meinung der Verfasser hat diese Popularität ihren Grund unter 
anderem darin, daß in den letzten Jahrzehnten die tatsächlichen Leistun- 
gen der Straßenbahn teilweise verschlechtert, während gleichzeitig die 
des Omnibusses verbessert worden sind. Es handelt sich hier auch um 
Weltkriegsfolgen. Die Straßenbahn mußte vielfach mit veralteten und 
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verschlissenen Wagen weiterarbeiten, während der Omnibus sich alle 
Neuerungen und Fortschritte zunutze machen konnte (8. 96). Es ist 
klar, „daß das allgemeine Werturteil zuungunsten der Straßenbahn aus- 
fallen muß, wenn die wichtigsten Vergleichsobjekte, nämlich der moderne 
Omnibus, der durchschnittlich kaum drei Jahre alt ist, und der veraltete 
und womöglich schlecht unterhaltene Straßenbahn-Veteran-Wagen, der 
auf 25 Dienstjahre zurückschaut, gegenübergestellt werden. Es kann aber 
jetzt keinem Zweifel unterliegen, daß die Gesamtbeurteilung ruhiger und 
sachlicher wird. Hiermit werden der Straßenbahn auch wieder die Mittel 
zufließen, um den Wagenpark zu erneuern und den berechtigten Forde- 
rungen des Publikums zu entsprechen. Es wird Sache der Regierung 
sein, diese Bestrebungen der Straßenbahn zu unterstützen“ (S. 98/99). 


In dem Abschnitt „Wehrpolitische Erwägungen“ tritt die Bedeutung 
der Straßenbahn in der jetzigen Kriegszeit besonders hervor. „Ohne die 
Straßenbahn, das kann jetzt wohl als bewiesen ausgesprochen werden, 
wäre der Berufs- und sonstige Nahverkehr in den mittleren Großstädten 
völlig zusammengebrochen“ (S. 70). Das ist zweifellos richtig, — auch 
gegenüber den Leistungen des Omnibus. Die Verfasser sagen aber selbst, 
daß ein großer Teil der Omnibusse an die Front abgegeben werden 
mußte, weil sie dort noch wichtiger sind als in der Heimat (8. 75). Darin 
liegt, was die Verfasser nicht besonders betonen, ein beträchtliches 
Aktivum zugunsten des Omnibus bei einer solchen Vergleichsrechnung. 
Der Omnibus ist eben nicht einfach stillgelegt, weil er nicht in die 
Kriegsrohstoffwirtschaft paßt, sondern er arbeitet für die Kriegführung 
— nur an anderer Stelle: draußen an der Front. 

In einem besonderen Anhang (S. 80 ff.) wird die Verkehrsbedeutung 
und Verkehrsberechtigung des Einzelverkehrs gegenüber den öffentlichen 
Verkehrsmitteln im Großstadtverkehr untersucht. Aus dieser Unter- 
suchung erfahren wir, daß auf Grund amtlicher Zählungen beim privaten 
Kraftwagen mit einer Ausnutzung von durchschnittlich 1,5 (für Berlin 
genau: 1,54) Fahrgästen und, wenn man die Kraftdroschken mitrechnet: 
durchschnittlich 1,4 Fahrgästen je Wagen zu rechnen ist (S. 82). Dem 
steht bei Omnibus und Straßenbahn, wenn man bei ihnen für die Innen- 
stadt eine durchschnittliche Besetzung von 60 % annimmt, eine 15- bis 
20mal so hohe Fahrgastzahl (je Fahrzeug) gegenüber. Die Verfasser fol- 
gern daraus — mit Recht —, daß das Ziel einer gesunden Großstadtver- 
kehrspolitik sein muß, den Verkehr soweit irgend möglich und mit allen 
Mitteln von dem Einzelwagen abzulenken und den öffentlichen Verkehrs- 
mitteln zuzuführen. Denn bei den letzteren verursacht der einzelne Fahr- 
gast nur den 15. bis 20, Teil der Schwierigkeiten, die der Einzelkraft- 
wagen für den Verkehr bedeutet. Ferner erhebt sich auch hier wieder 
die Mahnung, auch die Radfahrer den öffentlichen Verkehrsmitteln 
zurückzugewinnen (8. 83). 

Schließlich spielt auch das Parken im Innenstadtverkehr eine wich- 
tige Rolle; „die Inanspruchnahme des Straßenraums durch den Einzel- 
verkehr wird durch das Parken gewaltig und, wo die Polizei nachsichtig 
ist, geradezu in das Groteske gesteigert“ (S. 83). „Als ‚Herrenfahrer‘ 
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nimmt ein einziger Mensch für sich in Anspruch, daß er seinen Wagen 
stundenlang an Stellen parken lassen darf, an denen jeder Quadratmeter 
für den fließenden Verkehr bitter nötig ist, aber für die Zehntausende 
von Fahrgästen der öffentlichen Verkehrsmittel ist kein Parken in der 
Innenstadt notwendig, weil aller Verkehr glatt durch sie hindurchgeleitet 
wird“ (S. 91). 

Zum Schluß (S. 99) sprechen die Verfasser eine Warnung aus, „jede 
Verschlechterung oder Verteuerung des öffentlichen Verkehrs wirkt sich 
in eine Vermehrung des Fahrradverkehrs aus, erzeugt also noch größere 
Verkehrsnöte. In diesem Sinne würde die Beseitigung der Straßenbahn 
aus der Innenstadt — von seltenen Ausnahmen abgesehen — besonders 
unheilvoll wirken“. — Diese Hinweise und tatsächlichen Feststellungen 
der Verfasser sollten jedem zu denken geben, der mit der Ausgestaltung 
des Großstadtverkehrs verantwortlich oder maßgebend zu tun hat. 

Kittel. 


Mannlicher, Dr. Egbert, Leitender Senatspräsident des Reichsverwal- 
tungsgerichts in Wien. Wegweiser durch die Ver- 
waltung unter besonderer Berücksichtigung der Verwaltung 
im Reichsgau Wien sowie in den Reichsgauen Kärnten, Nieder- 
donau, Oberdonau, Salzburg, Steiermark und Tirol mit Vorarl- 
berg (Stand vom 1. Februar 1942). Deutscher Rechtsverlag 
Berlin-Leipzig-Wien. 1942, 608 Seiten, broschiert 6,0 RM. 

Dieser Wegweiser für die Verwaltung will, wie das Vorwort sagt, 
„ein Volksbuch der Verwaltung“ sein. Es will dem einzelnen Volks- 
genossen bei den zahlreichen, sich in seinem Lebenskreis ergebenden 
Fragen der Verwaltung in möglichst rascher und zweckmäßiger Form die 
Kenntnis der einschlägigen Bestimmungen des geltenden Rechts und der 
damit befaßten Behörden, Ämter usw. verschaffen. Um dies zu erreichen, 
wird grundsätzlich auf systematische Darstellung des Stoffs verzichtet, 
statt dessen werden viele einzelne Fragen aus dem weiten Gebiet der 
Verwaltung herausgegriffen und zum Gegenstand kurzer Abhandlungen 
gemacht. Die einzelnen kleinen Aufsätze sind in der Buchstabenfolge ge- 
ordnet; dabei wird jeweils auf die einschlägigen Gesetzes- und sonstigen 
Vorschriften verwiesen. 

So sind auf reichlich 500 Seiten unter 1100 Stichwörtern die wich- 
tigsten Fragen behandelt. Daß die einzelnen Aufsätze in der Sache rich- 
tig und in der Darstellung gut abgefaßt sind, dafür bürgt der in der 
Wissenschaft und Praxis bekannte Name des Herausgebers. Man kann 
das Buch, gerade auch weil es in der Ausdrucksweise gemeinverständlich 
gehalten ist und im wesentlichen der ersten Unterrichtung des Auf- 
schlußsuchenden dient, in gewissem Sinn als ein „Konversationslexikon“ 
der Verwaltung bezeichnen ; — immer mit der Einschränkung, daß es nur 
die heutige Verwaltung in den vormals österreichischen Alpen- und 
Donau-Reichsgauen, ganz besonders aber im Reichsgau Wien, behandelt. 
Das Buch wird seinen Zweck gut erfüllen und kann bestens empfohlen 
werden. Kittel. 
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Weirauch, W., Dr. jur., Direktor der Deutschen Reichsbahn. Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung vom 8 September 198 
mit Allgemeinen Ausführungsbestimmungen. 
Textausgabe mit Anmerkungen. 6. Auflage. Guttentagsche 
Sammlung Deutscher Reichsgesetze Nr. 91. Berlin 1942. Verlag 
Walter de Gruyter & Co., Berlin W 35, Woyrschstraße 13. 
438 Seiten. Preis 7,20 RM. 

Nach weniger als drei Jahren legen Verfasser und Verlag in glei- 
cher Rührigkeit schon wieder eine neue Bearbeitung des bestbekannten 
Verkehrsordnungskommentars vor. Dr. Weirauch hat auch diesmal die 
Arbeit sich nicht leicht gemacht; das beweisen die nachgezähltermaßen 
an beinahe 150 Punkten des Kommentars eingerückten Erweiterungen der 
Literaturangaben, und auch der Literaturnachweis auf Seite IX/X als 
solcher. Zehn neuaufgeführte Kommentare und Rechtsdarstellungen ge- 
hören eigentlich sämtlich dem ausgesprochenen Sondergebiete des Ei; 
bahnverkehrs- oder Tarifrechtes an und sind gründlichst — insbesondere 
Goltermann — bearbeitet. Daneben hat aber vor allem an positivem ge- 
setzlichem Material die dreijährige Kriegs- und die letzte ihr voraus- 
gehende Zeit reichsten neuen Stoff gebracht, der wohl der entscheidende 
Anlaß für die schnelle Neubearbeitung des Verfassers gewesen ist. — 

Schon die Einleitung muß einen ganz neuen Abschnitt bringen: Die 
EVO. während des Krieges —; und neben den dort angeführten 25 Er- 
gänzungsverordnungen zur Eisenbahn-Verkehrsordnung (deren Zahl 
übrigens in dem der Neuauflage schon wieder beigefügten Nachtragsblatt 
auf 37 gestiegen ist) kommen dann weiter noch die in dem Kommentar 
gleichfalls als „Anlagen“ neu abgedruckten vielfachen Einführungsver- 
ordnungen der EVO. in Danzig, Elsaß-Lothringen, Eupen-Malmedy, 
Memelland, Protektorat, Ostgebieten usw. in Betracht. Schließlich kom- 
men mit größerer eigener sachlicher Bedeutung noch die bekannten Ver- 
ordnungen zur Bekämpfung von Notständen im Verkehr und gegen miß- 
bräuchliche Inanspruchnahme der Eisenbahn hinzu, die in dem Buche 
am Ende vor dem gleichfalls aufs laufende gebrachten Sachverzeichnis 
abgedruckt, aber noch nicht kommentiert sind. Als kleine redaktionelle 
Ausstellung sei übrigens hier schon angemerkt, daß die Aufführung aller 
dieser Verordnungen als „Anlagen“ in einem Kommentar zur Eisenbahn- 
Verkehrsordnung deswegen als nicht sehr glücklich angesprochen werden 
kann, weil die EVO, selbst schon bekanntlich „Anlagen“ besitzt und diese 
bei Weirauch entweder gar nicht (Anlage C) oder im Texte bzw. am 
Schlusse des Gesetzes (Anlage A und neuerdings auch Anlage В) abge- 
druckt, aber als integrierender Bestandteil des Gesetzes äußerlich nicht 
charakterisiert sind, 

Die eigentlichen Rechtsausführungen hat Weirauch an mehreren 
Stellen in bemerkenswertem, für die Reichsbahnpraxis günstigerem Sinne 
erweitert oder geändert. So ist schon in der neuen Einleitung die Be- 
tonung zu begrüßen, daß die in den Kriegsverordnungen an der Anlage С 
getroffenen Änderungen, nach denen z.B. Häute, Heu, Stroh, Holzwolle, 
Torf, Altpapier uam. auf offenen Wagen teils unbedeckt, teils nur teil- 
weise geschützt, befördert werden dürfen, Bedenken begegnet (Seite 7). 
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Willkommen ist auch Weirauchs Feststellung, daß die im Gesetzestext 
niedergelegte Beschränkung der Beförderungspflicht der Eisenbahnen 
„nach Maßgabe ihrer Abfertigungsbefugnisse“ bedeutet, daß der Beför- 
derungszwang weder Sendungen innerhalb eines Bahnhofs, noch auch 
solche „nach der freien Strecke" erfaßt (Seite 210 Anm, 3). Vorzuziehen 
und rechtlich begründet wäre freilich sogar die Statuierung der 
Exemtion von der Beförderungspflicht für alle Sendungen „zwischen, 
nach und von Punkten der freien Strecke“ gewesen. Auch die Feststel- 
lung in Anm. 2 zu $ 61, daß der Frachtvertrag über die Beförderung von 
Wagenladungen auf unbesetzten Bahnhöfen erst mit der Annahme des 
Frachtbriefs durch den Zugführer und mit der Einstellung des Wagens 
in den Zug als abgeschlossen gilt, ist wertvoll. Ganz allgemein sachlich 
begrüßenswert sind dann aber vor allem die neuen Bemerkungen bezüg- 
lich des Duplikats (Seite 302/303). Geht das Doppel verloren, so kann 
das nachträgliche Verfügungsrecht nur noch mit Zustimmung des Emp- 
fängers geübt werden — und: Das Doppel ist kein Legitimationspapier; 
die Eisenbahn muß verlangen, wenn der Absender das Doppel vorlegt 
und Verfügungen treffen will, daß er sich ausweist. — Der Text des 
Gesetzes, den Weirauch als mißverständlich erklärt, sagt nur, daß die 
Eisenbahn Ausweis vom Absender verlangen kann. Die weitergehende 
Auffassung Weirauchs liegt nicht in der Richtung des Interesses der 
Eisenbahn; sie dürfte aber das Richtige treffen. Denn die Pflicht des 
ordentlichen Frachtführers wird in den angezeigten Fällen die Ausweis- 
prüfung fordern. — Auch, daß die Ablieferung, die das Verfügungsrecht 
des Absenders zum Erlöschen bringt, nur auf dem Bestimmungsbahnhof 
erfolgen kann, ist eine bemerkenswerte Ergänzung des bisherigen Kom- 
mentartextes zu $ 72. 

Die bedeutsamste Änderung, der die EVO. während des Krieges 
bisher unterworfen gewesen ist, ist aber selbstverständlich die Auf- 
hebung der Lieferfristen, und über sie hat Weirauch denn auch in einer 
ausführlichen neuen Vorbemerkung zu $ 74 EVO. gehandelt. Bekannter- 
maßen stand der hier von Weirauch vertretenen und übrigens auch von 
der Praxis geübten Auffassung: mit der Außerkraftsetzung der Liefer- 
fristen seien alle Bestimmungen der EVO., die sich auf die starren 
Lieferfristen beziehen, ausgefallen — der Rezensent seinerzeit ablehnend 
gegenüber, Für ihn war dabei maßgebend in erster Linie die Rücksicht 
auf die Klarhaltungdes Terminbeginns für die eigentliche 
Verjährungsfrist ($ 94 (2) b und f) und für die Wartefrist zur Begrün- 
dung der Vermutung des Verlustes des Gutes ($ 87). Allerneuest ist nun 
allerdings durch die 35. Verordnung zur EVO. vom 22. Januar 1942 die 
Verschiedenheit der Meinungen zu diesem Punkte unpraktisch, und im 
Sinne Weirauchs endgültige Entscheidung insofern getroffen worden, 
als die Lieferfristen nun nicht mehr nur (wie nach der 9. Verordnung) 
„außer Kraft gesetzt“, sondern an ihre Stelle nunmehr ausdrücklich „je- 
weils die den Umständen nach angemessenen Fristen getreten“ sind (§ 1 
der 35, Verordnung vom 22. Januar 1942). 

Auch zur Erkenntnistherorie des Tarifbegriffs ist angesichts des 
neuen Weirauch noch ein kurzes Wort zu sagen. Denn einmal hat Wei- 
rauch seine Ausführungen zu $ 6 EVO, gegenüber der fünften Auflage 
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modifiziert; und dann ist auch allgemein bekannt, wie sehr gerade dieser 
Verfasser in Veröffentlichungen und persönlicher Rede und Gegenrede 
seit Jahren mit diesem Problem sich immer und immer wieder beschäf- 
tigt. Erst in einer der letzten Nummern des Archivs hat Weirauch zu 
dem Problem — allerdings mehr kritisch als positiv-konstruktiv — von 
neuem Stellung genommen, Zu alledem sich zu äußern ist also ganz be- 
sondere Pflicht. k 


Während die Eisenbahntarife in der 5. Auflage noch als „Offerten“, 
und damit nach einem zweifellos juristisch nicht aufrechterhaltbaren 
Charakter bezeichnet waren, ist in der 6. Auflage der Begriff des Eisen- 
bahntarifes nunmehr umschrieben, indem die Tarife als „die Bedingun- 
gen bezeichnet werden, zu denen die Eisenbahnen bereit sind, ihre gesetz- 
liche Beförderungspflicht zu erfüllen“ (Seite 26). Man käme damit wohl 
mehr oder weniger auf den Begriff der Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen heraus. Daß damit aber kein eigentlich juristischer Begriff ge- 
wonnen ist, ist schon früher vom Rezensenten betont und auch in der wei- 
teren Literatur (Hohenschuh) bestätigt worden. Hieran wird auch durch 
den (schon von Kittel-Friebe zu Hilfe herangezogenen) Hinweis auf die 
„durch die EVO. auferlegte Beförderungspflicht“ nichts geändert. Höch- 
stens ist damit die bei Weirauch diesmal nicht ausdrücklich mehr auf- 
gegriffene Frage des öffentlich- oder privatrechtlichen Charakters des 
Tarifs als angeschnitten anzusehen. Nun gibt es aber unzweifelhaft auch 
im reinen Privatrechtsgebiete Tarife, z.B. den Abonnements- und vor 
allem den Anzeigen-Tarif der Zeitungen. In Hinblick auf diese letzteren 
Erscheinungsformen des Tarifes ist mit einem öffentlich-rechtlichen 
Seitenblick überhaupt nichts zu gewinnen; und daß auch das Eisenbahn- 
beförderungsgeschäft handels- und bürgerlich-, bzw. privatrechtlich sich 
abwickelt, steht für die weit überwiegende fachschriftstellerische Mehr- 
heit außer Zweifel. Leider wird über die in der 5. Auflage noch mitge- 
teilte Stellungnahme des Rezensenten zu dem letzteren Problem und die 
dabei gemachte Unterscheidung zwischen einer primären und sekundären 
Natur des Tarifs in der neuen Auflage von Weirauch nicht mehr refe- 
riert. Und doch war zur Klärung, mindestens Beleuchtung der Streitfrage 
die Fassung der 5. Auflage recht wohl geeignet; denn bei der immer stär- 
ker werdenden Komplikation der Diskussion (wobei dankbarst im beson- 
deren auch noch ein soeben von Weirauch selbst gegebener Hinweis auf 
den neuen Begriff der „taktischen Vertragsverhältnisse“ Günter Haupts 
eingeschaltet sei) sollte es jetzt doch zunächst einmal auf ganz scharfe 
Formulierung dessen abgestellt werden, worüber Einigkeit und worüber 
Streit im Begriffe und in der tatsächlichen Vorstellung besteht. — Zum 
Beleg, was im Bereich des Eisenbahntarifbegriffs hier alles noch zu 
klären bleibt, sei etwa auf die Anm, 2 und 4 zu $ 77 EVO. (im neuen 
Kommentar auf Seite 331) hingewiesen. Weirauch sagt da: „Hat Eisen- 
bahn durch Aushang bekanntgemacht, daß sie zurollt, muß sie dies tun, 
also auch bei Wagenladungen nach Maßgabe des Aushangs. 
Zufuhr ist dann eine Leistung aus dem Frachtvertrag.“ — Welche 
Rolle ist denn nach diesem Wortlaut wohl der einseitigen Willenserklä- 
rung des Aushangs, und welche Rolle ist dem zweiseitigen Rechtsge- 
schäft des Frachtvertrags, hinter dem ja (mindestens als „Allge- 
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meine Geschäftsbedingung“ dann wiederum der Tarif steht) zugedacht? 
— Hat man in jenem Aushang juristisch nicht einen ganz gleichen Ver- 
öffentlichungsvorgang wie im Tarife zu sehen? Und eventuell warum 
nicht? Aber selbst wenn nicht: Kommt man auch dann um die vom 
Rezensenten behauptete Existenz einer einseitigen Willenserklärung, um 
das einseitige Rechtsgeschäft theoretisch sauber ganz herum? Und wenn 
man nicht darum herumkommt: Wenn die Unleugbarkeit mindestens 
einer gewissen Rechtserheblichkeit der einseitigen Erklärung sich er- 
geben sollte: Ist es dann nicht das Fadengeradeste, dem „einseitigen“ 
Problem nun einmal über die ganze Breite ohne Scheu ins Auge zu 
blicken und dem praktisch unbestreitbar rein einseitigen Wesen der 
Tarifpublikation auch rechtlich einen einseitigen Charakter einer ver- 
bindlichen einseitigen Rechtswillenserklärung parallel zu stel- 
len? Und bietet sich dabei nicht zwanglosest die Analogie der Aus- 
lobung? Die Analogie, die schon die Motive zum BGB., Bd. II S. 175 aus- 
drücklich als „nicht ausgeschlossen“ erklären! Lädt nicht die aus- 
schließlich motivische („Belohnung“!) und deswegen schon von 
vornherein juristisch höchst suspekte Begriffsbestimmung des Aus- 
lobungsbegriffs zu tieferer und nach Bedarf auch weiterer Auslegung 
dieses Rechtsgeschäftes ein? Hat nicht schon vor und bei der Schaffung 
des BGB. erbittertster Kampf der Deutschrechtler, etwa Siegel und Ja- 
cobi, gegen die Savigny-Romanisten getobt, der immerhin von dem ersten 
zum zweiten Entwurf den Fortschritt brachte, daß der den Romanisten 
zu dankende $ 310 des ersten Entwurfs: „Aus dem einseitigen, nicht an- 
genommenen Versprechen entsteht eine Verbindlichkeit nicht“ ersatzlos 
gestrichen, im positiven Gesetzestext die Frage also offengehalten wor- 
den ist? — Ist denn im neuen Jahrhundert angesichts einer immer mehr 
den Rahmen der alten römisch-rechtlichen „Vertrag-“Fälle sprengenden 
täglichen Lebenspraxis die Frage der Rechtserheblichkeit und Klagbar- 
keit der in den Kontraktbegriff ungezwungen nicht mehr einschmieg- 
baren Rechts,figuren“ nicht immer dringender geworden? Schreitet 
nicht Günter Haupt, über den noch bei einer juristisch nicht sehr impo- 
santen Art moderner actio doli generalis stehengebliebenen Nipperdey 
und über seinen Kontrahierungszwang hinweg, zur Bejahung einer ver- 
traglichen Klagbarkeit gewisser Rechtsverhältnisse trotz dabei von 
ihm rückhaltlos zugegebenem und ausdrücklich festgestelltem Fehlen des 
Vertrags-, d. h. des zweiseitigen Rechtsgeschäftstatbestandes vor? Ist 
aber nicht auch damit noch der letzte, entscheidende Schritt versäumt? 
Hat Haupt, so kühn in der Negation und Preisgabe, nun seinerseits 
anderen positiven und festen Boden für eine einheitliche Theorie gewon- 
nen? Ist nicht vielmehr der Begriff des nur „faktischen Vertragsver- 
hältnisses“, als eines vertragslosen Vertragsverhältnisses trotz des 
von Haupt zu seiner Verteidigung Gesagten schließlich doch ein Wider- 
sinn? Gilt es nicht, hinter dem Negativen: daß es mit dem zweiseitigen 
Rechtsgeschäft des Vertrages allein nicht mehr geht — erst noch ein 
Positives zu finden?... 


Dieses Positive liegt ja so nahe: Es ist die einseitige Willens- 
erklärung, das einseitige Rechtsgeschäft. — Das, was gegen die generelle 
Rechtserheblichmachung und Klagbarkeit des einseitigen Rechtsgeschäf- 
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tes, d. h, des Versprechens im Gegensatze zum Vertrage von jeher rechts- 
praktisch eingewandt worden ist, ist ja doch nur seine Unfaßbarkeit, 
seine Unsicherheit, und damit seine rechtspolitische Gefährlichkeit. 
Diese ist ап sich unleugbar, und sie mag es rechtfertigen, wenn z.B. ein 
nach deutschem Empfinden so ablosut einseitiger Akt, wie die Schenkung, 
gesetzlich zum Vertrag umgedeutet worden ist. Aber der beklagten 
rechtspolitischen Unsicherheit läßt sich doch anders, und zwar vor allem 
durch ein — wiederum deutschen Rechtsneigungen innerlichst entspre- 
chendes — Form gebot abhelfen. So gut wie durch die Grundbuchform 
alle immobiliarrechtlichen Erklärungen stabiliert, und seither deswegen 
auch dem Streit um Ein- oder Zweiseitigkeit der rechtsgeschäftlichen 
Basis (Einigung) rechtspraktisch entrückt worden sind, so gut können 
auch die obligatorischen Geschäfte, sobald nur entsprechende Formerfor- 
dernisse geschaffen werden oder vorliegen, mit gleich fest gewähr- 
leisteter Rechtssicherheit zwei- oder einseitig aufgefaßt werden, ohne 
daß irgendeiner über den kleinen Kreis berufsmäßiger Erkenntnis- 
theoretiker hinaus darüber sich zu ereifern oder zu sorgen brauchte. So 
geht auch die Entwicklung. So gings schon beim Wechsel, bei der Schuld- 
verschreibung auf den Inhaber, beim Stiftungsgeschäft... und so wird’s 
gehen auch bei der Auslobung mit ihrer „öffentlichen Bekanntmachung“, 
($ 657 BGB.) Warum sollte es bei den Tarifen mit ihrer „Veröffent- 
lichung“ (für die nach Weirauch Aushang noch nicht einmal genügt) 
nicht ebenso sein? Ist, wie schon früher einmal ausgeführt, doch auch 
kaum zu erwarten, daß etwa ein Arzt, der zu Forscherzwecken unentgelt- 
liche Kurbehandlung einer Krankheit in öffentlicher Bekanntmachung 
hinausgelobt, späterhin bei verweigerter Krankenbehandlung und Be- 
anspruchung wegen im Vertrauen auf jenes Gelöbnis gemachter (Reise- 
oder dergl.) Auslagen mit dem Hinweis auf die Nichtklagbarkeit des ein- 
seitigen Versprechens gehört werden würde. Schon von jeher gab es 
Analogien aus dem Auslobungsbegriffe: Statt „Vornahme von Handlun- 
gen“ sind „Unterlassungen“ (Nichtwiederstraffälligwerden von Ver- 
brechern) als auslobefähig erklärt worden. — Und kann der Bezug einer 
Zeitung, die Aufnahme eines Inserats bei dem besonders in letzterem 
Falle u, U, brennenden wirtschaftlichen Interesse des Anzeigeaufgebers 
aus rein privater Willkür verweigert werden? Die Reichsgerichtsent- 
scheidungen zur Frage der Abgabepflicht der Theaterkarten sind recht 
vorsichtig. Nach altem deutschen Recht galt jedenfalls: Ist das Wort 
von der Zunge, so ist der Mann gebunden. — 

Schade, daß Weirauch, der in dem schon erwähnten Archiv-Aufsatz 
ап diese ganze Problematik viel näher herangegangen ist, in seinem 
Kommentar sich ihr gegenüber weitgehend zurückhält. Zu begrüßen ist 
an dieser Tatsache allerdings eines: Auf Gesichtspunkte des öffentlichen 
Rechtes, wie dies vor allem im Schlußteile des Archiv-Aufsatzes ge- 
schehen war, ist Weirauch auf diese Art nicht nochmals abgekommen. 
Der Beförderungsvertrag wird als handelsrechtlicher und privater Ver- 
trag abgewickelt, und daher muß er auch in seiner rechtsgeschäftlichen 
Grundlage bürgerlichrechtlich gesehen werden, und zu sehen sein. Der 
Tarif als pollieitatio de contrahendo gibt diese Basis. Alles, was anders 
versucht wird, sind Aus- und Abwege. Dr. W. Spiess. 
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Haupt, Günter (Professor in Leipzig). Über faktische Ver- 
tragsverhältnisse. Aus der Schriftenreihe: Leipziger 
rechtswissenschaftliche Studien. Verlag Theodor Weicher. Leip- 
zig 1941. 37 Seiten. 1,50 RM. 

Diese kurze Schrift, ursprünglich eine Antrittsvorlesung der Uni- 
versität Leipzig, ist auch für das Verkehrsrecht sehr bemerkenswert. 
Wer in der Praxis des Verkehrslebens steht, weiß, daß nicht selten Ver- 
kehrseinrichtungen benutzt werden, ohne daß der Benutzer die an sich 
vorgesehenen Förmlichkeiten des Vertragsschlusses einhält, oder wenig- 
stens ohne daß er sie schon zu Beginn der Benutzung erfüllt. In solchen 
Fällen erscheint uns die heutige Rechtsordnung als unvollkommen und 
das Rechtsverhältnis als juristisch nicht eindeutig klar. Diese und ähn- 
liche Schwierigkeiten und Unvollkommenheiten der Rechtsordnung sucht 
der Verfasser in seiner Schrift von der Systematik der Rechtswissenschaft 
her aufzudecken. 

Es ist uns heute eine Selbstverständlichkeit, daß der Benutzer einer 
Straßenbahn, der vielleicht erst in der zweiten Hälfte seiner Fahrt vom 
Schaffner den Fahrschein erhält, auch schon den ersten Teil der Fahrt 
als wirklicher Fahrgast zurücklegt und auch insoweit bereits im Rechts- 
verhältnis eines Fahrgastes gestanden hat. Der Verfasser nennt als Bei- 
spiel das unvorhergesehene Landen eines Sportfliegers auf einem Flug- 
platz, einen Tatbestand, der bereits den Gegenstand von Gerichtsentschei- 
dungen gebildet hat (Archiv für Luftrecht 1934, S. 104 ff.). Der Flieger 
landet ordnungsmäßig und hat nicht den geringsten Anlaß, sich vorher 
erst vertraglich über die Benutzung des Flugplatzes, der behördlich dem 
Gemeingebrauch gewidmet ist, mit dem Flugplatzunternehmen zu einigen. 
Da es an der Verständigung der beiden Vertragsteile fehlt, liegt in sol- 
chen Fällen kein Vertrag vor, und es wäre, wie der Verfasser ausführt, 
nicht sinnvoll und für die Beteiligten wenig verständlich, wenn der Rich- 
ter eine Willenseinigung, die tatsächlich nicht vorliegt, fingieren wollte, 

An diesem und zahlreichen anderen Beispielen zeigt der Verfasser, 
daß es Tatbestände gibt, die, ohne Verträge zu sein, dennoch unter die 
Rechtsordnung der Verträge gehören. Er nennt sie „faktische Vertrags- 
verhältnisse“, Die Voraussetzungen des BGB. für den Abschluß der Ver- 
träge — Angebot und Annahme, Einigung — sind für diese Tatbestände 
zu eng. Es wäre aber ein unsinniger Formalismus, dafür bewußt gegen 
die Wirklichkeit die Fiktion aufzustellen, die Beteiligten hätten sich ver- 
ständigt. 

Der Verfasser findet drei typische Gruppen solcher Tatbestände, 
die er faktische Vertragsverhältnisse nennt: 

1. Verhältnisse kraft sozialen Kontakts; dazu gehört z. В. die Ge- 

fälligkeitsfahrt mit einem Kraftwagen ; 

2. Verhältnisse kraft Einordnung in ein Gemeinschaftsverhältnis, 
z. B. das Arbeitsverhältnis ohne gültigen Vertrag; 

3. Verhältnisse kraft sozialer Leistungsverpflichtung; dazu gehört 
vor allem die tatsächliche, nicht auf vorherigem Vertrag be- 
ruhende Benutzung öffentlicher Betriebe, die einem Kontra- 
hierungszwang unterliegen. 
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Der Verfasser bezeichnet es als den Zweck seiner Studie (8. 33), 
nachzuweisen, daß es nicht der wahren Sachlage gerecht wird, solches 
Vertragsverhältnis auf einen durch Abgabe gegenseitiger Willenserklä- 
rungen zustande kommenden Vertragsschluß im Sinne des BGB. zurück- 
zuführen. „Denn auch ohne rechtsgeschäftlich wirksame Einigung können 
Vertragsverhältnisse unter Umständen bereits dadurch entstehen, daß 
ein die Beteiligten in typischer Weise verbindender sozialer Sachverhalt 
lebensmäßig verwirklicht wird. Im Kern entsprechen diese sogenannten 
faktischen Vertragsverhältnisse insofern durchaus dem Sinngehalt des 
aus einer Willenseinigung hervorgehenden Vertrages, als sie ihre Grund- 
lage in dem eigenen Verhalten der Partner finden.“ Die Rechtsprechung 
hat zwar, so stellt der Verfasser zum Schluß fest (8. 37), unter maßgeb- 
licher Führung durch das Reichsgericht in derartigen Fällen meist das 
angemessene Ergebnis verkündet. „Sache des Gesetzgebers ist es nun- 
mehr, ihr auch die lebensnahen Normen zur Verfügung zu stellen, welche 
die bloß konstruktiven Umwege entbehrlich machen.“ 

In der Zeitschrift Deutsches Gemein- und Wirtschaftsrecht (1942 
Nr. 13/14 S, 160) hat neuerdings auch Müllereisert den Gegenstand 
behandelt. Er bespricht in einem Aufsatz über Landung auf einem Flug- 
hafen die erwähnten Gerichtsentscheidungen (Arch. f. Luftrecht 1934 
S. 104 ff.; vgl. auch von Unruh, ebenda S. 106), wonach bei unvorher- 
gesehener Landung auf einem Flughafen ein Vertrag zwischen Flieger 
und Hafenunternehmen „als stillschweigend verabredet fingiert“ wird. 
Müllereisert lehnt diese Fiktion ab, zugleich verwirft er aber auch die 
Hauptsche Theorie eines „faktischen Vertragsverhältnisses“, weil auch 
dieses nichts als ebenfalls eine Fiktion sei. Es könne sich nur um ein 
juristisches Rechts verhältnis, nicht aber um ein juristisches Ver- 
tra g s verhältnis handeln. Die Landung durch den Flieger sei nicht bloß 
ein faktischer, also außerjuristischer Vorgang des Flugverkehrs (— wie 
etwa das Landen in der Wüste —), sondern ein durch das objektive Recht 
ohne Rücksicht auf Wissen oder Wollen des landenden Fliegers geregel- 
tes Rechtsverhältnis. 

In der Tat ist dies für uns das Wesentliche: Jeder Flieger, der einen 
Flugplatz anfliegt, weiß, daß die Beziehungen, in die er damit eintritt, 
öffentlich weitgehend geregelt sind, sowohl durch allgemeine Landungs- 
bedingungen wie durch zahlreiche Verhaltungsmaßregeln, wie auch durch 
allgemein bestimmte wirtschaftliche Gegenleistungen (Gebühren usw.). 
Genau во weiß jeder Fahrgast, der eine Straßenbahn oder einen Omnibus 
besteigt, daß er damit zu diesem Verkehrsmittel in Beziehungen tritt, 
die öffentlich fest geregelt sind, und daß er dieser ganzen Rechtsordnung, 
auch soweit er ihre Einzelheiten nicht kennt, unterworfen ist. Gleich- 
viel ob überhaupt und inwieweit der Flieger bzw. der Fahrgast der Stra- 
ßenbahn die Regelung im einzelnen kennt, hat die Rechtsordnung die 
Rechtsbeziehungen, die sichdurchdie Tatsache der Landung bzw, 
des Besteigens des Verkehrsmittels ergeben, fest geregelt. 

Uns scheint es, daß Haupt und Müllereisert im wesentlichen das 
gleiche wollen, nämlich: daß faktische Verhältnisse, die tatsächlich die 
gleiche Lage der Beteiligten wie bei einem Vertrag bedeuten, auch recht- 
lich ebenso wie Vertragsverhältnisse behandelt werden. Infolgedessen 
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hätte Müllereisert es auch nicht nötig gehabt, wie er in seinem erwähnten 
Aufsatz es ausdrückt, „mit den ‚faktischen Vertragsverhältnissen‘ aufzu- 
räumen“. Denn Haupt will offenbar gar nicht bei den von ihm behandel- 
ten Tatbeständen „einen Vertrag fingieren“, wie Müllereisert unterstellt 
und wie er es infolgedessen bekämpft, sondern Haupt will mit dem Aus- 
druck „faktische Vertragsverhältnisse“ nur sagen, daß es sich um fak- 
tische Verhältnisse handelt, für die die Rechtsordnung der Verträge gel- 
ten solle, 

Jedenfalls ist es dankenswert — dies darf im besonderen vom Stand- 
punkt des Verkehrsrechts aus bemerkt werden —, daß auf die hier vor- 
liegende Unvollkommenheit unserer Rechtsordnung des Vertragsrechts 
erneut hingewiesen wird und daß man sich von der Wissenschaft her um 
die Lösung dieser Frage bemüht. Ein wesentlicher Beitrag dazu ist im 
übrigen auch bereits in den Arbeiten von Spiess über die juristische 
Bedeutung des Tarifs (Tarif, eine enzyklopädische Studie, Arch. f. Eisenb, 
1930 S. 851; die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs, Arch. f. 
Eisenb. 1939 S. 265; der Eisenbahngütertarif in der Volkswirtschaft, 
Arch. f. Eisenb. 1941 S. 169) gegeben. Kittel, 


Bremsen. Lehrstoffheft für die Dienstanfängerschule. Herausgegeben im 
amtlichen Auftrag von der hierfür eingesetzten Arbeitsgemein- 
schaft. Verlag: Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesell- 
schaft Reinhold Rudolph, Leipzig С 1, Goethestraße 6. 110 Sei- 
ten, 66 Abbildungen. Preis 0,95 RM, Vorzugspreis für Eisen- 
bahner 0,75 RM. 


Mit der Herausgabe des vorliegenden Lehrstoffheftes für Bremsen 
wird ein seit langem gehegter Wunsch vieler Eisenbahner erfüllt, ein 
Büchlein in die Hand zu bekommen, das das umfangreiche und schwierige 
Gebiet der Bremsen in kurzer, übersichtlicher und leicht faßlicher Dar- 
stellung bringt. Es ist der Vorzug dieses Lehrstoffheftes, daß sich der 
Leser in verhältnismäßig kurzer Zeit über das gesamte Gebiet der Brem- 
sen unterrichten kann, ohne sich mit unwesentlichen Einzelheiten be- 
lasten zu müssen. Druckschriften und ausführliche Abhandlungen über 
die verschiedenen Bremssysteme sind in großer Zahl vorhanden; allein 
sie enthalten Einzelheiten, die wohl für den Spezialisten wissenswert sind, 
dem Dienstanfänger aber das Studium unnötig erschweren. Insofern ist 
es zu begrüßen, daß alle diejenigen, die täglich im Betrieb mit der Bremse 
zu tun haben, sich mit Hilfe dieses Heftes die erforderlichen Kenntnisse 
mühelos aneignen können. 

Ausgehend von den allgemeinen physikalischen Grundlagen behan- 
delt das Lehrstoffheft zunächst die verschiedenen Bauarten der Bremsen, 
wobei erfreulicherweise auch die Neuerungen, wie Trommel- und 
Scheibenbremse, Magnetschienenbremse, elektrische Bremse usw. Erwäh- 
nung finden. In den weiteren Abschnitten folgen Bremsberechnungen, 
Ausführungen über Bremsgewichte, Bremshundertstel, Kennzeichnung 
der Bremsen und schließlich einige für den Betrieb wichtige Abschnitte 
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über Bremsprobe, Unregelmäßigkeiten und Unterhaltung der Bremsen. 
Den Abschluß bildet eine Reihe von Wiederholungsfragen. 

Das Lehrstoffheft bringt also alles, was der Betriebsmann braucht, 
um sich über Bauart, Betrieb und Unterhaltung der Bremsen zu unter- 
richten, und das in erfreulicher Kürze, Die glückliche Auslese an guten 
Zeichnungen und Abbildungen, die auf das unbedingt Notwendige be- 
schränkt ist, verdient besonderes Lob. 

Das Lehrstoffheft Bremsen kann jedem, der sich mit diesem Gebiet 
vertraut machen will, wärmstens empfohlen werden; es möchte auch dem 
Lehrer als Anhaltspunkt für die richtige Auswahl seines Lehrstoffes 
dienen. Е. Röbling. 


Baupreisfragen und Leistungssteigerung. Eine Sammlung von Abhand- 
lungen über das gesamte Gebiet der durch die Baupreisverord- 
nung angeschnittenen Fragen. Heft 4: Selbstkosten- 
ermittlung eines Betondeckenloses der 
Reichsautobahn von Karl Bach; Heft 5: Der Stun- 
denlohnzuschlag im Baugewerbe von Dipl.-Ing. 
Kurt Enderlein; Heft 6: Die Bemessung des Zuschla- 
ges auf die Herstellkosten bei der Preis- 
ermittlung für massive Ingenieurbauten von 
Dr.-Ing. Otto Blunck; Heft 7: Dieeigene Kalkulation 
der bauvergebenden Stellen von Alfred Andreas 
Schubert, Verlag von Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin W 9. 

Die Prüfung der für Bauleistungen geforderten Preise bedeutet für 
den Eisenbahner heute eine ganz andere Aufgabe als noch vor wenigen 
Jahren: Gründliche Planung und Vorbereitung der Bauvorhaben, stabile 
Verhältnisse am Baumarkt und der Wettbewerb zwischen den Bauunter- 
nehmungen erlaubten es früher, die Preise im wesentlichen auf Grund 
von Ausschreibungen zu prüfen. Den erfahrenen Beamten ließen dabei 
Vergleiche mit früheren Vergebungen meist rasch erkennen, ob Preis- 
forderungen als unerwünschte Unterbietungen nicht ernst zu nehmen 
waren oder umgekehrt etwa Übersetzungen infolge von Preisabreden vor- 
lagen. Heute muß dieses Verfahren infolge der Dringlichkeit der meisten 
Bauvorhaben und der überaus großen Beanspruchung des Baugewerbes 
weitgehend versagen. Um den in dieser Marktlage begründeten Preis- 
steigerungstendenzen entgegenzutreten, war der Reichskommissar für die 
Preisbildung genötigt, die Baupreisverordnung und zu ihrer Erläuterung 
eine ganze Reihe von Runderlassen herauszugeben. Der mit der Ver- 
gebung von Bauleistungen befaßte Eisenbahner muß nun alle diese Be- 
stimmungen ständig anwenden und prüfen, ob die Preisforderungen 
ihnen entsprechen oder nicht. Bei der starken Belastung mit andern 
Dienstgeschäften ist das keine ganz leichte Aufgabe. Das Erscheinen 
der oben genannten Heftchen, die ohne langatmige technische, juristische 
oder betriebswirtschaftliche Erörterungen sofort in die Behandlung ein- 
zelner besonders wichtiger Fragen einführen, ist deshalb zu begrüßen, 
Sie werden dem Praktiker zur raschen Unterrichtung willkommen sein. 
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Im einzelnen wäre zu sagen: 


Über die Bemessung der Zuschläge bei Stundenlohnarbeiten 
herrschte bislang vielfach besonders große Unsicherheit. Das Heft 5 
bringt aus der Feder des zuständigen Bearbeiters beim Reichskommissar 
für die Preisbildung neben einem Abdruck des maßgebenden Rund- 
erlasses eine leicht verständliche Einführung in die auf diesem Gebiet 
geschaffenen Begriffsbildungen und den Aufbau des Zuschlagssatzes 
mit Beispielen. 

Heft 6 behandelt die Ermittlung des Zuschlages auf dem Sonder- 
gebiet der massiven Ingenieurbauten. Eingehend ist erörtert, welchen 
Einfluß Veränderungen der Basis, auf die ein Zuschlag umgelegt wird, 
auf die Bemessung des Zuschlages haben, vor allem das Verhältnis der 
Stoffkosten zu den Lohnkosten. Zur Bewältigung der sich daraus er- 
gebenden Aufgaben hat der Verfasser das sogen. „Stoffzifferverfahren“ 
geschaffen, das inzwischen von ihm an die später ergangenen Preis- 
bildungsbestimmungen angepaßt wurde. 

Zur Feststellung, ob eine Preisforderung angemessen ist, gibt es 
zwei Wege: Nachprüfung der gestellten Forderung — wobei unter Um- 
nden auf den Gang der Kalkulation des Unternehmers zurückzugehen 
ist — oder Aufstellung einer eigenen, völlig unabhängigen Kalkulation. 
Beide Möglichkeiten werden an Hand von Beispielen in Heft 7 eingehend 
behandelt. Die eigene Kalkulation der Vergebungsstelle hat unbedingt 
den Vorzug; sie ist freilich unter den heutigen Verhältnissen oft ein 
unerreichbares Ideal. Dem Verfasser ist es aber auf jeden Fall zu danken, 
daß er den Beamten der Vergebungsstellen Mut macht, gerade diesen 
Weg zu gehen, und daß er sich bemüht, das vielfach vorhandene Vor- 
urteil, Beamte könnten grundsätzlich nicht kalkulieren, zu zerstreuen. 

Unter diesem doppelten Gesichtspunkt der Preisnachprüfung und 
der Eigenkalkulation wird auch das Heft 4 nützlich sein. Entstammt 
auch das darin behandelte Beispiel nicht dem Eisenbahnbau, so kann 
doch der entwickelte Gang der Kalkulation sehr wohl auch auf anders- 
artige Bauvorhaben übertragen werden. 


Zingel, 


Verzeichnis der oberen Reichsbahnbeamten 1942, 38. Jahrgang., Zu- 
sammengestellt nach Unterlagen der Eisenbahnabteilungen des 
Reichsverkehrsministeriums und abgeschlossen im Januar 1942. 
Verlag der Verkehrswissenschaftlichen Lehrmittelgesellschaft, 
Reinhold Rudolph, Leipzig 1942. 2 Bildnisse. Preis 10,80 RM. 

Das nunmehr im Kriege zum dritten Male erschienene Verzeichnis 
der oberen Reichsbahnbeamten hat gegen das Vorjahr keine grundsätz- 
lichen Änderungen erfahren. Der neue Jahrgang enthält wieder die voll- 
ständige Aufzählung des Beirats der Deutschen Reichsbahn und der obe- 
ren Beamten der Eisenbahnabteilungen des Reichsverkehrsministeriums, 
der Generalbetriebsleitungen, der Reichsbahndirektionen und Reichs- 
bahnbaudirektionen, der Reichsbahn-Zentralämter, der Generaldirektion 
der Ostbahn und ihrer Bezirksdirektionen und Ausbesserungswerke, der 

Gruppe Eisenbahnwesen beim Reichsprotektor in Böhmen und Mähren, 
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der Ämter, Ausbesserungswerke usw. Zugleich gibt das Verzeichnis in 
den Übersichten über die Besetzung der einzelnen Bezirke der Betriebs- 
verwaltungen ein gutes Bild von der Organisation der gesamten Reichs- 
bahn und der im einzelnen genannten Behörden. 

Das Verzeichnis ist nicht nur für die darin verzeichneten oberen 
Beamten der Reichsbahn, sondern für jeden, der an der Deutschen 
Reichsbahn interessiert ist, von großem Wert. Dr. Genest. 


Der Dienst im Zuge. Verlag Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesell- 
schaft Reinhold Rudolph, Leipzig С 1, Goethestraße 6. 210 Seiten. 
68 Abb. Preis 1,30 RM. Vorzugspreis für Eisenbahner 1,20 RM. 


In neubearbeiteter 6. Auflage ist das Hilfsheft für das dienstliche 
Fortbildungswesen „Der Dienst im Zuge“ erschienen. Es soll als Hilfs- 
mittel der Schulung und dem Selbstunterricht der Zugbegleitbeamten 
dienen. Das kleine Büchlein wird der ihm gestellten Aufgabe, soweit sie 
sich in einer kurzen und gedrängten Übersicht erfüllen läßt, in weite- 
stem Maße gerecht. Der Neuling wird nach dem Studium des Heftes 
erkennen, wie vielseitig die Aufgaben des Zugschaffners sind. Erst recht 
wird das Hilfsheft dem nützen, der den „Dienst im Zuge“ zu erlernen 
oder auszuüben hat. 


In klarer und übersichtlicher Form werden die geltenden Vor- 
schriften vermittelt. Das Heft kann jedoch leicht an Wert verlieren, 
wenn sein Benutzer es nicht bei Erlaß neuer Vorschriften ergänzt. 


Der erste Abschnitt des Buches behandelt Fahrausweise mit far- 
bigen naturgetreuen Abbildungen und Besonderheiten. Im Zusammen- 
hang damit steht ein Überblick der Fahrpreisermäßigungen. Daneben 
geht das Hilfsheft aber auch über das rein Lehrmäßige hinaus und gibt 
wichtige Ratschläge aus der Praxis. So bringt es einige Fälle von 
Fahrpreishinterziehungen und Betrügereien mit ihren Lehren für die 
Fahrkartenprüfung. 


Der zweite und dritte Abschnitt geht auf den Fahrkartenverkauf, 
die Nachlösung und Lochung der Fahrausweise ein. Dabei weist das 
Heft auf die Bedeutung der richtigen Lochung hin. Hervorzuheben ist 
ferner der Abschnitt: „Wir begleiten einen verkehrsgewandten Zug- 
schaffner.“ 


Als Abschluß werden drei Aufgaben gestellt, bei deren Lösung der 
Lernende die erworbenen Kenntnisse anwenden soll, Es sind dies nicht 
nur Fragen. Vielmehr sollen dabei Fahrausweise in drei verschiedenen 
Zuggattungen geprüft werden. Fahrkarten ebenso wie Benutzer sind bild- 
lich dargestellt. 

In allen Ausführungen tritt in diesem Hilfsheft das Praktische vor 
das rein Lehrhafte. Das Heft wird daher nicht nur dem Lernenden, son- 
dern auch dem Zugschaffner bei der Ausübung seines Dienstes ein 
guter Helfer sein. Dr. Triest, 
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Anger, Georg, Dr.-Ing, Zehnteilige Einflußlinien für 
durchlaufende Träger. Vierte verbesserte Auflage. 
Berlin 1942. Verlag von Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin W 9, 
Köthener Str. 38. 175 Seiten, Preis 11 RM. 


Das bekannte Buch enthält auf 175 Seiten für die wesentlichsten 
in der Praxis vorkommenden Stützweitenverhältnisse in übersichtlichen 
Tafeln die Ordinaten der Einflußlinien für Momente und Querkräfte des 
über 2, 3 und 4 Felder durchlaufenden Balkenträgers und ferner die Ein- 
flußlinien für die Drittels- und Viertelspunkte und für das zahlenmäßig 
größte Feldmoment. Daß trotz der Kriegsverhältnisse schon nach drei 
Jahren eine neue Auflage nötig war, bestätigt aufs neue die vielseitige 
Verwendungsmöglichkeit dieses beliebten Hilfsmittels zur Berechnung 
durchlaufender Träger. Ernst. 


Fortschritte auf dem Gebiete der Phosphatierung. 1. Ergänzungsband 
zu О. Macchia: Der Phosphatrostschutz. Verlag: 
Chemie, Berlin W 35, Woyrschstraße 37. 304 Seiten. 67 Abbil- 
dungen. 54 Zahlentafeln. Preis 8 RM. 

Das Werk ist eigentlich eine Sammlung von Arbeiten aus Forschung 
und Praxis verschiedener Forscher über das Phosphatrostschutzwesen, 
die bereits früher in der Zeitschrift „Korrosion und Metallschutz“ im 
Jahre 1941 veröffentlicht wurden. Die Auswahl ist derart zusammen- 
gestellt, daß sich eine fast lückenlose Behandlung des ganzen Gebietes 
des Phosphatwesens ergibt; fortgeführt bis zur Gegenwart. 

Der Inhalt ist in folgende Abschnitte geteilt: 

1. Theoretische Grundlagen der Phosphatierung. 

II. Technik des Phosphatierens. 

II. Prüfung der Phosphatüberzüge. 

So kann das Buch nicht nur als Ergänzungsband zu О. Macchia 
„Der Phosphatschutz“ gelten, sondern wird auch selbständig als Lehr- 
buch über die Phosphatierung den Interessenten gute Dienste leisten 
können. Kepler. 


Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete. 


Fischbach, Dr, Oskar, Georg. Deutsches Beamtengesetz. Nachtragsband, um- 
fassend die Zeit vom 1, Mai 1940 bis 1. Mai 1942, Verlag Carl Heymann, Ber- 
lin W 8, Mauerstraße 44. 279 Seiten. Preis 8 RM. 


Breithaupt, Dr. W. Führer durch das Deutsche Beamtengesetz, nebst Ergänzungs- 
bestimmungen. Verlag für Wirtschaft und Arbeit, Berlin W 62, Schillstraße 17. 
48 Seiten. Preis 1,20 RM. 
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Randzio-Remy, Kolonialbahnbau. Die koloniale Verkehrspolitik in Afrika, Otto 
Elsner Verlagsgesellschaft, Berlin SW 68, Oranienstr, 140—142, 12 Karten- 
skizzen, 13 Abbildungen und eine Verkehrskarte von Afrika, 56 Seiten, 
Preis 6,40 RM. 


Zeitschriften. 


Der Bahn-Ingenieur, Berlin, 
59. Jahrg. Nr. 20/21 bis 27/28. Vom 17./24, Mai bis 5./12, Juli 1942, 

(20/21:) Landschafts- und Baugestaltung beim Eisenbahnbau. — Siche- 
rung der Stromversorgung lebenswichtiger Betriebe. — (22/28:) Ein 
NS-Musterbetrieb hilft sich selbst. — Über Betriebsverhältnisse am Ab- 
laufberg. — (22/23 u, 24/26:) Besondere Einrichtungen der Lokomotiven 
in den Alpen- und Donaugauen. — (27/28:) Eine beachtliche Brückenaus- 
wechslung. — Eine neue selbsttätige Spurkranz-Schweißanlage. — Das 
Prämienverfahren, eine vereinfachte Form der Leistungslohnermittlung 
während des Krieges. 


Die Bautechnik. Berlin. 
20. Jahrg. Heft 29/30. Vom 3. Juli 1942. 
Beitrag zur vereinfachten Berechnung schiefer Eisenbahnbrücken. 


Blätter für Technikgeschichte, (Herausgegeben vom Forschungsinstitut für Tech- 
nikgeschichte in Wien.) Wien. 
8. Heft, 1942. 
Geschichtliches über die Linz-Budweiser Pferdebahn, die älteste deutsche 
Schienenstraße, 


Braunkohle, Halle (Saale). 
41, Jahrg. Heft 21 bis 25. Vom 23. Mai bis 20. Juni 1942. 
(21:) Einiges zum Lohnstop. — (25:) Die Zweite Lohnabzugs-Verordnung 
vom 24. April 1942, 


Bulletin des Arbeitgeber-Verbandes schweizerischer Transport-Anstalten. Aarau. 
13. Jahrg. Nr. 110. Vom März/April 1942. 
Schiene - Straße - Wasser - Luft. — Die Unregelmäßigkeiten im Güter- 
dienst und ihre Zusammenhänge mit den Güteranlagen, — Die Eisenbahn- 
politik der 22 schweizerischen Kantone, 


Deutsche Bauzeitung. Berlin. 
76. Jahrg. Nr. 13. Vom 1. Juli 1942. 
Die Neuordnung für die Dringlichkeitsbauten. 
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Deutsches Gemein- und Wirtschaftsrecht. Berlin. 
Nr, 11/12. Vom 1./15. Juni 1942, 
Die arbeitnehmerähnliche Person. 


Deutsche Justiz, Berlin. 
104. Jahrg. Nr. 27. Vom 3. Juli 1942. 
Überblick über die rechtspolitisch bedeutsamsten Entscheidungen des 
Reichsgerichts seit Kriegsausbruch. 


Deutsches Recht, Berlin. 
12. Jahrg. Heft 21/22 bis 27. Vom 23./30. Mai bis 4, Juli 1942. 

(21/22:) Die Vertragsordnung als Rechtsnorm. — Die mietrechtlichen 
Wirkungen der Zerstörung des Miethauses durch Kampfhandlungen 
(Fliegerschäden). — (27:) Übersicht über die Rechtsprechung zum 
Straßenverkehrsrecht und dessen Nebengebieten. — Der Schadensersatz 
bei Kraftfahrunfällen in den verbündeten, befreundeten, geschützten und 
besetzten Ländern während des Krieges. 


Deutsche Wasser-Wirtschaft. München-Stuttgart. 
Jahrg. 37. Heft 6. Juni 1942. 
Hinweise zur Einbindung des Hansakanales in die Landwirtschaft. — 
Geschiebetrieb und Flußßregelung. — Bewertung von Wasserkräften. 


Deutsche Wirtschafts-Zeitung. Berlin. 
39. Jahrg. Heft 22 bis 24. Vom 6, bis 20. Juni 1942, 
(22:) Die deutsche Transportversicherung im Kriege. — (24:) Staats- 
sekretär Dr.-Ing. Ganzenmüller über die Aufgaben und die Leistungen der 
Reichsbahn. — Einsetzung einer Zentralverkehrsleitstelle. 


ETZ Elektrotechnische Zeitschrift, Berlin. 
63. Jahrg. Nr. 23/24. Vom 18. Juni 1942, 
Elektrische Triebfahrzeuge für Massengüter- und Fernschnellverkehr. 


Glasers Annalen, Berlin, 
66. Jahrg. Heft 9 bis 12. Vom 1. Mai bis 15, Juni 1942, 
(9:) Edmund Heusinger von Waldegg (geb. 1817, gest. 1886). — 
Heusinger-Steuerung mit angenäherter Stephensonscher Charakteristik. 
— (11:) Elektrische Leichttriebfahrzeuge zur Beförderung von Leicht- 
schnellzügen. — (12:) Die Planetenrädergetriebe (11, Teil). — 2'C1'- 
Dreizylinder-Schnellzuglokomotive Baureihe 07 der Bulgarischen Staats- 
bahnen, — Neue Heißdampf-Tenderlokomotiven für gemischten und 
'Zahnradbetrieb der Beirut-Damaskus-Bahn, 


Glückauf Berg- und Hüttenmännische Zeitschrift. Essen. 
78. Jahrg. Heft 23, Vom 6. Juni 1942, 
Einsatz von Großförderwagen im Steinkohlenbergbau Oberschlesiens. 
43* 
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Großdeutscher Verkehr. Berlin. 

Jahrg. 1942, Heft 9 bis 10. (36. Jahrg. der „Verkehrstechnischen Woche? 
(9:) Die dritte Dimension im Verkehr. — Aufgabenausgleich zwischen 
Eisenbahn und Straßenverkehr. — Der öffentliche Personen-Nahverkehr, 
seine Bedeutung und Durchführung. — (10:) Heimische Kraftstoffe im 
Krieg und Frieden, — Hundert Jahre Eisenbahnen in Schlesien. 


Kraftwagen-Betrieb. Berlin. 
Jahrg. 11. Heft 9 bis 12, Vom 13, Mai 1942, 

(9:) Betriebswirtschaftliche Fragen der Nah-Verkehrs-Preisverordnung. 
— Spesen-Abwesenheitsgeld und -Trennungsgeld im Güternah-, Güter- 
fern-, Omnibus- und unechten Werkverkehr. — Gutachterstellen des Ver- 
kehrsgewerbes in Kriegsschädenangelegenheiten. — (10:) Behälter spart 
Rohstoffe. — Unternehmertätigkeit und -nachwuchs im Kraftverkehr. — 
Kraftfahrzeugversicherung wird billiger! — (11:) Kriegstarifmaßnahmen 
im Güterfernverkehr, — Speditionsfragen der Kriegswirtschaft. — 
Sicherheitstechnische Richtlinien für Generatorfahrzeuge. — (12:) 
25 Jahre Güterkraftverkehr, — „Regeltarif und Ausnahmetarife der 
Reichsbahn.“ — Zentralverkehrsleitstelle eingesetzt. 


Die Lokomotive. Bielefeld. 
39. Jahrg. Band 4 Nr, 5 bis 6. Vom 7. Mai bis 7. Juni 1942. 

(5:) Grundlagen zur Berechnung von Saugzuganlagen für Dampflokomo- 
tiven nach praktisch bewährten Erfahrungswerten. — Die elektrische Ver- 
schiebelokomotive im Rahmen der Kraftstoffwirtschaft und deren Neu- 
ordnung. — IV. Südamerikanischer Eisenbahnkongreß in Bogotá. — 
(6:) Stangenlager-Umlaufschmierung. — Um die Förderung des Nach- 
wuchses im Lokomotivbau, — Brasilianische Eisenbahnen. — Laufeigen- 
schaften der Lokomotiven. — Amerikanische Einstellung zur Lokomotiv- 
schmierung. — Von der alten Taunusbahn. 


Nordisk Jürnbanetidskrift, Stockholm. 
67. Jahrg, Nr. 12 bis 68. Jahrg. Nr. 3. Von Dezember 1941 bis März 1942, 

(12:) Streiflichter vom Zivilverkehr der finnischen Eisenbahnen im Win- 
ter 1989—1940. — Die Dänische Staatsbahn beim Jahreswechsel 1941/42. 
— (1:) Über Schienenbrüche, — Elektrischer Betrieb Trelleborg—Riks- 
gränsen. — Preispolitik und die Gütertarife der Eisenbahnen, — Die 
Filme der Staatsbahn im Jahre 1941. — (2:) Über Holzgas im Eisenbahn- 
betrieb. — (2—3:) Das Transportproblem der Brennstoffversorgung. — 
Ausbildung von Aspiranten zu Stationskrivare (Inspektoren) bei der 
Schwedischen Staatsbahn. — Die Scharfenbergkupplung. 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 
97. Jahrg. Heft 5 bis 11. Vom 1, März bis 1. Juni 1942, 
(5:) Der Oberbaumeßwagen der Deutschen Reichsbahn in verbesserter 
Form. — (6:) Neue Drehgestellkonstruktionen, — 25 Jahre Kübelwagen. 
— Die Entwicklung des deutschen Eisenbahnnetzes. — (7:) Ein neues 
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Wettrennen der Lokomotive, — Britisch Malaya und seine Eisenbahnen. 
— (8:) Der Entleerungsvorgang bei der Kohlenentladung. — Die Rødby- 
Fehmarn-Linie. — Gepäckschnelltriebwagen RFe4/4 der Schweizerischen 
Bundesbahnen, — Meterspuriger, elektrischer Gepäcktriebwagen. — 
(9/10:) Fahrzeugführung im Gleis. — Der Lauf der Schwenkachsen in der 
Geraden. — (11:) Vom Bau der Mittelmeer-Niger-Eisenbahn (Sahara- 
Eisenbahn). 


Die Reichsbahn. Berlin. 
18. Jahrg. Hefte 18/19 bis 24/25. Vom 6./13. Mai bis 17./24. Juni 1942. 

18/19:) Reiseverkehr in der Sowjetunion. — (20/21:) Die Reichsbahn- 
direktion Breslau führt Betrieb in Polen. — Reichsbahndirektion Oppeln 
einst und heute. — Erlebnisse aus meiner Tätigkeit als Präsident der 
Reichsbahndirektion Breslau von Ende Mai 1920 bis Ende November 1923, 
— Erinnerungen an die Kattowitzer Besatzungszeit 1920 bis 1922, — 
(22/23:) Einiges vom Preisrecht, insbesondere in der Bauwirtschaft, — 
(24/25:) Kriegsrecht (Stand 1. März 1942). 


Reichsverwaltungsblatt, Berlin. 
Band 63 Heft 21/22 bis 25/26. Vom 28. Mai bis 25. Juni 1942, 

(21/22:) Kriegswirtschaftliche Probleme des Fremdenverkehrs. — Die 
Entschädigung im neuen Reichsenteignungsrecht. — (23/24:) Maßstäbe 
bei der Einrichtung von Beamtendienststellen. — Rechtsverhältnisse der 
Wasserstraßen. — (25/26:) Die Aufsicht über die Straßenbahnen und 
nebenbahnähnlichen Kleinbahnen. — Techniker und Jurist in der Wirt- 
schaftsverwaltung: 


Ruhr und Rhein Wirtschaftszeitung. Essen. 
23. Jahrg. Heft 21/23. Vom 5. Juni 1942, 
‘Werkverkehr im Kriege. 


SBB Nachrichtenblatt. Bern. 
19. Jahrg. Heft 5 bis 6. Mai bis Juni 1042, 
(5:) Baupolitik und Finanzlage der Bundesbahnen. — Die R-Bremse der 
Leichtstahlwagen. — (5—6:) Die Deckung von Brand- und Unfallschäden 
der SBB. — (6:) Projekte für einen neuen Personenbahnhof Bern, — 
Reiseverkehrsergebnisse der SBB im Kriegsjahr 1941. — Wildbachver- 
bauung der Großen Schlieren bei Alpnach. — Eine fachkundige Stimme 
über die schweizerische Binnenschiffahrt. — Annahmeverzug bei Wagen- 
ladungsgütern und seine rechtlichen Folgen. 


Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft im Deut- 
schen Reiche. Berlin. 


66. Jahrg. Heft 3. Vom Juni 1942. 


Arbeitszeit und Volkswirtschaft, — Entwicklung und Gestaltung der 
rheinischen Wirtschaft. 
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Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 
Band 119 Nr. 20 bis 26. Vom 16. Mai bis 27, Juni 1942, 
(20/21:) Die erste Gasturbinen-Lokomotive. — (24:) Geologie und Hydro- 


logie des Axentunnels der SBB. — (25:) Das Langschienen-Problem. — 
(26:) Schweizerische Wasserstraßen und ihre Verbindungen mit dem Meere. 


Spoor- en Tramwegen. Utrecht-den Haag. 
15. Jahrg. Heft 9 bis 12, Vom 25, April bis 6. Juni 1942, 

(9:) Die soziale Lage des Personals der Niederl, Eisenbahnen. — Der 
Umfang des Fahrradverkehrs bei den Niederl. Eisenbahnen. — Die Ben- 
guelalinie in Angola, — (10:) Eine neue Methode zur Bestimmung der 
Anfahrzeiten von Lokomotiven. — Über die Elektrisierung von Eisen- 
bahnen und ihre Aussichten. — Privatbahnen in Deutschland. — Die 
Eisenbahnen in Chile. — (11:) Der Einfluß der Konstruktionshöhe, der 
Materialspannungen und des Stützpunktabstandes bei kleinen Eisenbeton- 
überführungen. — Die Transsaharaeisenbahn. — (11/12:) Die Umwertung 
verkehrswirtschaftlicher Werte. — (12:) Die Lokomotiven der Nord 
Brabant-Deutschen Eisenbahn, — Ausfuhr mit der Eisenbahn. — Reisen 
vor 100 Jahren. 


Türkische Eisenbahnzeitschrift (Demiryollar Dergesi). Ankara. 
17. Jahrg. Nr. 201 bis 205. Vom November 1941 bis März 1942. 

(201/202:) Admiral Fahri Engin wird Verkehrsminister. — Wir und Jene 
(Rechnungswesen). — Schneeverwehungen auf den türkischen Bahnen. — 
Transportaufgaben der Eisenbahnen im Kriege. — Organisation und Auf- 
gaben der Betriebsstofflager. — Rechtswesen. — Die neu eröffnete Eisen- 
bahn von Fararantsoa—Manakara auf Madagaskar. — Die Schmieröle 
der Eisenbahnen, — Ursache der Schienenbrüche bei großer Kälte, — 
Schaden des Alkohols. — (208/205:) Die türkischen Eisenbahnen im tiefen 
Schnee. — Die neue Eisenbahnverbindung zwischen Deutschland und 
Dänemark. — Die Siamesischen Eisenbahnen. — Fortschritte auf den 
russischen Eisenbahnen. — Geschwindigkeitskontrolluhren., — Gemüsebau 
auf den Stationen. — Pariser Vorortbahnen. 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen. Berlin. 
Band 13 Heft 5. Vom Mai 1942, 
Bahnkreuzungsrecht. 


Verkehrsrechtliche Rundschau, Berlin. 
21. Jahrg. Heft 5/6. Vom Juni 1942. 
Verkehrsunfälle als Tarnung. — Zweifelsfragen bei der Inanspruchnahme 
von Kraftfahrzeugen. — Die neuen deutschen Luftverkehrszollvorschrif- 
ten. — Das neue Schiffahrtsrecht Italiens. — Vereinheitlichung des euro- 
päischen Verkehrsrechts. 
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Verkehrstechnik, Berlin. 
Band 23 Heft 9 bis 13. Vom 5. Mai bis б. Juli 1942, 

(9:) Der Obusbetrieb in Graz, — Einrichtungswagen der Straßenbahn 
Hannover. — Allgemeine Fragen zum Verschleiß der Rillenschienen. — 
Gleisstoff-Fragen im Kriege. — (10:) Der Personenverkehr der deutschen 
Straßenbahnen im Jahre 1941. — Die praktische Leistungsfühigkeit einer 
Straßenbahnspur im innerstädtischen Verkehr. — Der Obusbetrieb der 
Stadt Pilsen. — Hauptstrom- oder Verbundmotor beim Obus? — (11:) 
Die Verwendung von Gummi als Bau- und Federungselement bei Straßen- 
bahnwagen. — Eine neue Stellwerksbauart bei der Hamburger U-Bahn. 
— Eisenbahnhaftung und Versicherung im deutschen Gepäck- und Expreß- 
gutverkehr, — Der U-Bahnbau in Rom, — (12:) Erfahrungen mit elek- 
trisch beheizten Weichen, — Neue Maßnahmen der Verkehrslenkung. — 
Haftpflichtversicherung bei Personenbeförderung auf Lastkraftwagen. — 
(18:) Neuzeitliche Berufsausbildung bei den nichtreichseigenen Eisen- 
bahnen. — Einrichtungswagenbetrieb in Hamburg. — Die Bremsung der 
zweiachsigen Einheitsstraßenbahnwagen. — Einführung von Quecksilber- 
Schaltröhren bei elektrischen Weichen. 


Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen. Berlin. 
37. Jahrg. Nr. 6/7 bis 8. Vom 20. Mai bis 10. Juni 1942, 
(6/7:) Die bisherige Entwicklung des optischen Zugschlußmelders, — 
Praktische Winke: Sicherung von Gleisüberschneidungen durch Rollbahn- 
gleise bei Bauarbeiten u, dgl. — (6/7 u. 8:) Einführung der Einheits- 
streckenblockung in Sicherungsanlagen österreichischer Bauart. — (8:) 
Durchbildung der Stellwerksgebäude. 


Zeitschrift für den internationalen Eisenbahnverkehr. Bern. 
50, Jahrg, Nr. 5 bis 6. Vom Mai bis Juni 1942, 


(5 und 6:) Kann man beim System des Frachtbriefs mit Ordredoppel ohne 
den Meldeadressaten auskommen ? 


Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 
74. Jahrg. Heft 4/5. Vom April/Mai 1942, 
Reichsbahn und Binnenschiffahrt. — Stellung und Aufgaben der Binnen- 
schiffahrt im neuen Europa, — Der Elbe-Oder-Donau-Kanal unter beson- 
derer Berücksichtigung des Elbeflügels Pardubitz-Prerau, — Die ver- 
kehrs- und raumpolitische Bedeutung der europäisch-sowjetrussischen 
Wasserstraßen. 


VDI Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 
Ва. 86 Nr. 23/24 bis 25/26. Vom 13. bis 27. Juni 1942. 


(23/24:) Wiederherstellung einer Eisenbahnbrücke. — (25/26:) Einsturz 
des Lehrgerüstes der Sandö-Brücke. 
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Zeitschrift für Verkehrswissenschaft. Berlin. 


18. Jahrg. Heft 1 bis 2. Von 1942, 


(1:) Grundzüge der kolonialwirtschaftlichen Verkehrsarbeit. — Die Nah- 
verkehrsunternehmen des Ruhrbezirks im Rahmen der Kriegswirtschaft. 
— Zukunftsfragen der Schiffahrtspolitik. — (2:) Das Rentabilitätsprinzip 
im Verkehr als Faktor in der Koordinationsfrage (unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Kosten des niederländischen Straßenwesens). — Über 
den Aufbau der Preisregelung im Güternahverkehr mit Kraftfahrzeugen. 


Zentralblatt der Bauverwaltung vereinigt mit Zeitschrift für Bauwesen, Berlin. 


62, Jahrg. Heft 21/22. Vom 27. Mai 1942, 


Afrikanische Verkehrsfragen. 


Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahn-Verwaltungen. Berlin. 


82. Jahrg. Hefte 20 bis 28. Vom 14. Mai bis 9, Juli 1942, 


(20:) Verkehrswege in Iran. — Die unrichtige Erklärung im Frachtzu- 
schlagrecht. — Kontrolle d. h. Durchleuchtung des Ladedienstes. — (21:) 
Die gegenwärtigen und zukünftigen Möglichkeiten des Bauschaffens. — 
Die Organisation der Norwegischen Staatsbahn. — (22:) Entstehung und 
finanzwirtschaftliche Struktur der Nationalgesellschaft der französischen 
Eisenbahnen. — Beschlüsse der Ständigen Tarifkommission. — (23:) Die 
Schweizerischen Bundesbahnen im Jahre 1941. — Allgemeines über „Bahn- 
hof und Großstadt“. — (24:) Hundert Jahre Eisenbahnen in Schlesien. — 
Die Verkehrswirtschaft von Mozambique und ihre Transitfunktion für die 
zentral- und südafrikanische Wirtschaft. — (25:) Neue Zielsetzung auf 
dem Gebiet der Zughygiene. — Die Nationale Gesellschaft der Belgischen 
Eisenbahnen im Kriegsjahr 1940. — (26:) Geschäftsbericht der Deutschen 
Reichsbahn über das Geschäftsjahr 1941. — Einführung in das Studium 
der Eisenbahnstatistik. — Die Haftung des Ausstellers unrichtiger Be- 
scheinigungen zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen. — (27:) Die 
Schwedischen Staatsbahnen und der Krieg. — Das Verkehrswesen in 
Kolumbien. — (28:) Die Eisenbahnen von Burma, 


Das Archiv für Eisenbahnwesen wird herausgegeben Im Reichsverkehrsministerlum Berlin. Vom Reichs- 
verkehraminister und Generaldirektor der Deutschen Reichsbahn sind mit der Herausgabe beauftragt: 


Ministerlaldirigent Professor Dr. Kittel, Ministerlalrat Dr. Spiess, Ministerialrat Dr. Sommer. 


Springer-Verlag Berlin W9 — Druck der Ernst Steiniger Druck- und Verlagsanstalt, Berlin SW68. 


Die Donau – Save — Adria Eisenbahn-Gesellschaft 
(vormals Südbahn-Gesellschaft) im neuen Kleid. 


Von 
Ministerialdirektor A. Prang in Berlin. 


Am 10. August 1942 sind zu Brioni ein Vertrag zwischen dem Deut- 
schen Reich, dem Königreich Italien, dem Unabhängigen Staat Kroatien 
und dem Königreich Ungarn und ein Abkommen zwischen den Regierun- 
gen dieser Staaten und der Donau—Save—Adria Eisenbahn-Gesellschaft 
unterzeichnet worden, durch die eine Neuordnung der Verhältnisse die- 
ser Gesellschaft erfolgt. Dieses Vertragswerk ist das Ergebnis fast vier- 
jähriger internationaler Verhandlungen, die nach der Wiedervereinigung 
Österreichs mit dem Reich 1938 begonnen haben und die durch den Aus- 
bruch des Krieges verzögert worden sind. Es hebt das Abkommen über 
die administrative und technische Reorganisation des Netzes der Süd- 
bahn-Gesellschaft vom 29. März 1923, den sogenannten Akkord von Rom, 
auf und tritt an seine Stelle. Aus der Vorgeschichte dieser Privatbahn- 
gesellschaft sei kurz folgendes hervorgehobent: 

Die vormalige Südbahn-Gesellschaft, die am 1. Januar 1859 ge- 
gründet wurde, ist von der ehemaligen österreichisch-ungarischen Mon- 
archie privilegiert worden; sie umfaßte vor dem Weltkrieg 1914/18 ein 
Streckennetz von insgesamt rd. 2200 km, mit dessen Bau bereits in den 
40er Jahren des vorigen Jahrhunderts begonnen worden ist. Es bildete 
mit seinen beiden Hauptstrecken Wien—Graz—Laibach— Triest und Kuf- 
stein—Innsbruck—Brenner—Bozen—Ala den Hauptverkehrsweg des 
ehemaligen Österreichs zu seinem wichtigsten Seehafen Triest und über 
den Brennerpaß nach Italien. Mit dem Zerfall der österreichisch- 
ungarischen Monarchie kam das Netz in vier Staaten zu liegen; auf 
österreichisches Gebiet entfielen rd. 680 km, das ist mehr als ein Achtel 
des von den ehemaligen Österreichischen Bundesbahnen betriebenen 


2 Die Vorgeschichte der Gesellschaft ist in einem Aufsatz von Feiler im 
Jahrgang 1941 Seite 929 ff. in dieser Zeitschrift eingehend geschildert. Wegen 
der Entwicklung von 1928 bis 1988 wird auch auf den nachfolgenden Aufsatz 
(S. 669) verwiesen. 
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Streckennetzes. Italien hatte die auf seinem Gebiet gelegenen Südbahn- 
linien auf Grund des Waffenstillstandsvertrages sofort besetzt und den 
Betrieb dieser Linien übernommen. Die übrigen auf ehemals österreichi- 
schem, ungarischem und ehemals jugoslawischem Hoheitsgebiet ge- 
legenen Strecken wurden zunächst von der Südbahn-Gesellschaft weiter- 
betrieben. Infolge der ungünstigen Betriebsergebnisse, insbesondere 
während der Inflationszeit von 1919 bis 1923, geriet die Südbahn-Gesell- 
schaft in finanzielle Schwierigkeiten. Zur Sicherung des Bestandes des 
Unternehmens mußten das ehemalige Österreich und Ungarn bedeutende 
staatliche Zuschüsse leisten, da besonders für diese beiden Staaten die 
Aufrechterhaltung des Betriebes dieser wichtigen Bahnstrecken schon 
mit Rücksicht auf ihre nach dem Kriege ungünstige Ernährungslage von 
der größten Bedeutung war. Erst nach dem Frieden von St. Germain 
konnte an eine internationale Regelung geschritten werden, die aber zu- 
nächst rückwirkend ab 1. Januar 1921 nur eine vorläufige — ein régime 
provisoire — war, Es sollten danach das ehemalige Österreich, Ungarn 
und das ehemalige Jugoslawien Vorschüsse für die laufenden Betriebs- 
erfordernisse leisten, die jedoch nicht den Kapitaldienst mitumfaßten, 
da dieser während des régime provisoire ruhte. Italien hatte keine Zu- 
schüsse zu zahlen, da es den Betrieb der italienischen Strecken selbst 
führte. Schließlich wurde zur Reorganisation der Gesellschaft am 
29. März 1923 der bereits erwähnte Akkord von Rom geschlossen, der bis 
zum Ablauf des Jahres 1968 gültig sein sollte. Von diesem Zeitpunkt ab 
sollten die Eisenbahnstrecken mit beweglichem und unbeweglichem Ver- 
mögen in das Eigentum des betreffenden Staates übergehen. Das Wesent- 
lichste dieser Bestimmungen war: Die Gesellschaft bleibt unter der 
neuen Bezeichnung „Donau—Save—Adria Eisenbahn-Gesellschaft (vor- 
mals Südbahn-Gesellschaft)“ bestehen und behält das Eigentum an den 
Linien, d. h. der Gesamtheit der Bahnstrecken, ihrem Zubehör und ihrem 
rollenden Material. Keiner der beteiligten Staaten kann während der Dauer 
des Abkommens von dem Einlösungsrecht Gebrauch machen, Dagegen ist 
die Gesellschaft verpflichtet, jedem der beteiligten Staaten auf sein Ver- 
langen den Betrieb der gesellschaftlichen Linien, die das Gebiet des 
Staates durchziehen, für die Dauer des Abkommens zu überlassen. Der 
Staat, der ein solches Verlangen stellt, hat die Kosten und die Gefahren 
des Betriebes auf sich zu nehmen, 

Alle Staaten machten von diesem Recht Gebrauch und mußten 
eine jährliche Pachtrente für die Benutzung der Strecken, des Zubehörs, 
der Einrichtungen, der Materialvorräte und der Fahrbetriebsmittel an 
einen Obligationenfonds zahlen. Diese Pachtrente sollte sich grund- 
sätzlich auf 22%, % der Bruttoerträgnisse der betreffenden Linien be- 
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laufen. Es wurden auch Minimalleistungen vereinbart, die auf jeden Fall 
dem Fonds zufließen mußten. Diese betrugen 


für das ehemalige österreichische Netz . rd. 6,5 Mio Goldfranken, 


Für degen een T E C ү" 
für Ungarn ESEL ENT Zon 
für das ehemalige Jugoslawien . . . . rd. бу „ PBR 


insgesamt rd. 20,6 Міо Goldfranken. 


Italien verpflichtete sich außerdem noch zu einer Sonderleistung von 
2 Goldfranken für jede aus dem Ausland kommende und für das Ausland 
bestimmte Tonne des Imports und Exports im Triester Seehafenverkehr, 
soweit dieser Verkehr 650 000 t überschreitet, aber bis zum Höchstbetrage 
von 4 Mio Goldfranken. Italien garantierte ferner die Minimalrente 
Österreichs, Die Einnahmen flossen mit Ausnahme der eben genannten 
italienischen Sonderleistung einem eigenen, von vier Vertretern der 
Obligationäre verwalteten Obligationenfonds zu, während der Überschuß 
über die Mindestzahlungen und der italienische Sonderbeitrag für den 
Triester Verkehr einem Spezialfonds für Kuponrückstände zuzuweisen 
waren. Aus allen Einnahmen des Obligationenfonds hatte die planmäßige 
Tilgung der umlaufenden Obligationen durch Rückkauf oder Verlosung, 
ihre Verzinsung und die Deckung der Verwaltungsausgaben zu erfolgen. 
Die Auszahlung geschah ursprünglich in Golddollar, 1933 bis 1935 in 
französischen Franken und schließlich seit 1936 in USA-Dollar neuer 
Parität. 

Bis zum Jahre 1932 konnte der Obligationendienst, der ausführlich, 
jedoch nicht ohne eine Reihe von Kompliziertheiten geregelt war, voll er- 
füllt werden. Erst in den folgenden Jahren sanken die Eingänge auf 
rd. 15 Mio Goldfranken infolge von Zahlungsrückständen Ungarns und 
des ehemaligen Jugoslawiens. Seit dem Jahre 1938, in dem von allen Be- 
teiligten nur noch Teilzahlungen geleistet worden waren, sind die Zah- 
lungen an den Obligationenfonds ganz eingestellt; der letzte Zinsschein, 
der auf Grund dieser Teilzahlungen noch mit einer Teilausschüttung von 
0,25 Dollar bedient worden ist, war der zum 1. März 1939 gewesen. 


An der Finanzierung der Südbahn war französisches Kapital in weit 
überwiegendem Maße beteiligt, und auch heute noch befindet sich die 
Mehrheit der Obligationen in französischen Händen. Das Aktienkapital 
der Gesellschaft wurde nach dem Akkord von Rom mit rd. 29 Mio Gold- 
franken neu festgesetzt; in der Zwischenzeit ist es durch den Ankauf von 
Aktien bis auf rd. 20 Mio Goldfranken getilgt und befindet sich zum weit 
überwiegenden Teil in italienischem Staatsbesitz. Eine Dividendenaus- 
schüttung hierauf hat bisher nicht stattgefunden. 

Am 


© 
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Bezüglich der Organisation der Gesellschaft ist schließlich noch 
hervorzuheben, daß der Sitz der Gesellschaft Wien war und daß der 
Verwaltungsrat der Gesellschaft aus 29 Mitgliedern bestand, und zwar 
aus 8 Mitgliedern — nämlich von jedem Staat 2 —, die von der General- 
versammlung auf Vorschlag der betreffenden Staaten gewählt wurden, 
aus 17 freigewählten und aus 4 Vertretern der Obligationäre. 


Entsprechend der allgemeinen Einstellung der deutschen Regie- 
rung, wonach das Deutsche Reich nicht Rechtsnachfolger der ehemaligen 
Republik Österreich ist, konnte auch der ehemalige Akkord von Rom, 
der zudem seinen Ausgangspunkt vom Diktat von St. Germain genommen 
hatte und der die Interessen der Obligationäre stark in den Vordergrund 
stellte, nicht anerkannt werden. Die Ansprüche der Obligationäre be- 
liefen sich trotz einer schon durch den Akkord von Rom vorgenommenen 
Herabsetzung auf rd. 377 Mio Goldfranken. Das hatte zur Folge, daß die 
Staaten für die Verzinsung und Tilgung dieser hohen Obligationenschuld 
erhebliche Annuitäten leisten mußten, die außer Verhältnis zu den Er- 
trägen aus den ihnen zum Betrieb überlassenen Gesellschaftsstrecken 
standen. Für das ehemalige Österreich traf dies in besonderem Maße zu; 
die Übernahme der über Gebühr hohen Schuldverpflichtung war nur aus 
der Zwangslage, in der dieses sich damals befand, zu erklären. Denn 
die auf ehemaligem österreichischen Boden liegenden Südbahnstrecken 
warfen damals keinen Gewinn ab. 


Das neue zu Brioni am 10. August 1942 geschlossene Abkommen 
zwischen den Regierungen der beteiligten Staaten und der Donau—Save— 
Adria Eisenbahn-Gesellschaft regelt nunmehr die Verhältnisse der Ge- 
sellschaft — auch soweit die Beziehungen der Staaten untereinander in 
Betracht kommen — in einer der Sachlage und den inzwischen geänder- 
ten politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen gerechter werdenden 
Form. Die starken Überspitzungen des ehemaligen Abkommens von 1923 
sind beseitigt, die Kompliziertheiten der Bestimmungen dieses Abkom- 
mens und der Verwaltung der Gesellschaft ausgemerzt, die Ansprüche 
der Obligationäre durch wesentliche Herabsetzung der Schuld auf ein 
vertretbares Maß zurückgeführt, Die Schuld aus den am 1. Januar 1942 
umlaufenden Schuldverschreibungen und nicht ausgelosten Zinsschein- 
rückständen der Gesellschaft ist auf den Betrag von 86 835 550 Gold- 
franken neu festgesetzt worden. Sie umfaßt 3420 794 Schuldverschrei- 
bungen zu je 22,50 Goldfranken, die einem Kapital von 76 967 865 Gold- 
franken, und Zinsscheinrückstände, die zu den festgesetzten Einlösungs- 
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beträgen einem Kapital von 9 867 685 Goldfranken entsprechen. Das neue 
Abkommen gewährt überdies den Staaten die Möglichkeit, schon vor dem 
Ablauf der Gesellschaftsdauer (1968) das Eigentum an den in den ein- 
zelnen Staatsgebieten gelegenen Gesellschaftsstrecken sich zu beschaf- 
fen, eine Bestimmung, die gerade für Deutschland von besonderer Be- 
deutung ist. Für die Leistungen der Staaten für den Schuldendienst und 
für die Zahlung der für die Dauer des Bestehens der Gesellschaft von den 
Staaten aufzubringenden jährlichen Verwaltungskosten ist für alle be- 
teiligten Staaten eine kapitalmäßige Abgeltung vorgesehen. Schließlich 
sichert eine Revisionsklausel die Möglichkeit, etwa notwendig werdende 
Änderungen des Abkommens in freundschaftlichem Geiste mit den ande- 
ren beteiligten Staaten durchzuführen. 


Wenn entgegen dem Verfahren beim ehemaligen Abkommen von 
Rom, nach dem die beteiligten Staaten unmittelbar mit der Donau—Save— 
Adria Eisenbahn-Gesellschaft ein Abkommen getroffen haben, eine Tei- 
lung des ganzen Vertragswerks in einen Vertrag zwischen den Staaten 
und in ein Abkommen zwischen den Regierungen der beteiligten Länder 
und der Gesellschaft stattgefunden hat, so entspricht dies der Auf- 
fassung, daß die Gesellschaft bei einem derartigen Staatenvertrag nicht 
gleichzeitig als Vertragsteil miterscheinen sollte. Der Vertrag zwischen 
den beteiligten Staaten enthält in der Hauptsache die Billigung des das 
ehemalige Abkommen von Rom ersetzenden Abkommens zwischen den 
Regierungen der vertragschließenden Staaten und der Gesellschaft und 
sieht nach Ratifikation des Vertrages durch alle vier beteiligten Staaten 
die Rückwirkung zum 1. Januar 1942 vor. 


Der Gesellschaft, die ihren Sitz in Wien behält und die hinsichtlich 
ihres Eisenbahnvermögens — ihr Privatvermögen interessiert hier zu- 
nächst nicht — gewissermaßen nur noch als Finanzgesellschaft bestehen 
bleibt, sind für die Zeitdauer ihres Bestehens zur Erfüllung ihrer inter- 
nationalen Aufgaben — Durchführung des Obligationendienstes — ge- 
wisse Vorrechte in Abweichung von den gesetzlichen Bestimmungen der 
vertragschließenden Staaten eingeräumt worden, Diese Vorrechte hören 
mit Beendigung der Gesellschaftsdauer auf, dann gelten lediglich die 
Rechtsvorschriften des Staates, in dem die Gesellschaft ihren Sitz hat. 


“Der Verwaltungsrat, der während der Geltung des ehemaligen Ab- 


kommens von Rom aus 29 Mitgliedern bestand, ist auf 18 Mitglieder ver- 
ringert worden. Auf Deutschland entfallen hiervon mindestens 3 Sitze. 
Den Vertretern der Obligationäre (Komitee der Obligationäre) ist im 
Gegensatz zu früher eine unmittelbare Mitgliedschaft im Verwaltungsrat 
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nicht mehr eingeräumt. Sie nehmen grundsätzlich an den Sitzungen des 
Verwaltungsrats nur dann teil, wenn die Obligationäre berührende Fra- 
gen besprochen werden und dann auch nur mit beratender Stimme. 


Die Zusammenarbeit der vertragschließenden Staaten und der ver- 
schiedenen beteiligten Stellen zur Förderung und Erleichterung des 
zwischenstaatlichen Verkehrs auf den Linien der Gesellschaft, vor allem 
des Seehafenverkehrs mit den Adriahäfen, soll — unbeschadet der den 
Staaten zustehenden Tarifhoheit — durch ein Verkehrskomitee, das auch 
nach dem Abkommen von Rom schon mit erweiterten Zuständigkeiten be- 
standen hatte, sichergestellt werden. In dieses Verkehrskomitee sollen 
von jedem Staat eines der von ihm ernannten Verwaltungsratsmitglieder 
(der Präsident des Verwaltungsrats für den von ihm vertretenen Staat) 
und außerdem ein Eisenbahnverkehrsfachmann in leitender Stelle ent- 
sendet werden. Der Generaldirektor der Gesellschaft hat in diesem Ver- 
kehrskomitee die Aufgaben eines Generalsekretärs. Den Vorsitz im 
Komitee führt der Präsident des Verwaltungsrats. 


Die Beibehaltung dieses Verkehrskomitees entsprach in der Haupt- 
sache den italienischen Wünschen. Italien hofft auf diese Weise den 
Verkehr seiner Adriahäfen zu fördern und einen mittelbaren Einfluß 
auf die beteiligten Eisenbahnverwaltungen, vor allem im Sinne einer 
künftigen Gestaltung der Eisenbahntarife nach Triest und Fiume 
(Sussa) zu erhalten. Das Verkehrskomitee kann allerdings nur emp- 
fehlende Beschlüsse fassen, so daß die beteiligten Regierungen in Fragen 
der Verkehrspolitik keine Bindung erfahren. 


Entsprechend der Regelung im ehemaligen Abkommen von Rom 
liegt bei grundsätzlichem Fortbestand des juristischen Eigentums der 
Gesellschaft an den Eisenbahnstrecken die Betriebsführung auf den Ge- 
sellschaftsstrecken den vertragschließenden Staaten innerhalb ihrer 
Staatsgebiete ob. Für Deutschland ist diese Bestimmung im wesentlichen 
gegenstandslos, da von der Bestimmung Gebrauch gemacht werden wird, 
daß jeder Staat durch Hingabe von auf Grund des ehemaligen Ab- 
kommens von Rom ausgegebenen Schuldverschreibungen oder von rück- 
ständigen Zinsscheinen im Wert von mindestens der Hälfte seiner zu 
3% für die Dauer des Bestehens der Gesellschaft, also für einen Zeit- 
raum von 27 Jahren kapitalisierten Jahreszahlung vorzeitig das volle 
und uneingeschränkte Eigentum an den auf seinem Gebiet gelegenen 
Strecken der Gesellschaft erwerben kann. Damit werden ver- 
kehrs- und wirtschaftspolitisch wichtige Strecken 
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von über 1000 km in das Reichseisenbahnvermögen 
überführt werden können, 


Die Schuldverpflichtungen der Staaten sind nach dem schon im 
Abkommen von Rom geltenden Verteilungsschlüssel, der unter Berück- 
sichtigung der neuen Grenzziehung berichtigt worden ist, aufgeteilt wor- 
den, Der deutsche Anteil beträgt danach 51,1 %, der italienische 28,7 %, 
der kroatische 24 % und der ungarische 17,8 %. 


Wie im ehemaligen Abkommen von Rom hat sich Italien auch im 
neuen Abkommen zur Zahlung eines jährlichen besonderen Beitrags ver- 
pflichtet, der auf Grund des aus dem Ausland kommenden und nach dem 
Ausland abgehenden Eisenbahn-Seeverkehrs zu ermitteln ist, der sich in 
beiden Richtungen über die Häfen von Triest und Fiume abwickelt; und 
zwar bezahlt Italien, wenn diese Gütermenge für den Hafen von Triest 
eine Menge von 740 000 t und für den Hafen von Fiume eine Menge von 
420000 t übersteigt, für jede Tonne des Mehrverkehrs einen Beitrag 
von бию Goldfranken. Dieser besondere Beitrag Italiens ist jährlich auf 
einen Mindestbetrag von 500 000 Goldfranken und auf einen Höchst- 
betrag von 1 Mio Goldfranken festgesetzt. Wie schon erwähnt, war im 
ehemaligen Abkommen von Rom dieser Beitrag mit 2 Goldfranken für 
jede 650 000 + übersteigende Tonne und auf einen Höchstbetrag von 
4 Mio Goldfranken festgesetzt worden. Die nun eingetretenen Herab- 
setzungen entsprechen einmal der allgemeinen Zurückführung der finan- 
ziellen Belastung der Staaten, zum anderen der bedeutenden Erhöhung 
der beitragspflichtigen Tonnenmenge durch Einbeziehung des Hafens 
von Fiume (einschließlich des ehemals jugoslawischen Hafens von 
Sussa), für den im ehemaligen Abkommen von Rom keine Vorsorge ge- 
troffen war, weil er im Jahre 1923 noch nicht zu Italien gehörte. Eine 
wesentliche Vereinfachung der Beitragsermittlung, die früher oft zu 
langen Auseinandersetzungen geführt hat, ist dadurch erreicht worden, 
daß zu diesem Zweck die amtlichen statistischen Veröffentlichungen die- 
ser beiden Häfen herangezogen werden. Nach dem ehemaligen Ab- 
kommen von Rom hatte dieser Sonderbeitrag Italiens der Einlösung rück- 
ständiger Zinsscheine zu dienen. Da die rückständigen Zinsscheine nun- 
mehr aus den Reserven des Obligationenfonds getilgt werden, ist es nicht 
mehr notwendig, für sie einen besonderen Fonds zu bilden, Der als Min- 
destbetrag feststehende Teil dieser Sonderannuität Italiens von 500 000 
Goldfranken ist daher zusammen mit den Jahreszahlungen der Staaten 
für den allgemeinen Zinsen- und Tilgungsdienst der Schuldverschreibun- 
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gen bestimmt. Von dem den Mindestbetrag übersteigenden Überschuß 
wird die Hälfte einem Reservefonds für die Gebarung der Gesellschaft 
zugewiesen, bis dieser den Betrag von 1 Mio Goldfranken erreicht hat; 
der Rest wird den Staaten, die ihre sämtlichen Zahlungen fristgemäß ge- 
leistet haben, auf ihre Zahlungsverpflichtungen im Verhältnis des Auf- 
teilungsschlüssels gutgebracht. Der Unabhängige Staat Kroatien hat 
ebenfalls eine Sonderannuität durch die Übernahme der ehemaligen jugo- 
slawischen Schuld für den Rückkauf der Strecke Zagreb—Karlovac in 
Höhe von 100 000 Goldfranken zu leisten. Beide Sonderzahlungen dienen 
grundsätzlich dem Schuldendienst der Gesellschaft und mindern dadurch 
die Annuitäten, die den Staaten obliegen. Die Jahreszahlungen betragen 
unter Berücksichtigung dieser Verhältnisse 


für Deutschland . . . . . . 1698 673,76 Goldfranken, 
für Halen . © 2.» 1 964 049,04 D ` 
tür Kroatien . WU). (з, 79 781,15 б H 
für Ungarn ай науа 591 710,24 mm 


Diese Zahlungen, die, wie bereits angedeutet, auch im Weg der Kapitali- 
sierung, unter Abrechnung eines Zwischenzinses von 3 %, geleistet wer- 
den können, bilden eine Gesamtannuität von 3 324 214,79 Goldfranken, die 
zu 3% einem Kapital von 60 922 987,42 Goldfranken entspricht. 


In den erwähnten Jahresannuitäten der Staaten ist auch ein Anteil 
für Verwaltungskosten enthalten, zu dessen Aufbringung sich die Staaten 
für die Dauer des Bestehens der Gesellschaft verpflichtet haben. Die 
Verwaltungskosten der Donau—Save—Adria Eisenbahn-Gesellschaft be- 
liefen sich nach dem ehemaligen Abkommen von Rom auf jährlich 1,3 Mio 
Goldfranken; sie sind nunmehr auf den Höchstbetrag von 940 000 Gold- 
franken jährlich herabgesetzt worden. In der bereits erwähnten Revi- 
sionsklausel ist auch gerade für die Verwaltungskosten die Möglichkeit 
einer erweiterten Ermäßigung vorbehalten worden. Nicht verbrauchte 
Verwaltungskostenbeträge werden anteilig den Staaten gutgebracht. 


Im übrigen erfolgt die Tilgung der Schuldverschreibungen nach 
dem einen Bestandteil des Abkommens bildenden Tilgungsplan im Wege 
des freihändigen Rückkaufs oder durch Verlosung. Erfolgt die Tilgung 
im Wege der Verlosung, во ist diese jährlich am 1. Dezember vorzu- 
nehmen, Die Einlösung der gezogenen Stücke hat am darauffolgenden 
1. März zum Nennwert von je 22,50 Goldfranken zu erfolgen. Die Ver- 
zinsung der Schuldverschreibungen — grundsätzlich 3% — wird jähr- 
lich vom Komitee der Obligationäre im Einvernehmen mit der Gesell- 
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schaft festgesetzt. Die Jahreszinsscheine sind innerhalb der ersten sechs 
Monate des folgenden Jahres, erstmals im Jahr 1943 für 1942, einzu- 
lösen. Bei Einlösung der Zinsscheine für das Jahr 1942 werden die am 
1. Januar 1942 umlaufenden Schuldverschreibungen abgestempelt, um die 
Herabsetzung ihres Nennwertes auf 22,50 Goldfranken ersichtlich zu 
machen. Für die Zinsscheine der Jahre 1939, 1940 und 1941 wird keine 
Vergütung geleistet. Der Einlösungsbetrag für die umlaufenden rück- 
ständigen und noch nicht ausgelosten Zinsscheine mit Fälligkeit bis ein- 
schließlich 1. Januar 1923 wird mit je 0,50 Goldfranken für die Fällig- 
keiten bis einschließlich 1. Januar 1919 und mit је 0,35 Goldfranken für 
die Fälligkeiten vom 1. April 1919 bis einschließlich 1. Januar 1923 fest- 
gesetzt. Für die Einlösung dieser rückständigen Zinsscheine werden die 
Reserven des alten Obligationenfonds herangezogen. 


Wie im ehemaligen Abkommen von Rom ist zur ausschließlichen 
Vertretung der Interessen der Obligationäre ein aus drei Mitgliedern be- 
stehendes „Komitee der Obligationäre“ vorgesehen. Da nach Einlösung 
der in deutschem Besitz befindlichen Schuldverschreibungen im wesent- 
lichen nur ausländische, insbesondere französische Besitzer von Schuld- 
verschreibungen vorhanden sein werden, wurde der Sitz des Komitees in 
Paris belassen. Ebenso war es zweckmäßig, die Gestaltung der Haftung 
für die Obligationenschuld entsprechend der bisherigen Regelung im ehe- 
maligen Abkommen von Rom unverändert zu lassen. Demgemäß wird 
auch nach dem neuen Abkommen zur Abwicklung des Schuldendienstes 
ein Obligationenfonds gebildet. An diesen Fonds hat die Gesellschaft die 
für den Schuldendienst vorgesehenen Jahreszahlungen der Staaten zu 
leisten. Der Obligationenfonds gehört der Gesamtheit der Besitzer der 
Schuldverschreibungen und wird für deren Rechnung von dem Komitee 
der Obligationäre selbständig verwaltet. Die Besitzer von Schuldver- 
schreibungen und Zinsscheinen sind mit allen ihren Rechten und An- 
sprüchen ausschließlich auf die Mittel dieses Fonds verwiesen. 


Die Ansprüche aus ausgelosten und nicht eingelösten Schuldver- 
schreibungen der Gesellschaft verjähren in 20 Jahren. Für Zinsscheine 
beträgt die Verjährungsfrist 5 Jahre. 


Das Komitee der Obligationäre verfügt nach dem Abkommen von 
Rom aus der Verwaltung des alten Obligationenfonds noch über Ver- 
mögenswerte, die allerdings zum erheblichen Teil im Ausland, insbe- 
sondere Amerika und England, festliegen. Soweit diese Vermögenswerte 
nicht für den bereits erwähnten Hauptzweck, nämlich für die Einlösung 
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der rückständigen Zinsscheine herangezogen werden, sind sie sobald als 
möglich an die Gesellschaft herauszugeben. Sie werden sodann bestimm- 
ten Reservefonds der Gesellschaft, insbesondere einem Pensionsfonds für 
das ständige Personal der Generaldirektion zugeführt. Der Pensions- 
fonds bildet ein dem Zugriff Dritter entzogenes Zweckvermögen der Ge- 
sellschaft. Im übrigen haftet die Gesellschaft für die Bezahlung der 
Aktiv- und Ruhebezüge der Bediensteten. Für die Bezahlung der Aktiv- 
und Ruhebezüge der Bediensteten des Pariser Büros haftet das Komitee 
der Obligationäre, 


Wie bereits angedeutet, hat die Gesellschaft neben dem hier be- 
handelten Eisenbahnvermögen ein nicht unbedeutendes Vermögen, das 
nicht den im neuen Abkommen vorgesehenen Zwecken dient (Privatver- 
mögen). Dieses Privatvermögen wird in der Rechnungsführung der Ge- 
sellschaft getrennt behandelt werden. Die Gesellschaft wird im übrigen 
für den 1. Januar 1942 eine Eröffnungsbilanz aufstellen, in der alle Ände- 
rungen auf Grund des neuen Abkommens berücksichtigt werden. Diese 
Bilanz wird wie bisher in Goldfranken nach den vom Verwaltungsrat ge- 
nehmigten Grundsätzen aufgestellt und wird als Grundlage für die künf- 
tige Rechnungsführung dienen. 


Zugleich mit dem neuen Abkommen sind auch neue Statuten für 
die Gesellschaft aufgestellt worden. 


Die gegenwärtigen Verhältnisse auf wirtschaftlichem, insbesondere 
devisenwirtschaftlichem Gebiet, haben die Vereinbarung von Übergangs- 
bestimmungen für die Durchführung des Schuldendienstes und für die 
devisenmäßige Behandlung der Gesellschaft notwendig gemacht, Diese 
Übergangsbestimmungen sind in Sonderprotokollen festgelegt, die als 
Anlagen einen Bestandteil des Abkommens bilden, 


Das „Protokoll über die Zahlungen“ schränkt im wesentlichen, so- 
lange in den einzelnen Staaten die Devisenbewirtschaftung besteht, die 
im Abkommen enthaltenen Bestimmungen über die von den Staaten zu 
leistenden Zahlungen ein. Die für den Schuldendienst der Gesellschaft 
bestimmten Beträge sind nach den Ländern, in denen der Schuldendienst 
durchzuführen ist, grundsätzlich im Rahmen der Verrechnungsabkommen 
zu überweisen, die zwischen diesen Ländern und den vertragschließenden 
Staaten bestehen. Ist die Zahlung im Verrechnungswege nicht möglich, 
so wird sich die Gesellschaft mit dem betreffenden vertragschließenden 
Staat wegen des Zahlungsweges ins Einvernehmen setzen. Entsprechend 
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wird für die zu leistenden Verwaltungskostenbeiträge bestimmt, daß die 
zur Deckung der Verwaltungskosten erforderlichen Zahlungen nach dem 
Ausland grundsätzlich im Verrechnungswege zu leisten sind. Die Be- 
stimmungen des Abkommens über den Zahlungsverkehr, wonach die Zah- 
lung, sofern sie in Geld effektiv erfolgt, nach Wahl der Gesellschaft in 
den Währungen jener Länder erfolgen soll, in denen keine Beschränkun- 
gen für den Devisenverkehr bestehen, finden uneingeschränkt erst dam 
Anwendung, wenn in keinem der vertragschließenden Staaten eine 
Devisenbewirtschaftung mehr besteht. 


Das „Protokoll über Erleichterungen devisenrechtlicher Natur“ ist 
das Ergebnis eingehender Verhandlungen mit Italien über die devisen- 
rechtliche Stellung der Gesellschaft und ihrer Beamten. Unter Hinweis 
auf den internationalen Charakter der Gesellschaft war zunächst der 
Wunsch nach völliger Freistellung von allen devisenrechtlichen Be- 
schränkungen geäußert worden. Die getroffene Vereinbarung räumt der 
Gesellschaft und ihren Beamten nichtdeutscher Staatsangehörigkeit im 
wesentlichen die gleichen Vorrechte ein, die auch andern Devisen- 
inländern ausländischer Staatsangehörigkeit zugebilligt werden. 


Das „Protokoll über die steuerliche Behandlung der Donau—Save— 
Adria Eisenbahn-Gesellschaft“ enthält eine Reihe von Steuererleichte- 
rungen für die Gesellschaft, die in den Grundzügen der bereits bisher 
geübten Praxis entsprechen. 


Das Komitee der Obligationäre hat in seiner Eigenschaft als aus- 
schließliche Vertretung der Besitzer von Schuldverschreibungen nach 
Artikel 30 des ehemaligen Abkommens von Rom dem neuen Abkommen 
mit seinen Beilagen zugestimmt und erklärt, daß es mit der Regelung 
der Rechtsverhältnisse der Besitzer der noch nicht zur Rückzahlung 
fällig gewordenen Schuldversthreibungen und Zinsscheine einverstanden 
sei. Es hat sich unter anderem verpflichtet, für den 1. Januar 1942 eine 
Eröffnungsbilanz in Goldfranken über das Vermögen des Obligationen- 
fonds aufzustellen, in der alle Änderungen, die nach dem neuen Abkom- 
men eintreten, berücksichtigt werden sollen. Diese Eröffnungsbilanz wird 
als Grundlage für die künftige Rechnungslegung des Obligationenfonds 
dienen und wird, ebenso wie alle künftigen Bilanzen, durch das Komitee 
der Obligationäre im Einvernehmen mit der Gesellschaft aufgestellt, der 
Generalversammlung vorgelegt und gleichzeitig mit dem Rechnungs- 
abschluß der Gesellschaft veröffentlicht werden. 
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Die recht langwierigen und schwierigen Verhandlungen, auf Grund 
deren es zu dieser Neuregelung gekommen ist, sind im Geiste der Freund- 
schaft unter den vier beteiligten Staaten, die durch den gemeinsamen 
Kampf um die Lebensrechte ihrer Völker noch vertieft worden ist, ge- 
führt worden. So ist wohl für alle Teile eine befriedigende Lösung ge- 
funden worden. Wenn dabei die Obligationäre eine nicht unwesentliche 
Herabsetzung ihrer Forderungen haben in Kauf nehmen müssen, so 
dürfte für sie doch von nicht zu unterschätzendem Vorteil sein, daß nun- 
mehr der Schuldendienst unbedingt sichergestellt worden ist. 
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Die Entwickelung der Donau-Save-Adria Eisenbahn-Gesellschaft 
vom Ende des Weltkriegs bis Anfang 1938. 


Von der Generaldirektion der Gesellschaft in Wien. 


In dem historischen Rückblick „Die österreichische Südbahn“ (Arch. 
für Eisenbahnwesen 1941 S. 929 ff.) schildert Dr. Karl Feiler die 
wechselvollen Schicksale dieses Unternehmens bis zum Ende des Welt- 
krieges und bis zum Abkommen von Rom im Jahr 1923, das der Gesell- 
schaft den Namen „Donau-Save-Adria Eisenbahn-Gesellschaft“ gab. 

Wenn im folgenden versucht werden soll, die weitere Entwick- 
lung dieses Unternehmens, hauptsächlich vom finanziellen Standpunkt 
aus, bis zum Jahr 1938 zu schildern, also während eines Zeitraumes, in 
welchem das römische Abkommen seine Entwicklung bestimmte, so 
müssen wir, um die Lösung beurteilen zu können, die dieses Abkommen 
für die Südbahnfrage bedeutete, noch auf die wichtigsten Momente ein- 
gehen, welche die Südbahnfrage seit Verkauf des oberitalienischen Netzes 
im Jahr 1875 beeinflußten. 

Unter Südbahnfrage verstand man vor dem Weltkrieg gemeinhin 
die finanziellen Schwierigkeiten des Unternehmens, die, wenn keine 
Lösung gefunden wurde, nicht nur für die unmittelbar davon Betrof- 
fenen, sondern angesichts der Höhe des auf dem Spiel stehenden Kapitals 
auch für die österreichische Wirtschaft im allgemeinen die unangenehm- 
sten Folgen haben mußte. 

Die Schwierigkeiten bestanden in der Unmöglichkeit, aus dem 
Erträgnis des Bahnbetriebes weiterhin die Lasten des Schuldendienstes 
und darüber hinaus die der Erneuerung und Erweiterung der Bahn- 
anlagen herauszuwirtschaften. Allgemein nimmt man an, daß die 
Schwierigkeiten auf Fehler bei der Gründung und bei der Kapital- 
ausstattung des Unternehmens zurückgehen. Diese Ansicht bildete die 
Hauptstütze dafür, daß man meinte, die Opfer für eine Sanierung müßten 
ausschließlich von den Geldgebern getragen werden. Wir wollen diese 
Ansicht, die zum Verständnis des Folgenden eine wesentliche Voraus- 
setzung bildet, einer kurzen Prüfung unterziehen. Wie bekannt, ver- 
kaufte die Staatsverwaltung im Jahr 1858 die Linie Wien—Triest und 
eine Reihe anderer zum Teil noch im Bau befindlicher Linien zu einem 
unter den Baukosten liegenden Preis an das Gründerkonsortium, das 
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auf Grund der ihm verliehenen Konzession die Verpflichtung übernahm, 
die im Bau befindlichen Linien fertigzustellen, eine Reihe anderer 
Strecken neu zu erbauen und durch Übernahme der Linien anderer Ge- 
sellschaften (lombardisch-venezianische Eisenbahn, Franz Josefs Orient- 
bahn, Kärntnerbahn) ein in sich geschlossenes Bahnnetz herzustellen. 
Heute ist man geneigt, dieses Vorgehen der Staatsverwaltung als unver- 
ständlich zu bezeichnen, und auch seinerzeit waren zahlreiche Stimmen 
zu hören, die dieses Vorgehen heftig tadelten und darin eine Verschleu- 
derung des Staatsvermögens und eine Auslieferung der Eisenbahnen an 
das Privatkapital erblickten, Bei der Beurteilung des Vorgehens der 
Staatsverwaltung müssen wir an den Staat aus der Mitte des 19. Jahr- 
hunderts denken, dem nicht die Machtmittel des heutigen Staates zur 
Verfügung standen und der zur Überwindung finanzieller Schwierig- 
keiten, namentlich nach der blutigen Niederwerfung der 1848er Revo- 
lution und in einer Zeit kriegerischer Vorbereitungen nicht daran denken 
konnte, aus eigenen Mitteln das begonnene Werk das Ausbaues der 
Eisenbahnen fortzusetzen. Es lag auf der Hand, daß man auf der Suche 
nach einem Ausweg aus den finanziellen Nöten des Staates und nach 
einer Sanierung der Währung auf die Idee kam, das Privatkapital zum 
Bahnbau heranzuziehen, namentlich auch wegen der Erfolge, die sich 
auf diesem Wege in Westeuropa einstellten. Es war ja die Zeit, in der 
der wirtschaftliche Liberalismus die Entwicklung bestimmte. Minister 
Freiherr von Bruck war nur einer der vielen, die liberales Gedanken- 
gut in die Wirklichkeit umsetzten!. Es war im wesentlichen sein Konzept, 
dem Privatkapital den Ausbau des Bahnsystems in dem großen Gebiet 
zu übertragen, das durch die Donau im Norden und Osten und durch 
das Mittelmeer im Süden begrenzt war. Wir wollen uns aber in erster 
Linie mit dem Problem der Kapitalausstattung der Gesellschaft befassen, 
das die Ursache der späteren Schwierigkeiten werden sollte. Die Gesell- 
schaft hatte also die Aufgabe übernommen, ein Kapital aufzubringen, 
groß genug, um den Kaufschilling für die erstandenen Staatsbahnen und 
die Baukosten der neuen Linie zu decken. Das Unglück wollte es, daß 

1 Als Sohn eines Handwerkers in Elberfeld hatte er sich, auf der Fahrt 
zur Teilnahme an den griechischen Freiheitskämpfen begriffen, in Triest nieder- 
gelassen, war dort zum Gründer des Österreichischen Lloyd geworden und konnte 
schließlich als Handels- und später als Finanzminister manche bahnbrechende Tat 
vollbringen. Ihm, den seine Zeitgenossen als ein Bild deutscher Kraft und 
Unternehmungslust schildern, eine große Gestalt mit blondem Haar und blauen 
Augen, gelang es, nicht nur die Zwischenzoll-Linie zwischen Österreich und Un- 
garn niederzulegen, er war auch der Vorkämpfer einer österreichisch-deutschen 
Zollunion. Auf ihn ist schließlich auch die Gründung der Österreichischen Credit- 
anstalt zurückzuführen. 
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das Kapital in einer Zeit beschafft werden mußte, in der eine politische 
Krise die andere ablöste, erinnern wir uns nur an die Kriege 1859, 1864, 
1866, 1870/71, 1878, daß aber gleichwohl oder vielmehr eben deswegen 
der rechtzeitige Ausbau der Bahnlinien für den Staat um so wichtiger 
wurde. Der Vorteil des scheinbar billigen Erwerbes der Staatsbahnen 
— scheinbar deswegen, weil er billig nur gegenüber den Baukosten, die 
der Staat ausgegeben hatte, nicht aber gegenüber dem tatsächlichen 
Ertragswert der übergebenen Linien war, denn die Linien waren, soweit 
überhaupt ihr Bau beendet war, nur mangelhaft ausgestattet — wurde 
rasch wettgemacht durch die teuere Geldbeschaffung. Sie war zunächst 
überhaupt nur auf dem Pariser und Londoner Platz möglich. Immerhin, 
das Kapital wurde aufgebracht. Die Südbahn hat in den Jahren ihrer 
Gründung bis 1880 ein Kapital im Nennwert von 2,5 Milliarden Francs 
aufgebracht, darunter etwa 1/7 in Aktien, die al рагі eingezahlt wurden, 
und %/з in 3%igen Obligationen, die durchschnittlich mit 47,15 % begeben 
werden konnten, so daß insgesamt etwa 1,4 Mrd Francs gegen ca. 6%ige 
Zinsen! erlöst wurden. 


Man hat eingewendet, die Gesellschaft hätte einen größeren Teil 
ihres Kapitals in Aktien und einen kleineren in Obligationen beschaffen 
sollen. Gerade das gestattete die Marktlage nicht, denn man mußte sich 
den Wünschen des Anlagepublikums, in diesem Fall des französischen 
Sparers, anpassen; es wurde daher das Verhältnis zwischen Aktien und 
Obligationen dem bei den französischen Eisenbahngesellschaften üblichen 
angepaßt, um die Titel aufnahmefähiger für den Pariser Markt zu 
machen. Wenn man nun berücksichtigt, daß das aufgenommene Kapital 
innerhalb der Konzessionsdauer zu tilgen war und daß bei einer zunächst 
durchschnittlich 84jährigen Tilgungsdauer und bei 6%iger Verzinsung 
eine Annuität von Ga % jährlich erforderlich war, daß darüber hinaus 
die Kosten für die volle Erhaltung der Betriebsfähigkeit der Bahnanlagen 
und entsprechend dem technischen Fortschritt ihre schrittweise Moderni- 
sierung aus dem Betrieb herausgewirtschaftet werden mußten, dann 
können wir die Aufgaben beurteilen, denen sich die Gesellschaft bald 
nach ihrer Gründung gegenübergestellt sah. 


Eine wesentliche Veränderung der eben skizzierten Arbeitsbedin- 
gungen für das Privatkapital wurde durch das Abkommen mit der Staats- 
verwaltung vom Jahre 1867, und zwar zugunsten des Staates bewirkt; 
die Gesellschaft mußte auf die ihr zustehende Reinertragsgarantie gegen 
eine Garantie der Bruttoeinnahmen pro Meile verzichten, die sich für 


à Insgesamt betrug der Erlös aus der Aktien- und Obligationenausgabe 
unter Einrechnung der noch folgenden Emissionen 1,6 Milliarden Franes. 
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die Gesellschaft als wertlos erwies, da die garantierten Bruttoeinnahmen 
von 100 000 fl pro Meile (= 13182 fl ё. W. pro km) nie unterschritten 
wurden. Dagegen wäre die 51/s%ige Reinertragsgarantie, die bis 1867 
für das österreichisch-ungarische Netz noch nicht aktuell geworden war, 
für die später fertiggestellten Linien, namentlich für die Brennerbahn 
und die kärtnerischen und ungarischen Linien, von großer Bedeutung 
geworden. Als Gegenleistung erhielt die Gesellschaft eine Verlängerung 
der Konzessionsdauer bis 1968. 

Diese Tatsachen bestimmten die Gesellschaft, im gleichen Ab- 
kommen auf die Ausübung des Vorrechtes zum Bau weiterer Linien 
(hauptsächlich Arlbergbahn, Rudolfsbahn und Linie Karlstadt—Fiume) 
zu verzichten. Die Folge hiervon war, daß diese Linien vom Staat mit 
hohem Geldaufwand hergestellt wurden und daß für die Südbahn durch 
die entstandene Konkurrenz Einnahmenyerluste eintraten. Eine Ver- 
längerung der Steuerfreiheit, wie sie die Gesellschaft 1867 anstrebte, 
wurde nicht gewährt, und die von 1880 ab zu entrichtenden erheblichen 
Steuern nebst den für die Kotierung der Obligationen in Paris zu zah- 
lenden Kotegebühren waren der Anlaß, einen Teil dieser Mehrausgaben 
durch Kürzung der Obligationen-Kupons von 3 % auf 2,0 %! zu decken. 
Damit mußte das Kapital den ersten Beitrag zur Sanierung leisten. Die 
Gesellschaft war natürlich bemüht, die steigenden Lasten durch Ver- 
besserung der Erträgnisse wettzumachen; zu diesem Zweck erfolgte der 
Bau von Zubringerbahnen, die Förderung des Fremdenverkehrs durch 
Erbauung von Hotelanlagen in Toblach, am Semmering und in Abbazia; 
die „Entdeckung“ der beiden letzteren Kurorte war geradezu das Ver- 
dienst der Südbahn. 

Andererseits führte die politische Entwicklung, das Abklingen des 
Liberalismus, die Bildung von Arbeiterorganisationen zu Lohnbewegun- 
gen („passive Resistenz“) und in der Folge zu Erhöhungen der Personal- 
kosten, die auch durch die um die Jahrhundertwende eintretende Teue- 
rung begründet waren; auch die Modernisierung des Betriebes erforderte 
weitere Geldmittel. So kam es, daß man um diese Zeit erkannte, daß 
das Unternehmen einer grundsätzlichen Sanierung zu unterwerfen sei, 
Diese Sanierung konnte nur durch Erleichterung der Lasten erfolgen, 
die das Unternehmen den Gläubigern und dem Staat gegenüber zu tragen 
hatte. 

Wenn die Staatsverwaltung bei der Konzessionierung sich als Ziel 
gesetzt hatte: den Bau des Bahnnetzes ohne Inanspruchnahme staat- 

1 Da die Obligationen mit 47,35% (Durchschnitt) begeben wurden, be- 
deutete dies in Wirklichkeit eine Kürzung der Verzinsung der Obligationengelder 
von 6,4 auf 5,4%. (D. Herausgeber.) 
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licher Mittel! zu verwirklichen, so ist dieses Ziel, wie unser kurzer Rück- 
blick hier gezeigt hat, voll erfüllt worden. Auch der Betrieb hatte in 
Österreich und Ungarn keinerlei Staatszuschüsse oder Garantiezahlungen 
erfordert. Im Gegenteil, die Staatsverwaltung konnte seit 1880 steigende 
Einnahmen aus den von der Gesellschaft bezahlten Steuern erhalten, die 
im übrigen wesentlich über das Ausmaß der damals im Deutschen Reich 
üblichen Belastung der Privatbahnen hinausgingen. Als einzige Forde- 
rung der Staatsverwaltung bestand der Anspruch auf jenen Teil des Kauf- 
schillings, der aus Reinerträgnissen abzustatten war. 

Demgegenüber hatten die Obligationäre bereits eine Herabsetzung 
ihrer Verzinsung auf Zu hinnehmen müssen, und die Dividende der 
Aktien, die im Maße der Anspannung der finanziellen Lage gesunken 
war, verschwand von 1901 ab. Bei objektiver Betrachtung ergibt sich 
also, daß von einer Ausbeutung durch das Privatkapital nicht gut die 
Rede sein kann. Es lag ja auch in der Natur des Geschäftes, daß die 
Vorleistung, d. h. der Import des Kapitals und der Bau der Bahn, von 
der Gesellschaft erbracht werden mußte, daß aber die Gegenleistung, die 
Erzielung hoher Gewinne für das investierte Kapital, wesentlich von der 
weiteren Entwicklung, namentlich aber vom Verhalten der Staatsver- 
waltung abhing. Dieses wieder war durch die unerfreuliche politische 
Entwicklung und damit durch die Finanznot des Staates bestimmt. 

Dieser kurze Rückblick auf die Entwicklung der Südbahn bis zu 
ihrer Sanierung war notwendig, um es verständlich zu machen, daß eine 
Sanierung des Unternehmens nur durch Zugeständnisse von Gläubigern 
und Staat denkbar war. Um diese Frage, um die Verteilung der Opfer, 
drehten sich auch alle Verhandlungen bis zum römischen Abkommen vom 
Jahr 1923. Zuerst half man sich mit alljährlichem Aufschub der plan- 
mäßigen Tilgungen der Obligationen im Einvernehmen mit dem gericht- 
lich bestellten Obligationen-Kurator. Die Staatsverwaltung wieder stun- 
dete die fälligen Kaufschillingsraten. Als man dann 1915 zu einer Eini- 
gung über eine radikale Entlastung des Unternehmens (Herabsetzung 
von Obligationen- und Aktienkapital, Reinertragsgarantie des Staates 
oder Tariferhöhungen, ja sogar Aufnahme eines neuen Anlehens) ge- 
kommen war, verhinderte der Ausgang des Krieges die Durchführung 
des formell abgeschlossenen Abkommens. 

Damit sind wir zum Ausgangspunkt unseres Themas gelangt. Das 
Kriegsende 1918 hatte alle für die Entwicklung der Gesellschaft schon 
bisher wirksamen ungünstigen Momente in einem katastrophalen Um- 
fang erweitert. 

Abgesehen von dem schon in der Konzessionsurkunde vom Jahre 1858 
zugesagten Staatsbeitrag zum Bau der Linien St, Peter—Fiume und Villach— 
Franzensfeste, 

Archiv für Eisenbahnwosen. 1942, 45 
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Der Bahnbetrieb sah sich nach den militärischen Ereignissen 
im Oktober 1918 vor der gewaltigsten Aufgabe, die ihm je zugemutet 
worden war. Die Truppen mußten in größter Unordnung heimbefördert 
werden, Das Eisenbahnnetz kam in vier Staaten zu liegen; das nunmehr 
österreichische und das italienische Netz bestanden aus mehreren, zu- 
sammenhanglosen Strecken, die eine rationelle Betriebsführung als un- 
möglich erscheinen ließen, Das italienische Netz wurde auf Grund des 
Waffenstillstandsvertrages von den italienischen Staatsbahnen in Be- 
trieb genommen, für das neue jugoslawische Netz wurde eine eigene 
Betriebsdirektion in Laibach errichtet. Der Verkehr zwischen den ein- 
zelnen Dienststellen war sehr erschwert, wenn nicht ganz unmöglich. Die 
größte Schwierigkeit für die Aufrechterhaltung des Verkehrs war die 
Kohlennot. Im Jahr 1919 konnte der Zugverkehr überhaupt nur nach 
Maßgabe der eintreffenden Kohlen aufrechterhalten werden. Der Per- 
sonenverkehr wurde schließlich an Sonntagen ganz eingestellt und im 
Güterverkehr wurden nur mehr Lebensmittel und Brennstoffe zur Beför- 
derung angenommen. So sank die Verkehrsleistung 1919 auf ein Drittel 
des Vorjahres. Das hatte einen Einnahmenrückgang zur Folge, der eine 
Deckung der steigenden Betriebsausgaben nicht gestattete. Auch die 
Tariferhöhungen erfolgten meist verspätet, so daß der Bahnbetrieb 
einen wachsenden Abgang aufwies. Zunächst wurden die noch vorhan- 
denen liquiden Mittel aufgezehrt, dann bemühte man sich um Abschlags- 
zahlungen auf die großen Forderungen gegen die ehemalige Heeresver- 
waltung aus Militärtransporten während des Krieges, schließlich blieb 
nur mehr der Weg offen, die Hilfe der Staaten anzurufen, die an der 
Aufrechterhaltung des Bahnbetriebes interessiert sein mußten, 


Die österreichische und die ungarische Regierung gewährten denn 
auch der Gesellschaft Vorschüsse, die aus späteren Überschüssen 
zurückgezahlt werden sollten. Diese staatlichen Vorschüsse, die ersten, 
welche die Gesellschaft seit Bestehen in Anspruch nehmen mußte, waren 
notwendig, um die von den Verwaltungen der Staatsbahnen durch- 
geführten Personalmaßnahmen übernehmen zu können, wozu die Gesell- 
schaft in Österreich schon seit 1907 verpflichtet war. Mit dem durch 
die Geldentwertung gewaltig ansteigenden Personalaufwand hielten die 
Tariferhöhungen nicht Schritt. Daneben ging eine weitere Verschuldung 
gegenüber‘ den Lieferanten von Brennstoffen und anderem Betriebs- 
material vor sich, da die Regierungsvorschüsse nur in dem unbedingt 
erforderlichen Ausmaß gewährt wurden, Die wachsende Verschuldung 
gegenüber Staaten und Gläubigern wurde allerdings durch die zuneh- 
mende Geldentwertung vermindert. 
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Der Betrieb des jugoslawischen Netzes erforderte keine staatliche 
Hilfe, da die jugoslawische Wirtschaft sich nach dem Krieg rasch zu 
erholen begann und vor allem von der Inflation verschont geblieben war. 

Eine der ersten Folgen der bedrängten Lage des Unternehmens 
war die vollständige Einstellung desSchuldendienstes, der 
während des Krieges noch gegenüber den Angehörigen der Zentralmächte 
und neutraler Staaten aufrechterhalten worden war. Den Anlaß für die 
Einstellung des Zinsen- und Tilgungsdienstes der Obligationen bot aller- 
dings auch ein Protest des französischen Gläubigerverbandes, der Asso- 
ciation nationale, die sich dagegen wendete, daß die Gesellschaft wäh- 
rend des Krieges Einlösungen ihrer Werte vorgenommen hatte. 

Für die Einstellung des Schuldendienstes war auch der Umstand 
maßgebend, daß die Gesellschaft wegen der kriegerischen Ereignisse 
ihre Annuitätenforderungen nicht hatte einheben können. Es handelte 
sich hier vor allem um die italienische Annuität von rund 29 Mio Gold- 
franken jährlich, welche der italienische Staat für den Erwerb des ober- 
italienischen Netzes der Gesellschaft seit 1875 zu bezahlen hatte. Dazu 
käm noch die von der ungarischen Regierung seit 1880 zu bezahlende 
Annuität für die Einlösung der Linie Agram— Karlstadt von 600 000 Gold- 
franken jährlich, dann der schon erwähnte Staatsbeitrag zum Bau der 
Linien Villach—Franzensfeste und St. Peter—Fiume und schließlich 
noch eine geringfügige Annuität für den Verkauf eines Sechstel-Anteils ` 
an der Wiener Verbindungsbahn, die die österreichische Regierung zu 
bezahlen hatte. Italien hatte seine Annuität zum letztenmal im Oktober 
1914, also schon nach dem Beginn des Weltkrieges, und zwar zum Teil 
in barem Gold, bezahlt. Die Zahlung der Annuität Agram—Karlstadt 
unterblieb gleichfalls, da die Linie nunmehr gänzlich auf jugoslawischem 
Gebiet lag und Ungarn die Zahlung nicht mehr leistete. Das gleiche galt 
von dem Staatsbeitrag zum Bau der Linien Villach—Franzensfeste und 
St. Peter—Fiume, welche nach den neuen Grenzen zum Teil in Italien, 
zum Teil in Österreich lagen. 

Im Artikel 249 räumte der Friedensvertrag von St. Germain 
Halten дав Recht ein, seine Annuitäten zurückzubehalten und damit zu 
liquidieren, während der österreichische Staat hierfür die Gesellschaft 
schadlos zu halten hatte; wie wir später sehen werden, hat Italien von 
diesem Recht nicht Gebrauch gemacht, und es hatte daher Österreich aus 
diesem Titel keine Lasten zu übernehmen, da es möglich war, im Rahmen 
des Abkommens von Rom über die administrative und technische Reorgani- 
sation der Gesellschaft eine Lösung zu finden, die sowohl für die beiden 
Staaten als auch für die Gesellschaft insofern günstig war, als die gegen- 
ständliche Schuld dem Wesen nach auf Kosten der Obligationäre gelöscht 
wurde, die darauf verzichteten. 

45* 
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Die administrative und technische Reorganisation der Gesellschaft 
war im Artikel 320 des Friedensvertrages von St. Germain und im Ar- 
tikel 304 des Friedensvertrages von Trianon vorgesehen, Man kann nicht 
sagen, daß diese Bestimmung eine harte Bedingung darstellt, welche von 
den siegreichen Ländern auferlegt wurde, denn sie lag im allgemeinen 
Interesse aller beteiligten Staaten, und zwar sowohl der siegreichen, als 
auch der besiegten sowie auch im Interesse der Gesellschaft und der Obli- 
gationäre. Man muß sich unwillkürlich fragen, inwiefern eine bessere 
Lösung für die Gesamtheit der Staaten hätte gefunden werden kön- 
nen, zumal letztere angesichts der Lebenswichtigkeit der auf ihrem 
Gebiete gelegenen Südbahn-Linien weder an der Gesellschaft desinter- 
essiert sein konnten, noch in den Besitz der Linien hätten gelangen 
können, ohne schwere Opfer für ihre Einlösung zu bringen. 

Die italienische Regierung, welche ап, der wirtschaftlichen Funk- 
tion der Gesellschaft besonders interessiert war, weil sich über ihre 
Linien der Verkehr der Adriahäfen abwickelte, hatte nach dem Kriege 
die Mehrheit der Aktien erworben und auf diese Weise die Geschäfts- 
führung im Verwaltungsrat der Gesellschaft übernommen. 

Auf Grund ihrer Initiative begannen im Jahre 1920 die Verhand- 
lungen zwischen den Staaten, der Gesellschaft und den Gläubigern, um die 
in den Friedensverträgen vorgesehene Reorganisation zu bewerkstelligen. 

* Diese Verhandlungen waren nicht leicht und verliefen in mehreren Pha- 
sen, Im Februar 1921 kam bloß ein sogenanntes „Regime provi- 
soire“ zustande, dessen Zweck es war, der Gesellschaft durch Vor- 
schüsse der betreffenden Staatsverwaltungen die Aufrechterhaltung des 
Bahnbetriebes auf den einzelnen Netzen zu ermöglichen. Erst auf der 
im Sommer 1922 nach Venedig einberufenen Konferenz der beteiligten 
Staaten gelang es, die Grundlagen für ein Abkommen zu entwerfen, Man 
einigte sich in Venedig dahin, daß die beteiligten Staaten der Gesell- 
schaft im Falle der Aufrechterhaltung des Eigenbetriebes gewisse Er- 
trägnisse garantieren sollten. Im Fall des Staatsbetriebes waren die 
gleichen Beträge als Pachtschilling für die Benutzung der Linien zu 
zahlen. Die Wahl zwischen diesen beiden Möglichkeiten war den Staaten 
gelassen. Im Fall des Staatsbetriebes blieben die Linien gleichwohl 
Eigentum der Gesellschaft, die Staaten hatten nur ein Betriebsrecht, das 
bücherlich vor dem Pfandrecht! der Obligationäre einzutragen war. Die 

1 Auf Grund des österreichischen Gesetzes über die Eisenbahnbücher vom 
Jahre 1874 und auf Grund eines analogen ungarischen Gesetzes hatten die Be- 
sitzer von Eisenbahnobligationen, denen eine vorzugsweise Befriedigung — daher 
die Bezeichnung „Prioritätsobligationen“ — aus den Erträgnissen des Bahnunter- 


nehmens zugesichert worden war, ein Pfandrecht (Hypothek) an den Eisenbahn- 
linien, das in den damals errichteten Eisenbahnbüchern eingetragen werden mußte. 
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Höhe der in beiden Fällen zu leistenden staatlichen Zahlungen an die 
Gesellschaft stand in Abhängigkeit von den Bruttoeinnahmen der Linien, 
und zwar wurden sie mit 22,5 % der Bruttoeinnahmen festgesetzt. Wenn 
sich also die Betriebszahl unter 77,5 % bewegte, lag eine Belastung der 
Staaten nicht vor, es wurde bloß ein Anteil an den Einnahmen dem Ka- 
pitaldienst gewidmet. Lag die Betriebszahl über 77,5 %, dann ergab sich 
eine Belastung der Staaten, weil der garantierte Ertrag oder der Pacht- 
schilling nicht verdient wurde. Insgesamt sollte von den Staaten der 
Gesellschaft jährlich eine Summe von mindestens 20 Mio Goldfranken 
gesichert werden. Die Verteilung auf die einzelnen Netze erfolgte nicht 
etwa nach den Bruttoeinnahmen der Netze, was vielleicht logisch ge- 
wesen wäre, sondern nach dem Anlagekapital der einzelnen Netze. Die 
Bruttoeinnahmen wären nicht leicht zu ermitteln gewesen, da für das 
italienische Netz eine eigene Einnahmenermittlung nicht vorlag und 
auch die Aufstellung von Betriebsrechnungen für die übrigen Netze an- 
gesichts der damaligen chaotischen Verhältnisse des gesamten Rech- 
nungsdienstes kaum möglich war. Für die Verteilung nach dem Anlage- 
kapital benutzte man das Mittel zwischen der Verteilung der Bahnlängen 
(unter besonderer, Berücksichtigung der zweigleisigen Linien) und der 
Verteilung der auf dem Baukonto der Gesellschaft bis Ende 1918 ver- 
rechneten Baukosten der einzelnen Linien. Das Ergebnis war der so- 
genannte Akkordschlüssel, der für die finanzielle Auseinandersetzung 
der Staaten auch in anderer Hinsicht von großer Bedeutung war. Öster- 
reich wurde mit 33,3 %, Italien einschließlich Fiume mit 24,6 %, Ungarn 
mit 16,5 % und Jugoslawien mit 25,1 % belastet. 


Die Feststellung der der Gesellschaft zu sichernden Summe von 
mindestens 20, höchstens 30 Mio Goldfranken jährlich (abhängig von 
den Bruttoeinnahmen) bildete nebst der Ausarbeitung des Entwurfes 
für eine Verkehrs- und Transitvereinbarung zwischen den Südbahn- 
staaten das Hauptergebnis der Venediger Konferenz. 


Nach Abschluß der Venediger Konferenz bemühte sich die italie- 
nische Regierung, eine Einigung mit den französischen Gläubigern her- 
beizuführen. Diese Einigung kam nach längeren Verhandlungen zustande, 
Die französischen Gläubiger stimmten einem Verzicht auf die italienische 
Annuität! sowie einer Herabsetzung des Obligationenkapitals um rund 
80 % zu, forderten aber, daß Italien für die von Österreich und Ungarn 
zu zahlende Rente die Garantie übernehme, Italien hatte eine über die 
schlüsselmäßige Quote hinausgehende Belastung übernommen, indem es 
die für die Einlösung der Kuponsrückstände jährlich erforderlichen Be- 


1 Vgl. oben S. 675 und Näheres über die italienische Annuität bei Feiler, 
Arch. f. Eisenbahnw. 1941, S. 969 (Anm. 2) und 972 (Anm. 1). 
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träge bis zu 4 Mio Goldfranken — gegen eventuelle teilweise Rück- 
zahlung — beizutragen versprach. Die Grundsätze für die Lösung der 
finanziellen Fragen, auf die man sich geeinigt hatte, wurden nun in den 
Venediger Entwurf hineingearbeitet und das ganze Elaborat einer neuen, 
im Februar 1923 nach Rom einberufenen Konferenz vorgelegt. 

Nach sechswöchiger Dauer kam die Konferenz in Rom zum Ab- 
schluß eines „Akkords über die technische und administrative Reorgani- 
sation der Gesellschaft“, und zum Abschluß des Transit- und Verkehrs- 
abkommens. Der „Akkord von Rom“ vom 29. März 1923, der nach 
verfassungsmäßiger Genehmigung in allen vier Staaten und nach An- 
nahme durch die Generalversammlung der Aktionäre und den Ausschuß 
der Obligationenbesitzer am 16. Oktober 1923 mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1923 in Kraft trat, bedeutete nach den zahlreichen Sanierungs- 
versuchen der Vorkriegszeit eine grundsätzliche Lösung der Südbahn- 
frage unter Berücksichtigung aller Folgen, die sich aus dem Krieg er- 
gaben. 

Vom finanziellen Standpunkt aus war die Grundidee des neuen Ab- 
kommens, daß die Gläubiger auf 80 % ihrer Forderung, einschließlich der 
italienischen Annuität, verzichten mußten. Der Gesellschaft, als Eigen- 
tümerin der Linien, mußte eine Rente gesichert werden, als garantierte 
Einnahme aus dem Betrieb der Linien oder als Vergütung für die Be- 
nutzung der Linien, welche es ermöglichen sollte, die Obligationenschuld 
innerhalb der restlichen Konzessionsdauer zu verzinsen und zu tilgen. 
Daß auch die Aktionäre ein sehr großes Opfer bringen mußten, versteht 
sich von selbst. So war der Akkord von Rom darauf aufgebaut, daß alle 
Beteiligten Opfer brachten, um die Südbahnfrage ein für allemal zu 
lösen, wobei eine unterschiedliche Behandlung weder der Obligationäre 
nach ihrer Staatszugehörigkeit noch der Staaten erfolgte. In Österreich 
glaubte man unter politischem Druck zu stehen, wenn man es auch nach 
außen nicht kundgab. Bevor wir auf die Einzelheiten der von allen Part- 
nern gemachten Zugeständnisse eingehen, sei noch erwähnt, daß, ebenso 
wie die italienische Annuität, auch der Staatsbeitrag zum 5prozentigen 
Anlehen (d.i. zu den Baukosten der Linien Villach—Franzensfeste und 
St. Peter—Fiume) aufgelassen wurde, daß die Gesellschaft ferner auf die 
Annuität für den verkauften Sechstel-Anteil an der Wiener Verbindungs- 
bahn und auf eine große Forderung an die ehemalige Heeresverwaltung 
für Kriegsschäden und auf jede Entschädigung seitens Italiens für die 
Benutzung der Linien der Gesellschaft seit dem Waffenstillstand ver- 
zichten mußte. Der Gesellschaft wurde dagegen die Bezahlung des Kauf- 
schillingsrestes für die Erwerbung des lombardisch-venetianischen Netzes 
im Jahre 1856, der noch mit einem Betrag von 28,2 Mio Goldfranken aus- 
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haftete, erlassen. Die Annuität für die im Jahre 1880 an die ungarische 
Regierung verkaufte Linie Agram—Karlstadt von 600 000 Goldfranken 
blieb aufrecht. Die Bezahlung dieser Annuität wurde auf Jugoslawien 
übertragen, da es sich um eine auf einer jugoslawischen Linie sicher- 
gestellte Forderung der Gesellschaft handelte, deren Zahlung nach dem 
Friedensvertrag auf Jugoslawien überzugehen hatte. 

Für die einzelnen Partner des Abkommens ergab sich nun folgende 
Lage: 

Die Ansprüche der Gläubiger wurden um rund 80 % ge- 
kürzt. Das Obligationenkapital, welches 2093 Mio Goldfranken betrug, 
wurde um 1622 Mio Goldfranken auf 471 Mio Goldfranken herabgesetzt. 
Die 4 187 256 am 1. Januar 1922, dem Wirksamkeitsbeginn des neuen Ab- 
kommens, noch umlaufenden Frankenobligationen, welche bisher mit je 
500 Goldfranken zu tilgen und mit 13 Franken jährlich zu verzinsen 
waren, wurden nun durch das Abkommen auf einen Tilgungsbetrag von 
90 Goldfranken herabgesetzt, welcher je nach der Höhe der staatlichen 
Zahlungen bis 60 Goldfranken gekürzt oder bis auf 112,50 Goldfranken 
erhöht werden konnte. Auch die Verzinsung der Obligationen hing von 
der Höhe der Zuflüsse ab, doch nahm man eine Verzinsung von 3,00 Gold- 
franken jährlich als normal an. Die Ansprüche der Gläubiger wurden 
nicht nur ziffernmäßig herabgesetzt (wobei eine Vereinheitlichung der 
zahlreichen Serien von 3-, 4- und 5prozentigen Obligationen erfolgte)', 
es wurde auch das zu ihrer Befriedigung ausschließlich dienende Ver- 
mögen, das aus den Zahlungen der Staaten gebildet wurde, vom übrigen 
Gesellschaftsvermögen getrennt und der Verwaltung des Gläubigeraus- 
schusses, des sogenannten Komitees der Obligationäre, das als Sitz Paris 
wählte, unterstellt. Die Erträgnisse der Bahn, das heißt also die Garan- 
tiezahlungen oder die Pachtschillinge der Staaten, waren in Goldfranken 
unmittelbar an das Komitee der Obligationäre in Paris zu leisten, das 
über die Verwendung nach den Bestimmungen des Abkommens entschied 
und die Einlösungsbeträge der Zinsscheine und die Obligationentilgung 
festsetzte. Dieses vom Komitee der ‚Obligationäre verwaltete Vermögen 

1 Eine Sonderbehandlung erfuhr das in den Jahren 1885 und 1896/97 bege- 
bene Anlehen der Serie E, das auf Mark lautete (Gesamtbetrag 39,5 Міо). Das 
Abkommen von Rom verfügte seine sofortige Rückzahlung. Diese Rückzahlung 
konnte angesichts der bis zum Inkrafttreten des Abkommens eingetretenen Ent- 
wertung der geschuldeten Valuta nur durch Gerichtserlag durchgeführt werden, 
Eine spätere Aufwertung wurde wegen des eindeutigen Wortlautes des Ab- 
kommens abgelehnt; erst 1938 wurde diese Schwierigkeit überwunden und eine 
Erhöhung des Rückzahlungsbetrages mit den Vertretern der Besitzer der Obliga- 
tionen der Serie E vereinbart, doch konnte die Rückzahlung wegen der mittler- 


weile erfolgten Einstellung der staatlichen Zahlungen an die Gesellschaft bisher 
noch nicht erfolgen. 
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bildete den Obligationenfonds. Das aus 4 Mitgliedern bestehende Ko- 
mitee der Obligationäre gehörte ebenso wie je 2 Vertreter der beteiligten 
Staaten dem Verwaltungsrat der Gesellschaft an. Die Bildung des Obli- 
gationenfonds innerhalb der Gesellschaft bezweckte eine Scheidung des 
Gesellschaftsvermögens, soweit es den Obligationären und soweit es den 
Aktionären zur Befriedigung dienen sollte. Mit der Bildung des Obliga- 
tionenfonds verzichteten die Obligationäre auf jede Befriedigung aus 
dem sogenannten Privatbesitz der Gesellschaft, welcher nunmehr schul- 
denfrei den Aktionären der Gesellschaft überlassen wurde. 


Der Privatbesitz umfaßte die nicht zur Eisenbahn im engeren Sinn 
gehörenden Vermögensteile der Gesellschaft, also die Hotelanlagen auf 
dem Semmering, die Südbahnwerke Wien—Graz, die zahlreichen Grund- 
stücke und Häuser, die die Gesellschaft mit und neben den Bahnlinien 
erworben hatte, schließlich Wertpapiere und Beteiligungen, alles in allem 
ein Vermögen im Wert von etwa 10 Mio Goldfranken. 


Den Aktionären, die im Konkursfall ihr Vermögen vollständig ein- 
gebüßt hätten, wurde das größte Opfer durch den Akkord von Rom zu- 
gemutet. Das Opfer wurde etwas gemildert durch die den Aktionären 
eingeräumte Aussicht auf eine Beteiligung an Überschüssen des Obliga- 
tionenfonds, falls dieselben eine gewisse Höhe überschreiten sollten. Mit 
Rücksicht auf diese Möglichkeit wurde der Nennwert der Aktien von 
ursprünglich 500 Goldfranken bloß auf 40 Goldfranken herabgesetzt, 
wovon etwa die Hälfte in den ungewissen Überschüssen des Obligationen- 
fonds veranlagt war. Die von den Aktionären gebrachten Opfer wurden 
auch durch die Entlastung vom Verwaltungsaufwand (Kosten des Ver- 
waltungsrates und der Generaldirektion), der künftighin vom Obliga- 
tionenfonds bestritten werden sollte, gemildert, 

Gegenüber dem früheren Zustande, in welchem die Obligationäre 
auf Befriedigung aus den Erträgnissen der Bahn und aus den Annuitäten 
rechnen konnten, waren ihnen nunmehr Zahlungen Österreichs, Ungarns, 
Jugoslawiens und Italiens in einer Mindesthöhe von 20 Mio Goldfranken 
zugewiesen, die sich noch um die Annuität Agram—Karlstadt (600 000 
Goldfranken) auf 20,6 Mio Goldfranken erhöhten. Angesichts des beson- 
deren Interesses, das Italien im Hinblick auf die Entwicklung der adria- 
tischen Verkehre an der Reorganisation der Gesellschaft hatte, übernahm 
Italien, wie schon erwähnt, eine Sonderleistung, indem es einerseits für 
Österreich, das damals іп. finanzieller Hinsicht als der schwächste Part- 
ner galt, die Garantie übernahm, andererseits einen besonderen 
Beitrag bis zu 4 Mio Goldfranken jährlich an den Obligationenfonds 
zu leisten versprach. Die erwähnten 4 Mio Goldfranken stellten aller- 
dings nur das Maximum dieses Beitrages dar, der im übrigen von der 
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Höhe des Tonnenumsatzes des Triester Hafens abhing. Damit erreichte 
Italien eine Förderung des Triester Hafens, der nach dem Anschluß von 
Triest an Italien sein bisheriges Hinterland, das Wirtschaftsgebiet der 
Monarchie, verloren hatte. Die Förderung von Triest, dem Endpunkt 
der Hauptlinie der Gesellschaft, war seit jeher ein Interesse der Gesell- 
schaft gewesen. Nunmehr erklärte sich Italien bereit, für jede Tonne, 
welche den Hafen von Triest über ein bestimmtes Minimum hinaus 
(650.000 Tonnen jährlich) transitierte, einen Betrag von 2 Goldfranken 
an den Obligationenfonds zu zahlen. Das Interesse der übrigen am Süd- 
bahnabkommen beteiligten Staaten wurde dadurch geweckt, daß durch 
den besonderen Beitrag Italiens gewisse Mehrzahlungen der Staaten er- 
setzt wurden. Umgekehrt hatten die Staaten Ergänzungszahlungen zu 
leisten, falls der besondere Beitrag die vorgesehene Höhe von 4 Mio 
Goldfranken nicht erreichte, Der {Betrag von 4 Mio Goldfranken sollte 
während der ersten 25 Jahre jedenfalls erreicht werden, um dem Obliga- 
tionenfonds die Einlösung der aus der Kriegs- und Nachkriegszeit unein- 
gelöst gebliebenen Rückstände an Zinsscheinen und ausgelosten Obliga- 
tionen zu ermöglichen, wofür insgesamt rund 100 Mio Goldfranken er- 
forderlich waren. Alljährlich wurde die Triester Tonnage und damit der 
besondere Beitrag Italiens festgesetzt. Die an 4 Mio fehlende Summe 
wurde in erster Linie aus Überschüssen des Obligationenfonds über 
20,6 Mio Goldfranken (dem für den laufenden Dienst der Obligationen 
erforderlichen Minimum), sodann, wenn damit noch nicht 4 Mio erreicht 
waren, durch Ergänzungszahlungen der Staaten gedeckt. Da Italien 
4 Mio jedenfalls als Vorschuß erlegen mußte, der besondere Beitrag 
aber immer unter 4 Mio blieb, führte diese Methode zu Rückzahlungen 
des Obligationenfonds und der Staaten an Italien, 

Hier sei auch darauf hingewiesen, daß ein weiterer Zweck des Ab- 
kommens von Rom darin bestand, einem Eisenbahnnetz, das im wesent- 
lichen immer die gleiche geographische und wirtschaftliche Funktion 
der Bedienung des Verkehrs zwischen Donaubecken und Adriahäfen bei- 
behalten hatte, eine gewisse Fortdauer und Einheitlichkeit in kommer- 
zieller Hinsicht zu erhalten, wiewohl es infolge der Gewalt der Ereig- 
nisse nunmehr in vier Staatsgebiete zu liegen kam. Aus diesem Grunde 
wurde innerhalb der Gesellschaft ein aus den acht staatlichen Vertretern 
im Verwaltungsrat bestehendes Komitee geschaffen, welchem gewisse 
tarifarische Befugnisse eingeräumt wurden. Zugleich sollte dieses Ko- 
mitee durch Vermittlung des Zentraldienstes der Gesellschaft alle Maß- 
nahmen verfolgen und studieren und Anregungen geben, wodurch der 
Verkehr auf den Linien der Gesellschaft und die Zusammenarbeit der 


verschiedenen beteiligten Verwaltungen gefördert und erleichtert 
werden konnte. 
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Die von der Gesellschaft begebenen Obligationen waren durch Ein- 
tragung der Belastung im Eisenbahnbuch auf den Linien der Gesell- 
schaft sichergestellt. Durch das Abkommen von Rom wurden diese 
Pfandrechte zugunsten des Komitees der Obligationäre, ebenso wie die 
Obligationen vereinheitlicht. Dabei ergab sich, daß Jugoslawien eine 
Belastung des jugoslawischen Südbahnnetzes nur mit der auf dieses Netz 
fallenden Quote der Obligationenschuld zuließ, während die drei anderen 
Netze für die übrige Schuld simultan hafteten. Diese Pfandrechte und 
die Simultanhaftung haben allerdings, wie sich im weiteren Verlauf er- 
gab, nur einen scheinbaren Wert für die Obligationäre gehabt. 

Dem Obligationenfonds waren also von 1923 an Zuflüsse aus den 
Zahlungen der Staaten in der Höhe von 20,7 Mio Goldfranken, darüber 
hinaus für den Dienst der Rückstände während der ersten 25 Jahre noch 
4 Mio aus den Vorschußzahlungen Italiens auf seinen besonderen Beitrag 
gesichert. Das Abkommen von Rom regelte die Verwendung dieser Zu- 
flüsse. Aus den 20 Mio Goldfranken waren vorweg zu decken die Ver- 
waltungskosten der Gesellschaft, das heißt die Kosten des Verwaltungs- 
rates, des Personals der Generaldirektion (die die Bezeichnung Zentral- 
dienst erhielt), die Kosten des Obligationendienstes, darunter die sehr 
beträchtlichen Gebühren für die Kotierung der Obligationen an der Pa- 
riser Börse. Nach Deckung der Verwaltungskosten waren die Kosten 
der Tilgung und der Verzinsung der Obligationen zu bestreiten. Der dem 
Abkommen beigeschlossene Tilgungsplan sah eine gleichbleibende An- 
nuität vor, so daß der alljährlichen Zunahme des Tilgungserfordernisses 
eine Verringerung der Zinsen entsprach. Bei Einhaltung des Tilgungs- 
planes mußte mit dem Ende der Konzessionsdauer, dem Jahre 1968, die 
ganze Obligationenschuld getilgt sein und konnte das Eigentum an der 
Bahn lastenfrei an die Staaten übergehen, 

Eine wichtige Rolle spielte die Währungsfrage. Die Ent- 
wicklung der österreichischen Währung hatte wiederholt die Gebarung 
der Gesellschaft in nachdrücklicher Weise beeinflußt. Der Verkauf der 
Linie Wien— Triest und der damals fertigen Nebenlinien durch den Staat 
an die Gesellschaft erfolgte hauptsächlich aus dem Grunde, um. der 
Finanzverwaltung des Staates die Mittel an die Hand zu geben, deren sie 
zur Ordnung der Währung bedurfte, Das Vorhaben der Regierung ge- 
lang, und am 26. September 1858 konnte die österreichische National- 
bank die Barzahlungen, das heißt die Einlösung der Guldenzettel in 
Silber, aufnehmen, Schon wenige Monate später, nach Ausbruch des 
Krieges mit Frankreich, mußte die Bareinlösung neuerlich sistiert wer- 
den, das Agio des Silbers stieg — vorübergehend bis auf 53 9% —, und 
erst nach Beendigung des Krieges konnte man versuchen, den Noten- 
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umlauf wieder einzuschränken. Anfangs 1866 war man soweit gekom- 
men, daß das Silberagio nurmehr 1,75 % betrug, da machte der unglück- 
liche Krieg mit Preußen jede Sanierung des Geldwesens auf längere Zeit 
unmöglich. Für die Gesellschaft, welche ihr Kapital in Franken beschafft 
hatte und welche den Dienst der Obligationen in Silber zu leisten hatte, 
bedeutete das Disagio der österreichischen Währung dauernde Agio- 
verluste, da die Betriebseinnahmen in der Landeswährung eingingen, 
Als dann in Frankreich die Silberprägung eingestellt wurde und der 
Franken ein Goldfranken geworden war, da war es das Agio des Goldes 
gegenüber der österreichischen Währung, welches neuerlich Kursverluste 
brachte. Erst 1900 ging Österreich zur Goldwährung über, allerdings 
unter schließlicher Legalisierung des Agios des Goldes, Wiewohl nämlich 
ein österreichischer Gulden gleich 2,50 Goldfranken hätte sein sollen, er- 
folgte der Übergang zur Goldkronenwährung in Österreich (1 Gulden = 
2 Kronen) auf der Basis 1 Gulden = 2,10 Goldfranken. Der Goldfranken 
war somit die historische Schuldwährung der Gesellschaft und als solche 
gegenüber dem vielfachen Wechsel der Landeswährung „invariant“ ge- 
blieben. Auch im Jahre 1923 entschlossen sich die Gläubiger schließlich, 
beim Goldfranken zu bleiben. 

Das Abkommen von Rom enthielt noch weitläufige Bestimmungen, 
welche die Fortführung des Bahnbetriebes, vor allem die Behandlung 
des Personals im Falle der Betriebsübernahme durch die Staaten, die 
Kosten der Erhaltung und Erneuerung des Bahnbestandes, der Auftei- 
lung des Fahrparkes auf die 4 Netze, die Liquidierung der aus der Zeit 
vor 1922 stammenden Betriebsschulden u.ä. regelten. 

Erwähnt sei noch, daß die Gesellschaft aus den ihr zufallenden 
Anteilen an Überschüssen des Obligationenfonds eine Rückzahlung der 
Régime provisoire-Schulden gegenüber Österreich und Ungarn auf sich 
nahm. Diese Schulden waren durch die seit 1919 gewährten Vorschüsse 
dieser beiden Regierungen und die Bedeckung des Ende 1922 resultieren- 
den Betriebsabganges der beiden Netze (sogenannte Liquidierungssaldi) 
entstanden (vgl. oben S. 674). 

Die Frage der weiteren Verwendung des Bahnpersonals, das in der 
Nachkriegszeit unter dem Einfluß der damaligen Gesetzgebung einen 
besonders hohen Stand erreicht hatte, wurde in der Weise geregelt, daß 
bei Betriebsübernahme des Netzes durch den Staat das gesamte Personal 
in den Dienst der Staatsbahnen überging. 

Günstig war für das österreichische Netz die Regelung der Pen- 
sionslasten. Diese wurden nämlich nach dem allgemeinen Schlüssel auf 
die Staaten verteilt, so daß 2. В. Österreich, wo etwa zwei Drittel der 
Ruheständler lebten, nur 33,5 % der Pensionslasten zu tragen hatte, Die 
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Gesellschaft behielt für ihre künftigen Aufgaben einschließlich aller 
Hilfskräfte etwa 40 Bedienstete zurück, die von 1923 an den sogenannten 
Zentraldienst der Gesellschaft bildeten. Das Abkommen von Rom regelte 
auch viele Fragen der Statuten der Gesellschaft, so die Zusammensetzung 
des Verwaltungsrates, der aus 29 Mitgliedern bestand, darunter 8 Ver- 
treter der Staaten und 4 Vertreter der Obligationäre, Auch die Ände- 
rung des Namens der Gesellschaft, die ja nicht mehr für alle Staaten 
als „Südbahn“ gelten konnte, gehört hierher. 

Nach dem Abkommen wurden die künftigen Betriebsrechnungen 
mit allen Kosten für Erweiterungen der Bahnanlagen belastet, Bei frü- 
heren Sanierungsversuchen hat die Frage der Beistellung von Mitteln 
für die weitere Ausgestaltung der Bahn, die nicht nur durch die Ver- 
kehrssteigerung, sondern auch infolge des technischen Fortschrittes not- 
wendig war, eine große Rolle gespielt. Noch im Sanierungsabkommen 
des Jahres 1915 dachte man an die Begebung einer Anleihe zur Deckung 
dieses Aufwandes. Eine ähnliche Möglichkeit konnte 1923 nicht mehr 
erwogen werden. Die tatsächlich schon durchgeführte Aufteilung des 
Netzes und des Fahrparkes ließ nurmehr die Möglichkeit zu, diese Aus- 
gaben den betriebführenden Staaten aufzuerlegen. 

Wir haben nun die Grundgedanken kennengelernt, welche das Ab- 
kommen von Rom zur Lösung der Südbahnfrage enthielt. Sie sind aus 
dem Text des Abkommens nicht ohne weiteres zu erkennen. Das Ab- 
kommen trägt deutlich die Spuren seiner Entstehung an sich, die wie- 
derholte Umarbeitung des Venediger Entwurfes, die durch nachträg- 
liche Zugeständnisse an die einzelnen Staaten bedingt war. Dabei war 
man bemüht, jene Punkte, über welche man sich bereits geeinigt hatte, 
unverändert zu lassen. Daraus ergibt sich die geringe Übersichtlichkeit 
des Abkommens, die unbefangene Leser zur Frage bringt, warum alles 
so „unnötig kompliziert" abgefaßt sei. Das Abkommen trägt im all- 
gemeinen die Spuren der Anstrengungen, die gemacht wurden, um die 
überaus schwierigen Fragen, insbesondere das grundsätzliche Problem 
einer, naturgemäß nicht vollkommenen, Lösung zuzuführen, nämlich 
einem Unternehmen, das durch die neue Grenzziehung auseinander- 
gerissen worden war, einen gewissen einheitlichen Charakter zu erhalten. 

Wir wenden uns nun der Entwicklung zu, die die Gesellschaft 
auf Grund des Abkommens von Rom bis zum Jahre 1938 genommen 
hat, Die Führung des Bahnbetriebes war der Gesellschaft hinsichtlich 
des italienischen Netzes schon seit dem Waffenstillstandsvertrag ab- 
genommen worden. Noch vor Inkrafttreten des Akkords von Rom, schon 
am 1. September 1923, übernahm die jugoslawische Regierung den Be- 
trieb des jugoslawischen Netzes der Gesellschaft. Die österreichische 
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Regierung teilte nach Inkrafttreten des Abkommens mit, daß sie mit dem 
1. Januar 1924 den Betrieb des österreichischen Netzes übernehmen wolle. 
So verblieb der Gesellschaft nurmehr der Betrieb des ungarischen Netzes, 
welches erst mit dem 1, Juli 1932 in den Betrieb der königlich ungari- 
schen Staatsbahnen überging. 

Die Bemühungen der Gesellschaft auf Einziehung der ihr im Ab- 
kommen verheißenen staatlichen Beiträge mußten sich an die Verwal- 
tungen der vier beteiligten Staaten richten. Sie waren im Verlauf des 
zu betrachtenden Zeitabschnittes von 1923 bis 1938 von der wirtschaft- 
lichen Entwicklung der Staaten abhängig, die im einzelnen nicht йеп. 
gleichen Bahnen folgte. 

Österreich stand 1923 am Beginn der Sanierung seiner Wäh- 
rung und seiner Finanzen. Österreich hatte an den Obligationenfonds 
jährlich 33,s % des Minimums von 20 Mio Goldfranken zu leisten. Das 
Abkommen von Rom bot allen Staaten die Möglichkeit einer Pauschalie- 
rung der Zahlungen. In diesem Falle unterblieb die Berechnung der Bei- 
träge in Abhängigkeit von den Bruttoeinnahmen des Südbahnnetzes 
(22,5 % der Einnahmen). Von dieser Möglichkeit machten alle Staaten, 
mit Ausnahme Österreichs, Gebrauch. Österreich nahm an, daß die im 
Abkommen Österreich gegenüber getroffene Sonderbegünstigung, daß die 
Berechnung der Zahlungen auf Grund der Bruttoeinnahmen gewisse 
Maxima nicht überschreiten dürfe, die von 5 zu 5 Jahren sich erhöhten, 
seiner augenblicklichen Lage ohnehin entspreche, da höhere Leistungen 
in der Zukunft nach erfolgter Sanierung seiner Finanzen leichter zu 
erbringen wären. So kam es, daß einzig die Zahlungen Österreichs im 
Laufe der Jahre eine Erhöhung erfuhren, 

Durch die Nichtpauschalierung der österreichischen Zahlungen 
wäre die Weiterführung einer besonderen Einnahmenrechnung für das 
österreichische Südbahnnetz erforderlich gewesen. Um diese Komplika- 
tion zu vermeiden, einigte sich die Gesellschaft mit der österreichischen 
Regierung dahin, daß für die Ermittlung der Bruttoeinnahmen des Süd- 
bahnnetzes der aus der Abrechnung des Betriebsjahres 1923 sich er- 
gebende Schlüssel aus Gegenüberstellung der Bruttoeinnahmen der öster- 
reichischen Bundesbahnen und des österreichischen Südbahnnetzes auch 
für alle Zukunft zu gelten habe. Das Ergebnis dieser Schlüsselermittlung 
ist interessant, weil es den einzigen Rückschluß auf den Wert des öster- 
reichischen Südbahnnetzes gegenüber dem Wert des Bundesbahnnetzes 
ermöglicht, waren doch seit 1918 von der Gesellschaft: keine Betriebs- 
rechnungen über die 1918 entstandenen Netze aufgestellt worden. (Die 
Ursache hierfür ist in der vollen Desorganisierung des Rechnungswesens 
der Gesellschaft nach dem Zusammenbruch 1918 zu suchen.) Das Jahr 
1923 zeigt nun, daß das österreichische Südbahnnetz, das nach den Bahn- 
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längen (680 km) nur rund 13,0 % des Netzes der Österreichischen Bundes- 
bahnen (4874 кт) betrug, im Personenverkehr rund 35 %, im Güter- 
verkehr rund 26 % der Brüttoeinnahmen des Bundesbahnnetzes erreichte. 
Im Durchschnitt ergaben sich 28 % der Einnahmen der Österreichischen 
Bundesbahnen, so daß künftighin rund 22% der künftigen Gesamt- 
einnahmen als Südbahneinnahmen gelten konnten. (Der Schlüssel 
wurde für die einzelnen Verkehrsgattungen getrennt errechnet und be- 
trug im Personenverkehr 25,0 %, im Güterverkehr 20,9 %.) Von den in 
dieser Weise ermittelten Südbahneinnahmen wurde nun der 22,sprozen- 
tige Beitrag an den Obligationenfonds errechnet. 

Es ergab sich, daß dieser Anteil immer höher als das im Abkom- 
men festgesetzte Maximum der österreichischen Zahlung war, so daß 
Österreich bis 1937 immer das Maximum seiner Verpflichtungen erfüllen 
mußte, Österreich hatte demgemäß zu zahlen: in den ersten 5 Jahren 
је бу Mio Goldfranken, von 1928 ab kam hierzu die erste, von 1933 ab 
die zweite Steigerung, die sich auf 7,5 % und 15 % des in den ersten 
Jahren zu bezahlenden Betrages belief, tatsächlich aber niedriger war, 
weil sie durch den besonderen Beitrag Italiens für die Triester Tonnage 
teilweise ersetzt wurde. Zu dieser Zahlung kamen noch jährlich 0,24 Mio 
Goldfranken für Zinsen vom Anlagekapital der Gemeinschaftsstationen 
und Peagestrecken, welche von den Österreichischen Bundesbahnen und 
auch von anderen Bahnen mitbenutzt wurden; es handelte sich hier um 
die großen Gemeinschaftsstationen Innsbruck, Graz, Wörgl, Klagenfurt, 
Villach, Leoben u.a. 

Die wichtigste Frage, die das Abkommen aufwarf, ob nämlich die 
Bezahlung dieser 7 Mio Goldfranken jährlich für Österreich tragbar sei, 
hat große Meinungsverschiedenheiten ausgelöst. Eine abfällige Kritik 
seitens der Opposition im Nationalrat blieb nicht aus, Eine gewisse Rolle 
bei der öffentlichen Diskussion des Abkommens in Österreich spielte 
auch eine mit der italienischen Regierung getroffene Abrede Österreichs, 
wonach Österreich für eine Dauer von 15 Jahren gewisse Tarifzugeständ- 
nisse! übernahm und dafür die Möglichkeit erhielt, zur Deckung der 
Defizite der Südbahn jährlich von Italien Vorschüsse bis zu Zou Mio 
Goldfranken in Anspruch zu nehmen. Tatsächlich ist eine solche Bevor- 
schussung nie erfolgt. 

Gegenüber diesen eben aufgezählten verschiedenen Meinungen sei 
nur festgestellt, daß die Zusammenlegung des österreichischen Südbahn- 
netzes mit dem Netz der Bundesbahnen für letztere gewiß vorteilhaft 
gewesen ist, Das geht schon aus dem oben angeführten Einnahmenver- 


ы Aufrechterhaltung aller vor dem Krieg bestandenen tarifarischen Be- 
günstigungen im Interesse des Güterverkehrs von und nach Triest. 
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hältnis hervor. Die gleiche Ansicht vertritt übrigens auch Dr. Robert 
Herold in seinem 1932 abgefaßten Bericht über die Bundesbahnen 
(Seite 52f.). Es war aber natürlich, daß in einer Zeit, in der durch In- 
flation die meisten öffentlichen Schulden annulliert waren, nicht viel 
Verständnis dafür bestand, aus dem Titel der Verzinsung und Tilgung 
von Eisenbahnschulden Lasten auf sich zu nehmen. Die Zahlungen aus dem 
Südbahnabkommen wurden im übrigen gar nicht den Bundesbahnen auf- 
erlegt, sondern im Voranschlag des Bundes ausgewiesen. Die Erfolgs- 
rechnung der Bundesbahnen war zum Beispiel 1937 bei Einnahmen von 
475 Mio Schilling nur mit 44 Mio Schilling für den Schuldendienst be- 
lastet und hier sind alte amortisable Schulden nur mit 6 Mio Schilling 
enthalten, der Rest entfällt auf Bundesdarlehen zur Deckung von In- 
vestitionen. Hierzu hätte noch die Last für die alten Südbahnschulden 
von rund 10 Mio Schilling (nach der Schillingabwertung 1931 von rund 
13 Mio Schilling) jährlich kommen müssen. 

Österreich hat tatsächlich bis März 1938 alle Zahlungen an den 
Obligationenfonds geleistet. Bloß die Auswirkung der Kreditkrise 1931 
hatte vorübergehend die Zahlungen unmöglich gemacht und Italien hatte 
an Stelle Österreichs auf Grund der Garantie zu zahlen. Diese Schwie- 
rigkeit wurde aber bald überwunden. Der Ausbruch der Kreditkrise 1931 
drohte anfangs das Funktionieren des Abkommens in Österreich dauernd 
in Frage zu stellen, nachdem durch Einführung einer Devisenverordnung 
und nach Erhöhung des Notenumlaufes eine bedeutende Erschwerung 
des Transfers zu befürchten war, Als aber eine rund 20prozentige Ab- 
wertung des Schillings erfolgt war, trat eine rasche Besserung im De- 
visenaufkommen ein und die österreichischen Zahlungen konnten ohne 
Unterbrechung fortgesetzt werden, wiewohl sich der Schillingaufwand 
für die Zahlungen infolge der Erhöhung des Goldpreises um 28 % erhöht 
hatte. Österreich hatte bis Ende 1937 insgesamt an den Obligationen- 
fonds 107,5 Mio Goldfranken überwiesen. 


Die Ausgaben Österreichs auf Grund des Abkommens vom Jahre 
1923 umfassen allerdings noch bedeutende andere Posten, die sich aus 
dem Defizit des Betriebes der Linien und aus dem Aufwand für ihre 
bauliche Ausgestaltung ergaben. Andererseits konnte Österreich einen 
Teil des Pensionsaufwandes für die ehemaligen Südbahnbediensteten 
von den anderen Südbahnstaaten hereinbekommen. Über die Investi- 
tionen auf den Linien der Gesellschaft geben die Geschäftsberichte der 
Österreichischen Bundesbahnen Aufschluß. Bis Ende 1937 wurden auf- 
gewendet (ohne Fahrpark) insgesamt 62,7 Mio Schilling, davon rund 
ein Drittel für Elektrifizierung, ein Drittel für Oberbau und ein Drittel 
für sonstige bauliche Anlagen. 
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Ungarn hatte an den Obligationenfonds, da es von der Möglich- 
keit der Pauschalierung seiner Zahlungen Gebrauch gemacht hatte, jähr- 
lich 3425000 Goldfranken zu bezahlen; dieser Betrag konnte sich um 
300 000 Goldfranken ermäßigen, wenn die Bruttoeinnahmen des ungari- 
schen Netzes eine gewisse Höhe nicht erreichten (nachträgliche Erleich- 
terung für Ungarn). Andererseits erhöhten sich die ungarischen Zah- 
lungen um 35000 Goldfranken jährlich für Zinsen der von anderen 
Bahnen mitbenutzten Gemeinschaftsstationen (Pauschalierung). Wie 
schon erwähnt, stand das ungarische Netz bis 1932 im Eigenbetrieb der 
Gesellschaft. Der Betrieb des Netzes war, wie vorauszusehen, während 
dieser Zeit durchaus passiv. Die ersten Jahre standen im Zeichen der 
Geldentwertung, die Betriebseinnahmen stiegen in den Jahren von 1923 
bis 1925 von 22 auf 278 Mrd, ungarische Kronen. Nach Stabilisierung 
der ungarischen Währung im Zuge einer Völkerbundaktion, ähnlich der 
in Österreich unternommenen, wurde mit dem 1. Januar 1927 zur Pengö- 
währung übergegangen. Die Einnahmen des ungarischen Netzes be- 
liefen sich in den nächsten vier Jahren ziemlich gleichmäßig auf 22 Mio 
Pengö. Diese Einnahmen reichten gerade zur Deckung der Betriebsaus- 
gaben aus, Ungarn leistete seine Zahlungen an den Obligationenfonds 
bis 1930. 


Das Jahr 1931, mit dem Ausbruch der Kreditkrise, bedeutete einen 
Wendepunkt. Im Mai 1931 wurde eine strenge Devisenbewirtschaftung 
und im Dezember ein Transfer-Moratorium verfügt. Von dieser Zeit an 
begann Ungarn seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Obliga- 
tionenfonds nicht nachzukommen. Die für die Zahlungen aufzuwenden- 
den Pengöbeträge wurden zwar zugunsten des Obligationenfonds erlegt, 
die erlegten Pengöbeträge jedoch später durch Schatzwechsel ersetzt. 
Die Gesellschaft unternahm alles, um wenigstens teilweise eine Erfül- 
lung der Verpflichtungen gegenüber dem Obligationenfonds zu erreichen. 
Es wurden in den nächsten Jahren verschiedene Versuche unternommen, 
die teilweise Erfolg hatten. Zuerst gelang es, Schillingguthaben, welche 
die ungarische Regierung in Wien besaß, zum Ankauf von Obligationen 
am Wiener Platz zu verwenden, die dann der Gesellschaft an Zahlungs- 
statt übergeben wurden. Später wurden die von der ungarischen Regie- 
rung zur Verfügung gestellten Sperrpengöbeträge — meist wurde nur 
ein Viertel der jährlichen Schuldigkeiten zur Verfügung gestellt — auf 
freiem Markt durch ungarische Banken verwertet. 


Dabei ergaben sich beträchtliche Kursverluste. Schließlich fand 


sich die ungarische Regierung bereit, gewisse ä conto-Zahlungen auf 
ihre Verpflichtungen an den Obligationenfonds zu leisten. 
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Insgesamt hätte Ungarn bis Ende 1937 an den Obligationenfonds 
leisten sollen 50,8 Mio Goldfranken. Tatsächlich hat es geleistet 36,3 Mio 
Goldfranken, so daß es Ende 1937 noch mit 14,5 Mio Goldfranken im 
Rückstand war. Dieser Umstand hatte zur Folge, daß der Obligationen- 
fonds gewisse Rückzahlungen aus seinen Überschüssen, welche nach 
dem Abkommen an Italien hätten abgeführt werden müssen (zur teil- 
weisen Rückzahlung der Differenz zwischen den von Italien jährlich zu 
leistenden 4 Mio Goldfranken und dem tatsächlichen Tonnagebetrag) 
nicht leistete, da ja die Voraussetzung hierfür, das Vorhandensein von 
Überschüssen über 20 Mio Goldfranken, infolge des Ausbleibens der 
ungarischen Zahlungen nicht gegeben war. Der Obligationenfonds 
machte jedoch für die ausgebliebenen ungarischen Zahlungen von der 
Simultanhaftung (Pfandrecht) keinen Gebrauch. Das Abkommen regelte 
zwar das Verfahren, das im Falle der Nichtzahlung eines Staates zur 
Ausübung der Pfandrechte einzuleiten war, tatsächlich sind aber keine 
derartigen Versuche vom Komitee der Obligationäre je unternommen 
worden. Sie mußten auch angesichts der Transfer-Moratorien der ein- 
zelnen Staaten von vornherein als aussichtslos gelten. 

Jugoslawien, das schon am 1. September 1923 den Betrieb 
des Südbahnnetzes übernommen hatte, war nicht in der Lage, die Zah- 
lungen an den Obligationenfonds für 1923 fristgerecht zu leisten. Erst 
auf Grund einer Sondervereinbarung mit dem Komitee der Obligationäre 
wurden die Zahlungen für das Jahr 1923 in den folgenden vier Jahren 
nachgetragen. Die Zahlungen Jugoslawiens, das von der Möglichkeit der 
Pauschalierung Gebrauch gemacht hatte, sollten jährlich 5,8 Mio Gold- 
franken betragen. In diesem Betrag war sowohl die ausdrücklich auf- 
recht erhaltene Annuität für die Strecke Agram—Karlstadt! als auch 
die Zinsen vom Anlagekapital der Gemeinschaftsstationen, die von an- 
deren Bahnen mitbenutzt wurden, enthalten. Von 1924 bis 1930 leistete 
Jugoslawien alle vorgeschriebenen Zahlungen. Der Ausbruch der Kredit- 
krise 1931 führte auch hier zu einer dauernden Stockung der Zahlungen. 
Eine Devisenbewirtschaftung hatte zwar in Jugoslawien schon seit 1919 
bestanden; die formelle Stabilisierung des Dinars war erst im Mai 1931 
zustande gekommen; nach wenigen Monaten eines freien Devisenver- 
kehrs mußte im Oktober 1931 neuerlich die Devisenbewirtschaftung ein- 
geführt werden. Da sich infolgedessen das Devisenaufkommen weiter 
verschlechterte, wurde im Sommer 1931 ein Transfer-Moratorium er- 
lassen, das in der Folge durch Sondervereinbarungen mit den französi- 


1 Vgl. Feiler, Arch. f. Eisenbahnw. 1941, 5. 949. 
Archiv für Eisenbahnwesen. 1942, 46 
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schen Gläubigerverbänden, welche die Hauptbetroffenen waren, teil- 
weise durchbrochen wurde. Die Gesellschaft war auch hier bemüht, eine 
wenigstens teilweise Erfüllung der Verpflichtungen Jugoslawiens gegen- 
über дет. Obligationenfonds herbeizuführen. Es gelang zuerst, eine 
Quartalsrate in Dinar flüssig zu bekommen, später wurden Stundungs- 
vereinbarungen abgeschlossen, die aber schon nach kurzer Zeit von der 
Regierung nicht mehr eingehalten wurden. Schließlich konnte eine bei- 
läufige Gleichbehandlung mit den anderen französischen Gläubigern 
Jugoslawiens durchgesetzt werden, und Jugoslawien leistete in den 
letzten Jahren rund 1,4 Mio Goldfranken statt der vorgesehenen 5,8 Mio 
Goldfranken. Insgesamt hätte Jugoslawien an den Obligationenfonds 
in den Jahren 1923 bis 1937 zahlen sollen 87,2 Mio Goldfranken. Davon 
wurden tatsächlich bezahlt 59,7 Mio Goldfranken, während der Rest von 
27,5 Mio Goldfranken offen blieb, 

Eine Ausübung der Pfandrechte mußte als zwecklos erscheinen, da 
sie doch bestenfalls zu einem Erlös in der Landeswährung geführt hätte, 
dessen Transfer aber unmöglich gewesen wäre. So mußte der Ausfall 
von den Obligationären in Form einer Kürzung der Zinsscheine hin- 
genommen werden. 


Italien schließlich hat all seine Verpflichtungen aus dem Ab- 
kommen erfüllt. Es hatte jährlich eine Pauschalannuität von 6 Mio Gold- 
franken zu bezahlen. Dazu kamen noch jährlich 30.000 Goldfranken für 
die Zinsen vom Anlagekapital der von anderen Bahnen mitbenutzten Ge- 
meinschaftsstationen und die jährliche Vorschußzahlung auf den beson- 
deren Beitrag für die Triester Tonnage von 4 Mio Goldfranken. Was die 
Triester Tonnage anlangt, so war sie neben der steigerungsfähigen öster- 
reichischen Zahlung die zweite Komponente, deren Höhe sich verändern 
konnte. Die nach dem Abkommen anrechenbare Triester Tonnage (d.i. 
„die aus dem Ausland kommende oder für das Ausland bestimmte Im- 
port- oder Exportmenge auf dem Seewege, welche den Hafen von Triest 
transitiert“) betrug für das Jahr 1923 1585 000 Tonnen. Daraus ergab 
sich ein besonderer Beitrag Italiens von 1 870 000 Goldfranken und Ita- 
lien hätte die Differenz auf die vorgeschossenen 4 Mio Goldfranken aus 
den Überschüssen des Obligationenfonds über 20 Mio Goldfranken zu 
erhalten gehabt. Da die Überschüsse nur 1 350 000 Goldfranken betrugen, 
hatten die Staaten für dieses Jahr Ergänzungszahlungen von 780 000 
Goldfranken zu leisten. In der Folge schwankte der besondere Beitrag 
Italiens nach der Wirtschaftslage. Wir geben nachstehend die Ziffern 
für den besonderen Beitrag Italiens in den Jahren 1923—1937 und die 
von den Staaten zu leistenden Ergänzungszahlungen: 
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1928 . . . 1870000 (Bes. Beitr.) 780000 (Ergänzungszahlungen) 
1924 . . . 2990000 = 
1925 . . . 2650000 _ 
1926 . . . 2250000 = 
1927 . . . 1606464 = 
1928 . . . 1613854 == 
1929 . . . 1665298 = 
1980 . . . 1882842 Si 
1931 . . . 1462996 273 457,07 
1932 . . . 691202 751 901,30 
1933 . . . 560000 812 574,21 
1984 . . . 1148560 Se 
1935 . . . 1281820 к 
19386... 612650 273 368,07 
1937 . . . 1914556 10 


Aus der Aufstellung geht hervor, wie großen Schwankungen die 
Triester Tonnage in diesen Jahren unterlag. Man erkennt den bedeu- 
tenden Rückschlag nach Beginn der Kreditkrise und den Einfluß der 
Sanktionen gegen Italien im Jahre 1936. Die gesamten Zahlungen Ita- 
liens an den Obligationenfonds 1923—1937 betrugen 150,4 Міо Gold- 
franken. Davon hätte Italien 13,4 Mio Goldfranken zurückerhalten sollen. 
Die Rückzahlung unterblieb infolge der schon erwähnten ausgebliebenen 
Zahlungen. 

Mit den Zahlungen der Staaten haben wir die wichtigsten Zuflüsse 
des Obligationenfondsin diesen Jahren aufgezählt (sie beliefen 
sich auf 353,0 Mio Goldfranken). Der Obligationenfonds hatte daneben 
noch einige weitere Einnahmen, so die aus der Veranlagung der erhal- 
tenen Gelder erzielten Zwischenzinsen seiner Gebarung, welche sich 
schließlich auf Ze Mio Goldfranken beliefen; dazu kamen die von den 
Staaten bezahlten Verzugszinsen von 1,ı Mio Goldfranken, ferner Ge- 
winne aus der Verjährung von nicht eingelösten Zinsscheinen und Obli- 
gationen in der Höhe von 3,0 Міо Goldfranken. Allerdings verminderten 
sich die Einnahmen durch Kursverluste, die bei der in Goldfranken zu 
führenden Rechnung aus den Abwertungen der einzelnen Währungen 
herrührten und insgesamt 2,5 Mio Goldfranken betrugen. Die Gesamt- 
einnahmen des Obligationenfonds betrugen also 363, Mio Goldfranken, 

Verwendet wurden für die Einlösung der Zinsscheine 204,7 Mio 
Goldfranken, für die Tilgung von insgesamt 660861 Obligationen 
28,8 Mio Goldfranken, Die Tilgung wurde nur durch freihändigen Rück- 
kauf durchgeführt, so daß sich gegenüber dem Tilgungsplan Ersparnisse 
ergaben, welche bei der Festsetzung der Einlösungsbeträge der Zins- 
scheine berücksichtigt wurden. Für die Tilgung der Rückstände wurden 
60 Mio Goldfranken und für die Deckung der Verwaltungskosten 34,2 Mio 
Goldfranken aufgewendet. An Italien wurden rückgezahlt 20,4 Mio Gold- 

Am 
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franken und die Gesellschaft erhielt Anteile an den Überschüssen des 
Fonds von insgesamt 1,ı Mio Goldfranken, Ein Betrag von 14,7 Mio 
Goldfranken, somit also 4% der Einnahmen, wurde als Reserve zur 
Sicherung des Dienstes der Obligationen zurückbehalten und in geeig- 
neter Weise zinsbringend angelegt. 

Daneben besaß der Obligationenfonds Ende 1937 an Ungarn Forde- 
rungen іп der Höhe von 14,5 Mio Goldfranken und an Jugoslawien in 
der Höhe von 27,5 Goldfranken, andererseits aber Verpflichtungen an 
Italien und die Gesellschaft, die allerdings erst bei Bingang dieser Rück- 
stände zu bezahlen waren, in der Höhe von 13,4 Mio Goldfranken und 
Da Mio Goldfranken. Die angeführten Ziffern veranschaulichen die Ent- 
wicklung der Gebarung des Obligationenfonds während des betrachteten 
15jährigen Zeitraumes, Wesentlich ist, daß es gelang, entsprechend dem 
Tilgungsplan die Verringerung der Obligationenschuld um 660 861 Stück 
durchzuführen, so daß Ende 1937 noch 3 526 395 Obligationen umliefen 
(statt der 4 187 256 Stück Ende 1922). Die Verzinsung schwankte, sie 
betrug 1923 angesichts des Ausbleibens der jugoslawischen Zahlungen 
пиг 2,70 Goldfranken, konnte 1924 auf Zen Goldfranken und 1925 auf 
4,— Goldfranken pro Jahreszinsschein erhöht werden. Sie blieb dann 
bis 1931 auf dieser Höhe. Von 1932 ab erfolgte eine Anpassung an die 
verfügbaren Mittel. Im Durchschnitt wurden die Zinsscheine mit 
3,30 Goldfranken eingelöst, und zwar durchweg in Goldwährung, prak- 
tisch meist in USA.-Dollar, vorübergehend auch in französischen Fran- 
ken. Dieser Umstand machte die Obligationen zu einem „goldgeränder- 
ten“ Anlagepapier. Nach Beginn der Devisenbeschränkungen in den mit- 
teleuropäischen Staaten wurden die Obligationen, die jederzeit in Paris 
oder an den Schweizer Plätzen in freie Devisen und in Gold umgewandelt 
werden konnten, wohl auch gesucht zur Finanzierung von Überweisun- 
gen, für welche keine Devisen zur Verfügung standen. Dem ist es zuzu- 
schreiben, daß die Kurse der Obligationen gelegentlich in Wien bis auf 
113,25 Schilling (1931) stiegen. 

Die aus der Besorgung des Obligationendienstes und aus der Ver- 
waltung des Obligationenfonds fließenden Aufgaben wurden von der 
Gesellschaft im Einvernehmen mit dem Komitee der Obligationäre durch- 
geführt. Eine zweite Aufgabe ergab sich aus der Verwaltung des 
Privatbesitzes Tir die Aktionäre. War der Privatbesitz bis 1923 
im wesentlichen ein Annex des Bahnbetriebes gewesen, зо gewann er 
jetzt, da er die wichtigste Befriedigungsbasis für die Aktionäre gewor- 
den war, eine neue Bedeutung. Man mußte vor allem bemüht sein, diesen 
Besitz ertragfähig zu machen, um weitere Verluste der Aktionäre zu 
vermeiden. 
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Unter dem Privatbesitz spielten eine große Rolle die Zinshäuser, 
welche einst als Anlagekapital der alten Pensionsfonds angeschafft 
worden waren, und dann Wohnhäuser für Bahnbedienstete, welche in 
Orten mit größeren Stationen erbaut worden waren und welche, da sie 
nicht zum Bahnbestand im engeren Sinne zählten, nach dem Abkommen 
von Rom als Privatbesitz der Gesellschaft verblieben. Die Gesellschaft 
verkaufte nun bald nach Inkrafttreten des Abkommens von Rom den 
gesamten derartigen Besitz in Jugoslawien und später auch in Italien 
an die betreffenden Staatsverwaltungen. Damit erhielt die Gesellschaft 
liquide Mittel, die sie zur Ausgestaltung des sonstigen Privatbesitzes 
verwenden konnte. In den Hotelanlagen am Semmering wurden nach 
dem Weltkrieg umfangreiche Modernisierungen durchgeführt. Dazu 
zählten die Errichtung von Zentralheizanlagen, von Garagen, eines Golf- 
platzes usw. Dadurch gelang es, dem Hotel am Semmering seinen Rang 
als Luxushotel zu erhalten. Die Erträgnisse des Hotelbetriebes schwank- 
ten sehr, meist in Abhängigkeit von den wirtschaftlichen Verhältnissen 
in Österreich und in den Nachbarstaaten. 


Der zweite größere Betrieb, der zum Privatbesitz gehörte, die Süd- 
bahnwerke Wien-Graz, konnte bis 1937 nicht zu einer Ertragfähigkeit 
gebracht werden. Das alte Grazer Schienenwalzwerk der Gesellschaft 
hätte mit zu großen Mitteln modernisiert werden müssen, als daß die 
Gesellschaft, noch dazu nach Abgabe des Bahnbetriebes, hierzu eine Nei- 
gung verspürt hätte. Das Schienenwalzwerk wurde also abgerissen und 
die Grundstücke in Graz verkauft. Aus der Wiener Fabrik für Eisen- 
bahnsicherungsanlagen, welche außerdem schon seit Jahren Winden er- 
zeugt, ließ sich insofern ein günstigeres Ergebnis erzielen, als die Er- 
trägnisse dieser Fabrik ausreichten, die Pensionslasten des Grazer Walz- 
werkes — die Grazer Arbeiter waren als ehemalige Eisenbahnangestellte 
pensionsberechtigt — zu decken. 

Der in Österreich gelegene Besitz an Zins- und Bedienstetenhäusern 
warf erst etwa 10 Jahre nach Beendigung des Krieges Erträgnisse ab, 
als es zu einer Erhöhung der bis dahin niedriggehaltenen Mieten kam. 
Die aus den Verkäufen stammenden Gelder wurden zum Ankauf von 
hochverzinslichen Anlagepapieren, hauptsächlich 7prozentiger italieni- 
scher Dollaranleihe, verwendet, deren Erträgnisse in den Jahren bis 1937 
einen Hauptposten der gesellschaftlichen Erfolgsrechnung darstellten. 


Die Gesellschaft erwarb auch gewisse Beteiligungen, so 1923 an der 
in Agram im Zusammenwirken mit zwei Agramer Banken gegründeten 
Zollmagazine und Lagerhäuser А.-С. und später an der Aquila S.A. in 
Triest. Daneben waren noch einige Lokalbahnen abzuwickeln, deren 
Aktienmehrheit die Gesellschaft schon seit alter Zeit besaß und welche 
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infolge des Umstands, daß auch sie durch die neuen Grenzen „geschnit- 
ten“ wurden, analoge Verhandlungen gemäß dem Artikel 320 des Frie- 
densvertrages erforderten. Hierzu gehören die Barcs-Pakracer Eisen- 
bahn Actien-Gesellschaft in Budapest und die Lokalbahn Radkersburg — 
Luttenberg in Wien. Wegen dieser Bahnen, die hauptsächlich auf jugo- 
slawischem Gebiet lagen, wurden lange Verhandlungen mit der jugo- 
slawischen Regierung geführt, die bis 1938 ohne Erfolg blieben, 

Die Erträgnisse des Privatbesitzes hätten nicht zur Auszahlung 
einer Dividende gereicht, die einigermaßen ins Gewicht gefallen wäre. 
Man entschloß sich daher, die Gewinne einem Kapitaltilgungsfonds zu- 
zuweisen, aus dessen Mitteln Aktien der Gesellschaft freihändig zwecks 
künftiger Tilgung zurückgekauft wurden. Auf diese Weise wurden aus 
Reingewinnen von den Ende 1922 umlaufenden 728196 Aktien rund 
210000 Aktien rückgekauft und der Tilgung zugeführt. Das Aktien- 
kapital konnte entsprechend herabgesetzt werden, wodurch der Wert 
der einzelnen Aktien eine Steigerung erfuhr. Die Aktion hatte auch eine 
langsame Erhöhung des Börsenkurses der Aktien zur Folge. Über die 
Entwicklung des Privatbesitzes berichten die Geschäftsberichte der Ge- 
sellschaft seit 1923 mit aller wünschenswerten Genauigkeit, so daß sich 
ein weiteres Eingehen auf diese Frage hier erübrigt. 

Von größerer Bedeutung war die Tätigkeit, welche der Gesellschaft 
nach dem Abkommen von Rom auf kommerziellem Gebiet er- 
möglicht wurde. 

Die Möglichkeiten, die das Abkommen von Rom der Gesellschaft 
in dieser Hinsicht eröffnete, waren das Ergebnis der Bemühungen, trotz 
der Überlassung des Betriebes an die Staaten die vordem bestandene 
Einheitlichkeit des Netzes wenigstens auf kommerziellem Gebiet in be- 
scheidenem Maße bestehen zu lassen und vor allem das wichtigste In- 
strument der Adria-Tarifpolitik, als welches die Südbahn galt, weiter- 
zuerhalten. Zu diesem Zweck mußte vor allem getrachtet werden, durch 
allgemeine Normen die große Behinderung der Verkehrsabwicklung 
durch die neuen Grenzen auf ein Mindestmaß herabzudrücken. Das 
geschah zunächst durch das schon erwähnte, mit dem Abkommen von 
Rom zugleich in Kraft gesetzte Transitübereinkommen. Seine Bestim- 
mungen, die im wesentlichen auf den Beschlüssen der internationalen 
Eisenbahnkonferenzen von Portorose und Barcelona beruhen, mögen 
heute größtenteils natürlich erscheinen, dennoch waren sie in einer Zeit, 
da die neu entstandenen Staaten sich eifersüchtig gegeneinander ab- 
schlossen, ein Fortschritt. 

Dem Komitee der Staatendelegierten stand eine gewisse Einfluß- 
nahme auf den Verkehr der Südbahnlinien zu. Da die Tarifhoheit der 
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Staaten nicht beschränkt werden sollte, wurde dem Komitee bloß das 
Recht eingeräumt, Verbandstarife für die gesellschaftlichen Linien durch 
Zusammenstoß der Lokaltarife — unter minimalen Ermäßigungen — zu 
bilden. Dieses Recht hatte jedoch keine praktische Bedeutung erlangt. 
Die zwischen den Verwaltungen der vier Südbahnnetze in der Folge ver- 
einbarten Verbandstarife, insbesondere die sogenannten Adriatarife, 
wiesen durchweg weit größere Ermäßigungen auf. Dennoch haben das 
Komitee und der Kommerzielle Dienst der Gesellschaft seit 1923 eine 
nützliche und geschätzte Tätigkeit entfaltet, die sich als Fortsetzung 
der von der alten Südbahn seit jeher betreuten Aufgabe der „Förderung 
des Adriaverkehres“ darstellt. 

Die Gesellschaft hatte sich seit 1875, seit sie das oberitalienische 
Netz verkauft hatte, um eine Förderung des Verkehrs nach den Adria- 
häfen, den natürlichen südlichen Endpunkten der Hauptlinie, bemüht. 
Damit arbeitete sie nur im Sinne der von der österreichischen und der 
ungarischen Regierung betriebenen Handelspolitik, welche die Adria- 
häfen als die Zugänge der alten Monarchie zum Seeverkehr in jeder Hin- 
sicht fördern wollte. 

Wenn auch ein unmittelbarer Einfluß auf die Tarifgestaltung nicht 
möglich war, so haben die Beratungen der Regierungsvertreter, denen 
meist die maßgebenden Tariffachmänner der beteiligten Staaten bei- 
gezogen wurden, doch oft entscheidenden Einfluß auf die Arbeiten in 
den Tarifverbänden geübt. Die Vertreter der Gesellschaft nahmen an 
den Arbeiten in den Verbänden teil und hatten immer wieder Gelegen- 
heit, auftauchende Gegensätze durch Betonung der gemeinsamen Inter- 
essen und durch geeignete Vermittlungsvorschläge auszugleichen. Hier 
sei insbesondere auch die Mitarbeit der Gesellschaft bei der Regelung 
des Wettbewerbes zwischen Adria- und Nordseehäfen erwähnt, 


Insbesondere jene Bestimmung des Abkommens von Rom, die dem 
Komitee der Staatenvertreter ein Initiativrecht bei der Verhandlung 
internationaler Verkehrsfragen einräumte, bot reichlich Gelegenheit zur 
Betätigung. Das Komitee der Staatenvertreter wurde hierbei nicht nur 
durch den Kommerziellen Dienst der Gesellschaft, sondern auch durch 
den Verwaltungsrat unterstützt; diesem gehörten stets auch Vertreter 
der Hafen- und Schiffahrtsinteressenten an, die bei der Vorberatung der 
vom Kommerziellen Dienst ausgearbeiteten Anträge für das Staaten- 
komitee immer wieder wertvolle Anregungen gaben und für die Unter- 
stützung der Bemühungen der Eisenbahnen durch entsprechende ergän- 
zende Maßnahmen der Hafen- und Schiffahrtsverwaltungen sorgten. 


Als Erfolge dieser Tätigkeit des Komitees der Staatenvertreter 
seien genannt: Die Schaffung der alljährlich abgehaltenen Adria-Trans- 
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portkonferenzen, die eine Fülle von Einzelmaßnahmen zur Verbesserung 
und Beschleunigung des Verkehrs über die Linien der Gesellschaft trafen, 
die Vereinfachung der Zollabfertigung im Adriaverkehr, die Bemühungen 
um eine Erleichterung der veterinärpolizeilichen Vorschriften und vieles 
andere, 

Für die Gesellschaft war es wertvoll, daß sie nicht nur in den für 
ihre Linien in Frage kommenden Tarifverbänden, sondern auch in den 
anderen Eisenbahnverbänden, insbesondere im Verein Mitteleuropäischer 
Eisenbahnverwaltungen mitarbeiten und sich dadurch die Vertrautheit 
mit dem lebenden Betrieb bewahren konnte. 

Wenn wir die durch den Akkord von Rom bestimmte Entwicklung 
der Donau-Save-Adria-Eisenbahn-Gesellschaft überblicken und wenn wir 
uns dabei nicht von Formulierungen, sondern von wirtschaftlichen Tat- 
sachen leiten lassen, dann können wir feststellen, daß die Gesellschaft 
in der betrachteten Zeitspanne ihren Aufgaben gerecht geworden ist. 
Daß ihrer Tätigkeit durch die Staaten Grenzen gesetzt waren, ist ver- 
ständlich. Ebenso wird auch die Zukunft der Gesellschaft in der seit 1938 
geänderten Lage durch die Entscheidungen der Staaten bestimmt werden. 
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Die russische Verkehrswirtschaft unter dem Sowjetregime. 


Von 
Dr. Georg Garbe in Berlin. 


Das russische Verkehrswesen stand von jeher teilweise vor völlig 
anderen Aufgaben, als das der mittel- und westeuropäischen Staaten. 
Hatte die Verkehrspolitik dieser Länder infolge der Kleinräumigkeit 
ihrer Hoheitsgebiete und der hohen Siedlungsdichte versucht, ein mög- 
lichst engmaschiges Verkehrsnetz aufzubauen und möglichst viele Wohn- 
siedlungen an das Eisenbahnnetz anzuschließen, so stand im russischen 
Raum stets die Überwindung der ungewöhnlich hohen Entfernungen 
zwischen den Grenzen des Reichs im Vordergrund der verkehrspolitischen 
Maßnahmen. Die Verbindung der weit auseinander liegenden Teile des 
russischen Staatsgebietes mußte daher zwangsläufig auf Kosten der 
Netzdichte gehen. Auch sonst bedingten verkehrsgeographische Beson- 
derheiten beträchtliche Unterschiede im Aufbau des russischen Ver- 
kehrswesens. Die Sowjetunion verfügte beispielsweise nur über wenige 
eisfreie Häfen, die fast durchweg abseits der Weltmeere und fern den 
großen zwischenstaatlichen Güterströmen lagen. Damit boten sich der 
sowjetischen Seeschiffahrt nur verhältnismäßig geringe Betätigungs- 
möglichkeiten. Aber auch der Einsatz der Binnenwasserstraßen be- 
gegnet erheblichen natürlichen Schwierigkeiten. Die vorhandenen 
Flüsse und Ströme fließen im wesentlichen von Norden nach Süden oder 
in umgekehrter Richtung und lassen sich trotz des Wasserreichtums mit 
Ausnahme der Wolga und des Dnjepr nur wenig für den meist quer zur 
Fluß- oder Stromrichtung verlaufenden Gütertransport ausnutzen. Über- 
dies hatte das Sowjetregime der Binnenschiffahrt — wenn man einmal 
deutsche Verhältnisse zum Vergleich heranzieht — lange Zeit nur wenig 
Beachtung geschenkt, Erst in neuerer Zeit war eine aktivere Wasser- 
straßenpolitik in Gang gekommen, die es sich zum Ziel setzte, die wach- 
sende Überlastung der Schiene durch Förderung des Wasserstraßdn- 
transports zu mildern, Auch die Motorisierung war noch während des 
zweiten Fünfjahresplanes (1933 bis 1937) fast völlig in den Anfängen 
Stecken geblieben; im Rahmen des gesamten Transportwesens hatte der 
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Kraftverkehr bis dahin nur geringe Bedeutung erlangt. Bei der schwachen 
Entwicklung der übrigen Verkehrszweige ruhte daher die Hauptlast des 
sowjetischen Personen- und Güterverkehrs auf den Eisenbahnen, Ihr 
Anteil an der Verkehrsleistung hatte sich in den letzten Jahren ständig 
erhöht und war von 77 % im Jahre 1933 auf 83 % im Jahre 1938 ge- 
stiegen. Personenbeförderung und Güterverkehr waren also in hohem 
Maße von der Leistungsfähigkeit des Schienennetzes abhängig. 


Verkehrsleistung und Verkehrsanteil der einzelnen 


Verkehrsmittel. Р 
Vorkehrs- Verkehrs- 
leistung anteil 


1933 | 1938 | 1933 | 1938 


Mrd. tkm | in % 
Eisenbahnen а... 169,5 | 370,5 | 76,5. | 83, 
Binnenschiffahrt ...... 25,8 | 320| 12) 72 
Seeschiffahrt . ....... 24,1 | 33,7 | 11,0 7,6 
Kraftwagen ........ Lel Sal os| 1,9 


1 1937 


Die wachsende Bedeutung des Eisenbahntransports verdankt die 
Schiene in erster Linie den Besonderheiten der sowjetischen Wirtschafts- 
politik, die im wesentlichen auf eine weitgehend autarke Wirtschafts- 
verfassung und ein möglichst hohes Kriegspotential ausgerichtet war. 
Erst die Härte der Kampfhandlungen im Osten und die Menge des bisher 
erbeuteten oder vernichteten Kriegsgeräts ließen in vollem Umfang er- 
kennen, wie sehr das Sowjetregime alle seine Maßnahmen auf den Auf- 
bau eines gewaltigen Rüstungsarsenals abgestellt hatte. Diese Ausrich- 
tung der wirtschaftlichen Kräfte auf die planmäßige Stärkung des 
Kriegspotentials stellte das Eisenbahnwesen vor umfangreiche Aufgaben. 
Das Leistungsvermögen der sowjetischen Bahnen hat jedoch nicht immer 
mit dem vorwiegend durch das Rüstungsprogramm bedingten Tempo des 
Wirtschaftsausbaus Schritt halten können. So war das Eisenbahnwesen 
der Sowjetunion beispielsweise in den Jahren 1934/35 in einen Engpaß 
geraten, der in und außerhalb der Sowjetunion viel beachtet wurde. 
Ind folgenden wird versucht, die Hintergründe dieser Entwicklung aufzu- 
zeigen und die viel erörterte Frage zu beantworten, inwieweit es den 
Sowjets in den folgenden Jahren gelungen ist, die eingetretenen Schwie- 
rigkeiten zu überwinden. 
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RascherAnstiegdes Verkehrsaufkommensunterden 
Fünfjahresplänen. 


Ein besonders charakteristischer Zug der sowjetrussischen Plan- 
wirtschaft war das ungewöhnliche Wachstum der Industrieproduktion 
während der beiden ersten Fünfjahrespläne. Für das Verkehrswesen 
der UdSSR wurde dabei der Umstand von besonderer Bedeutung, daß im 
Mittelpunkt des industriellen Aufbaus eine rasche Steigerung des Produk- 
tionsvolumens der Schwerindustrie stand, die einen besonders hohen Be- 
darf an Massengütern entwickelt und damit vor allem an das Eisenbahn- 
wesen hohe Anforderungen stellt. Entwicklung und Aufbau der sowjet- 
russischen Verkehrswirtschaft sind daher in entscheidendem Maße durch 
den Gang der Industrieproduktion und die dabei anfallenden Transport- 
aufgaben beeinflußt worden. 


Welche Aufgaben den sowjetrussischen Bahnen bereits imersten 
Planjahrfünft erwuchsen, geht daraus hervor, daß die Jahre 1928 bis 1932 
bei den wichtigsten Produktionsgüterindustrien fast durchweg eine Ver- 
doppelung der Produktionsmenge brachten. Die Förderung von Stein- 
kohle — ein Massengut, das auch im sowjetrussischen Eisenbahnverkehr 
eine hervorragende Rolle spielt!, ist beispielsweise von 29,9 Міо t im Jahre 
1927 auf 57,5 Міо t im Jahre 1932 gestiegen. Die Gewinnung von Roh- 
eisen, Erdöl und Holz — drei Massengüter, die am Verkehrsaufkommen 
der UdSSR ebenfalls stark beteiligt sind — hat ähnlich zugenommen. 
Die Förderung von Eisenerz und Braunkohle sowie die Koksgewinnung 
sind sogar noch erheblich stärker gewachsen. 


Als unter dem zweiten Fünfjahresplan neue beachtliche Steige- 
rungen der Industrieproduktion, darunter vor allem wieder im Sektor der 
Schwer- und Rüstungsindustrie, eintraten, stand die sowjetrussische 
Verkehrswirtschaft zeitweise vor unlösbar scheinenden Aufgaben. Selbst 
wenn die tatsächliche Steigerung des Produktionsumfangs das geplante 
Ausmaß vielfach nicht erreichte, so konnte doch die Erzeugung in den 
meisten Produktionsgüterindustrien von 1932 bis 1937 nochmals ver- 
doppelt werden; teilweise ist sie sogar noch stärker gestiegen. Die In- 
dustrieproduktion der UdSSR hatte sich demnach während der beiden 
ersten Fünfjahrespläne in den wichtigsten, für den Eisenbahngüterver- 
kehr in Betracht kommenden Massengüterindustrien nahezu vervier- 
Tacht®, 


1 Nahezu ein Viertel der gesamten Verkehrsmenge entfällt auf Kohle. 

2 Einzelheiten der sowjetrussischen Industrieproduktion siehe: „Der Stand 
der Industrieproduktion in der UdSSR“, Schriften des Instituts für Konjunktur- 
forschung, Wochenbericht vom 30. März 1940, Jg. 13 Nr. 12/18. 
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Das Wachstum der Industrieproduktion unter den beiden ersten 


Fünfjahresplänen. 
A Erzeugte Mengen in Mio t Zunahme in % 
Hüter Чез: un 
1927! | 1932 2 1932—37 | 1927—37 


Steinkohle i 29,9 57,5 109,9 + 92 | H 90 

Koks . . Sir. Su | 200 | +141 | +138 | 
Braunkohle . .... 6,0 18,1 +165 | +162 | 
Eisenerz ...... 2, 27,8 +142 | +180 | 
Roheisen 2.2... 14,5 +100 | +134 | 4 
Rohstahl ....., їл | + 55 | +200 | +366 
Жей клр. ati 28, |+ 95 | + 33 | + 159 
Schnittholz . . . . « з ` 28,8 + 98 +18 Hr 134 
Zement: wee в. | Se | +19 | + 60 | -+ 250 


1 Wirtschaftsjahr 1927/28. 


Unzureichende Investitionen im Verkehrswesen 


Anforderungen von einem Ausmaß, wie sie nach dem Anlaufen des 
zweiten Fünfjahresplans an die Bahnen herantraten, war das Verkehrs- 
wesen in seiner damaligen Verfassung in keiner Weise gewachsen. Das 
beweist beispielsweise auch der Umstand, daß die Industrieproduktion 
des Jahres 1927 in vielen Fällen bereits dem Stand der Erzeugung vor 
dem Weltkrieg (1913) entsprach, während die Leistungsfähigkeit der 
sowjetrussischen Bahnen zur gleichen Zeit vermutlich noch beträchtlich 
unter dem ehemaligen Friedensstand gelegen haben dürfte. Schuld dar- 
an war vor allem der unzureichende Ausbau der Verkehrsanlagen und 
die viel zu schwache Auffüllung des Fahrzeugbestandes. Zwar hatten 
die jährlichen Anlieferungen von neuen Lokomotiven und Güterwagen 
im Laufe des ersten Fünfjahresplans nahezu verdoppelt werden können, 
doch reichte selbst diese beachtliche Produktionssteigerung im Bau von 
Eisenbahnfahrzeugen nicht aus, um die vorhandenen Lücken zu schlie- 
ßen. Am Ende des ersten Fünfjahresplans waren etwa 2800 Lokomotiven 
und rd. 74000 Güterwagen mehr vorhanden als 1928; das entspricht 
einem Zugang von 19 bzw. 16 %, während sich die Verkehrsleistung in 
der gleichen Zeit nahezu verdoppelt hat. 


Die Erweiterung des Fahrzeugparks ist demnach im ersten Fünf- 


jahresplan trotz mangelnder Leistungsreserven ungewöhnlich stark 
hinter der Verkehrssteigerung zurückgeblieben. 
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Fahrzeugpark und Verkehrsentwicklung unter dem ersten Fünfjahresplan 
(1928—1932), 


Bestand an arbtgl. 


3 beförd, | geleistete 
Low Lokomo- | Güter- | Wagen- g у SC 
EE tiven | wagent | stellung | über ш 
in Stück in 1000 | Miot | Mrd 
1928 15100 | 472.000 V 150,2 93,4 
1932 17900 | 545 800 267,9 | 100,5 


Zunahme 1928—32 in % ... H 18,5 | + 15,6 + 59,1 + 71,5 + 81,3 


1 Umgerechnet in zweinchsige Einheiten. 


Man geht daher wohl kaum fehl, wenn man annimmt, daß die 
sowjetrussischen Bahnen am Ende des ersten Fünfjahresplans nach dem 
damaligen Stand der technischen Ausrüstung sowohl bei den Bahn- 
anlagen als auch beim Fahrzeugpark über keinerlei Leistungsreserven 
verfügten. Alle greifbaren Angaben lassen erkennen, daß das rollende 
Material schon damals viel zu stark beansprucht wurde. Die Dichte 
des Güterverkehrs (Güterwagenachskm je km Betriebslänge) hatte bei- 
spielsweise bereits im Jahre 1932 einen Stand erreicht, der auf den deut- 
schen Strecken erst nach der Rückkehr der Ostmark wieder erreicht 
wurde, Zur gleichen Zeit war die Beanspruchung des sowjetischen Loko- 
motiv- und Wagenparks — an der Nutzleistung des rollenden Materials 
gemessen — teilweise mehr als doppelt so hoch wie die Nutzleistung der 
deutschen Fahrzeuge. Da außerdem der im Rahmen der Planarbeiten als 
besonders vordringlich erachtete Ausbau der Schwerindustrie im ersten 
Fünfjahresplan nur verhältnismäßig bescheidene Mittel für Investitionen 
im Bahnbau frei ließ, blieb auch die Unterhaltung der Bahnanlagen völlig 
ungenügend. Im ganzen arbeiteten die Bahnen der UdSSR daher unter 
dem ersten Fünfjahresplan mit einem unverhältnismäßig hohen Ver- 
schleiß. Immerhin war es in den Jahren 1930 bis 1932 gelungen, die Lei- 
stungsfähigkeit der Schiene über das vorgesehene Ausmaß hinaus zu 
steigern; freilich mußte dafür zeitweise eine erhebliche Betriebsunsicher- 
heit in Kauf genommen werden. 


Ein weiteres Anwachsen des Güterverkehrs im Zuge des zweiten 
Fünfjahresplans mußte die Betriebsführung der sowjetrussischen Bahnen 
zwangsläufig vor außerordentlich schwierige Aufgaben stellen. Die 
rasche Steigerung der Industrieproduktion im zweiten Planjahrfünft 
wirkte sich unter diesen Umständen auf den Eisenbahnbetrieb um so ver- 
hängnisvoller aus, als jede Zunahme des Produktionsvolumens auch ein 
entsprechend höheres Verkehrsaufkommen nach sich zog. Dieser enge 
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Zusammenhang zwischen der Entwicklung der industriellen Erzeugung 
und dem Umfang des Verkehrsaufkommens, der schon unter dem ersten 
Fünfjahresplan beobachtet werden konnte, ist auch im zweiten Planjahr- 
fünft weitgehend erhalten geblieben. Ja, es zeigte sich bereits die dem 
sowjetrussischen Verkehrswesen eigentümliche Erscheinung, daß die von 
der Schiene zu bewältigende Transportmenge noch rascher wuchs als der 
jeweilige Produktionsumfang. 


Gütererzeugung und Eisenbahngüterverkehr der UdSSR 
in den Jahren 1932—1937. 


Industrielle Güterbeförderung Zunahme 
Produktion auf den Eisenbahnen | der des 
(Mio t) (Mio t) Industrie- | Güter- 


produktion| verkehrs 


1932 | 1937 1932 1937 in 9% 


| 
Steinkohle 0» + » | 57,5 | 109,0 7 116,0 t 80,0 | + 105,6 


Dog gerade 13,5. | 23,8 au | + 708 | + 243,0 
Eisenerz...» o eo oo Gu | 97,81 30,5 + 120,8 | + 140,2 
Roheisen und Rohstahl| 12,1 | 32,2 26,2 | + 166,1 | + 144,0 
Schnittholz .... | äus | 28,08 46,08 | + 18,0 | + As 
Zement тын PED 3,5 5,6 5,0 + 60,0 
TEE EE DÉI 5 л |+ 382 


1 Mit den beförderten Gütermengen nicht voll vergleichbar. 
® Mio cbm 
з Bau- und Schnittholz, 


Demgegenüber fehlte es auch im zweiten Fünfjahresplan an einem 
großzügigen Bauprogramm, obwohl die Bahnen in keiner Weise für wei- 
tere Verkehrszugänge gerüstet waren, 


Überlastung des sowjetischen Bahnnetzes. 


Einer Leistungssteigerung, wie sie die Durchführung des im zweiten 
Fünfjahresplan festgelegten Produktionsprogramms von den Bahnen ver- 
langte, war sowohl das Streckennetz als auch der Fahrzeugbestand nicht 
gewachsen. Zwar stieg die Herstellung von Lokomotiven und Güterwagen 
auch im zweiten Planjahrfünft kräftig an, doch blieb der Fahrzeugpark 
stets in bedrohlichem Umfang hinter dem Anwachsen des Verkehrs zu- 
rück, da sich der seit Jahren wachsende Mangel an Fahrzeugen auch 
bei stark erhöhter Produktion nicht so rasch beheben ließ, Neben der 
unzureichenden Ausstattung mit rollendem Material hat aber auch die 
im Vergleich zum Wachstum des Verkehrs viel zu schwache Neubautätig- 
keit zu einer Überlastung des Bahnnetzes beigetragen. Infolge des rasch 
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anschwellenden Massengutverkehrs erwies sich die Leistungsfähigkeit 
der Bahnanlagen bald als zu gering, wodurch es bei den örtlichen Be- 
triebsleitungen vielfach zu schweren Stockungen im Güterwagenumlauf 
Кат, 

Wie stark sich der Verkehr auf den sowjetischen Bahnen in der 
Nachkriegszeit verdichtet hatte, geht daraus hervor, daß die beförderte 
Gütermenge am Ende des zweiten Fünfjahresplans etwa viermal so hoch 
war wie in der Zeit vor dem Weltkrieg; die tonnenkilometrische Lei- 
stung war sogar auf mehr als das Fünffache der Vorkriegsleistung an- 
gestiegen. Das Bahnnetz der Sowjetunion war jedoch in der gleichen 
Zeit noch nicht einmal um die Hälfte erweitert worden!. Vergleichs- 
weise sei erwähnt, daß die tonnenkilometrische Leistung der russischen 
Bahnen bereits am Ende des ersten Fünfjahresplans (1932) — den abso- 
luten Werten nach — etwa das Vierfache der im deutschen Netz erzielten 
Leistungen betrug, während das Eisenbahnnetz der Sowjetunion nur um 
etwa die Hälfte größer war als das der Deutschen Reichsbahn. 


Betriebslänge und Verkehrsdichte im Eisenbahnnetz der Sowjetunion, 


Betriebslänge Netzdichte | Verkehrsdichte je km 
Jahre GE Им RE фо Betriebsllinge 
ins- davon Fläche en 
gesamt | zweigleisig km tkm | Pkm 
| | 
58 549 p 2,75 1122 430 
16 887 15 500% 3,08 1215 319 
81569 19.000 3,51 2076 1026 
86 500 26 500 4,07 4102 1051 
97.000 34.000 4,58 5258 1237 


1 Planzahlen. А 
2 1927. 


Namentlich der Bau zweigleisiger Strecken, die zu Beginn des 
zweiten Fünfjahresplans erst 19 000 km ausmachten, war stark vernach- 
lässigt worden. Da vielfach gerade die umfangreichen Massenguttrans- 
porte auf eingleisigen Abschnitten bewältigt werden mußten, hat dieser 
Umstand ebenfalls nicht wenig zu den Betriebsschwierigkeiten beige- 
tragen. 

Freilich läßt sich das zeitweise Versagen der Bahnen während des 
zweiten Fünfjahresplans durch die wachsende Verkehrsdichte allein 


2 Über Einzelheiten in der Entwicklung des russischen Bahnnetzes vgl.: 
Das Eisenbahnnetz der UdSSR in „Wochenbericht des Instituts für Konjunktur- 
forschung“ 12. Jahrgang, Nr. 51/52 vom 30. Dezember 1939. 
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nicht restlos erklären. Betriebsumstellungen, mangelnde Ausbildung des 
Personals, unzureichende Erfahrungen mit der neuen Betriebsorganisa- 
tion sowie fehlerhafte Beschaffenheit der angelieferten Werkstoffe und 
Betriebseinrichtungen haben die in den Jahren 1934/35 bekanntgewor- 
denen Mißstände mindestens ebenso stark verschuldet. 


Zunächst suchte man die Betriebsabwicklung auf den überlasteten 
Strecken durch Einschränkung des Personenverkehrs zu bessern. Selbst 
diese einschneidende Maßnahme brachte aber auf die Dauer nicht die 
gewünschte Entlastung. Da die technische Einrichtung der Bahnanlagen 
für einen derart angeschwollenen Massengutverkehr einfach nicht mehr 
ausreichte, blieben die Strecken nach wie vor verstopft; zahlreiche Zug- 
unfälle waren die Folge. Nach Pressemeldungen sind bis zu 60 000 Zug- 
entgleisungen je Jahr festgestellt worden, Die Zuggefährdung ist dabei 
vielfach durch zu starke Abnutzung der Schienen oder durch mangel- 
haft befestigte Gleisanlagen hervorgerufen worden. Auch das ange- 
lieferte Oberbaumaterial wies zeitweise offenbar erhebliche Mängel auf. 
1935 sollen beispielsweise bei einer Schienenlieferung von 625 000 t etwa 
172000 t Ausschuß gewesen sein. Nach Angaben von Erofejew! waren 
noch im Jahre 1936 nach der sog. „Grundreparatur“ im Donezbecken rd. 
34 %, bei der Stalinbahn 40 %, bei der Dsershinskibahn rd. 54 % aller 
Gleisanlagen als ungenügend anzusprechen. 


DurchgreifendeReformdesEisenbahnwesens. 


Da der ständig wachsende Verkehr mit den rückständigen Bahn- 
anlagen und dem mangelhaften Fahrzeugpark nicht mehr bewältigt wer- 
den konnte, wurde unter Kaganowitsch im Rahmen des zweiten Fünf- 
jahresplans eine umfangreiche Modernisierungsaktion eingeleitet, die 
den Bahnen eine Reihe technischer Verbesserungen brachte. An erster 
Stelle ist hier die Ausstattung der Güterwagen mit Druckluftbremsen 
zu nennen, die eine erhöhte Reisegeschwindigkeit und damit eine be- 
achtliche Leistungssteigerung im Güterzugverkehr ermöglichte. Anfang 
1936 war nahezu die Hälfte aller Güterwagen mit Druckluftbremsen aus- 
gerüstet. Auch der Bau von schweren Güterzuglokomotiven machte um 
jene Zeit beachtliche Fortschritte. Die Beschaffung von Großraumgüter- 
wagen, die mit Selbstentladeeinrichtungen versehen wurden, trug eben- 
falls wesentlich zur Erleichterung der Massengutbewegungen bei. Durch 
Ausrüstung der Güterwagen mit Selbstkuppelung wurde ferner die Zug- 
bildung beschleunigt. 

1 „Krisenerscheinungen im Eisenbahnwesen der UdSSR“, Ostwirtschaft, 
Heft 2, 1938. 
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Vor allem wurde die Leistungsfähigkeit des Schienennetzes durch 
die Einführung der Selbstblockung gehoben, die teilweise eine Verdoppe- 
lung der Zugfolge ermöglichte. Auch durch verbesserte Organisation 
des Zugdienstes sowie durch Konzentration des Massengutverkehrs auf 
die leistungsfähigsten Strecken konnte die Kapazität der Bahnen wesent- 
lich erhöht werden. Schließlich baute man auch die am stärksten be- 
fahrenen Linien nach und nach weiter aus, 


Die Einführung technischer Neuerungen hat zunächst allerdings 
vielfach zu neuen Schwierigkeiten geführt, da sich das Eisenbahnpersonal 
erst mit der veränderten Betriebsweise vertraut machen mußte, Nach 
Überwindung dieser Anlaufschwierigkeiten ist es aber mit Hilfe der 
neuen Betriebsorganisation gelungen, Wagenumlauf und Ausnutzung des 
Güterwagenparks im zweiten Fünfjahresplan erneut beachtlich zu stei- 
gern. Die Wagenstellung ist beispielsweise in den Jahren 1933 bis 1937 
um weitere 75 % gestiegen, nachdem sie sich schon unter dem ersten 
Fünfjahresplan um 60 % erhöht hatte. Die Umschlagsgeschwindigkeit 
des Güterwagenparks konnte nochmals um rd. 20 % erhöht werden, so 
daß sie am Ende des zweiten Fünfjahresplans nahezu doppelt so hoch 
war wie 1928, 


Zur Beschleunigung des Güterwagenumlaufs. 


Häufigkeit der täglichen | jährlich beförderte | Wagenachskm 


Wagenstellung jo Einheit | j, р т je Güter- 

des Güterwagenbestandes ge wagenachse 
1013 0,000 160,7 21517 
1928 0,008 165,5 22 618 
1932 0,00 245,1 30 020 
1937 0,12 323,3 


In welchem Maße die Gesamtleistung der sowjetischen Bahnen 
durch die unter dem zweiten Fünfjahresplan eingeleitete Modernisierung 
gesteigert werden konnte, beweist die Tatsache, daß sich die beförderte 
Gütermenge in den Jahren 1933 bis 1937 nahezu verdoppelt hat; die 
tonnenkilometrische Leistung ist — infolge steigender mittlerer Ver- 
sandweite — sogar noch etwas stärker gewachsen. Freilich ist die Be- 
wältigung des Verkehrsaufkommens auch in den folgenden Jahren trotz 
mancher im Zuge der technischen Erneuerung eingetretenen Erfolge 
immer noch eine ständige Sorge der sowjetrussischen Bahnverwaltung 
geblieben. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1942, 47 
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Fahrzeugpark und Verkehrsentwicklung unter dem zweiten 
Fünfjahresplan (1933—1937). 


__  Bestandan | täglich | beförderte | geleistete 
Тиш Ti, (Ой beladene Güter tkm 
tiven | wagen! Wagen (1000)| (міо t) (Mrd) 
1928 15 100 472 000 156,2 93,4 
1932 17 900 545 800 207,9 169,3 


1937 23700 | 800000 89,7 517,8 354,8 
Zunahme | 
1932 bis 1937 in% | + 32,4 | + 46,6 + 74,5 + 93,1 + 109,0 


1 Umgerechnet in zweinchsige Einheiten. 


Eine Gegenüberstellung von Verkehrsleistung und Fahrzeugbestand 
läßt ohne weiteres erkennen, daß die Überlastung der russischen Bahnen 
offenbar auch während des zweiten Fünfjahresplans nicht beseitigt 
werden konnte. 


VergeblicherKampfgegendielangen Verkehrswege. 


Von nicht geringer Bedeutung für die wachsende Belastung der 
Schienenwege waren die ständig steigenden Entfernungen, über die die 
sowjetischen Eisenbahntransporte liefen, eine Erscheinung, die für das 
sowjetrussische Eisenbahnwesen besonders charakteristisch ist und die 
nicht wenig zu der Überbeanspruchung der Bahnen beigetragen hat. 
Dieses Anwachsen der mittleren Versandweite ist in erster Linie darauf 
zurückzuführen, daß die aus strategischen Gründen vorgenommene De- 
zentralisierung der industriellen Standorte bei der Weite des russischen 
Raumes gewaltige Ansprüche an die Transportleistungen des Verkehrs- 
netzes stellte, zumal zur Durchführung des namentlich im Osten der 
UdSSR mit aller Macht betriebenen Aufbaus neuer Industrieanlagen große 
Mengen von Rohstoffen, Halb- und Fertigwaren über weite Entfernungen 
herangeschafft werden mußten. Namentlich die verkehrswirtschaftliche 
Koppelung des an Erzen aller Art reichen Ural mit den Kohlenbecken 
von Kusnezk und Karaganda erforderte überaus hohe und zusätzliche 
Transportleistungen der Bahnen. Darüber hinaus zog der rasche Aufbau 
der Schwerindustrie und die planmäßige Erweiterung der bereits vor- 
handenen Kapazitäten umfangreiche Baustofftransporte nach sich, da die 
benötigten Grund- und Werkstoffe vielfach ebenfalls nicht an Ort und 
Stelle beschafft werden konnten. 
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Hinzu kam, daß die wichtigsten Rohstoffvorkommen vielfach in 
ziemlicher Entfernung von den alten Verarbeitungs- und Verbrauchs- 
zentren lagen. Das galt u. a. auch für die Kohle. Hier vermochte bei- 
spielsweise nur die Schwerindustrie des Donezbeckens ihren Kohlebedarf 
aus der eigenen Kohlebasis zu decken, die 1937 immer noch rd, 60% 
der gesamten Kohleförderung der UdSSR bestritt. Die übrigen Ver- 
brauchszentren waren bis zum Beginn der Kampfhandlungen fast durch- 
weg Gebiete mit hohem Zuschußbedarf, obwohl die beiden ersten Fünf- 
jahrespläne einen raschen Ausbau der übrigen Kohlevorkommen vor- 
sahen, um die unwirtschaftlichen und die Bahnen überaus stark be- 
lastenden Kohletransporte von den großen Bergbaubezirken zu den Ver- 
brauchszentren ohne ausreichende Kohlebasis herabzudrücken. Solche 
Kohleverbraucher waren namentlich die Kombinate im Ural und die 
Industriezentren von Moskau und Leningrad. Die Kohlenbergwerke des 
Ural lieferten beispielsweise im Jahre 1937 etwas mehr als 8 Mio t, der 
Kohleverbrauch der dort ansässigen Industrie, darunter bedeutende 
Eisen- und Kupferverhüttungsbetriebe, wurde jedoch auf rd. 20 Mio t 
geschätzt. Der die Eigenerzeugung übersteigende Mehrbedarf mußte 
daher größtenteils aus den Bergbaubezirken von Karaganda und Kusnezk, 
also über ungewöhnlich hohe Entfernungen herangeschafft werden. Das 
Moskauer Industriegebiet verfügte zwar in der Nähe über eigene Kohle- 
vorkommen, doch reichte die Förderung der Moskauer Gruben ebenfalls 
nicht aus, um den Gesamtverbrauch an Kohle zu decken. Das hochent- 
wickelte Industriegebiet um Leningrad hatte überhaupt keine eigene 
Kohlebasis und war daher völlig auf die Donezkohle angewiesen. 

Aus der Lage und der Förderleistung der im Abbau befindlichen 
Kohlevorkommen erklärt sich daher die überaus hohe mittlere Versand- 
weite der Kohletransporte, die sich 1937 auf über 700 km belief, Trotz 
aller Bemühungen der Planbehörden und der Eisenbahnverwaltungen war 
es nicht gelungen, die ständig wachsende Verlängerung der Kohletrans- 
porte zu unterbinden, 

Ähnlich lagen die Dinge in der Eisen- und Stahlerzeu- 
gung, die sich sehr stark auf die südlichen Teile des europäischen 
Rußland konzentrierte; nahezu zwei Drittel der Roheisenerzeugung und 
über die Hälfte der Rohstahlgewinnung entfielen auf die dort liegenden 
Industriegebiete. Auch die Herstellung von Walzwerkerzeugnissen voll- 
zog sich überwiegend in den genannten Teilen der Sowjetunion. Die 
weiterverarbeitenden Zweige der Eisen- und Stahlindustrie (Maschinen-, 
Apparate-, Fahrzeugbau u, ä.) Баеп sich jedoch — neben den neuen 
Industriestandorten im Ural, in Sibirien und Fernost — sehr stark im 


47* 
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westlichen und nördlichen Teil der Sowjetunion, vor allem in Moskau 
und Leningrad. Beim Transport von Eisen und Stahl waren dabei teil- 
weise noch größere Entfernungen zu überwinden als beim Transport von 
Kohle, Die durchschnittliche Beförderungsweite einer Tonne Eisen und 
Stahl betrug im Jahre 1937 beispielsweise über 1000 km. 


Besonders lange Verkehrswege hatten ferner Erdöl, Zement und 
Holz zu durchlaufen. Der Hauptfundort des Erdöls ist das Gebiet um 
Baku, das über 70 % der gesamten sowjetischen Erdölgewinnung lieferte. 
Zur Abfuhr des gewonnenen Erdöls wurden nach Möglichkeit die Seewege 
über das Kaspische Meer oder das Schwarze Meer, die Binnenwasser- 
straßen, so vor allem die Wolga, oder Rohrleitungen benutzt; das Bahn- 
netz wurde wegen der wesentlich höheren Transportkosten in der Regel 
nur im Anschluß an den Wasserumschlag oder das Rohrnetz in Anspruch 
genommen. Trotzdem entfielen im Jahre 1937 im Binnenverkehr 76 % 
der tonnenkilometrischen Leistung im Erdöltransport auf die Eisen- 
bahnen. Zum Teil erklärt sich dieser hohe Anteil der Schiene aus dem 
schwachen Ausbau der russischen Wasserstraßenverbindungen. In der 
Hauptsache aber ging die schwache Beteiligung der Wasserwege am 
Erdöltransport darauf zurück, daß die Kleinverteilung des Erdöls bis zu 
den Stätten des letzten Verbrauchs nur mit Hilfe der Schienenwege 
durchgeführt werden kann. Darauf beruht auch die ungewöhnlich hohe 
durchschnittliche Versandweite von mehr als 1200 km je t Erdöl im 
Eisenbahntransport. 


Hohe Ansprüche stellte auch der Holzeinschlag ап das rus- 
sische Eisenbahnwesen. Obwohl hier die vorhandenen Wasserwege in 
hohem Maße — überwiegend in der Form der Flößerei — zur Abfuhr des 
Holzes eingesetzt wurden, spielte die Schiene im Zubringerverkehr von 
den Umschlaghäfen zu den Verbrauchszentren ebenfalls eine bedeutsame 
Rolle. Die durchschnittliche Versandweite der Holztransporte auf den 
Eisenbahnen lag hier im Jahre 1937 über 900 km. 


Die starke Ballung der Rohstoffvorkommen im südlichen Teil des 
europäischen Rußland und im Ural und die weit auseinander gezogenen 
Standorte der weiterverarbeitenden Industrie, vor allem im Westen der 
Sowjetunion, führten daher von vornherein zu einer weit höheren durch- 
schnittlichen Versandweite als im mittel- und westeuropäischen Eisen- 
bahnverkehr. Wie stark sich diese besonderen Standortverhältnisse auf 
die Verkehrsbeanspruchung der sowjetischen Bahnen auswirkten, mag 
ein Vergleich mit den deutschen Transportentfernungen zeigen: während 
im Altreich die mittlere Versandweite im Eisenbahngüterverkehr des 
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Jahres 1937 161 km betrug, wurde jede Tonne Eisenbahngut in der 
UdSSR durchschnittlich 686 km weit befördert. Daß der russische Raum, 
insbesondere die Standortverteilung von Rohstoffvorkommen und ver- 
arbeitender Industrie einen unvergleichlich höheren Verkehrsaufwand 
verlangt als die mittel- und westeuropäischen Verhältnisse, zeigt auch 
ein Vergleich mit den im kontinentaleuropäischen Eisenbahngüterver- 
kehr (ohne UdSSR) erforderlichen mittleren Transportentfernungen 
(168 km). Die Eisenbahngüter legten also in der UdSSR einen mehr als 
viermal längeren Weg auf der Schiene zurück als im mittel- und west- 
europäischen Raum. 

Welch aussichtslosen Kampf die Verwaltung der sowjetrussischen 
Bahnen seit Jahren gegen das unaufhaltsame Anwachsen der mitttleren 
Transportlänge geführt hat, geht daraus hervor, daß die mittlere Ver- 
sandweite im sowjetischen Eisenbahngüterverkehr von 496 km im Jahr 
1913 auf 718 km im Jahr 1938, also um fast 45 %, gestiegen ist. 


Mittlere Versandweite im Eisenbahngüterverkehr der UdSSR. 


dE en Är e 496 km 
ADOBE Nee EB 
Р en Жы Ge бай, 
ea ЗГ, дс, ш, КОЙ, 
ИР e MME ME 
DEET Zon rat 665; 
1986 едш én dÉ pr 
ОТ эн ee 
лн et ee ТВ А 


Dieser Tatbestand fällt bei der Beurteilung der Frage, welche Be- 
deutung die ungewöhnlich hohe mittlere Versandweite für die Belastung 
des russischen Eisenbahnnetzes hat, um so mehr ins Gewicht, als sich für 
die wichtigsten Massengütertransporte zum, Teil noch erheblich höhere 
Durchschnittsentfernungen als für den gesamten Eisenbahngüterverkehr 
ergaben, Teilweise mußten Rohstofftransporte sogar über Strecken von 
4000 bis 7000 km durchgeführt werden. 


Die in der sowjetrussischen Fachpresse geführte Diskussion über 
die ständige Verlängerung der Transportwege und die in den letzten 
Jahren ständig verschärfte Kampfansage gegen diese Entwicklung durfte 
freilich nicht in vollem Umfang ernst genommen werden, da sie 2. Т. 
rein propagandistischen Charakter trug. Die Bestrebungen, die über- 
mäßig langen Transportwege zu vermeiden, wurden praktisch immer 
wieder von wehrpolitischen Maßnahmen durchkreuzt, die ein weiteres 
Steigen der mittleren Versandweite zur Folge hatten. Anhaltspunkte 
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in dieser Richtung ergeben sich vor allem aus der Tatsache, daß gerade 
bei wehrwirtschaftlich bedeutsamen Rohstoffen, wie Erzen, Eisen und 
Stahl, Zement, Erdöl und teilweise auch bei Kohle, die Länge der Trans- 
portwege durchweg besonders stark wuchs, während beispielsweise die 
mittlere Versandweite für Brennholz und Getreide wesentlich schwächer 
stieg, в 

Mittlere Versandweite wichtiger Massengüter in km, 


Zunahme 
in% 


1922 | 1937 


403 | 709 


Kohle эз разу A b 70 
d seht 278 637 } 129 
Fisen und 8аМ..... 409 1005 (ID 
Ke 400 | 1069 | +167 
Воно): RN 425 932 | +119 
Brennholz ....... по | 201 у + 
E ЖЫ 617 1236 | + 100 
Getreide КА! 615 | mn | +11 


Namentlich die Entwicklung während der letzten Jahre läßt deut- 
lich erkennen, daß es den Bahnen bis zum Beginn des Feldzugs gegen die 
Sowjets nicht gelungen war, der ständig wachsenden Entfernungen Herr 
zu werden, und daß starke Gegenkräfte am Werk waren, die eine Ent- 
lastung der Bahnen von dieser Seite her verhinderten. Während des 
zweiten Fünfjahresplans stieg beispielsweise die mittlere Versandweite 
bei Kohle um 40 km, bei Erzen um 70 km, bei Eisen und Stahl um 124 km, 
bei Bauholz um 244 km und bei Erdöl sogar um 269 km. Insgesamt hat 
sich die mittlere Versandweite in den 15 Jahren zwischen 1922 und 1937 
bei den wichtigsten Massengütern fast durchweg mehr als verdoppelt. 


Unwirtschaftliche Gütertransporte. 


Das starke Anwachsen der Industrieproduktion und die namentlich 
im Massengüterverkehr zu überwindenden, überaus hohen Entfernungen 
sind daher als die beiden Hauptgründe für die im Laufe der Jahre ein- 
getretene Überlastung der sowjetrussischen Bahnen anzusehen. Daneben 
spielte aber auch noch ein anderer Umstand eine nicht unbedeutende 
Rolle. Da der größte Teil des sowjetrussischen Verkehrsaufkommens aus 
Massentransporten von Kohle, Erz, Holz, Erdöl, Getreide usw. herrührte, 
die in der Hauptsache nur in der Richtung vom Gewinnungsort zum Ver- 
brauchszentrum liefen, ließ sich für die Rückfahrt meist kein entspre- 
chendes Frachtaufkommen bereitstellen. 
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Zur Struktur des Eisenbahngüterverkehrs іп Міо t. 


Güter 1928 | 1932 | 1937 
Steinkohle und Koks . . . . 56,7 | 116,6 
Mineralische Baustoffe , . . 43,4 | 102,4 
Bau- und Schnittholz . . , . 32,4) 46,0 
Brennhols speca mye aeiee 13,9| 19,3 
Geteste 93,8| 38,9 
gei lä 21. 121) 19,7 | 30, 
Eisen und Stahl ....., 12,5 | 37,5 
Dee мау Г 17,0. 24,7 
ио У АСУР u nn д 2,8 9,6 
Zuckerrüben . . . ..... e 3,1 9,0 
Kunstdünger. . ...... 01| 16| бо 
БЫШЫ ДО ДИИ eg, [и] 2з 3,0 41 
АГ > Ze 1,8 1,5 4,0 
Kartoffeln... ...... 1,8 2,6 2,8 
Sonstige... . . . 39,8) 40,9| 66,0 


1 Ohne Flußstahl. 


Um die Güterzüge nun nicht völlig leer zurücklaufen zu lassen, war 
man vielfach dazu übergegangen, in der Nähe der Kohlevorkommen 
Hüttenwerke aufzubauen, für die die Kohlenzüge auf der Rückfahrt Erz 
mitnahmen und umgekehrt. Von besonderer Bedeutung sind diese gegen- 
läufigen Kohle-Erz-Transporte beispielsweise für den Eisenbahngüter- 
verkehr zwischen den Erzbergwerken des Ural und dem Kusnezker Kohle- 
vorkommen geworden, wo Kohle und Erz teilweise über Entfernungen von 
mehr als 2000 km ausgetauscht wurde. 


Durch die Mitnahme von Erz als Rückfracht war es natürlich zu 
einer beträchtlichen Erhöhung des Verkehrsaufkommens und damit auch 
zu einer besonders hohen Verkehrsdichte auf diesen Eisenbahnstrecken 
gekommen. Vom verkehrswirtschaftlichen Standpunkt konnte eine der- 
artige „Lösung“ des Rückfrachtproblems jedoch nicht als wünschenswert 
bezeichnet werden. Die neuen Pläne sahen daher eine wesentliche Ein- 
schränkung dieser gegenläufigen Massenguttransporte vor, was 
man vor allem durch einen verstärkten Abbau der örtlichen Kohle- und 
Erzvorkommen zu erreichen hoffte. 


In Fachkreisen der Sowjetunion wurde ferner vielfach darüber 
Klage geführt, daß auch die Organisation der Güterverteilung und des 
Güterbezugs nicht immer überflüssige Transporte vermeiden helfe, 
Bo sei es vielfach vorgekommen, daß ein und dieselbe Gütermenge infolge 
unzureichender Planung mehrfach hin- und hergefahren oder daß Er- 
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zeugnisse von weiter entfernten Produktionsstätten bezogen wurden, ob- 
wohl die angelieferten Güter in gleicher Menge und gleicher Güte auch 
bei näher gelegenen Werken zur Verfügung standen. Auch diese organi- 
satorischen Unzulänglichkeiten in der Güterverteilung hatten in den 
letzten Jahren offenbar manches zu der Überlastung der Bahnen beige- 
tragen. Der Beseitigung dieser Mißstände sollte namentlich im Rahmen 
des dritten Fünfjahresplans besondere Beachtung geschenkt werden, 
wobei man sich eine ganz erhebliche, für mittel- und westeuropäische 
Verhältnisse geradezu phantastisch anmutende Entlastung der Schiene 
versprach, So glaubten Fachkreise der Sowjetunion, durch „Verkehr 
sparende“ Maßnahmen den auf Grund des dritten Fünfjahresplans zu er- 
wartenden Verkehrsaufwand bei einer für das Jahr 1942 vorgesehenen 
Gesamtleistung in Höhe von 510 Mrd tkm um 100 bis 110 Mrd. tkm herab- 
drücken zu können. 


Die Verkehrspläne im dritten Planjahrfünft 
(1938—1942). 


Am Ende des zweiten Fünfjahresplans ließ sich zweifellos eine be- 
achtliche Steigerung des Leistungsvermögens im Eisenbahngüterverkehr 
feststellen, obwohl die Überlastung der Bahnen noch keineswegs als be- 
seitigt gelten konnte. Da auch der dritte Fünfjahresplan wiederum be- 
trächtliche Produktionserweiterungen vorsah, mußte die Verkehrsent- 
wicklung in hohem Maße davon abhängen, in welchem Umfang es gelang, 
die Kapazität der Bahnen dem weiter wachsenden Produktionsvolumen 
anzupassen. 


Geplant war vor allem eine nachhaltige Steigerung der Leistungen 
im Kohlenbergbau. Nachdem die russische Kohlenförderung von 1927 bis 
1937 nahezu vervierfacht worden war, sollte die Kapazität des Kohlen- 
bergbaus im dritten Planjahrfünft ursprünglich um weitere 150 Mio t 
erweitert werden. Dieser dem Parteikongreß im Frühjahr 1939 unter- 
breitete Voranschlag ist nachträglich durch Beschluß des Kongreßaus- 
schusses noch etwas erhöht worden. Nach den neuen Plänen war die 
Förderleistung der Kohlenzechen bis zum Jahr 1942 auf 243 Mio t Kohle 
zu bringen (erreichte Produktion 1937: 127 Mio t). Bei restloser Plan- 
erfüllung hätte demnach die Kohlenförderung gegenüber dem Stand von 
1937 um rd. 90 % gesteigert werden müssen. Mit welchem Verkehrs- 
zuwachs die Bahnen in diesem Falle zu rechnen gehabt hätten, ergibt sich 
aus dem engen Zusammenhang zwischen Produktion und Verkehr von 
selbst. 
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Die im dritten Fünfjahresplan vorgesehenen Produktionssteigerungen, 


tatsächliche Erzeugung | geplante 
1937 1098 | цыз | Steigerung 
кые Mob S dét 
Жора RR PERS 127,1 132,0 243 +91 
Monk I sin sn Я 23,8 4 49 +106 
Roheisen dae iles а en 14,5 14,6 22 H51 
Rohstahl а 17,2 18,0 28 + 50 
Walzwerkserzeugnisse . . . » 13,0 13,3 21 + 62 
ПЕЛА РАО An | 6,0 11 +100 
Вы DT 28,5 30,2 48,5 + 77 
Abfuhr von Nutzholz?. . . . | 111,8 4 200 + 80 
Schnitthol® ........ 28,8 А " A8 + 56 
EE een 0,83 | A 1,5 + 8! 


1 Ohne Erdgas. — $ Mio cbm. 


Auch bei den übrigen Massengütern waren an Hand der Produk- 
tionspläne beachtliche Verkehrssteigerungen zu erwarten; so namentlich 
bei Nutzholz, Erdöl, Torf und Zement. Auch der Abbau der im Gebiet 
des Ural vorkommenden Bodenschätze wurde verstärkt in Angriff ge- 
nommen. Dabei war beabsichtigt, die Eisen- und Stahlbasis im Ural 
stärker als bisher zur Verarbeitung der im Ural selbst anfallenden Erz- 
mengen heranzuziehen. Auch die Erschließung neuer Erdölfelder zwi- 
schen Ural und Wolga war vorgesehen. Darüber hinaus sollten die fern- 
östlichen Gebietsteile in die Lage versetzt werden, ihren Gesamtbedarf 
an Kohle und Zement möglichst vollständig aus den dortigen Produktions- 
stätten zu decken. 


Das alles zeigt, daß der regionale Ausbau der russischen Industrie- 
wirtschaft in verstärktem Maße fortgesetzt wurde. Inwieweit es dabei 
gelang, den Massengutverkehr über große Entfernungen — wie vorge- 
sehen — wesentlich einzuschränken, läßt sich heute nicht mehr über- 
blicken. Fast alles spricht dafür, daß sich die Transportentfernungen 
trotz aller Gegenmaßnahmen auch in dem bisher abgelaufenen Abschnitt 
des dritten Planjahrfünfts kaum wesentlich senken ließen, zumal der 
Ausbau der Industrieanlagen im östlichen Teil der Sowjetunion beschleu- 
nigt fortgesetzt wurde. 


Zu beachten bleibt ferner, daß zum mindesten während der Ausbau- 
periode zusätzlicher Verkehr von beachtlichem Ausmaß entstanden sein 
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dürfte, da alle diese Neuanlagen zunächst einen hohen Bedarf an Bau- 
stoffen, maschinellen Einrichtungen, Lagervorräten u.ä. entwickelten. 
Die allgemeinen Entwicklungstendenzen der sowjetrussischen Verkehrs- 
wirtschaft während der letzten Friedensjahre lassen es daher überaus 
fraglich erscheinen, ob selbst bei wesentlich erweitertem Ausbau der 
örtlichen Rohstoffvorkommen größere Einsparungen im Verkehrsaufwand 
erzielt werden konnten. Alles in allem ergab sich demnach an Hand der 
Planziffern für den Ausbau der sowjetischen Industriewirtschaft kaum 
ein Zweifel daran, daß die Bahnen auch in den Jahren 1938—1942 mit 
recht beträchtlichen Verkehrszugängen rechnen mußten, selbst wenn die 
im dritten Planjahrfünft beabsichtigten Produktionssteigerungen nicht 
in vollem Umfang erreicht werden konnten. 


Beabsichtigte Produktionssteigerung bei einzelnen für den 
Eisenbahnverkehr besonders bedeutsamen Güterarten. 


Eisenbahn- | tatslchlich | yoapsichtigte | beabsichtigte 
güterverkehr ai Da | Produktion Je Se 
im Jahre 1937| ` 1987 ` (а Jahre 1942) лыр 
(Mio t) (Mio t) (Міо t) 1937 in % 
1 
а AREIA uee | 12m 243 +91 
Е) Затта" 200% +80 
Schnitthole . ЛЛ, ën | pa 451 +56 
Roheisen und Rohstahl . . . 26,2 32,2 50 +56 
Erdöl und Erdgas ..... A| 30,5 54 +77 
| 
1 Mio, cbm, — ? Kinsch), Bauholz, — * Abfuhr von Nutzholz, 


Von wesentlicher Bedeutung für die weitere Entwicklung des sowje- 
tischen Verkehrswesens bis zum Ausbruch des Krieges war daher der 
Umfang der Investitionstätigkeit. Wie problematisch die Lage der Ver- 
kehrswirtschaft zu Beginn des dritten Planjahrfünfts — insbesondere 
die Möglichkeit einer weiteren Steigerung der Leistungsfähigkeit der 
Eisenbahnen — auch in Sowjetkreisen beurteilt wurde, geht aus der Be- 
handlung der Voranschläge für das Eisenbahnwesen hervor, die im 
Rahmen des dritten Fünfjahresplans dem Parteikongreß im Frühjahr 
1939 vorlagen. Die vom Staatlichen Planausschuß ausgearbeiteten Pläne 
sahen vor, die Erzeugung an Lokomotiven — in Einheiten bestimmter 
Bauarten gerechnet— von 1583 Stück im Jahre 1937 auf 2090 Stück im 
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Jahre 1942 zu steigern; die Herstellung von Güterwagen sollte von 
58 800 auf 90 000 Stück! gebracht werden. Das hätte einer Zunahme der 
Fahrzeugproduktion um 32 bzw. 53 % während des dritten Fünfjahres- 
plans entsprochen. 


Der Bauplan für Landfahrzeuge im dritten Planjahrfünft. 


ER geplante Erzeugung 1942 | beabsichtigte Steigerung in% 

chliche | — Säin Bee ir, 

Erzeugung Plan- Kongreß- Plan- | Kongreß- 
kommission | ausschuß | kommission | ausschuß 


Lokomotiven? . . . 1 583 2.090 2340 + 32 +4 
Güterwagen? . — 58 800 90 000 120 000 + 53 +104 
Kraftwagen. . . „| 200 000 400 000 400 000 +100 +100 


1 In Einheiten der Bauarten E und SU umgerechnet, — * Zweiachsige Einheiten. 


Diese von der Staatlichen Plankommission vorgeschlagenen Bau- 
programme wurden offenbar als derart unzureichend empfunden, daß auf 
dem Parteikongreß im Frühjahr 1939 erhebliche Änderungen beantragt 
wurden. Danach war die Leistung der Lokomotivfabriken statt der 
ursprünglich vorgesehenen Produktion von 2090 Lokomotiven nunmehr 
auf 2340 im Jahre 1942 zu bringen; die Erzeugung der Wagenbau- 
anstalten sollte statt 90 000 Güterwagen 120 000 Wagen erreichen, Bei 
den Güterwagen war nach dem Voranschlag des Kongreßausschusses eine 
Verdoppelung der jährlichen Produktionsleistung vorgesehen, während 
der Voranschlag der Plankommission eine 50 %ige Steigerung der Pro- 
duktion für ausreichend hielt. Damit wurde offen erkennbar, daß die 
ursprünglich für den Fahrzeugpark der Bahnen gemachten Ansätze bei 
weitem nicht ausgereicht hätten, um mit der im Bereich der Industrie- 
produktion vorgesehenen Leistungssteigerung Schritt halten zu können. 


Aber auch die neuen Ansätze hätten kaum genügt, um völlig befrie- 
digende Verhältnisse im Eisenbahntransport zu schaffen. Das wird 
namentlich bei einem Vergleich zwischen dem Wachstum der Industrie- 
produktion und der beabsichtigten Ausdehnung des Fahrzeugparks deut- 
lich. Bei den im Eisenbahnverkehr besonders stark vertretenen Güter- 
arten waren Produktionssteigerungen vorgesehen, die zwischen 55 und 
90 % lagen; demgegenüber sollte die jährliche Erzeugung von Loko- 


1 Umgerechnet in zweiachsige Einheiten. 
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motiven! nur um 48 % erhöht werden. Bei Durchführung der Pläne hätte 
am Ende des dritten Planjahrfünfts ein Lokomotivbestand zur Verfügung 
gestanden, der um rd. ein Drittel höher gewesen wäre als zu Beginn des 
dritten Fünfjahresplans. Es ist kaum anzunehmen, daß bei der starken 
Beanspruchung des Lokomotivbestandes die Leistung je Lokomotiveinheit 
во hätte gesteigert werden können, daß die zwischen gesamter Lokomo- 
tivleistung und Verkehrszuwachs klaffende Lücke ausgeglichen wor- 
den wäre, 


Beabsichtigte Erhöhung des Fahrzeugparks bei den Eisenbahnen. 


vorgeschener 


Bestand geplante 
im Jahre | Zugang in | Bestand | Steigerung 
1937 den Jahren | іш Jahre in% 
1938—1942 1942 
Lokomotiven ....... 23 700 8 000 31 700 | +34 
Güterwagen . 2 22.2.2... | 8000001 | 2250002 | 12500001 +56 


1 Zweiachsige Einheiten. — * Vierachsige Einheiten. 


Der Bestand an Güterwagen hätte sich im Laufe des dritten Plan- 
jahrfünfts nach den gleichen Voranschlägen um etwas mehr als die Hälfte 
erhöhen sollen. Demgegenüber rechnete die Plankommission hinsicht- 
lich des zu erwartenden Verkehrsumfangs mit einer Steigerung der 
tonnenkilometrischen Leistung um 44 %. Diese Ansätze dürften jedoch 
für den Fall, daß die im dritten Fünfjahresplan vorgesehenen Produk- 
tionssteigerungen annähernd in dem beabsichtigten Umfang hätten 
durchgeführt werden können, viel zu niedrig gelegen haben. Bei einer 
einigermaßen befriedigenden Erfüllung des Produktionsprogramms hätte 
am Ende des dritten Planjahrfünfts mit einer Verkehrsleistung gerech- 
net werden müssen, die etwa um die Hälfte höher veranschlagt werden 
konnte als die von der Plankommission in Ansatz gebrachten Werte. 


Da die zahlenmäßige Erweiterung der Eisenbahntransport- 
kapazität nach dem oben Gesagten nicht ausgereicht hätte, um den zu er- 
wartenden Verkehrsanfall zu bewältigen, sollte im Rahmen des dritten 
Fünfjahresplans vor allem versucht werden, die Leistungen des sowjeti- 
schen Transportwesens qualitativ zu heben, Besondere Hoffnungen 
wurden dabei auf die Rationalisierung des Transportapparats und der 
Verkehrsvorgänge gesetzt. 


1 In Einheiten gleicher Bauart; Unterschiede in der Leistungsfühigkeit 
der einzelnen Bauarten sind damit berücksichtigt. 
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Um die Bahnen zu entlasten, sollte der Rohstoff- und Fertigwaren- 
austausch neu geordnet und jeder „überflüssige“ Transport vermieden 
werden. Zur glatteren Abwicklung des Verkehrs waren ferner technische 
und organisatorische Verbesserungen großen Stils vorgesehen. So sollte 
vor allem das Reparaturwerkstättenwesen erweitert und modernisiert 
werden. Weiter sah der dritte Fünfjahresplan die Ausrüstung von rund 
einem Drittel des Güterwagenparks mit Selbstkuppelung vor. Auch das 
Be- und Entladen der Güterwagen sollte in noch stärkerem Maße als 
bisher mechanisiert werden. Durch alle diese Maßnahmen hoffte man, 
die Arbeitsleistung im Betriebsdienst um rund ein Drittel heben zu kön- 
nen, was namentlich zur beschleunigten Abwicklung des Massengüter- 
verkehrs wesentlich beigetragen hätte. 


Geplant war ferner eine Entlastung der Schiene durch stärkere 
Heranziehung der übrigen Transportmittel. So war namentlich eine stär- 
kere Pflege des Verkehrs auf den Binnenwasserstraßen in Aussicht ge- 
nommen. Da jedoch der Anteil der Binnenschiffahrt an der gesamten 
Verkehrsleistung der Sowjetunion verhältnismäßig bescheiden war — die 
Binnenschiffahrt war im Jahre 1937 lediglich mit rd. 7% an der ge- 
samten Transportleistung beteiligt —, konnte von dieser Seite her kaum 
mit einer wirksamen Entlastung der Bahnen gerechnet werden. Das 
gleiche gilt von der Seeschiffahrt, der teilweise völlig andere Aufgaben 
als dem Binnentransportwesen gestellt wurden, Auch der wachsende 
Einsatz von Lastkraftwagen konnte den Bahnen keine nennenswerte Ent- 
lastung bringen, da der vergrößerte Fahrzeugbestand in erster Linie zur 
Bewältigung des Güternahverkehrs eingesetzt werden тибе. 


Die Beteiligung der einzelnen Verkehrszweige am Verkehrsaufkommen 
der UdSSR nach dem dritten Fünfjahresplan. 


tatsächliche | vorgesehene | beabsichtigte 


Leistungen | Leistungen | Steigerung ‚Anteil in % 
im Jahre 1987 іш Jahre 1942) gegenüber — 
in Mrd tkm 1937 in % 1937 1942 


Eisenbahnen . . . . — +4 

Binnenschiffahrt . . . +76 7,0 8,8 
Seeschiffahrt . . . . » +38 8,8 7,7 
Kraftverkehr. . . . + 360 21 6,1 


а Hinsichtlich des Ausbaus der russischen Automobilindustrie im dritten 
Fünfjahresplan vgl.: „Die Automobilindustrie der UdSSR“ in Schriften des 


Instituts für Konjunkturforschung, Sonderbeilage zum 18. Jahrg. Nr.3/4 vom 
26, Januar 1940, 
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Im ganzen ergibt sich demnach, daß die für den Bereich des Eisen- 
bahnwesens bekanntgewordenen ‘Maßnahmen zur Steigerung der Lei- 
stungsfähigkeit vermutlich kaum ausgereicht hätten, um den durch die 
geplante weitere Ausdehnung der schwerindustriellen Erzeugung ent- 
stehenden Anforderungen an das Eisenbahnnetz in vollem Umfang ge- 
nügen zu können, selbst wenn man berücksichtigt, daß das sowjetische 
Eisenbahnwesen den Vorzug wesentlich vereinfachter Betriebsverhält- 
nisse im Güterverkehr genoß. 


Fahrzeugbestand und Verkehr auf den Eisenbahnen der UdSSR. 


Bestand an жы, Beförderto ЖИТ, en 
“КИЕ | aim Ott | Ze ДЕКА 
A süterwagen' A d опе! d гей 

motiven. | жеп | (in 1000) Мо ®*| “мю | SE 
1913 16 800 | 397 200 27,1 132,4 | 184,8 | 65,7 | 25,2 | 496,2 | 136,4 
1928 15 100 472 000 32,8 156,2 | 291,1 93,4 | 24,5 | 598,0 | 84,2 
1929 . 485 000° 38,6 187,6 | 365,2 | 112,9 | 32,0 | 601,8 | 87,6 
1930 EN ч 46,3 | 238,7 | 557,7 | 133,9 51,8 | 561,0 | 92,9 
юз |. 5 mu |258,2 |728,7 |1521) 61,8 | 588,9 | 85,1 
1932 | 17900 | 545800 Sla |207,9 | 967,1 | 109,5 | 83,7 | 632,0 | 80,5 
1933 | 18700 | 555400 51,2 |268,1 | 927,0 | 169,5 | 75,2 | 632,2 | віл 
1934 19400 | 505200 55,7 317,1 | 945,2 | 205,7 | 71,4 | 648,7 | 75,5 
1935 | 22100 | 604600 mu |388,5 | 919,1 | 258,1 | 67,9 | 664,4 | 73,0 
1936 23000 | 607400: 86,2 | 483,2 | 990,8 | 323,4 | 76,9 | 669,8 | 77,6 
1937 | 23700 | 800000 89,8 | 517,5 (1142,5 | 354,8 | 90,9 | 685,9 | 79,6 
1938 9 | . 88,0 | 568,041177,8| 370,5 | 910 | . 78,0 
1930 S y 93,1 5 . [392 
1940 dall S o з . |409 
19414 А Д A d . [481 / ; o 
19424 31 700 | 1 250 000 S 765 4% 510 ll 607 | 82 


1 In zweiachsigen Einheiten. 
2 1928/29. 

з Unsicher. 

4 Planzahlen. 


Die wachsende Spannung zwischen Leistungsvermögen und zu er- 
wartender Verkehrsbeanspruchung trat nur deshalb nicht in Erschei- 
nung, weil die tatsächlich erzielte Steigerung der Industrieproduktion in 
den ersten drei Jahren des dritten Planjahrfünfts offenbar weit hinter 
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dem in den Plänen ursprünglich vorgesehenen Umfang zurückgeblieben 
ist, Dadurch war die tatsächliche Beanspruchung der Bahnen erheblich 
geringer, als bei restloser Erfüllung der Produktionspläne befürchtet 
werden mußte. 


Zur Verkehrsentwicklung in den Jahren 1938—1940 
Verkehrsleistung in Mrd tkm. 


Jahr Eisenbahnen | Binnenschiffahrt 
| 
1933 169,5 25,8 
1937 354,8 33,0 
1938 370,5 32,0 
1939 392,0 34,5 
1940 409,0 36,0 
19411 431,0 | 46,3 
19421 510,0 | 58,0 


2 Planzahlen. 


An Hand der Verkehrsentwicklung läßt sich unschwer feststellen, 
daß sich auch bei den sowjetischen Eisenbahnen der Auftrieb in den 
Verkehrsleistungen seit Beginn des dritten Planjahrfünfts gegenüber 
dem stürmischen Anstieg in den Jahren 1933—1937 erheblich verlangsamt 
hat. Während im zweiten Fünfjahresplan von der Schiene noch durch- 
weg Verkehrszugänge von 31—65 Mrd. tkm pro Jahr erzielt werden konn- 
ten, sind in den Jahren 1938—1940 jährlich nur noch etwa 16 bis 
22 Mrd. tkm dazugekommen. Damit ist die jährliche Zuwachsrate von 
21—25 % im zweiten Planjahrfünft auf 4—6 % in den Jahren 1938 bis 
1940 gesunken. Auch in der Binnenschiffahrt sind die vorgesehenen 
Planzahlen wohl nur zum Teil erfüllt worden, wie sich an Hand der 
geringfügigen Zugänge feststellen läßt. 


Jährliche Zuwachsraten im sowjetischen Eisenbahntransport!. 
Veränderungen in %. 


1933/34 + 21,3 1037/38 +44 
1934/35 + 25,5 1938/39 +5, 
1935/36 + 25,8 1939/40 +48 
1936/37 + 97 1940/41 


1 Gemessen an der tonnenkilometrischen Leistung. 
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Die tatsächlichen Verkehrsergebnisse der beiden wichtigsten Ver- 
kehrszweige in den drei ersten Jahren des neuen Planjahrfünfts lassen 
ohne weiteres den Schluß zu, daß auch unter normalen Verhältnissen der 
für Ende des dritten Planjahrfünfts vorgesehene Leistungsstand der 
sowjetischen Verkehrswirtschaft wohl kaum erreicht worden wäre. Bei 
alledem darf freilich nicht übersehen werden, daß das Leistungsvermögen 
der Sowjetbahnen auch unter dem dritten Fünfjahresplan weiter ge- 
wachsen ist. Nach den letzten verfügbaren Angaben über die Verkehrs- 
entwicklung kann man damit rechnen, daß sich der Verkehrsumfang auf 
der Schiene gegenüber dem Stand von 1937 bis zum Ausbruch des Krieges 
etwa um weitere 20 % gehoben hatte, 
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Quer durch Australien mit der Eisenbahn. 
(Die Australische Quereisenbahn und ihre Anschlußbahnen.) 


Von 
Geh. Regierungsrat Wernekke in Berlin. 


(Mit drei Abbildungen.) 


Wenn der Weltreisende in friedlichen Zeiten nach einer Seefahrt 
über 17 670 km — da er meistens Engländer war, ist als Ausgangspunkt 
seiner Reise London angenommen — auf dem Wege über Suez und 
Colombo die Westküste von Australien in Fremantle erreichte, hatte er 
die Wahl, seine Reise nach der Westküste entweder zu Schiff entlang 
der Südküste, über Land mit der Eisenbahn oder mit dem Flugzeug fort- 
setzen zu können. Die Seefahrt dauerte zehn bis vierzehn Tage, der Weg 
durch die Luft bis Sydney zwei, bis Brisbane nicht ganz drei Tage, die 
Eisenbahnfahrt bis vor einigen Jahren etwa eine Woche, neuerdings ist 
ihre Dauer auf etwa vier Tage abgekürzt. Eine Seereise mag zwar in 
vielen Fällen größere Reize haben als eine mehrere Tage dauernde Eisen- 
bahnfahrt, gegen die Benutzung des Flugzeugs spricht unter Umständen 
der hohe Preis, 34 Pfd., und einer Fahrt quer durch Australien wird, 
abgesehen von dem Teil, der durch baumlose Steppe führt, aber auch 
nicht ganz reizlos sein soll, nachgerühmt, daß sie große landschaftliche 
Reize bietet. Jedenfalls bekommt der Reisende bei der Fahrt über Land 
etwas von Land und Leuten zu sehen. Die Eisenbahnfahrt kostet 23 Pfd. 
14 Sh. 6 Р. in der 1. und 14 Pfd. 6 Р. in der 2. Klasse, wobei die Ver- 
pflegung unterwegs inbegriffen ist. Bei manchen Reisenden, die von der 
Benutzung des Flugzeugs absehen, mag die Ersparnis an Zeit gegenüber 
der Schiffsreise den Ausschlag zugunsten der Bisenbahnfahrt geben, bei 
anderen die Furcht vor der Seereise durch die Große Australische Bucht, 
die wegen ihrer Stürme für die Schiffahrt einen ähnlichen schlechten Ruf 
hat wie der Golf von Biscaya. Für den Reisenden, der noch nach Aus- 
bruch des gegenwärtigen Krieges die Westküste von Australien von der 
Ostküste her erreichen mußte oder noch muß, wird die Sicherheit vor 
einem feindlichen Angriff, dem er zur See ausgesetzt sein könnte, zu- 
gunsten der Eisenbahn sprechen. Um es gleich vorweg zu nehmen: der 
Krieg hat tatsächlich den Erfolg gehabt, daß der Personenverkehr auf 
der Eisenbahn quer durch Australien erheblich zugenommen hat, 

Archiv für Eisenbahnwesen, 1949. 48 
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Australien ist zwar rings von Wasser umgeben, ist also eine Insel, 
und zwar die größte der Welt, dabei aber mit 7,6 Mio qkm so groß, daß 
man vom australischen Festland sprechen kann, nämlich im Gegensatz zu 
den kleineren Inseln, die zu ihm gehören, Tasmanien, die beiden Inseln 
Neuseeland, die Inseln von Ozeanien, die aber hier außer Betracht bleiben 
sollen. Bei der eben genannten Größe von Тв Mio qkm ist Australien, 
der kleinste unter den fünf Weltteilen, etwa zwei Drittel so groß wie 
Europa, und noch weiter bleibt es in der Einwohnerzahl hinter ihm zu- 
rück. Das australische Festland wird nur von etwa 6,5 Mio Menschen, 
darunter etwa 60000 Eingeborenen, bewohnt, während Europa etwa 
500 Mio Bewohner hat. Auch in einer anderen Beziehung unterscheidet 
sich Australien stark von Europa. Während dieses im Süden, Westen 
und Norden weit vorspringende Halbinseln hat, hat Australien eine ge- 
schlossene Form. Bei rd. 4100 km Ausdehnung in der Ost-West-Richtung 
und rd. 3100 km in der Nord-Süd-Richtung ist seine Küste noch nicht 
20.000 km lang. Nur im Süden findet sich eine größere, aber nur wenig 
in das Land einschneidende Bucht, die schon genannte Große Austra- 
lische Bucht, und im Norden reicht der Golf von Carpentaria zwar etwas 
tiefer in das Land hinein, ist aber dafür um so schmaler. Nur dieser 
Golf gibt Anlaß zur Bildung von größeren Halbinseln; östlich von ihm 
ragt die Kap York-Halbinsel spitz in das Meer, die Ostküste des vor kurzem 
viel genannten Korallenmeers bildend, während im Westen das Land zwi- 
schen dem Golf von Carpentaria und der Timor-See im Verhältnis zu 
seinem Vorsprung eine so breite Wurzel hat, daß es zweifelhaft sein 
kann, ob man von einer Halbinsel sprechen soll; das kommt auch in 
seinem Namen zum Ausdruck, es heißt Arnhem-Land, nicht -Halbinsel. 


Im Januar 1788 ließen sich die ersten weißen Siedler in Australien, 
und zwar im heutigen Neusüdwales nieder. Bis 1890 hatten sich die fünf 
Staaten gebildet, die seit 1901 mit dem Bundesgebiet zum Staatenbund 
von Australien zusammengeschlossen sind, Die erste Eisenbahn wurde 
in Australien im Jahre 1854 gebaut, seitdem sind seine Eisenbahnen auf 
etwa 48 600 km angewachsen, Sie sind, wie nachstehend dargelegt wer- 
den wird, in die Netze der einzelnen Bundesstaaten und die Strecken 
des Bundes gespalten, dabei im wesentlichen Staats- und Bundesbahnen, 
die auch von den Staaten und dem Bund betrieben werden. Nur etwa 
1300 km sind Privateisenbahnen, die aber zum Teil nicht einmal dem 
allgemeinen Verkehr, sondern den Zwecken gewerblicher Unternehmen, 
von Bergwerken, Forstwirtschaften u. dgl. dienen, 

Die Eisenbahnverbindung von der West- zur Ostküste Australiens 
fordert zu einem Vergleich mit dem Weg Kap—Kairo (siehe Archiv für 
Eisenbahnwesen, Heft 2/1942) heraus. Beide erstrecken sich durch einen 
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ganzen Erdteil, aber ihre Länge ist verschieden. Kap—Kairo geht von 32° 
30" südlicher Breite bis 37° 30° nördlicher Breite, also über 70 Breiten- 
grade. Die Westküste von Australien liegt auf 113° 20° östlicher Länge, 
die Ostküste auf 153° 20', Australien nimmt also in dieser Richtung nur 
40 Längengrade ein, und die Entfernung der beiden Endpunkte in Afrika 
ist in der Luftlinie etwa 7700 km, in Australien nur etwa 4100 km. Kap— 
Kairo überschreitet den Äquator, Australien liegt ganz südlich von ihm, 
In Afrika muß man auf dem Wege vom Kap nach Kairo neben der Eisen- 
bahn noch Dampfer und Kraftwagen benutzen, in Australien führt die 
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t=, Das Eisenbahnnetz von Australien 
Eisenbahn von Küste zu Küste, allerdings mit wiederholtem Spurwechsel, 
so daß ein wirklich durchgehender Verkehr nicht möglich ist. 

Fremantle, das westliche Eingangstor von Australien, ist der Hafen 
für Perth, die Hauptstadt von Westaustralien, eine freundliche Garten- 
stadt mit etwa 200 000 Einwohnern. Der ganze Staat Westaustralien hat 
eine Fläche von rd. 2,5 Mio qkm, also von einem Drittel des ganzen Erd- 
teils, womit er der bei weitem größte unter den Bundesstaaten ist. Seine 
Einwohnerzahl ist nur etwa 430000, fast die Hälfte der Einwohner 
drängt sich also in der Hauptstadt zusammen. Perth ist von Fremantle 
etwa 20 km entfernt, zwischen beiden Städten besteht neben der Eisen- 
bahn Omnibusverbindung. Die Hauptstrecke der Staatseisenbahnen von 
48* 
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Westaustralien geht, was geradezu selbstverständlich ist, von Fremantle 
aus oder mündet dort, je nachdem, wie man es betrachten will. Diese 
Strecke ist sogar, eine Seltenheit unter den Eisenbahnen Australiens, auf 
etwa 120 km landeinwärts bis zu dem wichtigen Betriebsbahnhof Northam 
der westaustralischen Eisenbahnen zweigleisig. Muß sie doch neben dem 
Verkehr der Goldfelder, denen Westaustralien überhaupt seine Eisen- 
bahnen im wesentlichen verdankt, und dem Verkehr der Weizen bauen- 
den Gegenden im Binnenlande auch noch den Vorortverkehr von Perth 
aufnehmen. 


Das Netz der Staatseisenbahnen von Westaustralien ist 7045 km 
lang und in Kapspur (1,007 m) angelegt; zu ihm gehören noch Straßen- 
bahnen von 58 km Länge, wovon 28 km zweigleisig, 30 km eingleisig sind, 
und auch eine 22 km lange Omnibusstrecke mit Fahrdraht wird vom 
Staate betrieben. Bis 1891 hatten die Eisenbahnen von Westaustralien 
erst eine Länge von etwa 500 km erreicht, dann wurde man auf Gold 
fündig, und der Ausbau auf die heutige Länge setzte ein, die bald zu- 
stande kam. Die Hauptstrecke, deren Anfang schon erwähnt war, ver- 
läuft von der Westküste nach Osten bis Coolgardie und Kalgoorlie, wo 
die weiter nach Osten führende Bundesbahnstrecke anschließt. Nach 
Norden geht von Perth aus eine 500 km lange Eisenbahn nach Geraldton 
an der Küste, die sich von dort landeinwärts nach Wiluna und Sandstone 
wendet. Nach Süden führt eine Eisenbahn mit vielen Abzweigungen so- 
wohl nach der Küste wie auch landeinwärts bis Albany an der Süd- 
küste. Im Nordosten von Westaustralien verläuft die 184 km lange Eisen- 
bahn von Port Hedland nach Marble Bar, die keinen Zusammenhang mit 
den übrigen Eisenbahnen des Staates hat. Sie wurde gebaut, um Gold- 
felder zu erschließen. Die Goldförderung ging aber auf diesen im Laufe 
der Zeit so zurück, daß ihre Hauptaufgabe die Bedienung der Weide- 
betriebe jener Gegend wurde. Das Steigen des Goldpreises hat Anlaß zu 
einem Aufleben der Goldförderung gegeben, was das gesamte Wirt- 
schaftsleben der von der Eisenbahn durchzogenen Gegend befruchtet hat, 
und der Verkehr auf der Eisenbahn hat sich wieder erholt. 


In West-Australien liegt die bedeutendste Privateisenbahn des Erd- 
teils, die Midland Railway of Western Australia, zu deren Bau der Staat 
aber auch seine Unterstützung leihen mußte, indem er der Gesellschaft 
je Kilometer 3000 ha Land zur Verwertung überließ. Sie zweigt, wie die 
Staatsbahnen in Kapspur angelegt, in der Nähe von Perth von der nach 
Osten führenden Eisenbahn ab, verläuft nach Norden und endigt, 446 km 
vom Ausgangspunkt entfernt, in Walkaway. Ihr Verkehr leidet unter dem 
Wettbewerb der nach Geraldton führenden Staatsbahnstrecke, mit der sie, 
wenn auch in erheblicher Entfernung, in gleicher Richtung verläuft. 
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Eine weitere Privatbahn іп West-Australien ist die Jarrah Belt- 
Eisenbahn, die, rd. 400km lang, einer Holzhandelsgesellschaft gehört, 
Holz ist neben Weizen und dem Versand und Empfang der Goldfelder das 
wichtigste Frachtgut der Eisenbahnen von West-Australien. Die Jarrah 
Belt-Eisenbahn verfügt nur über Lokomotiven und Güterwagen, sieht also 
von einer Bedienung des Personenverkehrs ab und dient offensichtlich 
nur den Zwecken des Holzgeschäfts. 

Nach einer Fahrt über 604 km auf der Staatseisenbahn erreicht der 
Reisende Kalgoorlie, den Mittelpunkt eines Goldfeldergebiets, wo eine 
Grube allein in nicht ganz 50 Jahren Gold im Werte von 100 Mio Pfd, 
gefördert hat. Wie an vielen anderen Stellen von Australien hat die Was- 
serversorgung von Kalgoorlie große Schwierigkeiten gehabt, die dadurch 
behoben worden sind, daß man von den Darling-Bergen an der Küste her 
eine 565 km lange Wasserleitung gebaut hat. Sie läuft neben der Eisen- 
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bahn her und mußte eine Zeitlang dauernd bewacht werden, weil infolge 
des Alters ihrer Rohre zuweilen Rohrbrüche vorkamen und weitere be- 
fürchtet wurden, die solche Wassermengen ausfließen ließen, daß der Be- 
stand des Gleises gefährdet wurde, Durch Erneuerung der Rohrleitung 
ist diese Gefahr für die nächste Zeit beseitigt worden, 

Was die eben erwähnte Schwierigkeit der Wasserversorgung an- 
belangt, so muß in Australien in vielen Fällen Wasser mit der Eisenbahn 
befördert werden. So war die Zeit vom Juni 1936 bis März 1937 besonders 
arm an Regenfällen, und den Eisenbahnen von West-Australien fiel in- 
folgedessen die Aufgabe zu, gegen 11,5 Міо cbm Wasser zu befördern. Der 
Wasserverkehr für die eigenen Zwecke der Eisenbahn führte zu einer 
Ausgabe von 16000 Pfd. Zur Beförderung des Wassers dienen offene 
Güterwagen mit Ganzstahlaufbau, deren Undichtheiten durch Schweiß- 
тацреп beseitigt werden; an Stelle der Türen werden Bleche ein- 
geschweißt. 

In Kalgoorlie, wo die Eisenbahn auf 378m über dem Meere liegt, 
beginnt die Australische Quereisenbahn, Transaustralian Railway, die, 
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Bundeseigentum und in Regelspur angelegt, in 1784km Länge bis Port 

rie, einer Stadt von rd. 100 000 Einwohnern, in Süd-Australien reicht. 
Sie führt durch die Nullarbor-Ebene, eine baumlose Steppe, die zu durch- 
fahren 40 Stunden dauert. Hier findet sich die längste, im Grundriß ge- 
radlinige Eisenbahnstrecke der Welt; sie ist 528 km lang, hat aber einige 
Gefällsbrüche, während die in der Länge auf sie folgende geradlinige 
Strecke in Argentinien bei 330 km Länge auch noch eben verläuft, Die 
Eisenbahn erhebt sich in der Nullarbor-Ebene bis auf rd. 400 m Seehöhe, 
ihr Ende bei Port Pirie liegt 6m über dem Meeresspiegel. Die Nullarbor- 
Ebene ist noch von herumziehenden Eingeborenenstämmen bevölkert, die 
sich aber nur selten in der Nähe der Eisenbahn sehen lassen. Dagegen 
bieten halbzivilisierte Angehörige dieser Rasse den Reisenden beim Auf- 
enthalt der Züge Bumerangs, bekanntlich eine Besonderheit von Austra- 
lien, Steinäxte u. dgl. zum Kauf an. Die Fahrt durch die baumlose Ebene, 
die von keinem Wasserlauf gekreuzt wird, soll trotz ihrer Bintönigkeit ge- 
wisse Reize bieten. 


Bis zum Jahre 1937 endigte die Australische Quereisenbahn, die in 
den Jahren 1913 bis 1917 gebaut worden ist, in Port Augusta, wie Port 
Pirie am Spencer-Golf in einer Umgebung gelegen, wo sich Berge bis auf 
rd. 1000 m Höhe erheben. In dem eben genannten Jahr wurde sie um 85 km 
bis Port Pirie, ihrem jetzigen Endpunkt, verlängert, und die Staatseisen- 
bahnen von Süd-Australien verlängerten ihrerseits ihre von Adelaide her 
kommende Breitspurstrecke um 44km über Red Hill hinaus bis zum An- 
schluß an die Quereisenbahn. Bis dahin führte der Weg von Küste zu 
Küste von Port Augusta bis Terowie über die Kapspurstrecke der Eisen- 
bahnen von Süd-Australien und weiter über deren Breitspurstrecke. Der 
Reisende mußte also in Port Augusta und in Terowie umsteigen, während 
ihm jetzt der Wagenwechsel in Port Augusta erspart bleibt. Zugleich ist 
der Umweg über Terowie ausgeschaltet worden, auf dem die Entfernung 
zwischen Port Augusta und Adelaide 419 km betrug, während die neue 
Verbindung nur 306 km lang ist. Sie hat außerdem den Vorteil günstigerer 
Neigungs- und Krümmungsverhältnisse; während auf der alten Strecke 
Port Augusta—Terowie Steigungen von 1:45 und Halbmesser bis her- 
unter zu 120 m vorkamen, so daß die Kapspurzüge nur mit etwa 30 km 
Stundengeschwindigkeit fahren konnten, ist die neue Strecke mit der 
steilsten Neigung von 1:100 angelegt, und der Mindesthalbmesser ist 
1200 m. Auf der regel- und breitspurigen Strecke können infolgedessen 
Schnellzüge von 460t Gewicht mit rd. 100km Stundengeschwindigkeit 
fahren; sie bieten auch den Reisenden größere Bequemlichkeit als die 
Kapspurzüge, die wegen der Überschreitung des Flinders-Gebirges nicht 
schwerer als 175 t sein durften, 
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Als Beispiel, wie sich die Fahrt quer durch Australien abspielt, sei 
der Fahrplan der aneinander anschließenden durchgehenden Züge aus 
dem Jahre 1938 mitgeteilt; ein neuerer liegt leider nicht vor. Man verließ 
damals Perth um 16 Uhr 40 Minuten am Dienstag, Donnerstag oder Sonn- 
abend und setzte die Fahrt am nächsten Morgen um 8 Uhr 5 Minuten von 
Kalgoorlie fort. In Adelaide kam man um 18 Uhr 40 Minuten am Donners- 
tag, Sonnabend oder Montag an, worauf Melbourne um 9 Uhr 35 Minuten 


‚nach Kalgoorlie 1784 km von Port Pirie 


‚Bundesbahn, Regelspur 
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am nächsten Morgen erreicht wurde. Um 8 Uhr 55 Minuten am Sonn- 
abend, Montag oder Mittwoch war der Reisende in Sydney am Ziel. 

Bei dem Entschluß, die Australische Quereisenbahn zu bauen, haben 
übrigens auch Gesichtspunkte der Landesverteidigung mitgespielt. Man 
hielt es für nötig, die Möglichkeit einer schnellen Beförderung von Trup- 
pen mit ihrem Gerät zwischen dem Osten und dem Westen des Erdteils zu 
schaffen, wie ja überhaupt die Bedeutung dieser Eisenbahn darin besteht, 
daß sie den Verkehr zwischen diesen beiden Gegenpolen vermittelt, wäh- 
rend ihr Ortsverkehr bedeutungslos ist. 
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Um den Verkehr quer durch Australien noch mehr zu beschleunigen 
als es durch die günstigere Linienführung der Strecke Port Augusta— 
Port Pirie allein schon möglich ist, hat die Verwaltung der Bundesbahnen 
für ihre neue Strecke besonders leistungsfähige Lokomotiven mit dem 
Achsbild 2C mit Zylindern von 584mm Durchmesser und 660 mm Hub, 
mit Triebrädern von 1754 mm Durchmesser, mit einer Zugkraft von 
13 850 kg bei einem Gewicht von 205% einschließlich des Tenders be- 
schafft, der 54,5 cbm Wasser und 17,5t Kohle faßt, ein Vorrat an Betriebs- 
stoff, der für eine Fahrt über 920 km ausreicht, во daß auf der 1792 km 
langen Strecke Port Augusta—Kalgoorlie nur einmaliger Lokomotivwech- 
sel nötig ist. Die Inbetriebnahme der neuen Strecke wurde für so bedeu- 
tungsvoll gehalten, daß der Premierminister der Bundesregierung an der 
Eröffnungsfahrt teilnahm; er schnitt ein die Strecke sperrendes Band in 
Port Pirie durch, während der Eisenbahnminister von Süd-Australien die- 
selbe Handlung in Red Hill vornahm. In diesem Bahnhof laufen jetzt 
Gleise mit drei Spurweiten zusammen: von Adelaide her Breitspur, von 
Port Augusta her Regelspur und ein 7 km langes Stück der letztgenannten 
Strecke ist durch Einlegen einer dritten Schiene in die bereits vorher vor- 
handen gewesene Kapspur hergestellt worden, so daß deren Züge, von 
Broken Hill kommend, nach wie vor in den Bahnhof Red Hill einfahren 
können. Die Züge von der Silberstadt Broken Hill in Neusüdwales, so 
genannt nach einem Berg mit zwei Gipfeln, bringen das dortige Erz zur 
Verhüttung nach Port Pirie. Letztere ist nach den Hauptstädten der ein- 
zelnen Bundesstaaten mit rd. 10.000 Einwohnern die bedeutendste Stadt 
in Australien und ein wichtiger Seehafen, von deren Hüttenwerken be- 
hauptet wird, sie seien die größten ihrer Art. 

Die drei genanten Spurweiten stoßen in einem Betriebsbahnhof 
zusammen, der etwa 1,5 km vom Stadtbahnhof Port Pirie entfernt liegt. 
Seine Gleisanlagen sind im Zusammenhang mit der Verlängerung der 
Australischen Quereisenbahn ausgebaut worden, damit sie neben dem 
erwähnten Erzverkehr ohne Schwierigkeiten den umfangreichen Verkehr 
mit den Erzeugnissen der landeinwärts und nach Norden gelegenen 
Landesteile aufnehmen können, die zur Ausfuhr hierher gebracht werden, 


Wie in der Spurweite so sind auch im Lokomotivbau die einzelnen 
Bundesstaaten von Australien und der Bund ihre eigenen Wege gegangen, 
und es wird als ein eigenartiges Bild geschildert, in Port Pirie nicht nur 
Lokomotiven und Wagen verschiedener Spurweite, sondern auch zweier 
Eisenbahnverwaltungen, nämlich derjenigen der Bundesbahnen und der 
Staatseisenbahnen von Süd-Australien, die letztgenannten noch dazu in 
zwei Spurweiten, nebeneinander stehen zu sehen, Unter den Lokomotiven 
sind solche der Achsanordnung 2C1, zum Teil in windschnittiger Form 
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der Bundesbahnen, also in Regelspur, weiter 2 D-Kapspurlokomotiven 
der Erzzüge von Broken Hill, 1 C-Verschiebelokomotiven in Kapspur 
und alte Breitspurlokomotiven mit der Achsanordnung 2C. Außer durch 
ihre technischen Merkmale unterscheiden sie sich auch noch ebenso wie 
die Fahrzeuge, die hier nebeneinander stehen, durch ihre Ausstattung 
voneinander. Man sieht da hellgrüne Ganzstahlwagen der Staatseisen- 
bahnen von Süd-Australien, braune Wagen der Bundesbahn und die 
kleinen Wagen der Kapspur. 

In den Zügen der Australischen Quereisenbahn hat jeder der 
100 Reisenden, die einen solchen Zug füllen, sein Bett, von denen in 
der 1. Klasse zwei, in der 2. Klasse vier in einem Abteil untergebracht 
sind. Für die Reisenden der 1. Klasse sind auch Brausebäder vorhanden, 
Reisenden, die besonders bequem reisen wollen, stehen Wagen mit 
eigenem Speiseraum und Bad, mit Aussichtsabteil und Raum für die Be- 
dienung zur Verfügung. Alle Wagen haben Einrichtung zur Schaffung 
künstlichen Klimas, wodurch die Klagen über die große Hitze im Sommer 
beseitigt sind; auch das Eindringen,von Staub in die Wagen ist dadurch 
mit Erfolg bekämpft worden. Im Speisewagen befindet sich ein Klavier, 
und wenn die Tische und Stühle beiseite gerückt werden, kann hier 
getanzt werden. Reisende, die diese Fahrt mitgemacht haben, rühmen 
die Mühe, die sich die Bisenbahnverwaltung gibt, ihren Fahrgästen die 
lange und langwierige Eisenbahnfahrt so erträglich wie möglich zu 
machen. Der Oberbau soll in sehr gutem Zustand gehalten sein, was auf 
den durch weite unbewohnte Strecken führenden Teilen seine Schwierig- 
keiten hat, so daß die Wagen, die besonders gut gefedert sind, stoßfrei 
laufen. 

Schon ehe es den Rundfunk gab, wurden den Eisenbahnreisenden 
auf der Australischen Quereisenbahn die neuesten Nachrichten telegra- 
phisch übermittelt, und heute ist natürlich an Stelle des Telegraphen- 
verkehrs die drahtlose Übermittlung getreten. Eine Werbeschrift für 
Australien stellt die Behauptung auf, ein Besuch von Australien sei mit 
einem Mangel behaftet, wenn man nicht eine Fahrt auf der Quereisen- 
bahn dabei gemacht hat. 

Die Reisenden werden auf der Fahrt in den durchgehenden Zügen 
der Quereisenbahn selbstverständlich im Zuge verpflegt; die Kosten da- 
für sind im Fahrpreis inbegriffen. Besondere Maßnahmen mußten aber 
auch ergriffen werden, um die Belegschaft, die an der Wüstenstrecke 
beschäftigt ist, mit des Lebens Nahrung und Notdurft zu versorgen; 
sind diese Angestellten doch ganz von der Möglichkeit abgeschnitten, 
etwa in der Umgebung ihres Standorts Einkäufe zu machen. Alle 14 Tage 
verkehrt ein Zug, „Tea and Sugar-Train“ genannt, der ihnen zunächst 
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ihre halbmonatlichen Bezüge bringt. Er ist zugleich ein fahrendes 
Warenhaus, enthält einen Bäcker- und einen Fleischerladen, in dem 
Schafe unterwegs geschlachtet werden, ferner ein fahrendes Postamt 
und eine Sparkasse. Er bringt auch Wasser und Brennholz mit und alles, 
was sonst in einem Haushalt gebraucht wird. 

Zu den Australischen Bundesbahnen gehören noch drei Strecken, 
von denen die eine in Port Augusta einmündet, also die Quereisenbahn 
berührt, während die beiden anderen von ihr getrennt sind. Wenn der 
Reisende, den diese Schilderung begleitet, diese auch nicht zu sehen 
bekommt, so seien doch alle der Vollständigkeit halber erwähnt. Von 
Port Augusta nach Norden führt die 1240 km lange Australische Mittel- 
land-Eisenbahn — Central Australia Railway — in Kapspur nach Alice 
Springs, im Herzen von Australien. Ihr kommt von der Nordküste her, 
von dem heute viel genannten Port Darwin ausgehend, die 510 km lange 
Nordaustralische Eisenbahn — North Australia Railway — entgegen. 
Zwischen ihrem Endpunkt Birdum und Alice Springs klafft eine Lücke 
von 900 km, deren Überbrückung durch eine Eisenbahn zwar schon seit 
Jahren geplant, aber noch nicht in Angriff genommen ist, Seit April 
1939 besteht zwischen Alice Springs und Birdum ein Kraftwagenverkehr, 
dessen Durchführung auf nicht unerhebliche Schwierigkeiten stößt. Eine 
Straße im eigentlichen Sinne, also mit befestigter Decke, gibt es hier 
nicht, die Wagen folgen auf dem harten Boden der Australien durch- 
querenden Telegraphenleitung. Er ist dazu in der trockenen Jahreszeit 
fest genug, um befahren werden zu können, aber in der Regenzeit bleiben 
die Wagen stecken. In Vorahnung der Gefahr, die für Australien ein 
Einfall durch die Japaner deutet, hat schon im Jahre 1938 ein Abgeord- 
neter im Parlament in London die Regierung befragt, ob es nicht aus 
Gründen der Verteidigung von Australien und des ganzen britischen 
Reichs geboten sei, die von Port Darwin ausgehende Eisenbahn mit der 
ihr von Süden entgegenkommenden in Verbindung zu bringen. Die Re- 
gierung hat darauf ausweichend geantwortet, aber doch erklärt, daß 
sie diese Frage erörtere. 

Schließlich gehört zu den Australischen Bundesbahnen noch die 
8 km lange Eisenbahn in Regelspur, die die Bundeshauptstadt Canberra 
mit den Eisenbahnen von Neusüdwales verbindet und so über Quean- 
beyan, wo sie an jene anschließt, die Verbindung für das Bundesgebiet 
von Canberra mit dem 200 km entfernten zweiten Bundesgebiet an der 
Jervis-Bucht herstellt, also dem binnenländischen Bundesgebiet den 
Ausgang an die Küste öffnet, Die beiden in der Nord-Süd-Richtung ver- 
laufenden Bundesbahnen haben schwachen Verkehr, sie führen durch 
dünn besiedelte Gegenden, die Bedeutung der Australischen Quereisen- 
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bahn liegt dagegen, wie schon erwähnt, in der Vermittlung des Verkehrs 
zwischen West-Australien, und damit dem von Europa kommenden Ver- 
kehr mit den Staaten an der Ostküste, die von allen Teilen von Austra- 
lien die größten Städte aufweisen, So haben Victoria und Neusüdwales 
1,5 und 21 Mio Einwohner, von denen in Sydney, der Hauptstadt von 
Neusüdwales, und in Melbourne, der Hauptstadt von Victoria, je mehr 
als eine Million leben. Die Hauptsädte von Queensland und Süd-Austra- 
lien, Brisbane und Adelaide, sind allerdings kleiner; ihre Bewohnerzahl 
liegt nur zwischen 350 000 und 400 000, aber auch sie macht in Queens- 
land fast die Hälfte, in Süd-Australien sogar fast drei Viertel der Be- 
wohnerschaft des ganzen Bundesstaats aus. Also auch in den höher 
entwickelten Teilen von Australien ist die Besiedelung des Landes außer- 
halb der großen und größeren Städte noch sehr dünn. Für den ganzen 
Erdteil macht die Bevölkerungsdichte etwa 0,85 Köpfe je Quadratkilo- 
meter aus. Daß sich Australien unfreundlich gegen Einwanderung ver- 
hält, muß unter diesen Umständen Wunder nehmen. Die eben genannten 
Städte sind übrigens die vier größten von Australien; auf sie folgt 
Perth, die schon erwähnte Hauptstadt von West-Australien, mit etwa 
200 000 Einwohnern. 


Von Red Hill, wo, wie geschildert, die von Westen kommende Regel- 
spur aufhört, geht die Fahrt mit der Ostküste als Ziel zunächst auf der 
170 km langen Breitspurstrecke der Eisenbahnen von Süd-Australien 
nach Adelaide weiter, das, malerisch gelegen, in etwa 20 km Entfernung 
von einem Gebirge mit Höhen bis zu 760 m umgeben ist. Die Breitspur 
setzt sich auch noch bis zur Grenze gegen Victoria fort, und auch die 
anschließende Strecke in Victoria bis an die Grenze von Neusüdwales 
ist in dieser Spurweite angelegt. 


Die Staatseisenbahnen von Süd-Australien umfassen 2382 km in 
Breitspur, 1,00 m, dazu noch 1734 km in Kapspur, 1,007 т, Zu den Kap- 
spurstrecken gehört neben der schon erwähnten Eisenbahn in der Rich- 
tung auf Broken Hill ein Netz auf der Halbinsel Eyre, das mit den 
übrigen Strecken des Staatsbahnnetzes keine Verbindung hat. Zwischen 
die Grenze gegen Neusüdwales und Broken Hill schiebt sich auf dem 
Gebiet dieses Staates eine 58 km lange Privateisenbahn in Kapspur ein, 
50 daß die Erzzüge von Broken Hill bis Port Pirie durchlaufen können. 
Diese Eisenbahn, die trotz ihres Namens Silverton Tramway, so genannt 
nach einem Ort, den sie berührt, eine wirkliche Eisenbahn ist, hat einen 
lebhaften Verkehr. Auf ihr verkehren während des ganzen Jahres täg- 
lich fünf Zugpaare, und es hat zuweilen Schwierigkeiten, die nötigen 
Wagen für ihren Güterverkehr zu stellen. Durch Beschaffung von 
120 Wagen für den Erzverkehr mit 31 t Ladefähigkeit soll Abhilfe ge- 
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schafft werden, Im Jahre 1937/38 hat sie überdies unter anderem 
40290 Ballen Wolle zu befördern gehabt. Bezeichnend für die austra- 
lischen Verkehrsverhältnisse ist es, daß die 11 000 Ballen, die in Broken 
Hill zum Versand aufgeliefert wurden, auf Entfernungen bis 800 km 
mit Lastkraftwagen herangebracht wurden. 

Die Eisenbahnen von Süd-Australien haben schon im Jahre 1923 
Triebwagen für den Nahverkehr eingestellt und sind bald dazu über- 
gegangen, sie auch im Fernverkehr einzusetzen. So verkehren von Ade- 
laide aus Triebwagen auf vier Strecken, deren Länge bis zu 272 km geht. 

Von Adelaide nach Melbourne, eine Entfernung von 778 km, geht 
die Reise mit einem Breitspurzug vor sich, und die Wagen sind infolge- 
dessen geräumiger als diejenigen auf der Regelspur. Der Overland- 
Express, der hier verkehrt, ist gemeinschaftliches Eigentum der Eisen- 
bahnen von Süd-Australien und von Victoria. Außer den gewöhnlichen 
Schlafwagen, die je zwei Betten im Abteil 1. Klasse enthalten, ist ihm 
noch ein Pullmanwagen angehängt, für dessen Benutzung außer der 
Schlafwagengebühr noch eine Sondergebühr zu entrichten ist. Es war 
geplant — und dieser Plan wird vermutlich mittlerweile ausgeführt 
sein —, die Wagen dieses Zuges durch solche aus Leichtmetall zu er- 
setzen, wodurch das Gewicht eines Wagens von 79 t auf 42,5 t herab- 
gesetzt werden sollte. Der Overland-Expreß mit seinen elf Wagen muß 
wegen der Steigungen, über die sein Weg führt, von einer besonders 
leistungsfähigen Lokomotive gezogen werden; sie hat das Achsbild 2D1 
und wiegt 210 t. Die Fahrt dauert in der Richtung nach Melbourne 
15 Stunden, in der Gegenrichtung etwas über 14 Stunden. 

Damit ist der Reisende in der Hauptstadt des Staates Victoria an- 
gekommen, die als eine gewerbefleißige Stadt mit schönen Garten- und 
Parkanlagen, auch mit einem botanischen Garten, geschildert wird. 
Victoria ist mit 228 000 qkm der kleinste unter den Staaten von Austra- 
lien. Es sei daran erinnert, daß der größte, West-Australien, eine mehr 
als zehnfach so große Fläche, etwas mehr als 2,5 Mio qkm bedeckt. Seine 
Staatseisenbahnen sind aber mit 7045 km Länge um 577 km kürzer als 
diejenigen von Vietoria, das mit 7622 km das dichteste, wenn auch nicht 
das größte unter den Staatseisenbahnnetzen von Australien hat. An 
Länge wird es von denjenigen von Neusüdwales und von Queensland 
übertroffen, aber diese Länder bedecken auch eine größere Fläche. Als 
eine der Sehenswürdigkeiten von Victoria gilt ein 400 qkm großes 
Naturschutzgebiet am Kap Wilson, dem südlichsten Vorgebirge von 
Australien im Osten, wo Tier- und Pflanzenwelt im Urzustande erhalten 
werden. 

Die Staatseisenbahnen von Vietoria gehen wie die der anderen 
Bundesstaaten von der an der Küste gelegenen Hauptstadt aus, und 
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zwar nach allen Richtungen. Eine nach Norden verlaufende Strecke 
führt nach Gippsland, aus dessen Braunkohlengebiet Melbourne mit 
Strom versorgt wird. An zwei Stellen, in Albury und in Tocumwal, stehen 
die Eisenbahnen von Victoria mit denen des nördlich davon gelegenen 
Neusüdwales in Verbindung, ohne daß aber dort, wegen des Wechsels 
der Spurweite, ein Übergang von Betriebsmitteln möglich wäre, Ebenso 
steht es im Grenzbahnhof Mount Gambier, wo das Netz von Süd-Austra- 
lien mit einer Kapspurstrecke anschließt, aber in Serviceton und in Pin- 
naroo wird die Breitspur der Strecke Melbourne—Adelaide, wie erwähnt, 
über die Staatsgrenze hinweg geführt. 7466 km der Staatseisenbahnen 
von Victoria sind in 1,60 m Breitspur angelegt, 196 km in 0,76 m Spur- 
weite. Dazu kommen noch, von den Staatseisenbahnen betrieben, 11 km 
lange Straßenbahnen, In einem Braunkohlenwerk von Victoria, dessen 
Gleise elektrisch befahren werden, kommt die merkwürdige Spurweite 
von 990 mm vor. 

Melbourne ist eine von den zwei Städten von Australien, deren 
Stadt- und Vorortverkehr durch elektrische Eisenbahnen bedient wird. 
Im Jahre 1913 wurden die ersten Arbeiten zur Einführung der neuen 
Betriebsform in Angriff genommen, es dauerte aber bis 1919, eine Folge 
des damaligen Krieges, ehe der Strombetrieb auf dem 278 km langen 
Stadt- und Vorortnetz, dessen Gleise 704 km lang sind, durchgeführt 
werden konnte. Der Strom kommt aus einem bahneigenen Kraftwerk. 
Der Bahnhof Flinders Street, von wo dieser Verkehr ausgeht, hat acht 
Bahnsteige, an denen 16 Strecken einmünden. Er hat den lebhaftesten 
Personenverkehr aller Bahnhöfe in Australien. Hier werden täglich 
mehr als 2000 elektrische, dazu noch rd. 120 Dampfzüge abgefertigt, 
Täglich fahren hier gegen 190.000 Fahrgäste ab, wovon allein ein reich- 
liches Drittel auf die Stunde von 17 bis 18 Uhr entfällt. In den Stunden 
des Berufs- und Geschäftsverkehrs folgen die Züge einander in zwei 
Minuten Abstand, so daß die Achtwagenzüge, die dann verkehren, stünd- 
lich 21360 Fahrgäste sitzend befördern können; dazu kommt bei beson- 
deren Gelegenheiten noch die gleiche Zahl stehender Fahrgäste. Die 
Züge fahren mit 35 km Stundengeschwindigkeit. Im Jahre werden etwa 
130 Mio Fahrgäste befördert. Für diesen Verkehr stehen 856 Trieb- und 
Beiwagen, zwölf elektrische Lokomotiven für den Verschiebe- und Güter- 
dienst und fünf Triebwagen für den Paketverkehr zur Verfügung. 

Im Obergeschoß des Bahnhofs Flinders Street befindet sich ein 
Kinderheim, wo Mütter, die in die Stadt kommen, um Einkäufe zu 
machen, ihre Kinder unterdessen unter Aufsicht zurücklassen können. 
Hier sind Spielplätze, auch solche unter Dach, schalldichte Ruheräume 
für Kleinstkinder, Speiseräume für die größeren Kinder, auch ein Raum 
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für stillende Mütter vorhanden. Seit 1933 bestehend, mußte das Heim 
im Jahre 1938 wegen einer Massenerkrankung an Kinderlähmung ge- 
schlossen werden. Diese Zeit hat die Eisenbahnverwaltung benutzt, um 
das Heim zu erweitern und neu einzurichten. Es wird täglich entseucht, 
Kinder mit Erkältung werden von den anderen Kindern getrennt unter- 
gebracht, und es geschieht alles, um die Übertragung von Krankheiten 
zu verhüten. Wie nötig eine solche Einrichtung ist und welchen Anklang 
sie gefunden hat, geht daraus hervor, daß das Heim schon im ersten 
Jahr von 8700 Kindern, im vierten Jahr aber von 19000 besucht 
worden ist. 

Die Nordgrenze von Victoria wird durch den Murray gebildet, der, 
aus den Australischen Alpen kommend, mit seinem bedeutendsten Neben- 
fluß, dem Darling, ein 2900 km langes Flußnetz, also einen Wasserlauf 
von ungefähr der Länge der Donau, bildet. Er ist bis Albury, wo ihn 
auch die Eisenbahn überschreitet, schiffbar, was bei nur wenigen anderen 
Flüssen Australiens der Fall ist. Sie bilden zwar an ihrer Mündung 
gute natürliche Häfen, aber Schiffe können meist nur auf kurze Ent- 
fernung in sie eindringen. 

Im Jahre 1939 ist eine neue Verbindung zwischen Victoria und 
Neusüdwales von der Verwaltung der Staatseisenbahnen von Victoria 
zum Betrieb übernommen worden, nachdem sie schon seit 1933 behelfs- 
mäßig von der Bauverwaltung betrieben worden ist. Diese neue, 60 km 
lange Eisenbahn führt von Yarrawonga in Victoria nach Oaklands in 
Neusüdwales und ist in Breitspur angelegt, so daß der Bahnhof Oak- 
lands zweispurig ist. Die Eisenbahn überschreitet den Murray, also die 
Staatsgrenze, auf einer Stahlbrücke mit drei Öffnungen von 30 m und 
vier Öffnungen von 11 m Weite mit Betonpfeilern. In der Zufahrt zu 
dieser Flußbrücke liegt ein Viadukt mit 32 Öffnungen von 8 m Weite und 
vier Öffnungen von 11 m Weite auf hölzernen Jochen. Die steilste Nei- 
gung ist 1:150, der kleinste Halbmesser 300 m. Die Strecke kann mit 
diesen Neigungs- und Krümmungsverhältnissen von Zügen mit 75 Wagen 
im Gewicht von 1160 t befahren werden. 

Für die Fahrt von Melbourne nach Albury hat die Eisenbahnver- 
waltung von Victoria in ihrer Werkstatt Newport einen Luxuszug ge- 
baut, auf den sie ganz besonders stolz ist. Sie hat ihn „Spirit of Progress“ 
getauft, ihn vor der Inbetriebnahme zur öffentlichen Besichtigung frei- 
gegeben und rühmt auf Plakaten und Faltblättern die Annehmlichkeit des 
Reisens in ihm. Der Aufbau, der einzelne Abteile enthält und zu dessen 
Ausstattung einheimische Edelhölzer verwendet sind, besteht vollständig 
aus einem Sonderstahl. Infolge der künstlichen Bewetterung gibt es 
weder Staub noch Fliegen und auch keine Zugluft in den Wagen, und 
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die Luft wird als im Sommer frühlingsmäßig kühl bezeichnet, während 
sie im Winter warm ist. Einlagen zwischen Fahrgestell und Aufbau 
dämpfen die Geräusche, besondere Federung die Stöße. Die Fenster, die 
wegen der Bewetterung fest im Rahmen sitzen, bestehen aus doppelten 
Scheiben eines als unzerbrechlich bezeichneten Glases, Am Ende des 
Zuges läuft ein Aussichtswagen mit bequemen Sitzen, auch mit einer 
Bücherei und Leselampen. Der Speisewagen bietet Raum für 48 Gäste. 
Die Wagen haben acht Abteile zu sechs Plätzen in der 1, und zu acht 
Plätzen in der 2, Klasse, 

Der Zug verkehrt täglich und hat in bezug auf die verkehrs- 
werbende Wirkung, die man von ihm erwartete, den Hoffnungen entspro- 
chen, die man von seiner Indienststellung hegte, Im November 1937 ein- 
gestellt, hat er im ersten Jahr 209 000 Reisende befördert, was den Ver- 
kehr des vorangegangenen Jahres in dem fahrplanmäßig von ihm er- 
setzten Zug um 28.000 oder 15 % übertraf. Dazu war das Jahr 1938 noch 
infolge der schon erwähnten Massenerkrankung an Kinderlähmung ein 
verkehrsschwaches Jahr. Der 500 t schwere Zug fährt mit einer Höchst- 
geschwindigkeit von 113 km in der Stunde; seine Durchschnittsgeschwin- 
digkeit ist 87 km in der Stunde, Der Spirit of Progress hat als Vorbild für 
andere Züge in Australien gedient. 

Die Schnellzüge, die Melbourne mit Sydney verbinden, fahren auf 
109 km Entfernung bis Mangalore über eine der wenigen zweigleisigen 
Strecken Australiens; dann folgt bis Albury an der Grenze zwischen 
Vietoria und Neusüdwales eine 196 km lange eingleisige Strecke. Der 
Zugverkehr wird hier mit dem bekannten Zugstabverfahren geregelt. Die 
selbsttätige Vorrichtung zum Auswechseln des elektrisch verriegelten 
Zugstabs arbeitet bei Fahrgeschwindigkeiten bis 100 km in der Stunde; 
die Weichen und Kreuzungen sowie die Krümmungsverhältnisse sind in 
der letzten Zeit mit wenigen Ausnahmen so ausgestaltet worden, daß 
diese Fahrgeschwindigkeit auch bei der Durchfahrt durch die meisten 
Bahnhöfe aufrechterhalten werden kann, Durch Krümmungen mit 800 m 
Halbmesser wird noch mit 110 km Stundengeschwindigkeit gefahren, 
Die eingleisige Strecke überschreitet einen 350 m hohen Gebirgszug mit 
beiderseitigen Steigungen in 1 : 50, wo wiederholt die Fahrgeschwindig- 
keit auf 40 km und 30 km in der Stunde ermäßigt werden muß. Um die 
Einhaltung der vorgeschriebenen Geschwindigkeit zu überwachen, sind 
die Lokomotiven mit selbsttätigen Vorrichtungen zur Aufzeichnung der 
Fahrgeschwindigkeit ausgestattet. Die Prüfung dieser Aufzeichnungen 
hat ergeben, daß im Durchschnitt mit einer Geschwindigkeit von 76 % in 
der einen und von 71 % der höchsten zulässigen Geschwindigkeit in der 
anderen Richtung gefahren wird. Dabei schwankt das Gewicht der Züge 
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zwischen 330 t und 525 t und beträgt im Durchschnitt 480 t; es wird als 
ein Zeichen für die Zuverlässigkeit der Lokomotivführer angesehen, daß 
sie mit diesen schweren Zügen die ihnen vorgeschriebenen Grenzen во 
gut einhalten, Zwischen Melbourne und Albury mußten die Züge früher 
in Seymour halten, damit die Lokomotive Wasser nehmen konnte; neuer- 
dings sind sechsachsige Tender in geschweißter Bauart eingestellt wor- 
den, die fast 60 cbm Wasser fassen und gefüllt 106,5 t wiegen, was rund 
das doppelte Gewicht der alten Tender ist, und infolgedessen kann die 
305 km lange Strecke Melbourne—Albury ohne Aufenthalt durchfahren 
werden. 

In Albury geht der Reisende auf die Staatseisenbahnen von Neu- 
südwales über. Während der Spirit of Progress für Fahrten bei Tage ein- 
gerichtet ist, verkehrt im Anschluß an ihn von Albury bis Sydney ein 
Schlafwagenzug, der also dreimal soviel Wagen führen muß wie jener. 
Die Wagen sind überdies, da auf Regelspurgleisen laufend, nicht so ge- 
räumig wie die Breitspurwagen des Spirit of Progress. Die Linien- 
führung der Strecke in Neusüdwales ist zudem ungünstig, so daß der 
Betrieb dieser schweren Züge hohe Anforderungen an die Zugkraft der 
Lokomotiven stellt. Der über die Grenze nach Victoria gehende Verkehr 
der Staatseisenbahnen von Neusüdwales macht zwar nur 5 % ihres ge- 
samten Personenverkehrs aus, er wird aber trotzdem mit weitgehender 
Sorgfalt gepflegt, wobei aber auch die Förderung des landeinwärts ge- 
richteten Verkehrs nicht vernachlässigt wird. Um dem Beispiel zu folgen, 
das die Eisenbahnen von Victoria mit ihrem Spirit of Progress gegeben 
haben, haben die Staatseisenbahnen von Neusüdwales vor einigen Jahren 
eine Anzahl Züge mit Dieselantrieb zur Pflege dieses Verkehrs eingesetzt. 
Die Geländeverhältnisse haben zur Folge, daß die landeinwärts gerichte- 
ten Züge über Berg und Tal fahren müssen, und die schweren von Dampf- 
lokomotiven gezogenen Züge konnten daher keine hohe Geschwindigkeit 
entwickeln. Mit den Dieselzügen, die 2. В. die Strecken Parkes—Broken 
Hill und Dubbo—Bourke dreimal wöchentlich befahren, sollten die Fahr- 
zeiten wesentlich abgekürzt werden, was Anlaß zur fleißigen Benutzung 
der Eisenbahn durch die Bewohner jener abgelegenen, dünn besiedelten 
Gegenden geben sollte. Zunächst wurden vier solche Züge beschafft, die 
aus je fünf windschnittigen Wagen bestehen: ein Triebwagen mit Ge- 
päckabteil, ein Wagen für den Paketverkehr, zwei Personenwagen, und 
zwar. је ein Wagen 1. und 2. Klasse; durch die Mitführung eines Büffet- 
wagens sollten die Aufenthalte ausgeschaltet werden, die sonst nötig 
waren, um den Reisenden die Möglichkeit zu geben, Mahlzeiten einzu- 
nehmen. Die Personenwagen können 56 Fahrgäste in der 1. und 106 in 
der 2. Klasse aufnehmen. Die Wagen haben einen innen offenen Raum 
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mit Mittelgang. Der Triebwagen kann von beiden Enden her gesteuert 
werden, muß also an den Enden der Fahrt den Zug zwar umfahren, 
braucht aber nicht gewendet zu werden. Sein Antrieb besteht aus zwei 
Motoren zu је 330 PS; außerdem ist ein 32-PS-Motor zur Erzeugung des 
Stroms für die Beleuchtung, für den Antrieb der Lüftung und zur Er- 
zeugung der Druckluft für die Bremsen vorhanden. 

Die erste Strecke, die mit diesen Dieselzügen befahren wurde, führt 
in 680 km Länge von Parkes nach Broken Hill, das ungefähr 60 km von 
der Grenze gegen Südaustralien entfernt ist, durchquert also fast die 
ganze Breite von Neusüdwales. Die Gegend, die dabei durchfahren wird, 
ist, obgleich in ihr erfolgreiche Weidewirtschaft betrieben wird, so dünn 
besiedelt, daß der Abstand der Haltestellen bis 80 km geht. 

Neben diesen Zugeinheiten verkehren auch noch Triebwagen mit 
Anhänger, und auch Schienenomnibusse sind zur Bedienung des Ver- 
kehrs auf Strecken vorhanden, wo nur wenige Reisende zu befördern sind. 

Die Eisenbahnen von Neusüdwales laufen mit ihren Hauptstrecken 
in Sydney, der größten Stadt und dem Mittelpunkt des Handels in Austra- 
lien, zusammen. Schiffslinien gehen von hier geradezu nach allen Häfen 
der Welt. Es liegt malerisch an einer Bucht, deren Küste etwa 300 km 
lang ist und neben den Hafenanlagen noch Raum für Badeplätze und 
Ausflugorte bietet. Der Eingang wird von einer riesigen Bogenbrücke 
von 1150 m Länge mit einer 510 m weiten Mittelöffnung überspannt. 
Damit sie die Schiffahrt nicht behindert, liegt ihre Unterkante 52 m über 
dem Wasserspiegel. Über die Brücke führt neben vier Gleisen, die dem 
Vorortverkehr dienen, eine Fahrstraße mit zwei Fußwegen. Zu den Bau- 
kosten dieser Brücke, zu der übrigens auch der deutsche Brückenbau Ent- 
würfe aufgestellt hatte, haben die Staatseisenbahnen zwei Drittel der 
sich auf 10 Mio Pfd. belaufenden Baukosten beigetragen. 

Die Staatseisenbahnen von Neusüdwales sind 9843 km lang und ir 
Regelspur angelegt. Eine der Hauptstrecken ist die 642 km lange Eisen- 
bahn nach dem schon genannten Albury an der Grenze von Victoria; sie 
vermittelt also den Verkehr der beiden Staaten. Die Küste nach Süden 
begleitet eine Eisenbahn, die hoch über dem Meer am Fuße eines Gebirgs- 
zugs, des Illawara-Gebirges, verläuft. Auf einer Seite sieht der Reisende 
tief unten das Meer, auf der anderen hoch oben das bewaldete Gebirge, 
Dabei fehlt es an dieser Strecke auch nicht an gewerblichen Anlagen, 
2. B. Kohlenbergwerken und Kokereien, und bei Kiama, einer der ältesten 
Niederlassungen in Australien, liegt eine elektrolytische Kupferraffinerie. 
Das schon mehrfach erwähnte Broken Hill ist mit Sydney durch eine 
1125 km lange Eisenbahn verbunden, und ebenfalls in das Innere des 
Landes führt die 824 km lange Eisenbahn nach Bourke. Die landeinwärts 
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gerichteten Eisenbahnen treten etwa 65 km von Sydney entfernt in die 
Blauen Berge ein und führen auf etwa 100 km Länge durch diesen Gebirgs- 
zug, der sich auf etwa 2000 m Höhe erhebt und die küstenseitige Hoch- 
ebene von Neusüdwales von dem Tafelland im Innern von Australien trennt. 

Nach Norden führt von Sydney aus eine Eisenbahn nach Wallan- 
gara, die nach einem Weg von 790 km Länge den Anschluß an die Eisen- 
bahnen von Queensland erreicht, und die Küste wird in der Richtung nach 
Norden von der 935 km langen Eisenbahn über das 167 km von Sydney 
entfernte Newcastle, die zweitgrößte Stadt von Neusüdwales, und über 
Casino nach Murwillumbah begleitet, von der bei Casino, 800 km von 
Sydney entfernt, eine Eisenbahn in 180 km Länge abzweigt, die eine 
Regelspurverbindung zwischen Sydney und Brisbane vermittelt. 

Auf der Strecke nach Newcastle kreuzt die Eisenbahn etwa 50 km 
nördlich von Sydney den gegen 900 m breiten Hawkesbury-Fluß auf einer 
Brücke, die bis zum Bau der Brücke über die Hafeneinfahrt von Sydney 
als das bedeutendste Brückenbauwerk von Australien galt. Auf den zwei 
Landwiderlagern und sechs Zwischenpfeilern ruhen sieben Träger von je 
127 m Länge. Die Pfeiler, auf Senkkästen gegründet, reichen alle bis auf 
einen mindestens 30 m unter den Wasserspiegel, einer davon sogar bis 
auf fast 62 m. Im Jahre 1889 fertiggestellt und um 1930 verstärkt, bedarf 
die Brücke jetzt der Erneuerung. Die Lokomotivlasten haben zuge- 
nommen, das Tragwerk hat durch Rost gelitten, und einer der Pfeiler ist 
baufällig geworden. Dieser ist versteift worden und die Brücke wird 
jetzt nur eingleisig befahren. Die neue Brücke, die mit 1,5 Mio Pfd. ver- 
anschlagt ist, soll neben der alten erbaut werden, so daß diese bis zur 
Vollendung des Neubaus im Betrieb bleiben und der Verkehr ungestört 
vor sich gehen kann. 

Die Schnellzüge befahren die zweigleisige 168 km lange Strecke 
mit einem leer nur 180 t schweren, aus vier Wagen bestehenden Zug in 
ungefähr zweiundeinhalb Stunden, also mit einer Durchschnittsgeschwin- 
digkeit von 67 km, was schon als eine Leistung gilt, weil die maßgebende 
Steigung 1:40 und der kleinste Halbmesser 400 m ist. 

Die Strecke von Sydney nach Newcastle gehört zu den vier von 
Sydney ausgehenden Fernbahnen, für die die Einführung elektrischer 
Zugförderung geplant ist. Es handelt sich dabei um die Umstellung von 
Strecken von zusammen 580 km Länge mit Gleisen von 1400 km Länge 
auf die neue Betriebsform. Die Kosten dafür sind mit 25 Mio Pfd. ver- 
anschlagt. Ein Kraftwerk im Snowy River, das 10 Mio Pfd. kosten soll, 
wird den nötigen Strom liefern. Alle technischen Vorbedingungen für die 
Möglichkeit des Übergangs zu elektrischer Zugförderung sind erfüllt, 
Australien ist auch in der Lage, die nötige Ausrüstung zu liefern, aber die 
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Ausführung dieses wohl als großzügig zu bezeichnenden Planes scheitert 
vorläufig an der Schwierigkeit, die dazu notwendigen Mittel aufzubringen. 
Seit Oktober 1939 besteht auf der 326 km langen Strecke Sydney— 
Canberra ein Schnellverkehr mit von Dieselmotoren angetriebenen Zügen. 
Die Straßenbahnen von Sydney, die gegen 300 km lang sind, sind 
ebenfalls in den Händen des Staates. 

Die in Sydney zusammenlaufenden Eisenbahnen endigten zunächst 
in einem Bahnhof, der zwar Central Railway Station genannt wurde und 
auch heute noch so heißt, aber durchaus nicht etwa im Mittelpunkt der 
Stadt, sondern an der damaligen Stadtgrenze gelegen ist. Obgleich diese 
Lage schon lange als ein Mangel erkannt worden war, dauerte es doch 
bis 1926, ehe die Eisenbahn durch die Stadt bis an den Hafen geführt 
wurde. Die Bebauung zwang dazu, die Verlängerung unterirdisch anzu- 
legen, und Sydney ist dadurch die einzige Stadt von Australien geworden, 
die eine Untergrundbahn hat. Die Stadtstrecke wurde von vornherein 
elektrisch betrieben, und Sydney ist mit Melbourne zusammen eine der 
zwei Städte Australiens, die sich elektrischen Stadt- und Vorortverkehrs 
erfreuen. Es dürfte auch keine weitere Stadt in Australien geben, deren 
Verkehr so hoch entwickelt ist, daß sich die Einführung elektrischer Zug- 
förderung lohnt. Die eigentliche Stadtstrecke bildet einen langgestreck- 
ten Ring mit dem Bahnhof und dem Hafen als Gegenpole. Am Hafen ist 
der Ring zwär noch offen, es war aber geplant, die Lücke zwischen den 
beiden dort stumpf einander gegenüber endigenden Strecken zu schließen, 
was aber wohl des Krieges wegen wird aufgeschoben werden müssen. 
Elektrisch befahren werden auf der Stadtstrecke und den Vorortbahnen 
Eisenbahnstrecken von 172 km Länge mit gegen 500 km Gleislänge. Die 
elektrischen Züge haben im Jahre 1939 11,7 Mio km zurückgelegt und 
dabei 203,7 Mio kWh verbraucht. Im Hauptbahnhof dienen acht Bahn- 
steige diesem Verkehr, hinter denen sich die einzelnen Strecken mit gleis- 
freien Kreuzungen verzweigen. Den Strom für diesen Betrieb liefern vier 
bahneigene Kraftwerke, aus denen auch die Straßenbahnen von Sydney 
und dem 168 km entfernten Newcastle mit Strom versorgt werden, Diese 
vier Werke haben im Jahre 1939/40 661 Mio kWh abgegeben, wovon 
208 Mio auf die Eisenbahnen entfielen. 

Die Grenze von Vietoria und Neusüdwales überschreitend liegen im 
Südosten von Australien die Australischen Alpen, die in zwölfstündiger 
Eisenbahnfahrt von Sydney zu erreichen sind. Am Mount Kosciusko, dem 
höchsten Berg von Australien, liegt auf etwa 1800 m Höhe ein Fremden- 
hof der Eisenbahnverwaltung von Neusüdwales, von dem aus Schnee- 
schuh- und anderer Wintersport getrieben wird. Auch die Eisenbahnver- 
waltung von Victoria fördert diesen Sport, indem sie ebenfalls in jener 
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Gegend Unterkunft für Sportsleute geschaffen hat. Diese Anlagen, die 
mit ihrer Bezeichnung „Chälets“ an die Schweiz erinnern sollen, gelten 
als die schönsten Hotels in Australien. 

In Sydney hat der Reisende, der von Perth her kommt, die Ostküste 
erreicht, also Australien in seiner ganzen Breite durchquert. Er mußte 
dabei dreimal auf eine andere Spurweite übergehen, früher gab es sogar 
fünfmaligen Spurwechsel. Er kann die Reise noch nach Norden nach 
Queensland über Brisbane, dessen Hauptstadt, bis Cairns fortsetzen, Zur 
Verbindung von Brisbane, das am Flusse gleichen Namens etwa 20 km 
landeinwärts von dessen Mündung liegt, mit Sydney führt eine 360 km 
lange Regelspurbahn nach dem schon genannten Wallangarra. In süd- 
westlicher Richtung geht die Eisenbahn von Brisbane auf 670 km Länge 
nach Dirranbandi, in westlicher Richtung in 972 km nach Cunnamulla. 
Der Küste nach Norden folgend, verläuft die 1680 km lange Eisenbahn 
nach Cairns, von der in Rockhampton und Townsville zwei landeinwärts 
gerichtete Eisenbahnen von 865 km und 970 km Länge abzweigen. 

Die Staatseisenbahnen von Queensland sind 10571 km lang; sie 
setzen sich zusammen aus 10 412 km langen Strecken in der vorherrschen- 
den Kapspur, 111 km der Interstate Railway in Regelspur, die die Verbin- 
dung zwischen Brisbane und Sydney herstellt, und 48 km in 61 cm Spur- 
weite. Dazu kommen noch 160 km in Kapspur, zum Teil Straßenbahnen, zum 
Teil Eigentum von Gesellschaften und zum Teil Unternehmen von ört- 
lichen Behörden. Elektrisch betriebene Eisenbahnen gibt es in Queens- 
land nicht, aber der Triebwagenverkehr ist hoch entwickelt. Auf der 
Strecke nach Cairns verkehrt ein eigenartiger Zug. Sie verläuft durch 
ein Gebirge am Rande einer Schlucht und der Blick vom Zuge in die 
Schlucht bietet besonderen Reiz. Die Sitzplätze in den Eisenbahnwagen 
sind daher in zwei Längsreihen angeordnet, so daß alle Reisenden mit 
dem Gesicht nach der Schlucht zu sitzen; die zweite Reihe ist gegen die 
erste erhöht, damit auch die Reisenden in dieser Reihe unbehinderte Aus- 
sicht haben. Die Fenster sind besonders groß und rahmenlos, geben also 
den Blick in die Schlucht vollständig frei. Ein Führer begleitet den Zug 
und macht die Reisenden auf die Sehenswürdigkeiten aufmerksam, 

In Cairns ist der Reisende an dem nördlichsten Punkt angelangt, 
den er in Queensland mit der Eisenbahn an der Ostküste erreichen kann. 
Diese Stadt liegt etwa 17° südlich vom Äquator, und die so gekenn- 
zeichnete Lage von Queensland bringt es mit sich, daß dieser Staat ein 
solches Klima hat, daß er zu den fruchtbarsten Gegenden von Australien 
gehört. Er ist die Heimat des Kängeruhs, des Wahrzeichens und einer der 
Wappenhalter von Australien. Seine Schafherden bestehen aus 18 Mio 
Stück, seine Rindviehherden aus 7 Mio Stück. Die Flächen, auf denen 
ein einzelner Grundbesitzer hier sein Vieh weidet — ein solches Besitz- 
tum wird in Australien eine „Station“ genannt —, gehen bis zu einer 
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Größe von 18 000 qkm, und die kleinsten solcher Besitztümer haben immer 
noch eine Größe von 2400 qkm. Eine Besonderheit von Queensland sind 
die zahlreichen artesischen Brunnen. Ihre Tiefe geht bis 2100 m, und sie 
liefern, fast 4000 an der Zahl, täglich gegen 1,8 Міо срт Wasser. 

Der Triebwagenverkehr, von dem schon gesagt war, daß er in 
Queensland besonders hoch entwickelt sei, ist überhaupt ein wesentlicher 
Bestandteil des Eisenbahnverkehrs in Australien, was damit zusammen- 
hängt, daß weite Landstriche nur ganz dünn besiedelt sind, zwar einer 
Eisenbahnverbindung bedürfen, ihr Verkehr die Züge aber nicht so füllen 
kann, daß es lohnte, Lokomotivzüge verkehren zu lassen. Am weitesten 
gehen in dieser Beziehung die Eisenbahnen von Queensland, wo 2. В. im 
Jahre 1937/38 die Triebwagen 2,86 Mio km zurückgelegt haben, was 16 % 
der Leistungen der Züge mit Dampflokomotiven ausmacht. Auf der 
350 km langen Strecke Toowoomba—Roma verkehrt 2. В. ein Triebwagen, 
der zu seiner Fahrt 8 Stunden 40 Minuten braucht, wobei er unterwegs 
40 Bahnhöfe und Haltestellen bedient und zweimal eine halbe Stunde 
Aufenthalt hat, damit die Reisenden eine Mahlzeit einnehmen können. 
Mit den Triebwagen werden in ländlichen Bezirken nicht nur Personen, 
sondern auch Pakete und die Post, zuweilen auch Güter befördert. Auf 
drei Strecken, darunter einer von 215 km Länge, wird der Verkehr aus- 
schließlich mit Triebwagen bedient. 

Wenn vorstehend eine große Anzahl von Entfernungen genannt 
ist, was vielleicht in der Wiederholung auf den Leser ermüdend wirken 
könnte, so sollte damit der irrigen Meinung vorgebeugt werden, die viel- 
leicht die Bemerkung in der Einleitung dieser Schilderung hervorrufen 
konnte, Australien sei der kleinste unter den fünf Erdteilen. Da seine 
Staaten zu einem Staatenbund zusammengeschlossen sind, ist Australien 
zugleich ein weitgehend einheitliches, riesiges Land, woDei unter dem 
Begriff Land ein Teil der Erdoberfläche verstanden sei, der durch eine 
geschlossene Grenze gegen die Umwelt abgeschlossen ist. In diesem Sinne 
sollten die Angaben über die Entfernungen die Größe des Landes ver- 
anschaulichen, 

Eine geradezu kritische Frage für die Eisenbahnen von Australien 
bildet die Spurweite, was schon aus der vorangegangenen Aufzählung 
der Strecken mit ihrer Spurweite ersichtlich ist. Nur Westaustralien mit 
seiner Kapspur und Neusüdwales mit seiner Regelspur haben innerhalb 
der Netze einheitliche Spurweite. Die Bundesbahnen bilden ja kein Netz 
im üblichen Sinne. Abgesehen davon, daß die Australische Quereisen- 
bahn in Regelspur und die Mittellandeisenbahn in Kapspur einander in 
Port Augusta berühren, bilden ihre Teile vier einzelne voneinander ge- 
trennte Strecken. Die Berührung in Port Augusta bedeutet keine Ver- 
flechtung zu einem Netz, und es ist daher auch gar nicht gut anders 
möglich, als daß diese vier Strecken jede eine in sich einheitliche Spur- 


142 Quer durch Australien mit der Eisenbahn. 


weite haben. In Südaustralien und Queensland kommt neben der Breit- 
spur noch die Kapspur vor, in Queensland außerdem noch eine Schmal- 
spur von 61 cm, und Victoria hat neben Breitspurbahnen Eisenbahnen 
mit 76 cm Spurweite. Noch ehe die erste Eisenbahn in Australien gebaut 
wurde — es war eine 4 km lange Strecke zur Verbindung von Melbourne 
mit seinem Hafen, eröffnet im Jahre 1854 —, empfahl schon im Jahre 
1846 der damalige Staatssekretär für die Kolonien, Gladstone, der spätere 
Ministerpräsident, dem Gouverneur von Neusüdwales, dem Mutterstaat 
der heutigen Bundesstaaten, die Regelspur, die sich allerdings damals in 
England noch durchaus nicht als die Einheitsspur durchgesetzt hatte, als 
Einheitsspur in Aussicht zu nehmen. Im Jahre 1850 wurde dagegen von 
Sydney aus die Breitspur empfohlen, die 1852 durch ein Gesetz für Neu- 
südwales als verbindlich erklärt wurde. Es gibt ja auch heute noch Fach- 
leute des Eisenbahnwesens, die bedauern, daß nicht eine breitere als 
Stephensons Spurweite von A 815” (1,135 m) den Platz einnimmt, an dem 
jetzt diese Spurweite steht. Die Gouverneure von Victoria und Süd- 
australien wurden amtlich von dem genannten Gesetz verständigt, womit 
doch zweifellos gemeint war, diese Länder sollten eine gleiche Gesetz- 
gebung herbeiführen. Die Gesellschaft in Sydney, von der die Anregung 
ausgegangen war, die Breitspur allgemein anzunehmen, wurde jedoch 
bald anderer Meinung, das Gesetz wurde, offensichtlich auf ihr Betreiben, 
aufgehoben, und die Regelspur sollte nunmehr in Neusüdwales die Ein- 
heitsspur bilden, In Vietoria waren aber mittlerweile schon Bestellungen 
auf Breitspurteile und -ausrüstung in großer Menge ergangen, und man 
hielt, ebenso in Südaustralien, an dieser Spurweite fest. 

Der Gedanke, die Spurweite der Eisenbahnen in Australien zu ver- 
einheitlichen, liegt geradezu in der Luft, und er ist tatsächlich bereits 
wiederholt erwogen worden. Im Jahre 1921 wurde ein Ausschuß zur Er- 
örterung dieser Frage eingesetzt, der zu dem Ergebnis kam, der Umbau 
der Strecken in anderen Spurweiten auf Regelspur werde 57,2 Mio Pfd. 
kosten, Weniger einschneidend war der Plan, die Strecke Perth—Brisbane 
einheitlich in Regelspur auszugestalten und dabei auch die sonstigen 
Breitspurbahnen in Vietoria und Südaustralien auf diese Spurweite umzu- 
bauen, was immerhin noch 21,6 Mio Pfd. kosten sollte, ein Betrag, der auf 
zehn Jahre verteilt werden sollte. Alles, was aber bis jetzt auf diesem 
Gebiet zustandegekommen ist, ist die erwähnte Umgestaltung der Verbin- 
dung zwischen Port Augusta und Adelaide und der Bau einer Regelspur- 
bahn von Grafton in Neusüdwales nach Brisbane, wodurch es möglich 
geworden ist, Züge in dieser Spurweite von Brisbane bis Albury, also 
zwischen den Eisenbahnen von Queensland und Neusüdwales durchzu- 
führen, Die Vorgänge, die sich zur Zeit um Australien abspielen, sind 
eher dazu angetan, das Bestehende bestehen zu lassen als jetzt oder in 
allernächster Zeit einschneidende Veränderungen vorzunehmen. 
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Von 
Dipl.-Ing. P. Kandaouroff, z. Zt. in Paris, 


(Mit einer Karte.) 


1. Allgemeine geschichtliche und geographische Angaben. 


Australien ist mit nur rd. Zu Mio qkm der kleinste Erdteil!. Seine 
Existenz ist den Europäern sehr spät bekannt geworden. Holländische 
Seefahrer brachten zu Anfang des 17. Jahrhunderts die Kunde von dem 
neuen Erdteil mit, doch gerieten deren Mitteilungen wieder in Vergessen- 
heit. Erst die Entdeckung der Ostküste durch James Cook im Jahre 1770 
gab Anlaß zur Besiedlung des Landes. 

Geographisch liegt Australien ungefähr zur Hälfte in der südlichen 
Zone, Zur andern im subtropischen Gebiet. Politisch bildet es einen 
Staatenbund®, dem außer den festländischen Bundesstaaten auch die der 
Südspitze vorgelagerte Insel Tasmanien als Bundesstaat angehört. 

Schon zur Zeit seiner Entdeckung besaß Australien eine sehr ge- 
ringe Eingeborenenbevölkerung, die zur Zeit fast gänzlich verschwunden 
ist, Auch die weiße Bevölkerung ist im Verhältnis zur Größe des Landes 
sehr gering. Ursprünglich als britische Sträflingskolonie dienend, besaß 
es im Jahre 1800 nur etwa 5000, im Jahre 1900 etwa 3,8 Mio weiße Ein- 
wohner; ihre Zahl ist bis 1936 auf ungefähr 6,8 Mio gestiegen. Diese 
langsame Entwicklung ist zum Teil in der abgelegenen Lage des Konti- 
nents und in den ungünstigen klimatischen Verhältnissen begründet, die 
nur eine beschränkte wirtschaftliche Nutzbarkeit des Innern des Konti- 
nents zulassen, Der Hauptgrund aber liegt in der sonderbaren Politik 
der einzelnen Staatsregierungen, die die Einwanderung hindert. 


1 Zum Vergleich sei angeführt, daß Europa (einschl. des europäischen 
Teiles Rußlands) eine Fläche von rd. 11 400 000 qkm hat. 

2 Commonwealth of Australia. 

3 Etwa 54 000 Eingeborene stellen nur 0,8 % der Gesamtbevölkerung dar. 
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Australien besteht aus den sechs voneinander ziemlich unabhängi- 
gen Staaten Neusüdwales, Victoria, Queensland, Südaustralien, West- 
australien und Tasmanien, ferner aus dem Nordterritorium (Territory) 
und dem Gebiet der Bundeshauptstadt Canberra. Die gegenwärtige 
Bundesverfassung ist am 1. Januar 1901 in Kraft getreten. 


Die Bevölkerung ist sehr ungleichmäßig sowohl insgesamt als auch 
in den einzelnen Staaten verteilt. Allein in den Staaten Neusüdwales, 
Victoria und Tasmanien, die mit 1,1 Mio qkm nur 14 % der Gesamtfläche 
einnehmen, wohnen nahezu 5 Mio Menschen, also etwa 70 % der Gesamt- 
bevölkerung. Alle übrigen Staaten zusammen haben weniger als 2 Mio 
Einwohner. Im wesentlichen sind in allen Staaten nur die Küsten- 
gebiete bewohnt; das Innere des Kontinents ist praktisch unbewohnt, 


Zusammenstellung 1. 


Flächen und Bevölkerung der Bundesstaaten. 


Fläche Einwohner in 
ih Tanken 
qkm: in Tausend | је qkm 
Neusüdwales . . . , - 804 2710 3,87 Я 
Victoria o oo u. 228 1860 | 8ш 
Queensland, „а. 1737 990 0,57 
Süd-Australien .  . » 984 590 | 0,60 
West-Australien . . . 2528 455 9,18 
Тазташеп...... 68,4 240 3,50 
Nord-Territorium . . 1.338 5 | бм 
Bundesstadtgebiet , . 20 de? 3,85 
Zusammen - . 7.690 6867 | 0% 


Aber auch in anderer Beziehung ist die Verteilung der Bevölkerung 
interessant. Mehr als 4 Mio der Bevölkerung sind in Städten, großen 
und kleinen, zusammengeballt, davon in den beiden größten Städten 
Sidney und Melbourne allein fast 2% Mio. Nur wenig mehr als ein 
Drittel der Bevölkerung, etwa 2% Mio, siedeln auf dem Lande, dessen 
Erzeugnisse doch den Hauptreichtum Australiens ausmachen. 


Die klimatischen Verhältnisse sind ziemlich ungünstig, der Konti- 
nent leidet sehr unter der Dürre. Eine Riesenfläche von 2700 000 qkm 
(36 % der Gesamtfläche des Bundes) hat eine jährliche Niederschlags- 
menge von weniger als 250 mm; dieses Gebiet kommt also praktisch für 
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Zusammenstellung 2. 


Verteilung der Bevölkerung auf Stadt und Lan: 


d Hauptstädte 


Städte mit mehr als lnchland 
| | 3000 Einwohnern 
T| 
| D E) Eis 
Stante | Eeg КАНЕ g 
gé Namo. E 235 ZS. 3 ELAS ЕІ 
E ЕЕРЕЕ 2328 ё 
Е ВАБ 32 5228 А 
A 8, ERER 
ORGET: Е 
d | 
Noustidwales | Sidney 1235 47,2) 474 | om 0880 18,2| 892 


Viotoria. . „| Melbourne | 992 | 54,0] 218 29 7350) 11,8| 014 | 


Queensland | Brisbane | 300 ` 316| 199 ` 19 110470) 210| 449 | 
Süd- | | 
Australien, | Adelaida | зз) | ml 0) 5000 52| 238 | 410 
West- | | | 
Australien. | Perth "asi mal ml т ваз sel ml чы 
Tasmanien .| Hobart | mol 26 40 4 10000 (al 128 | 561 
Nord- | | 
Territorium | Darwin 2| 410. — —. _ — 5 | 50,0 
e ОЕ 

stadtgebiet | Canberra | 7| тво = d | | — | zl Se 


Zusammen im Durchschnitt | 3116 | 471] 994 | 134 | 7420| 15,0 [2522 | 37,9 


einen Ackerbau gar nicht in Frage und ist selbst für Viehzucht wenig ge- 
eignet. Weitere 1 500 000 qkm (rund 20 % der Gesamtfläche) haben eine 
jährliche Niederschlagsmenge von 250 bis 375 mm, sind also auch wenig 
für Ackerbau geeignet. Diese Dürregebiete befinden sich hauptsächlich 
im westlichen Teil des Festlandes und stellen 77 % der gesamten Fläche 
von Westaustralien, 91 % von Südaustralien und 52 % des Nordterrito- 
riums dar, Gebiete mit einer jährlichen Niederschlagsmenge von 750 mm 
und mehr gibt es in Australien nur rund 1000000 qkm, also ungefähr 
13 % der Gesamtfläche, Diese Gebiete liegen alle an der Ost- und Nord- 
küste des Festlandes und in Tasmanien. 


2. Wirtschaft. 


Das trockene Klima begünstigt die Viehzucht, die der bedeutendste 
Erwerbszweig ist, dem das Land wesentlich seinen Reichtum verdankt, 
Vor allem wird die Aufzucht der seinerzeit aus Europa eingeführten 


1 Nach der Zählung am 30. Juni 1933. Gesamtbevölkerung 6632000 Ein- 
wohner, 
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Schafe gepflegt, die eine ausgezeichnete Wolle liefern; daneben spielt 
auch die Zucht von Hornvieh und Pferden eine größere Rolle. 1936 wur- 
den etwa 110 Mio Schafe, Le Mio Pferde, 13/4 Mio Hornvieh und 1,2 Mio 
Schweine gezählt. Schafwolle bildet den wichtigsten Ausfuhrgegenstand; 
auch der Export von Gefrierfleisch ist stark. Der Ackerbau tritt, eben- 
falls klimatisch bedingt, etwas zurück. Angebaut wird vor allem Weizen, 
Gerste, Hafer, ferner Gartenfrüchte, Wein, Kartoffeln und im Norden 
auch Mais und Zuckerrohr. Die Forstwirtschaft, die in der Hauptsache 
in Westaustralien zu Hause isf, bringt gute Harthölzer. Eine wichtige 
Erwerbs- und Einnahmequelle ist der Bergbau, Gold wird noch in reich- 
lichem Maße gewonnen, wenn auch die Bedeutung Australiens als Gold- 
gewinnungsland stark zurückgegangen ist. Die Industrie beschränkt sich 
im wesentlichen auf die Zweige, die unmittelbar mit Viehzucht, Bergbau 
und Ackerbau zusammenhängen. Der Handel Australiens ist ziemlich be- 
deutend, und zwar sowohl der Binnen- wie auch der Außenhandel. Im 
Wirtschaftsjahr 1937/38, dem letzten, für das Unterlagen vorliegen, be- 
lief sich der Wert der Einfuhr auf 1376 Mio RM, der Wert der Ausfuhr 
(einschl. Gold) auf 1508 Mio RM. Die Handelsbilanz ist also aktiv, was 
wegen der starken Außenverschuldung des Bundes und der einzelnen 
Staaten notwendig und wertvoll ist. 


Erstaunlich ist, daß in dem riesigen australischen Raum nur 20,5 % 
der Berufstätigen in der Landwirtschaft — Ackerbau und Viehzucht — 
und in Molkereien beschäftigt sind gegenüber 30,5 % (1925) in Deutsch- 
land. Im allgemeinen waren mit erzeugenden Arbeiten nur 55,7 % (nach 
der Volkszählung von 1933 sogar nur 53 %), in Deutschland dagegen 
71, % beschäftigt, Besonders hoch, fast zweimal so groß wie in Deutsch- 
land, ist in Australien der Anteil der Bewohner, die im Handel und 
Finanzwesen und im Hausdienst tätig sind. Das trifft auch auf das Ver- 
kehrswesen zu, in dem in Australien 7,8 % der Bewohner im Jahre 1933 
tätig waren, in Deutschland dagegen nur 4,7% im Jahre 1925. 


3. Eisenbahnwesen (Spurweiten). 


Im Gegensatz zu fast allen Föderativstaaten (USA. Schweiz usw.) 
ist in Australien das Eisenbahnwesen keine Bundesangelegenheit, Die 
meisten Eisenbahnen gehören vielmehr den einzelnen Staaten und werden 
von ihnen verwaltet und betrieben. Sie sind nicht nur ziemlich unab- 
hängig voneinander, sondern haben auch ganz verschiedene Spurweiten 
und infolgedessen keinen Zusammenhang miteinander. 
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Zusammenstellung 3. 
Längen der australischen Eisenbahnen am 30. Juni 1937. 


e — km 
wg” Leger | 3'6” ГОЛИ ANE 
1600 БА mm 1067 910 imm | 702 Bi |0004 тШ 

Neusüdwales: 

Staatsbahnen . - 9800 | | 9 860| K 

Privatbahnen . 86 | | ie 11005 
Victoria: | 

Staatsbahnen . 7400 | 196 | 17506 7618 

Privatbahnen . 22 | SCH ШЕ 
Queensland: | | | | 

Staatsbahnen . 11 10 400 - 52 10503 

Privatbahnen . 161 18 | | 24 шы] 10 00 
Süd-Australien: | | 

Bundesbahnen 962 | 92 | — — 1924 

Staatsbahnen . 2332 ТИ 117367 | — — 4068, 6 074 

Privatbahnen .| — - 82 82 
West-Australien: 

Bundesbahnen _ 780, М = : N) 

Staatsbahnen . Fa сөм 7020 _ e E 8 196 

Privatbahnen . - | — “ej — EN Е 446, 
Tasmanien: | | 

Staatsbahnen „| — - 1028 en: u) ЖЕП 

Privatbahnen ‚| — — | 2%] 10| au 
Nord-Territorium: | | | 

Bundesbahnen = GE — 2 
Bundesstadtgebiet| — St - ba 

Zusammen „ .| 9754 | 11757 | 22882 | 18 | "196 | 294 44901 
Proz. d. ges. Länge| 21,7 26,2 | Бо | 00 | 07 | 100 


Nach der Länge der Strecke ist also die Kapspur (3* 6”) die vor- 
wiegende in Australien. Gerade diese Bahnen bilden aber kein zusammen- 
hängendes Netz, sondern sind in neun verschiedene Teile zerstückelt. 
Davon sind zwei Abschnitte in Queensland, einer in Westaustralien und 
die Nordbahn des Bundes völlig losgelöst von allen anderen Bahnen und 
haben mit ihnen keinerlei Schienenverbindung. Queensland und West- 
australien haben ihre besonderen Eisenbahnnetze von 10 561 und 7466 km 
Länge, die von den Nachbarbahnen durch andere Spurweite abgetrennt 
sind. 

In Mittelaustralien, im Staat Südaustralien, ist die Lage geradezu 
grotesk. Das Kapspurnetz ist, wie man auf der Karte ersehen kann, durch 
Strecken mit einer Spurweite von 1600 mm in zwei Teile zerstückelt. Der 
eine Teil mit einer Ausdehnung von 363 km befindet sich an der Meeres- 
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——— Kapspur 1067,тт 
una Normalspur 1435 mm 
Breitspur 1600 mm 
‚schlagsmenge von weniger als 375mm 
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küste. Der andere Teil, 922 km lang, befindet sich noch nördlich von 
Adelaide und ist angeschlossen an die Zentralbahn des Bundes und die 
wenigen Kapspurbahnen von Neusüdwales bei Broken-Hill. Die gesamte 
Ausdehnung dieses Netzes ist 2227 km groß. Außerdem bestehen in Süd- 
australien noch zwei getrennte Netze in Kapspur auf dem westlichen 
Ufer des Spencer Busens. 

Daß die Bahnen von Neusüdwales und Victoria verschiedene Spur- 
weiten haben, obgleich sie wirtschaftlich eng verbunden sind und Victoria 
erst im Jahre 1850 als ein selbständiger Staat eingerichtet wurde, ist 
um so weniger zu verstehen, als die erste Eisenbahn in Vietoria im Jahre 
1856 dem Betrieb übergeben wurde, also zu einer Zeit, als die Frage der 
Spurweiten in Europa schon so genügend geklärt! war, daß z. В. Baden 
die Bahn Mannheim—Basel, die ursprünglich mit einer Spurweite von 
1600 mm ausgeführt worden war, schon in den Jahren 1854—1855 auf 
die normale Spur umbaute. 

Die Spurweite war immer ein Sorgenkind Australiens und ist es 
bis jetzt geblieben. Als der Australische Bund in den Jahren 1911—1917 
die Transaustralische Bahn von Port Augusta (Endpunkt der Südaustra- 
lischen Bahnen) bis Kalgoorlie in Westaustralien auf seine Kosten in 
Normalspur bauen ließ, obgleich die beiden anschließenden Bahnen Kap- 
spur hatten, nahm er offenbar an, daß die europäische „Normalspur“ in 
Zukunft auch die normale Spur für Australien sein würde. Diese Hoff- 
nung hat sich aber bisher nicht erfüllt?. 

Wie wenig die Bahnen der einzelnen Staaten untereinander ver- 
bunden sind, kann man aus den wenigen Übergangsbahnhöfen der ver- 
schiedenen Eisenbahnen ersehen. So gab es zwischen Queensland und 
Neusüdwales lange nur einen einzigen Grenzbahnhof. Erst 1930 wurde 
eine zweite Verbindung geschaffen durch die Verlängerung der normal- 
spurigen Strecke von der Staatengrenze bei Kyogle bis Brisbane, wodurch 
ein durchgehender Verkehr zwischen Brisbane und Sidney möglich 
wurde, 

Zwischen Neusüdwales und Südaustralien gibt es ebenfalls nur 
einen einzigen Übergangsbahnhof, auch Westaustralien ist nur durch 
die Transaustralische Eisenbahn mit dem übrigen Festland verbunden. 


1 Eine Parlamentsakte hatte im Jahre 1846 bestimmt, daß alle zu dieser 
Zeit in England bestehenden Bahnen auf die Spurweite von 481%” umgebaut 
werden sollten. Damals gab es sieben Spurweiten in England, von denen die 
„Normalspur“ die kleinste war. Die letzte Bahn mit der größten Spurweite (7'), 
die große Westbahn, wurde erst im Jahre 1892 auf Normalspur umgebaut. 

2 Näheres über die baulichen und verkehrlichen Verhältnisse der Trans- 
australischen Eisenbahn enthält der Aufsatz „Quer durch Australien mit der 
Eisenbahn“ in diesem Heft, 
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Nur der Staat Victoria ist durch drei Übergangsbahnhöfe mit Südaustra- 
lien und durch drei mit Neusüdwales verbunden, Außerdem gibt es auf 
dem Gebiete von Neusüdwales drei Stichbahnen mit einer Spurweite von 
1600 mm, die mit dem Netz von Viktoria verbunden sind und diesem Staate 
gehören. 

Die australischen Bahnen sind fast ausschließlich eingleisig. Zwei- 
oder mehrgleisig sind nur sehr wenig Strecken in der Umgebung von 
Sydney und Melbourne. Hier finden sich auch die einzigen elektrisch 
betriebenen Strecken, und zwar 300 km bei Sydney und 230 km bei 
Melbourne, 

Die Gleislänge insgesamt (zweite und weitere Hauptgleise und 
Nebengleise) übersteigt nur wenig die Streckenlänge. 


Zusammenstellung4. 


Länge der Gleise auf dem australischen Festland 
am 30, Juni 1937. 


К Länge der 

Spurweite Tanaya Кш | Gleise їп 
| Prozent der 

ur der Strecken! | der Gleise | E CH 


1600 9754 | 12580 129,2 

1435 | 15030 127,8 

1 067° 21653 | 23350 108,5 

762 108. | 211 107,» 
Zusammen und im | 

Durchschnitt . 43360 | 51171 118,0 


Zum Vergleich sei angeführt, daß die Gleislänge im Durchschnitt 
für die Eisenbahnen Westeuropas (die zusätzlichen und Nebengleise) 
186 % der Streckenlänge beträgt, und zwar schwankt sie zwischen 282 % 
(Belgien) und 115 % (Griechenland); das Netz der griechischen Bahnen 
ist aber nur 1506 km groß. 


4. Wichtigste Bauten, 


Australien, das Festland außer Tasmanien, ist im allgemeinen ein 
ziemlich flaches Land. Größere Gebirge befinden sich nur am Ostufer 
des Landes. Dementsprechend bot der Eisenbahnbau keine größeren 
Schwierigkeiten; größere Bauten sind selten. 

Erwähnenswert ist die große Brücke über die Hafeneinfahrt in 
Sydney sowie die Transaustralische Bahn, die ihrer Eigenart wegen im 
Eisenbahnwesen einen besonderen Platz einnimmt. 


1 Zu vergleichen mit den Angaben der Zusammenstellung 3. 


2 Die Gleise der Insel Tasmanien sind in dieser Zusammenstellung nicht 
enthalten. 
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Die Sydney-Brücke dient dem Eisenbahn- und Straßenverkehr. Sie 
hat eine mittlere Spannweite von 502,0 m. Die lichte Höhe der Brücke 
beträgt über dem mittleren Wasserstand des Hafens 52,00 m, so daß der 
Hafenverkehr in keinem Fall behindert wird. Die Fahrbahn der Brücke 
ist 16,10 m breit und ist imstande, einen stündlichen Verkehr von 
6000 Kraftwagen zu bewältigen. 

Außerdem hat die Brücke noch zwei Bürgersteige von je 2,00 m 
Breite, die für einen Verkehr von 4000 Personen je Stunde, in beiden 
Richtungen bestimmt sind, und vier normalspurige Gleise für den Ver- 
kehr der Eisen- und Trambahnen, die alle elektrisch betrieben werden, 
Die Gleise sind für einen stündlichen Verkehr von 168 Zügen in beiden 
Richtungen ausgerüstet. 

Außer dem Hauptbogen hat die Sydneybrücke auf dem südlichen 
Ufer eine Zufahrtbrücke mit einer gesamten Länge von 291,30 m und auf 
dem nördlichen Ufer von 300,10 m, so daß die Gesamtlänge der eisernen 
Brückenteile, einschließlich der zwei Hauptpfeiler für den Hauptbogen 
(je 45,75 m breit) 1215,80 m beträgt. Die Zufahrtstrecken der Brücke 
haben eine Längssteigung von 25 %.. 

Die Brücke wurde im Jahre 1927 angefangen und im März 1934 dem 
Verkehr übergeben. Sie hat im ganzen, mit den verschiedenen zusätzlichen 
Arbeiten, 9883 055 A£ gekostet, die zum größten Teil noch vor der 
Pfundabwertung ausgegeben wurden. 83 % der Gesamtausgaben hat der 
Staat getragen zu Lasten einer besonderen Anleihe, der Restbetrag 
wurde von der Stadt Sydney, der Grafschaft und zu einem sehr kleinen 
Teil von der Arbeitslosenunterstützung übernommen. 

Die Transaustralische Bahn ist besonders deshalb eigenartig, weil 
sie nur sehr wenig Ausweichgleise enthält und anfangs überhaupt keine 
hatte, Sie ist ausschließlich für den Transitverkehr bestimmt und besitzt 
sehr wenig Kunstbauten. Ihr Bau hat infolgedessen verhältnismäßig 
wenig gekostet, nur 4045000 & oder nach dem damaligen Kurs! 
82400 000 RM. Bei einer Entfernung von 1692 km zwischen Kalgoorlie 
und Port Augusta entfallen auf einen Kilometer 48 750 RM Baukosten. 

Sie erreicht eine Höhe von 400 m, 160 km östlich von Kalgoorlie; die 
niedrigsten Höhen sind 26 m bei Kalgoorlie und 6,4 m bei Port Augusta. 
Es kommen Steigungen von 1:100 vor, auf einer kurzen Strecke auch 
eine solche von 1 : 80, 

Die Schienen wiegen 39,7 kg/m und liegen auf hölzernen Schwellen, 
die 2,50 m lang, 23 cm breit und 12,7 cm hoch sind. Die Schienen sind 
9,75 und 13,72 m lang, was zur Zeit der Erbauung der Bahn als ziemlich 
lang betrachtet wurde. 


1 Die Bahn wurde in den Jahren 1918—1917 erbaut. 


Zusammenstellung 5. 


P Güter- und Personenverkehr. 
Е - = = 
S Bundesbahnen Bahnen der einzelnen Bundesstaaten 
= р жеры, = == ES 
B 1936—37 Trans- | Bundes. | | ad | w | 
= ustra. Zentral- 7" Nord- | Alle | Neu- _ | Queens. | ‚Bid = Tas- | Alle 
Е Tische | bahn | Stadt- | bahn. | Ваһпеп| südwales | Victoria | “ana | Austra- | Austra- | л | Bahnen 
= bahn | | lien lien 
H Bahn | | | 
Ы | [| | | | T | 
= Lānge ....Кш/ 1692 1240 8 au 34) 9860 759% 10563, 4068 7020 1046) 40153 
` Beförderte Güter . 6 | 43600, 57300 22530 4320 1277501456000 6910000 4950000 2420000 284000 836 000,32 516 000 
Gefahrene Nettotkm | | 
(1000) | 22600) 24920 181 1014 48715) 2805000 1372000 1088000 513000 567000 67400) 6412400 
Durchschnittl. Ver- | | 
sandweite . km 518 435 8 235 381 193) 199 220 212 201 sı 197 
Gefahrene 
Güterzugkm 186400) 376000, 2528 40500 605 42817230000 8550 000 11800000 3380000) 5925000 1.470 000 48 355 000 
Es kommen auf | 
1 km Strecken- | 
länge . . . tkm | 13370 20100 22650 1980 14120] 284800 180700 103000 126100 80800 61400 159600 
Es kommen täglich 
auf 1km Strecken- 
са „зә вз Le | 0,22 | Gan 4,73 3,09 3,06 2,25 Za „85 3,30 
5 länge Güterzugkm | 0 0 о 0, { Я 3, 
Durchschnittliche 
Belastung eines | | 
Güterzuges. . | 12 ee 721 25 Sir | 160, 92s | 1518 95,7 46,0 |1325 


Fortsetzung umstehend 


+цәшүндиәвүд Uayostwagsne әт 
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1 Die Zahlen für Queensland wurden nicht veröffentlicht. 


Bundesbahnen Bahnen der einzelnen Bundesstaaten 
1927—28 Trans- | | Bandes] | ваа. | west E 
austra- Zentral-| | Nord- | Alle | Neu- -| Queens- | _ Tas- Alle 
tische | bahn | аак | Bahn |Bahnen|südwales | Vistoria | ana | ^рш | Austra- | manien | Bahnen 
| | | | | 
| | | | 
Länge ....Кш| 1699 769 s| 322| 2791 7570 1020) 40008 0800 1058) 38736 
| | | 
Beförderte Güter t | 45800 98300 42500 23000 209 60015470000) 8 240 000. 4310000 3460 000 3730 000, 701 000/36 441 000 
Gefahrene Netto- | | | | | | | 
тп... . (1000) | 16900 383950 343 6740 62933| 2535000 1210000 = 648000) 586.000 55900 = 
| - 
Durchschnittliche | | | | 
Versandweite . Кт | 370) 396 s| 293. 300 TPES 187 157) зу 58 
Gefahrene | | | 
Güterzugkm . , [226300 525000) 7.460 166 200) 924 960117 460.000, 930000011 880000 4465.000| 6.000.000) 1 309 000/50 414 000 
Es kommen auf | | | | | | | 
1 km Strecken- | | | | | | | | 
länge . . . tkm | 10000 50700) 42500 20920 22600] 208500 150800 — 158 300 91600 52800 — 
| 
Es kommen täglich | | | | 
auf 1 km Strecken- | 
länge Güterzugkm | 0,37 | 1,857 | 255 Lo 0,91 5,06 БАТ 3.0 2,56 | 3,37 3,55 
Durchschnittliche 
Belastung eines 
Güterzug . . t 75| 74 46 4 68| 145,2 130,9 — 145,0 97,6 ы 


POL 
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5. Güter- und Personenverkehr 


Die Zusammenstellung 5 enthält Angaben über den Güterverkehr 
für das Berichtsjahr 1936—37 und für das Berichtsjahr 1927—28, das 
letzte normale Jahr vor der Weltkrise. Die Angaben für die Bundes- 
bahnen sind besonders für die verschiedenen Staaten angegeben, weil 
sie nicht unter gleichen Verhältnissen betrieben werden. 


Die Zusammenstellung 6 enthält Angaben über die wichtigsten 
Güter, die auf den Eisenbahnen der einzelnen Bundesstaaten befördert 
wurden. Die entsprechenden Angaben für die Bundesbahnen sind nicht 
angegeben, weil der Güterverkehr auf allen Strecken dieser Bahnen sehr 
gering ist und in wirtschaftlicher Hinsicht wenig Bedeutung hat. 


Zusammenstellung 6. 


Verteilung des Verkehrs zwischen verschiedenen Gütern 
(in Hundertteilen der Gesamtmenge). 


Vic- | Queens- | „Sud“ Be: Тав: | Alle 
toria | land | "len | "lien | manien | Bahnen 
| ien | lien 
1936—37 | 
Kohle und Koks . . . 50,6 | 3,6 13,6 5,6 10,1 57,4 28,3 
Andere Mineralien. . . 9,6 3л mai gsi 11,1 1 9 
Getreide und Mehl . . 13,0 20,7 4,6 23,4 22,1 1з 14,8 
Heu und Stroh ... 2,0 2,5 17,3 1,0 21 2,8 4а 
МО У 1,8 1,0 1,7 1,4 0,8 0,5 1,2 
Lebende Тіеге . . . . 5,8 10,2 8,3 6,7 3,9 3,0 7,0 
Verschiedene Güter . . | 17,7 | 585 | 49,7 | 385 | 499| 201 | Ma 
Zusammen. . | 100 100 100 100 100 100 100 
1927—28 
Kohle und Koks . . . 45,8 5,0 13,7 Du 6,5 39,0 | 251 
Andere Mineralien. . . | 162 | 2917) 105 23,2 | 184 1 17,9 
Getreide und Mehl . , gail 106| 385) 170 | Sai 13,0| 255 
Heu und Stroh . . . . 19 3,6 H 5,2 2,8 DÉI 2,5 
Wollen н, ot det Jett? 14 ПП ол 0,5 1л 
Lebende Tiere . . . . 5,4 ER 10,1 4,9 2,8 3,0 6,3 
Verschiedene Güter . . | 217 | 49,0 | 258 | 395| 420| 357| 322 
Zusammen . . | 100 100 100 100 100 100 100 


1 Sind bei Kohle und Koks nachgewiesen, 
2 Sind in den „verschiedene Gütern“ mitenthalten. 
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Die Zusammenstellung 7 enthält Angaben über den Personenverkehr 
der Bundesbahnen. 


Zusammenstellung 7. 


Personenverkehr der Bundesbahnen. 


Es entfallen im Durchschnitt 
бе. Ge- | Durch- 
Länge fahreno | fahrene | schnitel, ` 836 1 km Streckenlänge 
der Leien Per- | Per- | Reiso- wu 
Bahnen sonen- | sonen- | länge | Рег. | „onen. Personen 
km | zug- je Рега, | sonen- | "re | аш 
та 1000 km km | am Тар | 1 Zug 
1936—37 
Transaustr. В. 1692 | 25486 | 36 900 490 000 1448 | 21787 0,79 75 
Zentralbahn 1240 | 34960 | 3755 | 40400] 107 | 3025 | 0,00 9з 
Bundesgebiet в | 45052 | 357 | 11730 8 |45034 | 4,02 31 
Nordbahn 511 | 3287| 621|11220| 108 | 1025| oa | 47 
Alle Bahnen | 3451 [108785 | 41533 |553350| 382 | 12030 | Ош 15 
| | 

1927—28 | | 
Transaustr. В. | 1692 | 36212 | 52 500 1558000) 1450 | 31.000 0,0 9 
Zentralbahn 769 | 60410 | 5560 50750 92 | 7230 | 0,20 110 
Bundesgebiet 8 | 53255| 413 | 17730 8 | 51.600 23 
Nordbahn 322| 5899 | 1182| 2665| 200| 3670 49 
Alle Bahnen | 2791 [155776 | 59655 624145 | 383 | 21380 | 0,0 | 96 


Man ersieht aus den Zusammenstellungen, daß der Verkehr auf den 
australischen Bahnen im allgemeinen ziemlich bescheiden ist. Auffallend 
und unwahrscheinlich gering ist der Güterverkehr der Bundesbahnen. 
Aus den Berichten geht nicht hervor, ob die angeführten Zahlen den 
Dienstverkehr einschließen, man kann aber vermuten, daß es so ist, weil 
für die Transaustralische Bahn die durchschnittliche Versandweite nur 
mit 518 km angegeben ist, die Bahn aber fast gar keine Bahnhöfe besitzt. 


In dem letzten Berichtsjahr (1936—37) war der Güterverkehr im 
Durchschnitt täglich auf der Transaustralischen Bahn 36,7 t, auf der 
Zentralbahn 55,8 und auf дег Nordbahn 5,0 t, also so gering, daß er die 
Erbauung auch nur einer Strecke nicht hätte rechtfertigen können, 


Wie man aus der Zusammenstellung 7 ersieht, ist der Personen- 
verkehr auf den Bundesbahnen ein wenig bedeutender, aber doch noch 
sehr schwach und einer der geringsten in der ganzen Welt. 
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Die Zusammenstellung 8 enthält Angaben über den Personenverkehr 
auf den Bahnen der einzelnen Bundesstaaten. 


Zusammenstellung 8. 


Personenverkehr auf den Bahnen der einzelnen Bundesstaaten. 


| Reisende | ањ. рае Ев kommen im Durch- 
schnitt 


| Gefah. 
Länge | [Davon | zone | DT | sohn. 


= бе. (езшен iso- 

Ce aut den |Регвопеп.| sonen. | 0180 | _ = ~ 

Bah- | samt- Ki km zug- | länge | Por. | Per- | Per- 
sonen- 


nen | zahl | roter km је Pers. sonen. | sonen 
Btlidte | zug-km| auf 
| (1000) | (in 9) | (1000) |(1000)| km | km (täglich 1 Zug 


1936—37 | | 

Neusüdwales . . | 9860 177837) 94,0 (3140000 28700) 17,8 |318881| Zus | 109 
Victoria . . . . | 7596 141343) 96,0 1985000 19 100) 14,0 |261303 6,00 104 
Queensland. . . |10563) 25444 804| 1 8700) — ET pag 


Süd-Australien , | 4068) 17 117 93,4 | 330000 5640| 18,6 | 81179) Aen 59 


West-Australien | 7 020) 12710) 89,1 E Er TE 

Tasmanien. . . | 1046| 2332| — | 55800) 1527| 23,0 | 53931 40 | 37 

Zusammen und | | | 

im Durchschnitt |4013 377 443| 94,4 67.527 Am | 
1927—28 | 

Neusüdwales . , 9440) 148 047) 92,5 12915 000| 25 SO 19,7 |308 000) 7,50 | 113 

Victoria . . . . | 7570104575 95,0 12280000 19200 13,5 |301 000 6,09 | 119 

Queensland. . , |10200 24800 81,2 ı 6850) — | — | 183 — 

Süd-Australien . 4068 19 539) 91,6 | 380000 5980| 19,6 93400 2,55 64 

West-Australien | 6400 16033) 80, DR _ 

Tasmanien, . . | 1058| 2322| — | 61500) 990| 26,5 12 

Zusammen und | | | 

im Durchschnitt 19799 29821 9м | — |6225 — | — | 40 | — 


Der Güterverkehr auf den Bahnen der einzelnen Bundesstaaten ist, 
wie man aus der Zusammenstellung 5 ersieht, außerordentlich ver- 
schieden stark. Den stärksten Verkehr hat der wichtigste australische 
Staat Neusüdwales, den geringsten Tasmanien. Der durchschnittliche 
Verkehr für alle Bahnen zusammen entspricht ungefähr dem der 
griechischen und der türkischen Eisenbahnen?, 


1 Angaben über die Personen-km für diese Bahnen sind nicht veröffentlicht, 
wie auch bei vielen anderen Eisenbahnen in britischen Überseegebieten. 

2 Im Jahre 1938 kamen auf 1 km der Bahnstrecken in Griechenland 176 875 
und in der Türkei 172 260 tkm. 
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Mehr als ein Drittel der Gesamtmenge der Güter entfallen auf 
Kohle und andere Mineralien und weniger als ein Drittel auf die Erzeug- 
nisse des Ackerbaues und der Viehzucht. Die Wolle, der größte Reich- 
tum des Landes, stellt mengenmäßig nur 1,2% des gesamten Verkehrs 
von Australien dar. 

Der Personenverkehr auf den Bahnen der einzelnen Staaten zeigt 
insofern eine Besonderheit, als die durchschnittliche Reiselänge beson- 
ders kurz ist, Im Staate Victoria war sie im allgemeinen nur ca. 14 km, 
die Reiselängen in Neusüdwales und Südaustralien sind nur wenig länger. 
Solche kurze durchschnittliche Reiselänge hat keine einzige Eisenbahn 
der Welt), 

Die Ursache dieser und mancher anderer Sonderheiten liegt darin, 
daß die Bevölkerung weitestgehend in den großen Hauptstädten der ein- 
zelnen Bundesstaaten zusammengeballt ist. So verkehren in Neusüdwales, 
Vietoria und Südaustralien, wo mehr als die Hälfte der Gesamtbevölke- 
rung dieser Staaten in den Städten Sydney, Melbourne und Adelaide 
zusammengedrängt ist, 95,4 % aller Reisenden in den Vorortzügen dieser 
Städte. Aus der Zusammenstellung 8 ersieht man auch, daß die Zahl der 
Personenzüge in diesen Staaten viel größer ist als in Queensland und 
Westaustralien, wo die Hauptstädte viel kleiner sind, ganz abgesehen 
von Tasmanien, dessen Hauptstadt Hobart nur 60 000 Einwohner hat?, 


6. Bestand und Ausnutzung des rollenden Materials. 


Der Lokomotivbestand der australischen Eisenbahnen ist im allge- 
meinen sehr hoch. Jedoch ist die Ausnutzung der Lokomotiven mit der 
bei den Eisenbahnen anderer Länder nicht zu vergleichen. Besonders 
groß ist der Lokomotivbestand der Transaustralischen Eisenbahn. 

Nur bei den Eisenbahnen von Neusüdwales und Victoria kann man 
die auf eine Lokomotive entfallenden Zugkilometer mit denen euro- 
päischer Bahnen vergleichen, wenn es sich nur um Dampflokomotiven 
handelt. Aber ein großer Teil der Personenzüge auf diesen Bahnen, 
besonders in Neusüdwales (Sydneyischer Vorortverkehr), wird elektrisch 


1 Die kürzeste Reiselänge auf den europäischen Bahnen bestand im Jahre 
1938 auf der luxemburgischen Bahn Prinz Heinrich — 17,2 km, Aber Luxemburg 
ist ein kleines Land, das eine Fläche von 2586 qkm hat. Der Staat Victoria ist 
dagegen 228 000 qkm groß. 

2 Um eine genauere Vorstellung über den Anteil des Vorortverkehrs in 
Europa zu geben, kann man anführen, daß auf der französischen Westbahn, die 
ca. zwei Drittel des Pariser Vorortverkehrs bedient, die Zahl der Vorortfahrgäste 
in den Jahren 1935 und 1936 72% der Gesamtzahl der Reisenden betrug. 
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Zusammenstellung 9. 
Bestand und Ausnutzung der Lokomotiven aller Art. 


Linge | Bestand |Gefahrene| Es kommen auf 
Eisen. | „ der Züge 1 Lokomotive 
am. | Lokomo- | 1000. IT, 
kı tiven Zug-km | Вітоскеп- | Zug- 
ш Ka Kai 


1936—37 | 
Transaustralische Ваһп.....} 1692 | 8 676| 24,0 9440 
Zentralbahn. ......... 1240 24 46| 51,7 17 350 
Nordbahn a ы д su 13 163| 39,5 11760 
Neusüdwale ........, 9860 1346 44 930 КА] 33 350 
Eege Si deer 7506 | 588) 27650 | 129 | 48750 
Queensland . 2... 0: 10 503 753 | 20500 | 140 27 250 
804-Ашвшеп......... 4.008 327| 9020| 19,5 | 27600 
West-Australien . . 2.22 : 7.020 417| 9785| 168 | 28450 
тА e me 1046 93| 2997| 1,2 | 32230 


Zusammen und im Durchschnitt| 43 596 | 


116 127 


1927—28 
Transaustralische Bahn. , . . - 
Zentralbahn ......... 
Nordbahn s sce een 
Neusüdwales: ......... 
Viotoria, ana ж а anne 
Queensland s v2... a r* 
Süd-Australien. .. 0.0... 
West-Australin .. . a 
Tasmanien: p «а. tes rue. 


Zusammen und im Durchschnitt 114 103 29 050 


befördert und darum sind die aus vorstehender Zusammenstellung 9 
ersichtlichen Zahlen noch als recht bescheiden anzusehent, 

Man ersieht aus der Zusammenstellung, daß Personen- und Güter- 
wagen auf den Eisenbahnen von Neusüdwales und Victoria genügend 
ausgenutzt werden. Das ist nicht der Fall bei den Bahnen der anderen 
Staaten, wo der Bestand des rollenden Materials auf den Verkehr be- 
zogen, viel zu hoch ist“, Besonders auffallend ist die gute Ausnutzung 


2 Auf den schweizerischen Bundesbahnen leistete eine elektrische Lokomo- 
tive im Durchschnitt im Jahre 1938 82715, im Jahre 1987 81548 und im 
Jahre 1986 75945 km. 

% Eine vorzügliche Ausnutzung des rollenden Materials findet man auf 
den japanischen Bahnen. Im Berichtsjahr 1929—80 wurden im Durchschnitt mit 
einem Personenwagen 1 859 000 Personenkm und mit einem Güterwagen 188 600 tkm 
gefahren. Die Personenwagen hatten im Durchschnitt je 57,5 Sitzplätze und die 
Güterwagen ein Ladegewicht von 14,1 t. 
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Zusammenstellung 10. 
Bestand und Ausnutzung der Personen- und Güterwagen, 


Länge Personenwagen Güterwagen 
SE rien | Wa. [Pay | Getah. | Wa- баз 
Porsonen- | go 3 mno |gen | au 
e e Тш жн, | ZABA re 1Wagen 
1000 1 km | Im Jahr 1000 |1 km [im Jahr 
1936—37 | | | | | 
Tomate, Bahn | 1602) 55) 30000 0,038 | 071.000) 757 22.000 0,417 20000 
Zentralbahn . „| 1940) 20) 3755 0,016) 187700, 313) 24020 0,252 | 80000 
Nordbahn . . .| 511) 14 5210,00) 37250) 314 1014 005) 3230 
Neusüdwal 9 860) 2 7253 140 000 0,270 ji 152 000| 23 2952 805 000 2,36 |120 600 
Victoria . . . „| 7 596| 2 747/1 985 000) 0,320 | 802 000| 21 0211 372 000| 2,80 | 64 600 
Queensland. . . [1050801307 1 Мыз — 187441 088 000 ler | 58100 
Süd-Australien , | 4068| 008) 330000 0,40, 544000) 8430) 513000 Aur | 00.800 
West-Australien | 7 020) 485) 1 (üm — 111.070) 267000 1,58 | 24100 
Tasmanien . . . | 1046| 226| 55800 0,210, 247000) 2046 67400 1,06 | 33000 
Zusammen und | 
im Durchschnitt |43 596/8004) — (Oss| — |85996/6336 434| 1,9: | 14100 
1927—28 | | 
Transaustr, Dahn! 1 692) 49) 52 500 0,020 1068 mm 734) 16 900) 0,848 | 23030 
Zentralbahn . .| 769 17) 556010,0: | 327000) 307 38950 0,100 126800 
Nordbahn . . .| 322) 12) 1182 0,087) 98600) 312 6740 0,07 | 21600 
Neusüdwales . . | 9 440| 2 480/2 915 000| 0,255 |1 175.000 23 806 2 535 000 2,52 | 106 300 
Victoria - . „| 7.570) 2735/2 280 0000,31 | 838.000 202211210000) 2,02 | 60.000 
Queensland. . „1020011274 © Joan) — |18971 1 Dal — 
Süd-Australien .| 4068) 715) 380000 0,174 | 532000 9327 648.000 2,90 | 58700 
Wost-Australien | 6400| 481| 1 |0075] — |10840) 586.000 Jm | 54.000 
Tasmanien. . „| 1058| 240) 61 500 256 200| 1883| 55000 1,18 | 29700 
Zusammen und ESCH 
im Durchschnitt | 41 519) 8 003, [0.195 |86 407 2,06 


der Personenwagen auf der Transaustralischen Bahn: 1 068 000 Per- 
sonenzugkm je Wagen im Jahr 1927/28. Sie hängt zusammen mit der 
außergewöhnlich hohen durchschnittlichen Reiselänge bei dieser Bahn, 
die mit etwa 1450 km 85 % der Streckenlänge erreicht; eine solche Reise- 
länge ist sicher ein Ausnahmefall im Eisenbahnwesen. 


7. Brennstoffverbrauch. 

Über den Brennstoffverbrauch enthalten die benutzten Unterlagen 
leider keine Angaben der geleisteten Bruttotkm und auch nicht der ein- 
schließlich im Verschiebedienst gefahrenen Lokkm, infolgedessen müssen 
die gefahrenen Zugkm zugrunde gelegt und verwertet werden. Da auch 


а Die Berichte enthalten keine Angaben. 
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Angaben für den Stromverbrauch der elektrischen Lokomotiven und für 
die von ihnen gefahrenen Zugkm fehlen, lassen sich die errechneten 
Zahlen mit denen der Eisenbahnen anderer Länder nicht ohne weiteres 


vergleichen. 


1936—37 

Gefahrene Zugkm 
(1000) 

Verbrauch 


Durchschnittspreie: 
Kohle, . 1 t RM 
öl . 11 Rpf 
Geldausgabe im 
ganzen für Be- 
feuerung 
je Zugkm RM 


1927—28 

Gefahrene Zugkm 
(1000) 

Vorbrauch 


GË Zë К 
Vorbrauch 
je Zugkm: 
‚Kohle b 
О АИЛ 
Durchschnittpreis: 
Kohle . jet BM 
Öl... .jelRpf 
Geldausgabe im 
‚ganzen für Be- 
feuerung 
je Zugkm RM 


Zusammenstellung 11, 


Dm 


1524 


31 500 
458 


20,7 
0,0 


149,50 
53,0 


Lan 


Brennstoffverbrauch 
Süd- 
Кош ewe! 999008 austra. 
| lien 
44 930| 27 050) 20500 9020 
| 
1.435 000| 536 000 427 000| 182 300 
5025| 7309| 761| 5180 
| 
32,0 19,80 | 20,8 20,2 
0,12 0,26 0,04 | 0,57 
506 | 8o | sø |11 
1з | 1з | 108 | 10,0 
| 
| 
0,20 0,18 un | 0,29. 
| 
43260) 28 500| 18730) 10445 
1785 000 705 000 471.000) 248 000 
4250 4810) mu — 
401 | 24,8 | 25,2 | 23,8 
0ло | O|, 0%| — 
29,00 33,70 | 23,20 | 51,50 
20 | 233 | 39,0 | — 
| 
| 
1a | 08) 00| Lo 


West- 
austra- 
lien 


9785 


332 000 


1552| 


33,9 
0,16 


7,19 
7,8 


0,27 


9345 


319 500 
1 300, 


35,2 
mu 


23,50 
32,0 


Tas- 
manien 


2997 


2200) 


50 000 
272| 


21,8 


0,12 


33,10 
37,0 


Alle 
Bahnen 
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2998 000 
21413 


25,5 
0,18 


6,07 
10,4 


бл» 


114 103 
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Der Brennstoffverbrauch ist im allgemeinen auf den australischen 
Bahnen, besonders jedoch in Neusüdwales und in Westaustralien sehr 
hoch. Warum dies in Westaustralien, einem ganz flachen Lande, der Fall 
ist, ist nicht erklärlich. 


Zusammenstellung 12, 


Personalbestand und Gehälter. 


Go. | Vor- Durch] Zahl dor Beamten auf 
Länge | fahrono | шк. Person): Jahres- 1% 1 Mio 
Zugkm | heiten: | bestand ГОН р Ge 
km | 1000 | 1000 | RM | | | einh, 
| | j T 
1936—37 | | 
Transaustr. Bahn . | 1692| 676) 50500 1196 — | 007) 107 | 180 
Zentralbahn `... | 1240 416) 28675 405) — | 0,5 | 0,07 
Nordbahn ....| a 153| 15835) 115) — | 0,8 | 0,26 
Neusüdwales . . . | 9860) 449305945000 40331 2340 4,00 | 0,88 
Viotorim. e 7500) 27 050)3 357 000] 23103 2250) 3,05 | 0,54 
Queensland . . . . |10503) 20500) — 17486) 2280| 1,0 | 0,8 | — 
Süd-Australien. . . | 4068| 9020) 843000 8008 2270 1,98 0, | 9,8 
West-Australion . . | 7020) 97850 — 8598 2435| Lal 0,87 | — 
Tasmanien . . . . | 1046| 2997| 123200) 2023| 1937| Lo | 0,68 | 16,10 
Zus. und im Durch- | | 
schnitt, 2... : 43596| 110127) — | 101075) — | 2з) O7 | — 
1927—28 
Transaustr, Bahn . | 1692 779) 68770 889) — | Oe| Lan | 19,8 
Zentralbahn .. . | om 576) 44460 sl | оз] 1,00 | 13,6 
Nordbahn `... | 322 160) 7900 344) — | 107| Su 43,6 
Neusüdwalen . . . 9400) 439005105000) 44973 5005) 4,15 | Lo | 8,05 
Victoria. . . . . . | 7060 285003412000) 98698 5500 3,0 | Im | Ban 
Queensland , . . . |10220) 18730) — 18417) 5275) 1,80 | 0,8 | — 
Süd-Australien. . . | 4060 1044510370001 9252) 5695| 2,27 | 0,80 | Su 
West-Australien . . | 6550| 9345) — 9312] 5400 19| 101 | — 
Tasmanien . . . . | 1060) 2299 1170001 1581| 4465 1,40 | 0,0 | 13,50 
Zus, und im Durch- Мр e TUR Aura al a LTR 
schnitt... . . . |41603) 114103 — | 114020) — | 2з| 100 | — 


1 Unter dem Ausdruck „Verkehrseinheit“ versteht man die Summe der ge- 
leisteten tkm und Personenkm, die einen guten Überblick über die Personalwirt- 
schaft und — in gewissem Grade — Vergleichsmöglichkeit bietet, In den Be- 
richten der belgischen Bahnen werden verschiedene statistische Angaben auf 
die „Verkehrseinheit“ (unité de transport) bezogen. Betriebsmäßig sind diese 
Angaben richtig, weil im allgemeinen die Zahl der Bruttotkm einschließlich des 
Gewichts der Lokomotiven auf 1 tkm und auf 1 Personenkm ungefähr gleich ist. 
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8. Personalbestand. 


Die Zusammenstellung 12 enthält Angaben über den Personal- 
bestand und die Gehälter. 


Außer bei den Bundesbahnen, deren Verkehr anormal gering ist, ist 
der Personalbestand der australischen Bahnen, bezogen auf 1000 Zugkm, 
nicht groß und entspricht etwa dem der meisten europäischen Bahnen. 


Das durchschnittliche Gehalt der Beamten in RM (nach dem da- 
maligen Kurs umgerechnet) war vor der Weltkrise sehr hoch. Mit der 
Pfundabwertung ist es ungefähr normal geworden. 


9. Personenunfälle. 


Year Book’s enthalten nur Angaben über die getöteten und ver- 
letzten Personen, aber nicht über die Betriebsunfälle. Danach sind 
1936/37 insgesamt auf den australischen Bahnen durch Unfall 171 Per- 
sonen getötet und 1717 verletzt worden. Auf 100 km entfallen sonach 
0,39 Tote und 3,94 Verletzte oder 1,47 Tote und 14,37 Verletzte auf 1 Mio 
Zugkm, ein im Vergleich zu europäischen Bahnen sehr ungünstiges Ver- 
hältnis!. Die Zahl der Verunglückten liegt zwar etwa auf der gleichen 
Höhe wie bei den Kolonialbahnen. Aber bei diesen hat man es mit einer 
wenig entwickelten Bevölkerung zu tun, während in Australien praktisch 
nur Weiße wohnen, denn die eingeborene Bevölkerung ist verschwindend 
gering und hat auch kaum Verbindung mit der weißen Bevölkerung. 


10. Finanzergebnisse der Bundesbahnen. 


Die Finanzergebnisse der Bundesbahnen sind weiter gesondert von 
denen der anderen Bahnen zusammengestellt, weil sie sich in finanzieller 
Hinsicht wegen der Art ihres Verkehrs in einer besonderen Lage be- 
finden. 


Die Zusammenstellung 13 enthält Angaben für die letzten Berichts- 
jahre über Betriebseinnahmen und -ausgaben. 


Zu den in der Zusammenstellung nachgewiesenen Betriebsausgaben 
treten noch die beträchtlichen Ausgaben für den Zinsen- und Tilgungs- 
dienst der Eisenbahnschulden, so daß die Bundesbahnen den Bundes- 
haushalt mit hohen Fehlbeträgen belasten. 


1 Im Jahre 1938 entfielen auf 1 Mio Zugkm auf den Schweizerischen 
Bundesbahnen 0,43 getötete und 3,99 verletzte, und auf den französischen Eisen- 
bahnen 1,19 getötete und 1,27 verletzte Personen. 


764 Die australischen Eisenbahnen. 


Zusammenstellung 13. 


Betriebs-Einnahmen und Ausgaben der Australischen Bundesbahnen. 


1927—28 | 1934—35 | 1035—36 | 1936—37 | 1937—38 

Kur des A £in RM . . , 20,40 9,80 | 980 Han 9,80 
Transaustralische- | 

Bahn, Länge, , , km 1 692 1692| 1602| 1002| (mm 

Gesamtgeldaufwand . £ | 7682126 | 8045841 | 8251 150 | 8426461 — 

Kilometerpreis? . . . £ 4 530 4780| 4880| 4980 - 
Einnahmen im ganzen . £ | 333000| 215012| 248939| 270161| 267754 
Durchschnittseinnahme | 

auf 1 Person.-Meile Pence Lu Im | 106 1,05 = 

auf Personenkm . . Rpt 5ю | Фе | 2% 2,07 e 

auf 1 t-Meile . . Pence 1м | 1в | џи | 1,27 _ 

auf l tkm. .. Rpf 7,08 зв | 8,00 3,18 = 
Allgem. Betriebsausgaben £ | 287942 | 201358 (108202 | 227515 | 299111 
Auswechsl. d. Schwellen? £ — | 154.430 | 49995 65000 | 82 203 
Betriebsausgaben | | 

im ganzen ..... £ | 287942 | 305788 | 248257 | 292515 | 381404 
Betriebszahl `... % | 865 165,5 99,7 | 108,0 142,5 
Zentralbahn, Länge km 709 1240 1210 | 120 1240 

Gesamtgeldaufwand . £ | 2908644 | 4782 077 | 4787882 | 4789 842) — 

Kilometerpreis! . . . £ 3 880 3855 3860 3860| — 
Einnahmen im ganzen ‚ £ | 191115) 80985! 0803 | 122008 | 124417 
Durchschnittseinnahme | | 

auf 1 Person.-Meile Pence 1,40 1,25 16 | 1з | — 

auf 1 Personenkm . Rpf 7,95 3,18 3,20 3,12 _ 

auf 1 t-Meile . . Pence 1,55 1,04 15 | 1,67 — 

auf lem... . But 8,04 4,85 4,97 dp | - 
Betriebsausgaben . . . £ | 170285 | 134050 | 138234 | 132850 | 161251 
Botriebszahl ..... % | 80,5 | 168,7 140,1 108,2 | 129,7 


1 Der Kilometerpreis ist hier nicht für jedes Jahr in RM umgerechnet. Die 
Bauarbeiten wurden in vollwertigem australischen Pfund bezahlt und mit seiner 
Abwertung ist diese Ausgabe nicht geringer geworden. Werden die Kilometer- 
preise für die einzelnen Bahnen des Jahres 1927—28 in RM berechnet, so erhält 
man für die Transaustralische Bahn 92400, für die Zentralbahn 79200 und für 
die Nordbahn 111 600 RM. 

2 Nicht zu verstehen ist, warum diese Ausgaben teilweise in den Year 
Books im Kapitel über den Bundeshaushalt besonders angegeben sind. Im Kapitel 
über das Verkehrswesen sind diese Ausgaben gar nicht angegeben, und die Be- 
triebszahl ist ab 1933/34 ohne diese errechnet, was ein falsches Bild über die 
Finanzergebnisse der Transaustralischen Bahn gibt. Die Schwellenauswechslung 
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Zu Zusammenstellung 13. 


SCH di T 
1927—28 | 1934—85 | 1935—36 1936—37 | 1937—38 


| 


Nordbahn, Länge . km 322 511 51 511 51 
Gesamtgeldaufwand . . £ | 1760756 | 2759 772 | 2775281 | 2779 770 — 
Kilometerpreis . . . . £ 5475 5400 5430 5440 — 
Einnahme im ganzen . . £ 69 054 38 352 | 30 056 36 440 37 768 


Durchschnittseinnahme 


auf 1 Person, Melle Pence 1,92 1,98 1,86 1,82 " 

auf 1 Personenkm . Rpf 10,00 5,02 | 4,7% 4,02 

außlt-Meile . - Penco | äu | Aen | Фп Aa 

auf l tkm. . .. - Rpf 10,07 | “18,08 | (ag 11,82 — 
Betriebsausgaben . . 8 67 991 42 зм | 40 908 39 518 40 281 
ИСА 98,4 110,8 | 138,3 108,4 106,8 


Natürlich muß ein Staat zuweilen Eisenbahnen bauen, die sicher 
jahrelang mit Fehlbeträgen zu arbeiten haben. Solche Bahnen werden 
meistens aus politischen oder strategischen Gründen gebaut, sie ent- 
wickeln aber auch das Land, was z. В. für viele russische Bahnen zutrifft. 
In Australien aber arbeiten die Bundesbahnen trotz ihres langen Be- 
stehens immer noch mit reinen Betriebsfehlbeträgen; die Lage hat sich 
während dieser Zeitspanne nicht verbessert und auch der Verkehr sich 
nicht entwickelt, er ist eher zurückgegangen. Die durchschnittliche Ein- 
nahme auf 1 tkm des Güterverkehrs ist verhältnismäßig hoch, wenn man 
berücksichtigt, daß diese Bahnen im wesentlichen nur auf die Beförde- 
rung von Rohstoffen angewiesen sind. Wenn der Verkehr auf diesen 
sich aber nicht entwickelt hat, so ist dies ein Beweis, daß die allgemeine 
Wirtschaftspolitik fehlerhaft ist, die Errichtung der Eisenbahn verfehlt 
war und das Staatsgeld unnötig ausgegeben wurde. 


11. Finanzergebnisse der Staatsbahnen. 


Die Finanzergebnisse der Eisenbahnen der einzelnen Staaten, die 
den wichtigsten Teil des australischen Schienennetzes bilden, sind 
wesentlich günstiger, wie aus den Übersichten über die Betriebsein- 
nahmen und Betriebsausgaben (Zusammenstellungen 14 und 15) hervor- 
geht, 


ist ja zweifellos eine Betriebsausgabe des Bahnunterhaltungsdienstes der Eisen- 
bahnen, 

Es bestehen auch andere geringfügige Unterschiede zwischen den Zahlen- 
angaben der erwähnten Kapitel der Year Books. Hier sind die Angaben des 
Kapitels des Bundeshaushaltes zugrunde gelegt. 
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Zusammenstellung 14. 


Betriebseinnahmen. 
mal... Та] Sid. | Wost- | | 
Мешка. tor, Queens- Tas- | Alle 
[Victoria Austra- | Austra- | луу 


wales | land 


| lien | lien | | 


1936—37 
Einnahmen in 1000 £: 
Personenverkehr . . . 6395 4232| 1934| an Ka 141) 14 181 
Güter- und Tierverkehr 9661| 5020) 4903 2000 2541 324 24557 
Verschiedene . . . . « 2 561) 875, 255, 172, 119) ч 4 056 


18617| 10136) 7092) 3008 3402) 410 42794 


183 000) 99400) 69 500) 29420 34.000) 4700) 42020 


Gesamteinnahmen 1000 £ 
Gesamteinnahm. 1000 RM! 


Durchschnittliche | 
Einnahmen | 
auflkm ..... RM | 18500) 18080 6580 7210 4815 4400, 9630 
auf 1 Personenzugkm RM 1,92 1,95 1,60 | Lan ГЕП Dog 1 La 
auf1Personenkm . Rpf | 15 | 1зт | | 1% | | диа | — 


auf 1 Güterzugkm . RM | Su 5,06 | 3,95 5,95 Aus | Zug 4,48 
| 


ашат: > eu Rpf | äm | 3,60 | Aug | 400 | 4и | Aa | 3л 
1927—28 | 
Einnahmen in 1000 £: | 
Personenverkehr . — 7852 6015 2410) 1120 1029 200 18 026 


10229 5704) 4825) 2617| 2020 335) 20390 
949) 1042) 146 205 210, 19 251 


Güter- und Tierverkehr 
Verschiedene ...... 


Gesamteinnahmen „ 1000£ 19.030) 12821 7381 3042 3850 504) 47 587 
Gesamteinnahmen 1000RM | 387 500) 261 500) 150 600, 80400 78 800) 11 300 970 100 


Durchschnittliche | 
Einnahmen | 
auflkm ..... RM | 41500 34470) 14770 19750 12300 106070) 25000 
auf 1 Personenzugkm RM 7,00 6,30 7,18 3,83 6,30 4,12 б 
auf 1 Personenkm . Rpf 6,81 5,58 — 6,02 — 6,64 — 
aufl Güterzugkm . RM | 11,04 | 12,64 Bag | 11,95 8,02 | 5,22 | 10,05 
aufltkm, . , . . Rpf | 8,22 9,72 — 8,23 9,12. | 12,21 Ka 


1 Der Kurs des Australischen Pfundes ist hier zu 9,80 RM angenommen, 
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Zusammenstellung 15. 
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Betriebsausgaben, 
er 
Süd- 
[Меша tege) QUNI urn. | 
wales land | | 


lien | 


1930—37 


Unterhaltung der Gleise u. | 
Gebäude ; . . .1000 £ | 2320) 1627| 1451| «m| og 130 
Unterhaltung des Roll- | 
materials . . . „1000 £ 4 982 2492| 2295| 1205| 1181 246| 
Verkehr und Beförderung 
1000 £ 3006 1 874| 1 393, 576 693| 128, 


Andere Ausgaben .1000 £ | 2048 325| 304| 136) us 
Gesamtausgabe . .1000 £ | 12356| 7258| 5464| 2556 2620| 619 
Gesamtausgabe „1000 RM |121070) 71150) 53 555 91950 25083 6065 
ао е ИЕ Y RM 12110 9350) 5065 6 135 3760 5800 
аш Zugkm ...ЕМ | än | 257 | 2e | 27 | 20 | 208 
1927—28 
Unterhaltung der Gleise u. | | 
Gebäude . . . .1000 £ | 2597 2109 1589) 584 732 141 
Unterhaltung des Roll- | | 
materials . . . .1000 £ | 7159 3660 2658 2002 1307 234 
Verkehr und Beförderung 
1000 £ 3877 2674| 1 HU) 823 774 125 
Andere Ausgaben .1000 £| 1124 1370) 150) 251 o9) 74 
Gesamtausgabe . „1000 £ | 14757) 9813| 6107 3 000) 2912| 574 
iesamtausgabe 1000 RM [301 000 200000 124 600 74700 50400) 11 720, 
nf) en RM | 31850) 26400) 12220) 18350 9300 11070 
auf 1 Zugkm RM 


6,06 7,02 6,65 7,15 | DEI 5,10 | 


Alle 
Bahnen 


6.609 
12401 


7670 
4193 
30 873 
302 473 
6 935 
2,00 


7752 
17 020 


9083 
3.008 
37 823 
771420 
18 560 
6,76 


Für 1936/37 errechnet sich die Betriebszahl für die Staatsbahnen 
insgesamt auf 72,1 und für 1927/28 auf 79,0. Für die Staatsbahnen der 
einzelnen Bundesstaaten ergeben sich danach folgende Betriebszahlen: 


Neu. 
südwales 


Süd- 
Australien 


West- 
Australien 


Queens- 


абд 
Victoria SÉ 


| 
1936/37 . . | 
| 


1927/28 . . 


77,2 
тта 721, | 82,8 


85,0 1бл | 190,8 
93,0 154 | 1035 


Tasmanien 
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In den letzten Jahren vor dem jetzigen Kriege erzielten alle Staats- 
bahnen mit Ausnahme derjenigen Tasmaniens Betriebsüberschüsse, die 
aber nicht hinreichten, um den Kapitaldienst zu decken. Hierfür brauch- 
ten fast alle Staatsbahnen Zuschüsse aus dem Staatshaushalt. Vor der 
Pfundabwertung beliefen sich die Zuschüsse für die Staatsbahnen auf 
rd. 100 Mio RM; in der letzten Zeit sind sie auf ein Viertel dieser Summe 
zurückgegangen, Vor der Pfundabwertung wurden auf 1 tkm etwa 
10,05 Rpf, für 1 Personenkm etwa 6 Rpf eingenommen; Fracht- und Fahr- 
geldsätze waren also sehr hoch. Nach der Pfundabwertung (1 А& = 
9,во RM) hat sich der Ertrag je tkm auf 3,75 Rpf und je Personenkm auf 
2 Rpf ermäßigt. 
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Kleine Mitteilungen. 


Der Verein für Eisenbahnkunde in Berlin hat am 11. Oktober 1942 
sein hundertjähriges Bestehen durch eine Festsitzung im 
Haus der Flieger gefeiert. An der Sitzung nahmen auch der Reichsver- 
kehrsminister, Dr.-Ing. e.h. Dorpmüller, der Staatssekretär des Reichs- 
verkehrsministeriums Ing. Ganzenmüller und zahlreiche Gäste teil. 
Der Reichsverkehrsminister hat an den Verein folgendes Schreiben ge- 
richtet: 


In einer Zeit, in der die Eisenbahnen ihre überragende Bedeu- 
tung für Leben und Freiheit des deutschen Volkes in eindringlichster 
Weise Tag für Tag unter Beweis stellen, kann der Verein für Eisen- 
bahnkunde in Berlin auf ein hundertjähriges Bestehen zurückblicken. 
Wenige Jahre nach dem Entstehen der ersten deutschen Eisenbahnen 
und noch mitten im ersten Eisenbahnfrühling gegründet, hat der 
Verein stets wertvolle Pionierarbeit für die Fortentwicklung des 
Eisenbahnwesens geleistet. Männer, deren Namen heute geradezu 
Symbole für die Weltgeltung deutscher Eisenbahntechnik sind, haben 
als Mitglieder des Vereins für Bisenbahnkunde grundlegende Erkennt- 
nisse ihrer Arbeit im Rahmen der Vereinsarbeit weiteren Kreisen ver- 
mittelt und so dazu beigetragen, die Vorherrschaft des Auslands auf 
diesem Gebiet schnell zu beseitigen, Und auch später, als die Ent- 
wicklung nach der ersten stürmischen Periode ruhigere Bahnen ein- 
schlug, verlor die Arbeit des Vereins für Eisenbahnkunde nicht an 
Bedeutung, galt es doch bei den unaufhörlich steigenden Anforderun- 
gen an die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen das fachliche Wissen 
der leitenden Eisenbahningenieure und Verwaltungsbeamten immer 
weiter zu vertiefen, die Erfahrungen auszutauschen und durch viel- 
seitige Beschäftigung mit allen Problemen des Eisenbahnwesens den 
Nachteilen der zunehmenden Spezialisierung nach engen Arbeits- 
gebieten vorzubeugen. So ist der Verein für Eisenbahnkunde in den 
100 Jahren seines Bestehens ein wichtiger Pfeiler für Fortschritt und 
Ansehen des deutschen Eisenbahnwesens gewesen. 

Möge seiner Arbeit auch in Zukunft der gleiche Erfolg beschie- 


den sein! gez. Dorpmüller. 


Die syrischen und palästinischen Eisenbahnen im Kriege. Schon im 
vorigen Weltkrieg fielen den Eisenbahnen in Syrien und Palästina wich- 
tige Transportaufgaben für die Fronten zu, die zunächst auf der Sinai- 
Halbinsel und später in Palästina entstanden. Die türkischen Truppen, 
die an diese Fronten sollten, kamen zum größten Teil aus Anatolien. 
Nachdem sie in Syrien eingetroffen waren, wurden sie von Aleppo bis 
Rayak mit der regelspurigen Eisenbahn befördert, die einer französischen 
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Privatgesellschaft mit Verwaltungssitz in Beirut gehörte. In Rayak 
mußten die Truppen auf die schmalspurige, ebenfalls der französischen 
Privatgesellschaft gehörige Bahn nach Damaskus umgeladen werden. In 
Damaskus begann die türkische Hedjasbahn, die die gleiche Spurweite 
wie die französische Bahn Rayak—Damaskus hatte. In Damaskus konn- 
ten die Wagen also ohne Umladung an die Front weitergehen. Bei Beginn 
des damaligen Krieges endete die Hedjasbahn bei Sile in der Mitte 
Palästinas. Im Laufe des Krieges wurde sie um 360 km in der Richtung 
auf den Suezkanal weiter gebaut, 

Obgleich die in Syrien und Palästina stehenden türkischen Truppen 
und deutschen Formationen nach heutigen Begriffen zahlenmäßig nur 
eine geringe Stärke hatten, und der Nachschub für die kämpfenden 
Truppen damals noch einfach war, haben die syrischen und palästini- 
schen Eisenbahnen den von der Heeresgruppe an sie gestellten Transport- 
anforderungen nicht genügen können. Die Gründe hierfür lagen darin, 
daß nicht genügend rollendes Material vorhanden war, daß die Strecken 
zu starke Steigungen hatten, daß die Kreuzungsgleise nicht genügend 
lang waren und daß die wenigen bei Kriegsbeginn vorhandenen Kohlen- 
bestände nur für wenige Monate ausreichten, so daß zur Heizung der 
Lokomotiven mit Holz übergegangen werden mußte, wodurch natur- 
gemäß die Zugkraft der Lokomotiven erheblich verringert wurde. Ferner 
hat die Umladung der Militärtransporte in Rayak von der normalspurigen 
auf die schmalspurige Strecke während der ganzen Dauer des Krieges 
zu Störungen und Transportverzögerungen geführt. Auf der regel- 
spurigen Strecke wurden größere Transporte angefahren als die schmal- 
spurige abnehmen konnte, Die Gleis-, Rampen- und Schuppenanlagen in 
Rayak reichten für den gesteigerten Verkehr nicht aus und mußten erst 
während des Krieges erweitert werden. Die Türkei hatte nicht damit 
gerechnet, daß die Eisenbahnen in Syrien und Palästina in einem Krieg 
Bedeutung haben würden und daher keine Vorbereitungen für die Be- 
wältigung größerer Militärtransporte getroffen. 

Im jetzigen Weltkrieg stehen nach vorliegenden Mitteilungen von 
Ägypten bis zum Irak 700 000 bis 800 000 Mann englischer Truppen, um 
die englische Machtstellung im vorderen Orient zu verteidigen und zu 
einer südöstlichen Ausgangsstellung gegen die Achsenmächte auszu- 
bauen, Das ist mehr als das Zehnfache der türkischen und deutschen 
Truppen, die im ersten Weltkrieg in dieser Stellung kämpften. Auch ist 
jetzt der Heeresnachschub bedeutend größer als damals. Die Transport- 
aufgaben, die den syrischen und palästinischen Eisenbahnen zufallen, 
müssen daher jetzt bedeutend größere sein, als sie im ersten Weltkrieg 
waren. Die Betriebslage ist aber aus verschiedenen Umständen gün- 
stiger, Kohlen, Schmieröle und andere für den Eisenbahnbetrieb not- 
‚wendige Stoffe können jetzt auf dem Seewege in genügender Menge 
zugeführt werden, was im ersten Weltkrieg nicht möglich war, Das 
Straßennetz ist in Syrien von der französischen und in Palästina von 
der englischen Mandatsverwaltung für den Autoverkehr vorzüglich aus- 
gebaut worden, so daß ein Teil der Militärtransporte auf die Kraftwagen 
abgewiesen werden kann. Immerhin aber bleiben den Eisenbahnen noch 
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große Transportaufgaben für das englische Militär und für die Versor- 
gung der Zivilbevölkerung mit Brotgetreide und anderen Lebensmitteln. 

In erster Linie ist für das englische Militär die Landverbin- 
dung zwischen Ägypten und Palästina wichtig, die im 
Ersten Weltkrieg von den Engländern von Kantara am Suezkanal bis 
Haifa gebaut und nach diesem Krieg für den öffentlichen Verkehr 
weiter betrieben worden ist, die sogenannte Sinaibahn. Diese regel- 
spurige, eingleisige Eisenbahn ist in jeder Hinsicht leistungsfähig. Sie 
ist mit genügend langen Kreuzungsgleisen ausgerüstet und hat günstige 
Steigungsverhältnisse. Die Wasserverhältnisse sind durch eine neben 
der Strecke führende, von Ägypten her durchgeführte Wasserleitung 
sichergestellt. Es ist genügend rollendes Material vorhanden, das jeder- 
zeit aus den Beständen der ägyptischen Eisenbahnen ergänzt werden 
kann. Über den Suezkanal wurde die Verbindung mit den ägyptischen 
Eisenbahnen bisher durch Fähren hergestellt. Im ersten Weltkrieg war 
hier eine Klappbrücke über den Kanal, die aber nach dem Krieg wieder 
entfernt wurde, weil sie die Schiffahrt behinderte. Es ist nicht bekannt, 
ob wieder eine Brückenverbindung zwischen den ägyptischen Eisenbahnen 
und der Sinaibahn hergestellt worden ist. In Palästina hat die Sinai- 
bahn je eine Abzweigung nach Jerusalem und nach Jaffa. Sie endet in 
Haifa, wo der Anschluß an die schmalspurige Hedjasbahn, die nach 
Damaskus in Syrien und Transjordanien führt, hergestellt wird. Eisen- 
bahntransporte zwischen Ägypten und Syrien, Innerpalästina und Trans- 
jordanien müssen also in Haifa umgeladen werden. Das ist ein erheb- 
licher Mangel des palästinischen Bahnsystems. Schon im Frieden ist 
daher der Bau einer regelspurigen Eisenbahn von Haifa über Beirut 
nach Tripolis in Syrien erwogen worden, um durch diese eine regel- 
spurige, direkte Eisenbahnverbindung zwischen Ägypten und Syrien und 
über Aleppo hinaus auf der vor wenigen Jahren vollendeten Eisenbahn- 
verbindung mit Mossul und Bagdad im Irak zu gewinnen. Dieser geplante 
Bahnbau kam aber im Frieden nicht zustande, weil die Kosten im Ver- 
hältnis zu den zu erwartenden Einnahmen des zivilen Verkehrs zu hoch 
erschienen. Zu Beginn des jetzigen Krieges haben aber die Engländer 
den Bau dieser Bahn von Haifa nach Tripolis in Syrien beschleunigt in 
Angriff genommen. Über die Inbetriebnahme der Strecke ist noch nichts 
bekannt geworden. Offenbar liegt den Engländern viel daran, Truppen- 
verschiebungen zwischen Ägypten und dem Irak auf dieser Verbindung 
schnellstens durchführen zu können. 

Die schmalspurige HedjasbahnstrecekeHaifa— Dera— 
Damaskus tritt hinsichtlich ihrer militärischen Bedeutung und ihrer 
Transportleistungsfähigkeit gegenüber der regelspurigen Strecke erheb- 
lich zurück. Sie hat im Jarmuktal große Steigungen zu überwinden. In 
normalen Zeiten dient sie hauptsächlich dem Verkehr der vielen jüdi- 
schen Siedlungen am See Tiberias und in der Jordanniederung. 

Die Strecke Dera— Amman—Mahan hat nur eine geringe 
kommerzielle Bedeutung, Wenn aber die Engländer eine Bahn von Ababa 
am Golf von Akba nach Mahan ausgebaut haben werden, wie sie es aus 
Anlaß der jetzigen Kriegslage vorhaben, dann wird es möglich werden, 
daß die aus dem Roten Meer kommenden, für Syrien und Palästina be- 
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stimmten Transporte den Suezkanal auf der Bahnverbindung Akaba— 
Mahan—Amman—Dera umgehen können. 

Die der französischen Eisenbahngesellschaft gehörige schmal- 
spurige Strecke von Beirut nach Rayak hat streckenweise Zahn- 
radbetrieb und Spitzkehren, wodurch ihre Transportleistung natürlich 
sehr verringert wird. Sie hat ihre besondere Bedeutung dadurch, daß 
sie Damaskus, die Hauptstadt Syriens, mit dem Seehafen Beirut ver- 
bindet. Der Libanon und vor allem die große Stadt Beirut ist hinsichtlich 
der Versorgung mit Brotgetreide auf eine erhebliche Zufuhr aus den 
Getreideüberschußgebieten von Aleppo, Homs und Hama angewiesen. 
Diese Transporte haben immer einen wichtigen Teil der Frachten aus- 
gemacht, die mit der regelspurigen Bahn von Aleppo nach Rayak ange- 
bracht und mit der schmalspurigen Bahn Rayak—Beirut weiter befördert 
wurden. Auch jetzt noch muß die Getreideversorgung des Libanon und 
von Beirut auf diesem Wege erfolgen. 

Als nach dem ersten Weltkrieg die gesamten arabischen Sprach- 
gebiete von der Türkei abgetrennt wurden, und Palästina, Transjordanien 
und Irak unter englische Mandatsverwaltung kamen, war die ganze 
Landbrücke zwischen dem Mittelmeer und dem Ira- 
nischen Golf und dadurch bis Indien unter englischen Einfluß ge- 
kommen. Das war eine so günstige Lage, wie sie England immer erstrebt 
hatte. Es konnte sich auf dieser Landbrücke einen eigenen Land- 
weg nach Indien ausbauen. Es entstand daher schon bald der 
Plan, eine Bahn von Haifa nach Bagdad zu bauen. Die Vorarbeiten für 
diesen großen Bahnbau wurden in Angriff genommen und unter Auf- 
wendung bedeutender Kosten auch vollständig zu Ende geführt. Zur 
Ausführung dieses Bahnbaues ist es aber nicht gekommen, weil eine 
Rentabilität aus dem zivilen Verkehr nicht herausgerechnet werden 
konnte. Bei der heutigen militärischen Lage wird England es bedauern, 
diese direkte Bahnverbindung zwischen Palästina und dem Irak nicht 
schon in Friedenszeiten ausgeführt zu haben. Jetzt können Bahn- 
transporte zwischen Syrien und dem Irak nur über Aleppo auf der frü- 
heren deutschen Bagdadbahn befördert werden. Diese Bahn gehört dem 
türkischen Staat, ist von diesem aber an eine französische Betriebs- 
gesellschaft verpachtet worden. Sie verläuft genau auf der türkisch- 
syrischen Grenze, Die direkte Verbindung mit Bagdad ist erst vor we- 
nigen Jahren hergestellt worden, als die irakische Regierung das letzte 
Stück zwischen der syrischen Grenze über Mossul bis an die schon vor- 
handene Strecke Bagdad—Baiyi vollendet hatte. Zwischen Ägypten und 
dem Irak ist dieser Weg aber bedeutend weiter als es der direkte Weg 
zwischen Haifa und Bagdad ist, wenn hier eine Bahn gebaut worden 
wäre, 

Ein anderes, im jetzigen Krieg entstandenes englisches Bahnbau- 
projekt sieht den Bau einer regelspurigen Eisenbahn von Akaba 
durch die Sinaiwüste an die Bahn Haifa—Kantara 
vor, um bei einer Sperrung des Suezkanals die aus dem Roten Meer kom- 
menden Transporte für Ägypten an ihr Ziel bringen zu können, 

Es ist festzustellen, daß England und Frankreich die günstige Lage, 
in der sie sich zwischen dem vorigen und jetzigen Krieg als Mandatare 
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des Völkerbundes für Palästina, Transjordanien, Syrien und Irak be- 
fanden, nicht ausgenutzt haben, um das Eisenbahnsystem ihrer Mandats- 
länder auf eine Kriegslage, wie sie jetzt entstanden ist, vorzubereiten. 
Beide Mandatare legten der Entwicklung des Autostraßennetzes mehr 
Wert bei, als dem Ausbau der Eisenbahnen. Es zeigt sich jetzt aber, daß 
die englische Kriegsführung sich doch gezwungen sieht, noch während 
des Krieges verschiedene Eisenbahnstrecken neu zu bauen. Dieckmann. 


Die Argentinischen Staatseisenbahnen. In der Verwaltung der 
Argentinischen Staatseisenbahnen besteht das Abteilungssystem. An der 
Spitze steht der Verwaltungsrat und unter ihm der Generaldirektor, Es 
gibt 4 Hauptabteilungen mit Unterabteilungen und weitere 8 selbstän- 
dige, unmittelbar unter dem Generaldirektor stehende Abteilungen. Zur 
Finanzabteilung gehören die Einnahmekontrolle, die Verwaltungskontrolle 
und das Rechnungswesen, zur Chefingenieurabteilung die Mechanische 
Abteilung, das Entwurfsbüro, das Konstruktionsbüro, die Versuchsämter, 
das Liegenschaftsbüro und die Werkstätten, zur Verkehrsabteilung das 
Tarifbüro, die Magazinverwaltung, das Verkehrsbüro, die Kassenverwal- 
tung und die Statistik und schließlich zur Betriebsabteilung das Betriebs- 
büro, der Zugförderungsdienst und das Baubüro. Die drei weiteren 
selbständigen Abteilungen ohne Untergliederung umfassen das General- 
sekretariat, die Rechtsabteilung und den Gesundheits- und Unfalldienst. 

Zum Verwaltungsrat gehören die Leiter der 4 Hauptabteilungen, 
die zugleich die Stellung von Vizegeneraldirektoren einnehmen. 

Der Verkehrsabteilung obliegt die Erledigung aller mit dem Ver- 
kehr zusammenhängenden Fragen, die Gestaltung der Tarife, der Ab- 
schluß von Verträgen mit anderen Unternehmen oder mit Privatpersonen, 
Verkehrswerbung, Förderung der Produktion in den Einflußgebieten usw. 
Mit Hilfe der Kassenverwaltung hat sie ferner Gelder einzuziehen, Zah- 
lungen zu leisten und durch die Magazinverwaltung alle Stoffe zu kaufen, 
zu lagern und auszugeben, die für den Betrieb und die Bauarbeiten nötig 
sind, Zu ihren Aufgaben gehört schließlich noch die Aufstellung der 
Statistik für sämtliche Zweige der Bahn. 

Der Chefingenieurabteilung unterstehen die Werksätten für die 
Ausbesserung und den Bau von Fahrzeugen. Sie entwirft neue Linien 
und baut diese im allgemeinen mit Geldern, die von der Regierung zur 
Verfügung gestellt werden. Sie verwaltet auch alle der Staatsbahn ge- 
hörenden Liegenschaften und leitet die Versuchsämter, die Zeichen- und 
Bildstellen. Schließlich betreibt sie auch noch einen Steinbruch’ zur 
Schottergewinnung. 

Die Betriebsabteilung führt mit ihren 3 Unterabteilungen alle 
Arbeiten aus, die sich auf den, Zug- und Bahnhofsdienst sowie die 
Unterhaltung der Gleise, der Anlagen und der Fahrzeuge beziehen. 

Die Finanzabteilung hat die Buchführung und die Aufsicht über 
Einnahmen und Ausgaben. Hauptaufgabe des Generalsekretariats ist 
die Aufstellung der Geschäftsordnung und die Erledigung aller damit 
zusammenhängenden Aufgaben. 

Außerdem bestehen in Patagonien für den Betrieb der Strecken 
Puerto Madryn—Las Plumas, Comodoro Rivadavia—Colonia Sarmiento 
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und Puerto Deseado—-Colonia Las Heras in den jeweils erstgenannten 
Orten 3 Eisenbahndirektionen, die alle Dienstzweige auf ihren Strecken 
nach Benehmen mit den Abteilungen der Verwaltung selbständig führen. 

Die Zahl der Bediensteten betrug im Jahre 1939 rund 40 000, von 
denen 30.000 in einer Unterstützungsgenossenschaft auf Gegenseitigkeit 
zusammengeschlossen waren. Das Personal hat außerdem eine Konsum- 
genossenschaft gebildet und verschiedene Sportvereinigungen geschaffen, 

Die Betriebsergebnisse haben sich in dem Jahrzehnt von 1930 bis 
1939 günstig entwickelt, Man ist von einem Fehlbetrag von 1009 Pesos 
je km Betriebslänge im Jahre 1930 auf einen Überschuß von 1250 Pesos 
im Jahre 1939 gelangt, womit sich die Betriebsziffer (Verhältnis zwischen 
Ausgaben und Einnahmen) von 1,15 auf 0,84 verbessert hat, 

Bei einem Vergleich mit den Privatbahnen des Landes darf man 
nicht vergessen, daß ein großer Teil der Staatsbahnstrecken der Ver- 
sorgung der einzelnen Gebiete dient und daher weniger auf Ertragsfähig- 
keit abgestellt sein kann, 

Über die Entwicklung des Streckennetzes sind kürzlich in dieser 
Zeitschrift nähere Angaben gemacht worden!, Die Betriebslänge stieg 
von 8544 km im Jahre 1930 auf 12 523 km am 1. Januar 1940. Im gleichen 
Zeitraum stiegen die Einnahmen im Personenverkehr von 8,6 auf 13,3 Mio 
Pesos, im Güterverkehr von 44,s auf 80,2 und, mit den verschiedenen Ein- 
nahmen, insgesamt von 57,8 auf 98,7 Mio Pesos. Die persönlichen Aus- 
gaben erhöhten sich von 47,5 auf 53,0, die sächlichen Kosten von 18,9 auf 
30,0, insgesamt mithin von 66,4 auf 83,0 Mio Pesos. Einnahmen und Aus- 
gaben schlossen also 1930 mit einem Fehlbetrag von 8,6 Mio Pesos ab, 
während 1939 ein Überschuß von 15,7 Mio Pesos erzielt wurde. Je km 
Betriebslänge betrugen mithin die Einnahmen 6,8 bzw. 7,0 und die Aus- 
gaben 7,5 bzw. Ga Pesos, worin sich die wesentliche Besserung der finan- 
ziellen Lage widerspiegelt. Bei den patagonischen Strecken waren die 
Ergebnisse in den letzten Jahren infolge der Abwanderung eines Teils 
des Verkehrs auf den Kraftwagen weniger günstig. 

Im Verkehr des Staatsbahnnetzes zeigt sich als Spiegel der wirt- 
schaftlichen Lage des Landes bis 1933 eine Abnahme, um von 1934 ab 
einer ständigen Zunahme bis 1940 Platz zu machen. Die Staatsbahnen 
haben alle Mittel zur Erhöhung ihres Verkehrs angewandt, angefangen 
von einer Anpassung der Tarife an den Stand der Erzeugung und an 
die Märkte bis zur Einführung neuzeitlicher Verkehrsmittel, wie 2. В. 
der Triebwagen, die dem Publikum wirksamere und wirtschaftlichere 
Dienste leisten. Auch im Zugförderungsdienst ist eine Besserung ein- 
getreten, da die durchschnittlich beförderte Menge und die Zahl der 
Achsen in den Zügen gestiegen sind, wodurch die unmittelbaren Ausgaben 
für die beförderte Tonne Nutzlast fortschreitend gesenkt wurden. Bei 
der Argentinischen Nordbahn verkehren jetzt auf ebenen Strecken Züge 
bis zu 2400 t Last und bis zu 300 Achsen. Diese Ergebnisse konnten 
durch die Verbesserung des Oberbaus und durch Erweiterung der Neben- 
gleise auf den Bahnhöfen erzielt werden. Auch die Verlängerung der 
Lokomotivläufe bis fast 800 km im Personen- und über 700 km im Güter- 


1 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1942, S. 624 ff. 
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verkehr spielt hierbei eine Rolle. Sehr vorteilhaft wirkte sich auch der 
Ersatz zahlreicher Personenzüge und gemischter Züge durch Triebwagen 
aus. Die Durchschnittsgeschwindigkeit bei den Personenzügen stieg von 
45,4 km/Std im Jahre 1930 auf 60 km/Std im Jahre 1939, bei den Diesel- 
zügen im Bezirk Rosario sogar auf 75 km/Std, 

Die Gleise sind fast überall auf Schwellen aus dem bunten Que- 
brachobaum verlegt. Im allgemeinen liegen je km 1500 Schwellen, auf 
den Strecken der Ostbahn bis zu 1700. Das Gewicht der Schienen beträgt 
vorwiegend 37 kg/m, die schwerste verwendete Schiene wiegt 42,105 kg/m. 
Mit ganz wenigen Ausnahmen beträgt die stärkste Steigung 1 : 40, und 
der geringste Krümmungshalbmesser mißt 130 m bei Schmalspur und 
250 m bei Breitspur. In den vorhandenen 765 Bahnhöfen und 124 Kreu- 
zungspunkten sind 2065 km Nebengleise verlegt. 24 Tunnel durchfahren 
3863 m Betriebslänge. Zwischen 1932 und 1939 sind 1717 km Oberbau 
vollständig und auf weiteren 466 km die Schwellen erneuert worden, Die 
an mehreren Stellen begonnene Schienenschweißung hat durch die Ver- 
ringerung der Zahl der Schienenstöße zur Verbesserung des Zuglaufs 
beigetragen. 

Die Argentinischen Staatsbahnen besitzen eine Anzahl von Werk- 
stätten für die Ausbesserung und den Bau von Fahrzeugen aller Art. Die 
meisten von ihnen liegen im Bereich der Argentinischen Zentralnord- 
bahn. Die größten befinden sich in Tafi Viejo (Tucuman), in Cordobä 
Alta, in Santa Fe und in Cruz del Eje. 

Ende 1939 besaß die Argentinische Staatsbahn 1045 Lokomotiven, 
87 Triebwagen, 933 Personen- und Gepäckwagen sowie 19429 Güter- 
wagen, von denen fast 8000 gedeckt waren. Die Triebwagen auf der 
1-m-Spur sind mit Dieselmotoren von 240 PS ausgerüstet. Ihr Fassungs- 
vermögen schwankt zwischen 44 und 84 Sitzplätzen. Die dreiteiligen 
Triebwagen dieser Spurweite bestehen aus 2 Triebfahrzeugen und 
einem mittleren Beiwagen; jeder Motor besitzt eine Stärke von 340 PS, 
und die Einheiten haben 148 bis 248 Sitzplätze. Die Motorfahrzeuge der 
1425 m Spurweite sind ebenfalls mit Dieselmotoren von 240 PS aus- 
gerüstet. Sie können 56 bis 64 Reisende aufnehmen. 

Die stärksten Lokomotiven besitzen für Personenzüge eine Kraft 
von 14000 kg am Zughaken, für Güterzüge (Garrat: 4-8-2 / 2-8-4) 
25 000 kg und einige neuere der 2-10-2 Gattung 20 000 kg am Zughaken. 
Auf je 1 km Betriebslänge entfallen 0,09 Lokomotiven und 1,55 Wagen. 

Die Argentinischen Staatsbahnen besitzen in Buenos Aires einige 
Versuchsämter für Materialprüfungen, die auch Untersuchungen im Auf- 
trage Dritter durchführen. Diese Laboratorien sind mit den neuzeitlich- 
sten Instrumenten und Maschinen ausgerüstet und sind in 4 Haupt- 
abteilungen gegliedert. Die chemische Abteilung umfaßt die Gruppen 
für Kalk und Zement, Wasser, Farben, Galvanisieren, Textilwaren und 
Papier, Brennstoffe und Nebenprodukte. Eine andere Abteilung führt 
alle physikalischen Versuche durch, die dritte ist die elektrotechnische 
Abteilung und die vierte die metallographische Abteilung mit ihren 
Mikroskop-, Photo- und Prüfständen. Ein großes statistisches Büro ist 
mit Power-Maschinen ausgerüstet und stellt jährlich über 1% Millionen 
Karteiblätter für alle möglichen statistischen Zwecke her. 
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Der bahneigene Steinbruch befindet sich in der Nähe von Dean 
Funes. Die Ausbeute wird in den naheliegenden Bezirken teils für bahn- 
eigene Zwecke verwendet, teils an Private verkauft. Im Jahre 1939 wur- 
den von den gewonnenen Stoffen über 222 000 t von der Bahn selbst ver- 
wendet und über 47 000 t an Dritte verkauft. 

Nach dreijähriger völliger Untätigkeit im Neubauwesen stellte die 
Verwaltung im Jahre 1934 ein großes Bauprogramm auf, das neben Ver- 
besserungen am vorhandenen Netz auch die Fertigstellung der Strecken 
vorsah, die Ende 1930 unvollendet liegenblieben. In der Zeit von 1934 
bis 1940 wurde der Bau von Strecken in einer Länge von 2170 km in 
Angriff genommen. Pausin. 


Neuordnung des Aufsichts- und Kontrollwesens bei den spanischen 
Bahnen. Im neuen spanischen Eisenbahngesetz vom 24. Januar 1941* 
ist dem Ministerium für Öffentliche Arbeiten ein administratives und 
technisches Aufsichtsrecht über alle spanischen Bahnen sowie ein stän- 
diges Kontrollrecht über diejenigen Bahnen, die nicht dem Netz der 
Spanischen Nationalbahnen (RENFE) angehören, übertragen worden, 
Da früher dem Staat ein Kontrollrecht über alle Bahnen zustand, mußte 
die Schaffung der Nationalbahnen zwangsläufig zu einer wesentlichen 
Änderung und Verkleinerung der Abteilung für Bahn-Aufsicht und -Kon- 
trolle im Ministerium für Öffentliche Arbeiten führen. Dies ist durch 
eine Verordnung vom 8. Mai 1942 geschehen. 

Bei der Generaldirektion für Eisenbahn-, Straßenbahn- und Land- 
straßenwesen im Ministerium für Öffentliche Arbeiten wurden eine Ab- 
teilung für Aufsichtswesen über die zum Nationalen Netz vereinigten 
Breitspurbahnen sowie eine Abteilung für Aufsicht und Kontrolle über 
die Schmalspurbahnen errichtet. Der Beamtenkörper dieser beiden Ab- 
teilungen wird sich aus Diplombauingenieuren, Beamten des Ministe- 
riums für Öffentliche Arbeiten, staatlichen Kontrolleuren für Eisenbahn- 
betriebswesen, Maschineningenieuren, Hilfsorganen der allgemeinen 
Bauverwaltung sowie Beamten des Finanzministeriums zusammensetzen. 
Die Aufsicht über die Straßenbahnen wird künftig durch die General- 
direktion für Eisenbahn-, Straßenbahn- und Landstraßenwesen im Mini- 
sterium für Öffentliche Arbeiten unmittelbar oder unter Beteiligung der 
provinziellen Baubehörden ausgeübt. 

Die weitgehenden Befugnisse, die das Eisenbahngesetz dem Ver- 
waltungsrat der Nationalbahnen einräumt, werden durch das Aufsichts- 
recht des Ministeriums für Öffentliche Arbeiten nicht geschmälert. Die 
besondere Aufsichtsabteilung für die Spanischen Nationalbahnen besitzt 
das Aufsichtsrecht über sämtliche Betriebe und Nebenbetriebe der 
RENFE; bei Bau-, Liefer- und Pachtabschlüssen ist die Aufsicht Pflicht. 
Die Aufsichtsabteilung hat die Einhaltung der gesetzlichen Arbeits- 
bestimmungen zu überwachen; sie hat sich vor allem mit der technischen 
Vervollkommnung der Nationalbahn, der Verdichtung des Eisenbahn- 
netzes, der Betriebssicherheit, der allgemeinen wirtschaftlichen Lage, 
der Verkehrszunahme und der Berücksichtigung der Interessen der Bahn- 


1 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1941 S. 486 ff. und 1942 S. 183 ff. 
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benutzer zu befassen. Etwaige Änderungs- und Besserungsvorschläge 
werden dem Ministerium für Öffentliche Arbeiten, und von diesem dem 
Verwaltungsrat der RENFE zur Kenntnis gebracht. Insoweit die RENFE 
dann nicht von sich aus eine Änderung vornimmt, kann der Minister 
für Öffentliche Arbeiten eine bindende Entscheidung treffen. Dem Mini- 
sterium unterbreitete Vorschläge für Tarife, Baupläne, Lieferaufträge, 
Bauvorhaben mit einem Kostenvoranschlag von mehr als 1 Million Pe- 
seten sowie solche mit geringerem Kostenaufwand, wenn sie noch nicht 
in einem früheren Bauvorhaben enthalten waren oder eine Zwangsent- 
eignung erforderlich ist, müssen von der Aufsichtsabteilung jeweils 
sofort auch dem Verwaltungsrat und der Generaldirektion der National- 
bahnen zur Kenntnis gebracht werden. Nicht zuletzt ist es Aufgabe 
dieser Sonderabteilung, alle Fragen, die sich mit der Einhaltung der 
eisenbahngesetzlichen Bestimmungen und den Interessen der Benutzer 
befassen, zu prüfen und durch das Ministerium endgültig entscheiden 
zu lassen, Die Nationalbahnen sind verpflichtet, den Aufsichtsorganen 
jederzeit Zutritt zu allen Einrichtungen und Geschäftsräumen sowie 
die Untersuchung des im Betrieb oder in Fabrikation stehenden beweg- 
lichen und unbeweglichen Materials zu gestatten. 

Die zweite Abteilung, d.i. diejenige für Schmalspurbahnen, übt 
das Aufsichtsrecht über alle Schmalspur nen, das Kontrollrecht jedoch 
nur über solche aus, die dauernd oder vorübergehend vom Staate unter- 
stützt werden müssen. Die Prüfungsorgane haben gleiche Aufsichts- 
rechte wie bei den Spanischen Nationalbahnen, müssen aber daneben 
hauptsächlich auch auf die Erfüllung der Konzessionsbedingungen be- 
dacht sein. Bei kontrollierten Schmalspurbahnen kann der Vertreter der 
Aufsichtsabteilung weitgehend auf Betrieb und Verwaltung Einfluß 
nehmen; gegen solche Anordnungen steht der Bahnverwaltung jeweils 
ein Einspruchsrecht (von 15 Tagen) an den Minister für Öffentliche 
Arbeiten zu. Der Aufsichtsvertreter kann für festgestellte Unzuläng- 
lichkeiten bei einer Schmalspurbahn Strafen bis zu 2500 Peseten aus- 
sprechen; die Bahn hat ein Einspruchsrecht (von 15 Tagen) an die 
Generaldirektion für Eisenbahn-, Straßenbahn- und Landstraßenwesen; 
letztere kann Strafen bis zu 25 000 Peseten aussprechen, wogegen inner- 
halb 15 Tagen beim Ministerium für Öffentliche Arbeiten Berufung ein- 
gelegt werden kann, 

Die provinziellen Baubehörden üben das Aufsichtsrecht über 
Straßenbahnen und Linien mit Oberleitungsomnibussen nach den Wei- 
sungen der Generaldirektion für Bisenbahn-, Straßenbahn- und Land- 
straßenwesen in ähnlicher Weise wie die Sonderabteilung dieser Gene- 
raldirektion für Schmalspurbahnen aus. 

Sowohl die Nationalbahnen als auch die Schmalspurbahnen haben 
vierteljährlich im voraus für die Kosten der Aufsichts- und Kontroll- 
organe aufzukommen. 

Als Sonderaufgabe ist es den Aufsichts- und Kontrollorganen bis 
auf weiteres auch zur Pflicht gemacht, der Generaldirektion für Eisen- 
bahn-, Straßenbahn- und Landstraßenwesen jeweils entsprechende Vor- 
schläge für die wirtschaftliche Wiederverwendung des bei irgendeiner 
Bahn überzählig gewordenen beweglichen oder unbeweglichen Materials 
zu machen. Pausin. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
Rechtsprechung. 


Haftpflichtrecht. 


Urteil des Reichsgerichts, VI. Zivilsenat, vom 7. Juli 1942 in Sachen des Tech- 
nikers D., Klägers und Revisionsklägers, gegen die Deutsche Reichsbahn, ver- 
treten durch die Reichsbahndirektion M., Beklagte und Revisionsbeklagte, 
— VI 186/41. — 

Die Gerichte haben zu prüfen, ob ein unbeschrankter Wegübergang verkehrsreich und deshalb 


die Unterlassung der Anbringung von Schranken schuldhaft gewesen ist. Abwägung der beider- 
‚seitigen Betriebsgefahren gemäß 8 17 KFG. 


Entscheidungsgründe, 

RER | D 

П, 1. Das Berufungsgericht lehnt die Ansicht des Klägers, daß die Be- 
klagte den Wegübergang, weil er verkehrsreich gewesen sei, mit Schranken hätte 
versehen müssen oder mindestens durch Lichtzeichen hätte sichern müssen, mit 
der Begründung ab, das Gericht habe nach der Entscheidung des erkennenden 
Senats vom 6. Mai 1939 VI 291/38 (DRW. 1939 S. 1446 — Seuff. Arch. Bd. 93 
Nr. 102 — HRR. 1939 Nr. 1094 — VAE. 1939 S. 283) nicht zu prüfen, ob der unbe- 
schrankte Übergang mit Recht genehmigt worden sei oder ob die Reichsbahn 
trotz solcher Genehmigung hätte Schranken anbringen müssen; das schließe die 
Annahme aus, daß in der Unterlassung der Anbringung von Schranken ein Ver- 
schulden der Bahn liegen könne. Damit verkennt das Berufungsgericht den Inhalt 
der Entscheidung vom б, Mai 1939, In dieser Entscheidung hatte das Oberlandes- 
gericht ein Verschulden der beklagten Reichsbahn und ihrer Angestellten ver- 
neint und nur ihre Haftung aus dem Reichshaftpflichtgesetz bejaht, Es hatte 
unter Abwägung der beiderseitigen Verursachung nach $ 17 КЕС, der Beklagten 
die Hälfte des Schadens auferlegt und bei der Würdigung der Höhe der Betriebs- 
gefahr der Bahn berücksichtigt, daß der Übergang unbeschrankt war und eine 
Bodenerhebung dem sich nähernden Kraftwagenführer die Lichter des Zuges auf 
einem Teil der Strecke verdeckt hatten, Die Revision der Reichsbahn meint, die 
bauliche Gestaltung der Bahnanlage unterliege nicht der richterlichen Nachprü- 
fung und Kritik, Demgegenüber betont das erwähnte Urteil des Reichsgerichts 
die Befugnis des Gerichts, die Höhe der Betriebsgefahr einzuschätzen, und sagt, 
os handele sich dabei um keine Nachprüfung der Verwaltungs- oder Hoheitsakte, 
дав Gericht prüfe nicht und habe nicht zu prüfen, ob der unbeschrankte Übergang 
mit Recht genehmigt worden sei, oder etwa die Reichsbahn trotz solcher Ge- 
nehmigung Schranken hätte anbringen müssen, sondern es prüfe — eben weil ein 
Verschulden der Reichsbahn schon vom Berufungsgericht zu ihren Gunsten ver- 
neint worden war — nur, in welchem Maße die Betriebsgefahr, 
die mit der Benutzung der bestehenden Anlage verbunden 
sei, für den Unfall ursächlich gewesen sei. Damit hat das 
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Reichsgericht nicht ausgesprochen, daß auch in anderen Fällen, — in denen es 
sich nicht nur um die Abwägung der beiderseitigen Betriebsgefahren, sondern 
auch darum handelt, ob die Reichsbahn ein für den Unfall ursächliches Verschul- 
den trifft, — das Gericht nicht prüfe und nicht zu prüfen habe, ob der unbe- 
schrankte Übergang mit Recht genehmigt worden sei, und eshatinsbeson- 
dere nicht etwa ausgesprochen, daß ganz allgemein die 
Gerichte nicht befugt seien, zu prüfen, ob ein Übergang 
durch Schranken oder sonstwie hätte gesichert werden 
müssen, 

Die Eisenbahnbau- und Betriebsordnung (EBBO,) ist auf Grund des Art, 91 
'WeimVerf, von der Reichsregierung durch Verordnung vom 17, Juli 1928 mit Gel- 
tung für alle dem allgemeinen Verkehr dienenden Eisenbahnen Deutschlands 
($ 1) erlassen worden und gilt seitdem auch für die hier in Betracht kommende 
Nebenbahn. Sie steht einem Gesetz gleich. Ihre Bestimmungen sind Rechts- 
normen im Sinne der $$ 549, 550 ZPO, und unterliegen der Auslegung durch das 
Revisionsgericht (RGZ. Bd, 144 8. 67). 

Wie der III. Zivilsenat des Reichsgerichts in der Entscheidung vom 19. Ja- 
nuar 1940, III 75/39 (RGZ. Bd 162 8, 364) ausgeführt hat, übt die Reichsbahn, 
indem sie sich mit dem Unternehmen der Beförderung von Personen und Gütern 
auf den Boden des bürgerlichen Rechtsverkehrs begibt, nicht hoheitliche Gewalt 
oder Fürsorge aus, sondern wird im bürgerlich-rechtlichen Geschäftskreise tätig, 
und die Sicherung des Bahnbetriebs über Straßenkreuzungen dient nicht nur der 
gesicherten Durchführung des Betriebes, sondern auch den Belangen der Wege- 
benutzer, Insoweit ist die Einrichtung der Bahnschranken allgemeine Verkehrs- 
sicherungspflicht, wie sie nach ständiger Rechtsprechung jedem obliegt, der auf 
ihm gehörenden oder seiner Verfügung unterliegenden Grundstücken einen Ver- 
kehr für Menschen eröffnet oder zuläßt. 

Welche Bedeutung der in $ 23 des Reichsbahngesetzes (Fassung vom 4. Juli 
1939) vorgesehenen Feststellung der Pläne für den Bau neuer oder die Ver- 
änderung bisheriger Reichseisenbahnanlagen, der sogenannten Planfeststellung, 
bei der Prüfung der Frage zukommt, ob die Reichsbahn die ihr als Eisenbahn- 
unternehmerin obliegende allgemeine Verkehrssicherungspflicht erfüllt hat, kann 
unerörtert bleiben, da in Bayern die Planfeststellung erst durch das Reichsbahn- 
gesetz уот 80. August 1924 eingeführt worden ist und keine Partei behauptet hat, 
daß die hier in Betracht kommende Nebenbahn auf Grund einer Planfeststellung 
erbaut oder verändert und dabei hinsichtlich des hier fraglichen Überganges eine 
Bestimmung über die Beschrankung oder deren Unterlassung getroffen wor- 
den sei, 

Über das Maß dessen, was jeder Eisenbahnunternehmer, also auch die 
Reichsbahn, zur Sicherung des Verkehrs zu leisten hat, enthält die EBBO, 
in den $$ 18 und 46 Bestimmungen, die, weil sie offenbar 
zum Schutze der Verkehrssicherheit bestimmt sind, als 
Schutzgesetzeim Sinne des $ 828 Abs. 2 BGB. anzusehen sind. 
Verletzt die Reichsbahn schuldhaft eines dieser Schutz- 
gesetze, so haftet sie wie jeder andere Eisenbahnunter- 
nehmer nach § 823 Abs. 2.dem Verletzten für den entstande- 
nen Schaden. Ob ein schuldhafter Verstoß gegen das 
Schutzgesetz vorliegt,habenim Streitfalldie Gerichte zu 
entscheiden. Diese Entscheidung ist nicht etwa durch die Bestimmungen 
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der EBBO. oder eine sonstige Gesetzbestimmung einer anderen Stelle übertragen 
worden. 

In dem im vorliegenden Fall zur Anwendung kommenden $ 18 (8) EBBO. 
ist in Abs. 1 bestimmt worden: „Verkehrsreiche Wegübergänge sind mit Schran- 
ken zu versehen oder in anderer Weise zu sichern“. Die Ausnahmebestimmung 
des zweiten Satzes (bei Geschwindigkeit von höchstens 15 km/h) kommt unstrei- 
tig nicht in Betracht, und es ist auch von keiner Seite behauptet worden, daß die 
Voraussetzung für die Ausnahmebestimmung des dritten Satzes (Zulassung einer 
Ausnahme durch die Aufsichtsbehörde) gegeben sei, Danach hat die Be- 
klagte, wenn der Wegübergang verkehrsreich im Sinne 
des $ 18 gewesen ist, gegen ein Schutzgesetz verstoßen. 
Hat die Beklagte das Vorliegen dieser Voraussetzung von 
sich aus verneint und deshalb von der Anbringung von 
Schranken oder einer anderen Sicherung Abstand genom- 
men, so muß das Gericht prüfen, ob die Ansicht der Be- 
klagten zutreffend war oder nicht. Dabei bleibt es selbstverständ- 
lich beiden Parteien überlassen, dem Gericht alles darzulegen, was die Stellung- 
nahme der Beklagten zu rechtfertigen oder aber sie als unrichtig erscheinen zu 
lassen geeignet ist. 

Der Abs. 2 des $ 18 (3) EBBO. gibt dem Eisenbahnunternehmer die Mög- 
lichkeit, wenn Zweifel darüber bestehen, ob ein Wegübergang verkehrsreich ist, 
die Entscheidung der Aufsichtsbehörde anzurufen, die dann im Benehmen mit 
der Landespolizeibehörde darüber entscheidet; kommt dabei keine Einigung zu- 
stande, so entscheidet der Reichsverkehrsminister. Daß von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht worden sei, ist von keiner Seite behauptet worden. Es bedarf 
deshalb keiner Erörterung der Frage, ob, wenn die Beklagte auf Grund einer 
solchen Entscheidung von der Anbringung von Schranken Abstand genommen 
hätte, darin überhaupt noch ein Verschulden auf ihrer Seite gesehen werden 
könnte. 

Hiernach muß das Berufungsgericht prüfen, ob der 
Wegübergang im Dezember 1938 verkehrsreich und des- 
halb die Unterlassung der Anbringung von Schranken 
schuldhaft gewesen ist. Ausreichende Behauptungen in dieser Rich- 
tung hat der Kläger aufgestellt, und es ist darüber auch schon im ersten Rechts- 
zuge Beweis erhoben worden. 

2. Der Angriff der Revision, das Berufungsgericht habe bei der Prüfung 
der Haftung der Beklagten auf Grund des $ 831 BGB. die an den Entlastungs- 
beweis zu stellenden Anforderungen verkannt, geht fehl, Die getroffene Ent- 
scheidung wird durch die Feststellung des Berufungsgerichts getragen, es sei 
nachgewiesen, daß die Reichsbahn die beiden Beamten fortdauernd planmäßig 
überwacht und auch unerwartet kontrolliert habe, daß sich aber seit langer Zeit 
keine Beanstandungen ergeben hätten, Wenn die Revision geltend macht, die 
Beklagte hätte darlegen müssen, daß sie dem Lokomotivpersonal ausreichende 
‚Anweisungen gerade über ihr Verhalten bei der Annäherung an einen schienen- 
gleichen Straßenübergang gegeben habe, so ist demgegenüber auf die zutref- 
fende Feststellung des Berufungsgerichts zu verweisen, daß der Dienst durch 
eingehende Dienstanweisungen, die auch Vorschriften über das Verhalten in 
Fällen der vorliegenden Art enthalten, geregelt ist. 
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III, Die übrigen Angriffe der Revision richten sich gegen Erwägungen, die 
das Berufungsgericht bei der Abwägung der beiderseitigen Betriebsgefahren ge- 
mäß § 17 КЕС. angestellt hat. 

1. Die Revision glaubt, das Oberlandesgericht habe den Umstand, daß es 
sich hier um einen unbeschrankten Bahnübergang gehandelt habe, im Ergebnis 
im Sinne einer Erhöhung der Betriebsgefahr werten müssen und nicht als „durch 
die Übersichtlichkeit der Fahrstrecke und die vorschriftsmäßig und gut sichtbar 
angebrachten Warnzeichen ausreichend ausgeglichen“ betrachten dürfen. Hin- 
sichtlich der Warnzeichen habe es zudem die Behauptung des Klägers unbe- 
rücksichtigt gelassen, daß er das Fuhrwerk des H. gerade bei der Warntafel 
überholt habe und dadurch verhindert worden sei, die Tafel zu sehen. Weiter sei 
es rechtsirrig, wenn das Oberlandesgericht aus den vom Landgericht bei der 
Augenscheinseinnahme gemachten Wahrnehmungen den Schluß ziehe, auch für 
den Kläger sei der Zug zu sehen gewesen. Das Berufungsgericht berücksichtige 
dabei nicht seine in beiden Rechtszügen gemachten Ausführungen, daß der Zug 
bei der von ihm behaupteten annähernd gleichen Geschwindigkeit der Eisenbahn 
und des Kraftfahrzeuges nicht in seinem Blickfeld gelegen habe, wenn sein 
Augenmerk auf die vor ihm liegende Landstraße gerichtet gewesen sei. 

Dieses Revisionsvorbringen geht fehl. 

Das Berufungsgericht war rechtlich nicht gehindert, dem die Betriebs- 
gefahr auch nach seiner Auffassung an sich erhöhenden Umstand, 4а es sich 
um einen unbeschrankten Übergang handelte, andere Umstände, die diese Er- 
höhung im vorliegenden Falle auszugleichen geeignet waren, bei der Abwägung 
nach $ 17 КЕС. gegenüberzustellen. Zu dem auf das Fuhrwerk des Н. bezüg- 
lichen Einwand hat es dahin Stellung genommen, daß der Kläger die Warntafel 
schon längst vor der Überholung hätte sehen müssen. Diese Erwägung ist nicht 
zu beanstanden. Auch den Umstand, daß die Straße den Bahnkörper in spitzem 
Winkel kreuzt, hat es nicht unberücksichtigt gelassen. Wenn es zu der An- 
nahme gelangt ist, daß der Kläger trotzdem den Zug hätte wahrnehmen müssen, 
so liegt diese Feststellung auf dem Gebiet der tatrichterlichen Beweiswürdigung, 
die als solche der Nachprüfung in der Revisionsinstanz entzogen ist. Das Be- 
rufungsgericht hat im übrigen ohne Rechtsirrtum dargelegt, daß der Kläger 
nicht nur nach vorn habe sehen dürfen, sondern auch auf das angrenzende Ge- 
lände, namentlich das auf der rechten Seite seiner Fahrbahn liegende, habe achten 
müssen. Die von der Revision angeführte, vom Kläger ursprünglich aufgestellte 
Behauptung, am Unfallstage habe es geschneit und seien die Scheiben gefroren 
‚gewesen, ist, wie angenommen werden kann, nicht mehr aufrechterhalten wor- 
den, nachdem sie bei der Beweisaufnahme keine Bestätigung gefunden hatte, 

2. Mit Recht bemängelt dagegen die Revision die Abwägung der beider- 
seitigen Betriebsgefahren, soweit das Verhalten des Lokomotivpersonals in Be- 
tracht kommt, 

Was zunächst den Heizer K. anbelangt, der an der linken, der Landstraße 
zugewandten Seite der Lokomotive stand, so ist in tatsächlicher Hinsicht fest- 
gestellt, daß er den Kläger schon erblickt hat, als dieser aus der Ortschaft L. 
herauskam, Er hat ihm — offenbar weil ihm sein Verhalten auffallend erschien 
— zugewinkt und zugerufen, um ihn auf den Zug aufmerksam zu machen. Son- 
stige Maßnahmen hat er bis zum Zusammenstoß nicht ergriffen. Als dieser 
erfolgt war, hat er sich darauf beschränkt, dem Lokomotivführer zu sagen, jetzt 
sei ihnen „ein Auto dreingefahren“, 
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Der Lokomotivführer hat vorschriftswidrig nicht geläutet und nur einmal 
in einer nicht näher festgestellten Entfernung von der Unfallstelle ein kurzes 
Pfeifsignal gegeben. Auf die Mitteilung des Heizers hin, es sei ein Auto in 
den Zug gefahren, hat er nicht gebremst, sondern ist erst auf die linke Seite 
der Maschine gegangen, um sich durch Augenschein davon zu überzeugen, und 
hat, wie das Berufungsgericht feststellt, erst 1 Minute nach der Mitteilung mit 
dem Bremsen begonnen. Der Zug wurde erst in 430 m Entfernung von der Unfall- 
stelle zum Stehen gebracht, 

Soweit das Verhalten des Heizers K. in Frage kommt, erwägt das Be- 
rufungsgericht, er habe annehmen können, daß der Klüger das Vorfahrtrecht 
der Bahn beachten und den Zug vorbeilassen werde; deshalb sei ihm kein Vor- 
wurf daraus zu machen, daß er nicht sofort das Bremsen des Zuges veranlaßt 
habe, zumal das Anhalten auf einem nicht durch Signale zu sichernden Platz der 
freien Strecke besonders bei einem Straßenübergang nicht unbedenklich sei, 
Insoweit geben die Erwägungen des Berufungsgerichts zu Beanstandungen keinen 
Anlaß. Unerörtert läßt das Oberlandesgericht aber, worauf noch näher einzu- 
gehen sein wird, ob K. nicht sofort den Lokomotivführer hätte verständigen 
müssen, als ihm die Annäherung des Kraftwagens an den Zug auffallend erschien. 

Der Vorderrichter erwägt weiter, der Zeitraum zwischen dem Augenblick, 
in dem K, die drohende Gefahr habe erkennen müssen, und dem Zusammenstoß 
sei bei der Geschwindigkeit von 40 km/h, mit der der Zug gefahren sei, außer- 
ordentlich kurz gewesen. Dem Heizer könne nicht zum Vorwurf gemacht wer- 
den, daß er diese kurze Zeitspanne habe verstreichen lassen und den Lokomotiv- 
führer erst nach dem Zusammenstoß verständigt habe. Diese Erwägungen sind 
zu beanstanden. 

Zunächst übersieht das Berufungsgericht, wie bereits angedeutet wurde, 
daß K. den Lokomotivführer schon vorher auf eine ihm auffallend erscheinende 
Annäherung des Kraftwagens hätte aufmerksam machen müssen, um ihn auf ein 
etwa notwendig werdendes Abbremsen des Zuges vorzubereiten, und daß er ihn 
gleichzeitig zu der bisher verabsäumten Einschaltung des Läutwerks, namentlich 
aber zur Abgabe wiederholter durchdringender Pfeifsignale hätte auffordern oder 
diese selbst abgeben müssen. Sodann war es nach $ 60 Abs. 1 der Fahrdienst- 
vorschriften seine Pflicht, den Kraftwagen weiter zu beobachten und in dem Zeit- 
punkt, in dem er die drohende Gefahr eines Zusammenstoßes erkannte, nicht 
die Zeit mit dem völlig zwecklosen Zurufen und Winken zu vertun, sondern ent- 
weder — wenn der Zug eine durchgehende Bremse hatte — diese sofort zu 
betätigen oder sonst mit allen zu Gebote stehenden Mitteln die Bedienung der 
Bremse zu veranlassen. Wenn das Berufungsgericht den Aufschub der Verstän- 
digung bis zum erfolgten Zusammenstoß damit rechtfertigt, daß nicht wenige 
Kraftfahrer erst knapp vor dem Haltpunkt bremsten, во ist die Erwägung inso- 
fern nicht tragfähig, als die Verständigung eben in dem Zeitpunkt in Frage 
steht, in dem die drohende Gefahr unmittelbar erkennbar wurde. 

Was das Verhalten des Lokomotivführers anbelangt, so entnimmt das Be- 
rufungsgericht der Verabsäumung des Läutens und der Unterlassung der Abgabe 
wiederholter Pfeifsignale eine Erhöhung der Betriebsgefahr, hält diese aber, 
wenn auch nicht völlig, so doch in erheblichem Maße durch die Übersichtlichkeit 
des Geländes für ausgeglichen. Inwiefern eine durch die Verabsäumung von Hör- 
zeichen bedingte Erhöhung der Betriebsgefahr der Bahn durch die Übersichtlich- 
keit des Geländes ausgeglichen sein soll, ist unerfindlich. Durch PL-Tafel war 
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die Ingangsetzung des Läutwerks von der Tafel bis zum Übergang und das 
Pfeifen vorgeschrieben, obwohl das Gelände übersichtlich war. Wäre es nicht 
übersichtlich gewesen, so wäre möglicherweise eine Bewachung des Übergangs 
oder die Anbringung von Schranken vorgeschrieben worden. Die Gefahr, die 
durch das Läuten und Pfeifen abgewendet werden sollte, war die Gefahr, daß 
einem Straßenbenutzer trotz der Übersichtlichkeit des Geländes die Annäherung 
eines Zuges entgehen konnte. Diese Gefahr verringerte sich nicht durch die 
Übersichtlichkeit. 

Um die Ursächlichkeit der Unterlassung des Läutens für die Entstehung 
des Unfalls und für die Höhe des Schadens gegen die Ursächlichkeit des Ver- 
hultens des Klägers abwägen zu können, ist vor allem die Prüfung erforderlich, 
ob anzunehmen ist, daß der Kläger durch Läuten bis zum Übergang so zeitig 
gewarnt worden wäre, daß er den Unfall noch hätte vermeiden oder doch hätte 
abschwächen können, etwa durch Herumreißen des Steuers nach links. Dasselbe 
gilt von der Unterlassung eines kräftigen Warnungspfiffs in dem Zeitpunkt, 
als der Heizer den Kraftwagen mit unverminderter Geschwindigkeit auf den 
Übergang zufahren sah. 

Ergibt die Prüfung, daß durch Läuten oder Pfeifen 
der Kläger noch hätte gewarnt werden können, dann ist 
das Unterlassen nicht weniger ursächlich gewesen als die 
eigene Unaufmerksamkeit des Klägers, sei es für die Ent- 
stehung des Unfalls, веі ез für die Höhe des Schadens, 

Den Rechtsfehler, daß es zwar erörtert, was auf beiden Seiten die Be- 

` triebsgefahr erhöht hat, aber nicht prüft und abwägt, inwieweit der Schaden 
vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teil verursacht ist, begeht das 
Berufungsgericht auch bei der Würdigung des Verhaltens des Lokomotiv- 
führers, der laut Feststellung des Berufungsgerichts nach dem Zuruf des 
Heizers noch eine Minute bis zum Bremsen hat verstreichen lassen. Es fehlt die 
Prüfung, ob nicht die Schwere des Unfalls und damit die Höhe des Schadens, 
wie der Kläger behauptet, gerade darauf zurückzuführen ist, daß der Zug den 
Wagen so weit mitgeschleppt hat, und ob nicht deshalb das nicht nur unzweck- 
mäßige, sondern auch vorschriftswidrige und schuldhafte Verhalten des Führers 
und des Heizers für die Höhe des Schadens vorwiegend ursächlich gewesen ist. 

Die vorerwähnten Mängel nötigten zur Aufhebung des angefochtenen Ur- 

teils und zur Zurückverweisung der Sache an die Vorinstanz. 


Urteil des Oberlandesgerichts Hamm vom 12, März 1942 in Sachen des Arbeiters 
Sch., Kläger und Berufungskläger, gegen die Deutsche Reichsbahn, vertreten 
durch die Reichsbahndirektion E., Beklagte und Berufungsbeklagte. 

— TU 186/41 — 


Die Verdunkelung verpflichtet den Fahrgast der Deutschen Reichsbahn zu besonderer Sorgfalt 

und Aufmerksamkeit, deren Außerachtlassen ihn auch besonders belastet. — Die allgemeine 

Kenntnis der Gefahren des Verkehrsmittels Eisenbahn und die Gewöhnung an sie, sowie die 

Einwirkung der Verkehrserziehung auf den einsichtigen Teil der Volksgenossen rechtfertigen 
es, die Betriebsgefahr heute geringer einzuschätzen, als es früher geschah. 
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Entscheidungsgründe. 

Da es sich zweifellos um einen Betriebsunfall handelt, ist die Haftung der 
Beklagten nach $ 1 des Haftpflichtgesetzes grundsätzlich anzuerkennen. Sie 
kann die Haftung abwenden, wenn sie beweist, daß der Unfall des Klägers auf 
höhere Gewalt, die hier aber ausscheidet, oder auf eigenes Verschulden des Klä- 
gers zurückzuführen ist, 

Das Gericht sieht diesen Entlastungsbeweis als geführt an. 

Es legt seiner Entscheidung die eidliche Aussage des Zeugen S. zugrunde 
und stellt fest, daß der Kläger die Tür seines Abteils bereits halb geöffnet und 
sich hinausgebeugt hat, während der Zug sich in abgebremster Fahrt befand, 
und daß er das Trittbrett betreten hat, bevor der Zug mit einem starken Ruck 
hielt. Durch den Ruck ist er dann vom Trittbrett geschleudert worden. Der 
Zeuge 5. hat schon bei seiner Vernehmung nach dem Unfall erklärt, daß der 
Kläger nach seiner Ansicht vor dem Halten des Zuges ausgestiegen ist. Er hat 
das jetzt bei seiner Vernehmung vor einem richterlichen Beamten nach Vorhalt 
der Erklärungen des Klägers und der anderen Zeugen unter Eid näher geschildert 
und begründet. Seine Aussage ist klar und bestimmt, während der Zeuge К, vor 
dem Berufungsgericht seine erstinstanzliche Bekundung nicht aufrechterhalten 
konnte und H. auch mit seinen Angaben über die Vorgänge bei den ruckartigen 
Bewegungen geschwankt hat. Beide Zeugen können über das Verhalten des Klä- 
gers dabei nichts sagen, während S. den Kläger selbst beobachtet hat. Die Aus- 
sage des 8. erscheint auch deshalb glaubwürdig, weil der Unfall des Klägers 
nieht anders zu erklären ist als dadurch, daß er das Halten des Zuges nicht ab- 
gewartet hat, und weil der Kläger selbst zugibt, daß er kurz vor dem Ruck das 
'Trittbrett betreten hat. Um sich aber nicht selbst einer Unvorsichtigkeit zu 
zeihen und seine Annahme, daß der Zug zum Halten gekommen sei, als er vor 
dem Ruck das Trittbrett betrat, zu rechtfertigen, muß der Kläger es so dar- 
stellen, als ob es zwei Rucke gegeben habe und er erst nach dem ersten aus- 
gestiegen sei, Daß der Zug nach zwei Rucken erst zum Halten kommt, geschieht 
selten. Wenn es vorkommt, ist der zweite Ruck nur schwach und nicht gefährlich, 
weil der Zug ja nach dem ersten Ruck an Fahrt verloren hat und langsam aus- 
läuft. Ist der Kläger in der Weise, wie es das Gericht auf Grund der Bekundung 
des 8. feststellt, ausgestiegen, dann hat er außerordentlich leichtfertig gehandelt 
und sein Leben aufs Spiel gesetzt. Er kann sich nicht darauf berufen, daß es 
auf dem Bahnsteig dunkel gewesen sei und er seine Annahme, der Zug sei bereits 
zum Halten gekommen, mit den Augen nicht habe nachprüfen können, Gerade 
die Verdunkelung, deren Nachteile der Kläger genau 
so wie der Beklagte tragen muß, verpflichtete den 
Kläger zu besonderer Sorgfalt und Aufmerksamkeit, 
deren Außerachtlassung ihn auch besonders belastet, 
Wenn er auf das Geräusch der Bremsen oder das Rollen der Räder, das leise 
Zittern des Wagens geachtet oder das Ausrufen der Schaffner abgewartet hätte, 
hätte der Kläger feststellen können, ob der Zug wirklich hielt, und ohne Gefahr 
aussteigen können. Р 

‚Auch wenn die Darstellung des Klägers zugrunde gelegt wird und es richtig 
ist, daß er vor dem zweiten Ruck ausgestiegen ist, führen dieselben Erwägungen 
dazu, daß ihm ein schweres Verschulden zur Last fällt. 

Gegenüber diesem Verschulden des Klägers tritt die von der Beklagten zu 
vertretende Betriebsgefahr zurück. Es ist ja nicht so, daß heute für einen 
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Menschen, auch für den Kläger nicht, eine Reise mit der Eisenbahn etwas Außer- 
gewöhnliches ist; jedermann ist darüber unterrichtet, daß sie mit Gefahren ver- 
bunden ist, er weiß, wie er sich beim Aussteigen zu verhalten hat, und liest es 
an jeder Abteiltür. Die allgemeine Kenntnis der Gefahren des 
Verkehrsmittels Eisenbahn und die Gewöhnung an sie 
sowie die Einwirkung der Verkehrserziehung auf den 
einsichtigen Teil der Volksgenossen rechtfertigen es, 
die Betriebsgefahr heute geringer einzuschätzen, als 
es früher geschah, 

Hiernach ist die Klage nicht begründet und die Berufung zurückzuweisen. 
Die Entscheidung‘ über die Kosten beruht auf $ 97, die über die Vollstreckbarkeit 
auf $ 708 Ziffer 7 ZPO. 
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Bücherschau. 
Besprechungen. 


Redslob, Edwin. Des Reiches Straße. Der Weg der deutschen 
Kultur vom Rhein nach Osten, dargestellt auf der Strecke Frank- 
furt—Berlin. Verlag Philipp Reclam jun., Leipzig. 2. Aufl. (1941) 
493 Seiten. Preis 12,50 RM. 

Der Zug der Geschichte geht im deutschen Vaterlande von Westen 
nach Osten, und man wird, wenn von diesen Dingen die Rede ist, wohl 
in erster Linie an den großen Zug der Westfalen, der Holländer und 
Flamen nach Schleswig-Holstein, an die Ostsee bis in die Baltenländer 
denken, der für die Gestaltung Deutschlands von so besonders großer 
Bedeutung geworden ist und den im einzelnen zu verfolgen gewiß großen 
Reiz bieten würde. Der Gedanke, eine Bewegung dieser Art in der Rich- 
tung einer Straße zu verfolgen, liegt indes wohl etwas abseits, da sich 
meistens eine solche Erscheinung nicht derart auf einige wenige Punkte 
zusammendrängen und in eine fortlaufende Reihe bringen läßt. Und so 
scheint dann auch das Bemühen, eine Straße zum Helden eines Buches 
zu machen, auf der sich eine Bewegung dieser Art vollzogen hat, nicht 
ganz einfach. Die Betrachtung der geschichtlichen Ereignisse, die sich 
an der Straße Frankfurt—Berlin abgespielt haben, läßt indes eine solche 
Darstellung in der Tat zu. Denn diese Straße verbindet, wie Redslob ein- 
leitend ausführt, als eine Hauptader des deutschen Werdens West und 
Ost, und zugleich leitet sie von Süden nach Norden über. Sie bringt die 
Ostsee und die Gebiete links der Elbe mit dem Herzen Deutschlands und 
mit dem „Segen an Main und Rhein“ in Austausch, sie stellt die Ver- 
schiebung des Schwergewichts von der Rhein-Main-Ecke nach der Mark 
Brandenburg dar, von der Wahl- und Krönungsstadt des alten Reichs 
zu der jungen Hauptstadt des neuen Deutschlands. Und Redslob hat 
nicht ganz unrecht, wenn er sie als die Straße bezeichnet, auf der sich 
vor allem der Weg der deutschen Geschichte vom Rhein zur Oder und 
weiter zum Osten vollzog, der Weg von der Wiege der deutschen Kultur 
in aufnahmefähiges und -bereites Neuland, das dann durch Lage und 
Leistung selbst Mitte des Reiches wurde. 

Mag sich auch auf anderen Wegen und in anderen Richtungen Ähn- 
liches abgespielt haben, so eignet sich doch die Straße Frankfurt—Berlin 
ganz besonders zu einer Darstellung dieser Entwicklung. Man braucht 
nur an Fulda und Wittenberg zu denken, und man erkennt, daß sich auf 
dieser Straße die Auseinandersetzung der alten Kirche mit der Refor- 
mation maßgeblich abgespielt hat. An ihr gründete Bonifatius, der 
Apostel Deutschlands, Fulda, das Rom jenseits der Alpen, an ihr ging 
der Weg des Erzbistums und Kurfürstentums Mainz nach Erfurt, und 
von Halle aus beherrschte schließlich am Ausgang der kirchenfürstlichen 
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Zeit der Kardinal von Brandenburg — berühmt geworden durch das in 
Halle entstandene Altarbild des aus Mainz gekommenen Matthias Grüne- 
wald — Magdeburg, Halberstadt, Erfurt und Mainz, und er verband so 
als erster Hohenzoller Elbe und Rhein. Auf dieser Straße vollzog sich 
auch von Eisenach über Erfurt nach Wittenberg der Lebensweg Martin 
Luthers, und nun hieß die Stadt an der Elbe das deutsche Rom. 

Von Mainz, wo Gutenberg den Druck mit beweglichen Lettern er- 
fand, über Frankfurt, dessen Buchgasse ein Hauptplatz des Schrifttums 
der Reformation war, zeigt der Weg nach Erfurt, wo das erste griechische 
Buch Deutschlands gedruckt wurde, wiederum nach Wittenberg, von wo 
aus Luther in Buch und Schrift die Reformation zu einer Angelegenheit 
des ganzen deutschen Volkes machte, und nach Leipzig, der Buchhaupt- 
stadt der Welt. Und wenn der Bassenheimer Reiter aus dem Mainzer 
Dom zu den Stifterfiguren Naumburgs weist, so hat das gewiß innere 
Gründe, die in der gleichen Richtung liegen. Auch Politik und Krieg 
lassen sich auf diesem Wege verfolgen, der auch Königsweg, Freie Straße, 
Hohe Straße, mit seinem schönsten Namen aber des Reiches Straße be- 
nannt wurde, 

Redslob, der in seinem kurz zuvor fertiggestellten Buch „Die Welt 
vor hundert Jahren“ einen reichen Querschnitt durch die Zeit gegeben 
hat, ergänzt diesen nunmehr wirkungsvoll mit einem Querschnitt durch 
den Raum, und so wird es ein Genuß, an seiner Hand die Straße zu 
wandern: nicht von ungefähr steht dann auch am Anfang des Werkes 
das reizende Bild „Seume kehrt von seinem Spaziergang nach Syrakus 
über Frankfurt in seine Heimat nahe Leipzig zurück, 1802“. 

Aus dem reichen Inhalt des mit vielen zeitgenössischen Bildern 
und modernen Aufnahmen sowie einer Karte versehenen Buches, das 
auch den Verkehrsmann interessiert, kann naturgemäß nur einiges her- 
vorgehoben werden. Der Mensch von heute, der das Wort Meister 
Eckarts, des großen Mystikers der Thüringer Lande: „Aller Dinge Sinn 
ist Ruhe“ ebenso vergessen hat wie das seines Erben Novalis, der, in 
Weißenfels aufgewachsen, ebenfalls hierher gehört: „Dem Geist ist Ruhe 
eigentümlich“, denkt auf einer Fahrt von Frankfurt nach Berlin ent- 
sprechend dem Laufschild seines Zuges vielleicht nur an Bebra und 
Halle, und wenn er Glück hat, sieht er in Eisenach mit einem kurzen 
‘Blick die Wartburg. Nun, an Bebra geht, wie seit einigen Zeiten der 
D-Zug, auch Redslob schnöde vorbei, für diesen verkehrlich doch so wich- 
tigen Ort gilt in der Tat Schillers auf die nahe Weser gemünztes Wort: 
„Leider von mir ist gar nichts zu sagen ` auch zu dem kleinsten Epigramme, 
bedenkt, gab ich der Muse nicht Stoff“. Um so vielseitiger ist dagegen das 
Bild von Halle, das Redslob vor uns entstehen läßt, einer geschäftigen, 
durchaus modern anmutenden Stadt, deren geschichtliches Werden viel 
aufschlußreicher ist und deren Wirkungsgrad viel weiter reicht, als die 
vielen Millionen denken, die es immer wieder nur vom Abteilfenster aus 
sehen. 

Im übrigen braucht auf die Einzelheiten des Buches nicht näher 
eingegangen zu werden. Die bunte Kette von Städten und Landschaften, 
die die Straße des Reiches durchzieht, ist gerade dem Verkehrsfachmann 
allzu bekannt, und doch wird man immer wieder erstaunt sein, in der 
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Beleuchtung Redslobs den unendlichen Reichtum zu erkennen, der an 
Geschichte und Kultur in ihnen verborgen ist, und der mit der Fülle der 
dabei sich ergebenden Zusammenhänge die Richtigkeit seiner Idee dartut. 
Idee und Zeiten aber wechseln, die Grundgesetze aber bleiben bestehen, 
und so ist, wie Redslob zum Schluß ausführt, der Schwerpunkt Deutsch- 
lands von Süden und Westen nach Nord und Ost auf der Straße weiter- 
gedrängt worden, die er nach altem Wort, zugleich aber im Sinne des 
Symbols die Straße des Reiches nannte, In stetiger Entwicklung ist 
schließlich Berlin in seine Aufgabe als Hauptstadt des Reichs hinein- 
gewachsen, als führende Stadt des Nordens und des Ostens vom Schicksal 
bestimmt. Nicht Berlin griff dabei, wie er sagt, nach dem Reich, sondern 
Deutschland schuf sich dieses Berlin, eine Stadt, der die kolonisatorischen 
Züge noch lange anhafteten, die aber mehr und mehr zum Schwerpunkt 
Deutschlands wurde: des Reiches Straße, von Mainz und Frankfurt aus 
in folgerichtiger Entwicklung vom Rhein zur Saale, nach Leipzig und 
über die Elbe geführt, hat in Berlin ihr Ziel erreicht. 

Das schöne Buch, das niemand ohne Gewinn aus der Hand legen 
wird, auch wenn er in manchen Dingen anders sieht, weist am Schluß 
ein umfangreiches, nach Städten und Landschaften geordnetes Ver- 
zeichnis „Schrifttum und Heimatforschung“ auf, das zum Weiterstudium 
anregen mag, auch ein Sach- und Personenverzeichnis erleichtern seine 
Handhabung. Dr. Overmann. 


Breithaupt, Dr. W., Ministerialrat. FührerdurchdasDeutsche 
Beamtengesetz nebst Ergänzungsbestimmun- 
gen. 3. erweiterte Auflage. Verlag für Wirtschaft und Arbeit, 
Berlin 1942. 48 Seiten. Preis 1,» RM. 

Breithaupts Führer durch das Deutsche Beamtengesetz, der nun- 
mehr bereits in dritter Auflage vorliegt, bringt in kurzer übersichtlicher 
Form einen Überblick über das Deutsche Beamtengesetz. Er beschränkt 
sich hierbei nicht nur auf das eigentliche Deutsche Beamtengesetz, son- 
dern behandelt darüber hinaus auch andere Gesetze und Verordnungen, 
die sich mit beamtenrechtlichen Fragen befassen, so 2, В, die Reichs- 
dienststrafordnung vom 26. Januar 1937 (RGBl. I 5. 71), die Verordnung 
über die Nebentätigkeit der Beamten vom 6. Juli 1937 (RGBl. I S. 753), 
die Verordnungen über die Arbeitszeit der Beamten vom 13. Mai und 
9. September 1938 (RGBl. І S. 593, 1166), das Gesetz über das Verfahren 
für die Erfassung von Fehlbeständen am öffentlichen Vermögen vom 
18. April 1937 (КСВІ. I S, 461), die Lohnpfändungsverordnung 1940 vom 
30. Oktober 1940 (КСВІ. І S. 1451) usw. Insbesondere bringt der Führer 
durch das Deutsche Beamtengesetz alle bis Ende Mai 1942 erlassenen Er- 
gänzungs- und Abänderungsgesetze und Durchführungsverordnungen. 

Im Aufbau lehnt sich das Buch eng an das Deutsche Beamter- 
gesetz an, 

In einer kurzen Einleitung gibt der Verfasser einen Überblick über 
die geschichtliche Entwicklung des deutschen Beamtenrechts seit 1983. 
aus der sich die großen Gedanken des deutschen Beamtenrechts ergeben: 
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einheitliche, nach den Forderungen des nationalsozialistischen Staates 
ausgerichtete Neuordnung der Rechtsverhältnisse aller deutschen Be- 
amten, Einführung des deutschen Beamtenrechts in den neu eingeglieder- 
ten Gebieten, Anpassung des Beamtenrechts an die besonderen durch den 
Krieg bedingten Verhältnisse. 

Im І. Abschnitt behandelt der Verfasser die Grundlagen des Beamten- 
verhältnisses, die im Vorspruch zum Deutschen Beamtengesetz besonders 
deutlich festgelegt sind, indem es heißt: „Ein im deutschen Volke wur- 
zelndes, von nationalsozialistischer Weltanschauung durchdrungenes Be- 
rufsbeamtentum, das dem Führer des Deutschen Reiches und Volkes, 
Adolf Hitler, in Treue verbunden ist, bildet einen Grundpfeiler des natio- 
nalsozialistischen Staates.“ Alsdann werden einige Grundfragen er- 
örtert: Wer ist oberste Dienstbehörde? Wer ist (sachlicher) Vorge- 
setzter? Wer ist (persönlicher) Dienstvorgesetzter? Welche Bedeutung 
haben diese Begriffe? 

Der II. Abschnitt, „Pflichten der Beamten“ überschrieben, gibt 
nicht nur einen Katalog der einzelnen Beamtenpflichten, sondern be- 
trachtet diese organisch als Ausfluß des Beamtenverhältnisses. Darüber 
hinaus werden eine Anzahl für das praktische Leben wichtiger Einzel- 
fragen erörtert, wie 2. В. die Abgrenzung der Amtsverschwiegenheit, die 
genehmigungspflichtigen und -freien Nebentätigkeiten, die Arbeitszeit, 
das Fernbleiben vom Dienst usw. 

Der III. Abschnitt handelt von den Folgen der Nichterfüllung der 
Beamtenpflichten: dem Versagen des Aufsteigens im Gehalt, dem Dienst- 
strafrecht und der Haftung wegen schuldhafter Verletzung der Amts- 
pflichten gegenüber dem Dienstherrn. Als Sonderfrage wird die Möglich- 
keit der Einleitung des Dienststrafverfahrens gegen Ruhestandsbeamte 
erörtert. $ 

Der IV. Abschnitt — Ernennung und Versetzung — berücksichtigt 
neben den einzelnen Bestimmungen des Deutschen Beamtengesetzes wich- 
tige Erlasse, die sich mit der Ernennung befassen, Er gibt eine klare 
Übersicht darüber, wer für die Ernennung zuständig ist, in welcher Form 
sie sich vollzieht, welche Voraussetzungen der Beamte bei seiner An- 
stellung erfüllen muß und schließlich, unter welchen Voraussetzungen 
eine Ernennung nichtig ist. Von besonderer Wichtigkeit sind die Be- 
stimmungen über die Ernennung der zum Wehrdienst einberufenen Per- 
sonen. Bei ihnen wird die Berufung in das Beamtenverhältnis mit dem 
Tage der Veröffentlichung im Amtsblatt wirksam. Im Zusammenhang 
mit der Versetzung eines Beamten wird auch die gerade im Kriege beson- 
ders häufige Abordnung behandelt. Namentlich auf diesem Gebiete haben 
die Kriegsverhältnisse im Interesse einer möglichst vielseitigen Einsetz- 
barkeit des Beamten eine Anzahl von Neuerungen gebracht, die der Ver- 
fasser im einzelnen beleuchtet. 

Im V. Abschnitt wird die Sicherung der rechtlichen Stellung des Be- 
amten behandelt. Dem Beamten, der seinem Dienstherrn seine volle Ar- 
beitskraft zu widmen hat, wird die erforderliche Fürsorge und der nötige 
Schutz bei seinen amtlichen Verrichtungen und in seiner Stellung zuteil, 
Zwischen ihm und seinem Dienstherrn sollen Offenheit und Vertrauen 
herrschen. Alle Fragen, die hiermit zusammenhängen, sowie die Regelung 
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der Dienstbezüge einschließlich des Pfändungsrechtes werden in diesem 
Abschnitt erörtert. 

Der VI. bis УП. Abschnitt handelt von dem Wartestand und der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses durch Ausscheiden, 2. В. auf Grund 
strafgerichtlicher Verurteilung, durch Entlassung, durch Eintritt in den 
Ruhestand und durch Entfernung aus dem Dienst. Im Zusammenhang mit 
dem Ausscheiden auf Grund strafgerichtlicher Verurteilung werden die 
Grundzüge des Gnadenrechts gestreift. Im übrigen werden wichtige mit 
der Entlassung zusammenhängende Einzelfragen erörtert, Besonders be- 
deutsam ist der Hinweis auf das 1. und 3. Gesetz zur Änderung des Deut- 
schen Beamtengesetzes (RGBl. I 1939 S. 577, 1941 S. 645), nach denen 
zufolge der Kriegsverhältnisse dem Entlassungsantrag eines Beamten bis 
auf weiteres nicht entsprochen zu werden braucht. Alsdann wird teils 
noch im selben Abschnitt, teils im VIII. Abschnitt die Rechtsstellung des 
Ruhestandsbeamten betrachtet. Hierbei ergibt sich eine Fülle von Einzel- 
fragen, die der Verfasser, soweit sie für die Praxis und für den einzelnen 
Beamten von Bedeutung sind, in sehr geschickter und übersichtlicher 
Weise erörtert. Das gilt insbesondere für die Berechnung des Ruhe- 
gehalts, des Witwen- und Waisengeldes. Ferner ‚werden der Unfallfür- 
sorge (Heilverfahren, Unfallruhegehalt, Hinterbliebenenversorgung) län- 
gere Ausführungen gewidmet. Schließlich werden eine Anzahl bedeut- 
samer Fragen behandelt, die mit der Wiederverwendung im öffentlichen 
Dienst, insbesondere auch mit der durch die Kriegsverhältnisse notwendig 
gewordenen Wiederverwendung von Ruhestandsbeamten zusammen- 
hängen. Es ist ein besonderer Vorzug dieses Buches, daß es gerade diesen 
Fragen, die für den Außenstehenden reichlich verwickelt, dabei aber von 
großer praktischer Bedeutung sind, besondere Aufmerksamkeit widmet. 

Der IX. Abschnitt behandelt den Rechtsweg wegen vermögensrecht- 
licher Ansprüche, der X. die Rechtsverhältnisse der Ehrenbeamten und 
der XI. die Sonderregelungen für die mittelbaren Reichsbeamten sowie 
für die Amtsträger der NSDAP. 

Mit einem kurzen Sachwortverzeichnis, das den Gebrauch des 
Buches wesentlich erleichtert, schließt‘ der Führer durch das Deutsche 
Beamtengesetz. 

Überschaut man das Buch, so muß man anerkennen, daß es dem 
Verfasser sehr gut gelungen ist, auf nur 44 Textseiten die wegentlichsten 
Fragen des deutschen Beamtenrechts dem Leser in einer überaus über- 
sichtlichen Form zu vermitteln. Daß der Verfasser dabei darauf ver- 
zichtet, Einzelfragen des Beamtenrechts zu vertiefen, folgt aus der Ziel- 
setzung des Buches und vermindert den Wert des Buches keineswegs; 
denn derjenige, der sich über Einzelfragen des Beamtenrechts eingehen- 
der unterrichten will, wird stets zu einem der bekannten Erläuterungs- 
bücher zum Deutschen Beamtengesetz greifen oder Einzelaufsätze zur 
Hand nehmen. Aber derjenige, der auf dem Gebiete des Beamtenrechts 
nicht „zu Hause“ ist und sich über eine bestimmte Frage schnell unter- 
richten will, wird Breithaupts Führer durch das Deutsche Beamtengesetz 
als Hilfsmittel dankbar begrüßen. Allein die Tatsache, daß das Buch 
bereits in der dritten Auflage erschienen ist, beweist, daß es sich in 
weitesten Kreisen großer Beliebtheit erfreut. Dr. Thomalla. 
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Eggert-Gajewski. Einführungindietechnische Röntgen- 
photographie. 224 Seiten. 102 Abbildungen, 25 Tafeln. 
Verlag S. Hirzel, Leipzig С 1, Königstraße 2. 

Die technische Röntgendurchstrahlung hat für die Durchleuchtung 
von Werkstoffen und Werkstoffverbindungen, insbesondere Schweißun- 
gen eine ständig steigende Anwendung erfahren, Voraussetzung für diese 
Entwicklung war aber ein geeigneter Film. Das vorliegende Buch kommt 
daher im Augenblick sehr gelegen. In seinem ersten Teil werden die 
Grundlagen der technischen Röntgenuntersuchung erörtert, Darauf folgt 
der praktische Teil, der die Beschreibung der Röntgenapparate für Grob- 
struktur, der verschiedenen Filme für Aufnahme und Schirmbild enthält. 
Hierauf Ausführungen über die Aufnahmetechnik und die Anwendungs- 
gebiete der Grobstrukturuntersuchung in der Metallverarbeitung. Weitere 
Absätze sind der Feinstrukturuntersuchung und den Schutzmaßnahmen 
für beide Verfahren gewidmet. Schließlich werden Anleitungen für die 
Behandlung der Filme beim Entwickeln, Kopieren gegeben und dabei 
auftretende Fehler erörtert. Die Klarheit, leichte Verständlichkeit der 
Ausführungen und die Übersichtlichkeit sind hervorzuheben. Das Buch 
wird sehr begrüßt werden. Dr. Kühnel. 


Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete, 


Müller, Dr.-Ing., Wilhelm. Massenermittlung, Massenverteilung und Kosten der 
Erdarbeiten. Verlag Wilhelm Ernst und Sohn, Berlin W 9, Köthener Str. 38. 
140 Seiten. 47 Abbildungen. Preis Zon RM. 


Nüßle, Dr. jur, Otto. Kraftfahrzeuggesetzgebung. Verlag С. Н. Beck, Mün- 
chen 23, Wilhelmstraße 9. 494 Seiten. Preis 5,80 RM. 


Randzio-Remy. Kolonialbahnbau. Die koloniale Verkehrspolitik in Afrika. Verlag 
Otto Elsner, Berlin SW 68, Oranienstraße 140—142. 56 Seiten. Preis 6,40 RM. 


Schröder, Max. Tarif- und Dienstrecht der Angestellten und Arbeiter im öffent- 
lichen Dienst, Ergänzungsblätter. Verlag С. Н. Beck, München 23, Wilhelm- 
straße 9. Preis 3 КМ, 


Tiedemann, Dr. Bruno, Über Bodenuntersuchungen bei Entwurf und Ausführung 
von Ingenieurbauten. Verlag Wilhelm Ernst und Sohn, Berlin W 9, Köthener 
Straße 38. 40 Seiten, 22 Abbildungen, Preis 2 RM. 


Wiedemann, Dr.-Ing. Karl. Ausführung von Stollenbauten in neuzeitlicher Tech- 
nik, Verlag Wilhelm Ernst und Sohn, Berlin W9, Köthener Straße 38. 
132 Seiten. 87 Abbildungen. Preis 11 RM. 


Wissenschaftliche Abhandlungen der Deutschen Materialprüfungsanstalten. 
П. Folge, Heft 3: Holzschutzmittel, Prüfung und Forschung. "Springer-Verlag, 
Berlin W 9, Linkstraße 22—24. 88 Seiten. 84 Abbildungen. Preis 16,80 RM. 
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Zeitschriften. 


Der Bahn-Ingenieur. Berlin, 
59. Jahrg. Nr. 29/30 bis 37/39. Vom 19./26. Juli bis 18./27. September 1942. 


(29/30:) Die Einheitsbauarten der Fahrzeughebeböcke bei der Deutschen 
Reichsbahn. — Durcharbeitung der Gleise. — Erneuerung der Kreuzungen 
einer zweigleisigen Hauptbahn mit einer eingleisigen Straßenbahn in 
Schienenhöhe, — (81/82:) Brückenmeßtechnik. — Überblick über den elek- 
trischen Zugbetrieb, — (83/84:) Schnellansprechendes Schleuderrelais für 
Triebfahrzeuge, — Einige Vorschläge zur Sicherung von Zugfahrten auf 
gemischtspurigen Gleisen, — Zusatzeinrichtung zum selbsttätigen Vor- 
schub des Plansupports an Werkzeug-Hinterdrehbänken. — (35/36:) Be- 
rechnung der Einkämmung von Brückenschwellen in Gleiskrümmungen 
auf stählernen Eisenbahnbrücken. — Pflege, Instandhaltung und Beschaf- 
fung von Werkzeugmaschinen, — (87/89:) Der Springschreiber und sein 
Einsatz im Fernschreibnetz der Deutschen Reichsbahn. — Auswertung 
der Werkstatistik, 


Der Bauingenieur, Berlin. 
23. Jahrg. Heft 31/32 bis 33/34. Vom 5. bis 20. August 1942. 


(31/32:) Baustelleneinrichtung. beim Bau einer Reichsautobahnbrücke. — 
(33/34:) Deutsche Hafenbauten für das Ausland. 


Die Bautechnik, Berlin. 
20. Jahrg. Heft 36/37. Vom 28. August 1942, 
Die Organisation Todt im Eisenbahneinsatz. 


Braunkohle. Halle (Saale). 
41. Jahrg. Heft 29 bis 32. Vom 18, Juli`bis 8, August 1942. 


(29:) Wann liegt ein Betriebsunfall vor? — (32:) Der Verzicht auf 
Schadenersatz beim Bergschaden und seine Eintragung im Grundbuch. 


Deutsche Bauzeitung. Berlin. 
16. Jahrg. Nr, 14. Vom 15. Juli 1942, 


Zerstörung von Holz durch Pilze. — Die Lage der Hauptbahnhöfe in 
Brüssel und Antwerpen, heute und in Zukunft. 


Deutsches Gemein- und Wirtschaftsrecht. Berlin. 
Jahrg, 1942. Nr. 13/14. Vom 1./15. Juli 1942. 
Die Reichsgrundbuchordnung und das Grundbuchgesetz. 


Deutsche Justiz, Berlin. 
104. Jahrg. 10. Jahrg, als Deutsche Justiz, Nr. 29, Vom 17, Juli 1942. 


Preisüberwachung und Rechtsfolgen von Preisverstößen im Grundstücks- 
verkehr. 
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Deutsches Recht. Leipzig. 
12. Jahrg. Heft 36. Vom 5. September 1942. 


Zum Stimmrecht der Aktionäre. — Die Rechtsnatur der Leistungspflich- 
ten auf Grund des Reichsleistungsgesetzes, 


E und M, Elektrotechnik und Maschinenbau, Wien, 
60. Jahrg. Heft 27/28 bis 31/32. Vom 8. Juli bis 31. Juli 1942. 


(27/28:) Elektrofahrzeuge und ihr Einsatz, — (81/82:) Umschaltschwin- 
gungen in Stromrichteranlagen. 


Ferrocarriles y Tranvias (Eisenbahnen und Straßenbahnen). Madrid. 
Heft 93 bis 95. Vom Mai bis Juli 1942, 


(93:) Neuordnung der Eisenbahnaufsicht. — Heißläufer bei Wagen- 
achsen. — Der Ausschuß für Eisenbahnfahrzeuge im Jahre 1941 (mit 
statistischen Übersichten). — Verordnung vom 8. Mai 1942 über die 
Eisenbahnaufsicht, — Verordnung vom 8. Mai 1942 über die Durch- 
führung der Vorschrift für die Sicherheit der Reisenden. — Neue Eisen- 
bahnkarte für Spanien und Portugal, herausgegeben vom Eisenbahn- 
Polytechnikum in Madrid, — Die Lokomotive der Zukunft. — (94:) Be- 
trachtungen über den Reiseverkehr, — Parabolisierung von Übergangs- 
bogen. — Der Bau von Eisenbahnen in Sowjetrußland. — Großbau- 
planungen der französischen Eisenbahnen. — Vereinheitlichung bei den 
‚Ämtern und Dienststellen der RENFE. — Die Gesetzgebung für die Zu- 
sammenarbeit der Verkehrsmittel in Frankreich. — Die Aufgabe der In- 
dustrie im internationalen Verkehr Europas, — (95:) Die Verbesserung 
im Eisenbahnverkehr. — Die ersten Zeiten der Eisenbahnelektrisierung. 
— Einige Unterschiede in den Charakteristiken bei elektrischen und bei 
Dampflokomotiven. — Die Wiege der Elektrisierung bei den Schweize- 
rischen Bundesbahnen. — Die argentinischen Staatseisenbahnen. — Ver- 
einheitlichung bei der Verkehrsabteilung der RENFE. — Ein großes tech- 
nisches Wörterbuch Spanisch-Deutsch, 


Glasers Annalen. Berlin. 
66. Jahrg. Heft 13 bis 17. Vom 1. Juli bis 1. September 1942, 
(18 u. 14:) Berechnung einfacher Maschinenteile auf Dauerhaltbarkeit. — 
(15:) Die Knicksicherheit von beiderseits getragenen Kolbenstangen. — 
Hochleistungs-Achslager für Schienenfahrzeuge im Lichte der Kriegs- 
wirtschaft, — Verladebrücken zum Umschlag von Massengütern., — 
(16:) Die Kraftversorgung und der Betrieb von Verbrennungsmotoren in 
diesem Kriege. — Zur Kondensationsfrage bei Schnellfahrlokomotiven, — 
(17:) Leichtbau eines Lokomotivlaufkranes. — Militärische Spurweiten. 


Großdeutscher Verkehr. Berlin. 
Jahrg. 1942. Heft 11/12 bis 14. (36. Jahrg. der „Verkehrstechnischen Woche“) 


Vom Juni bis 2, Juli 1942, 
(11/12:) Verkehrsgeschichte der Brenner- und Reschenstraße. — (18:) 
Das neue Europa und das Verkehrswesen. — Neue Wege der Altstoff- 
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rückgewinnung bei der Deutschen Reichsbahn im Rahmen des Vierjahres- 
plans. — (14:) Fünfzig Jahre Kleinbahnen. — Der Bahnhof im Stadt- 
körper, — Höchstdruckkessel an Bord von Handelsschiffen. 


Industrielle Psychotechnik, Berlin. 
18. Jahrg. Heft 10/12, Vom Oktober/Dezember 1941. 


Leistungssteigerung durch Verbesserungsvorschläge und deren Prämiie- 
rung. — Leistungssteigerung durch Mitarbeit der Gefolgschaft. — Be- 
richt über eine Aktion für Verbesserungsvorschläge, 


L’Ingegnere. Mailand, 
20. Jahrg. Nr. 8. Vom August 1942, 
Considerazioni su alcune applicazioni delle leghe leggere nell'edilizia. 


Kraftwagen-Betrieb, Berlin. 
11. Jahrg. Heft 13 bis 15. Vom 13, Juli bis 18. August 1942. 


(18:) Der Kraftwagenbehältertarif, — Der Lastkraftwagen als Verkehrs- 
träger, — Richtlinien für den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
zwischen dem Reich (ohne Böhmen und Mähren), dem Generalgouverne- 
ment und dem Protektorat Böhmen und Mähren. — Reichskraftwagen- 
Ausnahmetarif für den Verkehr mit dem Generalgouvernement (Ost- 
tarif). — (15:) Unternehmergeist im Kraftfahrgewerbe, — Wie kauft 
und verkauft man heute gebrauchte Kraftfahrzeuge? — Disziplin im 
Ärbeitseinsatz, — Rechtzeitige Reifenpflege. 


Die Lokomotive. Bielefeld. 
39. Jahrg. Band 4. Nr. 7 bis 8, Vom Juli bis August 1942, 


(7:) Dampflokomotive und Vereinheitlichung. — Das Oberflächenhärten 
von Lokomotivteilen mittels Leuchtgas., — Eisenbahntriebwagen der 
Böhmisch-Mährischen Bahnen mit Holzgasantrieb. — (8:) Der Einzel- 
achsantrieb von Dampflokomotiven, — Beitrag zur praktischen Anwen- 
dung des Minimumverfahrens, 


Nordisk Jürnbanetidskrift. Stockholm. 
68. Jahrg. Nr. 4 bis 5, Vom April bis Mai 1942, 


(4:) Maßnahmen zur Ergänzung des Beförderungsdienstes der Eisen- 
bahnen zum Zwecke der Erhaltung und Steigerung des Verkehrs, — Aus- 
bildung von Verkehrsassistenten bei der Dänischen Staatsbahn, — Ein 
wie großer Teil des Staatsbahnverkehrs in Norwegen wird im elektrischen 
Betrieb abgewickelt? — Das Transportproblem der Brennstoffversor- 
gung. — Die Schwedischen Eisenbahnen im Jahre 1941, — (5:) Die 
Dänische Staatsbahn im Kriege. — Die Finnische Staatsbahn im Jahre 
1941. — Gummimetallelemente als Schwingungsdämpfer bei Eisenbahn- 
fahrzeugen. — Die Ausbildung von Aspiranten zu Stationsschreibern. — 
Eine oder zwei Arten von gedeckten Güterwagen. — Der Kraftwagenver- 
kehr der schwedischen Eisenbahnen im Jahre 1941, 


Bücherschau, 797 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 
97. Jahrg, Heft 12 bis 15/16. Vom 15, Juni bis 1./15. August 1942, 


(12:) Anlaufsteigungen. — (18:) Zum Einfahren von Eisenbahnfahr- 
zeugen in Gleisbögen. — Zeitwerte für die Arbeitsvorgänge der Reisezug- 
umbildung. — (14:) Fernverkehr mit Stromlinienzügen. — Durchlaßbau 
im Moorbereich unter Betriebsgleisen. — Die Schneeverhältnisse der 
Sowjeteisenbahnen, — Schienenbeförderung auf Bahnwagen. — (15/16:) 
Das Schlingerproblem an Eisenbahnfahrzeugen. — Die Umgrenzung des 
lichten Raumes bei Regel- und Schmalspurbahnen. 


Reichsverwaltungsblatt. Berlin. ; 
Band 63. Heft 27/28 bis 36. Vom 9, Juli bis 3. September 1942, 


(27/28:) Der Preisstop im Grundstücksverkauf. Eine Entgegnung. Eine 
Replik. — (29/30:) Zur Frage verdeckten Stammkapitals und verdeckter 
Gewinnausschüttung bei Kapitalgesellschaften öffentlich-rechtlicher Kör- 
perschaften oder bei Betrieben gewerblicher Art von solchen, — Die 
zivil- und strafrechtliche Verantwortung für Verdunkelungsverstöße. — 
(81/32:) Einzelfragen zur Weiterbenutzung von Kraftfahrzeugen. — Zur 
Vereinfachung der Verwaltung. — (35/36:) Die Haftung für Verkehrs- 
unfälle während дег Verdunkelung, 


Revista C.F.R. Bukarest. 
28. Jahrg. Nr. 9/12. Vom September/Dezember 1941. 


Sasezeei de апі dela inaugurarea primei linii de cale ferată construită 
de inginerii români. — Inceputal gi desvoltarea Căilor Ferate Române. — 
Macarale mobile pentru căile ferate, 


Ruhr und Rhein. Wirtschaftszeitung. Essen. 
23. Jahrg. Heft 30/32 bis 37/38. Vom 24. Juli bis 28. August 1942. 
(30/32:) Kriegsentscheidender Güterverkehr, — (85/86:) Der erste Rhein- 


frachtentarif. — Lohnerstattung bei Fliegeralarm und Fliegerschäden. — 
(37/38:) Das Wasserstraßennetz des Kontinents. 


Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 
Band 120, Nr. 1 bis 7, Vom 4. Juli bis 15. August 1942. 
(1:) Durchgehender elektrischer Betrieb der Furka-Oberalp-Bahn Brig— 
Disentis. — Triebwagen Reihe 351 der Stadt Zürich. — (4:) Neuere Akku- 


mulatoren-Lokomotiven. — (7:) Zum Artikel: Die erste Gasturbinen- 
Lokomotive. 
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Spoor- en Tramwegen. Utrecht—den Haag. 


15. Jahrg. Heft 13 bis 16. Vom 20, Juni bis 1. August 1942, 


(18:) Tragkonstruktion für elektrische Oberleitung in Eisenbeton. — 
(13/14:) Fahrzeuge in Leichtbauweise für die SBB. — (14:) Fahrkarten- 
druckerei und -verwaltung bei den Niederl, Eisenbahnen. — Die Betriebs- 
organisation der Hauptgruppe „Verkehr“, — Die städtische Straßenbahn 
in Groningen, — (14 bis 16:) Neubewertung verkehrswirtschaftlicher 
Werke. — (15:) Über Verbundlokomotiven. — Kühlverkehr mit Schiff, 
Eisenbahn und Kraftwagen. — (16:) Sandstreuer. — Eisenbahnerfahrun- 
gen aus Siam, 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen. Berlin. 


Band 13, Heft 6 bis Band 14. Heft 1/2. Vom Juni bis Juli/August 1942. 


(6:) Ummeldung von Kraftfahrzeugen bei Standortwechsel. — Die Vor- 
zugsstellung des „beamteten“ Fahrzeugführers bei der Haftung für 
Schäden aus fahrlässig verursachten Kraftwagenunfällen. — Unfälle, 
die durch das Hinauswerfen von Gegenständen aus dem fahrenden Zuge 
oder durch das Schleudern von Gegenständen gegen einen fahrenden Zug 
verursacht werden, sind keine Unfälle bei der Eisenbahn. — (1/2:) Die 
Haftung der Eisenbahnen für Verdunklungsschäden. — Die Krankenhaus- 
pflege und $ 1542 RVO. — Die Vorentscheidung des Reichsverwaltungs- 
gerichts bei Amtspflichtverletzungen zu Lasten des öffentlichen Dienst- 
herrn. 


Verkehrsrechtliche Rundschau. Berlin-Charlottenburg, 


21. Jahrg, Heft 7/8. Von 1942, 


Die Haftung des Schlafwagenunternehmers, — Die Eisenbahnlieferfristen 
im Kriege, — Die Deutsche Reichspost im Wegerecht und im Straßen- 
(Verkehrs-)recht. — Die Verordnung über die Frachtenbildung in der 
Binnenschiffahrt. — Zweifelsfragen bei der Inanspruchnahme von Kraft- 
fahrzeugen. — Das Rückgriffsrecht des Unternehmers gegen den Fahrer. 
— Haftung für Frachtzuschläge nach dem 106. — Gewinnabführung im 
Verkehrsgewerbe, 


Verkehrstechnik. Berlin. 


Band 23, Heft 14 bis 17. Vom 20, Juli bis 5. September 1942, 


(14:) Die elektrische Bremsung der Einheitsstraßenbahnwagen. — Das 
betriebliche Vorschlagswesen bei den Berliner Verkehrs-Betrieben. — 
'Schneebeseitigung bei Straßenbahnen. — (15:) Omnibusbetrieb mit unver- 
dichtetem Stadtgas in Wiesbaden, — Die Obusanlage in Turin, — „2 Tage 
Fahrgemeinschaft“ bei der Prager Straßenbahn. — Eine Straßenbahn 
versorgt ihr Fahrpersonal mit warmem Essen. — Vorschlag für einen 
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Einloch-Umsteigefahrschein. — Zweifelsfragen aus der Kraftfahrzeug- 
versicherung. — (16:) Einrichtungswagenbetrieb bei Straßenbahnen, — 
Einrichtungswagen im Straßenbahnbetrieb und Kehrschleifen. — Obusse 
französischer Bauart in Salzburg. — Die Obusanlage von San Кето. — 
Beschädigung der Bereifung durch Flaksplitter ($ 2 KSSchVO.). — (17:) 
Der Markthallenverkehr der Leipziger Verkehrs-Betriebe. — Der End- 
bahnhof der Rheinuferbahn in Köln. — Der großstädtische Personennah- 
verkehr im In- und Ausland, 


Wissenschaftliche Abhandlungen der deutschen Materialprüfungsanstalten, Berlin. 
П. Folge. Heft 3. Vom 9. Juli 1942, 
Holzschutzmittel, Prüfung und Forschung. 


Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht, Berlin. 
9. Jahrg. Heft 14/15 bis 16. Vom 15. Juli bis 15. August 1942. 


(14/15:) Die Dezentralisierung und der Neubau in der Verwaltung. — 
(16:) Der unzulässige Grundstückspreis. 


Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 
74. Jahrg. Heft 6/7. Vom Juni/Juli 1942. 
Die Bedeutung des Binnenschiffahrtsverkehrs für den Reichsgau Warthe- 
land. — Reichsbahn und Binnenschiffahrt fahren für den Sieg. — Über 


den gegenwärtigen Stand der Binnenschiffahrtsfragen in der Schweiz. — 
Der Binnenverkehr Japans. 


Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen. Berlin. 
37. Jahrg. Nr. 9 bis 12. Vom 10. Juli bis 10. September 1942, 
(9:) Ausschnitte aus dem französischen Signalwesen. — Die selbsttätigen 
Warnanlagen der Deutschen Reichsbahn, — (10/11:) Durchbildung der 
Stellwerksgebäude. — (10/11 u, 12:) Das Nebensprechen auf Freileitun- 
кеп. — (12:) Über Kontakte im Stellwerksbau. — Zusätzliche Flanken- 
schutzeinrichtungen in besonderen Fällen. 


Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahnverkehr. Bern, 
50, Jahrg. Nr. 7 bis 8. Vom Juli bis August 1942, 
(7:) Der Privatwageneinstellungsvertrag und die Rechtsprechung. — Die 
Verpackung und die Rechtsfolgen mangelhafter Verpackung von Fracht- 
gütern im ТОС. (mit Rechtsprechung). — (8:) Betrachtungen zur Umge- 
staltung der Übereinkommen. 


VDI Zeitschrift des Vereines Deutscher Ingenieure. Berlin. 
Bd. 86. Nr. 33/34. Vom 22, August 1942. 
'Wärmeverbrauch und Herstellkosten von Dampfkraftwerken. 
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Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahn-Verwaltungen. Berlin. 
82, Jahrg. Heft 29 bis 37. Vom 16, Juli bis 10. September 1942, 


(29:) Der Vorgesetzte. — Aus dem Personalwesen der Niederländischen 
Eisenbahnen. — Der Einfluß von Veränderungen in der Staatszugehörig- 
keit einzelner Gebiete auf die Rechtswirksamkeit des Internationalen 
Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr. — (30:) Die Eisen- 
bahnen von Australien. — (31:) Ziel und Ergebnis der Kleinbahngesetz- 
gebung in Preußen. — (82:) Über die Verkehrsordnungen einiger zentral- 
afrikanischer Kolonialbahnen und ihre Eigenarten, — (33:) Psycho- 
technik bei den Italienischen Staatseisenbahnen. — Wald und Eisenbahn 
als Nachbarn, — (34:) Die Staatseisenbahnen von Ceylon. — (35:) Die 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung und die Kleinbahnen. — Zur fracht- 
rechtlichen Haftung der Eisenbahn für ihre Bediensteten unter beson- 
derer Berücksichtigung der Kriegsverhältnisse. — (36:) Die Erfindungen 
von Gefolgschaftsmitgliedern. — Die neuen preispolitischen Rechtsquellen 
in ihren beschaffungswirtschaftlichen Beziehungen. — (37:) Die histo- 
rische Entwicklung der Eisenbahnen in der Slowakei. — 75 Jahre 
Brennerbahn, 


Das Archiv für Elsenbahnwesen wird herausgegeben Im Reichsverkehrsininisterlum berlin. Vom Reichs- 
verkehrsminister und Generaldirektor der Deutschen Reichsbahn sind mit der Herausgabe beauftragt: 


Ministerlaldirigent Professor Dr, Kittel, Ministerlalrat Dr, Spiess, Ministerinlrat Dr. Sommer, 
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Das Zweite Baku — das Kusnezkrevier — und der Ural. 
(Nach russischen Quellen bearbeitet.) 


Von 
Oberreichsbahnrat Dr. Wehde-Textor in Frankfurt (Main). 


(Mit einer Übersichtskarte.) 


Mit Rücksicht auf die Lage der Sowjetunion gewinnt die Frage an 
Interesse, was ihr an großen und unmittelbaren Kriegs- 
industrienundBodenschätzen zur Zeit zur Verfügung steht. 
Die sowjetische Literatur bietet nur bis zum Jahre 1940 Gelegenheit, der 
Frage näher zu kommen. Indes unterliegen die Bodenschätze keiner 
Veränderung und die Entwicklung der darauf aufgebauten Industrien 
läßt sich aus der Zeit des Jahres 1940 immerhin in ihren Grundzügen 
überblicken. 

Bei den sich oft widersprechenden Angaben, die man über die Ver- 
hältnisse in den genannten Gebieten, besonders bei Mengen- und Größen- 
angaben antrifft, muß betont werden, daß zu der nachfolgenden Dar- 
stellung das halbamtlich zu nennende Material der Zeitschrift „Planowoje 
chosaistwo (Planwirtschaft)“ Verwendung gefunden hat. 


I. Das zweite Baku. 


Die Schaffung neuer Naphthareviere im Osten der europäischen 
Sowjetunion zwischen Wolga und Ural wurde als eine der bedeutsamsten 
Maßnahmen des russischen Fünfjahresplans bezeichnet. Man hatte „die 
Heranbildung einer großen Erdölbasis im Gebiet des Uralflusses, in 
Baschkirien und an der Emba, die Schaffung einer neuen Kohlen- und 
Metallverarbeitungsbasis im Osten, die Entwicklung von Industrien im 
Wolgagebiet und die Hebung der Landwirtschaft des gesamten Ostens als 
Erfordernis für die Verteidigung der UdSSR“ erkannt. 

Die Entwicklung der Naphthaförderung in Gebieten der Wolga und 
des Uralflusses, die nahe am Verbraucher gelegen sind, änderte das Ge- 
sicht der Wirtschaftsgeographie des russischen Ostens vollständig. 

Verkehrsmäßig gesehen ist die Bedeutung eines zweiten Baku be- 
sonders groß mit Rücksicht auf die bisherige Notwendigkeit, den Osten 
und das Wolgagebiet aus dem äußersten Südosten des Landes von Baku 
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und Grossny aus zu versorgen. Während Aserbaidschan (Baku) 29 % 
aller Erdölvorkommen Rußlands umschließt, mußte es aber angeblich 
74,5% zur Versorgung der UdSSR beitragen und umgekehrt schließen 
alle anderen Gebiete der Union 71 % aller Vorräte in sich, trugen aber 
nur mit 25,5 % zur Versorgung bei, Das Erdöl wurde in einer Menge von 
15—20 Mio t über Tausende von Kilometern aus Baku angefahren, ob- 
wohl es in Buguruslan, Ischimbajewo, Ssysran und anderswo vorhanden 
ist, Der Anteil der Naphthabeförderungen an der gesamten Güter- 
bewegung der UdSSR ist stark, so daß große Anstrengungen der Ver- 
kehrsmittel und großer Einsatz von Material und finanziellen Mitteln 
erforderlich sind. 

Die Aufwendungen an Beförderungen versprachen sich bei einer 
großzügigen Erschließung des zweiten Baku um mehr als 50 % zu er- 
mäßigen. Damit tritt eine Herabdrückung der Inanspruchnahme der 
Eisenbahn- und Wasserbeförderungen ein, die bei der bekannten Ver- 
kehrsnot eine gewichtige Rolle spielt. 

In der gleichen Richtung liegt der Einsatz der Naphthagase für die 
Feuerungsbedürfnisse der großen Industrien und der Bevölkerung an der 
mittleren Wolga in Kuibyschew (Samara), Tschapajewsk, Achtuba bei 
Stalingrad, Buguruslan, Tuimasi, Saratow und auch des Ostens in 
Molotow (Perm), Magnitogorsk, Tscheljabinsk. Dabei wird angenommen, 
daß bei verstärkter geologischer Forschungsarbeit sich weit mehr große 
Gasvorkommen in noch größerer Nähe der Verbraucherzentren werden 
finden lassen. In vielen Fällen führte der Bau von Gasolinfabriken am 
Orte der Gasvorkommen schon zu einer völligen Verdrängung des flüssi- 
gen Brennstoffs für Industrie und andere Bedürfnisse, $ 

Überall im Osten sind in den Jahren seit 1935 außerdem große 
Städte und Siedlungen entstanden, die ansehnliche Naphthaverarbei- 
tungswerke und eine nennenswerte Maschinenbau- und Metallverarbei- 
tungsbasis beherbergen. Diese bedingen an sich eine sehr starke Ver- 
mehrung der Güterbewegungsströme auf den Eisenbahnen und im 
Wasserverkehr; um so erwünschter mußte der Fortfall der weiten Erdöl- 
anfuhren sein. 

Offenbar ist sehr ernsthaft an diesen Problemen gearbeitet worden. 
Der Anteil der Naphthaförderung des zweiten Baku an der sowjetischen 
Gesamterzeugung erreichte 1940 beim Embatrust 6,4 %. Der Anteil der 
östlicheren Truste stieg von 1938 zu 1940 von 6,3 auf 8,0%. In 1939 wurden 
61 600 m Schürfbohrungen und 125 300 m Bohrungen vorgenommen, aus 
denen gefördert wird. Im Ischimbajewo-Revier wurden die neuen Bohr- 
plätze Burantschino, Termen-Elga und Kusminowka in Betrieb ge- 
nommen, Besonders groß sind die auf den Trust Buguruslanneft gesetz- 
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ten Hoffnungen, da sich das Innere des Gebietes als besonders reich an 
Erdöl und Gasen erwiesen hat. Die Bohrlöcher in Nowostepanowka er- 
gaben täglich neben industriell brauchbarem Naphtha zehntausende 
Kubikmeter an Gas. 

Allerdings ist im Schrifttum auch von zahlreichen Hemmungen und 
Hindernissen die Rede. Vor allem wurden die zahlreichen Unterbrechun- 
gen in den Bohrungen beklagt. 1939 ruhte die Bohrtätigkeit insgesamt 
an mehr als 100 Tagen, das Bohrmaterial war nur schwer heranzubringen 
und dann teilweise nicht ausgenutzt. 

Die Gesamtvorräte des zweiten Baku werden mit einer halben 
Mrd t angenommen. 

Als ergiebigstes Gebiet nicht nur des zweiten Baku, sondern aller 
Erdölgebiete des russischen Ostens gilt das bereits erwähnte Revier 
Ischimbajewo, das hinsichtlich der geringen Tiefe der Vorkommen 
und der geeigneten geographischen Lage große Vorzüge aufweist, Eine 
Erdölleitung führt nach der Stadt Ufa, wo für die Verarbeitung des 
Öles ein vorzügliches Werk zur Verfügung steht, desgleichen in Sterli- 
kamak, so daß Ischimbajewo, Ufa und Sterlikamak als eines der künfti- 
gen Zentren der Naphthaindustrie angesprochen werden muß. Die 
nähere Umgebung von Ufa weist übrigens in Kasajak und Sawotschnaja 
eigene Vorkommen auf, die in letzter Zeit mehr und mehr in den Vorder- 
grund des Interesses gerückt sind. 

Die Stadt Ufa verfügt durch die schiffbare Bjelaja, Kama und 
Wolga über Wasserstraßenverbindung nach dem Westen und Süden. 
Ufa liegt ferner an der leistungsfähigen Eisenbahnstrecke nach Tschelja- 
binsk und Samara. 

Als zweites Revier ist Samara Luka an der Eisenbahnstrecke 
Ssysran—Samara zu nennen. Hier wird das Ssysran-Vorkommen ausge- 
beutet, ferner sind Bohrungen bei Jablonowo gegenüber der Stadt 
Stawropol an der Wolga unter günstigen Anzeichen vorgenommen. Das 
Gebiet Ssysran entwickelte sich außerordentlich schnell, obwohl eine 
Anzahl anderer Vorkommen desselben Gebietes noch nicht durch Tief- 
bohrungen erschlossen ist (Schirajewo, Usolje u.a.). Von Wichtigkeit 
sind ferner die Schürfungen in der Tatarenrepublik an den Ufern der 
Kama, Man rechnet in Samara Luka mit einer jährlichen Förderung von 
1 Mio t Erdöl. Zur Verarbeitung steht in Ssysran ein Unternehmen zur 
Verfügung, Beförderungsmäßig wird die Verbindung durch die Wolga 
über Samara hergestellt. 

Im Osten der Stadt Kuibyschew (Samara) sind im Verwaltungs- 
bezirk Tschkalow (Orenburg) die Forschungsarbeiten besonders beschleu- 
nigt worden, hauptsächlich bei der Stadt Buguruslan. Hier findet 
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sich das Erdöl in ganz geringer Tiefe von 20 m. 18 km westlich Bugu- 
ruslan in Nowo Stepanowka und 9 km westlich Stepanowka bei der Eisen- 
bahnstation Pochwinstnewo der Linie nach Samara wurde das Öl in 
300 m Tiefe gefunden. Dieses Vorkommen reicht offenbar in westlicher 
Richtung bis Kalinowka an der Eisenbahnlinie Samara—Krolowka— 
Sergijewsk. Die geographische Lage ist infolge der Nähe der Eisen- 
bahnlinie Samara—Ufa nicht ungünstig. Die Versorgung der Stadt 
Kuibyschew ist durch dieses Vorkommen, zusammen mit den reichlich 
auftretenden Erdgasen sichergestellt, Gasleitungen erübrigen eine Inan- 
spruchnahme der Eisenbahn. 

Das vierte Erdölgebiet des zweiten Baku befindet sich im Verwal- 
tungsbezirk Molotow (früher Perm). Neben dem bereits ausge- 
beuteten Revier Krasnokamsk sind zwei neue Fundstellen Sewerokamsk 
und Palasna entdeckt worden. Das Gebiet Krasnokamsk arbeitet bereits 
seit langem, es ist trotz schwieriger Bohrverhältnisse und verhältnismäßig 
geringer Ergiebigkeit (8—10 t je Bohrturm täglich) eines der wert- 
vollsten. Die hier auftretenden Erdgase, weisen eine Heizkraft von 
8000 Kalorien je Kubikmeter auf. Das Naphtha aller dieser Fundstellen 
wurde nach Saratow befördert, der Ural kam daher bisher bis zur Her- 
stellung eines Verarbeitungswerkes in Molotow nicht in den Genuß der 
Förderung. Benzin und Masut wurde noch 1940 nach dem Süden 
(Saratow) und zwar im Sommer auf sehr weite Strecken zu Schiff und 
im Winter mit der Eisenbahn überführt, Seit 1942 wird der Ural Masut 
und die anderen Produkte für seine Industrien aus eigenen Quellen be- 
ziehen. In weiteren günstig gelegenen Vorkommen verfügt das Gebiet 
über die erheblichen Reserven des Bezirks Swerdlowsk, die noch nicht in 
Angriff genommen sind. 

Schließlich kommt das Gebiet Tuimasi in der Baschkirenrepublik 
an der Grenze zur Tatarenrepublik in Betracht. Hier befindet sich das 
Erdöl im gleichen Horizont wie bei Ssysran und zwar іп 1100—1150 m 
Tiefe, die Gesamtvorräte werden mit mehreren 10 Mio t angenommen, 
Die Förderung ist hier nicht ohne Schwierigkeiten, denn die erdölhaltige 
Schicht gibt das Öl nicht aus zusammenhängenden Lagen ab, sondern 
enthält taube Stellen. Infolgedessen geben unmittelbar nebeneinander- 
liegende Bohrlöcher das Material in sehr verschiedener Menge ab, die 
zwischen 3 und 40 t täglich schwankt. Ein Verarbeitungswerk war 1940 
im Entstehen. 

Mit diesen größeren Erdölgebieten erster Ordnung sind die gesam- 
ten Vorkommen aber keineswegs erschöpft. Naphtha findet sich außer- 
dem an anderen Stellen der Tataren- und Baschkirenrepublik, in der Um- 
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gebung von Saratow und bei Astrachan. Die angesetzte geologische For- 
schungsarbeit war im Jahre 194P keineswegs voll durchgeführt. 

Während früheren Generationen das Wolgaland als ausgesprochen 
landwirtschaftliches Gebiet erschienen ist, hat die Naphthagewinnung 
einen völligen Umschwung in der Entwicklung des Landes zur zweiten 
Basis der Maschinenbau- und chemischen Industrie neben dem Donez- 
revier mit sich gebracht. Es haben sich drei Industriezentren heraus- 
gebildet. Die Nähe der Kohlen- und Metallindustrie des Donezreviers, 
das Vorhandensein großer Flüsse und die günstige geographische Lage 
lassen das Wölga-Dongebiet und die untere Wolga als geeignet für den 
Aufbau einer Schwerindustrie erscheinen. Durch das Werk „Roter 
Oktober", das 750 000 t Stahl und über 1 Mio t Walzeisen zu erzeugen 
vermochte, und durch eine große Traktorenfabrik war Stalingrad zu 
einem bekannten Industriezentrum geworden. Ganz anders liegen die 
Verhältnisse im Bezirk Swerdlowsk, wo die Nähe der Brennstoffvorräte 
des Urals in Verbindung mit der Naphthaverarbeitung die chemische 
Industrie hat groß werden lassen. Die Wasserkräfte haben Anlagen für 
die Herstellung von Leichtmetallen und Elektrostahl entstehen lassen. 
Endlich stellte sich das Wolga-Kama-Gebiet hauptsächlich auf dem linken 
Ufer der Wolga durch die Ausnutzungsmöglichkeit des Torfes und wegen 
der größeren Beförderungsnähe zum Westen des Landes als geeignet für 
die leichte und mittlere Maschinenbauindustrie heraus. 

Die industrielle Erzeugung des Wolgagebietes erreichte bereits 1938 
den Anteil von 3,5 % der gesamtsowjetischen industriellen Produktion. 
Die reichlich auftretenden Salze, Phosphorite und anderen Mineralien 
führten zur Entstehung einer beachtlichen chemischen Industrie. 

Nicht zum zweiten Baku gehört, aber der Erwähnung bedarf das 
E m b a - Erdölgebiet im Nordosten des Kaspischen Meeres. Die Erschlie- 
Bung dieses Reviers geht in ihren Anfängen bereits auf das erste Jahr- 
zehnt dieses Jahrhunderts zurück, wurde aber ernsthafter erst 1935 in 
Angriff genommen. Damals erhielt eine Studienkommission den Auf- 
trag, das Land nach Erdöl, Erdgasen, Kali und Bor, nach den Möglich- 
keiten einer verkehrsmäßigen Erschließung, ferner bezüglich der 
Wasserversorgung und des landwirtschaftlichen Ausbaus zu erforschen. 

Die Förderung an Erdöl stand 1911 mit der noch sehr bescheidenen 
Menge von 18.000 t zu Buch, stieg unter dem Druck der Weltkriegsver- 
hältnisse im Jahr 1914 vorübergehend auf 273 000 t, erreichte die gleiche 
Ziffer dann erst wieder in 1926, um sich dann bis 1937 auf 484 000 t zu 
steigern. Für 1942 wurde eine Förderung von rund 1 Mio t erwartet. Das 
Gesamtvorkommen wird mit 1 Mrd t angenommen. Im einzelnen sind als 
hauptsächlichste Gewinnungsstätten Dossor, Makat, Baitschunaß, Iskine 
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und Kotschagil zu nennen. Die Gewinnungskosten wurden 1938 mit 
32 Rubeln je Tonne angegeben. 

Außerdem sind die Erdgasvorkommen von Bedeutung. Es wird an- 
genommen, daß sich im Embagebiet 110 Mrd cbm, d.i. ein Zehntel der 
gesamten Erdgasmengen Rußlands befinden; die Reviere Makat und 
Iskine treten als besonders gasreich hervor. 

Die Glasindustrie war an der Auffindung von Bor im Embagebiet 
interessiert. Kalisalze kommen in Atschebulak (47 km westlich Temir) 
und 15 km westlich davon in Akdshar, in Kairowka (14 km nordöstlich 
Saraktasch) und Osinki (an der Grenze Kasakstans, 100 km von Uralsk 
enfernt) vor. Art und Menge versprechen, die Vorkommen neben Soli- 
kamsk am Ural zu einem zweiten Kalizentrum werden zu lassen. 

Das Haupthindernis der Erschließung des Embagebiets sind 
anerkanntermaßen die Verkehrsverhältnisse. Der Plan eines „Emba 
Großreviers“ steht und fällt mit der Schaffung leistungsfähiger Ver- 
kehrswege. Bekannt geworden ist die Eröffnung der 518 km langen 
Eisenbahnstrecke von Guriew am Nordufer des Kaspischen Meeres nach 
Kandagatsch im Jahre 1938, auf der als spätere Höchstleistung 12 Zug- 
paare täglich verkehren können, Zunächst waren jedoch wegen der 
Schwierigkeit der Wasserversorgung nur vier Güterzug- und ein Per- 
sonenzugpaar vorgesehen. Unbekannt ist, ob und wieweit weitere Eisen- 
bahnprojekte zur Durchführung gekommen sind. Zu ihnen gehörten die 
Strecken Alexandrow Gaj—Emba und Guriew—Aktjubinsk. Erstere 
würde die kürzeste Verbindung zwischen den Metallwerken des Wolga- 
gebiets und dem Aralsee bedeuten, die zweite Linie würde das Embagebiet 
an die Industriezentren des Urals und Sibiriens anschließen. 

Der Binnenschiffahrtverkehr auf dem Uralfluß hat nur sehr be- 
scheidene Bedeutung, da nur kleine Schiffe mit hohen Unkosten ver- 
kehren können. Auf der 830 km langen Linie Guriew—Uralsk werden 
talwärts Brotgetreide und in der Bergfahrt Fische, Felle und Wolle be- 
fördert. Die Naphthaindustrie bedient sich der Seeschiffahrt von Guriew 
nach Astrachan, wegen der geringen Wassertiefe können jedoch auch 
hier nur kleine Dampfer mit 2,5 m Tiefgang verkehren, 

Von Interesse ist die Frage der Erdölleitungen. Eine solche besteht 
zwischen Guriew und Orsk in einer Länge von 720 km, sie kann 500 000 t 
im Jahr transportieren, die sich angeblich auf das Dreifache steigern 
lassen sollen. In diesem Fall käme die Leitung auch für den Transport 
kaukasischen Erdöls in Betracht. Die Beförderungsgeschwindigkeit be- 
trägt etwa 25 km täglich, für die Gesamtstrecke werden 25 Tage benötigt. 
Zu erwähnen ist auch die im Jahr 1912 verlegte kürzere Leitung von 
Makat—Dossor nach Rakuscha am Kaspischen Meer. 
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II. Das Kusnezkbecken (Kusbas). 


Die russische Industrie arbeitete bis zur Einschaltung des Kusnezk- 
gebietes allein auf der Grundlage der Kohlen- und Metallwirtschaft der 
Ukraine, Die Entwicklung ging aber dahin, daß diese einzige Basis nicht 
mehr genügen konnte. Die zweite sollte das Ural-Kusnezker Kombinat 
sein, das die Kusnezker Kokskohle und das Uralerz zur Verarbeitung in 
sich vereinigt. 

Die Entwicklung der russischen Kohlenförderung führte von 1913 
mit 29 Mio t zu 127, Mio t im Jahre 1937, davon förderte 1937 das Donez- 
becken 75 Міо t = 59 %, das Kusnezkbecken 17,3 Міо t = 13 %, der Rest 
entfiel auf die Gewinnung in anderen Landesteilen. 

In Kusbas kommen fast alle Kohlensorten vor: Halbanthrazit, 
Magerkohle, Koks-, Gas- und langflammige Kohlen. Im Südosten des 
Beckens finden sich ferner besondere Arten, so die Sapropelkohle, eine 
Sorte mit starkem Feuchtigkeits- und Pechgehalt. Es handelt sich um ein 
Gebiet im Umfang von 26000 qkm mit Vorräten von schätzungsweise 
450 Mrd t, von denen 220 Mrd t in gut erreichbarer Tiefe bis zu 600 m 
liegen. Im Jahre 1940 waren Läger mit 2 Mrd t im einzelnen durch- 
forscht. Die Mächtigkeit der Flöze schwankt zwischen 1 und 16 m, der 
Durchschnitt wird mit 1,66 m angegeben. Die gut erreichbaren Massen 
übertreffen die Läger des Donezbeckens (30 Mrd t) um das siebenfache. 
110 Mrd, d.h, elfmal mehr als im Donezbecken sind zur Kokserzeugung 
geeignet. In der gesamten Kohlenbilanz der UdSSR erschien die Erzeu- 
gung des Kusbas 1940 mit 14 %, in der Koksbilanz mit 19 %. Der aus- 
nahmsweise große Kohlenreichtum stellte zusammen mit dem Erzvor- 
kommen des Urals und Westsibiriens große Möglichkeiten einer ferneren 
Entwicklung in Aussicht. Die Anzahl der Schächte wird für 1940 mit 36 
angegeben, darunter 3 Großschächte namens Stalin, Woroschilow und 
Kirow. Die Kohle unterscheidet sich in ihrem Gehalt an Feuchtigkeit, 
Asche, Schwefel und Phosphor, der Anteil an Schwefel schwankt zwi- 
schen 0,2 und 0,6 %, erreicht aber nur selten 1%. Die Kohle der Keme- 
rowsker, Leninsker, Kiselewsker und ein Teil der Anshersker Vorkommen 
sind frei von Phosphor. Im übrigen beträgt der Anteil zwischen 0,000: und 
0,19 %, der Anteil der Feuchtigkeit schwankt zwischen 4 und 46 %. Die 
chemische Zusammensetzung besteht zu 77—91 % aus Kohlenstoff, 3,2 bis 
6% aus Wasserstoff, 1,0—3 % aus Stickstoff und 1—12 % aus Sauerstoff. 

In den Jahren 1820—1896 wurden nur 350 000 t gefördert, später 
wurde das Anshero-Sudshenster Gebiet in Angriff genommen, die hoch- 
wertigen Vorräte des mittleren und südlichen Kusnezker Bassins wurden 
überhaupt nicht abgebaut. Einer Förderung von 773 000 t in 1913 stan- 
den 1937 bereits 17 813 000 t gegenüber, 1940 arbeiteten 36 Schächte mit 
nicht genannter Förderung. 
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Das Versorgungsgebiet des Kusbas ist sehr umfangreich. Es ge- 
hören dazu die Maschinenbauunternehmungen des Urals, teilweise auch 
das Gebiet zwischen Wolga und Ural, die Fabriken in Nowosibirsk, der 
Omsker Verwaltungsbezirk, Mittelasien, Südkasakstan, die Baschkiren- 
und Tatarenrepublik. In diesen Gebieten bleiben 55 % der Förderung. 
Mittelasien und Südkasakstan erfordern allein schon 1 Mio t. Teilweise 
wird auch Nowo Tagil im Ural und Magnitogorsk von hier versehen. Die 
Uralindustrie benötigt vor allem die reine Kohle des Kusbas für die 
Nickel- und Kupfergewinnung, sowie für chemische Zwecke in einer 
Höhe von 1,5 Mio t. Der Bedarf des Werkes Bakal (Sadka) erforderte 
1,» Mio t, die über eine Entfernung von 2400 km zu transportieren waren. 

Hand in Hand mit der Kohlenwirtschaft ging im Zusammenhang 
mit dem kommunistischen Parteikongreß 1930 die Schaffung einer star- 
ken Basis für die Koksherstellung und ihrer Nebenerzeugnisse, die Orga- 
nisation großer Werke der synthetischen Chemie für Schwefelsäure, 
Superphosphate, synthetischen Kautschuk, Kunstwolle und synthetische 
Naphthaprodukte. 

Wo vor nicht langer Zeit noch Schneefelder und Steppen die Erde 
bedeckten, entstand 1932 das Kusnezker Eisenwerk ‘Stalin, Es wird be- 
hauptet, daß das alte, schon 1815 gegründete Eisenwerk Guriewsk im Ver- 
waltungsbezirk Nowosibirsk in 88 Jahren 55 000 t Roheisen herstellte, 
daß das Werk Stalin diese Menge jedoch in 10—11 Tagen entstehen läßt. 
Die Mitteilungen über die Einrichtungen des Unternehmens sind spär- 
lich, es wird nur berichtet, daß das Werk auf eine Jahresproduktion von 
1,2 Mio t Roheisen, 1,4 Mio t Stahl und 1,ı Mio t Walzeisen eingerichtet 
werden sollte, daß ferner seit dem 2, Fünfjahresplan zwei übergroße 
Hochöfen mit einem Fassungsvermögen von 2326 cbm und zehn 
Martinöfen mit 665,6 qm Bodenfläche hinzugekommen sind. Die Erzeu- 
gung dieses Werkes stellte 1937 Ba % der gesamtrussischen Koks-, 10 % 
der Roheisen-, 9,1 % der Stahlerzeugung und 8,0 % der Walzerzeugnisse 
dar, In der Hauptsache (zu 85 %) wird das Werk versorgt mit Magnito- 
gorsker Erzen, also aus dem Ural. Im Jahre 1932 wurden von dort 
2,0 Міо t angeliefert. Die Beförderung erforderte jährlich 60 000 Eisen- 
bahnwagen, wobei der Lauf der Wagen zwischen Stalinsk (früher Nowo 
Kusnezk) und Magnitogorsk etwa elf Tage in Anspruch nimmt. Die ein- 
maligen Beförderungskosten belaufen sich auf das Dreifache des Erz- 
wertes. Nur zu 15 % war ез bisher gelungen, das Werk Stalin aus West-- 
und Ostsibirien und aus Mittelasien zu beliefern. Sibirien verfügt über 
genügend eigenes Erz, das die dortige Eisenwirtschaft zu tragen imstande 
wäre. Herkunftsgebiet ist hier Gornaja Schoria im Südwesten des 
Kusnezker Altaigebirges. Am bekanntesten sind dort die Vorkommen von 
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Telbes rd. 70 Werst südlich der Stadt Stalinsk (Kusnezk), ferner Kon- 
doma, Taschelginsk, Temir Tau, Odra Basch, Taschtagol, Schalym und 
Kotschura. Die gesamten Vorräte dieser sehr wirtschaftlichen Vorkommen 
sind mit 114 Mio t ermittelt, sie genügen für den Bedarf von 22 Jahren. 
Unter den genannten Revieren ist Taschtagol, das Erz mit 50 % Fe lie- 
fert, durch die reichhaltigste und qualitätsmäßig beste Sorte ausgezeich- 
net, Der Abbau der Taschtagol-Gruben stand daher naturgemäß im 
Mittelpunkt; sie sind seit 1940 durch die Gorno-Schorskaja-Eisenbahn 
mit dem Kusnezker Eisenhüttenwerk verbunden. 

Unweit der Stadt Atschinsk am Mosulkafluß befindet sich ferner 
ein Manganerzvorkommen, das 1933 durch eine Stichbahn von 15 km 
Länge erreichbar gemacht wurde und sich nunmehr ebenfalls in die Be- 
lieferung des Kusnezker Werkes eingeschaltet hat. Dieses Mossulka- 
vorkommen birgt etwa 5 Mio t. Drei Erznester wurden zunächst in An- 
griff genommen, außerdem sind aber sieben weitere Abbaustellen vor- 
handen. Weitere Manganerzvorkommen sind bei Kemerowo, Bjelowo und 
Leninsk-Kusnezk bekannt, die alle zusammen für eine Reihe von Jahren 
eine ausreichende sibirische Erzbasis für den Kusnezker Bedarf von jähr- 
lich 200 000 + 45 %igen Manganerzes darstellen, Maßnahmen zur An- 
reicherung des Erzes sind ergriffen. 

Westsibirien stellt auch der Naphthaindustrie große Aufgaben. 
Während 1913 nur 8700 t Erdöl und Benzin hauptsächlich für den Privat- 
bedarf der Bevölkerung und 7000 t Masut für industrielle Zwecke ein- 
geführt wurden, was einem Anteil von 1% am Aufkommen Gesamt- 
rußlands entsprach, stieg der Bedarf 1937 auf 5, %. Bereits damals 
wurden 500 000 t auf mehrere tausend Kilometer Entfernung angefahren. 
Nach geologischen Untersuchungen sind eine Reihe westsibirischer Erd- 
ölvorkommen bekannt geworden, so im Osten des Kusnezkbeckens die 
Vorkommen von Barsis, Konjuchta und andere. 

In der Entwicklung begriffen war im Jahr 1940 auch die Maschinen- 
bauindustrie, es entstanden die Unternehmungen Sibirischer Metallbau 
und Sibirischer Maschinenbau. Die Goldgewinnung wird durch das Werk 
„Trud“ (Arbeit) in Nowosibirsk betrieben, landwirtschaftliche Maschinen 
werden in Omsk hergestellt. 

Welchen Wert Molotow auf die Errichtung von Maschinenbau- 
zentren im Osten gelegt hat, geht aus einer durch ihn veranlaßten Ent- 
schließung auf dem ХУШ, kommunistischen Parteikongreß hervor: „in 
derartig wichtigen wirtschaftlichen Zentren wie sie die Ostgebiete, der 
Ural und das Wolgagebiet darstellen, im Fünfjahresplan Doppelunter- 
nehmungen für eine Reihe von Maschinenbau-, Naphthaverarbeitungs- 
und chemischen Werken zu schaffen, um unliebsame Vorfälle in der Ver- 
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sorgung mit einzelnen Industrieerzeugnissen auszuschließen,“ In Nowosi- 
birsk war der Bau einer Dampfturbinenfabrik und einer Automobilfabrik, 
in Westsibirien die Errichtung von Lastkraftwagenfabriken vorgesehen, so 
daß in Nowosibirsk das Zentrum der sibirischen Maschinenbauindustrie 
entsteht. Veranlassung dazu gab die transportgünstige Lage der Stadt 
für Kohle und Walzprodukte aus dem Kusbas und für die hochwertigen 
Metalle aus dem Ural. 1940 waren dort ferner neue Textilunternehmun- 
gen, Werke für die Herstellung von Drehbänken, chemische Fabriken, 
Lokomotiv- und Wagenbauanstalten und Elektromaschinenfabriken im 
Entstehen. 

Zu erwähnen sind noch die Fortschritte in der Versorgung des 
Landes mit elektrischer Kraft, so sind Elektrowerke bei Kemerowo, in 
Nowosibirsk, in Kusnezk, Tomsk usw. in Betrieb genommen. An Stark- 
stromleitungen sind die Linien Stalinsk—Mundybasch und Kemerowo— 
Anshero—Sudshinsk geschaffen und die elektrisch betriebene Eisenbahn- 
strecke Bjelowo—Stalinsk in Betrieb genommen. 

Die starke Bautätigkeit hat auch die Frage nach der Beschaffung 
von Baumaterialien entstehen lassen, Einst wurden 80 % allen Zementes 
im europäischen Rußland erzeugt, jetzt sind in Westsibirien Unter- 
nehmungen entstanden, die 1937 2 424 000 t herstellten. Inzwischen soll 
sich die Erzeugung mehr als verdoppelt haben. 


III. Der Ural. 


Der Ural erstreckt sich in einer Länge von 2600 km mit Erhebungen 
von durchschnittlich 500—600 m in seinen letzten Ausläufen bis in die 
Nähe des Kaspischen Meeres. Er weist eine derartige Kombination von 
Reichtümern auf, wie sie in keinem anderen Lande der Erde wieder fest- 
zustellen ist. Als einziges Gebiet birgt er alle Arten von Rohstoffen in 
sich, die für die Gewinnung von Schwarzmetallen notwendig sind: 
Eisenerz, die seltensten Arten feuerfester Materialien, Manganerz, auch 
Chrom, Nickel, Titan, Molybdän und Vanadium fehlen nicht. Es finden 
sich Kohlenvorräte, darunter Kokskohlen, die den örtlichen Bedarf aller- 
dings nur zum kleinen Teil decken können, es kommen Naphtha, Torf 
und Erdgase vor, außerdem große Holzmassive. 

An sich sind diese Erdschätze, vielfach in guter Qualität, vor- 
handen, aber es darf nicht übersehen werden, daß Abbau und Verarbei- 
tung nicht ohne Schwierigkeiten vor sich gehen. Dies ist besonders beim 
Eisenerz und bei den meist kleinen mit Holzkohlen arbeitenden Werken 
der Fall. 

In der Größenordnung der Vorkommen stehen die Eisenerze des 
Urals hinter der Krim an zweiter Stelle. Zum Unterschied zu Kriwoi Rog, 
wo die Erze auf kleinem Raum zusammengedrängt und in ihrer Art ziem- 
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lich gleichartig sind, sind im Ural mehr als 1000 einzelne Erzvorkommen 
bekannt, die sich über das gesamte Gebirge verteilen und häufig nur 
kleine, nicht ohne Schwierigkeiten abbauwürdige Bestände (10 000 t) 
aufweisen, 

Auch ist die Zusammensetzung der Uralerze sehr unterschiedlich, 
nicht nur die Läger selbst unterscheiden sich voneinander, sondern 
innerhalb der Vorkommen wiederum die einzelnen Schichten. Allein in 
den wenigen Gruben, die erschlossen sind, wurden bis zu 80 Sorten fest- 
gestellt. Die Folge ist, daß die Sortenfrage nicht geringe Schwierig- 
keiten verursacht. Auch werden die Verluste bei der Anreicherung 
als schwer nachteilig hingestellt, die Aufbereitung bedingt den be- 
trächtlichen Verlust von 44—50 %. Im Jahr 1933 sind auf diese Weise 
3 Mio t arme Erze als Rückstände liegengeblieben, in drei Jahren hatten 
sich 11 Mio t derartigen Materials angesammelt, die die Arbeitsstätten 
stark beengen. 

Andererseits hat die Unterschiedlichkeit der Uralerze vorteilhafte 
Seiten, die Auswahlmöglichkeit der günstigen Abbaustelle gestattet die 
Rücksichtnahme auf geringsten Transport der Rohstoffe und der fertigen 
Metalle und erleichtert die Herstellung von Spezialsorten. Die Billigkeit 
des Erzes kompensiert häufig die notwendigen Ausgaben für die An- 
reicherung. In Verbindung mit den Eigenarten der Läger treten Probleme 
auf, die anderswo unbekannt sind. Die immer wieder von der sowjeti- 
schen Literatur selbst hervorgehobenen Schwierigkeiten gestatten keines- 
wegs ein Wirtschaften aus dem Vollen, 

Bisher ist der Erzreichtum des Urals sehr einseitig, d. h. dort aus- 
gebeutet worden, wo es mengen- und qualitätsmäßig am vorteilhaftesten 
war, Infolge allzu starker mengenmäßiger Inanspruchnahme nehmen die 
Vorräte des nördlichen und mittleren Urals übermäßig ab, obwohl sie 
40 % der Gesamtvorkommen ausgemacht haben, denn diese Erze eignen 
sich nicht ohne Anreicherung, die bisher große Mengen hat verkommen 
lassen, im Rohzustand zum Schmelzprozeß, wie das bei den Erzen des 
Südurals der Fall ist. So werden denn bereits große Mengen von Magnito- 
gorsk und Bakal nach Norden transportiert; dabei handelte es sich immer- 
hin schon um einige hunderttausend Tonnen jährlich, von denen ein be- 
trächtlicher Teil Entfernungen von mehr als 1000 km durchlaufen mußte. 

Das bedeutendste Vorkommen an Eisenerz ist dasjenige von 
Magnitogorsk (früher Magnitnaja), es umfaßt 387 Mio t und ist im süd- 
lichen Teil des Uralgebirges am Uralfluß gelegen. Hier wird hoch- 
wertiges Erz mit 62—65 % Fe im Tagebau gewonnen. Außer Magnito- 
gorsk kommt hauptsächlich noch das Erzlager von Bakal in Frage (reiner 
Brauneisenstein), das weiter nördlich an einer Stichbahn von Slatoust 
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nach Süden gelegen ist. Auch hier blieben große Bestände mit zu hohem 
Phosphorgehalt ungenutzt liegen, die indes durchaus noch geeignet zur 
Herstellung gewöhnlichen Eisens wären. In 150 Jahren Betriebszeit 
haben diese Reste 5 Mio t erreicht. Ferner sind, im mittleren Ural gelegen, 
die Tagil-Kuschwiner Gruppe von Magneteisenerzen (120 Mio t), das 
Alepajewer Vorkommen (200 Mio t) und das Simaro-Kamensker Vor- 
kommen (80 Mio t) zu nennen, 

Mit der Grube Bakal arbeitet — ebenfalls an der genannten Stich- 
bahn gelegen — das Eisenwerk in Satka zusammen, das in der Haupt- 
sache auf die Herstellung hochwertigen, schwach phosphorhaltigen 
Eisens für den Maschinen-, Auto- und Traktorenbau auf Holzkohlen- 
basis eingestellt ist, während das Achinsker Eisenwerk als zweites 
Unternehmen des Reviers die Verarbeitung des minderwertigen Erzes 
und zwar auf der Basis von Koks vornimmt. Bei beiden Werken 
bestehen Schwierigkeiten in der Brennstoffversorgung. Die Holz- 
kohle wird allein in Satka in einer Menge von 3—4 Mio t benötigt und 
kann in der Umgebung von Bakal nicht in noch höherem Ausmaß ge- 
wonnen werden, so daß auch ein drittes Werk, das 1941 begonnen werden 
sollte, damit versorgt werden könnte; dieses wird also auf Koksbasis 
arbeiten müssen. Die Koksversorgung stößt jedoch, da die Uralkohle 
die der Gigantomanie verfallenen Riesenwerke bei Magnitogorsk und 
Bakal nicht annähernd ausreichend zu beliefern vermag, überall auf die 
sich aus den weiten Transporten vom Kusnezkrevier (mehr als 2000 km) 
ergebenden Schwierigkeiten. Das Karaganda-Kohlengebiet südlich Akmo- 
linsk ist zwar 1000 km näher gelegen, aber noch nicht genügend er- 
forscht. Zu erwähnen ist ferner das Werk Nowo Tagil mit einer Jahres- 
gewinnung von 1,4 Міо t Roheisen und 1,s Mio t Martinstahl. 

Mit Holzkohle wird übrigens nur ein geringer Teil des Uralerzes 
verarbeitet und zwar das hochwertige Eisenerz. Weit größer sind die- 
jenigen Erzmengen, die mit mineralischen Brennstoffen verhüttet werden. 
Indes ist der Ural gerade in der Versorgung mit Kohlen weit schlechter 
gestellt als bezüglich des Erzes, 

Die Steinkohlenvorkommen sind begrenzt. Sie werden in den Revie- 
ren Bogoslowsk, Kisel, Jegorschino und Tscheljabinsk mit 5 Mrd t ange- 
nommen und eignen sich wegen ihres hohen Aschegehaltes wenig zur 
Metallverarbeitung, mehr als Rohstoff für die chemische Industrie. Die 
Anreicherung der Erze ist deshalb von so großer Bedeutung, weil die 
minderwertigen Erze weit mehr von dem nicht ohne Schwierigkeiten zu 
beschaffenden Brennstoff verlangen. Obwohl die Verarbeitung minder- 
wertiger Erze bezeichnenderweise zur Zeit bereits „sehr aktuell“ ist, 
war man im Ural damit noch nicht weit fortgeschritten. 
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Im Ural sind, wie bereits erwähnt, mehr als 1000 Erzläger bekannt, 
es ist aber unmöglich, für jedes der Vorkommen ein wirtschaftlich arbei- 
tendes eigenes Verhüttungswerk zu errichten. Jeder Hochofen normaler 
Bauart erfordert 4—500 000 t Erz und für den unterbrechungslosen Be- 
trieb sind mindestens zwei Hochöfen erforderlich. Dabei liefern die 
kleinen Vorkommen oft nicht mehr als 10 000 t, aber die Beförderung an 
eine zentrale Stelle des Urals stößt auf Schwierigkeiten. 

Wie sich aus den lebhaften Klagen der Eisenbahn ergibt, sind die 
Beförderungen allgemein im Ural auf große Schwierigkeiten gestoßen, 
vor allem wird über die unrationellen Kreuz- und Quertransporte über 
weite Strecken geklagt. Diese beziehen sich besonders auf das Eisenerz, 
das einerseits vom Ural nach Sibirien und in das zentrale Indu- 
striegebiet bei Moskau, ja sogar nach der Ukraine befördert werden 
mußte, während andererseits der Bezirk Swerdlowsk М Міо t glei- 
chen Materials wiederum aus der Ukraine und Sibirien bezog, trotz- 
dem der Bezirk selbst über 800 Mio t, d.h. über ein Drittel der gesamten 
Uralerze verfügt. Eine derartige unnötige Inanspruchnahme der Trans- 
portmittel auf weite Entfernungen wirkte sich sehr hemmend auf die 
unbedingt notwendige Beförderung von Zuschlagstoffen und Halbfabri- 
katen aus. Manganerze, die der Ural in großen Mengen bietet, wurden 
aus Nikopol (Donezrevier) und Tschiatury im Kaukasus bezogen. 

Im Unterschied zu dem tatsächlich in Angriff genommenen Ausbau 
der Industrien im Osten der Sowjetunion hat der entsprechende Ausbau 
des Verkehrswesens in den behandelten Gebieten mit der Entwicklung 
nicht Schritt gehalten. Hier bewegte man sich nach unserer Kenntnis 
bis 1940 abgesehen von einzelnen Korrekturen auf dem Gebiet der Pla- 
nung. Auch hier erweist es sich als schwer nachteilig, daß die Wirtschaft 
in ihren neuen Verhältnissen mit dem alten Zustand der Verkehrsmittel, 
insbesondere der Eisenbahnen, arbeiten muß. Die letzte auf diesem Ge- 
biet bekannt gewordene Abhandlung findet sich in der Zeitschrift „Plan- 
wirtschaft“ Jahrgang 1939 Heft 5 über „Die Entwicklung des Eisenbahn- 
netzes im Wolgagebiet“. An Hand eines Kartenmaterials werden hier 
zunächst „Hypothesen“ über eine versorgungsmäßige Gebietseinteilung 
der Sowjetunion für Eisen, Kohle, Holz, Getreide, Zement und sonstige 
Mineralien (Kali, Braunkohle usw.) aufgestellt. Im Anschluß hieran 
wird sodann die für notwendig gehaltene verkehrsmäßige Entwicklung 
des Wolgagebietes, des Urals und Westsibiriens erörtert. Danach kommt 
als Grundlage die Wolga und die Kama mit ihren Nebenströmen in Frage. 
Die schon jetzt starke Verkehrsbedeutung der Wolga hatte durch den 
Wolga-Don-Kanal sehr gewonnen; beide stellen sich als leistungsfähige 
und wirtschaftliche Verkehrswege für Massengüter dar. Das Wolgaland 
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verfügt nicht über eigene Kohlenvorkommen, weist aber große Vor- 
kommen an Brennschiefer auf. Hierdurch wurde zwar die Frage der 
Brennstoffversorgung erleichtert, darüber hinaus mußte jedoch die Ver- 
sorgung mit der unbedingt erforderlichen Steinkohle aus dem Ostflügel 
des Donezreviers sichergestellt werden. 

Die Beförderungskosten auf dem Wolgaflußsystem einschließlich 
Umschlag sind etwa dreiviertel bis halb so hoch wie auf den Eisen- 
bahnen. Aus diesem Grunde und zu ihrer Entlastung wurde schon immer, 
da große Entfernungen in Frage kommen, großer Wert auf den Umschlag 
von Bahn zu Schiff und umgekehrt selbst an den Ausläufern des Fluß- 
systems in Kirow, Molotow (Perm) und Solikamsk gelegt. Der Wolga 
werden vor allem die Massengüter der Industrie, der Bauindustrie und 
Landwirtschaft, Steinkohle, Naphtha und Holz zugeführt und zwar dachte 
man, die großen Zentren Leningrad über das Marienkanalsystem und 
Moskau über den Moskwa-Don-Kanal zu versorgen. 


Auch an einer großzügigen Eisenbahnplanung für die Bedienung 
der Ostgebiete fehlte es nicht. Es wird zwischen Strecken mit Transit- 
bedeutung durch das gesamte Gebiet der Sowjetunion, Strecken mit Be- 
deutung für den Verkehr zwischen einzelnen Landesteilen und Strecken 
örtlicher Bedeutung unterschieden. Zur ersten Gattung sollten die Linien 
gehören, die vom Ural nach dem Kusnezkbecken und Wolgagebiet führen, 
2. В. Moskau — Gorki — Kasan — Swerdlowsk — Sinarskaja — Nowosibirsk 
oder Südsibirien—Südural—Kaspisches Meer. Als Linien sog. zwischen- 
regionaler Bedeutung wurden (ebenfalls unter teilweiser Benutzung vor- 
handener Strecken) folgende gedacht: Kurgan—Tscheljabinsk—Kuiby- 
schew—Pensa—Kiew, Swerdlowsk—Kirow— Leningrad, Ssytykar—Kotlas 
— Leningrad, Molotow (Perm)—Ufa—Ischimbajewo—Tschkalow (Oren- 
burg), Kuibyschew—Solikamsk, Magnitogorsk—Ufa—Gorki (Nishni 
Nowgorod). 
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Kriegsbahnbauten im Nahen Osten. 


Von D 
Oberreichsbahnrat а. D. Р. Dieckmann in Heide (Holstein), 


1. Türkische Bahnbauten bis 1914. 


Nachdem neben Ägypten auch die Länder des Nahen Ostens, 
Palästina, Transjordanien, Syrien, Irak und Iran in die englische Krieg- 
führung hineingezogen worden sind, gewinnen die Eisenbahnen dieser 
Länder für die englische Kriegführung erhöhte Bedeutung. Bis zum 
Beginn des vorigen Weltkrieges sind strategische Gesichtspunkte beim 
Bau neuer Eisenbahnen im Osmanischen Reich, zu dem damals die ge- 
nannten Länder noch gehörten, nur zum geringen Teil berücksichtigt 
worden. Es waren fast ausschließlich wirtschaftliche Ziele, die bei der 
Konzession und Linienführung der entstandenen Eisenbahnen ausschlag- 
gebend gewesen sind. Die ersten Eisenbahnen, die in den 60er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts im Osmanischen Reich gebaut wurden, waren 
Stichbahnen, die von Häfen des Mittelmeeres zur Erschließung eines 
fruchtbaren Hinterlandes ausgingen. Sie wurden mit englischem und 
französischem Kapital nur dann gebaut, wenn eine angemessene Verzin- 
sung des investierten Kapitals ‘gesichert war. Wo diese zweifelhaft er- 
schien, mußte der türkische Staat bei Erteilung der Konzession eine be- 
stimmte Mindesteinnahme je Kilometer garantieren. 

So entstanden die folgenden von Mittelmeerhäfen ausgehenden 
Stichbahnen: von 1860—66 die englische Smyrna-Aydinbahn, die іп den 
folgenden Jahren mehrere Zweigbahnen ausbaute, von 1865—66 die ur- 
sprünglich englische, später französische Bahn Smyrna—Cassaba, 1866 
die Bahn Mersine—Adana, 1891—92 die französische Bahn Jaffa—Jeru- 
salem, 1895 die französische Bahn Beirut—Damaskus, 1872—73 die Bahn 
Haydar Pasa—Ismit. Alle diese Bahnen hatten für die Türkei keine 
besondere militärische Bedeutung. Sie wurden von fremden Privatgesell- 
schaften betrieben, denen es nur darauf ankam, möglichst hohe Erträge 
für das investierte Kapital herauszuwirtschaften. Örtliche bauliche An- 
lagen, die größeren Militärtransporten zu dienen haben, wie der Bau 
von Militärkreuzungsgleisen, Verladerampen, Tränkungs- und Verpfle- 
gungsanlagen unterblieben. Die Wagen bekamen zwar Anschriften über 
ihr Militärfassungsvermögen; Ausrüstungsgegenstände für Militärtrans- 
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porte, wie Bänke, Vorsatzbretter und Latierbäume wurden im Frieden 
aber nicht beschafft. Die von 1900—08 gebaute Hedjasbahn von Damas- 
kus nach Medina mit einer Abzweigung Haifa—Deraa diente dem 
mohammedanischen Pilgerverkehr. Militärische Aufgaben waren bei 
ihrem Bau nicht vorgesehen. 

Erst als von 1903 ab das deutsche Kapital und der deutsche Einfluß 
beim Bau der Anatolischen Bahn von Haydar Paga nach Ankara 
und nach Konia und der Bagdadbahn von Konia aus in Richtung 
auf Bagdad zur Geltung kam, wurde auf die militärischen Bedürfnisse 
mehr Wert gelegt. Diese beiden Bahnen verbanden Konstantinopel, das 
damalige Zentrum des türkischen Reiches mit dem Innern Anatoliens. 
Der strategische Wert dieser Bahnverbindung zeigte sich besonders, als 
die Türkei i.J. 1912 durch den Krieg mit den Balkanstaaten überrascht 
wurde. In weitaus kürzerer Zeit, als es bei früheren Mobilmachungen 
möglich gewesen war, konnten die-Truppen aus dem Innern Anatoliens 
nach Konstantinopel zusammengezogen und an die Catalgalinie geworfen 
werden, die dadurch von den Türken gehalten werden konnte. 

Noch klarer trat die militärische Bedeutung der Anatolischen und 
Bagdadbahn in die Erscheinung, als die Türkei 1914 in den Weltkrieg ein- 
trat und zuerst allein und später zusammen mit deutschen Formationen 
in der Sinaiwüste und Palästina eine Front gegen die von Ägypten 
her angreifenden Engländer hielt. Hier waren die beiden inneranatoli- 
schen Eisenbahnen, die von den englischen Schiffsgeschützen nicht ge- 
stört werden konnten, geradezu das Transportrückgrat der 
türkischen Kriegführung geworden, und ohne diese Eisenbahnverbin- 
dung mit dem türkischen Kernland Anatolien hätte der Krieg gegen 
den Suezkanal überhaupt nicht angefangen und Palästina und Syrien 
hätten nicht bis zum September 1918 gegen die Engländer gehalten 
werden können. Auch die französische Bahn von Aleppo über Rayak 
bis Damaskus und die in Damaskus an die französische Bahn an- 
schließende türkische Hedjasbahnstrecke über Deraa nach Sileh (dem 
damaligen Endpunkt der Hedjasbahn in Palästina) wurden für den türki- 
schen Nachschub zur Front stark in Anspruch genommen. Auch die 
Wüstenstrecke der Hedjasbahn nach Medina bekam eine militärische Be- 
deutung, an die man früher nicht gedacht hatte. Die türkische Streit- 
macht im unteren Hedjas unter dem General Fahreddin Pascha, die sich 
übrigens erst lange Zeit nach dem Waffenstillstand ergeben hat, konnte 
nur auf der Bahnstrecke nach Damaskus mit Nachschub versehen werden. 
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Wie verhängnisvoll sich das Fehlen einer Bahnverbindung für eine 
weit von der Verpflegungsbasis kämpfende Truppe auswirken kann, zeigte 
sich im Weltkrieg in der Türkei bei dem Zusammenbruch der Unter- 
nehmung gegen die Russen im Kaukasus im Winter 1914/15 und bei den 
Kämpfen der Türken gegen die Engländer im Irak. 


2. Kriegsbauten von 1914 bis 1918. 

Im Laufe des ersten Weltkrieges sind von den Engländern und den 
Türken verschiedene Bahnbauten ausgeführt worden, die während des 
Krieges lediglich militärischen Zwecken dienten, die aber nach dem Krieg 
für den zivilen Friedensverkehr von großer wirtschaftlicher Bedeutung 
für die berührten Landesteile im Nahen Osten geworden sind und die 
auch heute wieder für die englische Kriegführung im Nahen Osten 
wichtig geworden sind. Die bedeutendste dieser Kriegshahnen des ersten 
Weltkrieges ist die von den Engländern von 1915—1918 gebaute Sinai- 
bahn von Kantara am Suezkanal nach Haifa in Palästina. Im Winter 
1914/15 unternahmen die Türken mit kleineren Truppenteilen einen Vor- 
stoß durch die Sinaiwüste, der sie bis an den Suezkanal führte, Der tür- 
kische Angriff gegen Ägypten wurde zwar von den Engländern leicht 
abgewiesen. Es hatte sich aber doch gezeigt, daß die Sinaiwüste trotz 
der Transportschwierigkeiten, die damals noch die Wüste bot, kein aus- 
reichender Schutz für den wichtigen Suezkanal war. Um weiteren tür- 
kischen Vorstößen gegen den Kanal vorzubeugen, entschlossen sich die 
Engländer, ihrerseits zum Angriff auf Palästina vorzugehen. Zu diesem 
Zweck begannen sie den Bau einer normalspurigen Eisenbahn von Kan- 
tara in der Richtung nach Palästina. Das hierfür erforderliche Oberbau- 
material wurde durch den Abbau weniger wichtiger Eisenbahnstrecken 
in Ägypten gewonnen. Um den in der Wüste bestehenden Schwierig- 
keiten der Wasserversorgung für den Eisenbahnbetrieb und die kämp- 
fende Truppe vorzubeugen, wurde neben dem Gleis eine Wasserleitung 
angelegt, die aus dem Süßwasserkanal des Nils gespeist wurde. Für die 
Bauarbeiten wurden zehntausende ägyptischer Bauern herangezogen. So 
weit, als diese Bahn im Laufe der Kriegsjahre vorrückte, mußten sich 
die türkischen Truppen zurückziehen, und als im November 1917 die 
Türken ihre Stellungen bei Gaza aufgeben mußten, wurde die englische 
Bahn auf palästinischem Gebiet weiter gebaut und schließlich nach dem 
Abzug der Türken aus Palästina bis Haifa durchgeführt, wo sie heute 
noch endet. Ohne Zweifel ist diese Kriegsbahn von entscheidendem Ein- 
fluß auf den englischen Sieg in Palästina gewesen. Diese im Krieg ent- 
standene Bahnverbindung zwischen Ägypten und Palästina hat in den 
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folgenden Friedensjahren für die nicht unbedeutenden Verkehrsbeziehun- 
кеп der beiden Länder untereinander Bedeutung gewonnen, Im gegen- 
wärtigen Krieg ist sie wieder für den Transportdienst der englischen 
Armeen in Ägypten, Palästina und Syrien wichtig geworden (vgl. die 
Karte der Sinaibahn im Archiv für Risenbahnwesen, Jahrg. 1928 S. 399). 

Auftürkischer Seite wurde trotz des ersten Mißerfolges im 
Winter 1914/15 die Absicht der Beunruhigung des Suezkanals nicht auf- 
gegeben. Es wurde die Notwendigkeit erkannt, daß für das Gelingen 
weiterer militärischer Unternehmungen in der Sinaiwüste das Bahnnetz 
in Palästina so schnell und so weit wie möglich in der Richtung auf den 
Suezkanal vorgetrieben werden mußte, Es wurde daher sofort mit dem 
Bau einer von der Station Masoudieh der Strecke Afoule—Sebastie ab- 
zweigenden Bahn in der Spurweite 1,05 m der Hedjasbahn begonnen. 
Vom Januar bis Oktober 1915 konnten die ersten 164 km dieser Bahn bis 
zu dem türkischen Etappenort Bir Seba fertiggestellt werden. Bis zum 
Sommer 1916 konnten noch weitere 92 km bis zur Station Hafire el 
Audsche in der Wüste weiter gebaut werden. Hier kamen die Arbeiten 
wegen des weiteren Vorrückens der englischen Kriegsbahn zum Stehen. 
Darauf zogen sich die Türken in die Aufnahmestellung von Gaza zurück. 
Zur Versorgung dieser längere Zeit gehaltenen Stellung wurde von der 
Station Tine aus noch eine kürzere Strecke über Beit Hanum bis Elhudie 
gebaut, die auch schließlich aufgegeben werden mußte. Von diesen tür- 
kischen schmalspurigen Kriegsbahnen ist nur die kurze Strecke von 
Masoudieh bis Sebastie erhalten geblieben. Alle anderen Strecken wur- 
den von den Engländern abgebaut, da sie für den Friedensbetrieb keinen 
Wert hatten, oder durch die normalspurige Bahn ersetzt (vgl. die Karte 
im Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrg. 1928 8. 399). 

Die deutsche Bagdadbahn, die 1914 vom Westen her bis 
Dscherabulus am Euphrat in Betrieb genommen war, wurde während der 
folgenden Kriegsjahre um weitere 320 km weiter bis Nissibine gebaut. 
Diese gute Bauleistung wurde dadurch erreicht, daß die Schienen und 
Schwellen durch den Abbau der kriegsunwichtigen Bahn Homs— Tripolis 
in Syrien gewonnen werden konnten. Von Nissibine bis Samarra, dem 
Endpunkt des vom Osten her bereits fertiggestellten Teiles der Bagdad- 
bahn, fehlten noch 580 km, über die der Nachschub für die im Irak 
kämpfenden türkischen Truppen nur mit Kraftwagen und Kamelkara- 
wanen befördert werden konnte. Nach dem Krieg blieb diese Bahn 
Eigentum des türkischen Staates, der den Betrieb aber an die syrische 
Eisenbahngesellschaft verpachtet hat. Für die Türkei hat die Bahn 
keinen militärischen Wert mehr, da sie auf der türkisch-syrischen Grenze 
verläuft und von Anatolien her nur über die syrische Stadt Aleppo er- 
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reicht werden kann. 1934 hat die syrische Eisenbahngesellschaft die 
Bahn von Nissibine aus auf syrischem Gebiet bis an die syrisch-irakische 
Grenze und der irakische Staat bis zum November 1936 von der syrischen 
Grenze bis Baiyi weiter gebaut, wodurch endlich Bagdad mit den syri- 
schen und türkischen Eisenbahnen direkte Bahnverbindung bekommen 
hat, Im gegenwärtigen Krieg ist diese Bahnverbindung für die Eng- 
länder von großem militärischen Wert. Ihre Friedensbedeutung liegt 
darin, daß sie den Irak mit den Mittelmeerhäfen Mersine und Alexan- 
drette verbindet. 

Bei Beginn des Weltkrieges waren auch die Teilstrecken der 
Bagdadbahn über das Taurus- undAmanusgebirge noch nicht 
fertig. Hier waren noch besonders schwierige Tunnel- und Brücken- 
bauten auszuführen. Der Bagtschetunnel im'Amanus konnte im Sommer 
1916 in Betrieb genommen werden. Der noch nicht fertige Tunnel im 
Taurus wurde zunächst mit einer Feldbahn, der sogenannten Dekau- 
villebahn umgangen. Diese Kriegsfeldbahn hat für die Beförderung 
des türkischen Heeresnachschubes große Dienste getan. Die Vollbahn 
im Taurus wurde erst im September 1918 fertig und war nur noch für 
die Rückbeförderung der türkischen und deutschen Truppen von Nutzen. 
Die von den deutschen Ingenieuren auf diesem Abschnitt der Bagdad- 
bahn geschaffenen kühnen Brücken- und Tunnelbauten haben die volle 
Anerkennung auch der englischen Ingenieure gefunden, die nach dem 
Krieg die Bahn übernommen haben. 

Eine weiteretürkischeKriegsbahn war die vom türkischen 
Militär gebaute Schmalspurbahn, die von Ankara nach dem Osten gehen 
und für den Nachschub der im Kaukasus angesetzten Truppen dienen 
sollte. Sie kam nur bis zum Kisil Irmak und hat im Weltkrieg keinen 
wesentlichen Nutzen gehabt. Erst im türkischen Befreiungskrieg 1922 
gewann sie militärische Bedeutung. Jetzt ist diese Schmalspurbahn durch 
die Normalspurbahn Ankara—Kaiyseri ersetzt worden. 

Eine besonders lebhafte Bautätigkeit haben die Engländer beim Bau 
ihrer Kriegsbahnen im Irak entfaltet. Ursprünglich beabsich- 
tigten die Engländer ihre in Basra gelandeten Truppen und deren Nach- 
schub mit Schiffen auf dem Euphrat und Tigris zu befördern. Es erwies 
sich aber, daß die Flußschiffe nicht imstande waren, den Nachschub für 
die schnell vorrückenden Truppen rechtzeitig heranzuführen. Aus die- 
sem Grunde mußte sich die englische Armee in Kut el Amara ergeben. 
Daraufhin beschloß der englische Kriegsrat den Bau von Eisenbahnen 
zur Unterstützung der Flußschiffahrt. Ausgangspunkt dieser Bahn 
wurde der Hafen Basra. Das erforderliche Oberbaumaterial sowie die 
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Lokomotiven und Wagen wurden aus Indien herangeführt, wo verkehrs- 
unwichtige Strecken abgebaut wurden. Dieses Material hatte eine Spur- 
weite von 1 m oder 2 Fuß 6 Zoll und wurde auch so verwendet, Trotz 
der durch das heiße Klima und die Überschwemmungen der Flüsse ent- 
standenen erheblichen Schwierigkeiten konnten die Engländer während 
des Krieges im Irak im ganzen 468 Meilen schmalspurige und 239 Meilen 
normalspurige Eisenbahnstrecken bauen, eine durchaus anzuerkennende 
technische Leistung. Das jetzt im Irak bestehende 1-m-spurige Eisen- 
bahnnetz ist aus diesen englischen Kriegsbahnen entstanden, nachdem 
die Spurweite auf 1 m vereinheitlicht, wirtschaftlich unwichtige Strecken 
abgebaut und der Oberbau verbessert worden ist (vgl. die Karte der 
irakischen Eisenbahnen im Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrg. 1929 
5. 653). 

Wie die Engländer auf der Sinaihalbinsel und im Irak haben auch 
die Russen Kriegsbahnen in der Türkei gebaut, die zum Teil jetzt noch 
bestehen. Es ist dies die Strecke Alexandropol—Sarikamisch in russischer 
Spurweite und die Strecke Sarikamisch—Erzurun—Mamahatun іп schma- 
ler Spur. Diese Bahnen bestehen jetzt noch, Eine andere russische 
Schmalspurbahn von Schachtachty über Bayazid nach Karakilisse ist 
jetzt aufgegeben. 

Die im Krieg von den Russen in Breitspur gebaute Bahn von 
Djulfa nach Täbris ist von der Sowjetregierung später an Persien 
abgetreten worden und ist heute noch ein Teil der iranischen Staats- 
bahnen. 


3. Eisenbahnbauten von 1918 bis 1939. 


In den Jahren zwischen dem vorigen und dem jetzigen Krieg sind 
von den Engländern als Mandatare von Palästina, Transjordanien und 
Irak und den Franzosen als Mandatare von Syrien und Libanon zwar ver- 
schiedene Bahnprojekte erörtert und teilweise genauer vorbereitet wor- 
den, so eine Bahn von Haifa nach Bagdad, eine andere von Haifa über 
Beirut nach Tripolis in Syrien, eine andere von Homs oder Aleppo an 
den Euphrat. Von diesen Plänen ist aber keiner ausgeführt worden. 
Nur die Bagdadbahnstrecke Aleppo—Nissebine ist auf syrischem Gebiet 
bis an die irakische Grenze verlängert worden. Der verhältnismäßig ge- 
ringe zivile Verkehr dieser Länder konnte mit den Kraftwagen auf den 
gut ausgebauten Straßen und im Verkehr mit dem Irak mit den Spezial- 
wüstenautos leicht bewältigt werden. An eine Kriegslage, wie sie jetzt 
für die Engländer in Nahen Osten entstanden ist, hat man offenbar 
nicht gedacht. Strategische Gesichtspunkte sind nicht berücksichtigt 
worden. 
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Ganz anders hat die neue Türkei nach dem ersten Weltkrieg 
hinsichtlich des Baues neuer, vorerst überwiegend strategischer Eisen- 
bahnen die Zeit ausgenutzt. Sie hat von 1924 bis 1940 ihre normal- 
spurigen Eisenbahnen von 3329 km am Ende des ersten Weltkrieges aut 
6520 km, also um 3191 km erweitert. Bei der Festsetzung der Linien 
dieser neuen Bahnen haben in erster Linie Gründe der Landesverteidi- 
gung den Ausschlag gegeben. Während vor dem Weltkrieg das zaristische 
Rußland den Bau von Eisenbahnen im Osten Anatoliens dauernd ver- 
hindert hat, geht jetzt die neu gebaute Bahnstrecke Ankara—Kayseri— 
Sivas—Erzurun bis an die Sowjetgrenze. Die zweite West-Ostzentrale 
‚geht von Fewzipasa nach Diyarbekir und wird von dort bis zur irakischen 
Grenze weitergebaut. Von der Station Yolgati an dieser Strecke wird 
über Elzig eine Bahn bis zur iranischen Grenze gebaut. Neben diesen 
drei wichtigen West-Ostbahnstrecken ergänzen drei Nord-Südlinien das 
Netz der türkischen Staatsbahnen. Daß alle Eisenbahnen in der Türkei 
jetzt im Besitz des Staates sind und von diesem einheitlich betrieben 
werden, auch alle Bahnen (mit Ausnahme weniger Strecken rein lokaler 
Bedeutung) die normale Spurweite: haben, erhöht wesentlich ihre 
Leistung im Falle eines Krieges (vgl. die Karte der türkischen Staats- 
bahnen im Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrg. 1941 Heft 2). 


Der Bau der iranischen Transversalbahn vom Irani- 
schen Golf zum Kaspischen Meer in den Jahren von 1928 bis 1938 und 
der noch nicht ganz vollendeten großen West-Ostbahn von Täbris über 
Teheran nach Meschhed ist das Werk des verdienstvollen Organisators 
des neuen Iran, des Schahs Riza Chan Pahlewi, den die Engländer jetzt 
seines Thrones beraubt und ins Exil geschickt haben. Die iranischen 
neuen Bahnen sind zur wirtschaftlichen Erschließung, zur Befriedung 
unruhiger Stämme im Süden und zur Landesverteidigung gebaut worden, 
Nachdem im jetzigen Krieg die Engländer und Russen den Iran wider- 
rechtlich besetzt haben, haben sie die iranischen Eisenbahnen voll- 
ständig für die Kriegstransporte in Anspruch genommen, die aus Amerika 
und England im Iranischen Golf angebracht werden und für die Unter- 
stützung der Sowjets bestimmt sind. Der zivile iranische Verkehr muß 
gegenüber den fremden Militärtransporten vollständig zurückstehen. Es 
verlautet, daß die Engländer zur Erhöhung der Transportleistungen der 
Nord-Südbahn diese zweigleisig ausbauen wollen, was aber wegen der 
vielen eingleisigen Tunnel und Brücken schwierig sein dürfte (vgl. die 
Karte der iranischen Staatsbahnen im Archiv für Eisenbahnwesen, 
Jahrg. 1939 8. 202). 
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4. Englische Kriegsbahnbauten im jetzigen Krieg, 


Was die Engländer in den Friedensjahren zwischen den beiden 
Kriegen hinsichtlich des Baues strategischer Eisenbahnen in Palästina, 
Syrien und Irak unterlassen haben, wollen sie jetzt, wo der Nahe Osten 
für sie militärisch wichtig geworden ist, beschleunigt nachholen. Es ist 
bereits bekannt, daß sie den Bau einer normalspurigen Eisenbahn von 
Haifa über Beirut nach Tripolis in Syrien angefangen haben und daß 
von dieser die Teilstrecke Haifa—Beirut bereits in Betrieb genommen 
ist. Diese Bahn soll dazu dienen, die Verbindung zwischen der normal- 
spurigen Sinaibahn Kantara—Haifa und der normalspurigen nordsyri- 
schen Eisenbahn Tripolis—Homs—Aleppo herzustellen. Dadurch wird 
ein direkter Wagendurchgang zwischen den ägyptischen Eisenbahnen und 
den irakischen Eisenbahnen auf dem Wege über Haifa—Tripolis— 
Homs—Aleppo—Mossul—Bagdad hergestellt, was für Truppentransporte 
zwischen Ägypten und dem Irak im jetzigen Krieg wichtig ist. 

Für den Fall einer Sperrung des Suezkanals, mit der die Engländer 
offenbar rechnen, haben sie von Akaba am gleichnamigen Golf des Roten 
Meeres den Bau einer normalspurigen Eisenbahn an eine Station der 
Sinaibahn vorgesehen. Durch diese soll ohne Benutzung des Suezkanals 
die Verbindung zwischen dem Roten Meer und Ägypten bzw. Palästina 
sichergestellt werden. Ferner ist eine Eisenbahn іп der Spurweite der 
Hedjasbahn zwischen Akaba und einer Station der Strecke Mahan— 
Medina vorgesehen, um auch die Transporte für Syrien von der Be- 
nutzung des Suezkanals unabhängig zu machen. Während früher die 
Engländer das türkische Projekt einer Eisenbahn von Mahan nach Akaba 
wegen Beeinträchtigung des Verkehrs auf dem Suezkanal zum Scheitern 
gebracht haben, müssen sie jetzt diesen Bahnbau selbst in die Hand 
nehmen. Wie weit diese Bahnbauten der Engländer schon gekommen 
sind, ist bisher noch nicht bekannt geworden. 


Die Entwickelung des Eisenbahn-Arbeitsrechts. 


Von 
Dr, jur. Alfred Gliem aus Halle (Saale), z. Z. im Felde. 


Schrifttum, 


Arbeiterausschüsse bei den preußischen Staatsbahnen in SozPrax. 1902/08 Sp. 644. 

Arbeits- und Konalitionsrecht der Staatsarbeiter, Heft 6/7 der Lehrschriften für 
Staatsarbeiter, Berlin 1916, 

Bahr, Dr. Richard, Gewerbegericht, Kaufmannsgericht, Einigungsamt (Heft 110 
der Staats- und sozialwissenschaftlichen Forschungen) Leipzig 1905. 

Bessel - Kühlwetter, Das Preußische Eisenbahnrecht, Köln 1855. 


Blaß, Karl, Das Arbeitsrecht im neuen Reichsbahngesetz in Arbeitsrecht 1930 
Sp. 689. 

Brauweiler, Dr, Heinz, Der Reichsbahnkonflikt, Berlin 1926, 

Breithaupt-Lang, Das Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwal- 
tungen und Betrieben. Für den Gebrauch bei der Deutschen Reichspost er- 
läutert, Berlin 1935, 

Breunig - Seidel, Betriebsrätehandbuch für Eisenbahner, herausgegeben vom Vor- 
stand des Einheitsverbandes der Eisenbahner Deutschlands, 2, Auflage, 
Berlin 1927. 

Burchardt, Franz, Die Rechtsverhältnisse der gewerblichen Arbeiter, Berlin 1901, 

Burchardt, Franz, Streitfragen des Arbeitsvertrages in DJZ. 1900 S. 262, 

Das Eisenbahnpersonal und sein Verhältnis zur Dienstbehörde in ZVDEV, 1898 
S. 655, ` 

Denkschrift über das Lohnwesen der Staatseisenbahnverwaltung in Bericht über 
die Ergebnisse des Betriebes der vereinigten preußischen und hessischen 
Staatseisenbahnen im Rechnungsjahr 1910, Anhang C, Berlin 1912, 

Denkschrift über die Lohnordnung für die Arbeiter aller Dienstzweige der 
preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft in Bericht über die Ergeb- 
nisse des Betriebes der vereinigten preußischen und hessischen Staatseisen- 
bahnen im Rechnungsjahr 1912, Anhang B, Berlin 1914, 

Denkschrift zur Neuordnung der Beziehung: Verwaltung und Mensch bei der 
Deutschen Reichsbahn, Die Aufbaugedanken des neuen Tarifvertrages, 
А. Arbeitsvertrag, В, Die Vorschriften über die zeitliche Beanspruchung 
der Beamten im Dienst, Umdruck. 

Der Reichslohntarif für die Lohnempfänger der Reichseisenbahnen, heraus- 
gegeben vom Deutschen Eisenbahnerverband, Sitz Berlin, 1920. 

de Terra, Zur Arbeiterfrage in ZVDEV. 1898 S. 513. 


826 Die Entwickelung des Eisenbahn-Arbeitsrechts, 


Deutsche Sozialpolitik, Jahresbericht der Deutschen Arbeitsfront, Zentralbüro, 
Sozialamt, Berlin 1937. 

Dickertmann, Dr. Harald, Wirken die früheren Lohntarifverträge noch heute 
nach? in DR. 1939 S. 907, 

Die rechtliche Stellung der Eisenbahnunternehmungen im deutschen Gewerbe- 
recht in ZVDEV. 1894 S. 785. 

Die Rechts- und Dienstverhältnisse der Beamten und Arbeiter im Bereiche der 
Preußischen Staats-Eisenbahn-Verwaltung, zusammengestellt bei der König- 
lichen Eisenbahn-Direktion zu Elberfeld (Elberfelder Sammlung), Bände 1, 
II, 118, IV, V1, Elberfeld 1881—1912, 

Die Stellung der Eisenbahnunternehmungen in der Arbeiterschutzgesetzgebung, 
insbesondere über die Sonntagsruhe in ZVDEV. 1896 S. 27, 45, 

Dietz, H. H., Vom Wesen der Gesetzesvorsprüche in DR. 1939 S. 1550. 

Die Unzuständigkeit der Gewerbegerichte für die Eisenbahner in SozPrax. 
1905/06 Sp. 421. 

Endemann, Dr, W., Das Recht der Eisenbahnen, Nach den Bestimmungen des 
Deutschen Reichs und Preußens, Leipzig 1886. 

Engelmann, Dr. Julius, Die Deutsche Gewerbeordnung, 2, Auflage, Erlangen 1891. 

Feucht, Die neue Dienstvorschrift über die Personalangelegenheiten der Arbeiter 
(Вера) in Eisenbahnfachmann 1931 S, 632, 660; 1932 S, 47. 

Fischer, Die Vertrauensräte der Reichsbahn in Eisenbahnkunde 1936 8. 1. 

Franke, Dr, Willy, Anmerkung zum Urteil des RAG. vom 6. November 1940 in 
DR. 1941 S. 959. 

Fritsch, K., Das Deutsche Eisenbahnrecht, 2. Auflage, Berlin 1928. 

Fritsch, K., Handbuch der Eisenbahngesetzgebung im Deutschen Reiche und 
in Preußen, 3. Auflage, 1930. 

Fromm, Dr., Die Arbeitsordnung in Eisenbahnfachmann 1930 S. 519, 539, 

Fromm, Dr., Die neue Dienst- und Lohnordnung für die Arbeiter der Deutschen 
Reichsbahn in ZöW. 1935 S. 53, 

Fromm - Trampedach, Lohntarifvertrag (L.T.V.) für die Arbeiter der Reichsbahn 
in der Fassung vom 24, September 1923, Berlin 1923. 

Gesetze und Verordnungen betreffend die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft und 
ihr Personal, herausgegeben von der Gewerkschaft technischer Eisenbahn- 
beamten (Geteb), Berlin 1925, б 

Haase, Hans, Die Lohnordnung der preußisch-hessischen Staatseisenbahnen vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkte in ArchEbw. 1917 8. 207. 

Haustein, Dr. W., Personalfragen in der Novelle zum Reichsbahngesetz in 
ZVDEV. 1930 8. 498, 

Haustein - Stumpf, Hundert Jahre deutsche Eisenbahner, Die Geschichte eines 
Berufsstandes, Leipzig 1935. 

Heitmann, Dr., Der Reichstreuhänder für den öffentlichen Dienst in RABI, 1938 II 
5. 93. 

Heitmann, Dr., Die Neuregelung der Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst 
in RABI. 1938 II S. 127. 

Hermann, Dr. Walter Rudolf, Handbuch des Reichsbahnbeamtenrechts, Berlin 
1932. 

Hoff, Wilhelm, Erinnerungen aus Arbeit und Leben, Berlin 1931. 


Die Entwickelung des Eisenbahn-Arbeitsrechts. 827 


Hoffmann - von Meyeren, Reichsgewerbeordnung, 34, und 35, Auflage, Berlin 1932. 

Huber, Dr. Ernst Rudolf, Betriebsordnung und Tarifordnung in JW. 1984 S. 101%. 

Hueck - Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 2 Bünde, 3,—5. Auflage, 1931 
und 1932, 

Hueck - Nipperdey - Dietz, Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit, 3. Auflage, 
München und Berlin 1939. 

Jastrow, Dr. Ј., Die Erfahrungen in den deutschen Gewerbegerichten in Jahr- 
bücher für Nationalökonomie und Statistik 1897, S. 321. 

Jouchim, Richard, Die arbeitsrechtliche Bedeutung der Änderung des Reichs- 
bahngesetzes auf Grund des „Neuen Plans“ in RABI. 1930 II S. 273. 

Kayser - Steiniger, Gewerbeordnung für das Deutsche Reich, 3. Auflage, Berlin 
1901. 

Kittel, Dr. Th, Der Staatsvertrag über die Reichseisenbahnen (Reichsgesetz vom 
30. April 1920), Berlin 1920, 

Klußmann, Eisenbahnarbeiter und Gewerbegericht in Blätter für soziale Praxis 
уот 17. Januar 1895, Sp. 67. 

Koppin, Dr, Die gewerberechtliche Stellung der Deutschen Reichsbahn in 
ArchEbw. 1938, S. 1069. 

Krönig, Fritz, Die Verwaltung der Preußischen Staats-Eisenbahnen, Zweiter, 
besonderer Teil, Breslau 1892, 

Kulemann, W., Die Berufsvereine, Zweiter Band, 2. Auflage, Jena 1908. 

Lagatz, Zur Geschichte des Reichseisenbahngedankens in ArchEbw. 1920, S. 321, 
5. 616. р 

Lange, Dr., Die neue Dienst- und Lohnordnung für die Arbeiter der Deutschen 
Reichsbahn in Deutsche Verwaltung 1935, S. 102. 

Lange, Dr. W., Reichsbahn und berufsständische Gliederung in Arbeitsrecht 1933 
Sp. 301. 

Malz, Heinrich, Die Einwirkung des Gesetzes zur Ordnung der Arbeit in öffent- 
lichen Verwaltungen und Betrieben auf die Rechts- und Dienstverhältnisse 
der Reichsbahnarbeiter, Hochschulschrift Leipzig 1935. 

Melcher - Schilling, Kommentar zur Tarifordnung A für Gefolgschaftsmitglieder 
im öffentlichen Dienst (Angestellte) und zur Allgemeinen Tarifordnung 
(ATO.), Berlin 1939, 

Nipperdey, Hans Carl, Mindestbedingungen und günstigere Arbeitsbedingungen 
nach dem Arbeitsordnungsgesetz (Ordnungsprinzip und Leistungsprinzip) 
in Festschrift für Heinrich Lehmann 8. 257, Berlin 1937, 

Oesterlen, Dr., Beitrag zur Auslegung des $ 6 der Gewerbeordnung in ZVDEV. 
1901 8. 485. 

Potthoff, Dr, Heinz, Der Rechtscharakter der Personalordnung in Arbeitsrecht 
1925 Sp. 208. 

Reindl, Dr., Reichsbahnbeamtenrecht in Jahrbuch für Eisenbahnwesen 1925/26 
8. 17. 

Riedel, Oswald, Der Eisenbahner im Arbeitsverhältnis, seine rechtliche, soziale 
und wirtschaftliche Stellung, Berlin 1913, 

Riedel, Oswald, Zur Forderung eines Staatsarbeiterrechts, Heft 3 der Lehr- 
schriften für Staatsarbeiter, Berlin 1914. 


828 Die Entwickelung des Eisenbahn-Arbeitsrechts. 


Röhling, K., Die Arbeitszeit im Lohntarifvertrag der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft in ArchEbw. 1928 5, 887. 

Roser, Dr. Max, Die Betriebsräte bei der Reichseisenbahnverwaltung, Berlin 1921. 

Roser, Dr., Personalordnung (Perso) der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, 
4. Auflage, Berlin 1927. 

Roser - Trampedach, Lohntarifvertrag für die Arbeiter der Reichseisenbahnver- 
waltung, Berlin 1921. 

Rüdlin, Die Eisenbahnbeamten und die Arbeiter in Das Deutsche Eisenbahn- 
wesen der Gegenwart Band Г S. 472, Berlin 1911. 

Sarter, Dr. Adolf, Die Deutschen Eisenbahnen im Kriege, Stuttgart, Berlin, 
Leipzig 1930. 

Sarter, Dr. Adolf, Die Reichseisenbahnen, 1920. 

Sarter - Kittel, Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft, Ihr Aufbau und ihr Wir- 
ken, 3, Auflage, Berlin 1931. 

Schenkel, Dr. Karl, Die Deutsche Gewerbeordnung nebst Vollzugsvorschriften, 
2. Auflage, Karlsruhe 1892—1894, 

Schroetter, I. A., Das Preußische Eisenbahnrecht in seiner heutigen Gestalt, 
Berlin 1883, 

Seel, Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums, 1933. 

Sommer, Dr., 100 Jahre Deutsche Eisenbahnen in Die Deutsche Reichsbahn im 
Jahre 1935, Sonderausgabe der Reichsbahn vom 14. Juli 1935. 

Stapff, Dr., Die neue Lohnordnung der preußisch-hessischen Eisenbahngemein- 
schaft in ZVDEV. 1914 S, 141. 

Stieler, Dr., Vor 10 Jahren, Vorwort, Berlin 1930. 

von Landmann - Rohmer, Die Gewerbeordnung für das Deutsche Reich, 3. Auf- 
lage, München 1897. 

von Schmeling - Thiel, Die Ordnung der Arbeit im öffentlichen Dienst, Berlin 
1935. 

von Schulz, Die preußischen Eisenbahn- und Straßenbahnarbeiter, deren Arbeit- 
geber und das Gewerbegericht in SozPrax. 1901/02 Sp. 128. 

von Schulz, Ein Beitrag zur Kompetenzerweiterung der Gewerbegerichte in 
SozPrax, 1898/99 Sp. 425. 

von Schulz, Ein Rückblick auf den verflossenen Streik der Berliner „Straßen- 
bahner“ in SozPrax. 1899—1900 Sp. 1080. 

Wucke, Dr. Gerhard, Das Dienstrecht der Behördenangestellten, Berlin 1933, 

Wacke, Dr. Gerhard, Öffentliches Dienstrecht, Berlin 1939. 

Wessel, Leonore, Geschichte der Kurhessischen Eisenbahnpolitik, ArchEbW. 1938 
S. 1131, 1373. 

Wiemer, Abschluß eines Lohntarif-Teilvertrages bei der preußisch-hessischen 
Staatseisenbahnverwaltung in ZVDEV. 1920 5, 205. 

Winkler, Dr. Karl, Die Gewerkschaftsbewegung im deutschen Eisenbahnpersonal 
unter besonderer Berücksichtigung Bayerns in ArchEbW, 1926 S. 139, 415, 
649, 863, 1102, 

Witte, Dr., Arbeitsrecht іп ZVDEV. 1925 8. 721. 


Die Entwickelung des Eisenbahn-Arbeitsrechts. 829 


Witte, Die Ordnung der Rechts- und Dienstverhältnisse der Beamten und Ar- 
beiter im Bereiche der Preußischen Staats-Eisenbahn-Verwaltung, $$ 58—58, 
Arbeiter, Hülfsbeamte, Gehülfen, Zweite Ausgabe, Elberfeld 1902. 

Witte, Dr., Die Rechtsstellung der Beamten, Angestellten und Arbeiter der Deut- 
schen Reichsbahn-Gesellschaft in Reichsbahn 1925 S, 151. 

Zehrfeld, Dr. Der Vorspruch zu den Tarifordnungen für die Gefolgschaftsmit- 
glieder im öffentlichen Dienst in Deutsches Arbeitsrecht 1939 S. 200, 

Zimmermann, Waldemar, Zur socialen Lage der Eisenbahner in Preußen, Band 99 
der Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Berlin 1902, 

Zink, Dr., Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Be- 
trieben, Stuttgart-München, 

Neuere systematische Darstellungen der Arbeitsbedingungen des Einzel- 
arbeitsverhältnisses finden sich bei Theobald : Vom Arbeitsrecht des Reichs- 
bahnarbeiters in ArchEbw, 1940 S. 5f. und in der Dissertation des Verfassers: 
Das Arbeitsverhältnis des Reichsbahnarbeiters, Halle/S. 1940 (U 40.3170). 


Abkürzungen. 


(Den Dienstvorschriften [wie z.B. LTV.], die im Laufe der Zeit mehrfachen 

Änderungen unterlagen, ist im Text das Erlaßjahr in der Regel abgekürzt an- 

gehängt worden [z. B. LTV.24]. Ist die z. Z. geltende Fassung gemeint, dann 

fehlt der Zusatz der Jahreszahl.) 

ADO. Allgemeine Dienstordnung. 

AllhVO. Allerhöchste Verordnung, betreffend, die bei dem Bau von Eisen- 
bahnen beschäftigten Handarbeiter. Vom 21. Dezember 1846, 


AO. Arbeitsordnung für die Arbeiter der Deutschen Reichsbahn-Gesell- 
schaft. 

AOG. Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. 

АОС. Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben. 


ArbDO, Arbeiter-Dienstordnung vom 12. Dezember 1915. 

Arbeitsgemeinschaft. Vereinbarung zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbänden vom 15. November 1918, 

Arbeitsrecht, Arbeitsrecht, Zeitschrift für das gesamte Dienstrecht der Arbeiter, 
Angestellten und Beamten, herausgegeben von Potthoff. 

ArbRKart, Arbeitsrecht-Kartei, herausgegeben von Kallee, 

ArbRSmig. Arbeitsrecht-Sammlung. Entscheidungen des Reichsarbeitsgerichts 
und des Reichsehrengerichtshofs, der Landesarbeitsgerichte, Arbeits- 
gerichte und Ehrengerichte, 


АТО. Allgemeine Tarifordnung für Gefolgschaftsmitglieder im öffent- 
lichen Dienst, 
Bepa Dienstvorschrift über die Behandlung der Personalangelegenheiten 


der Arbeiter. Vom 15. April 1935. Dienstvorschrift 173, 

BerufsbeaG, Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums. Vom 7. April 
1933. 

BerufsbeaVerf, Verfügung betr. Wiederherstellung des Berufsbeamtentums. 
Vom 18. April 1933. 

BRG. Betriebsrätegesetz, 


830 


BRV. 


Dilo 


DR. 
ElbfSmlg. 


ENBI. 
EVBl, 


Die Entwickelung des Eisenbahn-Arbeitsrechts. 


Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem 
Betriebsrätegesetz vom 4. Februar 1920 im Bereich der Deutschen 
Reichsbahn-Gesellschaft. Vom 15. Februar 1924. 

Dienst- und Lohnordnung: für die Arbeiter der Deutschen Reichs- 
bahn, Dienstvorschrift 186, 

Deutsches Recht, Wochenausgabe. 

Die Rechts- und Dienstverhältnisse der Beamten und Arbeiter im 
Bereiche der Preußischen Staats-Eisenbahn-Verwaltung, zusammen- 
gestellt bei der Königlichen Eisenbahndirektion zu Elberfeld 1881— 
1914. 

Eisenbahn-Nachrichten-Blatt. 

Eisenbahn-Verordnungs-Blatt. 


GAfdDstVorst, Geschäftsanweisung für die Dienststellenvorsteher der Reichs- 


GemsBest, 


GemsGrds, 


GGG. 
Наш, 


LO. 


bahn („Reichsbahn“ 1938, S. 909 f.). 

Gemeinsame Bestimmungen für die Arbeiter aller Dienstzweige der 
Staatseisenbahnverwaltung. Vom 14. Juli 1888. 

Gemeinsame Grundsätze über die Annahme usw. der im Bereich der 
Preußischen Staatseisenbahn-Verwaltung beschäftigten Arbeiter, 
Vom 14, Juli 1888, 

Gesetz, betreffend die Gewerbegerichte, 

Bestimmungen über die Löhne der Gehilfen, Hilfsbediensteten und 
Arbeiter (Lohnordnung) der Königlichen Eisenbahndirektion Halle. 
Vom Juli 1906. 

Lohnordnung für die Arbeiter aller Dienstzweige. Vom 22. Februar 
1914. 


LO.-Denkschrift. Denkschrift über die Lohnordnung für die Arbeiter aller 


Dienstzweige der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft. 


LOGrdsErl, Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten betr. Grundsätze für 


LTV. 


Lohnordnungen. Vom 11, März 1901, 
Lohntarifvertrag, mit abgekürzter Jahreszahl, 


Lw.-Denkschrift. Denkschrift über das Lohnwesen der Staatseisenbahnverwal- 


MBIiV. 
Perso 
PersonalG. 


RABI, 
RAG. 


RAM. 
RVBI. 
SchlVO. 
StettGrds, 


TO. A. 
TO. B. 
VRV. 


ZöwW. 


tung. 

Ministerialblatt der inneren Verwaltung. 

Personalordnung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, Teil 1. 
Gesetz über die Personalverhältnisse bei der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft (Reichsbahn-Personalgesetz). 

Reichsarbeitsblatt. 

Reichsarbeitsgericht; Entscheidungen des Reichsarbeitsgerichts, 
Herausgegeben von Mitgliedern des Gerichtshofs, 
Reichsarbeitsminister. 

Reichs-Verkehrs-Blatt, Abteilung A: Für Eisenbahnen. 

Verordnung über das Schlichtungswesen vom 30. Oktober 1923, 
Grundsätze für die Regelung der Lohnverhältnisse der Arbeiter der 
Königlichen Eisenbahndirektion Stettin, Vom 1. April 1899. 
Tarifordnung A für Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen Dienst. 
Tarifordnung В für Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen Dienst. 
Verordnung über die Bildung von Vertrauensräten im Bereich der 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft. Vom 10. April 1934. 
Zeitschrift für öffentliche Wirtschaft. 
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I. Die Vorschriften bis 1918. 
1. Einleitung, 

Der Arbeitsvertrag zwischen den Eisenbahnarbeitern und den Eisen- 
bahnbehörden oder -gesellschaften pflegte im vorigen Jahrhundert zwi- 
schen dem Arbeiter und dem Dienstvorsteher mündlich abgeschlossen zu 
werden. Einen wesentlichen Teil des Vertragsinhaltes bildeten dabei die 
von den Direktionen in ihren „Arbeiterreglements“, „Arbeiterordnungen“ 
usw. bedungenen Dienstpflichten und Verhaltungsmaßregeln, von denen 
der Arbeiter einen Abdruck erhielt, und deren Verbindlichkeit er schrift- 
lich anerkennen mußte, Zumeist wurden diese Ordnungen getrennt nach 
Werkstätten-, Strecken- und Stationsarbeitern erlassen!, Im übrigen er- 
fuhren die Arbeitsverhältnisse ihre gesetzliche Regelung durch die allge- 
meinen privatrechtlichen Vorschriften. Als solche kamen in Preußen in 
Frage das Gemeine deutsche Recht und das Rheinische Bürgerliche Ge- 
setzbuch mit ihren Bestimmungen über die Dienst- und Sachmiete und das 
Allgemeine Landrecht mit seinen Bestimmungen über die Verträge, wo- 
durch Sachen gegen Handlungen oder Handlungen gegen Handlungen ver- 
Sprochen werden (Teil 1 Titel 11 Abschn. 8 $$ 869 f.)?. 


2. Die Verordnung betr. Eisenbahnbauarbeiter 
von 1846. 


Zur Sicherung der Ruhe und Ordnung auf den Baustellen der Eisen- 
bahnen® erging am 21. Dezember 1846! als erste größere für das Arbeits- 
verhältnis der Eisenbahnarbeiter bedeutungsvolle Vorschrift die Verord- 
nung betreffend die bei dem Bau von Eisenbahnen beschäftigten Hand- 
arbeiter, Sie erstreckte sich auf alle Arbeiter in nicht handwerksmäßig 
auszuführenden Beschäftigungen ($ 27) des Eisenbahn n e u baues’, ganz 
gleich ob sie bei den Eisenbahnen unmittelbar oder von Unternehmern 
angestellt waren ($ 24). 

Diese АПҺУО. enthielt u. a. Vorschriften über die Arbeiterannahme, 
unter denen das Erfordernis der Vorlage einer Arbeitskarte. besonders 


1 Witte: Die Ordnung usw. S. 167а. 

2 Witte: Die Ordnung usw, S. 237a f. 

з Vgl. das Rescript des Königlichen Ministeriums des Innern vom 26. August 
1844 an die Königl. Regierung zu Stettin, betreffend die Handhabung der Ruhe 
und Ordnung unter den Eisenbahnarbeitern in MBliV. 1844 8,255 (abgedruckt in 
Bessel-Kühlwetter Teil I 8.159); Haustein-Stumpf 8.975 und den aufschluß- 
reichen Abschnitt über die damaligen sozialen Verhältnisse der Bisenbahnbau- 
arbeiter in Kurhessen bei Wessel 8. 14151. 

4 GesSmig. 1847 8.21. 

5 Bessel-Kühlwetter 8. 158: „Der Zeitpunkt der Eröffnung der Bahn bildet 
die Grenze“, nämlich zur Bahnunterhaltung. 
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genannt sein soll, Lohnschutzvorschriften! insbesondere auch bezüglich 
der Akkordarbeit, Bestimmungen über die Führung der Arbeiter und über 
die Ahndung von Verstößen gegen die aufgestellten Ge- und Verbote 
durch Entlassung. 


3 Die Gewerbeordnung. 


Die liberale Wirtschaftsauffassung verlangte nach Gewerbefreiheit, 
nach Neuordnung des Gewerbeaufsichts- und Innungswesens, und die 
stark anwachsenden Fabrikbetriebe erheischten eine Regelung der Ar- 
beitsbedingungen der in ihnen beschäftigten Handwerker, Gesellen und 
Lehrlinge. Dieser Forderung kam in Preußen die Allgemeine Gewerbe- 
ordnung vom 17. Januar 1845? nach, Sie bezeichnete die Festlegung der 
Arbeitsverhältnisse als einen Gegenstand freier Übereinkunft ($ 134). 
Soweit eine vertragliche Regelung nicht erfolgt war, sollten die Innungs- 
statuten und mangels solcher die gesetzlichen Bestimmungen maßgeblich 
sein ($ 135). Letzere fanden ebenso wie auf die Fabrikarbeiter auf die 
Eisenbahnarbeiter Anwendung. 

Die Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 
18693 nahm jedoch die Eisenbahnunternehmungen von ihren Bestimmun- 
gen aus ($ 6 d. G.). Der Gesetzgeber trug sich damals mit dem Gedanken, 
wegen der besonderen Betriebsverhältnisse bei den Bahnen für diese 
ein besonderes Gesetz zu erlassent. Da diese beabsichtigte Regelung nicht 
erfolgte, kam der Wunsch auf, auch bei den Eisenbahnarbeitern nach den 
arbeitsrechtlichen Vorschriften der GO. zu verfahren. Das erscheint um 
во begreiflicher, als in jener Zeit tatsächlich noch das Mischbahnsystem 
bestand. Man prüfte daher die Frage, ob $ 6 GO. etwa nur die verwal- 
tungsrechtlichen Bestimmungen», nicht aber auch die arbeitsrechtlichen 
von der Anwendbarkeit auf die Eisenbahnunternehmungen ausschließen 
wollte, Ferner wurde um den Begriff der Eisenbahnunternehmungen ge- 

1 So z, В. das Verbot des Sachvorschusses durch die Vorgesetzten ($ 10), 
vgl. hierzu auch das Circular-Rescript der Königl, Ministerien des Innern und 
der Finanzen vom 20. April 1845 an sämtliche Königl. Regierungen betr, Feil- 
haltung von Lebensmitteln für die in Masse aufgestellten Eisenbahnarbeiter in 
MBIiV. 1845 5.104, abgedr. іп Bessel-Kühlwetter Teil I 8. 159, 

2 GesSmig. 1845 8. 41. 

3 BGBL, 1869 8.245, 

á Vgl. den bei Schenkel Bd. І 5.31 mitgeteilten Auszug aus der Begrün- 
dung zum Entwurf der GO., wonach u, а. Zweck des $ 6 sei, „gewisse Zweige 
der Gewerbegesetzgebung der Ordnung durch Spezialgesetze vorzubehalten, weil 
dieselben nicht beiläufig in einer allgemeinen G.-O, zu erledigen sind“; siehe 
auch RGZ 8, 54; Oesterlen 5. 485 und von Schulz: Die preußischen usw. Sp. 129. 

5 Für die ja besondere Gesetze vorlagen, vgl. das preußische Gesetz über 
die Eisenbahnunternehmungen vom 3. November 1838 in GesSmlg. 1838 5. 505. 
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stritten. Gehörte dazu nur der reine Betrieb der Eisenbahn, oder waren 
hierzu auch die zahlreichen Hilfs- und Nebengewerbe wie Maschinen- 
und Wagenbau- und -ausbesserungswerkstätten, die Gas- und Kraftwerke, 
die Schwellentränkungsanstalten oder gar auch die von Unternehmern 
ausgeführten Eisenbahnneubauten zu zählen, d.h. waren alle Arbeiter, 
die irgendwie bei den Eisenbahnen ihr Brot verdienten, von den Schutz- 
bestimmungen des 7. Titels der GO, ausgenommen? Rechtsprechung, Ver- 
waltung und Wissenschaft beantworteten diese Fragen etwa bis zur 
Jahrhundertwende sehr verschieden!, 

Die ursprünglichste und verbreitetste Meinung war offenbar die, 
daß die Vorschriften des 7. Titels der GO. auf die Arbeiter in den Hilfs- 
und Nebenbetrieben anzuwenden seien?, Diese Ansicht scheint auch lange 
Zeit diejenige der Regierung gewesen zu sein, wie verschiedene Ministe- 
rialerlasse erkennen lassen?. Man wird das insbesondere auch aus den- 
jenigen Vorschriften schließen können, die wohl aus der Meinung, daß im 
Bereich der fabrikartigen Betriebe die GO. Anwendung zu finden habe, 
zunächst die Befugnisse der Gewerbeaufsichtsbehörden und -beamten für 
den Bereich der Staatseisenbahnen einschränkten, bevor sie sie aufhoben 
und den vorgesetzten Eisenbahndienststellen zuwiesen‘. Während die Ar- 


2 Vgl. Klußmann Sp. 69 Anm, 4; Jastrow 5.340 f.; von Schulz: Ein Beitrag 
Sp. 426; Witte: Die Ordnung usw. S. 249а f; Bahr 5. 78. 

2 Schroetter 5.218; Endemann 8.238; Engelmann 8,69; Krönig 8.219; 
Die Stellung der Eisenbahnunternehmungen usw. 8.27; уоп Landmann-Rohmer 
Bd. II 8.10; Zimmermann 8. 167. 

5 Vgl. Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten, zugleich im Auftrage 
für den Minister für Handel und Gewerbe betr. die Anwendung des Titel VII der 
Gewerbeordnung auf die in Fabriken und Werksätten der Eisenbahnverwaltungen ` 
beschäftigten Arbeiter vom 12, Juli 1879 in EVBl. 1879 S. 117, in der es heißt, 
„daß die Bestimmung des $ 6 der Gewerbeordnung, wonach diese letztere auf 
Eisenbahnunternehmungen keine Anwendung findet, die Anwendung des Titel УП 
der Gewerbeordnung auf solche Arbeiter, welche in den für Rechnung der Eisen- 
bahnverwaltungen betriebenen Fabriken und Werkstätten beschäftigt werden, 
nicht ausschließt“; ferner Verfügung des Ministers des Innern, des Ministers 
für Handel und Gewerbe und des Ministers für geistliche, Unterrichts- und Medi- 
zinal-Angelegenheiten an die Oberpräsidenten vom 11. März 1893 in MBliV. 1893 
8. 118, in der es heißt: „Es besteht beispielsweise kein Zweifel darüber, daß... 
Staatsbetriebe, wie die den Ministern des Krieges und der öffentlichen Arbeiten 
unterstellten Werkstätten, den Vorschriften der $$ 120{. der Gewerbeordnung 
unterworfen sind.“ Für die außerpreußischen Länder vgl, die Nachweise bei 
Oesterlen 8.488 und den bei Schenkel Bd.I S.45 angeführten Erl. des bad, 
Min. d. I. vom 3. Dezember 1888. 

4 Vgl. für Preußen die Ministerialerlasse vom 29, Juni 1876 in ElbfSmig. 
Bd. I Nr. 1012a und vom 26. November 1879 in EVBl. 1879 8.188, die Bekannt- 
machung betr. die Ausführung des $ 155 Abs.3 der Gewerbe-Ordnung in der 
Fassung der Novelle vom 1, Juni 1891 des Ministers des Innern und des Ministers 


Archiv für Eisenbahnwesen. 192. 55 
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beiterschutzgesetzgebung des Jahres 1891! in diesen verwaltungs- 
rechtlichen Fragen den staatlichen Eisenbahnen die Sonderstellung 
gegenüber dem Titel УП der GO. einräumte (Art. 8 d. С.), brachte sie 
eine Klärung über die Frage der Anwendbarkeit der arbeitsrecht- 
lichen Vorschriften auf die Eisenbahnarbeiter nicht, Obwohl das 
Reichsgericht sich schon im Jahre 1882 für die Unanwendbarkeit der GO. 
auf alle Eisenbahnarbeiter entschieden hatte®, handhabten die Verwal- 
tungsbehörden die gesetzlichen Bestimmungen weiter als verbindlich®, 
Daneben wurde auch künftig noch die Meinung vertreten, daß die ar- 
beitsrechtlichen Bestimmungen der GO. auf alle Eisenbahnarbeiter anzu- 
wenden seient, Der Streit erfuhr um diese Zeit eine besondere Belebung 
durch das Verfahrensrecht. Für die Zuständigkeit der neu er- 
richteten Gewerbegerichte® war Voraussetzung, daß eine Partei Geselle, 
Gehilfe, Fabrikarbeiter oder Lehrling war und den Bestimmungen des 
7. Titels der СО. unterlag ($ 2 Abs. 1 GGG.). Aus dem Bestreben, mög- 
lichst alle Arbeitsstreitigkeiten vor diese Gerichte zu ziehen, traten be- 
sonders auch Richter der unteren Gerichte für die Anwendbarkeit des 
Titels VII der GO. auf sämtliche Eisenbahnarbeiter ein. Die Eisenbahn- 
verwaltung hatte zunächst die Zuständigkeit der Gewerbegerichte in 
Sachen der Werkstättenarbeiter anerkannt?. Nach der Jahrhundertwende 


für Handel und Gewerbe vom 25. Mai 1892 in MBliV. 1892 5. 230. Für die außer- 
preußischen Länder vgl. Die Stellung der Eisenbahnunternehmungen usw. 5.28 
Anm, Nachweise für spätere Zeit bei Hoffmann S. 322, 

1 Gesetz, betreffend Abänderung der Gewerbeordnung vom 1, Juni 1891 
in КСВІ, 1891 5, 261. 

2 RGZ. 8, 151. 

з So wies der Minister in seinem Erlasse vom 14, Dezember 1891, abgedr. 
in ElbfSmig. Bd. 1118 Nr. 2773 а, die Direktionen zur Beachtung der neuen ge- 
setzlichen Vorschriften besonders an; vgl. 2. В. auch den letzten Absatz des neuen 
$ 1 der GemsBest, 

4 Schenkel Bd. П 8.160 und Die rechtliche Stellung usw. S. 785 f. 

5 Vgl. Gesetz, betreffend die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 in RGBI. 
1890 S. 141 und Gesetz zur Änderung des Gesetzes, betreffend die Gewerbegerichte 
vom 80. Juni 1901 in RGBl, 1901 8.249, 

% von Schulz: Ein Rückblick usw. Sp. 1082 f.; von Schulz: Die preußischen 
usw, Sp. 128f.; Burchard: Streitfragen usw. 5.268 und derselbe wohl auch in 
Die Rechtsverhältnisse usw. 8. 41. 

т Vgl. Erlaß der Minister für Handel und Gewerbe und der öffentlichen 
Arbeiten vom 21. November 1891 in ElbfSmlg. 1118 Nr. 2797 b, durch den die 
nachgeordneten Dienststellen angewiesen wurden, die Zuständigkeit der Gewerbe- 
gerichte nicht zu beanstanden, obwohl im übrigen die Anwendbarkeit des Titels VII 
der GO. auch auf Werksättenarbeiter als zweifelhaft bezeichnet wurde. MinErl. 
vom 23. November 1892 in ElbfSmig. 113 Nr. 2797 c. 
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wurde jedoch von den Zentralbehörden endgültig die Unanwendbarkeit 
des 7. Titels der GO. auf alle Eisenbahnarbeiter klargestellt und die Zu- 
ständigkeit der Gewerbegerichte verneint!. Da die von Unternehmern aus- 
geführten Eisenbahnbauten nicht zu den Neben- und Hilfsbetrieben zäh- 
len, blieben auf diese die Bestimmungen der GO. selbstverständlich nach 
wie vor anzuwenden?. 


4. Die „Gemeinsamen Grundsätze“ und „Gemeinsamen 
Bestimmungen" уоп 1888. 


In der Zeit, als in Preußen der Staatsbahngrundsatz durchgeführt 
wurde®, erließ der Minister der öffentlichen Arbeiten am 14, Juli 1888 in 
Form einer Verwaltungsverordnung „Gemeinsame Grundsätze über die 
Annahme usw. der im Bereiche der Preußischen Staatseisenbahn-Verwal- 
tung beschäftigten Arbeiter“, um den Arbeitsbedingungen der Eisen- 
bahnarbeiter eine für alle Direktionsbezirke „übereinstimmende feste 
Grundlage“ und „den Arbeitern selbst das Bewußtsein einer dienstlich ge- 
ordneten und rechtlich gesicherten Stellung“ zu geben. Die „Gemein- 
samen Grundsätze“ enthielten sowohl reine Verwaltungsvorschriften über 
die Behandlung der Arbeiterpersonalangelegenheiten wie auch solche Be- 
stimmungen, die Bestandteile der Arbeitsverträge werden sollten. Letz- 
tere waren besonders kenntlich gemacht und wurden von den einzelnen 
Direktionen als „Gemeinsame Bestimmungen für die Arbeiter aller 
Dienstzweige der Preußischen Eisenbahn-Verwaltung“ bekannt gemacht, 
und waren von den Arbeitern durch Unterschrift als verbindlich anzu- 
erkennen, 

Die „Gemeinsamen Bestimmungen“ enthielten im wesentlichen fol- 
gende Vorschriften: Die Annahme setzte voraus, daß der Bewerber kör- 
perlich gesund und sein Seh- und Hörvermögen einwandfrei war, daß er 
die erforderliche Schul- und Fachbildung mitbrachte, sich bisher achtbar 


1 Erlaß des Ministers für Handel und Gewerbe und des Justizministers 
vom 7. Dezember 1905, mitgeteilt im Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
betr. Beitragspflicht der Eisenbahnunternehmungen zu den Kosten der Gewerbe- 
gerichte vom 8, Februar 1906 in EVBl. 1906 8. 29 und MinErl. vom 25. Juni 1908 
in ElbfSmlg. V1 Nr.144; gleiche Ansicht vertraten im Schrifttum Klußmann 
Sp.69; Kayser-Steiniger 8.11; Oesterlen $.485f.; für diese Regelung waren 
besonders politische Gründe ausschlaggebend, vgl. Oesterlen 8. 489; Zimmermann 
S. 167f. 

2 RGZ. 8, 54. Dagegen in neuerer Zeit Koppin 8. 10881. 

3 1876 faßte Bismarck den Entschluß, wenigstens in Preußen die Eisen- 
bahnen zu verstaatlichen. Dieser Plan wurde in den folgenden Jahren tatkräftig 
verfolgt. Vgl. Sommer 8.24, 

* ElbfSmlg. 118 Nr. 2772a. 


836 Die Entwickelung des Eisenbahn-Arbeitsrechts. 


und unbescholten geführt und ordnungsfeindliche Vereine und Bestre- 
bungen gemieden hatte, und daß er aus seinem letzten Dienstverhältnis 
ohne Vertragsverletzung ausgeschieden war ($ 1). Von den Dienst- 
pflichten besagten die Bestimmungen, daß der Nutzen der Königlichen 
Eisenbahnverwaltung nach Kräften zu fördern und die zu leistenden Ar- 
beiten während der festgesetzten Arbeitszeit, notfalls auch darüber hin- 
aus ordnungsmäßig nach erhaltener Anweisung auszuführen seien ($$ 3 
und 8). Wegen der besonderen Stellung als Arbeiter im öffentlichen 
Dienst nahmen die Anforderungen an das äußere Auftreten und die 
innere Haltung einen breiten Raum ein. So wurde es dem Arbeiter zur 
Pflicht gemacht, sich gegen seine Vorgesetzten stets dienstwillig und mit 
der schuldigen Achtung, gegen seine Mitarbeiter friedfertig und hilfreich 
und gegen das Publikum höflich und gefällig zu benehmen ($$ 3 und 7). 
Bei Gesuchen und Eingaben war der Dienstweg einzuhalten. Aber auch 
außerhalb des Dienstes war der Arbeiter gehalten, sich achtbar und 
ehrenhaft zu führen und sich von der Teilnahme an ordnungsfeindlichen 
Bestrebungen fernzuhalten ($ 2). Die gefährliche Natur des Betriebes 
erheischte ferner Bestimmungen, durch die es den Arbeitern zur Pflicht 
gemacht wurde, ihr Augenmerk der Verhütung von Körperverletzungen 
und Tötungen und der Abwehr von Sachbeschädigungen und Unfällen zu 
widmen ($$ 2 und 3). Daneben fanden sich Bestimmungen zur Vermei- 
dung widersprechender Belange (Verbot des eigenen Betriebs von Gast- 
stätten) und Hinweise auf gesetzliche Vorschriften und Belehrungen über 
Pflichten (z. B. Transportgefährdung, Fundunterschlagung, Anzeigen von 
Beschädigungen und Verletzungen; $$ 2, 3 und 4). Bei der Annahme 
waren dem Arbeiter die Höhe seiner Vergütungen, sowie Zeit und Form 
der Zahlung mitzuteilen ($ 9). Ferner war Bestimmung getroffen worden 
über Lohnzahlung bei nichtgeleisteter Arbeit und bei Überstunden ($ 11), 
sowie Ersatzpflicht, Strafen und Lohnabzüge ($$ 12—14). Für besondere 
Leistungen und gute Führung behielt sich die Verwaltung Belohnungen 
vor ($ 10), Schließlich waren Bestimmungen aufgenommen, die sich mit 
der Beendigung des Dienstverhälfnisses ($$ 17—20) und dem Abschieds- 
zeugnis befaßten ($ 22). 

Entsprechend der Empfehlung des Ministers der öffentlichen Ar- 
beiten in der Einleitung seines Erlasses vom 14. Juli 1888 erließen die 
Direktionen je für sich unter der Bezeichnung „Dienstordnung“ noch Vor- 
schriften über die Regelung des Dienstes in den einzelnen Dienstzweigen 
und die Unfallverhütung. Ab 1899! bildeten die Gemeinsamen Bestim- 
mungen die Vertragsgrundlage aller Arbeiter, insbesondere auch der 
vorübergehend beschäftigten und der Neubauarbeiter. 


1 MinErl. vom 26. November 1899 in EVBl. 1899 S. 332. 
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5. Die Arbeiterschutzgesetzgebung, 

Als durch die Novelle vom 1. Juni 1891 zur GO. (das sog. Arbeiter- 
schutzgesetz)' für Fabriken mit mindestens 20 Arbeitern der Erlaß von 
Arbeitsordnungen vorgeschrieben wurde, wies der Minister der öffent- 
lichen Arbeiten die Eisenbahndirektionen durch Erlaß vom 14. Dezember 
1891? an, daß für alle Werkstätten und Gasanstalten ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Arbeiter Arbeitsordnungen zu erlassen seien. Die GemsBest., 
die bei dieser Gelegenheit teilweise abgeändert wurden, waren darin als 
verbindlich in Bezug zu nehmen. Außerdem waren entsprechend $ 134 b 
GO. Bestimmungen zu treffen: 

1. über Anfang und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit 

sowie der für die erwachsenen Arbeiter vorgesehenen Pausen, 

2. über die Zeit und Art der Abrechnung und Lohnzahlung und 

3. über die Art und Höhe der zulässigen Strafen sowie über die 
Art ihrer Festsetzung und ihrer Einziehung. 

Die Aufnahme weiterer örtlich bedingter- Anordnungen über die Ordnung 
des Betriebes, das Verhalten der Arbeiter im Betriebe usw. wurde in das 
Ermessen der Direktionen gestellt. Neben der Bekanntgabe durch Aus- 
hang waren die Arbeitsordnungen gegen Empfangsbescheinigung außer- 
dem auszuhändigen. 

Der alten Forderung nach Beteiligung der Arbeiterschaft an der 
Ausgestaltung der Arbeits- und Betriebsverhältnisse® kam man durch 
die Einrichtung von Arbeiterausschüssen entgegen. 

Die Einrichtung der in den $$ 134 b Abs. 3, 134d und 134 h erwähn- 
ten Ausschüsse in allen Werkstätten, Gasanstalten und sonstigen bisher 
als „Fabrik“ im Sinne der GO. betrachteten Anstalten der preußischen 
Staatseisenbahnverwaltung, in denen in der Regel mindestens 20 Arbeiter 
beschäftigt wurden, erfolgte nach einem Erlasse des Ministers der öffent- 
lichen Arbeiten vom 6. Februar 18924. Die Arbeiterausschüsse, in die 3 
bis 15 Mitglieder ($ 2 des MinErl,) in geheimer Wahl zu wählen waren 
($ 5 des MinErl.), hatten die Aufgabe ($ 8 des MinErl.), 

1. Anträge, Wünsche und etwaige Beschwerden, welche von ihren 
Mitgliedern vorgebracht wurden und die Arbeiter der betreffen- 
den Anstalt oder einzelne Gruppen im ganzen berührten, bei dem 
Vorstande der Anstalt vorzubringen und in Zusammenkünften 
mit diesem über dieselben sich gutachtlich zu äußern, 

1 RGBI. 1891 S. 261 f. 

2 ElbfSmilg. 118 Nr. 2773 a, 

3 Für solche Aufgaben sah schon das Frankfurter Parlament bei der Bera- 
tung einer neu zu schaffenden Gewerbe- und Fabrikordnung einen „Fabrik- 
ausschuß“ vor, so Breunig-Seidel S. 18. 

4 EVBI. 1892 5.171. 
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2. über sonstige, das Arbeitsverhältnis betreffende Fragen, insbe- 
sondere über die zu erlassende Arbeitsordnung, über Einrichtun- 
gen zur Verhütung von Unfällen und solche Einrichtungen, 
welche zum Wohl der Arbeiter und ihrer Angehörigen getroffen 
worden waren oder künftig getroffen werden sollten, auf An- 
fordern ihr Gutachten abzugeben, 

3, soweit sie von beiden Teilen angerufen wurden, Streitigkeiten 
der Arbeiter untereinander zu schlichten. 

Von der Erörterung in den Arbeiterausschüssen waren alle Anträge, 
Wünsche und Beschwerden ausgeschlossen, welche lediglich die Ange- 
legenheiten einzelner betrafen. Dem Vorstande der Anstalt blieb jedoch 
nach seinem Befinden vorbehalten, den Ausschuß vor der Bewilligung 
von Unterstützungen über die Bedürftigkeit und Würdigkeit der zu Unter- 
stützenden zu hören. Durch Erlasse vom 28, Februar 1905 und 8. Novem- 
ber 19051 wurden die Einrichtungen der Arbeiterausschüsse auch für die 
übrigen außerhalb von Werkstätten und Gasanstalten beschäftigten Ar- 
beiter ausgedehnt. Auch von den übrigen Staatseisenbahnverwaltungen 
wurden ähnlich wie in Preußen Arbeiterausschüsse eingerichtet®, 


6. Das Bürgerliche Gesetzbuch. 

Das BGB. löste auf dem Gebiete des allgemeinen Arbeitsrechts die 
verschiedenen Regelungen der Länder® ab (Art.55; 171 EGBGB.). Die 
Neuregelung enthielt jedoch nur wenig zwingendes Recht, d.h. das BGB. 
trat hinter etwaige Sonderabreden zurück und beschränkte sich fast aus- 
schließlich auf die Lückenausfüllung. Bei den Eisenbahnverwaltungen 
blieben deshalb die bisherigen Bestimmungen über die Pflichten aus dem 
Arbeitsverhältnis in Kraft. Im Bereich der Preußischen Staatseisen- 
bahnverwaltung verloren die privatrechtlichen Bestimmungen der 
АПҺУО. von 1846 ihre Gültigkeit. Daneben hatte die Neuregelung noch 
einige Änderungen der GemsBest. im Gefolge, die die Fortzahlung des 
Lohnes bei kurzfristiger Arbeitsversäumnist betrafen. Wie die rein 
schuldrechtliche Betrachtung der Arbeitsvertragspflichten für das Ar- 
beitsverhältnis und seine künftige Regelung von Bedeutung werden 
sollte, wird später gezeigt werden®, 

1 EVBl. 1905 5. 117 und 8.290; vgl. auch Hoff: Erinnerungen usw. 5. 165. 

2 Winkler 8. 662. 

3 Vgl, S. 831. 

4 MinErl. betr. Bürgerliches Gesetzbuch vom 26. November 1899 in EVBl. 
1899 8.331 und Ministerialerlasse betr, Gemeinsame Bestimmungen für die 
Arbeiter aller Dienstzweige vom 18, September 1899 in EVBl, 1899 8.272, vom 
7. Dezember 1903 in EVBl. 1903 8.376 und vom 30. September 1904 in EVBI, 1904 
8.317. 

5 Vgl. S. 847. 
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7. DieVorschriftenzur Regelung des Arbeits- 
entgelts. 


Für die Lohnverhältnisse der Eisenbahnarbeiter pflegten seit dem 
vorigen Jahrhundert bei den Staatsbahnen Verwaltungsvorschriften maß- 
geblich zu sein. Die Direktionen begnügten sich im allgemeinen damit, 
den nachgeordneten Dienststellen im Rahmen des Jahreshaushalts eine 
bestimmte Anzahl von Arbeitern zu bewilligen' und für diese einen 
Durchschnitts- oder Höchstlohn festzusetzen. Unter Beachtung der Lohn- 
sätze und der Gesamtlohnsumme wurde der Lohn im einzelnen dann 
durch den Dienststellenvorsteher bestimmt. Dadurch konnte bei der zu- 
nehmenden Ausdehnung der Staatsbahnnetze und der damit verbundenen 
Einbeziehung neuer Landesteile dem Bedürfnis, die Lohnhöhen den ört- 
lichen Verhältnissen anzupassen, Rechnung getragen werden". Anderer- 
seits führte aber der den Dienststellenvorstehern vorbehaltene große Er- 
messensspielraum auch zu erheblichen Unterschieden in der Entlohnung 
gleicher Arbeiterklassen in den verschiedenen Landstrichent, Daraus er- 
wuchsen manche Unzuträglichkeiten. Die Vergleichung der Lohnhöhe be- 
nachbarter Bezirke erweckte unter den jeweils schlechter gestellten Ar- 
beitern Unzufriedenheit und führte zu Schwierigkeiten beim Austausch 
von Arbeitskräften’. 

Zur Behebung der Schwierigkeiten wurden daher unter Beachtung 
der vom Ministerium der öffentlichen Arbeiten bekanntgegebenen Richt- 
linien® von den einzelnen Direktionen wenigstens in ihren Grundzügen 
übereinstimmende Bestimmungen für die Regelung der Arbeiterlöhne 
herausgegeben’. Auch hierbei handelte es sich um Verwaltungsverord- 
nungen, aus denen der einzelne Arbeiter keine Rechte herleiten konnte, 
Dieses „Wohlwollensverhältnis“ war.denn auch einer der wichtigsten An- 
griffspunkte der sich bildenden Arbeiternehmervereinigungen®. Inwieweit 


1 MinErl. vom 7. Mai 1861 іп ElbfSmig, I Nr, 907; Endemann S, 231, 

2 Haustein-Stumpf S. 288. 

3 Stapf 8.141. 

* Haustein-Stumpf 8. 281. 

5 Vgl. Riedel: Der Eisenbahner usw, S. 102 #.; Haustein-Stumpf S. 287. 

ê Vgl. die Erlasse des Ministers der öffentlichen Arbeiten betr, Grundsätze 
für Lohnordnungen vom 11. März 1901 in ENBI. 1901 8.97; Regelung der Lohn- 
verhältnisse vom 27. März 1899 5.185; betr. Dienstverhältnisse der Hülfsbedien- 
steten und Arbeiter vom 14, Februar 1900 іп ENBI. 1900 S. 63. 

7 LO.-Denkschrift S. 267. 

8 Haustein-Stumpf S. 284; die HallLO.von 1906 sagt das entsprechend Z. II 
LOGrdsErl. in ihrem $ 2 ausdrücklich: „Die Lohnordnung ist eine Verwaltungs- 
vorschrift und begründet für die Arbeiter keine Ansprüche auf Gewährung der 
darin bestimmten Lohnsätze, Diese können vielmehr jederzeit geändert werden.“ 

9 Riedel: Zur Forderung usw. 8.21; Arbeits- und Koalitionsrecht usw. S. 14, 
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sich neben den Ermessensvorschriften auch kleinliche fiskalische Rege- 
lungen fanden, zeigen die um die Jahrhundertwende noch gültigen Vor- 
schriften für die Vergütung von Überstunden!, Danach hatten gewisse 
Arbeiter im allgemeinen keinen Anspruch auf Vergütung von Über- 
stunden. Nur dann sollte ihnen für die Überstunden Lohn gezahlt werden, 
wenn ihre Inanspruchnahme nach Lage der Betriebsverhältnisse über die 
im Dienstplan festgestellte Arbeitszeit hinaus so häufig und in solchem 
Umfange eintrat, daß nach dem pflichtmäßigen Ermessen des Inspek- 
tionsvorstandes sich die Bezahlung für die dienstfreien Tage als 
eine angemessene Gegenleistung nicht darstellte. Als außer- 
gewöhnliche Inanspruchnahme war dabei die tägliche Leistung einer 
Überstunde nicht anzusehen, Im übrigen bedurfte es zur Bezahlung von 
Überstunden der vorherigen Genehmigung der Direktion ; die Inspektionen 
waren zur selbständigen Bewilligung nicht berechtigt. Auch die aus- 
hilfsweise Verwendung eines Bediensteten in besser zu bezahlenden Be- 
schäftigungszweigen wurde wohl bei der Entlohnung nicht immer richtig 
berücksichtigt? 

Einen weiteren Stein des Anstoßes bildete die zunehmende Unüber- 
sichtlichkeit der die Entlohnung regelnden Vorschriften, durch die die 
Gefahr unrichtiger Anwendung herbeigeführt wurde. So fanden sich 
z. В. 1910 in Preußen die Bestimmungen über die Löhne der Werkstätten- 
arbeiter teils in den Lohnordnungen, teils in der Finanzordnung (Teil IV, 
Werkstättenordnung, $ 5 Abs 3 f.), teils in einzelnen Ministerialerlassen 
und teils in Verfügungen der Eisenbahndirektionen und Werkstättenämter 
im Verein mit zugehörigen Verwaltungs- und Rechnungsvorschriften®, 
Ähnlich lagen die Verhältnisse bei den übrigen Arbeitern sowohl in 
Preußen! als auch in den übrigen Ländern®, 

Das Verlangen der Arbeiterausschüsse nach einer gemeinverständ- 
lichen und übersichtlichen Darstellung der Dienst- und Lohnverhältnisse® 
und die 1910 im Preußischen Landtage vorgebrachten Klagen über das 
Lohnwesen der Arbeiter veranlaßten den Minister der öffentlichen Ar- 
beiten einen Ausschuß einzusetzen und ihn mit der „Prüfung des for- 
mellen Werkstättenlohnes im Sinne einer Verbesserung unter tunlichster 


1 Vgl. 7.4 des MinErl, vom 5. Oktober 1887 in ElbfSmlg. Bd. 18 
Nr. 2779 b; $ 11 GemsBest,; $ 7 i. V.m. $ 2 StettGrds,; A des MinErl. vom 18. Sep- 
tember 1899 in EVBl. 1899 S. 272 f.; 7. VI MinErl. vom 14. Februar 1900 in ENBl. 
1900 8.68; S. VII LOGrdsErl. 

2 Zimmermann 8.178. 

3 Lw.-Denkschrift S. 32. 

* LO.-Denkschrift 8. 267. 

5 Haustein-Stumpf 8. 298, 

6 LO.-Denkschrift S. 274, 
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Berücksichtigung der Wünsche aus Arbeiterkreisen und unter: Festhal- 
tung am Stückverfahren“ zu beauftragen”. 


Die aus diesem Anlaß vorgenommenen Untersuchungen und Ent- 
wurfsarbeiten ließen erkennen, daß es zweckmäßig und durchführbar 
war, eine für alle Arbeiter der preußisch-hessischen Staatsbahnen 
gültige Lohnordnung zu erlassen®?. Unter der Beratung von 10 Arbeitern 
der hauptsächlichsten Beschäftigungszweige und aus verschiedenen 
Landesteilen wurde eine „Lohnordnung für die Arbeiter aller Dienst- 
zweige der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft" ausgearbeitet, 
Sie trat am 1. April 1914 in Kraft und löste 22 verschiedene Lohnordnun- 
gen (der 21 Direktionen und des Eisenbahnzentralamts in Berlin) аһ". 

Die neue Lohnordnung, die für alle Arbeiter des ganzen preußischen 
Staatseisenbahnbereichs galt, wollte in allgemein-verständlicher Fassung 
eine erschöpfende Zusammenstellung derjenigen Vorschriften geben, die 
der Arbeiter zur Beurteilung seines Lohnverhältnisses benötigte. Um 
die Durchsichtigkeit der eigentlichen Lohnvorschriften nicht zu beein- 
trächtigen, wurden die Bestimmungen über die verwaltungs- und rech- 
nungsmäßige Bearbeitung der Lohnsachen aus der neuen Lohnordnung 
ausgeschieden und Ausführungsvorschriften zugewiesent. 


Die LO. unterschied Grundlöhne in Form von Tage- oder Stunden- 
löhnen und Stellenzulagen ($ 2). Die Höhe der ersteren richtete sich 
nach den örtlichen Verhältnissen, die der letzteren nach der Schwierig- 
keit des Dienstes. Die Grundlöhne waren nach dem Lohndienstalter ab- 
zustufen ($ 3). Für Nachtarbeit ($ 9), besonders schwierige oder 
schmutzige Arbeiten und bei auswärtiger Beschäftigung ($ 10) waren 
Lohnzulagen vorgesehen, Weitere Bestimmungen regelten die Berech- 
nung des Lohnes auch bei Teilschichten ($ 4), Überstunden, die nunmehr 
2. В. für Arbeiter ohne durchgehende Löhnung uneingeschränkt zu be- 
zahlen waren ($ 6), beim Wechsel der Beschäftigung oder des Dienstortes 
(8 7). Weitere Vorschriften sahen Lohnfortbezug für bestimmte Dienst- 
verhinderungen und bei Urlaub ($ 14) sowie Belohnungen für lang- 
jährige Dienstzeit ($ 11) und besondere Leistungen ($ 12) vor. Erwähnt 
werden sollen schließlich noch die Vorschriften über das Arbeitsentgelt 
der Stücklohnempfänger ($$ 17—19) und der Gepäckträger ($ 20). 


Die jeweiligen Lohnsätze einer Dienststelle waren aus Lohntafeln 
zu ersehen, die nach einem der LO. beigefügten Muster unter Beachtung 


1 Lw.-Denkschrift 8.82; Hoff: Erinnerungen usw, S. 164, 
2 LO.-Denkschrift S. 267, 

7 Haase 8.208. 

4 LO.-Denkschrift S. 268. 
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der Grundsätze der LO. von den einzelnen Direktionen aufzustellen 
($ 1 LO.) und die vom Inkrafttreten der LO. ab maßgeblich waren. 


Dem neben der Vereinheitlichung der Lohnvorschriften verfolgten 
Zweck, dem Arbeiter eine Unterrichtung über seine Lohnverhältnisse zu 
ermöglichen, diente besonders die Bestimmung, daß LO. und Lohntafel 
auf den Dienststellen (2. В. in Aufenthaltsräumen) so auszulegen waren, 
daß sie von den Arbeitern ohne Inanspruchnahme eines Aufsichtsbeamten 
eingesehen werden konnten, Auch wurden sie den Mitgliedern der Ar- 
beiterausschüsse ausgehändigt. Die Dienstvorsteher wurden angewiesen, 
auf Ersuchen Auskunft zu erteilen ($ 21). 


Die Ausführungsvorschrift des Ministers der öffentlichen Arbeiten! 
enthielt neben den die Lohnverhältnisse betreffenden Regelungen auch 
noch Bestimmungen über Arbeiterannahme und -entlassung?, für die sonst 
die „Gemeinsamen Bestimmungen“ weiter galten. 


Ihrem rechtlichen Wesen nach war die LO. wie alle bisherigen Vor- 
schriften, die das Arbeitsentgelt betrafen, eine Verwaltungsverordnung®, 
Über den erstmalig vereinbarten Lohnsatz hinaus konnte der Arbeiter aus 
den Vorschriften daher keine Ansprüche (Aufrücken in höhere Lohn- 
stufen usw.) ableiten*. Die Unterrichtung des Landtages hatte zwar für 
die Staatseisenbahnverwaltung zumindest eine moralische Bindung be- 
gründet, nicht ohne Not von den neuen Bestimmungen abzuweichen, und 
die Verwaltung mag sich auch mit dem Gedanken getragen haben, die 
Vorschriften für sich als verbindlich zu betrachten’. Allein der Ände- 
rungsvorbehalt des $ 21 Abs. 3 LO. läßt eine andere rechtliche Beurtei- 
lung nicht zu. Wer den Schutz der Arbeiter weniger durch eine günstige 
wirtschaftliche Entwieklung der Eisenbahnen als durch eine förmliche 
Verankerung der Rechtsstellung der Arbeitnehmer gesichert wissen wollte, 
mußte auch die neue LO. zum Gegenstand seiner Kritik machen®, 


8. Die Arbeiter-Dienstordnung. 


Neben der Neuordnung des Lohnwesens beschäftigte man sich seit 
1912 auch mit einer Überarbeitung der das Arbeitsverhältnis betreffen- 
den Regelungen allgemeiner Art. Insbesondere sollten künftig auch die 


1 Ausführungsvorschrift zur Lohnordnung für die Arbeiter aller Dienst- 
zweige vom 22, Februar 1914, gültig vom 1. April 1914, 

2 7.11 AusfVorschr. zu $ 1, LO. 

7 So auch Haase S, 285, 

4 Haustein-Stumpf S. 308. 

5 Haustein-Stumpf S. 297. 

6 Riedel: Zur Forderung usw, S. 21. 
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der GO. entsprechenden „Arbeitsordnungen“ entbehrlich werden, Веі 
den Vorarbeiten hierzu wurden allerdings keine Vertreter der Arbeiter- 
schaft hinzugezogen, wie dies bei der Schaffung der LO. der Fall ge- 
weem war), Die Fertigstellung verzögerte sich durch den Kriegsaus- 
bruch bis zum 12. Dezember 1915. Die neue Vorschrift löste die „Gemein- 
samen Bestimmungen“ ab und trat am 1. Januar 1916 als „Arbeiter- 
Dienstordnung“ (ArbDO,) in Kraft”. Ein Druckstück der Vorschrift war 
jedem nicht lediglich zur vorübergehenden Beschäftigung angenommenen 
Arbeiter auszuhändigen und von ihm nach Durchsicht als verbindliche 
„Grundlage seines Arbeitsvertrages“ anzuerkennen”. Hieraus ist der 
Schluß gezogen worden, daß auf diese Weise nicht nur die Bestimmungen 
der ArbDO., sondern auch diejenigen der etwa 2 Jahre älteren LO., die 
$ 14 ArbDO. als für die Löhnung maßgeblich bezeichnete, Bestandteile 
des Arbeitsvertrages geworden seient., Es kam jedoch nur eine einseitige 
Bindung der Arbeiter an diese Bestimmungen zustande, denn in der 
Schlußbestimmung ($ 25) der ArbDO. hieß ез5 „Änderungen bleiben vor- 
behalten“. Über die Gründe dieser Regelung sagt Haase ` Wegen der 
unabsehbaren Entwicklung „muß man sich begnügen, dem Arbeiterrecht 
Schritt für Schritt entgegenzugehen, wenn man nicht Gefahr laufen will, 
sich plötzlich auf einem unbekannten Boden zu befinden und unvorher- 
gesehenen Tatsachen gegenüberzustehen, die man nicht mehr zu be- 
herrschen vermag.“ Ebenso wie der Lohn wurde der Urlaub in einer 
Verweisungsbestimmung ($ 16 ArbDO.) behandelt. Bezüglich der sofor- 
tigen Entlassung ($ 21 ArbDO.), des sofortigen Austritts ($ 22 ArbDO.) 
und der Abschiedszeugnisse ($ 24 ArbDO.) wurde eine der С0.? ent- 
sprechende Regelung getroffen. Neu war in dieser für das Arbeits- 
verhältnis grundlegenden Vorschrift, die im übrigen im wesentlichen den 
GemsBest. entsprach, eine Bestimmung: der Hinweis auf die Einrichtung 
der Arbeiterausschüsse ($ 7 ArbDO.)*. 

1 Haustein-Stumpf 5, 312, 

2 MinErl. betr. Arbeiter-Dienstordnung vom 12. Dezember 1915 in ENBl. 
1915 8.79. 

з Vgl. den vorbez. MinErl.; § 1 ArbDO. und den im Anschluß an die ArbDO. 
abgedruckten „Wortlaut der Annahmeverhandlung“. 

* Haase 8.284; Haustein-Stumpf S, 312. 

5 Entsprechend $ 21 Abs. 3 LO. 

в 8.235. 

7 $$ 128, 124, 118 GO. 

8 Vgl. oben S, 837f. und unten S. 851f. 
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П. Das Arbeitsrecht nach dem Weltkriege. 


1. Vorbemerkung. 

In der Entwicklung des Eisenbahnarbeiterrechts standen nach dem 
Weltkriege folgende beiden Bestrebungen im Vordergrund: ` 

1. das Ringen der Arbeitnehmervertretungen um ihre Anerkennung 

und die Mitwirkung bei der Festlegung der Arbeitsbedingungen 
und 

2, die Bemühungen, entsprechend dem Übergang der Eisenbahnen 

auf das Reich die Rechtsverhältnisse der Arbeiter reichseinheit- 
lich zu ordnen. 

Als Arbeitnehmervertretungen traten in überbetrieblicher Form die 
Gewerkschaften und innerhalb der Betriebe die Arbeiterausschüsse bzw. 
Betriebsräte auf. 

Ein Seitenblick auf die Gewerkschaften ist erforderlich wegen ihrer 
Beteiligung bei der Schaffung der neuen Arbeitsbedingungen; ein Rück- 
blick soll den eigenartigen Verlauf ihrer Entwicklung im Bereich der 
Eisenbahnen zeigen. 


2. Die Gewerkschaftsentwicklung und der Weg zu 
den Tarifverträgen. 

Durch die Anerkennung der GemsBest. wurde in Preußen den 
Staatsbahnarbeitern die Vornahme gemeinsamer Besprechungen sowie 
das Vorlesen, Ausbieten, der Verkauf und die sonstige Verbreitung von 
Drucksachen und Schriftstücken während der Arbeitszeit und in den 
Arbeitsräumen, Höfen oder sonstigen Plätzen der Verwaltung verboten 
und ihnen zur Pflicht gemacht, sich auch außerhalb des Dienstes achtbar 
und ehrenhaft zu führen, und sich von der Teilnahme an ordnungsfeind- 
lichen Bestrebungen und Vereinen fernzuhalten (GemsBest. $ 2 Abs. 3 
und $ 3 Abs. 2). Was unter den letzteren zu verstehen war, konnte zu 
einer Zeit, in der bereits seit 10 Jahren ein „Gesetz gegen die gemein- 
gefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie“! in Kraft stand, nicht 
zweifelhaft sein. Später, am 6. März 1908 gab der MindöA. hierzu ein- 
mal folgende Erläuterung: „Als ordnungsfeindlich kennzeichnen wir in 
erster Linie die Hinneigung und Betätigung für die Bestrebungen der 
Sozialdemokratie, da diese gegen die bestehende Ordnung im Staate sich 
richten. Als ordnungsfeindlich bezeichnen wir aber ebenso die Bestre- 
bungen solcher Berufsvereinigungen, die die Veranstaltung von Massen- 
streiks zur Durchsetzung wirtschaftlicher Forderungen in Aussicht 
nehmen." * 


1 Vom 21, Oktober 1878 in RGBl. 1878 S. 351, 
2 Breitenbach in StenBerPrAbgH, Sp. 3342 f. 


Die Entwickelung des Eisenbahn-Arbeitsrechts. 845 


Anfangs mochten diese Maßnahmen im Bereich der Eisenbahnen 
überflüssig erscheinen, da die Bestrebungen bei den Eisenbahnarbeitern, 
die sich gesicherter wußten als die Beschäftigten der freien Wirtschaft, 
keinen günstigen Boden fanden!. Einer einzigen Gewerkschaft Hirsch- 
Dunkerscher Richtung? folgte erst im Jahre 1896 in Gestalt des Ver- 
bandes der Eisenbahner Deutschlands die erste freigewerkschaftliche 
Eisenbahnarbeitervereinigung?, die auch den Streik als zulässiges Kampf- 
mittel betrachtete. Ihre berüchtigte Halbmonatsschrift war „Der Weck- 
ruf“. Die Eisenbahnverwaltungen suchten neben den dienstlichen Ver- 
boten? der neuen Gewerkschaftsbewegung insbesondere dadurch zuvor- 
zukommen, daß sie zahlreiche Selbsthilfeeinrichtungen, die die Gewerk- 
schaften ihren Mitgliedern boten, auch durch von ihr unterstützte Eisen- 
bahnvereine errichten und ausbauen ließ, die bald eine sehr günstige 
Entwicklung nahmen®. Die Mitgliederzahl des Verbandes der Eisenbahner 
Deutschlands blieb auch tatsächlich hinter der der Eisenbahnvereine 
unvergleichbar zurück®, Trotzdem maß die preußische Eisenbahnverwal- 
tung diesem Verband, der seit 1908 die Reichssektion der Eisenbahner 
im Deutschen Transportarbeiterverbande bildete, solche Bedeutung bei, 
daß durch Ministerialerlaß? die entsprechende Vorschrift der GemsBest. 
folgenden Wortlaut erhielt: „Auch außerhalb des Dienstes hat der Ar- 
beiter sich achtbar und ehrenhaft zu führen und sich von der Teilnahme 
an sozialdemokratischen und anderen ordnungsfeindlichen Bestrebungen, 
Vereinen und Versammlungen fernzuhalten.“ Nach einer ministeriellen 
Dienstanweisung® war die vorangeführte Bestimmung dem Arbeiter bei 
der Annahme in folgender Weise zu erläutern: „Er dürfe dem Transport- 
arbeiterverbande (Reichssektion der Eisenbahner) sowie überhaupt sol- 
chen Vereinen und Verbänden, die die Arbeitseinstellung als zulässig 
erachten, nicht angehören, Als Teilnahme an sozialdemokratischen Be- 


1 von Thielen, MindöA., am 1. März 1900 in StenBerPrAbgH.. Sp. 2101; 
Winkler 5.146; de Terra 5. 513; vgl. aber auch Das Eisenbahnpersonal usw. 
S, 0567. 

з Vgl. Winkler 5. 148, 

3 Kulemann S. 242; Winkler 8. 487; Haustein-Stumpf S. 386. 

* Zimmermann sagte von ihnen schon 1901 (8.170): „Die Gesinnungs- 
polizei — den Eindruck habe ich durch meine Bahnerfahrung allenthalben emp- 
fangen — erreicht auf diesem Felde ihren Zweck nur äußerlich.“ 

5 Winkler 8.488; Haustein-Stumpf S. 388 f. 

6 1905 besaß er noch keine 500, 1917 noch keine 850 Mitglieder; vgl. Hau- 
stein-Stumpf S. 388; Winkler S. 440. 

? Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten betr. Änderung der Gemein- 
samen Bestimmungen für alle Arbeiter vom 16. Dezember 1911 in EVBl. 1911 
S. 267. 

8 ENBI. 1911 S. 119, 
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strebungen werde auch das Halten und Verbreiten sozialdemokratischer 
Zeitungen und sonstiger sozialdemokratischer Presseerzeugnisse, sowie 
der Besuch sozialdemokratischer Versammlungen angesehen. Zuwider- 
handlungen würden die Kündigung des Dienstverhältnisses zur Folge 
haben,“ Über diese Belehrung war eine Verhandlung aufzunehmen. 
Solche Verbote und Reverse fanden sich fast in allen Ländern’. ` 


Diese Koalitionsbeschränkungen waren naturgemäß in den volks- 
vertretenden Körperschaften Gegenstand lebhaftester Angriffe der be- 
troffenen politischen Kreise, Immer wieder mußten die Vertreter der 
Regierung darauf hinweisen, daß die öffentlichen Zwecken dienenden 
Betriebe nicht der Gefahr ausgesetzt werden durften, auf Geheiß von 
Gewerkschaften stillgelegt zu werden, wie dies bei Privatbetrieben auf 
Grund von $ 152 GO. möglich wart, 


Im Weltkrieg wurde die 1911 eingeführte Aufnahmeverhandlung 
wieder beseitigt, um den einmütigen Einsatz aller Kräfte nicht durch 
inneren Zwist zu stören. Die АтрроО, von 1916 vermied es, die sozial- 
demokratischen Einrichtungen ausdrücklich als ordnungsfeindlich zu 
bezeichnen. Im $ 3 Abs. 5 ArbDO. hieß es lediglich: „Auch außerhalb 
des Dienstes hat der Arbeiter sich achtbar und ehrenhaft zu führen und 
von der Teilnahme an ordnungsfeindlichen Bestrebungen, Vereinen und 
Versammlungen fernzuhalten. Vereinen und Verbänden, die die Arbeits- 
einstellung als zulässiges Kampfmittel erachten oder unterstützen, darf 
er nicht angehören.“ Die Eisenbahnverwaltung ging sogar darüber hin- 
aus insoweit, als sie im Widerspruch zu dieser Bestimmung die Erklärung 
abgab, daß den Arbeitern aus der Mitgliedschaft bei Gewerkschaften 
keine Schwierigkeiten mehr erwachsen würden!. Gemeinschaftliche Be- 
sprechungen, Vorlesen, Ausbieten, Verkauf oder Verbreitung von Druck- 
sachen während der Arbeitszeit in den Arbeitsräumen, Höfen oder auf 
anderen Plätzen der Verwaltung waren auch weiterhin grundsätzlich ver- 
boten, 


1 Winkler 8. 434 f. 

2 Vgl. Rede des Ministers der öffentlichen Arbeiten im preußischen Abge- 
ordnetenhause am 6. März 1908, Stenographische Berichte Sp. 33421. und Rede 
des Staatssekr. d. Innern Dr. Delbrück vom 10. Dezember 1912 in StenBerRtg. 
Band 286 8.2710. 

з Vgl. den nicht veröffentlichten Erlaß des Ministers der öffentlichen Ar- 
beiten und Chefs des Reichsamtes für die Verwaltung der Reichseisenbahnen vom 
12, Dezember 1915 M. d. ö. A. IV 43 146/528 К. A. 4719/15; Sarter: Die deutschen 
Eisenbahnen usw, S, 153; Haustein-Stumpf S. 391. 

* Haustein-Stumpf S. 391. 

5 $ 9 Abs.5 ArbDO, 
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Die nachsichtige Haltung im Verein mit der sonstigen Entwicklung, 
die ihren Ausdruck fand im Hilfsdienstgesetz'!, und dann nach der Re- 
volution in der vom Rat der Volksbeauftragten auch für den öffentlichen 
Dienst zur Beachtung empfohlenen sog. „Arbeitsgemeinschaft“?, der 
„Tarifverordnung“® und den Artikeln 124, 159 und 165 der Weimarer 
Verfassung, bereiteten im wesentlichen den Weg zur Anerkennung der 
Kollektivverbände. Ihre rechtsschöpferische Betätigung bestand in dem 
Abschluß von Tarifverträgen. Letztere brachten für den öffentlichen 
Dienst etwas völlig Neues. Bisher waren im Bereich der Eisenbahn- 
verwaltungen die Arbeitsbedingungen im Verordnungswege festgelegt 
worden. Nun führte die Entwicklung dahin, daß die Arbeitsbedingungen 
in der Regel von Arbeitergewerkschaften einerseits und dem Unternehmer 
andererseits ausgehandelt wurden. Das Ergebnis fand dann seinen Nie 
derschlag in den Tarifverträgen. 

Für den Fall, daß zwischen den Gewerkschaften und dem Arbeit- 
geber kein Tarifvertrag zustande kam und zur Beilegung von Streitig- 
keiten aus einem Tarifvertrage, die einen größeren Beschäftigtenkreis 
angingen, wurde das Schlichtungsverfahren ausgebaut, Für die Reichs- 
bahn sollten auf Antrag der Reichsbahndirektion die Schlichter stets 
die Schlichtung übernehmen®, Eine Verbindlicherklärung von Schieds- 
sprüchen über ganze Tarifverträge ist im Bereich der Staats- und Reichs- 
eisenbahnen nie praktisch geworden. 

Im März 1919 regte der Allgemeine Eisenbahnerverband beim preu- 
Віѕвсһеп Minister für öffentliche Arbeiten den Abschluß eines Tarif- 
vertrages ant, Die daraufhin aufgenommenen Verhandlungen führten 
am 26. März 1920 zum Abschluß eines Lohntarifvertrages zwischen der 


1 Genau: Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst vom 5, Dezember 1916 
in КОВІ, 1916 8, 1333, 

2 Genau: Vereinbarung zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden 
vom 15. November 1918 und die Veröffentlichung des Rats der Volksbeauftragten 
vom 15. November 1918 in RABI, 1918 S. 1456. 

9 Genau; Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und Angestelltenaus- 
schüsse und Schlichtung vom 23. Dezember 1918 in КОВІ, 1918 S. 1456. 

4 Vgl. Abschn. III der Tarifverordnung; Verordnung über das Schlichtungs- 
wesen im Bereich der Staatseisenbahnverwaltung vom 1. April 1920 in EVBl, 1920 
S. 97; Verordnung über die Errichtung von Sonderschlichtungsausschüssen für 
Streitigkeiten zwischen der Reichseisenbahnverwaltung und den von ihr beschäf- 
tigten Arbeitern vom 6. März 1921 in RVB], 1921 S. 153; Verordnung über das 
Schlichtungswesen vom 30. Oktober 1928 in КСВІ, 1923 I S. 1043, 1080; Zweite Ver- 
ordnung zur Ausführung der Verordnung über das Schlichtungswesen vom 29. De- 
‘zember 1923 in RABI. 1924 I 8.9. 

5 Näheres in Е 9. Januar 1924 ЕП 92.20015, mitgeteilt bei Fritsch: Das 
Deutsche Risenbahnrecht S. 226. 

% RABI, 1919 8.242, 
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preußisch-hessischen Staatseisenbahnverwaltung und drei Eisenbahner- 
verbänden!, nachdem bereits am 2. Februar gleichen Jahres ein Teil- 
vertrag vorausgegangen war, Auch in den anderen Eisenbahnländern, 
mit Ausnahme von Oldenburg, kamen bis zum März 1920 Tarifverträge 
zum Abschluß®, 

Da diese Tarifverträge die Arbeitsverhältnisse jedoch ziemlich 
unterschiedlich regelten#, behielt sich das Reich, das nach $ 25 Abs. 1 
des Staatsvertrages vom 30. April 1920°, die Angestellten und Arbeiter 
der Länder in seinen Dienst übernahm, und das nach $ 38 Abs. 1 des 
Staatsvertrages in die bestehenden Dienst- und Tarifverträge eintrat, 
das Recht vor, die Tarifverträge der Länder zum Zwecke der Einführung 
eines einheitlichen Tarifvertrages für die Reichseisenbahn zu kündigen. 
Die Kündigung war den Gewerkschaften gegenüber vorzunehmen, da 
der Eintritt in die Tarifverträge auch im Verhältnis zu den Arbeitnehmer- 
vereinigungen als erfolgt zu betrachten war", Von der den Angestellten ` 
und Arbeitern in $ 39 des Staatsvertrages offen gehaltenen Möglichkeit, 
die Übernahme in den Reichsdienst abzulehnen, dürfte kaum Gebrauch 
‚gemacht worden sein", 

Noch bevor der Staatsvertrag als Gesetz verkündet worden war, 
wurden die Verhandlungen zum Abschluß eines für das ganze Reichs- 
gebiet geltenden Lohntarifvertrages aufgenommen‘. Das Bedürfnis nach 
reichseinheitlicher Regelung hatte schon während des Krieges nicht nur 
die Eisenbahnverwaltungen — z. B. auch im Verfolg des Heidelberger 
Programms® — beschäftigt, sondern war auch von dem Personal, das im 
Feldeisenbahndienst in großem Umfange miteinander in Berührung ge- 
kommen war und Gelegenheit gehabt hatte, seine Einkommensverhält- 


1 Lohntarifvertrag zwischen der preußisch-hessischen Staatseisenbahn- 
verwaltung und dem Deutschen Risenbahner-Verband in Berlin, dem Allgemeinen 
Eisenbahner-Verband (Е. V.) in Berlin-Friedenau, der Gewerkschaft Deutscher 
Eisenbahner und Staatsbediensteter in Berlin vom 26. März 1920, 

2 Wiemer S. 205, 

3 Sarter: Die Reichseisenbahnen 8. 118; Röhling S. 887. 

4 Sarter; Die Reichseisenbahnen S. 118. 

5 Gesetz, betr. den Staatsvertrag über den Übergang der Staatseisenbahnen 
auf das Reich vom 30. April 1920 in RGBl. 1920 5. 773. 

6 Kittel: Der Staatsvertrag usw. 8.86 $ 38 Note 2, 

? Sarter: Die Reichseisenbahnen 5.97 ВШ, 

8 Nämlich am 27. April 1920, vgl. Der Reichslohntarif usw. S. 5f; Sarter: 
Die Reichseisenbahnen 8. 113. 

% Vgl. Lagatz 8. 622; $ 8 Abs. 3 des Entwurfs eines Übereinkommens betr. 
die Bildung eines Bundes der deutschen Staatseisenbahnen, abgedr. in ArchEbw. 
1920 8. 632, sprach von einheitlichen Richtlinien für das Annahme-, Besoldungs-, 
Löhnungs-, Bekleidungs- und Fürsorgewesen des Personals. 
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nisse miteinander zu vergleichen, lebhaft empfunden worden, Die Be- 
schäftigten waren daher dem Reichseisenbahngedanken besonders zu- 
getan gewesen’, und ihre Vertretungen sind bei den Verhandlungen zur 
Überführung der Ländereisenbahnen auf das Reich den Sonderwünschen 
der Länder entgegengetreten, um die Verreichlichung zu fördern®. Die 
Verhandlungen zum Abschluß eines Reichstarifvertrages gestalteten sich 
jedoch schwierig, da die Gewerkschaftsführer die jeweils günstigsten 
Arbeitsbedingungen in den einzelnen Ländern in den Reichstarif auf- 
genommen haben wollten®, während das Reichsverkehrsministerium nach 
den großen Anstrengungen des Krieges auf sparsamste Wirtschafts- 
führung achten mußte, um die Wiederherstellung der übermäßig aus- 
und abgenutzten Betriebsmittel vornehmen zu können, 

Am 5. August 1920 kam zunächst ein Teilvertrag® zustande, Ihm 
folgte am 11. März 1921 der erste für alle Lohnbediensteten der Reichs- 
eisenbahn geltende umfassende Lohntarifvertrag®, Der Lohntarifvertrag 
wurde in der Folgezeit unter Beibehaltung seines wesentlichen Aufbaues 
verschiedentlich neu vereinbart, so am 24, September 1923, am 11. Juli 
19247 und am 1. April 1931. Gegenüber den oben benannten in allen 
Fällen gleichgebliebenen Arbeitnehmervereinigungen waren behördlicher- 
seits 1921 die Reichseisenbahnverwaltung, 1923 die Reichsbahn, beide 
durch den Reichsverkehrsminister vertreten, 1924 die Hauptverwaltung 
des Unternehmens „Deutsche Reichsbahn“ und 1931 die Hauptverwaltung 
der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, die schon vordem an die Stelle 
des Unternehmens getreten war, als Vertragspartner aufgetreten. 


Der in den Grundzügen fast übereinstimmende Inhalt der Lohntarif- 
verträge, durch die die Lohnordnung von 1914 gegenstandslos wurde®, be- 
faßte sich naturgemäß in großer Breite mit der Regelung des Arbeits- 
entgelts. Das Einkommen des Arbeiters bestand danach aus dem Grund- 
lohn, zu dem unter bestimmten Voraussetzungen noch gewisse Zulagen, 
so 2. В. zur Berücksichtigung der Familie treten konnten, Der Grundlohn 


1 Lagatz 8.622, 

2 Stieler: Vor 10 Jahren 8.12. 

# Der Reichslohntarif usw. 5.9 (Schneider); Roser: Die Personalverhält- 
nisse 8. 65; Röhling 8. 888; Schulte 8.5. 

* Der Reichslohntarif usw. 5.10 (Dr. Roser). 

5 Lohntarifteilvertrag zwischen der Reichseisenbahnverwaltung und dem 
Deutschen Eisenbahner-Verband in Berlin, der Gewerkschaft Deutscher Eisen- 
bahner und Staatsbediensteter in Berlin, dem Allgemeinen Eisenbahner-Verband 
(Е. V.) in Berlin-Friedenau vom 5. August 1920 in КУВІ. 1920 S. 23, 

6 КУВІ, 1921 5.59. 

1 EinfErl. in RVBl. 1924 S. 178 (dort Manteltarif erwähnt), 

8 Sarter: Die Reichseisenbahnen S. 118, 
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war abgestuft nach Lebensalter, Beschäftigungsart, Lohngebiet und 
Dienstort. Die Berücksichtigung des Lebensalters erfolgte durch eine vom 
16. bzw. 17. oder 18. bis zum 24. Lebensjahre steigende Staffelung des 
Lohnes. Nach der Art der Beschäftigung wurden acht Lohngruppen 
unterschieden. In den bestbezahlten Lohngruppen I bis III fanden sich 
die Vor-, Spezial- und sonstigen Handwerker, in den Gruppen IV bis VII 
folgten dann die Vor- und sonstigen Arbeiter und die Gruppe VIII um- 
faßte die weiblichen Arbeiter. Um die unterschiedlichen Lebenshaltungs- 
kosten der verschiedenen Wirtschaftsbezirke berücksichtigen zu können, 
teilte man das Reichsgebiet in drei Lohngebiete ein. Daneben fanden die 
Verhältnisse der einzelnen Dienstorte Berücksichtigung durch Zuweisung 
in fünf Ortsklassen. In bestimmten Betrieben und Beschäftigungszweigen 
wurde der Grundlohn als Stunden-, im übrigen als Schichtlohn gezahlt, 
Besondere Bestimmungen befaßten sich mit der Regelung und Entlohnung 
von Überzeit-, Sonn- und Feiertags- und Nachtarbeit. Die Gedingearbeit 
wurde durch besondere Vereinbarungen geregelt, die jedoch kraft aus- 
drücklicher Bestimmung als Teil des Tarifvertrages zu betrachten waren. 

Der Lohntarifvertrag beschränkte sich jedoch nicht, wie sein Name 
vermuten lassen könnte, auf Vereinbarungen über das Arbeitsentgelt, son- 
dern er regelte auch einige weitere, das Arbeitsverhältnis betreffende 
Fragen. So war z.B. auch Bestimmung getroffen worden über die Inan- 
spruchnahme der Arbeitsämter bei Einstellungen, über die Fortzahlung 
des Lohnes bei Versäumnissen aus bestimmten Gründen und über die Be- 
endigung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung und Entlassung. Er- 
wähnung sollen schließlich noch die Vorschriften über die eine Zeit lang 
bestehenden Tarifausschüsse, denen die Entscheidung von Einzelstreitig- 
keiten aus einer Reihe von Vorschriften der Lohntarifverträge zugewiesen 
waren, erfahren. 

In gleicher Weise wie der Lohntarifvertrag wurden auch die zu den 
einzelnen Vorschriften gehörigen „Ausführungsbestimmungen“ zwischen 
der jeweiligen Spitzenbehörde und den Gewerkschaften vereinbart. Dar- 
aus, daß die Tarifverträge einerseits durch die oberste Behörde abge- 
schlossen wurden, ergab sich, daß sie für alle nachgeordneten Behörden 
verbindlich waren und z.B. nicht für einzelne Bezirke durch Sonder- 
abreden mit den Direktionen abgedungen werden konnten, Daraus, daß 
der Verwaltung andererseits drei Gewerkschaften gegenüberstanden, er- 
gab sich zunächst nur eine Verbindlichkeit für die durch die drei Gewerk- 
schaften vertretenen Arbeiter (Gewerkschaftsmitglieder)!, So wenig wie 
nun die Verwaltung mit Rücksicht auf den Arbeitsfrieden mit den ein- 
zelnen Gewerkschaften verschiedene Tarifverträge abschließen konnte, 


181 Tarifvertragsordnung. 
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so wenig konnte sie mit den Arbeitern, die keiner der vertragschließenden 
Gewerkschaft angehörten, besondere Abreden treffen. Daher wurden alle 
Arbeitsverträge unter Berufung auf den Lohntarif abgeschlossen!, wo- 
durch die betreffenden Arbeitnehmer „Beteiligte des Tarifvertrages“ ($ 1 
Tarifvertragsordnung) wurden. Abweichungen vom Tarifvertrag waren 
auch zugunsten der Arbeiter grundsätzlich nicht zulässig®. 


3. Rätesystem und Arbeitsordnung. 


Innerhalb der Betriebe waren im Anschluß an die Arbeiterschutz- 
gesetzgebung von den Staatsbahnverwaltungen als Mittler zur Beleg- 
schaft die Arbeiterausschüsse eingerichtet worden®. Die Urteile über sie 
gingen auseinander. Während ihnen einerseits eine erfolgreiche Tätigkeit 
nachgesagt wurde*, fanden sich andererseits Stimmen, die die Ausschüsse 
als „Dekorationsstück“ bezeichneten® und die bemängelten, daß die Aus- 
schüsse keine Mitbestimmungsrechte besaßen, sondern nur beratende und 
vermittelnde Aufgaben hatten und nur in gemessenen Formen und oft 
mit wenig Erfolg für die Belange der Arbeiter eintreten konnten, so daß 
in zunehmendem Maße Forderungen und Klagen in Tagespresse, Volks- 
vertretungen und Versammlungen vorgebracht wurden. Der Wert der 
Einrichtung scheint hier wie so oft im Leben in hohem Grade von der 
Persönlichkeit der Beteiligten abhängig gewesen zu sein’. Die Sitzungen 
der Ausschüsse, die von einem vorgesetzten Beamten einberufen und ge- 
leitet wurden, haben offenbar teilweise nur selten stattgefunden, denn 
1903 ordnete der Minister der öffentlichen Arbeiten an, daß die Aus- 


1 Fromm-Trampedach 5.17; Lange: Reichsbahn usw. Sp. 304; vgl. Anlage 3 
(Formblatt betr, „Anerkenntnis bei Einstellung als Tarifarbeiter“) zur Dienst- 
vorschrift über die Behandlung der Personalangelegenheiten der Arbeiter (Bepa), 
eingeführt durch Verf, — 51.533 Pld Nr.4 — vom 10, November 1931, Dienst- 
vorschrift 173; Feucht: Die neue Dienstvorschrift usw. S. 632, 

2 § 31 Abs.1 LTV.21; $ 28 7.1 ШТУ, 24 und LTV.31. Vgl. jedoch die Aus- 
nahmebestimmungen für die Spitzenbehörde bezügl. der Lohnregelung nach $ 28 
2.1 LTV.24 und LTV.31 und 7. 52 EinfBest. zum LTV. 31. 

3 Vgl, oben 8, 837 f, 

4 Von Bülow StenBerPrAbgH. Sp. 13445; Rüdlin 8. 480; Haustein-Stumpf 
5.890, 

5 Zimmermann 8.172; Riedel: Der Eisenbahner usw. S. 179. 

6 De Terra S. 513; Das Eisenbahnpersonal usw. S. 655; Zimmermann S. 170 
und 266; Riedel: Zur Forderung usw, 8, 11; Winkler 8. 663; vgl. besonders die 
Erörterungen der Entwürfe des Staatshaushaltsetats (Eisenbahnverwaltung) im 
Preußischen Haus der Abgeordneten. 

? Vgl. Goldschmidt am 6. März 1908 in StenBerPrAbgH. Sp. 3336; Riedel: 
Zur Forderung usw. 8.12. 
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schüsse mindestens zweimal im Jahre einzuberufen веіеп!. Die gerügte 
Erfolglosigkeit der Arbeiterausschüsse mag zum guten Teil auch daran 
gelegen haben, daß sie nur bei den unteren, aber nicht bei den höheren 
Dienststellen bestanden?, 1916 fanden die Arbeiterausschüsse sogar eine 
Verankerung in $ 7 ArbDO, Auch die lang begehrte Mitwirkung in Lohn- 
fragen‘ war in Form der Anhörung darin vorgesehen ($ 7 Abs, 2b 
ArbDO.). Das Hilfsdienstgesetz brachte den Arbeiterausschüssen der 
Eisenbahner keine Erweiterung ihrer Befugnisse, da die Vorschriften im 
Bereiche der Eisenbahnen nicht anwendbar waren ($ 11 Abs. 1)*. Eine 
Neuausgabe der Bestimmungen für Arbeiterausschüsse im Bereich der 
Preußisch-Hessischen Staatseisenbahnen vom 10. Februar 1917° sah neben 
den bisherigen Ortsausschüssen nun auch Bezirksausschüsse vor, denen 
die Beratung solcher Angelegenheiten oblag, die über den Bereich eines 
Ortsausschusses hinausgingen ($$ 13, 14). Ein Jahr später“ folgte 
schließlich auch noch die Einrichtung eines Arbeiterzentralausschusses 
für den gesamten Bereich der preußisch-hessischen Staatseisenbahnver- 
waltung. Mit den neuen Vorschriften wurde den nachgeordneten Dienst- 
stellen zugleich eine verständnisvolle Behandlung der Arbeiterausschuß- 
sachen zur Pflicht gemacht”. 

Nach der November-Revolution wurden in Preußen bereits am 
22. November 1918 auf Grund eines Ministerialerlasses® bei den Direktio- 
nen vorläufige Eisenbahnarbeiterräte aus je einem Vertrauensmann der 
drei größten Eisenbahnarbeitergewerkschaften gebildet. Daneben bilde- 
ten sich teilweise auf eigene Faust noch örtliche Kontrollausschüsse, die 
sich selbst als Vorläufer der Betriebsräte bezeichneten und von den 
Dienststellen tatsächlich anerkannt wurden. Hingegen kam es in Preußen 
zu einer Arbeitervertretung im Ministerium nicht, 

Dem Versprechen der Weimarer Verfassung zur Schaffung gesetz- 
licher Vertretungen der Arbeiter und Angestellten für die Wahrnehmung 
ihrer sozialen und wirtschaftlichen Belange (Art. 165) folgte am 4. Fe- 


1 MinErl, betr. Einberufung der Arbeiterausschüsse vom 28. Februar 1908 
in ЕУВІ, 1908 8.74. 

2 Riedel; Der Eisenbahner usw. S. 180, 

з Vgl, Abgeordneter Schroedter (Kassel) am 22, Februar 1911 in StenBer- 
PrAbgH, Sp. 2525; von Breitenbach, MindöA., daselbst Sp. 2533; Riedel: Der Eisen- 
bahner usw. S. 178, 

4 Vgl, Erklärung Helfferichs im Reichstag angef. bei Winkler S. 664, 

5 БУВІ. 1917 8.19. 

6 MinErl. betr, Errichtung eines Arbeiterzentralausschusses und Ergänzung 
der „Bestimmungen für Arbeiterausschüsse“ vom 5. März 1918 in EVBl. 1918 S. 59. 

? MinErl. vom 10. Februar 1917 in EVBl. 1917 S. 17. 

8 Winkler S. 664, 
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bruar 1920 das Betriebsrätegesetz!. Im Bereich der Staatseisenbahnen 
fand es jedoch keine unmittelbare Anwendung, da es in $ 61 den Unter- 
nehmungen des Reichs und der Länder, die sich über einen größeren 
Teil des Reichsgebiets erstreckten, vorbehielt, die Bildung von Einzel- 
und Gesamtbetriebsräten sowie die Abgrenzung ihrer Befugnisse gegen- 
einander in Anlehnung an den Aufbau der Unternehmungen oder Ver- 
waltungen durch Verordnungen zu regeln. Bevor noch die Ländereisen- 
‚bahnen vom Reich übernommen wurden, waren von den einzelnen Ver- 
waltungen Betriebsräteverordnungen erlassen worden®, die völlig über- 
einstimmten. Danach waren in Anlehnung an den behördlichen Aufbau 
Orts-, Bezirks- und Hauptbetriebsräte einzurichten. Für die Werkstätten- 
arbeiter ergingen besondere Werkstättenverordnungen‘. 

Obwohl nach dem Übergang der Eisenbahnen auf das Reich die 
Möglichkeit bestand, sofort eine reichsrechtliche Regelung vorzunehmen, 
blieben die landesrechtlichen Vorschriften zunächst in Kraft und die ge- 
wählten Vertreter im Amte, weil es ratsam schien, noch mit Hilfe der 
Länderverordnungen Erfahrungen zu sammeln und diese für die neue 
Regelung nutzbar zu macheni, Bis zur reichsrechtlichen Regelung hatte 
sich dabei herausgestellt, daß die Trennung von Betriebs- und Werk- 
stättenräten entbehrlich war. Die Betriebsräteverordnung der Reichs- 
regierung vom 3. März 19215 ließ daher diese Unterscheidung fallen. 
Nach der Schaffung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft wurde die 
Betriebsräteverordnung am 15. Dezember 1924 neu gefaßt®. 


Die ВКУ., die die Bestimmungen des ВКО. inhaltlich, so insbeson- 
dere über die Aufgaben des Betriebsrats, übernahm, war gemäß $ 61 
Abs. 1 ВЕС. zu Abweichungen im wesentlichen nur insoweit ermächtigt, 


1 КОВІ, 1920 8.147. 

2 So in Preußen die „Verordnung über die Bildung уоп Betriebsvertretungen 
nach dem Betriebsrätegesetz vom 4. Februar 1920 im Bereich der Staatseisenbahn- 
verwaltung (mit Ausnahme ihrer Haupt- und Nebenwerkstätten) vom 1, April 
1920 in EVB]. 1920 8.65. 

з Vgl. die preußische Verordnung über die Bildung der Betriebsvertretun- 
gen nach dem Betriebsrätegesetz vom 4. Februar 1920 in den Haupt- und Neben- 
werkstätten der Staatseisenbahnverwaltung vom 1. April 1920 in EVBl.. 1920 S. 81. 

* Roser: Die Betriebsräte usw. 8.48. 

5 Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Betriebs- 
rätogesetz vom 4. Februar 1920 im Bereich der Reichseisenbahnverwaltung vom 
3. März 1921, abgedruckt bei Roser: Die Betriebsräte usw. 8.8, 

6 Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Be- 
triebsrätegesetz vom 4. Februar 1920 im Bereich der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft vom 15. Dezember 1924 (BRV) in КМВІ, 1925 5.30; Abänderungs- 
verordnungen dazu ergingen am 21. Juni 1927 in RMBI, 1927 S.197 und am 
21. Dezember 1927 8.596 mit Berichtigung in КМВІ, 1928 5, 2, 
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als es die Anpassung der Betriebsvertretungen an den behördlichen Auf- 
bau der Reichsbahn erforderte. Im Bereich der Reichsbahn wurden neben 
den Betriebsräten bei den Reichsbahnstellen Bezirksbetriebsräte bei den 
Reichsbahndirektionen und ein Hauptbetriebsrat bei der Zentralbehörde 
errichtet (§ 1 BRV.). Die $$ 60, 62, 65 BRV. grenzten ihre Befugnisse 
gegeneinander ab. 

Entsprechend den $$ 78 Z. 3, 80 Abs. 1 und 3, 75 und 104 Abs. 4 BRG. 
sahen für den Bereich der Reichseisenbahnverwaltung die $$ 70 Z. 8, 76 
Abs. 1 BRV. vom 3. März 1921 an Stelle der einseitig erlassenen ArbDO. 
die Vereinbarung einer Arbeitsordnung zwischen der betrieblichen Ar- 
beitervertretung und der Reichseisenbahnverwaltung vor, Da die Vor- 
aussetzung und ein Bedürfnis vorlag, eine für das ganze Reichsgebiet ein- 
heitliche Arbeitsordnung zu erlassen, wurde sie entsprechend $$ 39, 62, 
65 BRV. zwischen der durch den Reichsverkehrsminister vertretenen 
Reichsbahn und dem Hauptbetriebsrat am 17. März 1922 vereinbart (vgl. 
Vorbem. zur AO.). 

Die Beteiligten machten damit von einer Rechtsetzungsbefugnis Ge- 
brauch, zu der sie gesetzlich ermächtigt waren. Da $ 134 GO. hier nicht 
anwendbar war, wurde die rechtliche Verbindlichkeit in der Vorbemer- 
kung der AO. besonders zum Ausdruck gebracht, ja es wurde darüber 
hinaus bestimmt, daß die Vorsghriften wie Teile des Arbeitsvertrages zu 
betrachten seien (Vorbem. zur AO.). Das wurde den Arbeitern noch be- 
sonders dadurch vor Augen geführt, daß ihnen bei der Einstellung oder 
während der Dauer des Arbeitsvertrages Gelegenheit zur Kenntnisnahme 
gegeben wurde, die schriftlich zu bestätigen war ($ 2 Z. 4 AO.). In dieser 
Bestätigung wird regelmäßig eine Billigung der Verbindlichkeit zu er- 
blicken gewesen sein, so daß sich Verstöße gegen die Vorschriften der 
АО. als solche gegen die vertraglichen Pflichten darstellen mußten, 

In einem allgemeinen Teil enthielt die AO. Bestimmungen, die im 
ganzen Reichsgebiet einheitlich galten®. Sie befaßten sich neben einigen 
Vorschriften zum Beginn und zur Beendigung des Dienstverhältnisses, 
wie 2. В. Vorlage von Papieren und Rückgabe von Werkzeugen hauptsäch- 
lich mit der äußeren Ordnung des Dienstes, Es fanden sich da wie schon 
in den GemsBest. und der ArbDO. u. a. Regeln über das Verhalten gegen- 
über Vorgesetzten und dem Publikum, über das Essen, Rauchen und das 
Trinken geistiger Getränke während der Arbeitszeit, über den Umgang 
mit Feuer, über Ordnungsstrafen und die Ersatzpflicht. Alle diese Be- 


1 Die von Breunig-Seidel S. 152, Erl. 1 zu $ 70 7.8 BRV., aus den Betriebs- 
rätevorschriften herausgelesene Pflicht zum Erlaß einer Arbeitsordnung wurde 
von Roser: Die Betriebsräte usw. 5, 169, Erl, 17 zu $ 70 BRV. bestritten, 

2 Aus dem Schrifttum vgl, Fromm: Die Arbeitsordnung S. 519 1., 5391. 
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stimmungen konnten nicht von den nachgeordneten Dienststellen im 
Verein mit der entsprechenden Arbeitervertretung abgeändert werden, 
soweit die AO. ihnen dies nicht ausdrücklich vorbehalten hatte. Bekannt- 
machungen jeder Art, Verteilung von Flugblättern, Umlauflisten usw. auf 
der Arbeitsstelle waren künftig mit Genehmigung zulässig. Die Genehmi- 
gung war insbesondere für Einladungen der Gewerkschaften und Be- 
triebsvertretungen zu Versammlungen oder ähnlichen Veranstaltungen 
grundsätzlich zu erteilen!, 

Sonderreglungen, die sich im Rahmen der Vorbehalte hielten, oder 
die die besonderen Verhältnisse einer Dienststelle oder eines Dienst- 
zweiges erforderten, waren örtlich zu vereinbaren und außerhalb des 
„Allgemeinen Teils“ unter „Besondere Bestimmungen“ der Arbeitsord- 
nung vorzutragen ($ 17. 2 AO.). А 

Mit dem Geltungsbeginn der АО. ($ 14: 1. April 1922) traten alle 
früheren wesensgleichen Dienstvorschriften außer kraft", Auch die Ver- 
ordnung betr. die bei dem Bau von Eisenbahnen beschäftigten Hand- 
arbeiter von 1846 wurde nunmehr gegenstandslos®. 


4. Die Umwandlung des Unternehmens „Deutsche 

Reichsbahn“ in die „Deutsche Reichsbahn-Gesell- 

schaft“ in ihrer Bedeutung für das Arbeitsver- 
hältnis. 


Durch das Reichsbahngesetz von 1924 wurde eine Gesellschaft mit 
der Firma „Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft“ errichtet ($$ 1 RBahnG. 
24; 1 GesellschSatzg.), Dem Reich verblieb zwar das Eigentum an den 
Reichseisenbahnen, aber das Betriebsrecht ging auf die Gesellschaft über 
($$ 5 Abs. 1 S. 1 RBahnG. 24; 2 GesellschSatzg.). Zu diesem Zweck wur- 
den die mit den Reichseisenbahnen und dem Unternehmen „Deutsche 
Reichsbahn“ verbundenen Rechte und Pflichten auf die Gesellschaft über- 
tragen und die Wirksamkeit dieses Überganges gegenüber den bisherigen 
Vertragsgegnern ausdrücklich gesetzlich ausgesprochen ($ 5 Abs. 4 
RBahnG. 24). Neben diesen allgemeinen Bestimmungen hatte die Bildung 
der Reichsbahn-Gesellschaft noch Einzelvorschriften über die Rechts- und 
Dienstverhältnisse der Lohnbediensteten, deren Übernahme noch einmal 
besonders ausgesprochen wurde ($ 20 Abs. 3 RBahnG. 24), im Gefolge. 


1 $ 10А0. 

2 Einführungserlaß des Reichsverkehrsministers EIL Nr. 20,905 vom 
18. März 1922, 

з Fritsch: Handbuch usw. (3. Aufl.) 5.161 (Einl. 1). 

* Satzung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft (Gesellschaftssatzung) 
vom 30. August 1924 іп RGBl. 1924 П S. 281. 
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Von interessierter Seite war im Jahre 1924 bei der Ausarbeitung der 
Dawesgesetze angestrebt worden, die gleiche internationale Bindung, der 
das Reichsbahngesetz unterlag, auch für das Recht der Bediensteten 
herbeizuführen!. Den Bestrebungen wurde jedoch erfolgreich entgegen- 
getreten und erreicht, daß im RBahnG. 24 lediglich die grundlegenden 
diesbezüglichen Bestimmungen aufgenommen wurden, $ 19 Abs. 2 
RBahnG. 24 enthielt die wichtige Bestimmung, daß für die Arbeiter der 
Gesellschaft die auf dem Gebiete des Arbeitsrechts allgemein geltenden 
Gesetze und Verordnungen anzuwenden seien, soweit nicht die Vorschrif- 
ten des Reichsbahngesetzes oder der Gesellschaftssatzung etwas anderes 
festsetzten. Das bedeutete, daß außerhalb des bezeichneten Vorbehalts 
auch im Bereiche der Eisenbahnen das allgemeine Arbeitsrecht wie das 
Vertrags-, Verfahrens-, Tarif- und Arbeitsverfassungsrecht unmittelbar 
anzuwenden war. Der Tatsache, daß die Gesellschaft keine privatrecht- 
liche war? und die ihr übertragenen Aufgaben öffentlich-rechtlicher 
Natur waren, trug $ 16 Abs. 4 RBahnG. 24 Rechnung. Er behielt der 
Gesellschaft vor, die jeweilig bestehende Sonderstellung der Reichsver- 
waltungen und -betriebe im Bereich des Arbeitsrechts auch für sich in 
Anspruch zu nehmen, Daß die GO. auch künftig nicht auf die Reichsbahn 
anzuwenden war, stellte $ 16 Abs. 5 RBahnG. ausdrücklich klar*. 

Einem besonderen Reichsbahn-Personalgesetz? wurde die Aufgabe 
zugewiesen ($ 19 Abs. 3 RBahnG. 24), die damals geltenden Rechts- und 
Dienstverhältnisse der Bediensteten mit den Bestimmungen des Reichs- 
bahngesetzes in Übereinstimmung zu bringen, Unter den wenigen, die 
Arbeiter angehenden Bestimmungen seien hier nur sozialversicherungs- 
rechtliche ($$ 10 f. d. G.) erwähnt. 

Im übrigen blieb die Regelung der Rechts- und Dienstverhältnisse 
der Arbeiter einer Personalordnung vorbehalten (§§ 19 Abs. 1 RBahnG. 
24; 13 PersonalG.), die von der Gesellschaft unter Beachtung der Be- 

1 Haustein: Personalfragen usw, 8. 498. 

2 Die Begründung zum RBahnG.24 und zu der dem Gesetz anliegenden 
GesellschSatzg. (abgedr. in Gesetze usw. 5. 27) spricht unter I 2B von einer 
Gesellschaft eigenen Rechts mit privatwirtschaftlichem Charakter, aber mit stark 
öffentlich-rechtlichem Einschlag. 

з Die Begründung а. а. О. kennzeichnete die Gesellschaft unter I 2F als 
Träger eines öffentlichen Unternehmens und wies auf Grund der ihr zugedachten 
Aufgaben und Rechte auf ihre überragende Bedeutung für das Gemeinwesen hin. 

* Die bemerkenswerte Betonung landsmannschaftlicher Dienstverwendung 
auch der Arbeiter in $ 21 RBahnG.24 (vgl. $ 37 des Staatsvertrages) dürfte 
weniger zu ihren Gunsten als vielmehr zugunsten der Länder erfolgt sein. 

5 Gesetz über die Personalverhältnisse bei der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft (Reichsbahn-Personalgesetz) vom 30. August 1924 іп КОВІ. 1924 II 
5. 287, 
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stimmungen des RBahnG. 24 (§§ 19 f.) zu erlassen war. Die von der Ge- 
sellschaft daraufhin erlassene Perso’ stellte sich ihrem Wesen nach nicht 
etwa nur als eine Verwaltungsverordnung dar?. Sie war aber auch kein 
Gesetz, das gegenüber bestehenden Reichsgesetzen abändernde oder ver- 
drängende Kraft besaß, wie die Begründung zur Perso vermuten lassen 
könnte, wenn sie von der Perso als einer Rechtsquelle sprach, „die auf 
manchen Gebieten der Reichsgesetzgebung gleichwertig“ zur Seite 
stünde”. Diese Bedeutung kam ihr nur auf gewissen Gebieten, die ihr 
ausdrücklich zur Regelung zugewiesen worden waren, insbesondere dem 
Reichsbahnbeamtenrecht, der Sache nach zu*. Die Perso war wohl eine 
Recht schaffende Norm, aber man mußte sie der Form nach als eine auf 
Grund der Ermächtigung der $$ 19 Abs. 1, 22 RBahnG. 24; 13 PersonalG. 
von der Gesellschaft erlassene autonome Satzung betrachten». Das gleiche 
Gewicht und Verhältnis zu den Reichsgesetzen sprechen übrigens auch 
diejenigen der Perso zu, die wohl unter Betonung des öffentlich-recht- 
lichen Wesens der Gesellschaft von einer „Rechtsverordnung“ sprechen®, 

Inhaltlich war der Perso auf dem Gebiete des Arbeitsrechts durch 
$ 22 Abs. 1e КВаһпб. 24 die Regelung der Beschäftigungsbedingungen 
sowie der Besoldungs- und Lohnverhältnisse der Angestellten und Ar- 
beiter zugewiesen worden; jedoch nur insoweit, als eine Vereinbarung 
darüber fehlte, Da $ 19 Abs. 2 RBahnG, 24 die Anwendbarkeit der allge- 
meinen arbeitsrechtlichen Vorschriften, soweit sie dem RBahnG. 24 oder 
der GesellschSatzg. nicht widersprachen, ausgesprochen hatte, tauchte die 
Frage auf, ob beim Fehlen einer freiwilligen Vereinbarung über die 
Dienst- und Lohnverhältnisse an ihre Stelle auf Grund des Art. I § 6 
SchlVO. auch ein als verbindlich erklärter Schiedsspruch treten könne, 
oder ob durch die Bestimmungen der $$ 19 Abs. 1, 22 Abs, 1 e RBahnG. 24 
und des $ 15 Abs. 1 der GesellschSatzg., der dem Verwaltungsrat der Ge- 
sellschaft die Entscheidungsbefugnis über die Besoldungs- und Lohn- 
ordnung zuwies, eine Sonderregelung erfolgt war, die auf Grund von $ 19 
Abs. 2 RBahnG. 24 keinen Raum mehr für die SchlVO, ließ und der Ge- 
sellschaft eine Sonderstellung einräumte. 

1 Personalordnung (Perso) der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, Teil Т 
vom 10, Dezember 1924 in КМВ), 1925 S. 98, 

2 A. A. Hermann; Handbuch usw. 8.86, 

3 Begründung zur Personalordnung (Perso) der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft, Teil I, Allgemeines abgedr, in Gesetze usw. 8.99. 

* Haustein: Personalfragen usw. S. 499. 

5 Potthoff: Der Rechtscharakter usw. Sp. 204; Reindl S.18; Roser: Perso 
8. 58; Fritsch: Handbuch usw. 3. Aufl. S.164; Haustein: Personalfragen usw. 
5.499; wohl auch Erkenntnis des Reichsbahngerichts у. 9. 6, 1926, abgedr. in 
ArchEbw. 1926 8. 1211. 

6 Sarter-Kittel: Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft S. 67, 
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Diese Frage war auch Gegenstand gerichtlicher Entscheidungen 
im Anschluß an ein Schiedsspruchverfahren zwischen der Gesellschaft 
und den drei Eisenbahnergewerkschaften, in dem der Reichsarbeitsmini- 
ster abschließend einen Schiedsspruch für verbindlich erklärt hatte!. 
Nachdem die Gesellschaft den Gewerkschaften mitgeteilt hatte, daß die 
Durchführung des Schiedsspruches unmöglich sei, klagte einer der be- 
teilieten Arbeitnehmerverbände zur Klärung der Sachlage vor dem Land- 
gericht Berlin I auf Feststellung der Verbindlichkeit des Schiedsspruchs. 
Der Kläger wurde mit seiner Klage mit im wesentlichen folgender Be- 
gründung abgewiesen: $ 22 Abs. 1 е RBahnG. 24 und 15 GesellschSatzg. 
stehen mit der SchlVO. im Widerspruch, so daß gemäß $ 19 Abs. 2 
RBahnG. 24 für die Anwendung des Art. І $ 6 der SchlVO. kein Raum 
bleibt. Der im $ 22 Abs. 1e RBahnG, 24 benannten Vereinbarung kann 
eine Zwangsvereinbarung nicht gleichgesetzt werden. 

Die Gesellschaft hatte ihrerseits in der strittigen Frage das Reichs- 
bahngericht angerufen, da die Verbindlichkeit solcher Schiedssprüche 
dritter Stellen auf ihre durch die Reparationsverpflichtungen sehr ange- 
spannte Wirtschaftsführung von großer Bedeutung sein mußte — ein 
Gesichtspunkt, der ersichtlich auch bei der Entscheidung des Land- 
gerichts Berlin I eine Rolle gespielt hat, wie die Urteilsgründe erkennen 
lassen®. Das Reichsbahngericht, dessen Tätigkeit sich gemäß § 44 
RBahnG. 24 auf Entscheidungen von Streitfällen zwischen der Reichs- 
regierung und der Gesellschaft beschränkte, hatte seine Zuständigkeit 
bejaht”, da es in der Verbindlichkeitserklärung nicht nur einen Verwal- 
tungsakt des Reichsarbeitsministers, sondern eine Regierungshandlung 
erblickte. Es wies jedoch die bei ihm anhängige Klage in der Sache mit 
im wesentlichen folgender Begründung ab: $ 22 Abs. 1e RBahnG. 24 be- 
sage nicht, daß die Regelung der Arbeitsverhältnisse nur durch Verein- 
barung oder durch eine Personalordnung erfolgen könne, Diese Bestim- 
mung, die eine Sollvorschrift sei, bringe nur zum Ausdruck, daß beim 
Fehlen einer Vereinbarung die Perso die Arbeitsbedingungen regeln solle, 
wie dies dem praktischen Bedürfnis entspräche. Die Anwendung der 
SchlVO. habe durch $ 22 Abs. 1e RBahnG. 24 jedenfalls nicht ausge- 
schlossen werden sollen, was sich auch aus Abs. 4 der Begründung zu 

1 Vgl. hierzu Brauweiler 8.31. und den Tatbestand des Urteils des Land- 
gerichts I in Berlin, 8, Zivilkammer vom 4. März 1926 in Sachen Allgemeiner 
Eisenbahnerverband gegen Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft, Hauptverwaltung, 
abgedr, in ZVDEV, 1926 S. 295, 

2 Vgl. hierzu auch die Zweckschrift von Brauweiler, 

3 Erkenntnis des Reichsbahngerichts vom 9. Juni 1926 in der Streitsache 
der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft gegen die Reichsregierung, abgedr. in 
ArchEbw. 1926 S. 1203. 
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$ 22 RBahnG. 24! ergäbe. Der Vorrang der SchlVO. vor der Perso wurde 
mit der oben? dargelegten Ansicht über die Rechtsnatur der Perso be- 
gründet. In dem vom Landgericht Berlin I noch herangezogenen $ 15 
GesellschSatzg, sah das Reichsbahngericht eine Bestimmung zur Rege- 
lung der Zuständigkeit der Gesellschaftsorgane untereinander. Bezüglich 
der Berücksichtigung der wirtschaftlichen Auswirkung der Verbindlich- 
keitserklärung vertraute das Gericht auf die pflichtgemäße Prüfung des 
Reichsarbeitsministers (Art. I $ 6 Abs. 1 SchlVO.). Diese Ansicht, die 
von Roser” bekämpft, aber von Witte! und später von Sarter-Kittel® ge- 
teilt wurde, setzte sich praktisch damit durch, daß die Gesellschaft dem 
letzteren Urteil stattgab und der Verbindlichkeitserklärung damit den 
Vorrang einräumte®. Damit traten neben die sonstigen normenbildenden 
Verfahren noch die für verbindlich erklärten Schiedssprüche. 


Von den die Arbeiter angehenden Bestimmungen der Perso sei er- 
wähnt, daß sich solche darunter befanden, die sich mit der körperlichen 
Tauglichkeit ($ 4 Z. 3), mit der Übernahme in den Beamtendienst (§ 4 
Z. 4), mit der Regelung der Arbeitszeit der Beschäftigten im Betriebs- und 
Verkehrsdienst durch Dienstdauervorschriften ($ 15 Z. 2), mit der Be- 
fugnis zum Tragen von Dienst- und der Stellung von Schutzkleidung 
($ 16), mit der Vertretung der Arbeiterschaft durch Betriebsräte ($ 18 
Z.2) und mit der Anwendung der Arbeitsordnung im Ordnungsstrafver- 
fahren ($ 19 G Z. 2) befaßten. Diese Bestimmungen der Perso trafen fast 
durchweg keine Einzelregelung, sondern verwiesen auf die besonderen 
zu den einzelnen Gegenständen ergangenen Regelungen. 


Die Neufassung des Reichsbahngesetzes vom 13. März 19307 auf 
Grund des Gesetzes zur Änderung des Reichsbahngesetzes vom 13. März 
19309 schränkte die bisher durch $ 22 Abs. 1е RBahnG. 24 gewährte Be- 
fugnis der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft ein, und paßte in $ 19 
Abs. 2 RBahnG. 30 die Rechtsstellung der nichtbeamteten Beschäftigten 
dem allgemeinen Rechtszustand an. Während auf Grund der bisherigen 
Bestimmung ($ 22 Abs. 1e RBahnG. 24) nach der herrschenden Meinung 
im Falle des Nichtzustandekommens von Verträgen die Deutsche Reichs- 
bahn-Gesellschaft stets das Recht hatte, die Arbeitsbedingungen durch 


1 Abgedr. in Gesetze usw. 5. 45, 

2 5. 857. 

з Perso 8. 601. 

A Arbeitsrecht S. 727 und ders.: Die Rechtsstellung usw, S. 159, 
5 Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft 8. 68. 

“ Roser: Perso $.62. 

7 RGBI, 1930 II 8. 369. 

$ RGBI. 1930 IT S. 359. 
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die Perso einseitig festzulegen, stand ihr ein solches — auch bei einem 
sog. tariflosen Zustand — künftig nur noch zu, soweit die Arbeitsbedin- 
gungen nach den Grundsätzen des deutschen Arbeitsrechts nicht Gegen- 
stand der Vereinbarung (Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung, Einzel- 
arbeitsvertrag) waren ($ 19 Abs. 2 RBahnG, 2011. Man sprach daher der 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft in Zukunft ein einseitiges Anord- 
nungsrecht durch Bestimmungen der Perso nur noch im Rahmen des 
sog. Direktionsrechts 20°, In einer Übergangsbestimmung (Art. IV 7.2 
des Änderungsgesetzes a. а. О.) wurde jedoch bestimmt, daß diejenigen 
Gegenstände, die am 1. Oktober 1929 in den $$ 3 bis 32 der Perso ge- 
regelt oder durch sie dem Generaldirektor zur Regelung überlassen wor- 
den waren, auch weiterhin durch einseitige Regelung der Perso geord- 
net werden sollten®, 


III. Die Neuordnung des Arbeitsrechts und ihre Auswirkung auf das 
Dienstrecht des Reichsbahnarbeiters. 


1. Das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs- 
beamtentums. 


Die nach der Machtübernahme durch den Nationalsozialismus ein- 
setzende Aufbauarbeit konnte nur mit Menschen durchgeführt werden, 
die den ehrlichen Willen zur Mithilfe besaßen. Bevor daher an eine Neu- 
ordnung des Wirtschafts-, Arbeits- und Rechtslebens, des kulturellen 
Lebens usw. gegangen werden konnte, mußten erst diepersönlichen 
Voraussetzungen für eine Umgestaltung geschaffen werden. Nationale 
Zuverlässigkeit, fachliche Tüchtigkeit und Deutschblütigkeit waren daher 
Bedingungen, die an alle diejenigen gestellt werden mußten, die an ver- 
antwortlicher Stelle standen, insbesondere aber auch an die Beschäftig- 
ten im öffentlichen Dienst. Zur persönlichen Bereinigung solcher Ver- 
waltungen und Betriebe erging das Gesetz zur Wiederherstellung des Be- 
rufsbeamtentums vom 7. April 1933, dessen sinngemäße Anwendung 
auch auf Angestellte und Arbeiter ausdrücklich angeordnet wurde ($ 15 
Abs. 1 а. С.). Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft, auf die das Gesetz 
keine unmittelbare Anwendung fand, weil dem damals noch besondere, 


1 Joachim 8.275; Blaß Sp. 691f.; Fritsch: Handbuch 8, Aufl. 5.37, Note 
80 A zu $ 19. 

2 Joachim a. a. O.; Hueck-Nipperdey 2. Bd. 5.154, $ 18 IX; Wacke: Das 
Dienstrecht usw, S. 75, 

3 Vgl. Sarter-Kittel: Die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft usw. 8,69, 
unter VI; Joachim a. a. О. 

4 RGBI, 1993 I S. 175; abgek.; BerufsbaG. 
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z. Т. internationale Beziehungen entgegenstanden!, war ermächtigt wor- 
den, entsprechende Anordnungen zu treffen ($ 1 Abs. 4 d.G.). Als solche 
erließ die Hauptverwaltung am 18. April 1933 die Verfügung betr. 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums? mit Ausführungsbestimmun- 
gen vom 14. Juni 1933*, In dem Erlaß der BerufsBeaVerf. lag daher keine 
„Aufstellung von Verwaltungsnormen, denen etwa nur die Bedeutung 
von Anweisungen für die Behörden und Beamten... zuerkannt werden 
könnte, oder von allgemeinen, im voraus geschaffenen Vertragsnormen®*“, 
sondern die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft hatte kraft der Ermächti- 
gung, die ihr vom Reichsgesetzgeber erteilt worden war, „in den Grenzen 
des ihr erteilten Machtbereichs die in Frage kommenden Bestimmungen 
erlassen und damit in staatsrechtlich gültiger Weise für die Rechtsver- 
hältnisse ihrer Beamten, Angestellten und Arbeiter objektives Recht ge- 
schaffen“. Die sinngemäße Anwendung der an sich für Beamte er- 
lassenen Vorschriften auch auf Angestellte und Arbeiter war nämlich 
in § 13 BerufsBeaVerf. ausdrücklich angeordnet worden". 


2. Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. 


Bei der Neuordnung des Arbeitsrechts im nationalsozialistischen 
Staat durch das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG.) vom 
20. Januar 19347 setzte das Gesetz sofort durch $ 65 Z.1 für alle Arten 
von Betrieben und Verwaltungen das BRG. samt den auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Verordnungen und Bestimmungen — und damit im 
Gebiete der Reichsbahn die BRV, — ferner die Tarifvertragsverordnung 
und die SchlVO, außer Kraft ($ 65 7.6 und 7 AOG.). 


Eine Neuformung des Arbeitsverhältnisses brachte das Gesetz für 
den Bereich der Reichsbahn noch nicht, Diese Aufgabe blieb gemäß $ 63 
АОС. einem besonderen Gesetz vorbehalten, das am 23. März 1934% als 
Gesetz zur Ordnung der Arbeit in den öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben (AOGö.) veröffentlicht wurde, und das nach ausdrücklicher- 
Vorschrift ($$ 63 AOG., 1 AOGö.) auch auf die noch bestehende Deutsche 
Reichsbahn-Gesellschaft anzuwenden war. 


1 Seel Erl, 11 zu $ 1, 8.44. 

2 — 52,504 Po — in Reichsbahn 1933 8.341; abgek.: BerufsbeaVerf. 

з Abgedr. in Reichsbahn 1933 S. 521. 

4 ВАС. vom 18. April 1934 in ArbRSmig. 21 І S.238. 

5 ВАС. а.а, О. 

% Zu dem bei der Bereinigung der Arbeiterschaft zu beobachtenden Ver- 
fahren vgl. die AusfBest, zu $ 13 BerufsbeaVerf. und RAG. a. a. О. 

7 RGBI. 1934 І 8, 45, 

8 КОВІ, 1934 І 5, 220. 
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3. Die Betriebsverfassung nach der VRV. 


Mit der Beseitigung der sozialen Gegenspielerschaft zwischen Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern hatten die Betriebsräte, die zuletzt tat- 
sächlich ihre Aufgabe nur noch in der Wahrnehmung der Belange der 
Beschäftigten erblickten, ihre Daseinsberechtigung verloren. Gleichzeitig 
stieg die Notwendigkeit eines verständnisvollen Meinungsaustausches 
zwischen Betriebsführer und Beschäftigten. Diesem Bedürfnis entsprang 
die Schaffung der Vertrauensräte. Das AOGö. weist dem Vertrauensrat 
fast alle beratenden Aufgaben zu, wie sie das AOG. schon aufstellte (es 
fehlt die Anhörungspflicht bei der Verhängung von Bußen). Darüber 
hinaus verlangt das AOGö. vom Vertrauensrat, für vorbildliche Pflicht- 
erfüllung im Dienste der Volksgemeinschaft zu sorgen. 


Die Bildung der Vertrauensräte und die Abgrenzung ihrer Befug- 
nisse gegeneinander hatte das AOGö. u.a. auch für die Deutsche-Reichs- 
bahn-Gesellschaft dem zuständigen Minister vorbehalten ($ 3 Abs. 3). 
Dadurch war es möglich, die Betriebsverfassung in Anlehnung an den 
Aufbau der Verwaltung zu regeln. In Ausführung der gesetzlichen Be- 
stimmungen erließ der Reichsverkehrsminister am 14. April 1934 (vgl. 
$ 25 Abs. 1 AOGö.) eine Rechtsverordnung über die Bildung von Ver- 
trauensräten nach dem Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben im Bereich der Deutschen Reichsbahn-Ge- 
sellschaft (VRV.)® 

Die Erledigung der Vertrauensratsaufgaben fällt in erster Linie 
den örtlichen Vertrauensräten zu ($ 4 VRV.), die bei den einzelnen 
Reichsbahnstellen (darunter sind beispielsweise Bahnhöfe, Güterabferti- 
gungen, Bahnmeistereien, Betriebswerke, Kassen usw. zu verstehen) mit 
in der Regel mindestens 20 Arbeitern und Angestellten gebildet werden 
($$ 1, 2 VRV.). Soweit es sich um Angelegenheiten handelt, die über den 
Bereich der einzelnen Reichsbahnstellen hinaus von Bedeutung sind, 
erfolgt ihre Wahrnehmung im Bereiche der einzelnen Direktionen durch 
einen bei diesen gebildeten Bezirksvertrauensrat ($$ 5, 6 VRV.). Die 
Erledigung von Angelegenheiten, die über den Bereich einzelner Reichs- 
bahndirektionen hinaus von Belang sind, ist einem Hauptvertrauensrat 
zugewiesen ($$ 7, 8 VRV.). Die Bildung örtlicher Vertrauensräte bei der 
Hauptverwaltung und den Direktionen, wie bei den Zentralämtern und 
Ämtern als Verwaltungen mit Hoheitsbefugnissen unterblieb ($$ 3 Abs. 2 
AOGö,., 1 Abs. 2 VRV.). 

1 Die Betriebsverfassung hat eine eigene Darstellung bei Malz gefunden, 


vgl. dort S. 21f.; ferner siehe Fischer S. 1f. 
2 КМВІ, 1934 S. 319. 
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Die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten des Gefolgschafts- 
führers steht nach $ 3 VRV. für die örtlichen Vertrauensräte dem Leiter 
der Reichsbahnstelle zu. Er ist Betriebsführer und damit Dienstvor- 
gesetzter und Vorgesetzter der Gefolgschaft seiner Dienststelle. Er leitet 
den Vertrauensrat und hält die Betriebsappelle ab ($ 2 7.2 der Ge- 
schäftsanweisung für die Dienststellenvorsteher der Reichsbahn). Die 
Stellung des Gefolgschaftsführers nimmt im Bezirksvertrauensrat der 
Präsident der Direktion und im Hauptvertrauensrat der Generaldirektor 
der Deutschen Reichsbahn ein ($ 3 VRV.; $ 3 Abs. 1 RBahnG.; II 7,3 
der Verwaltungsordnung der Deutschen Reichsbahn)*, Die gesetzliche 
Befugnis der Gefolgschaftsführer, sich durch andere Beamte vertreten 
zu lassen ($ 2 Abs. 1 S. 2 AOGö. і. У. m. $ 3 Abs, 2 AOG,) sprach $ 3 
Abs. 2 УКУ, noch einmal besonders aus. 

Zur Gefolgschaft zählen auch diejenigen Arbeiter, die Beamten- 
anwärter und -diensttuer sind. Bei der Feststellung, ob in der Reichs- 
bahnstelle in der Regel mindestens 20 Arbeiter und Angestellte beschäf- 
tigt werden, werden alle Gefolgschaftsangehörigen ohne Rücksicht auf 
ihr Lebensalter, also 2. B. auch die Lehrlinge und Junghelfer mitgezählt®. 


4. Die Neuordnung der Arbeitsbedingungen. 
a) DieDilo 34. 


„Die nationalsozialistische Revolution schenkte der Deutschen 
Reichsbahn ein vertrauensvolles Personal und entgiftete das Verhältnis 
von Belegschaft zur Verwaltung“, hieß es in einer Denkschrift, die als- 
bald nach der Übernahme der Gewerkschaften durch die МВО, von der 
früheren Reichsbetriebsgemeinschaft Verkehr und öffentliche Betriebe, 
Fachschaft Reichsbahn, ausgearbeitet und im Oktober 1933 in einer gro- 
Ben Kundgebung dem stellvertretenden Generaldirektor der Deutschen 
Reichsbahn-Gesellschaft, Staatssekretär Kleinmann, übergeben wurde 
und die Wünsche und Anregungen des Personals für eine Neugestaltung 
des Arbeitslebens bei der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft enthieltt. 
Diese Denkschrift beschränkte sich nicht auf eine Tadelung früherer 

1 In der Fassung der Änderung — 2 Ogsn — vom 13. September 1938 in 
Reichsbahn 1938 S. 910, abgek. GAfdDstVorst. 

2 — 2 Oavh — vom 10, Juli 1939 in Reichsbahn 1939 8, 725. 

3 Erl, des Сріг, der DRG, betr, Bildung von Vertrauensräten — 51.533 
Pvrab Nr. 7 — vom 12, April 1934, 

* Hier abgekürzt: Dilo-Denkschrift. Die Denkschrift bestand aus mehreren 
Teilen, deren Titel im einzelnen lauteten: Denkschrift zur Neuordnung der Be- 
ziehung: Verwaltung und Mensch bei der Deutschen Reichsbahn, Die Aufbau- 
gedanken des neuen Tarifvertrags, A. Arbeitsvertrag, В. Die Vorschriften über 
die zeitliche Beanspruchung der Beamten im Dienst. 
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Verhältnisse, sondern sie enthielt auch den Vorschlag einer knapp ge- 
faßten, gemeinverständlichen Neuregelung der Arbeitsbedingungen, 
Nicht Umbau, sondern N eu bau lautete ihr Wahlspruch. Sie ging von 
der Ansicht aus, daß die Deutsche Reichsbahn, die nicht mit den 
Schwierigkeiten der Tarifgestaltung in privatwirtschaftlichen Betrieben 
belastet war, sich als größter Arbeitgeber Deutschlands in die vorderste 
Reihe der Kämpfer für die Neugestaltung der Arbeitsbedingungen ein- 
reihen und durch praktische Erprobung neuer arbeitsrechtlicher Formen 
dem neuen Arbeitsrecht die Wege bahnen könne. 

Unter Verwertung der vorliegenden Anregungen gab die Deutsche 
Reichsbahn-Gesellschaft gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des AOG. und 
des AOGö, die neugefaßten Arbeitsbedingungen für ihren Bereich be- 
kannt. Sie hat dabei von der Ermächtigung des $ 16 AOGö,, die Arbeits- 
bedingungen, insbesondere die Ordnung und das Verhalten der Beschäf- 
tigten im Dienst und die Höhe des Arbeitsentgelts durch eine Dienst- 
ordnung zu regeln, durch Erlaß einer Dienst- und Lohnordnung Ge- 
brauch gemacht!. Die Dilo 34 war eine für die zahlreichen Betriebe der 
Reichsbahn „gemeinsame Dienstordnung“ і. 5. des $ 16 Abs. 2 AOGö. 
und stellte die erste bedeutsame Regelung dieser Art im öffentlichen 
Dienst überhaupt даг. Neben der Dilo 34 ergingen noch Ausführungs- 
und Durchführungsbestimmungen, deren Erlaß der HV. (im $ 33 Dilo 34) 
ausdrücklich vorbehalten war. 

Da bei der Vorbereitung der Dilo 34 eine Vertrauensratswahl noch 
nicht stattgefunden hatte, und daher auch noch kein Hauptvertrauensrat 
berufen sein konnte, erfolgte die Beratung der Neuregelung durch die- 
jenigen Mitglieder des noch bestehenden Hauptbetriebsrats, die dafür 
ausersehen waren, in den künftigen Hauptvertrauensrat berufen zu wer- 
dent, Der so eingeschlagene Weg war für die Gültigkeit der Dilo 34 
unschädlich, da die gesetzlich vorgesehene Beratung durch den Ver- 
trauensrat keine Wirksamkeitsvoraussetzung ist!. ү 

Mit dem Erlaß dieser Regelung hat der Generaldirektor der Deut- 
schen Reichsbahn-Gesellschaft von einem Anordnungsrecht Gebrauch 
gemacht, das ihm als Führer der Gesamtheit aller Dienstgemeinschaften 

1 Dienst- und Lohnordnung für die Arbeiter der Deutschen Reichsbahn 
(Dilo) gültig vom 1. Mai 1934, abgekürzt: Dilo34; eingeführt durch Verf. der 

* НУ, — 51.588 Plt Nr. 46 — vom 24. April 1934. 

2 Vgl. Lange: Die neue Dilo S.104. Die Reichspost und sonstige öffentliche 
Betriebe haben sich später in der Erstellung ihrer Dienst- und Lohnordnungen 
stark an dieses Vorbild gehalten (Auskunft der DAF., Reichsfachgruppe Reichs- 
bahn, Tgb. Nr. 1748/А vom 20. August 1938). 

3 Vgl. Fromm: Die neue Dilo 8. 58; Lange: Die neue Dilo S. 102. 

4 Vgl. Hueck-Nipperdey-Dietz 8. 818, Erl. 114 zu $ 16 AOGÖ. 


Die Entwickelung des Eisenbahn-Arbeitsrechts. 865 


durch die Bestimmungen des AOGö, ausdrücklich vorbehalten wart. Die 
Dilo 34 stellt sich ihrer Form nach als eine autonome Satzung und 
“ihrem rechtlichen Wesen nach als ein Gesetz dar”. Damit unterscheidet 
«sie sich wesentlich von den das Arbeitsverhältnis regelnden Vorschriften 
aus der Zeit vor 1918, Da es sich aber insoweit nur um einen begriff- 
lichen Unterschied handelt, im übrigen jedoch hier wie dort die Auf- 
stellung der Arbeitsbedingungen tatsächlich allein in der Hand des Be- 
triebsführers liegt, könnte man meinen, daß nunmehr dem „Herr-im- 
Hause“-Standpunkt und seinen gelegentlich bedenklichen Begleiterschei- 
nungen wieder Tür und Tor geöffnet seien. Man darf aber nicht über- 
sehen, daß heute die den Staat tragende Weltanschauung ihre Haupt- 
aufgabe in der Erhaltung des Volkes und seiner Kraft sieht und daß in 
Erfüllung dieses Zieles im Arbeitsleben die Deutsche Arbeitsfront als 
Einrichtung der Partei und die Treuhänder der Arbeit als staatliche 
Dienststellen sozusagen ein „soziales Gewissen“ verkörpern, dessen 
Stimme kaum von einem Unternehmer oder Betriebsführer überhört wird. 
Neben die herkömmlichen staatlichen Maßnahmen mit ihren Mindest- 
forderungen zum Schutze der Arbeitskraft hat heute die Deutsche Ar- 
beitsfront eine Wirtschaftserziehung? gestellt, die von den Betrieben 
Höchstleistungen in sozialpolitischer Hinsicht verlangt, und die sich in 
zunehmendem Maße auch in den erlassenen Betriebs- und Dienstordnun- 
gen widerspiegelt, 

Die Bekanntmachung der Dilo 34 an die betroffenen Bediensteten 
erfolgte durch Aushändigung eines Druckstücks!. Das geschah jedoch 
nicht in Erfüllung einer Wirksamkeitsvoraussetzung, da für Dienstord- 
nungen keine bestimmte Verkündungsform wie bei Betriebsordnungen 
(nach $ 32 AOG.) vorgeschrieben ist. Die Dilo 34 hätte daher, selbst 
wenn sie den Arbeitern unbekannt geblieben wäre, Rechtsverbindlichkeit 
erlangt’. Ausreichend war die Bekanntgabe der Dilo 34 an die Reichs- 
bahnstellen bis abwärts zu den Dienststellen und an die Vertrauensräte 
(vgl. Verteilungsplan), da hierdurch die Dilo 34 in ausreichender Weise 
„in die äußere Erscheinung trat“. Mit dem Inkrafttreten der Dilo 34 
verloren der bis dahin maßgebliche LTV. 31, die AO, aus dem Jahre 1922 


1 Zur Dienstgemeinschaft als Herrschaftsverband vgl. Huber 8. 1019. 
2 Malz 5.461.; Zink; Gesetz usw. S. 58, Erl, zu $ 17; Hueck-Nipperdey-Dietz 
8.345, Vorbem. II Z.1 vor $ 26 АОС. 

3 Vgl. die Richtlinien zur Überprüfung der Betriebe im Rahmen des Reichs- 
leistungskampfes in Reichsbahn 1938 5. 1050 f. 

* Vgl. Verf. der НУ. — 51.533 Plt — vom 27. April 1984. 

5 von Schmeling-Thiel 8,201, Anm, 1 Abs, 2 zu $ 16 AOG.; Breithaupt- 
Lang S. 86{.; Erl. 3 zu $ 16 АОС. 
% Urteil des КАС. vom 16. Dezember 1936 іп RAG. 18 8.47. 
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sowie alle Erlasse und Verfügungen, die mit der Neuregelung nicht mehr 
vereinbar waren, ihre Geltung”. 

Eine für Dienstordnungen ungewöhnliche Regelung bestand darin, 
daß die Dilo34 ihren eigenen, den Ausführungsbestimmungen sowie ` 
den besonderen Vorschriften und Bestimmungen, auf die in der Dilo 34 
oder ihren Ausführungsbestimmungen verwiesen wurde, die Eigenschaft 
beilegte, „Bestandteil des Einzelarbeitsvertrages“ zu werden ($$ 1; 
33 7.2 Dilo.34). Von den DurchfBest. zur Dilo 34 wurden jedoch nur 
die Bestimmungen über Zulagen, die nicht in das Ermessen des Leiters 
der Reichsbahnstelle (Reichsbahndirektion) gestellt waren, Bestandteil 
der Arbeitsverträge (Z.1 DurchfBest. zur Dilo 34). In der Auswirkung 
auf das einzelne Arbeitsverhältnis blieb $ 17 AOGö. zu beachten, wonach 
die Bestimmungen einer Dienstordnung für die Gefolgschaft nur als 
Mindestbedingungen rechtsverbindlich sind. Aus dieser Bestimmung, die 
nach ihrer Stellung im Gesetz auch für gemeinsame Dienstordnungen 
gilt?, folgt, daß eine zwingende und unmittelbare Wirkung der Dienst- 
ordnung dort nicht besteht, wo aus anderem Anlaß, z.B. durch Einzel- 
abreden, günstigere Arbeitsbedingungen für das Gefolgschaftsmitglied 
bestehen. Da nach früherer Rechtsprechung der die Arbeitsbedingungen 
festsetzende Teil eines Tarifvertrages in die Einzelarbeitsverträge über- 
ging’, mußte die Frage auftreten, ob da, wo eine Arbeitsbedingung im 
LTV.31 günstiger geregelt war als nach der Dilo 34, die günstigere 
LTV.-Bestimmung zwar nicht als solche, sondern als Bestandteil des 
Einzelarbeitsvertrages dem Bediensteten weiterhin zugute kam. Das 
RAG. hatte zunächst eine solche „Nachwirkung“ der Tärifvertragsrege- 
lungen gegenüber der Dilo 34 bejaht!. In der Entscheidung heißt es: 
„Der Kl. ist bereits 1920 bei der Bekl. eingetreten. ... Diese Bestimmung 
des Tarifvertrages war zum Inhalt des von dem Kl. bereits früher abge- 
schlossenen Einzelarbeitsvertrages geworden. Sie behält deshalb auch 
gegenüber der anderweitigen Regelung der Dilo und ihrer Ausführungs- 
bestimmungen ihre Bedeutung. Denn die nach § 16 AOGö. erlassenen 
Dienstordnungen ersetzen nicht ohne weiteres den bisherigen Inhalt der 
bereits bestehenden Arbeitsverträge, sondern beherrschen diese lediglich 


1 Vgl. Verf, des GDir. der DRG. betr. Dienst- und Lohnordnung für die 
Arbeiter der Deutschen Reichsbahn — 51.533 Plt — vom 17. und 24. April 1934 
und den Erl. des RAM. betr. Dienst- und Lohnordnung für die Arbeiter der Deut- 
schen Reichsbahn vom 25. April 1934 in RABI, 1934 Т 5.116 (wegen $$ 72, 63 
AOG. und der Anordnung über Weitergeltung von Tarifverträgen als Tarif- 
ordnungen vom 28. März 1984 in RABI. 1934 І S. 85). 

2 Breithaupt-Lang 8.89, Erl. 1 zu $ 17 АОС, 

з Vgl, Urteil des КАС. vom 17. Oktober 1928 іп RAG.2 8.273. 

4 Urteil des КАС. vom 12. Oktober 1938 in ArbRSmig. 34 S. 188 f. 
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als gesetzte Norm, ...Sie lassen..., weil sie nur Mindestbedingungen 
enthalten, dem Gefolgschaftsmitglied günstigere einzelvertraglich oder 
durch früheren Tarifvertrag vereinbarte Arbeitsbedingungen unbe- 
rührt.“ 

Diese Entscheidung führte zu praktisch untragbaren Folgen und 
wurde deswegen mit Recht im Schrifttum abgelehnt!, Führte doch diese 
Rechtsprechung dazu, daß stets geprüft werden mußte, ob bei einem Be- 
schäftigten, der vor dem 1. Mai 1934 in den Dienst der Reichsbahn ge- 
treten ist, in bezug auf jede einzelne Arbeitsbedingung eine günstigere 
Bestimmung des LTV.31 angewandt werden mußte, Dadurch wurde in 
den Geltungsbereich der auf Grund der Arbeitsordnungsgesetze erlasse- 
nen Vorschriften eine erhebliche Unsicherheit hineingetragen und der 
Ordnungszweck der Regelungen gefährdet. Diese Rechtsprechung wurde 
deshalb insbesondere vom RVMin. nie gebilligt?. 

Um die Einheitlichkeit der rechtlichen Verhältnisse sicherzustellen, 
wurden schon von jeher die Arbeitsverträge unter Berufung auf die 
jeweiligen für die Arbeitsverhältnisse maßgeblichen Vorschriften abge- 
schlossen. So mußte der Arbeiter ursprünglich die GemsBest. und später 
die ArbDO. bei seiner Einstellung als Grundlage seines Arbeitsver- 
trages апегкеппеп?. In der Nachkriegszeit wurden die Arbeitsverträge 
unter Berufung auf den Tarifvertrag abgeschlossen, und seit dem 1. De- 
zember 1931 forderte man von dem neueingestellten Arbeiter sogar ein 
schriftliches „Anerkenntnis“ der „jeweiligen Bestimmungen des 
Lohntarifvertrages und der Arbeitsordnung für die Arbeiter der Deut- 
schen Reichsbahn-Gesellschaft“!. Einerlei ob sich ein Arbeiter bei seiner 
Einstellung früher einer bestimmten Regelung (ArbDO. usw.) oder 
später allgemein den „jeweiligen Bestimmungen“ unterworfen hatte, 
immer wurde es als eine Selbstverständlichkeit betrachtet, daß bei einem 
Wechsel der allgemeinen Arbeitsbedingungen die neuen Vorschriften alle Ў 
Bediensteten gleichmäßig erfaßten, Man hielt es daher beim Erlaß neuer 
Vorschriften nie für nötig, die abgegebene „Anerkenntnis“-Erklärung in 
einer den neuen Verhältnissen Rechnung tragenden Form zu erneuern5 

1 Nipperdey: Anmerkung zum vorbezeichneten Urteil in ArbRSmlg. 34 
S. 189{.; Dickertmann S. 908 f.; RVM. in einer bei Dickertmann a. а, О. abgedr. 
Stellungnahme; Hueck-Nipperdey-Dietz 8. 401, Erl, II 2e zu $ 30 AOG. 

2 Siehe Dickertmann 8.909, 

3 Vgl. oben S. 835 und 848. 

4 Vgl. 8, 851. 

5 Der Grundsatz einheitlicher, für alle Bediensteten gleichmäßig geltender 
Arbeitsbedingungen wurde auch aufrechterhalten gegenüber den Bestrebungen, 
einzelne Berufsgruppen entsprechenden Fachtarifen zu unterstellen (z. B. der 
Bahnunterhaltungsarbeiter unter die Tarifverträge des Baugewerbes); vgl. Lange: 
Reichsbahn usw. Sp. 304. 
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Bei der Neuregelung der Arbeitsbedingungen durch die Dilo 34, an der 
berufene Vertreter der Arbeiterschaft mitgewirkt haben, hat man ur- 
sprünglich sogar an eine Ersetzung des LTV. 31 durch einen neuen Tarif- 
vertrag gedacht!, Auf alle Fälle wollte man klar ersichtliche und vor 
allem einheitliche Arbeitsbedingungen schaffen. Deshalb schlug die von 
seiten der Bediensteten aufgestellte Dilo-Denkschrift eine Bestimmung 
des Inhalts vor: „Der Übergang vom alten Lohntarif auf den neuen Ar- 
beitsvertrag wird durch Entlassung aller Arbeiter und Neueinstellung 
zu den neuen Bedingungen geschaffen“? und sicher lag auch der Be- 
stimmung in $ 1 Dilo 34, daß die Arbeitsbedingungen der Dilo 34 „Be- 
standteil des Einzelarbeitsvertrages“ werden sollten, der gleiche Wunsch 
nach Erlangung klar ersichtlicher und einheitlicher Arbeitsbedingungen 
zugrunde”. Wenn in diesem Zusammenhang noch einmal besonders ge- 
sagt wurde, daß die Arbeitsbedingungen der Dilo 34 „als Mindestbedin- 
gungen rechtsverbindlich“ werden sollten, so sollte das hier nur be- 
deuten, „daß Abweichungen zuungunsten der Arbeiter unzulässig ...; 
darüber hinaus aber auch Abweichungen zugunsten der Arbeiter nur mit 
Zustimmung der Hauptverwaltung statthaft“ sein sollten (Z.5 AusfBest. 
zu $ 1 Dilo. 34 und 7.1 DurchfBest. dazu). Es sollte damit also bloß die 
Aufrechterhaltung eines bereits früher bestehenden Zustandes zum Aus- 
druck gebracht werden‘. Mit all diesen Gesichtspunkten hat sich das 
RAG. in seinem Urteil vom 12. Oktober 1938 nicht auseinandergesetzt. 

Auch zu der von Nipperdey® entwickelten Lehre, daß der Günstig- 
keitsgrundsatz nur bei ausdrücklicher Einzelvereinbarung zur Abgeltung 
besonderer persönlicher Leistungen (Sonderrechtsgrundsatz), aber nicht 
zur Nachwirkung allgemeiner, wenn auch verbindlicher Regelungen 
durchgreift, um den Ordnungszweck nicht zu gefährden, hat das ВАС. 

‚ іп der vorbenannten Entscheidung keine Stellung genommen. 

Zu der durch diese Rechtsprechung hervorgerufenen Unübersicht- 
lichkeit der Arbeitsbedingungen des einzelnen Bediensteten trat, hervor- 
gerufen durch den vom КАС. anerkannten Gesamtvergleichsgrundsatz, 
auch noch eine Rechtsunsicherheit, denn nach dem Gesamtvergleichs- 
grundsatz dürfen „bei der Frage, welche Regelung dem Gefolgsmann am 
günstigsten ist, ... nicht Einzelvorschriften und Einzelabmachungen aus 

1 Vgl. 5, 868, insbes. Anm. 4, und S. 864, 

2 Dilo-Denkschrift I 8.7. 

з Vgl, Dickertmann S. 909. 

4 Vgl. S. 8501. 

5 Vgl. Nipperdey: Mindestbedingungen usw. S. 262 f.; insbes. S. 266; ders.: 
Anmerkung zum Urteil des RAG. vom 17. April 1937 іп ArbRSmig. 31 S. 176 f.; 
Hueck-Nipperdey-Dietz S. 397 f., Erl. II2 zu $ 30 АОС. und S. 481 f., Erl. XVI 5 
zu § 32 АОС. 
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dem Zusammenhang herausgenommen werden, vielmehr muß nach stän- 
diger Rechtsprechung ein Vergleich derart und dahin gezogen werden, 
welche der einschlägigen Regeln in ihrer Gesamtheit, soweit sie in inne- 
rem Zusammenhang stehen, sich für den Gefolgsmann günstiger aus- 
wirken, Das kann im Einzelfall dazu führen, daß auch in ihrem Wesen 
voneinander verschiedene Arbeitsbedingungen wie Lohn-, Kündigungs- 
und Arbeitszeitbestimmungen als Einheit zu betrachten sind“. 

Schließlich blieb noch zu beachten, daß jeder Lohnempfänger einen 
Abdruck der Dilo 34 erhalten hat, in der ja zum Ausdruck gebracht 
wurde, daß die darin enthaltenen Arbeitsbedingungen rechtsverbindlich 
seien und Bestandteil des Arbeitsvertrages würden. Es blieb daher zu 
prüfen, ob nicht überhaupt „eine stillschweigende Vereinbarung über eine 
Änderung des Einzelarbeitsvertrages nach Maßgabe der Dienstordnung“ 
zustande gekommen war, 

Der Unhaltbarkeit dieses Zustandes trug endlich ein Urteil des 
RAG. Rechnung, das von dem am 12. Oktober 1938 eingenommenen Stand- 
punkt ausdrücklich abrückt". In der neuen Entscheidung heißt es: „Für 
das Verhältnis zweier zeitlich aufeinanderfolgenden Gesamtregelungen 
für denselben Geltungsbereich kann aber der Günstigkeitsgrundsatz nie- 
mals zum entscheidenden Merkmal gemacht werden. Denn es liegt im 
Wesen jeder Gesamtregelung, daß sie nur geschaffen wird, wenn die Ver- 
hältnisse eine neue Gesamtregelung erfordern, und es kann deshalb nicht 
altes und als veraltet erkanntes Kollektivrecht neben dem neuen bestehen 
bleiben. Eine frühere Gesamtregelung wird vielmehr immer durch eine 
neue ersetzt, mag es sich um ein vereinbartes oder gesetzliches Kollektiv- 
recht handeln . Denn Tarifordnung wie Betriebsordnung dienen der 
Ordnung der Betriebsgemeinschaft, die, wie dargelegt, durch die Nach- 
wirkung der alten Tarifverträge in weitem Maße gestört werden würde“4, 
Was hier für die Tarifordnung und Betriebsordnung gesagt wurde, gilt 
naturgemäß auch für die Dilo als Dienstordnung der Reichsbahn, 


1 Urteil des ВАС. vom 30. November 1988 in ArbRSmig. 35 8.12; vgl. auch 
Hueck-Nipperdey-Dietz 8.482, Erl. ХҮІ be zu $ 32 АОС. 

2 Vgl. das die wörtliche Anführung enthaltende Urteil des КАС. vom 
10, August 1938 in ArbRSmlg. 33 8.857; anders allerdings noch das am 11. Juni 
1938 ergangene Urteil des КАС, іп ArbRSmig. 33 S. 287 f. 

® Unzutreffend ist die Ansicht Frankes: Anmerkung usw. 8.960, daß das 
RAG. schon in seinem Urteil vom 28, September 1938, abgedruckt in ArbRKart. 
unter Tarifordnung, Nachwirkung 1, die Nachwirkung früherer Tarifverträge ver- 
neint habe. Das Urteil bringt sogar besonders zum Ausdruck, daß die Bestim- 
mungen der Tarifverträge in die einzelnen Arbeitsverträge eingingen, „dergestalt, 
daß sie Bestandteil dieser Verträge wurden“. Die Entscheidung verneinte nicht 
die Nachwirkung von Tarifverträgen, sondern von Tarifordnungen. 

* Urteil des ВАС. vom 6, November 1940 in DR. 1941 8.959. 
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Wie die Neuregelung in ihrem Namen „Dienst- und Lohnordnung“ 
erkennen läßt, traf sie inhaltlich sowohl über die äußeren Beschäfti- 
gungsverhältnisse wie über das Arbeitsentgelt Bestimmung — eine Rege- 
lung, die durch den Wegfall von АО. und LTV. erforderlich geworden 
war. Sie griff dabei aber nicht nur auf diese, sondern auch auf Bestim- 
mungen zurück, die in den maßgeblichen Regelungen der Nachkriegszeit 
nicht mehr zu finden waren, wie 2. В. die Vorschriften über das Verhalten 
außerhalb des Dienstes, über Dienstalterszulagen und Treugeld zeigen. 


b) Örtliche Dienstordnungen. 


Zur Ergänzung ihrer eigenen Bestimmungen sah die Dilo 34 noch 
den Erlaß von örtlichen Dienstordnungen durch die Leiter der Reichs- 
bahnstellen vor ($ 3 7.6). Damit auch diese Regelungen dem Bedürfnis 
weitgehender Einheitlichkeit entsprachen, wurde der Erlaß durch eine 
Verfügung des Generaldirektors der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft! 
angeordnet und gleichzeitig verschiedene Bestimmungen wörtlich vorge- 
schrieben®, Es handelt sich dabei zumeist um Vorschriften, die das Ver- 
halten auf der Arbeitsstelle betreffen. Die Zufügung rein örtlich erfor- 
derlicher Regelungen wurde gestattet. Dem Zweck entsprechend war der 
ständige Aushang der örtlichen Dienstordnungen angeordnet worden. Im 
Bereich der Reichsbahndirektion Halle S. wurde durch Verfügung darauf 
hingewiesen, daß — entsprechend den $$ 16 Abs. 1; 4 Abs. 2 AOGö. — 
der Aufstellung besonderer örtlicher Regelungen eine Beratung im Ver- 
trauensrat voraufgehen solle, und daß die Kenntnisnahme von den ört- 
lichen Dienstordnungen von jedem Arbeiter zu bescheinigen seit, 

Mit der Neuregelung des Reichsbahnarbeiterrechts waren zugleich 
die Bestimmungen der Perso, soweit sie das Arbeitsverhältnis betrafen, 
und die ohnehin zumeist nur auf Sondervorschriften verwiesen, über- 
flüssig oder gegenstandslos geworden. Daher änderte die Hauptverwal- 
tung! den Titel der Vorschrift in „Personalordnung für die Beamten der 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft (Perso)“ um und nahm die arbeits- 
rechtlichen Bestimmungen heraus. $ 1 2.1 Perso lautete in Zukunft: 
„Diese Personalordnung gilt nur für die Beamten der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft.“ 


1 Verf, betr. Dienst- und Lohnordnung für die Arbeiter der Deutschen 
Reichsbahn ($ 3 Z. 6; örtliche Dienstordnung) — 51.533 Plt 48 — vom 5. Juli 1934. 


2 Vgl. DurchfBest. Dilo 34 2,7. 

3 Vgl. ABl. der RBD. Halle S. 1934 S, 218. 

4 Durch Verf. betr. Änderung der Personalordnung vom 24. Juli 1934 
— 52.504 Po — in Reichsbahn 1984 5. 746. 
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e) Dietarifliche Regelung des öffentlichen 
Dienstes. 


aa) ATO. 

Die unterschiedliche Regelung der Arbeitsbedingungen in den ein- 
zelnen öffentlichen Verwaltungen und Betrieben und die Tatsache, daß 
vielfach zeitfremde Tarifverträge noch maßgeblich waren!, erwiesen sich 
auf die Dauer als untragbar. Es trat sogar das Bedürfnis zutage, auch 
für verschiedenartige Verwaltungszweige einheitliche tarifliche Rege- 
lungen zu schaffen?, In Vorbereitung einer Neuordnung des Arbeits- 
rechts im öffentlichen Dienst wurde daher auf Grund des $ 25 Abs. 2 
AOGö, Anfang 1938 für das gesamte Reichsgebiet ein Reichstreuhänder 
für den öffentlichen Dienst ernannt’, Die ihm zugewiesenen Hauptauf- 
gaben liegen auf den Gebieten der Betriebsverfassung, der Regelung der 
Arbeitsbedingungen und der sozialen Ehrengerichtsbarkeit. Seine „vor- 
nehmste Aufgabe ist jedoch die Regelung der Arbeitsbedingungen“4, 

In Ausübung seiner Befugnisse aus $ 4 der 4. DurchfVO. zum 
АОС. erließ er drei grundlegende Tarifordnungen für den öffentlichen 
Dienst, von denen die Allgemeine Tarifordnung für Gefolgschaftsmit- 
glieder im öffentlichen Dienst (ATO.) vom 1. April 19385 auf sämtliche 
nichtbeamteten Beschäftigten aller Zweige des öffentlichen Dienstes An- 
wendung findet. Die besonderen Verhältnisse der angestelltenversiche- 
rungspflichtigen Gefolgschaftsmitglieder fanden ihre Berücksichtigung 
in einer gleichzeitig ergangenen Tarifordnung A und diejenigen der 
invalidenversicherungspflichtigen Gefolgschaftsmitglieder in der gleich- 
zeitig ergangenen Tarifordnung В", Die ТО, В findet jedoch kraft aus- 
drücklicher Bestimmung ($ 1 Abs. 4e TO.B) keine Anwendung auf die 
Deutsche Reichsbahn, so daß für die Reichsbahnarbeiter lediglich die 
АТО. in Betracht kommt. Ihrem rechtlichen Wesen nach ist diese Vor- 
schrift, die ihre Grundlage in den $$ 18 Abs. 2 AOGö, 4 Abs. 2 der 
4. DurchfVO. zum AOGö. hat, eine Rechtsverordnung, die wie ein Gesetz 


1 Vgl. $$ 72; 63 AOG.; RABI. 1934 I S.85; Deutsche Sozialpolitik 8.104 
und Heitmann; Die Neuregelung usw. S. 127, 

2 Heitmann: Der Reichstreuhänder usw. 8.94. 

2 Vgl. Vierte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Ordnung der 
Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 26. Februar 1938 in 
КСВІ. 1938 I 5. 228, 

4 Heitmann: Der Reichstreuhänder usw, 5. 94, 

5 RABI. 1938 VI S. 471, 

% Genau: Tarifordnung A für Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen 
Dienst (TO. A) in RABI. 1938 VI 8. 475 und Tarifordnung В für Gefolgschafts- 
mitglieder im öffentlichen Dienst (TO. В) in КАВІ. 1938 VI 8.489, beide vom 
1. April 1938. 
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unmittelbar auf alle Arbeitsverhältnisse als Mindestbedingung Anwen- 
dung findet, 

Im Eingang der ATO. finden sich die wesentlichen arbeitsethischen 
Gedankengänge des AOGö, noch einmal zusammengestellt. Dieser Vor- 
spruch ist nicht gesetzliche Bestimmung, Doch haben die darin ent- 
haltenen Leitgedanken neben ihrem erzieherischen Wert auch eine recht- 
liche Bedeutung, da sie als gesetzgeberische Äußerungen für die Aus- 
legung und Handhabung der gesetzlichen Bestimmungen verbindlich 
sind!. Vom sonstigen Inhalt der АТО, ist die Bestimmung über das Ge- 
löbnis ($ 2) die bedeutsamste arbeitsrechtliche Neuerung. Auf Lehrlinge, 
Bahnagenten, Vertragsschrankenwärter und Schiffsgüterbestätter der 
Deutschen Reichsbahn ist die АТО, gemäß $$ 1 Abs. 1 und 21 Abs. 1 
unanwendbar. 


ЪЪ) ADO. 

Zur Ergänzung der einzelnen Bestimmungen der Tarifordnungen 
erließ der Reichsminister der Finanzen am 30. April 1938 mit Wirkung 
vom 1. April 1938 die Allgemeine Dienstordnung (ADO.) für nicht- 
beamtete Gefolgschaftsmitglieder bei öffentlichen Verwaltungen und Be- 
trieben, insbesondere zur allgemeinen Tarifordnung für Gefolgschafts- 
mitglieder im öffentlichen Dienst (ATO.)*. Sie ist eine Verordnung auf 
Grund des Gesetzes über die ergänzende Regelung der Dienstverhält- 
nisse bei öffentlichen Verwaltungen und Betrieben, das auch in Vorbe- 
reitung zur Neuordnung der Arbeit im öffentlichen Dienst am 17. Fe- 
bruar 19373 erlassen worden war. Dieses Gesetz ermächtigte den Reichs- 
minister der Finanzen, eine Rechtsverordnung zu erlassen und in ihr 
Abweichungen von den geltenden Vorschriften zugunsten der Beschäftig- 
ten zuzulassen ($ 1 d.G.). Soweit es sich nicht um Soll- oder Kannvor- 
schriften handelt, haben die Gefolgschaftsmitglieder einen Rechts- 
anspruch auf Erfüllung der Bestimmungen, wenn der Rechtsanspruch 
nicht ausdrücklich ausgeschlossen ist. Neben verwaltungsmäßigen Be- 
stimmungen finden sich u.a. darin das grundsätzliche Verbot der Ein- 
stellung von Nichtariern oder mit solchen Verheirateten und Vorschrif- 
ten über die Anrechnung von Kriegsdienst und aktiver Tätigkeit in der 
Partei, ihren Gliederungen oder dem Stahlhelm. 


1 Vgl. Dietz; Vom Wesen usw. S. 1553 f.; Melcher-Schilling 8. 16, Anm. 5 
zum Vorspruch der TO, A; Zehrfeld 8. 200; Wacke; Öffentliches Dienstrecht 8. 27 
Anm. 1 zum Vorspruch zur АТО. 

2 КОВІ, 1938 І S. 461. 

з КОВІ, 1938 I 8.206. 

* Vgl. Bekanntmachung des Reichsministers der Finanzen in Reichshaush.- 
u. Besoldgsbl. 1938 S. 117. 
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d) Die Dilo 38. 

Die vorbezeichnete Neugestaltung der Arbeitsverhältnisse im 
öffentlichen Dienst veranlaßte den Reichsverkehrsminister zu einer Neu- 
fassung der Dienst- und Lohnordnung für die Arbeiter der Deutschen 
Reichsbahn (Dilo). Sie trat in ihrer neuen Gestalt gleichzeitig mit der 
АТО. am 1. April 1938 in Kraft ($ 33 Abs. 1 Dilo.) und löste damit die 
Dilo 34 mit ihren Ausführungs- und Durchführungsbestimmungen ab!. 

Ihrem rechtlichen Wesen nach entspricht die Dilo ihrer Vor- 
gängerin. Sie ist eine autonome Satzung und ihre Bestimmungen sind 
nach § 17 AOGö. für die Gefolgschaft als Mindestbedingungen rechts- 
verbindlich, Der Günstigkeitsgrundsatz kann sich jedoch nur gegenüber 
besonders getroffenen Einzelabreden durchsetzen. Es ist deshalb insbe- 
sondere nicht möglich, daß ein Gefolgschaftsmitglied über den Rahmen 
der Dilo38 hinaus etwa Ansprüche auf Treugeld, Urlaub, Auswärts- 
zulage usw. stellt, weil er sich in dieser Beziehung nach der Dilo 34 in 
irgendeinem Zeitpunkt besser stehen würde. Mag auch die Dilo 34 von 
ihren Arbeitsbedingungen gesagt haben, sie „werden Bestandteil des 
Einzelarbeitsvertrages“ ($ 1 Dilo 34), so handelt es sich hier doch um 
eine Gesamtregelung, um ein gesetztes Recht, auf dessen Gestaltung der 
einzelne Bedienstete keinen Einfluß hatte. Diese Bestimmung im Verein 
mit dem Günstigkeitsgrundsatz des Gesetzes schlägt gegenüber dem Ord- 
nungsgedanken niclit durch. Dementsprechend hat auch das RAG. be- 
reits zum Ausdruck gebracht: „Gegenüber der neuen Gesamtregelung 
kann ... nur solches Vertragsrecht den Vorrang haben, das dem Willen 
der Parteien des Einzelvertrages entstammt“?. 

Inhaltlich ist die Tatsache bemerkenswert, daß die in der ATO. als 
rechtsverbindliche Mindestbedingungen enthaltenen Bestimmungen во- 
wie die Bestimmungen der ADO in die Dilo aufgenommen worden sind®, 
so daß sie dem Arbeiter die wichtigsten für das Arbeitsverhältnis maß- 
geblichen Vorschriften in geschlossener Form widerspiegelt. Insoweit ist 
es daher auch entbehrlich, auf die ATO, zurückzugreifen, es sei denn, 
daß ihre Vorschriften künftig geändert würden. Zur Dilo ergingen noch 
Ausführungsbestimmungen, von denen ohne vorherige Zustimmung des 
Reichsverkehrsministers ebensowenig abgewichen werden darf wie von 
den Vorschriften der Dilo selbst ($ 33 Abs. 2 Dilo). 

Auch der Dilo sind die arbeitsethischen Grundgedanken der Ge- 
meinschaftsarbeit, der vorbildlichen Diensterfüllung, der Fürsorge- und 

` 1 Vgl. EinfErl, betr. Dienst- und Lohnordnung für die Arbeiter der Deut- 
schen Reichsbahn (Dilo) des RVM. — 56.533 Plt — vom 27. Mai 1938, 


2 Urteil des RAG. vom 6. November 1940 іп DR. 1941 S. 959, 
7 Vgl. den Vorspruch zur Dilo Abs. 4. 
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Treupflicht in einem Vorspruch vorangestellt. Da für die Betriebsver- 
fassung weiterhin die VRV. maßgeblich bleibt, befaßt sich Abs. 3 des 
Vorspruches mit der Frage, welche sozialpolitischen Maßnahmen Gegen- 
stand eines Meinungsaustausches im Vertrauensrat sein sollen. Er ver- 
zichtet jedoch auf eine ins einzelne gehende Aufzählung, sondern ver- 
traut auf eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Gefolgschafts- 
führern und Vertrauensmännern, aus der sich Gegenstand und Umfang 
der aus dem Bereich der Dilo zu besprechenden Fragen allein ergeben 
werden. In Betracht kommen 2. В. Verteilung der Arbeitszeit, Bestrafun- 
gen, Kündigungen, 

Die Dilo gilt für alle im Arbeitsverhältnis beschäftigten Personen 
der Deutschen Reichsbahn mit Ausnahme der Angestellten, die der TO. A 
unterstehen, der Lehrlinge, Junghelfer, Hoch- und Mittelschulprakti- 
kanten, der Bahnagenten!, Vertragsschrankenwärter und Schiffsgüter- 
bestätter ($ 1 Abs. 1 Dilo und Abs. 1 der AusfBest. dazu). Für die Ar- 
beiter bei den Reichsautobahnen, im Kraftwagengüterfernverkehr, in den 
fliegenden Bahnunterhaltungstrupps und in ähnlichen Einrichtungen 
und die im Ausland beschäftigten Arbeiter bestehen neben der Dilo 
Sondervorschriften ($ 1 Abs. 2 und 3 Dilo). 

Zur Ergänzung ihrer Bestimmungen sieht auch die Dilo den Erlaß 
örtlicher Dienstordnungen vor ($ 5 Abs. 7 Dilo), die von den Leitern der 
Reichsbahnstellen nach Richtlinien des Reichsverkehrsministers und 
Weisungen der Reichsbahndirektionen zu erlassen sind. Durch 7.8 
EinfErl. zur Dilo ist bestimmt, daß bis auf weiteres die Richtlinien der 
Verf, — 51.533 Plt 48 — vom 5. Juli 1934 weitergelten, so daß die oben? 
erwähnten örtlichen Dienstordnungen in Kraft bleiben. 

Seit dem Erlaß der Dilo sind besonders mit Rücksicht auf den 
Krieg zahlreiche Änderungen und Ergänzungen der Dilo notwendig ge- 
worden. Unter Berücksichtigung aller Einbesserungen wurde die sonst 
unveränderte Dilo im Jahre 1941 neu gedruckt. Einer Unbedenklichkeits- 
erklärung des Reichstreuhänders für den öffentlichen Dienst, wie sie in 
manchen Zweigen des öffentlichen Dienstes erforderlich ist, bedurfte es 
bei der Deutschen Reichsbahn dazu nicht®. 

1 Über das Wesen der Bahnagenturen vgl. ZVDEV. 1929 S. 1084 und 1245 f.; 
1930 S. 188 und 508, 

2 S, 870, 

3 Т. Abs. 2 und 8 der Allgemeinen Anordnung zur Überwachung der Arbeits- 
bedingungen und zur Verhinderung des Arbeitsvertragsbruches in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben des Reichstreuhänders für den öffentlichen Dienst 
vom 1, Juli 1939 in der Fassung vom 3. Juli 1940 in RABI. 1940 S. 402, 


Die Entwicklung des Gedankens der Verstaatlichung 
der Eisenbahnen in Deutschland und seine Durchführung 
in der deutschen Eisenbahnpolitik. 


Von 
Reichsbahninspektor Verw. Dipl. Inh. Wilhelm Becker in Stolberg (Rheinl.) 


I. Die Anfänge einer deutschen Eisenbahnpolitik. 


In der Frühzeit des deutschen Eisenbahnbaues — die erste Loko- 
motiveisenbahn von allerdings nur lokaler Bedeutung war in Deutsch- 
land bekanntlich die 1835 eröffnete Ludwigsbahn von Nürnberg nach 
Fürth, während andererseits Großdeutschland auch die überhaupt erste 
Schienenbahn auf dem europäischen Kontinent, also außerhalb Eng- 
lands, nämlich die von dem ostmärkischen Eisenbahnpionier Franz Anton 
Ritter von Gerstner schon 1825 ausgeführte Pferdeeisenbahn von 
Linz nach Böhmisch-Budweis für sich in Anspruch nehmen darf — konnte 
von einem Vorherrschen des später so bestimmend gewordenen Staats- 
bahngedankens noch keine Rede sein. Im Gegensatz zu dem uralten, im 
Laufe der geschichtlichen Entwicklung durchweg als Fürstenangelegen- 
heit und damit als staatliches Aufgabengebiet betrachteten Post- 
wesen, also dem Zweig unseres heutigen so weitverzweigten Verkehrs- 
wesens, dessen wirtschaftliche Aufgabe in der interlokalen Übertragung 
von Nachrichten besteht, war die wirtschaftlich erhebliche interlokale 
Übertragung von Personen und Gütern, der die neu aufkommenden 
Eisenbahn unternehmungen gewidmet sein sollten, den Regierungen 
wie dem breiten Publikum damals noch „terra incognita“. Zwar hatten 
sich, wie von Gerstner in Österreich, auch auf dem Boden des späteren 
Altreichs genügend weitgereiste und volkswirtschaftlich erfahrene Männer 
für den systematischen Bau von Eisenbahnen in Deutschland mit Wort 
und Tat eingesetzt: so Friedrich List, der schon entscheidenden Anteil 
an der Verwirklichung des Gedankens eines deutschen Zollvereing genom- 
men hatte und seine notwendige Ergänzung in einem systemvollen Eisen- 
bahnbau sah („Das Eisenbahnsystem und der Zollverein sind siamesische 
Zwillinge" 1, Johannes Scharrer, der Schöpfer der bayrischen Lud- 
wigsbahn, und eben dort Josef Ritter von Baader, bayrischer Oberst- 
bergrat, der bereits 1814 den Plan einer nicht verwirklichten Pferdeeisen- 

1 Forschepiepe,Fr., Friedrich List. Um deutsche Wirklichkeit. Seine 
Schriften in Auswahl. Stuttgart 1938. S. 122. 
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bahn von Nürnberg nach Fürth seiner Regierung vorgelegt hatte, und im 
preußischen Westdeutschland vor allem der westfälische Industrielle 
Friedrich Harkort, der schon 1826, im Jahre der Eröffnung der ersten 
englischen Lokomotiveisenbahn von Stockton nach Darlington, für eine 
Schienenverbindung des industriereichen Wuppertales mit den Ruhr- 
kohlenfeldern sich öffentlich einsetzte und seine Werbung in sinnfälliger 
Weise durch Vorführung einer auf eigene Kosten hergestellten, den heuti- 
gen Schwebe- und Drahtseilbahnen ähnlichen Probebahn in Elberfeld vor 
jedermann ergänzte. 

Der praktische Erfolg, den diese und andere Wegbereiter der Eisen- 
bahn hatten, entsprach nicht ihren Anstrengungen. Die Staatsregierun- 
gen hielten sich mit geringen Ausnahmen vom eigenen Bahnbau zurück. 
Die Tatsache, daß das damalige Herzogtum Braunschweig 1838 seine erste 
Eisenbahn zugleich als erste deutsche Staatsbahn baute — sie war das 
Werk des rührigen Finanzdirektors vonAmsberg, der schon 1826 den 
großen Plan eines nordwestdeutschen Eisenbahnsystems zwischen den 
Hansestädten und Hannover sowie Braunschweig volkswirtschaftlich be- 
gründet hatte —, ist von historischem Interesse; jedoch als bloße Städte- 
verbindung entbehrt diese Bahn Braunschweig— Wolfenbüttel noch einer 
nennenswerten Wirtschaftsbedeutung. 

Die Gründe, weshalb die deutschen Staaten den Bau und Betrieb der 
ersten Eisenbahnen dem privaten Unternehmungsgeist überließen, sind 
vielseitiger Natur. Zunächst herrschte trotz der vorangegangenen inten- 
siven Aufklärungsarbeit der Nationalökonomen und technischen Fach- 
leute selbst in den Ministerien sehr oft Unklarheit, nicht selten ein star- 
kes Mißtrauen gegen das neue Verkehrsmittel. Man war kaum von der 
Nützlichkeit, geschweige denn von der Notwendigkeit desselben über- 
zeugt, verfügte man doch über ein gut ausgebautes Netz von Chausseen!, 
in denen 2, В. in Preußen nach den Befreiungskriegen ein Lieblings- 
gedanke des Königs Friedrich Wilhelm 11.2 seine Verwirklichung ge- 
funden hatte, nachdem zuvor Napoleon I. in den seinem Machtbereich 
einverleibten deutschen Ländern den Bau technisch hervorragender 
Chausseen aus militärischen Gründen stark vorwärtsgetrieben hatte. 
Zusammen mit den über Deutschland verhältnismäßig gut verteilten 
natürlichen und künstlichen Wasserstraßen genügten die vorhandenen 

1 Nach v. Röll, V., Enzyklopädie des Eisenbahnwesens. 2. vollst. neu- 
bearbeitete Auflage. Berlin u. Wien 1912—1928; 8. Band (1917), у, d. Leyen, 
Preußische Eisenbahnen, S. 117. 

2 Nach Remy, K., Ideenwandel u. Persönlichkeit i. d. deutschen Eisen- 
bahngeschichte. Vorgetragen a. d. 6. Studienkonferenz der Deutschen Reichs- 
bahn am 19. August 1935. (Sonderdruck, Bücherei der Reichsbahndirektion Köln, 
Seite 2.) 
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Chausseen für die im Jahre 1819 nach einer Listschen Denkschrift die 
deutschen Einzelstaaten noch politisch und wirtschaftlich aufteilenden 
und damit auf die Territorialwirtschaft beschränkenden „38 Zoll- und 
Mautlinien“! vollauf den noch geringen Verkehrsbedürfnissen; noch 
waren auch die durch das napoleonische Besetzungssystem, dem Volks- 
wohlstand geschlagenen Wunden nicht vernarbt. Die Mitglieder zahl- 
reicher Handels- und Gewerbestände befürchteten Schädigung oder Ver- 
nichtung ihrer Geschäfte; so besorgten besonders die Kaufleute in den 
an den großen Wasserstraßen gelegenen Umschlagplätzen den Verlust 
ihrer Stapelrechte, die Fuhrleute den Niedergang ihres Gewerbes, die 
Landwirte Belästigung ihres Betriebs, ja sogar Schädigung ihrer Feld- 
früchte durch den niederschlagenden Rauch der Lokomotiven? Da der- 
artige Beschwerden in großer Zahl sich in den Staatsministerien an- 
sammelten, ist es verständlich, daß selbst führende Persönlichkeiten in 
den ersten Jahren Gegner der Eisenbahnen waren, so in Preußen Post- 
meister Nagler, dann der für Pionierfragen des Heeres maßgebende 
General Aster, ja zunächst auch Minister Rother, der 1835 urteilte, 
„daß die Staatsregierung jetzt noch keine Veranlassung habe, Eisen- 
bahnen auf eigene Kosten zu bauen“®, und der doch später wesentlicher 
Anreger der ersten Staatsbahnpläne in der preußischen Regierung ge- 
worden ist. Aber auch in den übrigen deutschen Staaten wurde der 
Eisenbahnbau im Anfange als Experiment angesehen, dessen Ausfüh- 
rung sie nicht ungern dem privaten Unternehmungsgeist überließen, um 
so das große wirtschaftliche Risiko auf möglichst viele Schultern zu 
verteilen, Im übrigen entsprach die privatwirtschaftliche Bauweise bei 
den Eisenbahnen auch dem Vorbild der infolge allgemeinen wirtschaft- 
lichen und technischen Vorsprungs damit vorangegangenen angelsäch- 
sischen Staaten, und во hatte Friedrich List z. В, aus Nordamerika 
nebst seinen praktischen Erfahrungen im eigenen Eisenbahnbau auch 
den Plan einer neuartigen Eisenbahnaktiengesellschaft mit in die Heimat 
herübergebracht. Englischen Ursprungs war vor allem die sich jetzt 
auch in Deutschland verbreitende freihändlerische Auffassung, wonach 
sich auf der Schiene ein ähnlicher Wettbewerb wie auf den Landstraßen 
und Kanälen entwickeln müsse, um eine gleiche Behandlung aller und 
die besten wirtschaftlichen Erfolge zu erzielen; diese sogenannte „Be- 
fahrensfreiheit“ kam schon in dem Preuß. Eisenbahngesetz von 1838 
zum Ausdruck, wurde jedoch infolge unüberwindlicher betrieblicher und 
technischer Hindernisse in Deutschland nicht durchgeführt. 


1 Forschepiepe,a.a.O, S. XIV. 
2 Nach v. Röll — v.d. Leyen, а.а. 0., S. 117. 
з Remy, a.a. O., S. 3. 
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Neben diesen mehr theoretischen Gedankengängen war jedoch für 
die Anfänge einer deutschen Eisenbahnpolitik besonders die praktische 
Unmöglichkeit entscheidend, die für den Bau und die Inbetriebnahme 
der ersten Eisenbahnstrecken erforderlichen hohen Geldsummen staat- 
licherseits aufzubringen. Sie waren kaum anders als auf dem Anleihe- 
weg zu beschaffen, und in Preußen durften z. В. Staatsanleihen nach $ 2 
der Kgl. Verordnung vom 17. Januar 1820 nur mit Zustimmung und unter 
Mitgarantie der künftigen reichsständischen Versammlung aufgenommen 
werden; der regierende König scheute aber vor der Einlösung seines 
einstigen Versprechens, eine derartige Versammlung einzuberufen, bis 
an sein Lebensende (1840) zurück, um nicht die alte Streitfrage „Absolu- 
tismus oder konstitutionelle Monarchie?“ aufleben zu lassen, So wurde 
in Preußen infolge der verfassungsmäßigen Unmöglichkeit, die erforder- 
lichen Staatsmittel zusammenzubringen, der Eisenbahnbau zunächst 
Privaten überlassen. In den übrigen deutschen Ländern war es meist 
ähnlich, und es bildete sich bald die Gewohnheit heraus, daß nur dort, 
wo sich privates Kapital nicht oder nicht genügend schnell für die von 
der Regierung für notwendig gehaltenen Eisenbahnbauten zur Ver- 
fügung stellte, etwa weil keine genügende Verzinsung zu erwarten war, 
der Staat selbst die Strecken baute und dann natürlich in eigenen Be- 
trieb паһп®. 


II. Die Vorstufen der Eisenbahnverstaatlichung in Deutschland. 
1, Preußens Zeit des vorherrschenden Privatbahnwesens (1838—1849). 


Da der Begriff „Eisenbahnpolitik“ nach einer Formulierung 
von Witteks „objektiv die Gesamtheit der Betätigungen und als 
Gegenstand wissenschaftlicher Betrachtung die Grundsätze und Regeln“ 
umfaßt, „durch deren Anwendung der Staat das Eisenbahnwesen seinen 
Zwecken dienstbar zu machen strebt“®, so hat Preußen schon im Jahre 


1 Nach Hundert Jahre deutsche Eisenbahnen, Jubiläumsschrift zum 
hundertjährigen Bestehen der deutschen Eisenbahnen. Herausgegeben vom 
Reichsverkehrsministerium, 2, Aufl, Berlin 1938. S. 28, 

2 Die damals schon hervortretende Führerstellung Preußens, die nicht nur 
auf seiner Eigenschaft als größter Staat neben der Donaumonarchie, sondern 
auch auf den geschichtlichen Spitzenleistungen seiner Staatsführer beruhte, 
rechtfertigt es, wenn wir zunächst die Entwicklung in Preußen bis zur Eisen- 
bahnverstaatlichung betrachten; daran anschließend muß auch der Entwicklung 
in den übrigen deutschen Einzelstaaten einschließlich des damaligen Österreichs, 
die alle wegen ihrer staatlichen Selbständigkeit ihre eigene Eisenbahnpolitik 
gehabt haben, in einem kurzen Überblick gedacht werden. 

зу, Rail, V., Enzyklopädie; 4. Band (1913), у. Wittek, Eisenbahn- 
politik. S, 93. 
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1838, in dem es seine erste Eisenbahn, die Privatbahn Berlin—Potsdam 
eröffnete, ein Beispiel hoher Eisenbahnpolitik mit dem Gesetz über 
die Eisenbahnunternehmungen vom 3. November 1838 
gegeben. Dieses Gesetz, das „mit Meisterschaft Staatsinteresse und 
Privatinitiative zu decken wußte“, hat, trotzdem es zunächst nur für 
Privatbahnen in Frage kam, später doch teilweise auch noch für die 
Staatsbahnen Anwendung gefunden und hat, wenn auch immer mehr 
Bestimmungen durch speziellere Gesetze entbehrlich wurden, ein Jahr- 
hundert überdauert. Es legte im wesentlichen den Grundsatz der staat- 
lichen Genehmigung, die polizeiliche Überwachung des Baues, die Be- 
teiligung des Staates am Nettoertrage und die Bedingungen für den dem 
Staate vorbehaltenen Ankauf der Privateisenbahnen fest. Vier bis zum 
Erlaß des Gesetzes bereits konzessionierte Eisenbahnen — außer der 
erwähnten Berlin—Potsdamer und der Magdeburg—Leipziger auch zwei 
westdeutsche: die Rheinische und die Düsseldorf-Elberfelder Eisen- 
bahn — wurden in den Konzessionsbedingungen verpflichtet, sich den 
Bestimmungen des Gesetzes nachträglich zu unterwerfen?. 


Durch dieses bewußt eisenbahnpolitische Vorgehen des Staates war 
von vornherein sichergestellt, daß sich kein reines Privatbahnsystem in 
Preußen und — infolge der beispielgebenden Kraft Preußens — auch 
in anderen deutschen Staaten entwickeln konnte, so daß wir etwa für 
das erste Eisenbahnjahrzehnt lediglich von einem Vorherrschen des 
Privatbahnwesens sprechen können. Es ist geradezu zum Begriffsinhalt 
des Privatbahnsystems in Deutschland geworden, daß der Staat mit der 
Überlassung von Eisenbahnen an Privatunternehmungen den Zweck ver- 
folgt, „durch diese die gemeinwirtschaftlichen Ziele der Eisenbahnver- 
waltung zu erreichen. Das erfordert eine Regelung der Unternehmungen 
in ihrem Geschäftsbetriebe, welche die Freiheit ihres Handels insoweit 
beschränkt, als sie dem bezeichneten Zweck abträglich werden könnte“®, 


Die ersten Eisenbahnen Preußens fallen damit unter den von Sax 
aufgestellten Begriff der „delegierten öffentlichen Unter- 
nehmung“, d. h. die Privatbahnen sind во weitgehend der Staats- 
aufsicht, dem Anweisungsrecht und sogar der materiellen Beteiligung 
des Staates an ihren Erträgnissen unterworfen, daß sie eine Art öffent- 
liche Funktion gleichsam im Auftrage und in Vertretung der Staats- 
gewalt ausüben‘, 

A 1 Кету, а.а. O., S. 8. 

®-Nach v. Röll—v. d. Leyen, а.а. O., S. 117. 

3 Sax, E. Die Verkehrsmittel in Volks- und Staatswirtschaft. 3. Band. 
Die Eisenbahnen, 2. Aufl. Berlin. 1922, S. 124. 

* Nach у. Röll—v. Wittek, a.a.0., S. 96. 
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Selbstverständlich war das hohe Maß des staatlichen Eingriffs, so 
wertvoll es auch in staatspolitischer Beziehung für die Zukunft sein 
mochte, in wirtschaftlicher Hinsicht wenig geeignet, den pri- 
vaten Unternehmergeist für den Eisenbahnbau zu interessieren, und so 
schritt dieser in Preußen zunächst nur langsam voran. Bis 1842 waren 
in Preußen erst 587 km Eisenbahnen gebaut, und um dieselbe Zeit standen 
nur wenige Bahnen in Aussichtl, 


Bei dieser Stockung erwies es sich als glücklicher Zufall, daß durch 
den Thronwechsel im Jahre 1840 der eisenbahnfreundlich eingestellte 
König Friedrich Wilhelm IV. die Regierung angetreten hatte. Er verstand 
es, die bisher verfassungspolitisch festgefahrene Frage der Finanzie- 
rung umfassender geplanter Eisenbahnverbindungen unter Beihilfe aus 
Staatsmitteln einer Lösung zuzuführen, indem er die aus den Provinzial- 
landtagen hervorgegangenen sog. Vereinigten ständischen Ausschüsse 
einberief und sie mit einer Eisenbahnvorlage befaßte. Die Ausschüsse, 
vor die Wahl gestellt, einen von der Regierung gleichzeitig vorgeschla- 
genen Steuererlaß von 2 Millionen Talern entweder zur Ermäßigung des 
Salzpreises — damals bestand in Preußen noch das Salzmonopol des 
Staates — oder zur Unterstützung des Eisenbahnbaues verwendet zu 
sehen, sprachen sich sogleich zur Hälfte grundsätzlich für die Förde- 
rung des Eisenbahnbaues aus. Durch Kabinettsorder vom 17. Januar 1842 
wurde, dem Gutachten der Ausschüsse entsprechend, sowohl die Ermäßi- 
gung der Salzpreise, als auch die Unterstützung des Eisenbahnbaues in 
der von der Regierung, die gegen die Aufnahme von Staatsanleihen noch 
die alten verfassungsmäßigen Bedenken hatte, vorgeschlagenen Form 
der Zinsbürgschaften genehmigt, letzteres unter Vorbehalt der Wieder- 
erhöhung der Salzpreise, falls die Mittel des Staates für beide Zwecke 
nicht ausreichen sollten. Dieser Fall ist infolge günstiger Eisenbahn- 
entwicklung nicht eingetreten. Durch Übernahme von Aktien und Ge- 
währung von Zinsbürgschaften gelang es dem Staate, bis zum Jahre 1847 
eine Anzahl wichtiger Eisenbahnlinien, z. В, von Minden nach Köln und 
weiter über Aachen bis zur belgischen Grenze, von Elberfeld nach Dort- 
mund, von Elberfeld nach Düsseldorf, aber auch Verbindungen der 
Hauptstadt mit Mitteldeutschland und Sachsen sowie die Strecke Frank- 
furt а, d. O.—Breslau durch Privatgesellschaften ausführen oder in An- 
griff nehmen zu lassen?. 

Der so geweckte private Unternehmungsgeist erlitt jedoch durch 
die Krise von 1846/47 sowie die innerpolitischen Ereignisse des Jahres 


1 Nach v. Röll—v.d. Leyen, а. а. 0., S. 118. 
2 Nach v. Röll—v. d Leyen, а.а. О„, S. 118, 
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1848 einen Rückschlag, so daß einige kleinere Eisenbahnunternehmungen 
von der Regierung finanziell gestützt werden mußten!. So fand sich 
trotz Zusicherung staatlicher Beihilfe kein Privatunternehmer zum Bau 
der zur Sicherung des deutschen Ostens und zwecks Arbeitsbeschaffung 
für den Staat hochnotwendigen späteren Ostbahn, die von Kreuz 
nach Bromberg und weiter über Dirschau und Danzig nach Königsberg 
führen sollte und bei ihrer Trassierung durch dünn besiedelte, land- 
wirtschaftliche Gebiete auf Jahre hinaus keinen Ertrag erwarten ließ, 
Schon 1847 war dem Vereinigten Landtag eine kgl. Botschaft zugegangen, 
in der ein Weg zur Verzinsung einer für den Bau der Ostbahn aufzu- 
nehmenden Anleihe aus einem i. J. 1842 gebildeten Eisenbahnfonds 
gezeigt wurde, Der Gesamtlandtag lehnte damals mit Zweidrittelmehr- 
heit den Regierungsantrag aus innerpolitischen Gründen ab. Bekannt 
ist, daß auf diesem Landtag der spätere Reichskanzler Fürst Bis- 
marck als ritterschaftlicher Abgeordneter bei den Verhandlungen zum 
erstenmal vor einer größeren Öffentlichkeit aufgetreten ist und den 
Standpunkt der Mehrheit nachdrücklich bekämpft hat. Infolge des 
Widerstandes der ständischen Volksvertreter mußte der bereits begon- 
nene Ostbahnbau eingestellt werden; er konnte erst i. J. 1849 wieder 
aufgenommen werden, nachdem mit von der Heydt im Dezember 
1848 ein entschiedener Anhänger des Staatsbahnsystems an die Spitze 
des Handelsministeriums getreten war. Durch eine 1848 unter dem 
Ministerium Auerswald-Hansemann von den Ministern Hansemann 
und Milde ausgearbeitete Denkschrift war der Vorschlag zum Erwerb 
aller damals vorhandenen preußischen Privateisenbahnen für den Staat 
ausgearbeitet worden, jedoch wurde dieser weitblickende Plan nach dem 
Rücktritt des Ministeriums nicht weiter verfolgt. Der neue Handels- 
minister von der Heydt entschied sich vielmehr grundsätzlich für 
das „gemischte System“, nach dem für die nächsten drei Jahr- 
zehnte Staats- und Privatbahnen nebeneinander bestehen sollten. Er 
legte am 4. September 1849 den Kammern einen Gesetzentwurf betref- 
fend den Bau der Ostbahn, der westfälischen und der Saarbrücker Bahn 
sowie die Beschaffung der dazu erforderlichen Geldmittel vor; der Ent- 
wurf wurde von beiden Kammern genehmigt und als Gesetz vom 7, De- 
zember 1849 veröffentlicht. Damit war der grundsätzliche Wider- 
stand gegen das Staatsbahnsystem sowohl von der Regierung 
wie von der Volksvertretung au f gegeben”, 


4 Nach Sax, а.а. O., S. 468. 
2 Nach у. Röll—v.d. Leyen, а.а. 0., S. 119, 
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2. Preußens „gemischtes System“ (1849—1879). 


Zunächst schien sogar unter dem Ministerium von der Heydts alles 
auf ein kommendes Übergewicht des Staatsbahnbaus hinzuweisen: außer 
den bereits genannten wurde die die Stadt Berlin umziehende und ihre 
Bahnhöfe untereinander verbindende „alte“ Verbindungsbahn als Staats- 
bahn gebaut; die Niederschlesisch-Märkische Bahn (Berlin—Frankfurt 
a. d. Oder—Breslau) wurde vom Staat angekauft, und die Oberschlesische 
sowie die Bergisch-Märkische Bahn wurden in staatliche Verwaltung 
genommen. Handelsminister von der Heydt war auch der Urheber des 
Gesetzes vom 24. Mai 1853, das die in den $$ 88—40 des Eisenbahn- 
gesetzes von 1838 vorgesehene Eisenbahnsteuer erstmals fest- 
setzte und bestimmte, daß die Erträge dieser Steuer zum 
Ankauf von Eisenbahnaktien und damit zum allmählichen 
Erwerb der Privatbahnen für den Staat zu verwenden веіеп!. 

War schon dieses Gesetz nur nach lebhaftem Widerstande gegen 
die bezeichnete Verwendung der Steuer in der Kammer, in der das Privat- 
bahnwesen zahlreiche Anhänger besaß”, zustande gekommen, so vollzog 
sich in den folgenden Jahren unter dem Einfluß der allmählich fort- 
schreitenden freihändlerischen Richtung in der Volkswirtschaftslehre 
eine weitere Verstärkung der gegen die Staatsbahnpolitik eingestellten 
Kreise. So kam es, daß mit einem Gesetz vom 21. Mai 1859 der $ 6 des 
vorerwähnten Gesetzes von 1853 — zum Teil allerdings auch wegen 
finanzieller Gründe — aufgehoben wurde und hiernach die Erträge aus 
der Eisenbahnsteuer fortan nicht mehr zum Ankauf von Eisenbahnaktien 
dienen sollten, sondern den allgemeinen Einnahmen des Staates zuge- 
führt wurden. Verschärft wurde die damit angebahnte rückläufige Ent- 
wicklung im Sinne einer weiteren Entfernung vom Staatsbahnsystem 
durch ein Gesetz vom 26. Mai 1865, wonach der preußische Staat den 
Geldbedarf für die darin vorgesehenen Eisenbahnen zunächst durch 
Verkauf der noch in seinem Besitz befindlichen Eisenbahnaktien aus 
früheren Erträgen der Eisenbahnsteuer befriedigen mußte’, 

Von der Heydt, der das Gesetz von 1859 nicht hatte verhindern 
können, war 1862, nachdem er kurze Zeit Finanzminister war, als Gegner 
der Konfliktspolitik Bismarcks zurückgetreten. Ministerpräsident 
Bismarck regierte mit Budgets, die nicht die Zustimmung der Volks- 
vertretung fanden. Die Regierung mußte, wenn sie Kriegsvorbereitungen 
plante, nach unabhängigen Einnahmen streben, da an Bewilligung von 
Steuererhöhungen gegen das stark oppositionelle Parlament nicht zu 

1 Nach v. Röll—v. d. Leyen, а.а. O., 8.119. 

з Nach Sax, a.a. O., S, 469, 

з Nach v. Röll—v. d. Leyen, a a. О. 
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denken war. Sie erhielt diese Einnahmen, indem sie gegen beträchtliche 
Abfindungen auf ihr Recht, Privatbahnen billig ein- 
zulösen, verzichtete; so gab sie z. В. um 13 Mio Rtlr. im Jahre 
1865 das Recht auf, die Aktien der Köln-Mindener Eisenbahn zum Nenn- 
wert zu erwerben. Die Regierung versuchte sogar, die Westfälische 
Staatseisenbahn (40 Meilen) für 40 Mio Rtlr. an die Bergisch-Märkische 
Bisenbahn-Gesellschaft abzutreten, mußte diesen Plan jedoch aufgeben, 
da ihr das Abgeordnetenhaus die Genehmigung versagte (gleichfalls 
1865). 


Durch den siegreichen Abschluß des Krieges von 1866 fielen mit 
den neu erworbenen Landesteilen Hannover, Kurhessen, Nassau und 
Frankfurt a. M. deren Staatsbahnstrecken in einer Länge von 1069 km 
an den preußischen Staat. Als der Krieg von 1870 ausbrach, war der 
Aufmarsch an der französischen Grenze durch den Eisenbahnmangel 
in den Grenzgebieten ungemein erschwert, eine Folge des auch im Eisen- 
bahnwesen nicht fehlenden Partikularismus jener Zeit. Glücklicherweise 
leistete die Organisation der Eisenbahnen — gleichgültig ob Staats- oder 
Privatbahnen — für den Aufmarsch Bewundernswertes, während auf 
der Gegenseite die Franzosen trotz ihres national einheitlich ausgebauten 
Eisenbahnnetzes und trotz Konzentration der Verwaltung auf wenige 
große Eisenbahngesellschaften „bei dem Aufmarsch 1870... für das 
militärische Ziel ebenso sehr versagten, wie sie später improvisierend 
auf der inneren Linie große und anerkannte Leistungen vollbrachten“*, 


In den Friedensverträgen war die politische Kraft Bismarcks 
insgesamt und so auch in der Gestaltung der Eisenbahnfrage zu spüren. 
1866 war auf seine Veranlassung in den preußisch-bayrischen Friedens- 
vertrag die Vereinbarung aufgenommen worden, „den Personen- und 
Güterverkehr auf den Eisenbahnen möglichst zu fördern, namentlich die 
Konkurrenzverhältnisse in angemessener Weise zu regeln und so den 
allgemeinen Verkehrsinteressen nachteiligen Bestrebungen der einzelnen 
Verwaltungen entgegenzutreten; ferner sollen die durch die allgemeinen 
Verkehrsinteressen gebotenen Grundsätze aufgestellt werden und jede 
im allgemeinen Interesse begründete neue Eisenbahnverbindung soll zu- 
gelassen und soviel als möglich gefördert werden“®, In gleicher Richtung 
lag die durch Bismarck 1867 in die Verfassung des Norddeutschen Bundes 
aus dem Verfassungsentwurf der Frankfurter Paulskirche von 1848 über- 


1 Nach Lotz, W., Verkehrsentwicklung in Deutschland 1800—1900. 
3. Aufl. Leipzig 1910. S, 29, 

2 Remy, 220,87, 

3 Wiedenfeld, K., Deutsche Eisenbahn-Gestalter aus Staatsverwaltung 
und Wirtschaftsleben im 19. Jahrhundert (1815—1914), Berlin 1940. S. 64. 
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nommene Bestimmung, daß die Eisenbahnen wie ein einheitliches Netz 
verwaltet werden sollten. In der gleichen Formulierung ging diese Be- 
stimmung in den später viel erwähnten und politisch wichtigen Art. 42 
der Reichsverfassung von 1871 über. Die künftigen Schwierigkeiten 
deuteten sich schon an, als Bayern sich nur den die Mindestforderungen 
der Reichsverteidigung repräsentierenden Art. 41 und 47 der Reichs- 
verfassung anschloß, dagegen in absoluter Wahrung seiner Eisenbahn- 
hoheit als einziger Bundesstaat sich ebensowenig dem Art. 42 wie den 
übrigen Artikeln des „Eisenbahnwesen“ überschriebenen VII. Verfas- 
sungsabschnittes mit seinen Bestimmungen über eine Reichsaufsicht, 
über einheitliche Betriebsreglements, Abstimmung der Fahrpläne, Tarif- 
kontrolle durch das Reich mit dem Ziele einer Vereinheitlichung und 
Senkung unterwarf. Dabei lag schon bei der Formulierung des Art. 42 
die durch die Sonderinteressen der Einzelstaaten gebotene Vorsicht in 
der Beibehaltung der Wendung von 1848, daß die Eisenbahnen „wie“ 
ein einheitliches Netz, nicht „als“ ein solches (wie es die spätere Wei- 
marer Verfassung von 1919 vorsehen sollte), zu verwalten seien; „es 
soll also nicht schon auf eine Zusammenfassung aller deutschen Bahnen 
allgemeiner Bedeutung in eine formal-einheitliche Verwaltung hinge- 
arbeitet werden, und es soll Sache der Bundesregierungen bleiben, jener 
Aufgabe nachzugehen“!. Der im Jahre 1873 unternommene Versuch 
Bismarcks, durch Errichtung des Reichseisenbahnamts, dem 
die Ausübung der nach der Reichsverfassung dem Reich zustehenden 
Aufsichtsrechte übertragen werden sollte, dem Art. 42 eine erweiterte 
Auslegung zu geben, blieb in der formalen Vorbereitung stecken, denn 
die dieser Behörde zugedachte und durch ihren Präsidenten Maybach 
in wiederholten Entwürfen 1874—1879 ausgeführte parlamentsreife For- 
mulierung eines Reichseisenbahngesetzes stieß auf den unüberwindbaren 
Widerstand der Mittelstaaten?; mangels eines solchen Gesetzes, das die 
„Ausführungsbestimmungen“ zu den allgemein gehaltenen Artikeln der 
Reichsverfassung hätte bringen müssen, blieb die Betätigungsmöglichkeit 
des Reichseisenbahnamtes dauernd eine sehr beschränkte®. 

Alle diese auf die Ausdehnung des Reichseinflusses auf die 
Eisenbahnen hinzielenden Bemühungen des Reichskanzlers können nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß Bismarck damals doch keineswegs 
einAnhänger eines reinen Staatsbahnsystems war; 

1 Wiedenfeld, a.a. 0., S, 64. 

2 Nach Jungnickel, Pr, Staatsminister Albert v. Maybach. Ein Bei- 
trag zur Geschichte des preußischen und deutschen Bisenbahnwesens, Stuttgart 
und Berlin 1910. S. 49, 


3 Nach Weber, А., Volkswirtschaftslehre. 4. Bd. Wirtschaftspolitik II. 
Hieraus Schmitt, A., Verkehrspolitik. München u, Leipzig 1933. S. 165. 
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wenigstens kann für die Zeit vor 1873 festgestellt werden, daß er im 
Einverständnis mit dem preuß. Handelsminister vonItzenplitz und 
dem Finanzminister (Otto) Camphausen ein „gemischtes Eisen- 
bahnsystem, ein Nebeneinanderbestehen von Staatsbahnen und Privat- 
bahnen, bei überwiegendem Einfluß der Staatsbahnen“ bevorzugte. „Der 
Staat hatte keinen Anlaß, eine lebhafte Tätigkeit im Eisenbahnbau zu 
entwickeln, und die Privattätigkeit griff nach dem allgemeinen Verkehrs- 
aufschwung nach Beendigung des deutsch-französischen Krieges wieder 
lebhafter zum Eisenbahnbau. Der Handelsminister äußerte wiederholt, 
es komme ihm weniger darauf an, wer Eisenbahnen baue, als daß 
Eisenbahnen gebaut würden“, 

Dieser an sich nicht ungesunden Auffassung haben die Ereignisse 
der sogen. Gründerzeit (1871—1873) einen heftigen Stoß gegeben. Durch 
den „Milliardensegen“ der französischen Kriegsentschädigung zwar nicht 
hervorgerufen, da die Anfänge einer stärkeren innerdeutschen Kapital- 
bildung schon in den 60er Jahren erkennbar waren, jedoch zweifellos 
dadurch gesteigert, entwickelte sich ein Gründungsfieber, das sich be- 
sonders auch auf die Eisenbahnen stürzte. Es kam zu einem Schwarzen 
Freitag des Jahres 1873, der u.a. zur Folge hatte, daß einige, keinesfalls 
die Mehrzahl, der begonnenen Eisenbahnbauten wegen der eintretenden 
Zahlungsstockungen nicht mehr vollendet werden konnten, so daß die 
schon hineingesteckten erheblichen fixen Kosten (Arbeitsleistungen und 
Baustoffe für die bloße Eisenbahnanlage) zunächst keine Frucht bringen 
konnten?. Schlimmer noch wirkten sich die durch eine große Eisen- 
bahnuntersuchung des preuß. Abgeordnetenhauses 1873 aufgedeckten 
Mißstände des Konzessionswesens aus, an denen „hohe Beamte und Offi- 
ziere, Angehörige der Hocharistokratie und sonst Männer, denen eine 
Beteiligung an wilden Spekulationen nicht zugetraut werden sollte“®, 
teilgenommen hatten. Das umlaufende Schlagwort von der „Linien- 
konkurrenz" steckte auch gesunde Betriebe an, und die älteren, solide 
geleiteten Bahnen sahen sich zur Forderung einer starken Tariferhöhung 
gezwungen, um nicht durch den zügellosen Wettbewerb der neuen Grün- 
dungen dem Ruin entgegengeführt zu werden: „eine schwere Belastung 
also des gesamten Wirtschaftslebens. Die Befürchtungen der Staatsbahn- 
verfechter hatten sich in vollem Umfang als nur allzu berechtigt er- 
wiesen. Nichts hat dem Staatsbahngedanken in weitesten Kreisen des 
Volkes und erst bei den Regierungen soviel Anhängerschaft zugeführt 
wie die damals vor aller Öffentlichkeit aufgedeckten Mißstände und ihre 


1v, Röll—v. d. Leyen, а.а. 0., S. 120, 


2 Nach Wiedenfeld, a.a. O., S. 60. 
2 Wiedenfeld, а.а. O., S. 61, 
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Folgen. Damals ist auch Bismarck für das Ziel der Verstaatlichung 
gewonnen worden“. 

In einem persönlichen Handschreiben vom 8. Dezember 1875 an den 
Reichskanzler Fürsten von Bismarck warf Kaiser Wilhelm I., angeregt 
durch den Ankauf der norditalienischen Eisenbahnen durch den italieni- 
schen Staat und in Erinnerung an die staatsbahnfreundliche Haltung des 
früheren preuß. Handelsministers von der Heydt, die Frage auf, ob finan- 
ziell auch „bei uns“ eine Verstaatlichung der Privateisenbahnen mög- 
lich sei?, 

In der Zeit, als diese kaiserliche Anregung an ihn erging, stellte 
Bismarck, ganz im Sinne der für ihn dominierenden Reichspolitik, den 
Plan zur öffentlichen Erörterung, die Schwierigkeiten einer reichsgesetz- 
lichen Regelung der Eisenbahnfrage durch Überführung der deutschen 
Hauptbahnen auf das Reich zu überbrücken. Um diesem Vorschlage, dem 
ersten deutschen Reichseisenbahnplane, vor den übrigen Bundesstaaten 
mehr Wirkung zu verleihen, ließ er sich gegen den starken Widerstand 
des Finanzministers Camphausen in Preußen durch ein Gesetz vom 
4. Juni 1876 ermächtigen, den gesamten Eisenbahnbesitz Preußens ein- 
schließlich seiner Rechte an den Privateisenbahnen an das Reich zu über- 
tragen. Es kam jedoch nicht zur Ausführung dieses Gesetzes. Schon 
während der Verhandlungen in der preuß. Abgeordnetenkammer ließen 
die Mittelstäaten deutlich erkennen, daß sie dem geplanten Eingriff in 
ihre Eigenstaatlichkeit unter gleichzeitiger Stärkung der Reichsgewalt 
widerstehen würden; Bayern und Sachsen beschleunigten sogar die Ver- 
staatlichung der Eisenbahnen ihres Bereichs, um dem Reich den Ankauf 
dieser Privatbahnen unmöglich zu machen. Alle diese Schwierigkeiten 
verschafften dem Kanzler die Überzeugung, „daß eine gesunde, den wirt- 
schaftlichen und militärischen Interessen des Landes dienende Regelung 
des Eisenbahnwesens bei dem Fortbestehen mächtiger Privatbahnen 
nicht durchzuführen sei und daß daher der Übergang zum reinen Staats- 
bahnsystem in Preußen in Erwägung gezogen werden müsse“°. Wie in 
Voraussicht der einzelstaatlichen Schwierigkeiten hatte Bismarck im 
März 1876 in einem Ministerialvotum zur Begründung des erwähnten 
preuß. Gesetzes vom 4. Juni 1876 ausgeführt, „daß, wenn das Reich ab- 
lehnen sollte, den vorgeschlagenen Weg zu betreten, Preußen genötigt 
sein würde, den dem Reich zugedachten Einfluß auf das Bisenbahnwesen 
seinerseits auszuüben, daß dann Preußen allein an die Lösung der Eisen- 
bahnfrage mit aller Energie herantreten und vor allem die Erweiterung 

1 Wiedenfeld, а.а. О, 


2 Nach Jungnickel, а.а. О., S. 30f, 
зу. Röll—v.d. Leyen, а.а. 0., 8. 121. 
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und Konsolidation seines eigenen Staatsbahnbesitzes als das nächste 
Ziel seiner Eisenbahnpolitik betrachten würde“, Mit dem Scheitern des 
Reichseisenbahnplanes war in Preußen automatisch damit der Übergang 
zum Staatsbahnsystem vollzogen. Eine der ersten Handlungen Bismarcks 
in dieser Richtung war die Abberufung Maybachs von dem Amt des 
Präsidenten des Reichseisenbahnamts und seine Ernennung zum Unter- 
staatssekretär im Handelsministerium, der damals für Eisenbahnfragen 
zuständigen Behörde, am 1. März 1877. Im folgenden Jahre schon wurde 
Maybach beim Freiwerden des Ministeriums selbst Handelsminister, 
und er wurde auch 1879 als erster „Eisenbahnminister“ an die Spitze 
des neuerrichteten Ministeriums für öffentliche 
Arbeiten — die im Volksmund aufkommende abgekürzte Bezeichnung 
„Eisenbahnminister“ nahm den überwiegenden Aufgabenanteil für das 
Ganze — gestellt. So fiel ihm, der 1873 von seinem Posten als Präsident 
der Eisenbahndirektion Hannover zum Leiter der neugeschaffenen Abtei- 
lung für Beaufsichtigung der Privatbahnen in das Handelsministerium 
berufen worden war und von dieser Zeit an wohl den stärksten Einfluß 
auf die Bismarcksche Eisenbahnpolitik geübt hat, die Aufgabe der Eisen- 
bahnverstaatlichung zu, die in Preußen von 1879 an mit Entschiedenheit 
durchgeführt wurde. 


3. Gleichzeitige Entwicklung des Eisenbahnsystems in den übrigen 
deutschen Bundesstaaten und in Österreich (heutige Ostmark, 
Sudetenland und Protektorat Böhmen und Mähren). 


Bayern begann wie Preußen mit dem Bau von Privatbahnen, 
deren Konzessionierung es schon 1836 durch den Erlaß von „Funda- 
mentalbestimmungen für sämtliche Eisenbahnstatuten in Bayern“ eine 
gesetzliche Grundlage gab, Aber schon 1838 hielt sich das Privatkapital 
zurück, als bei Ausführung der Eisenbahnverbindung Nürnberg—Bam- 
berg, die rentabilitätssicher war, die Staatsregierung aus politischen 
Gründen auf der Fortsetzung der Linie über Bamberg hinaus nach Hof 
bestehen mußte, Da auch bei einigen anderen Bahnverbindungen in der 
Folgezeit Schwierigkeiten der privaten Kapitalbeschaffung eintraten, 
beschloß König Ludwig I. bereits i. J. 1840 die Erbauung einer Bahn 
auf Staatskosten von der Landesgrenze bei Hof über Nürnberg nach 
Augsburg mit anschließender Fortführung bis Lindau; dieses Projekt 
wurde sofort ausgeführt®, 

1v, Röll—v.d. Leyen, а.а. О., 8.121. 

2 Nach у. Röll, Enzyklopädie, 2. Bd. (1912), v. Schackyu. у. Völker. 
Bayerische Eisenbahnen, S. 44 f. 


888 Entwicklung des Gedankens der Verstaatlichung der Eisenbahnen usw, 


Als 1846 im Landtag Gesetzentwürfe beraten wurden, die den An- 
kauf und Ausbau der bereits staatlich betriebenen München-Augsburger 
Eisenbahn sowie den staatlichen Bau der Strecken Bamberg—Aschaffen- 
burg und Lichtenfels—Coburg betrafen, kam es zur Aussprache darüber, 
ob der Staat oder ob Private bauen sollten. Am 
Schluß der viertägigen Verhandlungen gab der Minister des Innern 
von Abel die programmatische Erklärung ab: „Nie wird die Regie- 
rung die Leitung und Benutzung der Eisenbahnen, einer Anstalt, deren 
Inhaber bis zu einem gewissen Punkte den gesamten kommerziellen und 
persönlichen Verkehr des Landes beherrscht, in Privathände geben.“! 
Diese Erklärung, die dazu beitrug, daß der Landtag die ein Staatsbahn- 
system einleitenden Gesetzentwürfe mit großer Mehrheit annahm, hat 
nur für ein knappes Jahrzehnt Wirkung gehabt. 

Aus staatsfinanziellen Gründen, doch wohl auch unter dem Ein- 
fluß der sich in den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts in 
Deutschland stark ausbreitenden Freihandelsströmung, die für das 
Privatbahnsystem eintrat, kam es am 20. Juni 1855 zu einer Bekannt- 
gabe der Regierung, daß der Bau von Eisenbahnen an Gesellschaften 
überlassen werden könne. Es handelte sich um die Errichtung des von 
der Regierung für dringend notwendig erkannten Ostbahnnetzes, das 
nun durch Bildung einer Privatgesellschaft nach Zubilligung einer staat- 
lichen Zinsbürgschaft zustande kommen sollte. Die Abgeordnetenkammer 
sprach sich bei dieser Gelegenheit sogar für die Verpachtung sämtlicher 
Staatsbahnen an Private aus, was jedoch durch die Kammer der Reichs- 
räte verhindert wurde. 

Eine grundsätzliche Abkehr vom gemischten System war schon 1861 
festzustellen, als der Landtag einen Regierungsantrag auf den Bau 
mehrerer Eisenbahnstrecken durch den Staat auf Initiative des Abgeord- 
neten Schlör um die wichtige Linie Nürnberg—Würzburg ergänzte 
und bewilligte’. Derselbe Abgeordnete stellte 1874 den Antrag, die Baye- 
rischen Ostbahnen aus den Händen der Ostbahn-Aktiengesellschaft für 
den Staat anzukaufen‘. Maßgebend war hierfür neben dem allerorts 
auftretenden Bestreben, die Eisenbahnen zu verstaatlichen, und neben 
dem politischen Grunde, der sich in der gleichzeitigen Errichtung des 
Reichseisenbahnamts anbahnenden Bismarckschen Reichseisenbahn- 
politik vorsorglich entgegenzuarbeiten, besonders der „Wunsch, den 
Wettbewerb zwischen den Staats- und Ostbahnen nicht nur im Betriebe, 


1v, Röll—v. Schacky u. v. Völker, a.a. 0., S. 47. 

2 Nach v. Röll—v, Schacky u. v. Völker, a.a. О., 8, 48. 
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sondern auch im Bau neuer Linien zu beseitigen und dann die Möglich- 
keit, durch einheitliche Verwaltung Minderungen der Ausgaben zu er- 
reichen“!, Bereits im nächsten Jahre wurde die Verstaatlichung des 
772 km umfassenden Ostbahnnetzes durchgeführt. Damit war Bayern 
endgültig zum staatlichen Hauptbahnbau zurückgekehrt. Den Bau der 
in Bayern sogenannten „Vizinalbahnen“, d. h, der Bahnen, die 
meist im Anschluß an das staatliche Hauptbahnnetz vorwiegend lokalen 
Zwecken dienten, überließ die Regierung in den sechziger und siebziger 
‚Jahren, nötigenfalls mit Staatszuschuß, den örtlichen Bahninteressenten ; 
den Betrieb führte der Staat gegen Entschädigung aus den laufenden 
Einnahmen selbst?. 

Im Gegensatz zu der früh und stark staatsbetonten Eisenbahnpolitik 
im größeren Stammland hat die bayrische Staatsregierung in der links- 
rheinisch gelegenen bayerischen Pfalz den Bau und Betrieb der Eisen- 
bahnen auf Jahrzehnte hinaus, wohl auch aus politischen Gründen?, dem 
Privatunternehmertum überlassen. Es bildeten sich vier größere Eisen- 
bahngesellschaften, von denen eine in den sechziger Jahren aufgelöst 
wurde. Das Nebeneinanderbestehen mehrerer Gesellschaften auf dem 
engen. Raum der Pfalz führte zu unerfreulichen Wettbewerbserschei- 
nungen und einem kostspieligen Verwaltungsapparat; um diese abzu- 
stellen, erließ der Staat, der infolge erheblicher von ihm zu leistender 
Zinsbürgschaften auch finanziell an der Herstellung geordneter Zustände 
interessiert war, i. J. 1869 ein Fusionsgesetz, wodurch die drei Ge- 
sellschaften zu einer Betriebs- und Ertragsgemeinschaft zusammen- 
geschlossen wurden, Der Staat begnügte sich mit der Möglichkeit, erst 
vom 1. Januar 1905 an den Gesamtbesitz der vereinigten Gesellschaften 
gegen Ersatz der Baukosten zu erwerben*. 

In Württemberg kam eine 1836 zum Bau eines Landesnetzes 
gebildete Eisenbahngesellschaft nicht zum Zuge und löste sich bereits 
1838 wieder auf. Hier hat der Staat nunmehr von Anfang an und ohne 
spätere Rückschläge planmäßig den Bau und Betrieb — zunächst der 
Hauptbahnen — selbst in die Hand genommen’, Bei der Einbringung 
der ersten Eisenbahnvorlage in der Abgeordnetenkammer i. J. 1842 gab 
Staatsminister von Schlayer die Erklärung ab: „Die Ausführung 
eines Systems von Eisenbahnen wäre zur Aufgabe der Staatsverwaltung 
zu machen, und zwar in Form eines unmittelbaren Staatsunternehmens; 

1з у, Röll—v. Schacky u. v. Völker, а.а,0., S; 49. 

2 Nach у. Röll—v. Schacky u. v. Völker, a.a.0,, S. 501. 

3 Nach Lotz, а.а, O., S. 30. 
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die Gründe, aus welchen die bedeutenderen Chausseen in unmittelbare 
Staatsverwaltung genommen sind, treten hier in verstärktem Maße ein.“1 
Am 18, April 1843 kam ein für das Landeseisenbahnwesen grundlegendes 
Gesetz zustande, das u. a. den Grundsatz aufstellte, daß „auf Staats- 
kosten nur die Hauptbahnen zu bauen, die Zweigeisenbahnen dagegen 
der Privatunternehmung zu überlassen seien“. Wie in Bayern wurden 
jedoch die privat erbauten Anschlußbahnen von den staatlichen Haupt- 
bahnen mitbetrieben. Das Staatsbahnsystem wurde so konsequent bei- 
behalten, daß bis zum Jahre 1888 nur vier Privatbahnen zustande- 
gekommen sind®, $ 

Noch früher als Württemberg hat Baden, wo Männer wie N e b e - 
nius und List schon frühzeitig für die verwandten Gedanken des 
Zollvereins und der Eisenbahnen geworben hatten, sich von Anfang 
an für ein Staatsbahnsystem entschieden. Ein von der Regierung zur 
Beratung eines Konzessionierungsantrags für eine Bahn Mannheim— 
Basel einberufener außerordentlicher Landtag beschloß 1838 den Bau 
einer Bahn von Mannheim über Heidelberg bis zur schweizerischen 
Grenze bei Basel auf Staatskosten; die Bahn ist etappenweise 
in den Jahren 1840 bis 1846, und zwar bekanntlich in einer nur von 
Baden gewählten, breiteren Spurweite (1,60 m) als in den übrigen deut- 
schen Staaten, die die englische Spurweite (1,435 m) übernahmen, gebaut 
worden; die letztgenannte Spurweite wurde in Baden erst 1854 einge- 
führt, Eine in den sechziger Jahren eintretende Finanzklemme hat das 
Staatsbahnprizip der Regierung nicht zu erschüttern vermocht; sie hatte 
als Rückwirkung nur die amtliche Feststellung zur Folge, daß Strecken 
mit vorwiegend örtlicher Bedeutung den Interessenten zum Bau zu über- 
lassen seien, während der Betrieb vertragsmäßig dem Staat zustehe. 
Darauf wurden in der Folgezeit nur einige dieser nur lokal wichtigen 
Strecken durch Aktiengesellschaften erbaut®, 

In Sachsen, dessen erste 1837—1839 eröffnete Privatbahn 
Leipzig—Dresden bekanntlich unter führender Beteiligung Friedrich 
Lists zustande kam, beschloß die Regierung 1843 den Bau von Bahnen 
von Dresden und Leipzig aus bis zu den Landesgrenzen als Privatbahnen, 
jedoch unter namhafter Beteiligung des Staates in Form von Aktien- 
übernahmen und Zinsbürgschaften; damit hatte sich die Regierung unter 

1 Wiedenfeld, а.а. О„, S. 56. 

2v, Röll—Hochstetter, а.а. О,, S. 434, 

з Nach v. Röll—Hochstetter, а.а. О., 5. 436, 
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Billigung der Ständeversammlung zunächst für ein gemischtes System 
mit starkem staatlichen Einfluß auf die Verwaltung der Bahnen ent- 
schieden!. Die Mehrzahl der in der nächsten Zeit gebauten Privatbahn- 
linien kam jedoch, zumal in den Jahren 1847—1851, infolge Finanz- 
schwierigkeiten in den Besitz des Staates. In den Jahren 1852—1872 
trat fast nur noch der Staat als Bauherr auf, der sich nach Vollendung 
der wichtigen Durchgangslinien nunmehr auch den lokalen Verkehrs- 
interessen zuwandte, wodurch vor allem die sächsischen Kohlengebiete 
und die Industriegegenden des Gebirges an das Eisenbahnnetz ange- 
schlossen wurden. Die Gründerzeit ließ, wie anderwärts, auch in Sachsen 
zahlreiche Privatbahnen aufschießen, zu deren Anlage kein sachliches 
Bedürfnis vorlag und die nach dem Rückschlag der Jahre 1873—1878 
keine angemessene Rente aufbrachten. Der Staat, der schon während 
dieser Depressionsperiode — zugleich wie Bayern in Reaktion gegen die 
Bismarckschen Reichseisenbahnentwürfe — Privatbahnen weitgehend in 
seinen Besitz brachte, setzte seine Verstaatlichungspolitik 
von 1877 an in verstärktem Maße fort?. 

Von den kleineren Staaten haben sich Hannover, Braun- 
schweig und Oldenburg für ein Staatsbahnsystem entschieden. 
Während Hannover und Oldenburg hierbei blieben, verkaufte 
Braunschweig і. J. 1869 seine Staatsbahn, die erste Deutschlands, 
an private Gesellschaften. Ebenso verfuhr Mecklenburg 1873, wo 
die Bahnen zuerst durch eine 1844 gegründete Privatgesellschaft zu- 
stande gekommen, jedoch bis 1870 vom Großherzog als Privatgut 
erworben waren. Hessen, das sich ähnlich wie die süddeutschen 
Staaten schon 1842 durch Gesetz für die Hauptbahnen zu einem 
Staatsbahnsystem bekannt hatte, konnte auch aus Finanz- 
gründen diesem Grundsatz nicht lange treubleiben und ging bereits 1845 
zu einem gemischten System über, als es sich an der Hessischen 
Ludwigsbahn-Gesellschaft beteiligte, die, ausgehend von ihrer ersten 
Strecke von Mainz nach Worms, später eines der größten und wichtigsten 
Privatbahnnetze in Deutschland mit über 700 km Gesamtausdehnung 
entwickelt hat. 


Die in Elsaß-Lothringen gelegenen Eisenbahnen, die Frankreich 
infolge Zusatzabkommens zum Frankfurter Friedensvertrag nach ihm 
auferlegten Ankauf der auf die Französische Ostbahn entfallenden 
Privatbahnstrecken als reines Staatsbahnnetz dem Reiche hatte 
übergeben müssen, wurden auf Bismarcks Initiative sofort als Reichs- 

1 Nach v. Röll, Enzyklopädie, 8. Bd. (1917), Kittel, Sächsische Eisen- 
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eisenbahnen eingerichtet und verwaltet; ihre Einnahmen flossen in die 
Reichskasse, aus der auch ihre Ausgaben bestritten wurden. Nachdem 
der größere Reichseisenbahnplan Bismarcks an dem Widerstand der 
Mittelstaaten gescheitert war, tat der Kanzler 1879 durch die Bildung 
des besonderen Reichsamtes für die Verwaltung der elsaß-lothrin- 
gischen Bahnen, dessen Leitung an den preußischen Minister für öffent- 
liche Arbeiten, zuerst also an Maybach, übertragen wurde, einen 
Schritt von weitreichender Bedeutung, der besonders auf dem Gebiete 
der Tarifpolitik den preußischen Einflußkreis gewaltig erweiterte, in 
den die süddeutschen Staaten nun oft gegen ihren Willen hineingezogen 
wurden!, 

In österreich, dessen Eisenbahnentwicklung in der heutigen 
Ostmark, dem Sudetenland und dem Protektorat Böhmen und Mähren als 
ein Teil unserer heutigen großdeutschen anzusehen ist, behielt sich die 
Regierung schon 1837 durch Kabinettserklärung das Recht zum Bau 
und Betrieb von Eisenbahnen durch den Staat vor. Gleichwohl wurden 
die ersten Bahnen durch Privatgesellschaften erbaut, für die der Staat 
1838 Konzessionsdirektiven aufstellte. Da bei den ersten in schwierigem 
Gebirgsgelände durchzuführenden Privatbahnbauten namhafte Über- 
schreitungen der Voranschläge das Privatkapital zu weiterer Zurückhal- 
tung veranlaßten?, trat bei den Regierungsstellen schon 1840 eine grund- 
sätzliche Entscheidung für den Staatsbahngedanken ein. Maßgebend be- 
teiligt war dabei der Hofkammerpräsident Freiherr von Kübeck, der 
ein großzügig aufgestelltes staatliches Eisenbahnbauprogramm vorlegte3, 
das Wien u. a. nordwärts über Prag mit der sächsischen Grenze bei 
Bodenbach und nach Süden mit Triest am Adriatischen Meere verbinden 
sollte, Das Programm, nach dem der Privattätigkeit nur der Bau „kleiner, 
kurzer Bahnen, Einästungen in Hauptbahnen“ überlassen bleiben sollte, 
wurde im Hofkanzleidekret vom 23. Dezember 1841 zum Gesetz erhobent, 
Auf von Kübecks Veranlassung wurde schon im Jahre 1845 durch Dekret 
jede weitere Konzessionierung von Privatbahnen ausdrücklich abgelehnt, 
Die hiermit eingeleitete staatliche Eisenbahnpolitik, die „in ihrer weiteren 
folgerichtigen Entwicklung zu einem abgeschlossenen System des Baues 
und Betriebes der Eisenbahnen durch den Staat“ führen mußte®, erfuhr 
jedoch i. J. 1854, als Österreich mit 1766 km über das damals größte 


1 Nach Wiedenfeld, aa, O S. 66. 

з Nach v. Röll, Enzyklopädie, 7. Bd. (1915), у. Röll, Österreichische 
Eisenbahnen, 8. 426 f. und Sommer im Arch. f. Eisenbahnwesen 1938, S. 535. 

з Nach Wiedenfeld, a.a. O, 8. 56f. 

4 Nach у. Röll—v. Röll, а, а. О. 8. 427. 

5 Nach Wiedenfeld, a.a. O., S. 57. 

è Nach у. Röll—v. Röll, а.а. О„ S. 428, 
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Staatsbahnnetz Europas verfügte, einen plötzlichen völligen Umschwung. 
Unter dem Druck einer überspannten Finanzlage verkaufte die Regierung 
in rascher Folge ihre Eisenbahnen und einige staatlichen Güter und Wäl- 
der an eine Finanzgruppe, „die sich unter Führung französischen Kapi- 
tals bildete und unter dem Namen ‚К. К. privilegierte österreichische 
Staatseisenbahn-Gesellschaft‘ um weniger als zwei Drittel des tatsäch- 
lichen Anlagewertes die Staatsbahnen erstand“!. Die nun folgende Zeit 
der „Anwendung des französischen Typus der Privatbahnen mit Staats- 
garantie“? — von 1854 bis 1880 sind grundsätzlich nur Privatgesellschaf- 
ten zugelassen worden? — brachte ein Auf und Ab der Bautätigkeit je 
nach dem Schwanken des Geldmarktes. Nach der Handels- und Börsen- 
krise von 1857 stockte der Eisenbahnbau bis in die Mitte der sechziger 
Jahre, wozu auch die Kriegsereignisse von 1859, 1864 und 1866 beitrugen. 
Nach dem letzteren Krieg kehrte trotz der Niederlage gegen Preußen all- 
mählich das öffentliche Vertrauen in die wirtschaftlichen Verhältnisse 
zurück, wozu die Erschließung mächtiger Kohlenlager in Böhmen, eine 
überaus reiche Getreideausfuhr und das Aufblühen der Industrie bei- 
trugen. Bald stellte sich auch reichliches Kapital sogar ohne staatliche 
Unterstützung zum Bau von neuen Eisenbahnlinien zur Verfügung, die im 
Reichsinteresse nicht unbedingt notwendig waren, sondern aus spekula- 
tiven Gründen — die „Linienkonkurrenz“ wurde auch in Österreich da- 
mals geradezu zum Dogma erhoben — der Rente wegen gebaut wurden. 
Es kam zu einer „zweiten großen Eisenbahnspekulationsepoche“ — die 
erste von 1854 bis 1857 war von wesentlichen Auswüchsen frei geblie- 
ben —5; zu der zweiten hat die Regierung unfreiwillig mit ihrem weit- 
gehenden Garantiesystem beigetragen, das mit der erstmals 1864 der Lem- 
berg-Czernowitzer Bahn zugesagten gesetzlichen Reinertragsgarantie® 
eine für den Staat auf die Dauer untragbare Höhe erreicht hatte, Trotz- 
dem kam es infolge der großen Krise von 1873 nicht nur zu einem völligen 
Stilliegen der privaten Bautätigkeit und zu staatlichen einzelnen Eisen- 
bahnbauten als Notstandsmaßnahme, sondern die Forderungen der mit 
Ertragsgarantie ausgestatteten Unternehmungen „gingen vielfach so weit, 
daß die garantierte Summe nicht nur in ihrer Gänze in Anspruch genom- 
men, sondern daß an die Regierung das Ansinnen gestellt wurde, auch 


1 Kamenicky, J, Die Entwicklung der Eisenbahnen im Protektorat; 
in-„Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen“, Jahrg. 1941, 
Heft 1, S. 3. 

2 Kamenicky, а.а, О. 

з Nach Wiedenfeld, a.a. O., S. 57. 

4 Nach у. Röll—v, Röll, а.а. O., S. 4291. 

5 Nach Sax, a.a. O., S. 479, 

® Nach v. Röll—v. Röll, а. а. 0., S. 429, 
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für den durch die Betriebseinnahmen nicht gedeckten Betrag der Be- 
triebsausgaben aufzukommen“!. Der Staat, der sich schon 1876 gezwun- 
gen sah, mehrere notleidende Bahnen zu übernehmen, und andererseits 
mit den Staatsbahnbauten günstige Erfahrungen gemacht hatte, schaffte 
sich durch das sog. Sequestrationsgesetz von 1877 die gesetzliche Möglich- 
keit, ohne Rücksicht auf bisherige Konzessionsrechte zunächst den Be- 
trieb wirtschaftlich kranker und die Staatsgarantie übermäßig in An- 
spruch nehmender Privatbahnen zu übernehmen, sie im gegebenen Falle 
aber auch zu Vorzugsbedingungen anzukaufen. Mit der „Sequestration“ 
der ersten nach diesem Gesetz behandelten Bahn, der Kronprinz-Rudolf- 
Bahn, am 1. Januar 1880? war Österreich grundsätzlich zum Staatsbahn- 
system zurückgekehrt; tatsächlich hat es sich bis 1906 aus finanziellen 
Gründen mit einem gemischten System begnügt”. 


III. Zur Begründung der Eisenbahnverstaatlichung. 
1. Praktische Beweggründe, 

In der amtlichen Begründung des preußischen Gesetzentwurfs über 
den Erwerb von vier größeren Privatbahnen, den die Regierung am 29. Ok- 
tober 1879 dem Abgeordnetenhause zuleitete, waren als die praktisch be- 
stimmenden Beweggründe für diese erste Verstaatlichungsvorlage der 
hiermit beginnenden Aktion aufgeführt: „die Mißstände, welche der 
Privatbetrieb der Eisenbahnen durch eine große Anzahl verschiedener 
Unternehmungen von zweifelhafter Solidität und beschränkter Leistungs- 
fähigkeit hervorgerufen hat, die Ausnutzung ihrer privilegierten Stel- 
lung dureh die Unternehmer, der oft erfahrene Widerstand gegen ge- 
meinnützige Reformen, die Komplikation und die zumeist willkürliche 
Verschiedenheit in den Verwaltungs- und Betriebseinrichtungen, die Ver- 
worrenheit des Tarifwesens, der Zank und die ungeheure Verschwen- 
dung, welche der erbitterte Konkurrenzkampf der zahlreichen Verwal- 
tungen mit sich bringt“, Nach diesen stark betonten Vorwürfen gegen 
das Privatbahnwesen — sie verraten die temperamentvolle Feder des 
Westfalen Maybach, der in der kommenden Parlamentsdebatte die 
zum geflügelten Wort gewordene Bezeichnung der Börse als eines „Gift- 
baumes“ gebrauchte — werden demgegenüber die günstigen Erfahrungen 
angeführt, die der preußische Staat mit seinen Staatsbahnlinien besonders 
seit ihrer bedeutenden Erweiterung durch die Gebietserwerbungen im 
Jahre 1866 und seit der Herstellung unmittelbarer Verbindungen zwi- 

1v, Röll—v. Röll, а. а. 0., S. 481. 

2 Nach v. Röll—v, Röll, а.а. О. 

3 Nach Sax, а.а. 0., S. 481. 

4 Jungnickel, a. a. O., S, 76. 
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schen dem östlichen und westlichen Staatseisenbahnnetze gemacht habe 
und die „das Staatseisenbahnsystem für Preußen als das unwiderruflich 
gegebene hingestellt und dem sogenannten gemischten System den Raum 
abgewonnen“! hätten. Der jetzige Zeitpunkt, hieß es in der amtlichen 
Begründung weiter, sei für die Durchführung des Staatsbahnsystems be- 
sonders geeignet, „weil die Lage und Aussichten der meisten inländischen 
Bahnen die Verstaatlichung erwünscht erscheinen lassen, während der 
günstige Kredit des Staates das Mittel zu einer für beide Teile vorteil- 
haften Transaktion gewährt.“ Die Ziele der Regierung ließen sich „nicht 
auf dem wenig Erfolg verheißenden Wege der gesetzlichen Reform in der 
staatlichen Aufsicht, sondern nur durch die Beseitigung des Privateisen- 
bahnbetriebes und die Vereinigung aller wichtigen inländischen Bahnen 
in der Hand des Staates erreichen. Die Größe des für die gesamte Ver- 
staatlichungsaktion erforderlichen Finanzbedarfs zwang zu der ein- 
schränkenden Feststellung über die Zeitdauer, daß die vorgesehene 
„sukzessive und planmäßige Erwerbung und Erweiterung“ sich zu- 
nächstnuraufdiewichtigeren Privatunternehmungen erstrecken 
solle, „deren Linien besonders geeignet sind, die Lücken des Staatseisen- 
bahnnetzes zu ergänzen und eine rationelle Verkehrs- und Betriebsleitung 
zu ermöglichen“?, 

H Die Ausführungen der preußischen Begründungsschrift — für 
Sachsen waren damals dieselben Beweggründe, wenn auch mit einigen 
Gradunterschieden, maßgebend — lassen kaum einen Zweifel daran, daß 
die knapp zurückliegenden Erfahrungen der sog. Gründerzeit den wohl 
unmittelbaren Anlaß für die Verstaatlichungsaktionen um das Jahr 1880 
gebildet haben. Es ist andererseits nicht anzunehmen, daß die stark zeit- 
gebundenen und infolge der mit dem Leistungsvergleich zwischen Staats- 
und Privatbetrieben verbundenen Gefahr der einseitigen Beurteilung 
nicht immer absolut gültigen Erfahrungen der Regierungspraktiker für 
sich allein ausgereicht hätten, um bei der großen finanziellen und son- 
stigen Bedeutung des Systemwandels die erforderliche Parlamentsmehr- 
heit für die Regierungsvorlage zusammenzubringen. Man muß sich er- 
innern, daß die Systemfrage: Staats- oder Privatbahnen? schon bald nach 
Entstehung der Eisenbahn aufgetaucht und durch die Jahrzehnte immer 
wieder erhoben worden war. Es ist darum klar, daß die Ergebnisse 
dieses oft unfruchtbaren, mühsamen und doch als Ganzes für die ge- 
schichtliche Entwicklung nicht bedeutungslosen Meinungsstreites den 
schließlichen Ausgang beeinflußt haben. Vor allen Dingen haben aber 
die theoretischen Argumentierungen vor den bereits dargestellten prakti- 


1 Jungnickel, a. a. О. 
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schen Beweggründen das voraus, daß sie, in viel höherem Maße losge- 
löst von Ort und Zeit einer eisenbahnpolitischen Maßnahme, der abso- 
luten Wahrheit näherkommen. Die Ereignisse der Gründerzeit sind heute 
verblaßt, aber die theoretischen Argumente jener Zeit, mögen einzelne 
von ihnen heute auch nicht mehr mit jener Stärke erhoben werden wie 
Ende der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, können auch von dem 
heutigen Eisenbahnpolitiker nicht außer acht gelassen werden. Ihre 
wichtigsten sind daher kurz zu betrachten. In ihrer Gesamtheit sind sie 
„der bei weitem stärkste Beweggrund, aus dem sich die Staatsgewalten 
um das Eisenbahngeschehen gekümmert haben, der in manchen Ländern 
sogar in das Staatsgefüge zurückgeschlagen hat, — die übergroße wirt- 
schaftliche und soziale, militärische und allgemein-politische Bedeutung 
der Bahnen“, 
2. Theoretische Argumente, 


a)DasMonopolargument. 

Der Gedanke, der in der Theorie wohl am meisten zur Tendenz der 
Eisenbahnverstaatlichung beigetragen hat, ist der gewesen, daß der Staat 
den Privatunternehmern mit der Konzessionierung ihrer Bahnen ein 
recehtliches Monopol übertragen habe, das sich sehr bald infolge 
des Fehlens jedes wirksamen Wettbewerbers auch als 
wirtschaftliches Monopol erwiesen habe; in der Ausübung des 
Verkehrsmonopols liege aber eine Hauptquelle wirtschaftlicher 
Macht, die sich in den Händen Privater zuungunsten der Interessen 
der Allgemeinheit äußern und zu schweren Mißbräuchen führen müsse, 
weshalb es die Pflicht des Staates sei, die Eisenbahnen in seinen Allein- 
besitz und in eigene Verwaltung zu übernehmen. Die Gegner dieses 
Gedankens wiesen demgegenüber — besonders unter dem Einfluß der 
bis in die 70er Jahre auch in Deutschland stark verbreiteten Freihandels- 
lehre — darauf hin, daß, wie auf allen übrigen wirtschaftlichen Gebie- 
ten, so auch bei den Eisenbahnen die besten Erfolge nur durch Wett- 
bowerb zu erreichen seien und dieser durch die Verstaatlichung ja gerade 
ausgeschaltet würde; die Interessen der Allgemeinheit könnten aber eben- 
sogut durch zweckmäßige Ausgestaltung der staatlichen Aufsicht ge- 
wahrt werden, die übrigens in Deutschland von Anfang an sehr weit- 
gehend gewesen sei. 

Im Preuß. Eisenbahngesetz von 1838 waren beide später so gegneri- 
schen Anschauungen vereinigt, und zwar de Monopolverleihung 
im $ 44, der den Bau von Parallelbahnen auf 30 Jahre untersagte — eine 
tatsächliche Feststellung des Eisenbahnmonopols des Reiches hat später 


1 Wiedenfeld, а.а.0,, 5. 8f. 
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erst die Weimarer Verfassung in ihrem Art. 94 gebracht — und der 
Konkurrenzgedanke im $ 27 des alten Eisenbahngesetzes, womit 
Preußen die „Konkurrenz auf der Schiene“ theoretisch zuließ, ein Ge- 
danke, der sich wegen unhaltbarer technischer und betrieblicher Voraus- 
setzungen in Deutschland nicht verwirklicht hat. An den Wettbewerb 
anderer Verkehrsmittel hat der frühe preußische Gesetzgeber nicht ge- 
dacht, konnte er wohl auch nicht (Ацќо!). Der Binnenschiff- 
fahrtsverkehr aber war 1838 noch recht unbedeutend; er konnte erst 
mit der systematischen, große Kosten erfordernden Stromregulierung 
gegen Ende des 19. Jahrhunderts in Deutschland wesentlichen Umfang 
annehmen, ohne jedoch bei seiner Beschränkung auf wenige Verbindun- 
gen, auf bestimmte, für eine längere Beförderungsdauer unempfindliche, 
weil vertretbare Massengüter und auf die frostfreie Jahreszeit je als ern- 
ster Wettbewerber der Eisenbahnen auftreten zu können. 

Als Gegengewichte des Monopols waren schon in das Eisenbahn- 
gesetz von 1838 der Beförderungszwang und die Gleichbe- 
handlungspflichteingebaut, die jedoch den Monopolcharakter der 
Eisenbahnen nicht aufheben konnten, vielmehr die Funktion von „Sicher- 
heitsventilen“ ausübten. 

Selbstverständlich bleibt der Grad des Monopols unverändert, ob 
der Staat oder ob Privatunternehmungen die Eisenbahnen in der Hand 
haben, aber trotz der Möglichkeit eines Monopolmißbrauchs durch den 
Staat ist doch die tatsächliche Gefahr einer Ausbeutung des Monopols 
durch den Staat gering, weil er damit auf die Dauer gegen seine eigenen 
Interessen, die im Wohl der Allgemeinheit begründet liegen, verstoßen 
würde, 

Wie schon angedeutet, ist die im Anfang des Eisenbahnzeitalters 
erwartete Konkurrenz auf der Schiene ausgeblieben. Die Vertreter der 
Freihandelsschule — in Deutschland in den sechziger und siebziger Jah- 
ren des 19. Jahrhunderts besonders O. Michaelis, im Ausland 
Faucher und Prince-Smith! — haben mehr die „Linienkonkur- 
renz“ vertreten. Zwar konnten sie kaum übersehen, daß ein Wettbewerb 
mehrerer dieselben Orte auf genau demselben Wege verbindenden Linien 
unwirtschaftlich und verschwenderisch sein müsse; später hat Sax ein- 
mal dargestellt, daß nach jener Theorie von der Linienkonkurrenz da, wo 
jetzt ein Frühzug ein gewisses Transportbedürfnis befriedige, nun vier 
Konkurrenten vier Züge, wenn auch in gewissen Zeitintervallen, ablassen 
würden; wenn: man schon darüber hinweggehe, daß bei auch nur geringer 
zeitlicher Ungleichheit der Abfahrzeiten der zuletzt abgehende Zug tat- 

1 Nach у. Röll, Enzyklopädie, 10. Bd, (1923), у. d. Leyen, Wettbewerb, 
а.а. О., S. 372, 
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sächlich vielleicht kaum noch dem zuerst abgehenden Zug Konkurrenz 
mache, so müßten doch jedenfalls für denselben Zweck, der bisher etwa 
mit einer Lokomotive und mit zehn Wagen erreicht worden sei, nunmehr 
vier Lokomotiven mit vielleicht zwanzig Wagen und entsprechend mehr 
Betriebspersonal eingesetzt werden. Dieses kurze Beispiel genüge, um zu 
zeigen, „daß der Konkurrenzbetrieb eine namhafte Erhöhung der Anlage- 
kapitalien und der Betriebskosten bedeuten würde, und zwar in um во 
höherem Grade, je mehr Konkurrenz vorhanden wäre"), 

Die Konkurrenzanhänger haben daher die Linienkonkurrenz schließ- 
lich hauptsächlich als „Wettbewerb zwischen den Knotenpunkten“ ver- 
fochten, d.h. die konkurrierenden Bahnen sollten sich nur an den wich- 
tigen Knotenpunkten, etwa dem Anfangs- und dem Endbahnhof und zu- 
treffendenfalls an einem oder mehreren dazwischen liegenden Orten be- 
rühren, jede aber in ihrem Betrieb bestrebt sein, „mit Hilfe von Beförde- 
rungserleichterungen möglichst viele Transporte auf ihre Linien zu 
ziehen und der anderen Linie abzunehmen“*. Diese Theorie nahm also in 
Kauf, daß bei diesem Bahnsystem eine Reihe von Plätzen übrigblieb, die 
unter sich nur mit einer Eisenbahn verbunden waren, auf deren Verkehr 
daher der Wettbewerb ohne Einfluß blieb, was zu unerwünschten Tarif- 
disparitäten führen mußte. Wichtig ist aber vor allem, daß nach den 
damals noch unbekannten Preisgesetzen des Verkehrs, die auch erst auf 
Sax zurückgehen, beim Verkehr ein wirklicher Wettbewerb, d.h. ein freier 
Zu- und Abgang von Anbietern von Beförderungsleistungen zur Wieder- 
herstellung des normalen Preises wegen des überaus hohen Anteils der 
fixen Kosten— anders als in der sonstigen Wirtschaft mit Ausnahme der 
Schwerindustrie — und außerdem wegen der gesetzlichen Bestimmungen, 
die eine Betriebsschließung der Eisenbahn verbieten oder zum mindesten 
äußerst erschweren, nicht möglich ist. Es hat sich daher bei den vorge- 
kommenen Konkurrenzlinien der schon von Rob. Stephenson aufge- 
stellte Grundsatz bewahrheitet: „Da, wo Verschmelzung möglich ist, ist 
Wettbewerb unmöglich“, Derartige Linien haben sich über kurz oder 
lang verständigt und dann nicht nur die infolge vorübergehenden Knoten- 
punktwettbewerbs ermäßigten Tarife beseitigt, sondern, nachdem sie 
Alleinherrscher geworden waren, die Tarife erhöht. Das Endergebnis der 
„Konkurrenz“ ist daher, wie zumal die zahlreichen Fusionen der siebziger 
Jahre bewiesen haben, ein Monopol in privatkapitalistischer Hand, und 
so war es klar, daß das Monopolargument eine starke Beweiskraft für die 
Verstaatlichung der Privateisenbahnen stets und überall ausgeübt hat. 


1 Sax, а.а. 0., 8.88. 
ae Röll—v. d, Leyen, a.a O., 8.372. 
зу. Röll—v. d. Leyen, a, a. 0., S. 373. 


Entwicklung des Gedankens der Verstaatlichung der Eisenbahnen usw. 899 


b) DasKapitalargument. 

Ein zweiter allgemein wirtschaftlicher Grund, der für die Verstaat- 
lichung der Eisenbahnen ins Feld geführt wurde, bezog sich auf die 
Frage der Beschaffung und Verzinsung des im Eisenbahnunternehmen 
investierten Kapitals. Die Beweisführung war etwa folgende: die vom 
Streben nach Dividende geleiteten Privatbahngesellschaften seien zwar 
bereit, die rentablen Linien auszubauen; für den Ausbau der im Landes- 
interesse erwünschten, minder ertragreichen oder gar ertraglosen Linien 
sei das Privatkapital entweder gar nicht oder doch nur mit staatlichen 
Kapitalhilfen (Subventionen) oder mit Kapitalertragsgarantien (Zins- 
bürgschaften) zu gewinnen. So bleibe dem Staat die undankbare Aufgabe, 
die unrentablen Linien selbst auszubauen und zu betreiben. Bei diesem 
Verfahren bringe der Staat große Opfer, ohne im Falle der Kapitalhilfe 
oder Ertraggarantie entsprechenden Einfluß auf die Betriebsführung 
auszuüben, um die Opfer in niedrigen Grenzen zu halten, während ihm 
bei seiner Beschränkung auf den Ausbau der unrentablen Linien keine 
Überschüsse zur Verfügung ständen, um damit ausgleichend die ihm als 
Hüter der Volkswohlfahrt gleichfalls anvertrauten, weniger dicht besie- 
delten, meist landwirtschaftlichen Bezirke durch Bahnlinien weiter zu 
erschließen und zu fördern. 

Was zunächst die Kapitalbeschaffung angeht, so kann hier mit Sax 
die nach ihm für die Gesamtheit der Argumente getroffene Feststellung 
angewandt werden, „daß die Entscheidung nur für den konkreten Fall 
unter Anbetracht aller einschlagenden tatsächlichen Umstände zu ge- 
winnen ist, wobei im allgemeinen unter der Voraussetzung wohldurch- 
geführter Regelung des Privatbahnwesens Pro und Contra sich auf- 
wiegen dürften“!. 

Nun war aber für deutsche Verhältnisse die Kapitalbeschaffungs- 
angelegenheit eine „heikle Frage“*. Zwar hatten sich beim Aufkommen 
der ersten Bisenbahnbaupläne die deutschen Staaten bereits etwas von 
der schweren wirtschaftlichen Erschöpfung infolge der napoleonischen 
Kriege erholt, und „man brauchte wenigstens nicht mehr, wie unmittel- 
bar nach den Freiheitskriegen, in England zu gewaltig hohen Zinsen 
Staatsanleihen aufzunehmen, um die dringendst nötigen Aufbaumateria- 
lien des Auslands über die eigenen Ausfuhrerlöse hinaus bezahlen zu 
können“", Aber für Neuerrichtung von Privatunternehmungen großen 
Stils (wie außer den Eisenbahnunternehmungen auch die damals auf- 
kommenden Gasgesellschaften und später die Tiefbaubetriebe des Berg- 


1 Sax, а.а. О, 8.155. 
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baus) war man in Deutschland noch auf einige Jahrzehnte, wenn auch 
in sinkendem Maße, auf ausländische Kapitalbeteiligung angewiesen, so 
daß die Lokomotiven bis in die vierziger Jahre fast nur aus England 
und Belgien bezogen werden konnten, „was bekanntlich bis zum heutigen 
Tage in der merkwürdigen, krummziffrigen und technisch unbequemen 
Spurweite der deutschen Schienenwege (1,435 m) sich auswirkt"1, Bei 
diesen wirtschaftlich engen Verhältnissen, die im Altreich erst nach dem 
Kriege von 1870/71, zum Teil infolge der französischen Kriegsentschädi- 
gung, eine Besserung erfuhren, konnte der Staat infolge des ihm im 
Auslande bei geordneter Finanzführung zustehenden vergleichsweise 
hohen Kredits auf die Dauer allein die für die damalige Zeit großen 
Geldmittel aufbringen, die zum Bau eines systematisch zusammenhän- 
genden Eisenbahnnetzes — mit zusammenhanglosen Einzellinien war ja 
für keinen Staat ein nennenswerter Erfolg zu erzielen — erforderlich 
waren. Wir sahen, daß selbst in Preußen, wo in den ersten Jahren in- 
folge einer in der Person des alten Monarchen begründeten Verfassungs- 
schwierigkeit keine Staatsanleihen aufgenommen werden konnten und 
deshalb das Privatkapital im Eisenbahnbau allein stand, der neue König 
Friedrich Wilhelm IV. aus eigener Initiative schon 1842, als erst 587 km 
Eisenbahnen in Preußen gebaut waren, die erste erhebliche Finanzhilfe 
des Staates durchsetzte, ohne die das Eisenbahnwesen in den Anfängen 
steekengeblieben wäre. Schon nach weiteren sieben Jahren (1847) aber 
trat die Notwendigkeit an den Staat heran, die kleine, aber staatspolitisch 
wichtige Saarbrückener Bahn zwischen Forbach und Neunkirchen und 
die politisch ebenfalls hochwichtige Ostbahn von Kreuz nach Königs- 
berg wegen Zurückhaltung des Privatkapitals selbst zu bauen. 


Wie diese Fälle zeigten, „hat sich der Enthusiasmus, mit dem in 
den dreißiger Jahren das Privatkapital für einige Bahnen sich bereit- 
gefunden hat, sehr bald in ein starkes Mißtrauen gewandelt, das nach 
staatlichen Garantien der Rente rief“, Tatsächlich haben gerade die 
bei den verschiedenen Formen der Zinsbürgschaften vorgekommenen 
Mißbräuche dem Ansehen der Privatbahngesellschaften ungeheuer ge- 
schadet, die dieses System in Österreich in den siebziger Jahren schließ- 
lich bis zum Verlangen einer vollen Ausgabengarantie durch den Staat 
gesteigert ћареп?. Von so schweren Auswüchsen sind wir im Altreich 
zwar verschont geblieben, doch hat auch hier dieses im Anfang wegen 
des Fehlens jeder zur Auslastung der hohen fixen Kosten erforderlichen 


1 Wiedenfeld, а.а. 0., 5.14, 

2 Wiedenfeld, а.а.О., 5.8. 

з Nach у. Röll, Enzyklopädie, 7. Bd. (1915), у. Röll, Österreichische 
Eisenbahnen, 8. 481. 
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Massenhaftigkeit des Verkehrs berechtigte System nach und nach zu 
Übertreibungen geführt. Abgesehen von der damit verbundenen Schädi- 
gung des Ansehens haben die Privatbahnen durch die Gewöhnung an 
die staatliche Ertragsgarantie einen starken Verlust an innerer Kraft 
erlitten, so daß sie sich schließlich von der durch den Staat gelenkten 
Entwicklung treiben lassen mußten. Als die Verstaatlichungsaktionen 
Ende der siebziger Jahre einsetzen, hatten die Privatbahnen ihre 
früher führende Rolle auf betriebsregelndem, tarifarischem 
usw. Gebiet bereits an die Staatsbahnen abgegeben, 


c) Das staatssozialistische Argument. 

Soweit es vom Staat erwartet, daß er als Bahnunternehmer nicht 
nach Dividendengesichtspunkten wie die Privatbahngesellschaften, son- 
dern unter Verzicht auf große Überschüsse nach sogen. gemeinwirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten die Eisenbahnen betreiben würde, 
berührt sich dieses Argument mit dem vorigen, und es gilt das oben 
Gesagte, Darüber hinaus erhofften die meist der Parteipolitik ange- 
hörenden Verfechter des staatssozialistischen Arguments, daß der Staat 
als Arbeitgeber des großen Heeres von Beamten und Arbeitern der ver- 
staatlichten Eisenbahnen in viel höherem Maße als die Privatbahnen 
sozial befriedigende Verhältnisse für seine Arbeitnehmer schaffen würde, 
während er gleichzeitig durch Ersparnisse an der Bezahlung der leiten- 
den Beamten den Betrieb verbilligen würde; die Sozialdemokraten er- 
warteten wohl auch, daß die Verstaatlichung der Eisenbahnen nur ein 
erster Anfang zu einer weitergehenden „Sozialisierung“ sein würde. 

So einleuchtend diese Gedanken in der Verstaatlichungszeit infolge 
der nicht weit zurückliegenden Spekulationsauswüchse der Gründerjahre 
für viele gewesen sein mußten, ist es doch fraglich, ob sie auf die Re- 
gierungen selbst ausschlaggebend gewirkt haben. Zwei Jahre nach der 
ersten Bismarckschen Verstaatlichungsvorlage richtete Kaiser Wilhelm I. 
die berühmte Kaiserliche Botschaft vom 17. November 1881, zugleich mit 
den Vorlagen über eine großzügige Sozialversicherung der deutschen 
Arbeiter, an den Reichstag. Die Gesetzgebung hierüber, die mit dem 
Krankenversicherungsgesetz vom 15. Juni 1883 begann und unter wieder- 
holter Abänderung desselben erst im Jahre 1899 die Invalidenversiche- 
rung und 1900 die Unfallversicherung gebracht hat, hatte den Versiche- 
rungszwang zur Grundlage und beteiligte die Arbeitgeber, gleichgültig 
ob Staat oder Privatunternehmer. Insofern sind die Hoffnungen jener 
Staatssozialisten, die von der Staatseisenbahnverwaltung eine führende 
soziale Leistung erwarteten, durch die geschichtliche Entwicklung hin- 
fällig geworden. Auch in der Gehalts- und Lohnfrage war die Staats- 
bahnverwaltung weitgehend abhängig von den jeweiligen Verhältnissen 
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in der Wirtschaft, an deren Verhältnisse sie zur Vermeidung einer Zer- 
rüttung des Arbeitsmarktes sich anzupassen durch ihre Verantwortung 
und durch allgemeinstaatliche Vorschriften gezwungen war. Dies hin- 
derte nicht, daß die Staatsbahn (in Preußen, aber ähnlich in den anderen 
Ländern und erst recht die spätere Reichsbahn) infolge ihrer durch die 
Größe des Betriebes ermöglichten umfassenden Mittel für soziale Neben- 
zwecke (freiwillige Zusatzversicherungen, Kinderheime, Waisenhort, 
Vereine für berufliche Ertüchtigung und Erholung und vieles andere 
mehr) schon immer eine wertvolle Ergänzung des zahlenmäßig zu er- 
fassenden Lohnes oder Gehaltes geboten hat. Schon 1892 haben die 
Preußisch-Hessischen Staatsbahnen den Versuch gemacht, „mit Hilfe 
von Arbeiterausschüssen eine Brücke über die sich immer mehr erwei- 
ternde’soziale Kluft zu schlagen“, und wenn dieser 1905 noch erweiterte 
Versuch außerhalb der Staatsbahn kaum bekannt geworden ist, so ist 
auch dies nur ein Beweis mehr für die Tatsache, daß auch der Staats- 
bahnrahmen für die Lösung des viel umfassenderen sozialen Problems 
zu klein wart. 

Das große Maß der geleisteten Teilarbeit jedoch hat der Führer 
und Reichskanzler Adolf Hitler selbst bei der Hundertjahrfeier der 
ersten deutschen Eisenbahn am 7. Dezember 1935 in Nürnberg an- 
erkannt, indem er „die Eisenbahn, so wie sie sich in 
Deutschland entwickelt hat“, als „das erste ganz 
große sozialistische Unternehmen gegenüber den Ge- 
sichtspunkten der Vertretung rein kapitalistischer Einzelinteressen“ be- 
zeichnete?. 

d) Das militärische Argument. 

Es hat schon in Friedr. Lists Beweisführung für die Notwen- 
digkeit eines geschlossenen deutschen Eisenbahnsystems eine große Rolle 
gespielt, und es ist bezeichnend für seine Beurteilung der künftigen mili- 
tärischen Entwicklung der deutschen Staaten, daß er den Bisenbahnen 
den größten Wert für das in der Verteidigung befindliche Land beimaß*, 
Daß er hierin nicht fehlging, hat der vorzügliche Gebrauch, den die 
Franzosen 1870/71 von ihren auf mehrere große Privatgesellschaften 
verteilten Eisenbahnen gemacht haben‘, gezeigt, wobei unbestimmt ist, 
inwieweit hierbei der rein strategische Vorteil der sogen. „inneren Linie“ 
mitgewirkt hat. 

1 Nach Remy, а.а.0., 8.7. 

2 Nach Die Reichsbahn, Amtliches Nachrichtenblatt der Deutschen 
Reichsbahn und der Reichsautobahnen, 1935, Heft 50/51, S. 1276. 

3 Nach Forschepiepe, a.a.0,, S. 1291, 

4 Nach Remy, а.а. 0., 8.7. 
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War unter den militärischen Fachleuten der preußische General 
und Festungsbauer Aster anfangs der vierziger Jahre noch von großer 
Skepsis über den militärischen Wert der Eisenbahn erfüllt, so hat schon 
damals der spätere Schlachtenlenker, der damalige preußische General- 
stabsmajor Helmuth von Moltke, der 1840 nach längerer Betätigung 
als Militärinstrukteur der Türkei von dort zurückkehrte, sich offen zu 
dem neuen Verkehrsmittel bekannt; er trat alsbald in den Verwaltungs- 
rat der Berlin-Hamburger Eisenbahn ein und behandelte in der Presse 
die Frage: „Welche Rücksichten kommen bei der Wahl der Richtung 
von Eisenbahnen in Betracht?“!, Als Bismarck 1876 im preußischen 
Staatsministerium seinen Reichseisenbahnplan erörterte, stieß er zwar 
auf die kühle Gegnerschaft des Finanzministers O. Camphausen, jedoch 
außer dem Landwirtschaftsminister sprach sich der damalige Kriegs- 
minister von Kameke „mit größter Entschiedenheit und Wärme für 
die Bejahung dieser Frage“ ацв?. 

Die eigentlichen militärischen Pläne bei dem Bau von Eisenbahn- 
linien sind naturgemäß der Öffentlichkeit unbekannt geblieben. Trotz- 
dem sickerte z. B. bei der 1872 von der preußischen Regierung geplanten 
Bahnlinie Berlin—Wetzlar, die selbständig ohne Anlehnung an bisherige 
Bahnstrecken gebaut werden sollte, durch, daß sie als strategische 
Aufmarschbahn gedacht sei, und im Volksmund ist sie denn auch 
unter dem Namen „Kanonenbahn“ bekanntgeworden. In dem ablehnenden 
Bescheid, den Mitte 1872 der Handelsminister auf ein Gesuch eines 
Frankfurter Vereins um Konzessionierung einer „directen“ Eisenbahn 
von Berlin nach Frankfurt a. M. erteilte, war freilich der Plan Berlin— 
Wetzlar dahingehend beschrieben, daß „die Regierung die Herstellung 
einer directen Verbindung zwischen dem östlichen und westlichen Staats- 
bahncomplex und damit auch zwischen Berlin und Frankfurt a. M. für 
Staatsrechnung“® beabsichtige. Da die Staatsbahn Berlin—Wetzlar später 
ihre Fortsetzung über Koblenz und Trier nach Diedenhofen erhielt‘, was 
insgesamt die „Berlin-Metzer Bahn“ ergab, war die Volksmeinung glän- 
zend bestätigt. 

Am Rande des militärischen Arguments bleibt noch die Militär- 
anwärterfrage zu erwähnen, Mit der ständigen Heeresvermehrung 
wurde das Problem der beruflichen Unterbringung der langgedienten 
Soldaten des Unteroffizierstandes von Jahr zu Jahr schwieriger. Bei 

1 Nach Hundert Jahre deutsche Eisenbahnen, S. 32. 

2 Nach Jungnickel, а.а, О., 8.53. 

3 Haas, Aus den „Gründerjahren“ der deutschen Eisenbahngeschichte 
(Berlin-Frankfurter Eisenbahnprojekt 1872 und Berlin-Wetzlarer Bahn 1877 bis 
1880); in „Deutsche Reichsbahn“, Jahrg. 1941, Heft 10/11. 8. 85. 

4 Nach Haas, а.а. O., 8.87. 
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der Bismarckschen Verstaatlichungsaktion ist diese Frage zweifellos 
nicht unberücksichtigt geblieben. Die Preußischen Staatsbahnen wie 
auch die Bahnen der übrigen Staaten und später die Deutsche Reichs- 
bahn haben einen ansehnlichen Teil der Militäranwärter aufgenommen. 


e) Das politische Argument, 

Wir sahen bereits, daß Bismarck über den mißglückten Reichs- 
eisenbahnplan zur Verstaatlichung der preußischen Privateisenbahnen 
gekommen ist. Man kann daher wohl annehmen, daß für ihn wenigstens 
das politische Argument das zwingendste für seine Eisenbahnpolitik seit 
1873 gewesen ist. Wie sehr politische Faktoren den Kanzler zum An- 
hänger des Staatsbahngedankens gemacht haben, zeigt seine Rede, die er 
im Abgeordnetenhaus am 26. April 1876 zur Einführung der Gesetzes- 
vorlage über den Verkauf der preußischen Bahnen an das Reich gehalten 
hat. Nachdem er Klage über die außerpreußischen Bundesregierungen 
geführt hatte, die ihre durch die Reichsverfassung übernommene Ver- 
pflichtung, die deutschen Bahnen im Interesse eines einheitlichen Ver- 
kehrs verwalten zu lassen, nicht ernst genommen hätten, schilderte er 
den politischen Zustand Deutschlands vom eisenbahngeographischen 
Standpunkt aus mit klassischen Worten: „Wir sind in bezug auf den 
Eisenbahnverkehr in eine Lage geraten, wie sie sonst seit dem Mittel- 
alter Deutschland nicht eigentümlich war. Wir haben in ganz Deutsch- 
land, glaube ich, dreiundsechzig verschiedene Eisenbahnprovinzen, das 
ist fast zu wenig gesagt, sie sind selbständiger als Provinzen, Eisenbahn- 
territorien möchte ich sagen, von denen vielleicht vierzig auf Preußen 
kommen werden. Jede dieser territorialen Herrschaften ist nun mit den 
mittelalterlichen Rechten des Stapelrechtes, des Zoll- und Geleitwesens 
und Auflagen nach Willkür zugunsten ihres Privatsäckels ausgerüstet, 
ja selbst mit dem Fehderecht...“ Man könne ihm ja nun sagen, er habe 
doch von sich aus die Möglichkeit, alle die von ihm für nötig gehaltenen 
Reformen des Eisenbahnwesens in Preußen durchzuführen, aber Preußen 
stände in einem Reichsverbande und unter der Herrschaft der Reichs- 
verfassung; darum aber habe er es für seine Pflicht erachtet, „zuerst 
die Macht des Reiches und nicht die eines Großpreußentums zu er- 
streben“! ... „Die Eisenbahnen sind aber nach meiner Überzeugung viel 
mehr für den Dienst des Verkehrs, als für den Dienst der Finanzen be- 
stimmt“?, In anderen Reden hat Bismarck vom Raubrittertum der 
Privatbahnen gesprochen und „von der Unmöglichkeit, eine sachgemäße 
Schutzzollpolitik zu betreiben, so lange die Privatbahnen durch ermäßigte 


1 Jungnickel, a.a. 0., 8.58. 
2 Wiedenfeld, а.а, O., S. 67. 
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Einfuhrtarife die Preiswirkung jedes Zolls hinfällig machen könnten. 
Eine gemeinwirtschaftliche Tarifbildung war also das Hauptziel, das er 
erreichen wollte“!. 

Tatsächlich erwies sich der Partikularismus mehr noch der Bundes- 
staaten als der Privatbahnen als größtes Hindernis für die Erreichung 
der materiellen Tarifeinheit, die erst endgültig mit dem Übergang der 
Länderbahnen auf das Reich i, J, 1920 verwirklicht werden konnte, nach- 
dem 1877 mit dem vom Bundesrat gebilligten Reformtarif nur die for- 
male Tarifeinheit, d. h. ein einheitliches Tarifschema, zustande gekom- 
men war. 

Der wichtige Gegenpol des „Staates“ ist nach heutiger deutscher 
Auffassung das „Volk“ als die naturgegebene Einheit der deutschen 
Stämme. Aus geschichtlichen und politischen Gründen fehlte selbst nach 
dem deutschen Einigungskrieg von 1870/71 noch das Zusammengehörig- 
keitsgefühl der deutschen Menschen der verschiedenen Landschaften, 
und von oben, wo man das „Volk“ mehr als Objekt der staatlichen Maß- 
nahmen ansah, wurde zur Beseitigung der Gegensätze zwecks Erhaltung 
der einzelnen Dynastien möglichst wenig getan. Kein Wunder, daß wir 
in den Amtsstücken und Reden der Verstaatlichungszeit so wenig oder 
nichts von dem Zweck der Eisenbahnen — und der übrigen Verkehrs- 
mittel — finden, den deutschen Menschen die deutschen Lande zu er- 
obern, die einzelnen Stämme nicht nur in Kriegszeiten im Waffenrock, 
sondern auch einmal in frohen Urlaubstagen einander näherzubringen. 
Dazu war freilich ein Gesinnungswandel nötig, wie ihn erst das Jahr 
1933 in die Amtsstuben hat durchbrechen lassen. Für die damalige Zeit 
aber ist ein vonWiedenfeld angeführtes Beispiel bezeichnend: „Es 
ist ja bekannt, daß der deutsche Nordosten seinerzeit über die Reichs- 
gründung in seinen führenden Schichten nichts weniger als begeistert 
war; und bis in die Gegenwart hinein pflegte der östliche Preuße von 
seiner ‚Reise ins Reich‘ zu sprechen, wenn er auch nur nach Berlin oder 
gar weiter nach Westen oder Süden fahren wollte. Das war gewiß ein 
Zeichen sehr bewußten Preußentums, ist aber in seiner Einseitigkeit 
nicht zuletzt dadurch erhalten und gefördert worden, daß die östlichen 
Provinzen erst sehr spät durch Eisenbahnen an das übrige Deutschland 
angeschlossen und auch nur sehr langsam mit einem wirklichen Netz 
von Schienenwegen ausgestattet worden sind", 


1 Wiedenfeld, a, a. 0O., S. 67. 

2 Wiedenfeld, K. Die Eisenbahnen im Rahmen staatlicher Politik; 
in „Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Bisenbahnverwaltungen“, Jahrg. 1941, 
Heft 18, S. 244. 
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Damals hat der preußische Staat diese Aufgabe angreifen müssen, 
wenn er auch nicht allein und nicht in der Hauptsache die volkstüm- 
lichen Bindungen fördern wollte; in ihrem Endergebnis aber haben die 
Eisenbahnen, wie sie in ihren verstaatlichten Formen nun einmal er- 
standen sind und zu einem planmäßigen Netz ausgebaut wurden, wie 
der Deutsche Zollverein, mit dem sie bei ihrer ersten Gründung so 
mannigfache Berührungspunkte hatten, dem politischen Schlußakt, der 
Niederlegung der deutschen Ländergrenzen von 1934, wirksam vorge- 
arbeitet. 


IV. Die Durchführung der Verstaatlichung. 
1. In Preußen. 

Am 20. Dezember 1879 erlangte die vielumstrittene erste preußische 
Gesetzesvorlage über die Verstaatlichung von vier Privatbahnen nach An- 
nahme durch das Abgeordnetenhaus und Zustimmung des Herrenhauses 
Gesetzeskraft. Es handelte sich um die Berlin-Stettiner, die Magdeburg- 
Halberstädter, die Hannover-Altenbekener und die Köln-Mindener Eisen- 
bahngesellschaft, deren Verstaatlichung nach Annahme des Staatsange- 
botes durch die Gesellschaften nun rasch vonstatten ging. 

Die Mehrzahl der in den folgenden Jahren zustande gekommenen 
Verträge war in der Weise abgeschlossen, daß der Staat die sämtlichen 
Verbindlichkeiten der Bahnen übernahm, den Aktionären einstweilen eine 
feste Rente zahlte und sich verpflichtete, bei Erwerb des Eigentums die 
Aktien gegen eine bestimmte Summe von preußischen Staatsschuldver- 
schreibungen (Konsols) umzutauschen. Bei einzelnen Bahnen erfolgten 
der Eigentumserwerb und der Umtausch der Aktien in Konsols sofort, 
andere erhielten neben der Rente noch eine feste Zuzahlung. Die Verwal- 
tung aller Bahnen übernahm der Staat sogleich für eigene Rechnung”. 

Die Verstaatlichungsvorlagen folgten sich nun in verhältnismäßig 
kurzen Zwischenräumen. Die Aussprachen im Abgeordnetenhaus wurden 
ständig ruhiger, zumal durch ein Garantiegesetz von 1882, das die Regie- 
rung als Preis für die erste Verstaatlichungsvorlage hatte bewilligen 
müssen, die Tilgung der Staatseisenbahnkapitalschuld und deren Verzin- 
sung aus den Eisenbahnüberschüssen, die zudem noch einen Betrag von 
2200000 Mark zum allgemeinen Staatshaushalt erbringen mußten, zu- 
friedenstellend geregelt waren, In Wirklichkeit konnten weit höhere 
Summen für allgemeine Staatszwecke verwendet werden, da der Gesamt- 
überschuß mit fortschreitender Verstaatlichung stetig wuchs; hatte er 
i.J. 1880 bei einer Bahnlänge von 11 244 km rund 159 Millionen Mark be- 

A Nach v, Röll, Enzyklopädie, 8. Bd. (1917), v. d. Leyen, Preußische 
Eisenbahnen, 8. 121. 
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tragen, so erreichte ег i. J. 1891 bei einer Bahnlänge von 25 120 km die 
Höhe von rund 318 Millionen Mark!; für die in dieser Zeit (bis 1891) 
verstaatlichten rund 14 000 km Privatbahnen hatte der Staat ungefähr 
Ze Milliarden Mark aufgewendet?. 

Schon 1885 war die Macht der großen Privatbahngesellschaften 
durch deren Verstaatlichung gänzlich beseitigt, und die Verstaatlichungs- 
vorlagen wurden in den Jahren bis zum Weltkriege immer seltener. 
Schließlich blieb nur eine einzige Privatbahn von Bedeutung für den gro- 
ßen Durchgangsverkehr übrig, die Lübeck-Büchener Eisenbahn zwischen 
Hamburg und Lübeck, die sich bis zu ihrer Verreichlichung am 1. Januar 
1938 ihre Selbständigkeit bewahren konnte”. 

Das Ausmaß der preußischen Verstaatlichung erhellt aus folgender 
Übersicht: 

In Preußen entfielen: 


auf vom Staat 
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Ein Ereignis, das nur lose mit der Verstaatlichungsfrage zusammen- 
hing, aber seine größere Bedeutung als politisch wichtiges Vorspiel 
einer künftigen Verreichlichung hatte, war der Abschluß eines Staats- 
vertrages zwischen Preußen und dem Großherzogtum Hessen 
am 21. Juni 1896 über die Vereinigung der beiderseitigen Staats- 
bahnen zu einer preußisch-hessischen Betriebsgemeinschaft, den damit 
geschaffenen „Preußisch-Hessischen Staatseisenbahnen“. Den Anlaß zu 
den vorangegangenen langjährigen Verhandlungen, die zu diesem Ab- 
schluß führten, hatte die Notwendigkeit gebildet, die damals größte 
deutsche Privatbahn, die 693 km lange HessischeLudwigsbahn, 
deren Strecken einer einheitlichen Verkehrsführung im Rhein-Main- 
Gebiet hindernd im Wege standen und zum größeren Teil auf hessischem, 
zum kleineren auf preußischem Gebiet lagen, zu verstaatlichen. Sie wurde 
im Rahmen des erwähnten Staatsvertrages auf gemeinsame Ko- 
sten der beiden Vertragsstaaten angekauft. Außer ihr ist als weitere 
das vereinigte Staatsbahnnetz ergänzende Bahn auf Grund eines außer- 

з Nach Jungnickel, а.а, O., 8.100. 

2 Nach Jungnickel, а.а. О, 8.92. 

3 Nach Hundert Jahre deutsche Eisenbahnen, S. 37. 

4 Nach у. Röll —v. d. Leyen, а.а. О., 8.126. 
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dem mit Baden als Vertragspartner abgeschlossenen Staatsvertrages 
vom 14. Dezember 1901 auch die Main-Neckar-Bahn aufgenommen 
worden, 


2. In den übrigen deutschen Staaten. 

Wenn wir von den Ausnahmeverhältnissen in den auch politisch 
eine Sonderstellung einnehmenden Gebieten Österreichs und der vom 
bayerischen Mutterlande getrennt gelegenen Rheinpfalz zunächst ab- 
sehen, so war, wie der geschichtliche Überblick zeigte, die Verstaat- 
lichung der durchweg als Staatsangelegenheit angesehenen Hauptbahnen 
hier beim Beginn der preußischen Verstaatlichungsaktion um 1880 schon 
weitgehend durchgeführt. Die Folge war, daß diese Staaten — in der 
Hauptsache also die süddeutschen Staaten und Sachsen — sich, 
nachdem sie im allgemeinen ihre Hauptbahnnetze bis Mitte der achtziger 
Jahre bis an die Grenze des Verkehrsbedürfnisses ausgebaut hatten, nun 
auch dem Bau für den Lokal- und Übergangsverkehr wichtiger Neben- 
bahnen widmeten. 

In Bayern, wo nach dem Eisenbahndotationsgesetz von 1869 die 
sog. Vizinalbahnen vom Staate oder mit Staatshilfe nur gebaut 
werden sollten, wenn die Bahninteressenten vorher die Kosten des Grund- 
erwerbs und der Herstellung der Erdarbeiten, d.i. den weit überwiegen- 
den Teil der Anlagekosten, ohne Inanspruchnahme von Staatsmitteln 
sichergestellt hätten, worauf der Staat unter für ihn günstigen finan- 
ziellen Bedingungen den Betrieb übernahm, wurde seit 1882 von den 
Interessenten nur noch die kostenfreie Vorhaltung des erforderlichen 
Grund und Bodens gefordert, wobei gleichzeitig die finanziellen Bedin- 
gungen für die Bahneigentümer verbessert wurden. Damit war das 
Hauptbahnprinzip grundsätzlich aufgegeben, und es wurden vom Land- 
tage in der Zeit von 1884 bis Ende 1908 für den Bau von 166 staat- 
lichen Lokalbahnen mit zusammen 2984 km (davon 56 km Schmalspur) 
insgesamt rund 207 Millionen Mark bewilligt. Von 1901 an wurden auch 
in vermehrtem Umfange wieder Hauptbahnen gebaut. 1910 bestand der 
gesamte Staatsbahn besitz Bayerns aus 4213 km Hauptbahnen und 
2843 km Nebenbahnen®. 

Auch der württembergische Staat, der seit jeher eine rege 
staatliche Bisenbahnbautätigkeit entfaltet hatte, sah ein, daß das Privat- 
kapital auch mit schließlich zugesicherten staatlichen Zuschüssen die 
noch zu bauenden, nur eine geringe Rente versprechenden Nebenbahnen 
kaum übernehmen werde, In den Jahren 1891—1911 wurden daher vom 

1 Nach v. Röll —v. d. Leyen, ant, 5, 127ff, 

2 Nach у. Röll, Enzyklopädie, 2. Bd. (1912), у. Schacky und у. Völ- 
ker, Bayerische Eisenbahnen, S. 51 ff. 
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Staat 25 Nebenbahnen mit 412 km Gesamtlänge gebaut, denen 1914 rund 
287 km meist mit staatlicher Finanzhilfe gebaute private Nebenbahnen 
gegenüberstanden!, 

Eine noch intensivere eigene Bautätigkeit hatte Baden betrieben, 
worin es sogar früh schon die Nebenbahnen einbegriffen hatte; das An- 
lagekapital der Badischen Staatsbahn hatte von 80 Millionen Mark (i. J. 
1860) auf 391,25 Millionen Mark (i. J. 1880), d. i. um 389 % in zwanzig 
Jahren, zugenommen. Infolge der starken Bautätigkeit blieb die Eisen- 
bahnrente in der Zeit von 1876 bis 1887 stets unter 3% %. Eigenartiger- 
weise überließ gerade das früh konsequente Staatsbahnland Baden seit 
1886 den Bau von Nebenbahnen vorwiegend dem Privatkapital, 
das, meist mit Staatszuschüssen, bis Ende 1910 an 27 derartige Bahnen 
mit 569 km Streckenlänge baute und selbst betrieb. Dieses „gemischte 
Nebenbahnsystem“ wurde jedoch 1906 durch eine Regierungserklärung 
grundsätzlich aufgegeben und die Rückkehr zum reinen Staats- 
bahnsystem verkündet, nachdem sich zuvor in weiten Kreisen der 
Bevölkerung, besonders in den Landständen, die Überzeugung von der 
Richtigkeit und Wichtigkeit des Staatsbahngedankens durchgesetzt 
hatte. Die letzten Privatbahnen wurden noch vor dem Weltkriege ver- 
staatlicht?, 

Das Königreich Sachsen, das seit 1877 eine entschiedene Staats- 
bahnpolitik betrieb, hat wegen seines gut ausgebauten Hauptbahnnetzes 
sich nunmehr lange dem ausschließlichen Bau von Nebenbahnen ge- 
widmet; daneben wurden die verhältnismäßig wenigen Privatbahnen ver- 
staatlicht und die Verhältnisse der Grenzstrecken durch Staatsverträge 
mit Nachbarstaaten geregelt. Die vom Staat gebauten Nebenbahnen wur- 
den — eine Besonderheit für deutsche Eisenbahnverhältnisse — zu einem 
namhaften Teil als Schmalspurbahnen ausgeführt, so daß auf diese Weise 
das Königreich Sachsen bis zum Weltkriege ein wohlausgebautes Netz 
von Schmalspurbahnen erhalten hat (Anfang 1915: 511 km). Zu letzte- 
rem Zeitpunkt gab es hier, abgesehen von Straßenbahnen, nur noch eine 
einzige dem öffentlichen Verkehr dienende Privatbahn, die jedoch vom 
Staate betrieben wurde: die 10,5 km lange, vollspurige, nur für den Güter- 
verkehr bestimmte Bahn Mittweida Bahnhof—Dreiwerden mit Zweig- 
strecke Mittweida Ladestelle—Ringethal®. 


1 Nach у. Röll, Enzyklopädie, 10, Bd. (1923), Hochstetter, Württem- 
bergische Eisenbahnen, S. 436 f. 

2 Nach v. Röll, Enzyklopädie, 1. Bd. (1912), Roth, Badische Staats- 
bahnen, 8. 8471. 

3 Nach v. Röll, Enzyklopädie, 8. Bd. (1917), Kittel, Sächsische Eisen- 
bahnen, 8, 290. 
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Über Oldenburg und Mecklenburg als typische Staats- 
bahnländer ist in diesem Zusammenhange nichts Besonderes zu erwähnen, 
ebenso nicht über Elsaß-Lothringen als Land der Reichseisen- 
bahnen, 

In der bayerischen Pfalz (links des Rheins) kam die Verstaat- 
lichungsfrage erst i. J. 1904 mit dem Ablauf der staatlichen Zinsbürg- 
schaften für die bestehenden drei Eisenbahngesellschaften zur Entschei- 
dung. Eine Kommission von Fachleuten, die der Staat schon 1902 ein- 
gesetzt hatte, legte ihr Urteil in einer Denkschrift nieder, auf Grund 
deren der bayerische Landtag Ende 1905 die Staatsregierung ermächtigte, 
die pfälzischen Eisenbahnen für den Staat zu erwerben. Am 1. Januar 
1909 gingen hiernach insgesamt 869,48 km Bahnnetz (davon 59,417 km 
Schmalspur) in das Eigentum des bayerischen Staates Obert. 

Österreich, das eine ungewöhnlich bewegte Eisenbahnge- 
schichte hinter sich hatte, war zwar 1880 nach einer extremen Privat- 
bahnperiode grundsätzlich mit seiner ersten Sequestrationsmaßnahme 
zum Staatsbahnsystem zurückgekehrt, jedoch hat es sich noch zwei- 
einhalb Jahrzehnte mit dem gemischten System begnügt. 
In dieser Zeit wurden nach und nach zahlreiche Bahnen aus dem Privat- 
besitz an- bzw. zurückgekauft. Die eigentliche Verstaat- 
lichungsaktion, die außerdem mit einem großzügigen Ausbau 
des österreichischen Staatsbahnnetzes verbunden sein sollte, begann 
jedoch erst mit dem Jahre 1906. Allein in den Jahren 1906—1913 nahm 
die Länge des Staatsbahnnetzes um 6000 km, d. h. um rund 50 %, zu. 
Ende 1913 entfielen von einer Gesamtlänge der Haupt- und Lokalbahnen 
auf österreichischem Staatsgebiet von 22981 km auf Staatsbahnen und 
Privatbahnen im Staatsbetrieb 18 859 km (82,06 %, gegen 17,23 % Staats- 
anteil i. J. 1880)?. Wie in den Ländern des Altreichs fand daher der Be- 
ginn des Weltkriegs auch im verbündeten Österreich eine weit vorge- 
schrittene Verstaatlichungslage bei den Eisenbahnen vor. 


V. Die Politik der Privatbahnverstaatlichung seit 1933, 


Die Weimarer Republik, die sich im Verfassungsartikel 89 die Auf- 
gabe gestellt hatte, die dem allgemeinen Verkehrdienenden 
Eisenbahnen Deutschlands in ihr Eigentum zu übernehmen, konnte unter 
dem Druck der Reparationstribute und aus innenpolitischen Gründen 
nicht an eine Fortsetzung der durch den Weltkrieg unterbrochenen Linie 
der Verstaatlichungen von Privatbahnen denken; ев ist ein Ausnahme- 

1 Nach v. Röll—v. Schacky und v. Völker, а.а. О., S. 551, 

3 Nach у. Röll, Enzyklopädie, 7. Bd. (1915), у. Röll, Österreichische 
Eisenbahnen, 8. 432 ff. 
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fall, wenn in unserem westlichen Grenzgebiet am 1. Juli 1925 eine Grenz- 
verbindung wie.die Nordbrabant-Deutsche Eisenbahn (Wesel—Goch 
Landesgrenze) durch die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft übernommen 
wurde, 

Anders wurde es im nationalsozialistischen Deutschland. Zwar 
konnte die Reichsbahn infolge ihrer Einfügung in den Arbeitsbeschaf- 
fungssektor des ersten Vierjahresplans in den ersten Jahren nach der 
Machtergreifung noch keine eigentliche Verstaatlichungspolitik betrei- 
ben. Diese konnte erst einsetzen, nachdem der Führer im Februar 1937 
die Reichsbahn von den letzten internationalen Bindungen befreit hatte. 

Die seitdem in größerem Umfange und wie in geschlossener Linie 
durchgeführte Verstaatlichung von Privatbahnen ist im Gegensatze zu 
der Lage im Weltkrieg durch den jetzigen Endkampf Deutschlands um 
seine nationale Existenz nicht unterbrochen worden. Es handelt sich 
dabei aber nur um Einzelfälle, die die wesentlichen eisenbahnpoli- 
tischen Grundzüge der heutigen Verstaatlichungsära erkennen lassen. 

Noch bei Verstaatlichung der oben bereits erwähnten Lübeck- 
Büchener Eisenbahn-Gesellschaft und der Braun- 
schweigischen Landeseisenbahn-Gesellschaft am 
1. Januar 1938 wurde in einer amtlichen Notiz! darauf hingewiesen, die 
Verstaatlichung dieser beiden Privatbahnen bedeute „keine Abkehr von 
dem vom Reichsverkehrsministerium vertretenen Grundsatz, daß die Pri- 
vat- und Kleinbahnen auch in Zukunft in ihrer Selbständigkeit erhalten 
bleiben sollen“; es handele „sich vielmehr hier um Ausnahmefälle, in 
denen die Eingliederung in die Deutsche Reichsbahn aus besonderen 
Gründen unabweisbar“ sei. 

Daß dieser Passus in den in gleicher Weise behandelten späteren 
Bekanntgaben über die nachstehenden Verstaatlichungsfälle fehlt, scheint 
seine Ursache darin zu haben, daß er infolge der damals noch unbe- 
kannten nachfolgenden Häufung der Verstaatlichungsmaßnahmen sich 
heute nicht mehr voll aufrechterhalten läßt, Trotzdem dürfte er in 
seinem Kern heute noch mit der Bedeutung zutreffen, daß die Selbstän- 
digkeit der Privat- und Kleinbahnen insoweit bestehen bleiben wird, als 
nicht ihre Verstaatlichung infolge dringenden öffentlichen 
Interesses geboten ist. 

Worin bestehen nun die für den Staat wichtigen Gründe? Für die 
schon genannten beiden Privatbahnen war die maßgebende Sachlage die, 
„daß die Lübeck-Büchener Eisenbahn-Gesellschaft wichtige Eisenbahn- 
strecken verbindet; ihre organische Eingliederung in das Netz der 

1 Nach Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Bisenbahnverwaltungen, 
Jahrg. 1937, Heft 46, 5. 835. 
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Deutschen Reichsbahn war deshalb aus Verkehrs- und Betriebsgründen 
eine schon seit langem erkannte Notwendigkeit, Die Braunschweigische 
Landeseisenbahn-Gesellschaft hat in jüngster Zeit im Zusammenhang 
mit der Errichtung neuer Industrieunternehmungen im mitteldeutschen 
Raum weitere wichtige Verkehrsaufgaben erhalten, zu deren Bewältigung 
die Überführung der Gesellschaft in die Hand des Reiches erforder- 
lich ist“t, 

Für die am 1. Mai 1941 durchgeführte Verstaatlichung der Eutin- 
Lübecker Eisenbahn-Gesellschaft wurde einmal als bestimmende Tat- 
sache angeführt, daß die Strecke Lübeck—Eutin dieser Gesellschaft (als 
Teilstück der wichtigen Hauptbahn Berlin—Lübeck—Kiel) wichtige 
Eisenbahnstrecken miteinander verbindet und seit der Verstaatlichung 
der benachbarten Lübeck-Büchener Bahn einen „Fremdkörper in dem ge- 
schlossenen Reichsbahnnetz dieses Verkehrsgebietes“ darstellte Ein 
weiterer wichtiger Grund für die Verstaatlichung sei der, daß die Stadt 
Lübeck und damit auch die Strecke Lübeck—Eutin voraussichtlich in die 
Linienführung der zu baldiger Inangriffnahme vorgesehenen „Feh- 
marnlinie“ einbezogen werden, so daß auch aus diesem Grunde be- 
triebliche und verkehrliche Gründe die organische Einbeziehung dieser 
Linie in das Reichsbahnnetz unabweisbar erscheinen ließen. (Die Feier 
des ersten Spatenstichs für die große Eisenbahn- und Autobahnverbin- 
dung „Vogelfluglinie“ hat inzwischen am 14. September 1941 auf der 
Insel Fehmarn stattgefunden; die Verbindung Deutschland—Dänemark 
wird auf diesem Wege um 80 km verkürzt)”. Die amtliche Begründung er- 
wartete schließlich von der Einbeziehung der Eutin-Lübecker Bahn in 
die Fehmarnlinie und in das gesamte Reichsbahnnetz wie auch von dem 
„damit verbundenen Wegfall der von der Privatbahn bisher erhobenen 
Tarifzuschläge“ einen erheblichen wirtschaftlichen Nutzen für das be- 
troffene Verkehrsgebiet?. 


Am 1. Januar 1941 wurden drei norddeutsche „Privatbahnen“ gleich- 
zeitig vom Reich übernommen, und zwar die Mecklenburgische Fried- 
rich-Wilhelm-Eisenbahn AG., die Prignitzer Eisenbahn AG. und die 
Wittenberge-Perleberger Eisenbahn, Sie waren in Wirklichkeit keine 
„Privat“bahnen mehr, denn bei der zuerst genannten größten dieser 
Bahnen, die 1892 auf Grund eines Staatsvertrages zwischen Preußen 
und Mecklenburg(-Strelitz) konzessioniert worden war, war das Land 
Mecklenburg größter Aktionär; bei der Prignitzer Bahn waren Haupt- 


1 Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen, a. а. О. 

2 Nach Westdeutscher Beobachter, Ausgabe Stolberg, Jahrg. 1941, Nr. 255. 

3 Nach Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen, 
Jahrg. 1941, Heft 16, 8. 224. 
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aktionäre das Land Preußen, die Provinz Brandenburg, die Kreise Ost- 
und Westprignitz und einige zum Verkehrsgebiet der Bahn gehörende Ge- 
meinden; die Wittenberge-Perleberger Eisenbahn schließlich stand im 
Eigentum der Stadt Perleberg. Die Verkehrsbedeutung dieser Bahnen, 
die alle als Eisenbahnen „untergeordneter Bedeutung“ konzessioniert 
worden waren, war dauernd gestiegen; im Jahre 1939 wurden bei ihnen 
allen Höchstergebnisse erzielt. Wenn die Begründung weiter darauf hin- 
weist, daß „erfreulicherweise“ die Überführung der drei Privatbahnen in 
das Eigentum des Reichs „im Wege gütlicher Vereinbarung gelungen“ 
seil, so ist dies ohne weiteres dadurch erklärlich, daß die Verhandlungs- 
partner unmittelbare oder mittelbare Behörden des Reichs waren. 

Voraussetzung für die Übernahme durch das Reich wird dabei aber 
stets eine über den engeren örtlichen Rahmen hinausgehende 
Verkehrsbedeutung sein und bleiben, Für die zwar dem öffent- 
lichen, aber nicht dem allgemeinen Verkehr dienenden Kleinbahnen ist 
neuerdings der Weg beschritten worden, sie im Gebiet einer Provinz zu 
einer einzigen Körperschaft des öffentlichen Rechts zusammenzufassen. 
So sind zufolge eines vom Führer und Reichskanzler am 10. Juni 1940 
unterzeichneten Reichsgesetzes 24 pommersche, bisher selbständige Klein- 
bahnen, und zwar 20 Aktiengesellschaften, eine G.m.b.H. und drei Eigen- 
betriebe im Wege des Vermögensübergangs mit Rechten und Pflichten zu 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts unter der Bezeichnung 
„Pommersche Landesbahnen“ mit dem Sitz in Stettin zu- 
sammengeschlossen worden? 


In einem besonderen Fall sind aus außen politischen und 
staatsrechtlichen Gründen, und zwar als Folge der Eingliederung des 
Sudetenlandes in das Reichsgebiet, private Lokalbahnen kraft Ge- 
велев im wesentlichen entschädigungslo® vom Reich übernom- 
men worden, 

Der Sachverhalt dieser Verstaatlichung, über die v. Schroeder in 
seiner Abhandlung „Die Verstaatlichung sudetendeutscher Privatbahnen 
in der Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen, 
Jahrg. 1940, Heft 44, S. 555 ff. ausführlich berichtet, läßt klar erkennen, 
daß es sich dabei „um einen’ durch die besonderen , Verhältnisse im 
Sudetenland gebotenen Akt der Eisenbahnpolitik handelt. Die Verkehrs- 

1 àa. O., Heft 11, 8.152. 

2 Eingehenderen Aufschluß hierüber, insbesondere auch über Aufgaben, 
Organisation und Rechtsverhältnisse dieser ‚Körperschaft gibt Woltering in der 
Zeitung des Vereins. Mitteleuropäischer ‚Eisenbahnverwaltungen, _ Jahrg. : 1940, 

‚Heft 32, 5. 397 ff. 

з Für die Inhaber von Vorzugsaktien ist in $ 3 des Gesetzes vom 2; August 

1940 — КСВІ. II S. 203 — eine Sonderregelung vorgesehen, 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1942. 9 
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politik des Deutschen Reichs gegenüber den von der Deutschen Reichs- 
bahn betriebenen und den im Eigenbetrieb stehenden Privateisenbahnen, 
wonach zur Zeit keine allgemeine Verstaatlichung der deutschen Privat- 
eisenbahnen in Aussicht genommen ist, vielmehr solche Maßnahmen 
immer nur von Fall zu Fall aus besonderen Gründen vorgenommen wor- 
den sind, wird daher durch diesen Verstaatlichungsakt nicht geändert. 
Es wäre deshalb verfehlt, aus dem vorliegenden Vorgang etwa auf eine 
Änderung der Richtlinien in der Privatbahnpolitik des Deutschen Reiches 
schließen zu wollen“, 

Das in jeder Hinsicht besonders gelagerte Beispiel der Verreich- 
lichung der sudetendeutschen Lokalbahnen könnte Zweifel an der ge- 
rechten Handhabung der Entschädigungsbestimmungen bei den Ver- 
staatlichungsaktionen im nationalsozialistischen Großdeutschland er- 
wecken. Diese Bedenken werden jedoch durch folgende der amtlichen 
Verlautbarung über die bereits erwähnte Verreichlichung dreier nord- 
deutscher Privatbahnen entnommenen Ausführungen zerstreut, die eine 
grundsätzliche Regelung des generell heute gehandhabten Entschädi- 
gungsverfahrens enthalten: 

„Hinsichtlich der Bemessung der Entschädigung gehen die auf $ 42 
Preuß. Eisenbahngesetz fußenden Konzessionsbestimmungen von dem Ge- 
danken des Ertragswerts aus. Als der vom Staat zu zahlende Übernahme- 
preis wird danach das 25fache der im Durchschnitt der letzten 5 Be- 
triebsjahre gezahlten Dividende bestimmt. Praktisch ist man jedoch bei 
der Einlösung von Bahnen bisher noch niemals — auch nicht bei den 
großen Verstaatlichungsaktionen in den 70er und 80er Jahren des ver- 
gangenen Jahrhunderts — unter genauer Beachtung dieser Vorschrift 
vorgegangen. Das hat seinen Grund wohl darin, daß dieses starre System 
der Ertragswertberechnung keine geeignete Grundlage für die Errech- 
nung einer angemessenen Entschädigung bildet, zumal die handelsrecht- 
lichen Bestimmungen über die Bewertung der Vermögensgegenstände und 
insbesondere über die Anlagenabschreibung weitgehend Spielraum lassen, 
eine mehr auf Dividendenausschüttung oder mehr auf innere Stärkung 
des Unternehmens gerichtete Finanzpolitik zu betreiben. Es wäre unge- 
rechtfertigt, den Unternehmungen eine höhere Abfindung zu zahlen, die 
sich bei der Unterhaltung und Erneuerung ihrer Anlagen auf die Aus- 
führung dessen beschränkt haben, was die Aufsichtsbehörde — oft unter 
weitgehender Rücksichtnahme auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Bahnen — als Mindestmaß angefordert hat, und die dafür eine höhere 
Dividende ausgeschüttet haben, als anderen Verwaltungen, die auf gute 
Erhaltung und Weiterentwicklung der Anlagen des Bahnunternehmens 


© зу, Schroeder, а.а. O., 8.557. 
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bedacht gewesen sind und die unter weitgehendem Verzicht auf Gewinn- 
ausschüttung die von ihnen erwirtschafteten Mittel zur inneren Stärkung 
des Unternehmens verwandt haben. Es galt daher, unter Berücksichti- 
gung aller Umstände eine den Umständen des einzelnen Falles nach ange- 
messene Entschädigung zu finden“, 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze wurde z. В. für die über- 
nommene Eutin-Lübecker Eisenbahn-Gesellschaft vom Reich ein Entschä- 
digungsbetrag von 105 % des Aktiennennbetrags vergütet, der damit zu- 
fällig etwa dem letzten Aktienkurs entsprach; außerdem erhielten die 
Aktionäre für das abgelaufene letzte Geschäftsjahr der Privatbahnver- 
waltung (1940) eine Dividende in der Höhe des Vorjahres, d.h, 4% %. 
Die Aktionäre der Mecklenburgischen Friedrich-Wilhelm-Eisenbahn AG. 
erhielten eine Abfindung von 125 % und die der Prignitzer Eisenbahn 
AG. eine solche von 175 % ; für die nicht vergesellschaftete Wittenberge- 
Perleberger Eisenbahn wurde der Gemeinde Perleberg als Eigentümerin 
ein fester Übernahmepreis уоп 2,2 Mio RM gezahlt?. Bei den schon An- 
fang 1938 vor Bekanntgabe der zuletzt erwähnten Grundsätze über- 
nommenen Privatbahnen, der Lübeck-Büchener Eisenbahn und der Braun- 
schweigischen Landeseisenbahn, war das Gesamtvermögen beider Gesell- 
schaften, wie üblich, unter Ausschluß der Abwicklung mit Aktiven und 
Passiven nach $ 253 des Aktiengesetzes auf das Deutsche Reich über- 
tragen worden, und die Aktionäre, die seit Jahren keine regelmäßige Divi- 
dende erhalten hatten, waren durch Umtausch ihrer Aktien in Reichs- 
bahn-Schatzanweisungen 1936 im Verhältnis 1:1 abgefunden worden, so 
daß ihnen in Zukunft eine regelmäßige Verzinsung von 4% % in Aussicht 
gestellt wurde®, 

Diese Beispiele sprechen für die gerechte Abwägung der beider- 
seitigen Interessen bei der Verstaatlichung von Privatbahnen im national- 
sozialistischen Deutschland. 

Da die deutsche Eisenbahnpolitik keine allgemeine Verstaatlichung 
der Eisenbahnen erstrebt, war es wichtig, auf dem für die Allgemeinheit 
wesentlichen Tarifgebiete zu einer möglichst weiten Ausdehnung auf die 
nichtstaatlichen Bahnen zu kommen, Da hiervon zahlen- und längen- 
mäßig der größte Teil auf die Kleinbahnen entfällt — einschließlich der 
Ostmark, der sudetendeutschen Gebiete und des Memellandes waren im 
Großdeutschen Reich i. J. 1939 bei einem Gesamtstreckennetz der Privat- 

Т9 Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen, Jahrg. 
1941, Heft 11, 8. 152. 

2 Nach Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen, 
Jahrg. 1941, а.а. О. 

® Nach Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen, 
Jahrg. 1937, Heft 46, S. 835. 
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bahnen und Kleinbahnen von 14105 km 134 Privateisenbahnen mit 
4868 km und 299 Kleinbahnen mit 9237 km Streckenlänge vorhanden —1, 
so war es zur Einführung direkter Tarife zwischen Reichsbahn und 
Kleinbahnen notwendig, daß wenigstens die für einen direkten Uber- 
gangsverkehr in Betracht kommenden (nebenbahnähnlichen) Kleinbahnen 
in das Staatsbahnrecht einbezogen. wurden. Durch reichsgesetzliche 
Änderung der Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO,) mit Gültigkeit vom 
1. Oktober 1938 wurden daher die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen in 
den Geltungsbereich dieser Ordnung dadurch aufgenommen, daß die 
EVO. in Zukunft nicht, wie bisher, die dem allgemeinen, sondern die dem 
öffentlichen Verkehre dienenden Eisenbahnen Deutschlands umfassen 
sollte. Auf Grund dieser verkehrsrechtlichen Änderung wurden bereits 
1939 auf Antrag 20 Kleinbahnen in die direkten Tarife einbezogen, und 
diese Entwicklung setzt sich während des gegenwärtigen Krieges sogar 
mit steigender Tendenz fort. So werden, nachdem der von Bismarck be- 
klagte „Tarifwirrwarr“ der Länder schon. seit 1920 beseitigt ist, in nicht 
allzuferner Zeit auch die auf die besonderen Verhältnisse der Privat- und 
Kleinbahnen gegründeten „Tarifdisparitäten“, die als Selbstkosten- 
zuschläge mit den Differentialtarifen der Eisenbahnkonkurrenz der 60er 
und 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts nichts zu tun haben, über- 
wunden sein. 

Unsere Untersuchung zeigte, daß in Deutschland die Staatsbahn- 
form die seit den Anfangszeiten der Eisenbahnen bevorzugte und infolge 
der gemeinwirtschaftlichen Grundeinstellung der deutschen Menschen 
beliebteste Systemform gewesen ist, zu der sie nach mehr oder weniger 
scharfen Abweichungen stets aus grundsätzlichen Erwägungen zurück- 
kehrten, 

Das historische Verdienst der deutschen Privateisenbahnen an die- 
ser Entwicklung war schon damit eingeleitet, daß sie vielfach das große 
Risiko der Anfangsentwicklung einer mit vielen Unsicherheitsfaktoren 
belasteten, umwälzenden Neuerung im Verkehrswesen getragen und in 
den ersten Jahrzehnten die ungeheure Kleinarbeit der äußeren und inne- 
ren Organisation in den schwierigen Anfängen entscheidend mitgeleistet 
haben. Gegenüber den Übertreibungen einer „privatwirtschaftlichen“ 
Finanzpolitik der deutschen Privateisenbahnen, wie sie zumal in der 
Gründerzeit vorgekommen sind und ihrem Ansehen so schwer geschadet 
haben, ist auf. der anderen Seite daran zu erinnern, daß sie nach dem 
Weltkriege infolge der krisenreichen politischen und wirtschaftlichen 

‚ Entwicklung vor 1933, besonders auch seit dem entscheidenden Auftreten 


1 Näch. Zeitung des Vereins -Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen, 
Jahrg. 1940, Heft 9, S. 111. 
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der Konkurrenz des Kraftwagens eine chronische finanzielle Notläge 
durchgemacht haben: wies doch die Reichsstätistik über die deutschen 
Eisenbahnen noch 1936 bei den Privatbahnen (bei rd. 539 Mio RM Anlage: 
kapital) eine durchschnittliche Verzinsung von 1,7, % nacht, 

Wenn auch der von den Freihändlern, der zweiten Hälfte, des 
19. Jahrhunderts so vielzitierte „Wettbewerb“ bei: der Eisenbahn als 
schienengebundenem Verkehrsmittel im Gegensatz zur „freien Wirt- 
schaft“ sich als undurchführbar und schädlich erwiesen hat, во hat doch 
der andersgeartete Leistungswettbewerb zwischen Staats- und Privat- 
bahnen einen. anspornenden Einfluß auf die Angehörigen der beider- 
seitigen Betriebe ausgeübt. 

Wir sahen, daß es kaum wirtschaftliche Gründe, höchstens solche 
sehr allgemeiner Art, insbesondere nicht solche der Betriebsführung, weit 
stärker aber politische einschließlich finanzpolitische Gründe gewesen 
sind, die in den deutschen Staaten die Verstaatlichung der verkehrs- 
wichtigen Privateisenbahnen nach sich gezogen haben. Damit ist aber 
auch die Frage: „Privat- oder Staatsbahn ?“* die einst in Jahrzehnten 
in Deutschland eine „vexata quaestio“ genannt werden konnte, der wei- 
teren Erörterung für deutsche Verhältnisse entrückt. 
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Von 
Reichsbahndirektionspräsident Dr.-Ing. Steuernagel in Frankfurt (Main). 


Inhaltsübersicht: An Hand der Statistik des Bundesver- 
kehrsamts werden Struktur, Finanzen und Betriebsverhältnisse der Öllei- 
tungen der Vereinigten Staaten von Amerika untersucht und den Eisen- 
bahnen gegenübergestellt. Die Untersuchung ist ein Beitrag zu der auch 
außerhalb der Ölländer aktuell werdenden Frage „Pipelines als Transport- 
system“ und führt zu Gesichtspunkten für die Eingliederung der Ölleitun- 
gen in den Kreis der alten Verkehrsmittel. 

Der Öltransport in Rohrleitungen (Pipelines, Kondukten) spielt in 
den Ölländern seit Jahrzehnten eine große Rolle, auch in seiner Auswir- 
kung auf die alten Transportmittel Schiene und Wasserweg. Die Aus- 
dehnung von Ölwirtschaft und Ölverbrauch zwingt die Regierungen und 
Verkehrsverwaltungen aller Länder, sich mit dem neuen Transport- 
system, seiner Auswirkung auf die Verkehrs- und Wirtschaftspolitik, 
seiner Rückwirkung auf die vorhandenen Verkehrsmittel und seiner Bin- 
dung in die Verkehrshoheit und die Verkehrseinheit des Staates recht- 
zeitig und vorausschauend zu befassen. Die Erfahrungen der USA, sind 
in diesem Zusammenhang besonders lehrreich, nicht nur weil sie das 
Hauptland der Pipelines sind, sondern auch weil sie trotz ihres Privat- 
bahnsystems und trotz ihrer liberalen Wirtschaftspolitik schon lange 
eine staatliche Regulierung der Pipelines vorgenommen haben. Die Er- 
fahrungen der USA. können aber auch besonders gut zahlenmäßig dar- 
gestellt und ausgewertet werden, weil dort die beste und vor allem ver- 
gleichbare Statistik für alle Verkehrsmittel vorliegt. 

In USA. werden die Hoheitsrechte des Bundes und die Aufsicht über 
das Verkehrswesen durch die Interstate Commerce Commission (1СС.) in 
Washington ausgeübt, von von der Leyen treffend „Bundesverkehrsamt“ 
benannt. Die gesetzliche Grundlage bildet the Act to regulate Commerce 
vom 4. Februar 1887, seit 1920 the Interstate Commerce Act genannt. 
Durch ihn wurde die Interstate Commerce Commission geschaffen. Der 
Wortlaut des Bundesverkehrsgesetzes ist von von der Leyen im Archiv für 
Eisenbahnwesen 1921 gebracht worden. Ursprünglich auf die Eisenbahnen 
beschränkt, wurde die Zuständigkeit später weiter ausgebaut. Durch den 
Hepburn Act vom 4. Mai 1906 erhielt die ICC. vom Kongreß Auftrag und 
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Vollmacht, den Pipelinetransport zu regulieren. Dazu gehört sowohl der 
reine Pipelinetransport wie der in Verbindung mit Eisenbahn und Wasser- 
weg. In USA. werden also die Ölleitungen nach den gleichen Gesetzes- 
vorschriften und Verwaltungsmaximen :behandelt ‚wie. die Eisenbahnen 
иву. die Pipeline Company ist ebenso common carrier wie die Railway 
Company, und — was für diese Untersuchung von Bedeutung ist — beide 
unterliegen den gleichen Anordnungen hinsichtlich Statistik und Rech- 
nungsführung: Classification of income, profit and loss and general balance 
sheet accounts; Classification of operating. revenues and operating ex- 
penses; Classification of investment in road and equipment usw., alle 
„Prescribed by’ the ICO. in accordance with section 20 of the Act to: regu- 
late commerce“. Dazu treten Anleitungen wie „Rules governing the sepa- 
ration of operating expenses between freight service and passenger service 
on large steam railways“ u. a., insgesamt mehrere hundert Seiten von Vor- 
schriften und Anweisungen. 

In der folgenden Untersuchung wird die Terminologie der ICC. in 
der Ursprache. beibehalten. Eine_Verdeutschung. führt zu _Ungenauig- 
keiten und könnte zu Mißverständnissen führen, wenn nicht zu jedem 
Posten eine eingehende Begriffsbestimmung gegeben oder zu jeder ge- 
brauchten deutschen Bezeichnung der Fachbegriff der ICC., der natür- 
lich maßgebend bleiben muß, in der Ursprache beigefügt würde. Würde 
z. В. verdeutscht Railway operating expenses mit „Betriebsausgaben“, so 
würde dies durchaus mißverständlich sein, denn der terminus technicus 
der IC, „expenses“ ist wesentlich enger als der deutsche Fachausdruck. 
Ähnlich irreführend würde es 2. В. sein, operating ratio — wörtlich 
genau — mit Betriebskoeffizient zu übersetzen. Operating ratio (percent) 
ist stets erheblich niedriger als der deutsche „Betriebskoeffizient“, eben 
weil unsere „Betriebsausgaben“ Posten enthalten, die über die ІСС.- 
Begriffsbestimmung der operating expenses hinausgehen. Aus dem 
schematischen Bild der income account (Zusammenstellung 1) geht das 
klar und deutlich hervor. Zu dem allem tritt als praktischer Grund für 
die Beibehaltung der amerikanischen Fachausdrücke hinzu, daß bei. Ge- 
brauch von Verdeutschungen der Anschluß an die Quellen, das Ur- 
material, verloren ginge. Dies ist auch der wesentliche Grund, der für 
die Beibehaltung der amerikanischen Maßeinheiten spricht. Namentlich 
die Beibehaltung der amerikanischen Geldeinheit schützt vor unzulässi- 
gen internationalen Vergleichen, Tür die Kaufkraft des Geldes, indivi- 
duelle Wirtschaftslage und die „Tariflage“ des einzelnen Landes bestim- 
mend sind, 


Pipelines und Eisenbahnen der USA. im Spiegel der Statistik. 921 


Zur Erleichterung der Lektüre möge eine Übersicht (Zusammen- 
stellung 2) dienen, in der den USA.-Maßeinheiten und ihren Ableitungen 
die deutschen, abgerundet, gegenübergestellt sind (s. auch die umfang- 
reichen Umrechnungstafeln der „Hütte“, Anhang zu Band I). — 

Die ICC. veröffentlicht jährlich ein umfangreiches Werk (über 
500 Seiten) Annual Report on the Statistic of Railways in the United 
‚States, including also selected Data relating to other common carriers sub- 
ject to the Interstate Commerce Act. In diesem sind enthalten Selected 
Financial and Operating Statistics from Annual Reports of Pipeline Com- 
panies, Die Angaben über die Pipelines können in folgende Gruppen zu- 
sammengefaßt werden: 

TL'Streckenlänge 

2 Spalten, Angaben je Gesellschaft und insgesamt, 

U. Finanzielle Verhältnisse 
18 Spalten, Angaben je Gesellschaft und insgesamt, 

Ш, Verkehrsumfang und Verkehrsleistung 
9 Posten, keine Aufteilung nach Gesellschaften. 

IV. Belegschaft und ihre Bezahlung 
6 Posten, keine Aufteilung nach Gesellschaften. 


Die folgende Darstellung folgt dieser Gruppierung. Den Pipeline- 
zahlen habe ich soweit wie möglich vergleichbare Eisenbahnzahlen gegen- 
übergestellt, und zwar solche der Class I steam railways, also der Gesell- 
schaften mit annual revenues above $ 1 Mio (die nach ihrem „Ausschlag“ 
rd. 95 % des Eisenbahnwesens repräsentieren). 

In der Statistik der ICC. erscheinen von den Pipelines nur die 
Interstate lines, da ihr nur diese unterstehen. Nicht berücksichtigt sind 
die Intrastate lines, weil not under jurisdiction of the ICC., mit 17 500 miles 
Länge. 

Zusammenstellung 1. 
Einnahme- und Ausgabegestaltung. 
Income Account. 
Schema. ZahleninMio$. 
Dampfeisenbahnen.der Klasse I, 
І. Operating іпсоте: 
A. Railway operating income: 


+ Railway operating revenues . . . . . . . . +416 
— Railway operating-expenses . . . . . . . . , —8119 

Net revenue from railway operation . . . . . . + 1.047 
— Total railway tax accruals w ...., о — 826 


Railway operating їпсоте. . » . 2 2.2... р. 
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В. Rentineome: 


+ Net rents (Saldo von Fahrzeugmieten usw.) , — 181 
Net railway operating unenee XO 

П, Other income: 
+ Total other income (Dividenden, Zinsen usw.) . . + 175 
[LEUTE e ue gehn ад 


UL Miscellaneous deductions from income: 


— Total miscellaneous deductions ........— 25 
Income available for fixed charges ...... x 
IV, Fixed charges: 
— Total fixed charges ............ — 629 
Income after fixed charges . . » 20.“ х 
У. Contingent charges: 
— Contingent interest . . : n mn 18 
Net Income on. ne nee et 98 
VI. Disposition of netincome: 
Total appropriations of income . . . St 69 
Income balance transferred to profit and Wat ШР; 29 


Zusammenstellung 2. 
Maßeinheiten und Maßwerte der USA. 


1 mile = ~ 1,61 km 

1 (short) ton = 2000 lbs (punds) = ~ 0,91 to (metrisch) 
11b = 0,454 ы 

100 1b т 

їзїп E 

1 ton-mile = ~ 1,47 tokm (metrisch) 


1 USA barrel = ~ 159 Liter (ist also еіп Hohlmaß) 
1 USA barrel crude oil wiegt ~ 300 pounds = ~ 0,15 tons 


K bbl oil wiegen = К plus 50°/, von i x] tons 


L tons ergeben |» mal L mar] barrels 


1 barrel-mille (oil) 0,15 ton-miles сы 0,22 tokm (metrisch) 


I. Streckenlänge. 


Die Gesamtlänge der Pipelines ist 96.612 miles, gathering und trunc- 
lines zusammen. Die Eigentumslänge der Class I steamrailways beträgt 
177.669, die Betriebslänge 235.376 miles (freight service 233.971 miles). 
Der Betriebslänge der Pipelines, die sich mit ihrer Eigentumslänge 
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decken dürfte, muß bei den Finanzzahlen der Eisenbahnen die Eigen- 
tumslänge gegenüberstehen, weil die Bilanzzahlen auf dem Eigentum 
aufgebaut sind. 

Ebenso wie bei den Eisenbahnen (136 Class I steam railways = 9,6 % 
von 1424 Gesellschaften insgesamt) ist die Konzentration der 58 inter- 
state Pipeline companies eine recht bedeutende: Vom investment in carrier 
property entfällt auf die 3 großen Gesellschaften: Gulf Refining, Humble 
und Stanolind (von Standard Oilof Indiana) ungefähr ein Drittel; auf 
die 13 größten 75 %. Vom Net income bringen 5 Gesellschaften die Hälfte 
auf. Die Namen vieler Gesellschaften weisen auf ihre Zugehörigkeit zu 
den großen Ölkonzernen hin (Shell, Standard Oil, Sinclair usw.). 


II. Finanzielle Verhältnisse. 


Die finanziellen Angaben der ICC. über die Pipelines beschränken 
sich auf das, was in der Zusammenstellung 3 in den Zeilen 1—24 wieder- 
gegeben ist. Da die Bilanzierung für alle common carriers gleichmäßig 
und eingehend vorgeschrieben ist, so konnten die entsprechenden An- 
gaben für die Eisenbahnen aus der naturgemäß erheblich umfangreiche- 
ren und weiter aufgegliederten Eisenbahnstatistik dennoch vergleichs- 
fähig entnommen und neben die Pipelines gesetzt werden. Das Rech- 
nungswerk der ICC. wird zusammengefaßt in income account (unserer 
Betriebsrechnung vergleichbar), profit and loss account (Gewinn- und 
Verlustrechnung) und general balance sheet account (Bilanz). Dement- 
sprechend stammen die Posten 3—7 aus der asset side (Vermögensseite), 
die Posten 8—12 aus der liability side (Verbindlichkeiten) der general 
balance sheet. Die Posten 13—21 sind Bestandteile der income account, 
ebenfalls Posten 24 (depreciation), der in den operating expenses enthalten 
ist; Posten 22 (Dividend appropriations of surplus) gehört zu profit and 
loss account. 

Ein Bild des Aufbaues des Rechnungswerks der ICC. und vor allem 
der Verschiedenartigkeit der Begriffe hat die Zusammenstellung 1 mit 
dem Prineip der income account gegeben. Die Zusammenstellung 3 läßt 
sowohl die verschiedene Struktur der Pipelines und der Eisenbahnen je 
in sich (innerer Vergleich; senkrecht), als auch im Verhältnis zueinander 
(äußerer Vergleich, Vergleich miteinander; waagerecht) erkennen. Im 
einzelnen kann dazu и. a. gesagt werden: 


a) Investment in carrier property. 
Die Höhe des investment beträgt bei den Pipelines 4 % des Eisen- 
bahn-investment; auf ihrem investment erzielen jedoch die Pipelines ope- 
rating revenues von 6 % der Eisenbahneinnahmen. Das investment, be- 
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zogen auf die Streckenlänge, ist rund: 1 mile Pipeline = $ 8.300, Eisenbahn 
= $ 110.000, die Anlagekosten je .Streckeneinheit-verhalten sich also wie 
1:18. Die Einnahmen је mile operated (в. die späteren Zusammen- 
stellungen 4 und 5) ist bei « 

Pipeline = $ 2.574 

Eisenbahn == $ 14.672 (Anteil des freight service) 

(Eisenbahn = $ 17.700 all services). 
Die vergleichbaren Einnahmen je Streckeneinheit verhalten sich also 
wie 1:6. 

Verglichen mit den Eisenbahnen und bezogen auf die Streckenein- 
heit erzielen die Pipelines also mit '/ıs des Anlagekapitalaufwandes 1/в der 
Einnahmen. Oder: $ 100 operating revenues werden erarbeitet mit einem 
investment in carriers property von rund 

$ 320 bei pipelines 
$ 750 bei Eisenbahnen. 
Die Summe des investment in carriers property aller Gesellschaften 
wird einmal umgeschlagen 
in 3,2 Jahren bei den Pipelines 
in Ae Jahren bei den Eisenbahnen (all services). 


b) Steuern. 


Im Vergleich zu den Eisenbahnen ist die steuerliche Belastung der 
Pipelines eine hohe. Setzt man die Posten der Eisenbahnen jeweils 
= 100, so liegen die Posten der Pipelines wie folgt: 


ndestment Г, eg Жа йене A 
operating revenues ....... 6% 
operating expenses ‚...... 8% 
tanes, total ........ ©. 12% 


Die Belastung der operating revenues durch taxes erreicht eine Höhe von 
8% bei den Eisenbahnen, 
15 % bei den Pipelines. 
Diese Belastung durch taxes (Steuern und Abgaben) kann nach den ange- 
führten Finanzzahlen und den früheren Darlegungen nicht verwundern. 
Sie ist die Anerkennung der Pipelines als erheblich tragfähigeres und 
belastungsfähigeres Gebilde, als es Eisenbahnen und Schienentransport 
sind und überhaupt sein können. Immerhin mag es vom Standpunkt der 
Verkehrspolitik und Verkehrsverwaltung unerfreulich oder gar bedenk- 
lich erscheinen, daß das technische Voraus der Pipelines gegenüber den 
alten Verkehrsmitteln nicht dem Verkehr erhalten bleibt, sondern durch 
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höhere Besteuerung wenigstens zum Teil abgeschöpft wird. Die Ver- 
kehrspolitik und der Ausgleich im Wettbewerb der Verkehrsmittel ist 
damit in USA. Objekt von zwei verschiedenen, unabhängigen, selbstän- 
digen Regierungsinstanzen, Bei einer Eingliederung der Pipelines in die 
Eisenbahnen, wie es z. B. bei der Konduktenverwaltung in Rumänien der 
Fall ist, sind derartige „Konstruktionsfehler* vermieden. 


с) Abschreibung. 

Setzt man den Bilanzposten accrued depreciation carrier property 
der Eisenbahnen == 100, so beläuft sich der entsprechende Betrag bei den 
Pipelines auf 16 %, während ihr investment nur 4 %, ihre operating re- 
venues nur 6 % erreichten. Natürlich wird von den Pipelines besonderes 
Abschreibungsbedürfnis geltend gemacht (Korrosion der Leitungen 
usw.). Auf jeden Fall zeigt aber die Höhe der accrued depreciation (die 
über die Hälfte des investment-Betrages ausmacht; bei den Eisenbahnen 
weniger- als %!), daß die finanzielle Lage der Pipelines recht gediegen 
ist; denn abschreiben und Abschreibungen verdienen können nur erträgs- 
fähige und ertragreiche Unternehmen. Das zeigt auch die Höhe der 
depreciation, in den operating expenses der income account enthalten. Sie 
erreicht 15 % des entsprechenden Betrages der Eisenbahnen. Die operating 
expenses 1937 enthalten an depreciation 

29 % bei den Pipelines 
6% bei den Eisenbahnen. 


d) Der finanzielle, Ertrag. 
Setzt man die Posten der Eisenbahnen jeweils = 100, so liegen die 
Posten der Pipelines wie folgt: 


Operating inoome . . ...... шз. 15% 
REN en ee Д0Б% 
total dividend appropriations (also Ausschüttung) . . 45% 


Als return on investment in carriers property. (Verzinsung des Anlage- 
Kapitals) ergibt sich 

9,5 % bei den Pipelines, und 

weniger als 0,0 % bei den Eisenbahnen. 
Die günstige Lage der Pipeline-Gesellschaften zeigt sich auch darin, daß 
keine der 58 Gesellschaften unter Zwangs- und Treuhandverwaltung 
stand. Demgegenüber lagen’ 1937 von der Gesamtlänge der Eisenbahnen 
"Taille" Klassen) 28,2% in den Händen von receivers und trustees. 
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Zusammenstellung 3 
Angaben über Finanzen und Betrieb der Pipeline-Gesellschaften 
und der Eisenbahnen I. Klasse. 


Summary of Selected Financial and Operating Data of Pipeline Companies 
and Class I Steam Railways (Jahr 1937). 


Pipeline- Eisenbahnen 
езана Gesellschaften I, Klasse 
Number of companies at close of year , . . . 58 136 
Miles of line operated: 
Gathering lines , pair: 40.062 
Trunc lines Sie ББ | 177.009 owned 
Investment in carrier property $ 802 945910 | $ 19.502.300,205 
Other investments . . ‚...] $ 87.388,573 |$ 6.283.573,602 
LS 7.747.880 |8 352.017.727 
Material апа supplies ‚...[ 8 10.088.181 |S 385.056.581 
Total current assets ls 48.796.006 | $ 1.143.989.650 
Capital stock 2.2... ... 2... .] $ 290,908.866 |$ 8.123.194:832 
Funded debt unmatured sa a af $ 27.915.120 | $ 10.173.412.963 
Total current liabilities 22.2.1 $ 55.105.568 |$ 1.937.829.612 
Accrued depreciation-carrier property . . . „| $ 413.915.924 |$ 2.638.420.347 
Total corporate surplus ..........] $ 41.557.601 |$ 3.126.391.284 
Operating revenues ‚...] 8 248.645.057 |$ 4.166.008.602 
Operating expenses $ 09.641.097 |$ 3 119.064.934 
Taxes: 
U.S. Government taxes ,. $ 28.435.352 |$ 72.700.242 
Other than U. 8. Government taxes . . . . | $ 10.127.372 |5 252.964.023 


$ 33.502.724 |$ 325.665.165 


Pipeline operating income $ 110.441.246 |$ 721.338.503 
Interest on long-term debt . . .. .. JS 2.785.406 |$ 451064797 
Net income . . 2... оар $ 102.796.361 | $ 98.057.740 


Dividend appropriations: 
From current income $ 50.331.699 |$ 58.876.615 
From surplus $ 25.497.033 |$ 109.525.419 


Total Áz дөн $ 75.820.332 |$ 161002034 
| 


Depreciation charged to operating expenses: 


Gathering lines ,.,.,........] $, 5.595.993 
Trune lines el erchy siro e el a 2 132 


Шом. еа 1 ат! шю» кул. эде» $ 29.100.125 |$ 197.034.640 
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III. Verkehrsumfang und Verkehrsleistung. 


Die wenigen Angaben der ICC. über den Verkehr der Pipelines sind 
in Zusammenstellung 4 unter III. Verkehrsmengen und IV. Verkehrs- 
leistung wiedergegeben. Die ICC. gibt die Posten noch getrennt nach 
crude und refined (schwarze und weiße Ware). Diese Unterscheidung 
ist für die vorliegende generelle Untersuchung nicht von Bedeutung und 
deshalb nicht wiedergegeben. 

Wirtschaftliche Vergleiche mit den Eisenbahnen zu ziehen, ist auf 
diesem Sektor besonders schwierig. Zunächst ist es natürlich die Art 
des Transportgutes Öl mit seinen wenigen Varianten, die der Vielheit der 
Eisenbahngüter gegenübersteht. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, 
daß den Pipelines mit ihrem einseitigen, auf Öltransport beschränkten 
Geschäft gegenüberstehen zunächst einmal der Güterverkehr der Eisen- 
bahnen; dann aber die Eisenbahnen in ihrer Totalität, zu deren Ge- 
schäftsbereich nicht nur der Güterverkehr, sondern auch der Personen- 
verkehr gehört, der mit dem Güterverkehr in unlösbarer Gemeinschaft 
verbunden ist. Im großen und ganzen gesehen und allgemein gesagt, 
können Güterverkehr und Personenverkehr nicht unabhängig nebenein- 
ander betrieben werden, sondern sie tragen sich gegenseitig und können 
nur theoretisch-statistisch einzeln für sich betrachtet werden. Aus diesen 
Umständen ergeben sich auch Art, Umfang und Grenzen für Vergleiche 
zwischen den Pipelines und den Eisenbahnen. Einmal sind die Eisen- 
bahnen als geschlossenes Ganzes, also mit Personen- und Güterverkehr 
heranzuziehen, ein andermal der Güterverkehr allein unter anteiliger 
Aufteilung aller Beträge, die beiden Verkehrsarten gemeinsam sind. Diese 
Aufteilung wird von der ICC. vorgenommen nach einer Methode, für die 
die anerkannte Autorität der Behörde Gewähr leisten muß. 

In der Zusammenstellung 5 sind die den Pipelinezahlen der Zusam- 
menstellung 4 entsprechenden Eisenbahnzahlen wiedergegeben. In beiden 
Aufstellungen sind unter den gleichen Überschriften und Ziffern der 
Zeilen die zu vergleichenden Werte aufgenommen. Die Zahlen sprechen 
für sich selbst und bedürfen keiner Erläuterung durch Worte. Inter- 
essant ist, daß die mittlere Transportweite im ungebrochenen Verkehr 
auf beiden Transportsystemen fast gleich ist (320 und 337 miles). — Be- 
merkenswert erscheint die Verkehrsdichte der Pipelines: Barrel-miles per 
mile оў truncline per day = 14.680 bbl. In USA. rechnet man bei einem 
mittleren Abstand der Pumpstationen von 33 miles mit einer Höchst- 
leistung von 12 000 bärrel täglich bei einem Rohrdurchmesser von 6 Zoll 
und Druck von 1000 Pfund auf den Quadratzoll; und mit 25 000 barrel 
bei 8 Zoll und 900 Pfund. Eine Statistik der Rohrweiten des Pipeline- 
netzes liegt nicht vor. Die Durchmesser der trunclines sind aber oft er- 
heblich größer, 12 Zoll und mehr. 12 Zoll entsprechen 75 000 bbl täglich. 
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In dem heutigen Pipelinenetz dürfte also eine beträchtliche stille Reserve 
liegen, die größere Transportleistungen ohne weiteres ermöglicht. 

Im übrigen zeigen die Zusammenstellungen 4 und 5 u. a.: 

Die Güterverkehrseinnahmen auf Pipeline und Eisenbahn verhalten 
sich ungefähr wie 1:14, 

die Verkehrsmengen aber wie 1:6 bis 1:5, 

die Frachteinnahme je Tonne liegt auf 1:2 bis 1:3, 

die Verkehrsdichten verhalten sich wie 4:7, 

der finanzielle Endeffekt (net income) liegt aber wie 1:1, d.h. ist 
bei beiden gleich. ' 

Die Selbstkosten einer ton-mitle. 

Die Selbstkosten (= Betriebskosten: + Schuldendienst) eines Tarif- 
Tonnen-Kilometers sind eine im deutschen Verkehrswesen oft gebrauchte 
Einheit. Sie findet sich in der ICC.-Statistik nicht; kann aber aus den 
vorhandenen: Unterlagen vergleichbar‘ errechnet werden, Das Prinzip 
der Rechnung besteht darin, daß als Gesamtausgabe-Aufwand das ein- 
gesetzt wird, was zwischen operating. revenues und net income der income 
account liegt. ` у 

a) Pipelines. 

Einnahme- und Ausgabezahlen der Pipeline-Statistik lassen sich der 
Verkehrsleistung nicht gegenüberstellen, da die Verkehrsleistung nur für 
die trunelines ermittelt wird. Ein Vergleichswert läßt sich’ aber durch 
folgende Überlegung errechnen: Die depreciation ist für die gathering 
($ 5,6 Mio) und trunclines ($ 23,5 Mio) getrennt angegeben. Die An- 
nahme ist erlaubt, daß der Gesamtaufwand (in den operating expenses 
ist ja die depreciation enthalten) in gleicher Weise wie die depreciation auf 
gathering und trunelines aufgeteilt werden darf. 

Dies führt zu folgendem: 


operating revenues ee, $ 248,0 Mio 
Net: inoome 55210. al 2, 1028 „ 
Gesamtaufwand . . . . . . . . . $ 145,8 Mio 


davon entfällt auf trunelines 209-1498 = ~ $ 118 Mio. 
Diesem Betrag stehen truncline barrel-miles von 303 Mrd, das sind rd. 


45,5 Mrd. ton-miles, gegenüber (634 barrels ОЙ = ~ 1 ton). Daraus ergibt 
sich als „Selbstkosten“ (= Betriebskosten + Schuldendienst) 


118 
1 net ton mile = === = 0,259 Cents 


455 


b). Eisenbahnen. 
Um die Selbstkosten im Güterverkehr, Durchschnitt je Tonnen-Meile 
(freight service, average. per net ton-mile) berechnen zu können, ist zu- 
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nächst der Gesamtaufwand im Güterverkehr auszüwerfen. Die Aufteilung 
deg Gesamtverkehrs durch die ІСС. auch hinsichtlich ihrer Grenzen sei 
durch FolgendenS Schema gezeigt; Zahlen in Milliarden $: 


| 1" Gite, 
Güter- | Petsonen- | nicht 
verkehr | verkahr, | Personen-, | aufgeteilt 
| verkehr 2 


Railway operäting revenues 44.148: | зв 


‚Railway operating expenses . y 3.107 12 
Nat revenia from уйу. operaling nun. +10] + 6 
` From 
Mat det, е ое E 4 98 
Nicht aufgeteilt sind also + $ Luz Міо — $ 98 Mio = — $ 949 Mio. 
Danach hat der Güterverkehr zu tragen bzw. zu decken 
1, ВІСН BODEN Алы; да! ae al сте ER Mio. 
2. das Defizit net revenue des Personenverkehrs . . . $ 132 „ 
3. alle Posten zwischen net revenue und net income für 
Güter- und Personenverkehr „а, vis", $ 949 n» 


zusammen $ 3.391 Mio 
ZurProbe: Railway operating revenues 
freight war (s. oben) . . + $3,483 Mio 
führt zu net income . . . +$ 92 Міо 
+$ 6 „ aus nicht aufgeteiltem 
income, в, oben 
+$ 98 Міо 


Dem Gesamtaufwand im Güterverkehr von. . $ 4.391 Міо 


stehen gegenüber revenue net ton-miles . «$ 360.620 Mio 
und revenue and non revenue net ton-miles . . $396.572 Mio. 
Die „Selbstkosten“ (= Betriebskosten + Schuldendienst) werden also 


„ _ 339100 _ я 

1 revenue net ton-mile = ae en == Baan Cents. 
Der Betrag ist so hoch — darauf sei nochmals besonders hingewiesen —, 
weil der Güterverkehr für Lasten des Personenverkehrs einspringen muß 


und zudem in einer Zeit, in der die Lage der Eisenbahnen sowieso wenig 
ertragreich ist. 


Naturgemäß schwankt der Wert 0,940 Cents mit der Wirtschafts- 
lage; daß die Schwankungsgrenzen nicht sehr groß sind, zeigt die fol- 
gende Gegenüberstellung 1937 gegenüber 1929, dem Jahr der Hoch- 
konjunktur: 

Operating ratio of all services, Eisenbahnen I. Klasse: 
1937 = 74,87 1929 = 71,16 


Archiv für Eisenbahnwesen, 1942, 61 
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с) Pipelines und Eisenbahnen. 

Als Ergebnis folgt aus den Untersuchungen unter a) und b): Die 
Selbstkosten (= Betriebskosten + Schuldendienst) der net (revenue) 
ton-mile auf Pipeline und Eisenbahn verhalten sich wie 0,259 : 0,01 :4. 
Die operating expenses (in Cents je net ton-mile) verhalten sich übrigens 
wie 0,177 : 0,640, d. h. ebenso œ 1 : 4. 

Die von Miclescu im Archiv für Eisenbahnwesen 1938 Seite 174 f. 
für Rumänien angegebenen Kosten је tokm stehen ebenfalls im Ver- 
hältnis 1:4. 

Durch Gegenüberstellung des Gesamtaufwandes, wie er oben er- 
mittelt ist, zu den Einnahmen ergibt sich eine dem deutschen Begriff 
ähnliche „Wirtschaftszahl“ (d. i. Betriebskoeffizient unter Berücksichti- 
gung des Schuldendieristes) für 


145,8 3.391 
gaer, 145,8 s Я idi Ж 
Pipelines = 248,6 100 = 59°, Eisenbahnen = «чыз. 100 = D, 
Zusammenstellung 4. 
Pipeline-Gesellschaften 1937. 
I. Betriebslänge 
1. Miles of line operated 
а rgethering "Nena iha erh lg 40.062 
Ъ;Чгиоо.›; ee ae. aaa ale e 6.550. 
ОЕ ева EN 96.612 
П, Einnahmen und Ausgaben 
1, Operating теуепцев о. ............ $ 248.645.057 
2. Operating ехревев....,......... $ 99.641.087 


3. Operating ratio (percent) 


alla эш» ке Tuiri 40,1 


Ш. Verkehrsmengen 


barrels tons 
Ой transported: 
la, Originated on line . „un. » 948.348.365 | 142,8 Mio 
1b, Originated Oh ПЧ! ШЙ rageived 
from connecting carriers ..., 1.288.419.973 193,3 Mio 
1с. Terminated on respondents line, 940.188.863 . | 141,0 Mio 
IV. Verkehrsleistung ton-miles 


1/2 Number of barrel-miles tr uno lines 


303.010,367,000 


45.452,5 Mio 


У. Beförderungaweite 
Average distance transported, miles: 


la. Originated ооо ee я 320 
1b. Originated and received TV! EC AR 236 
1c. Terminated "each SC VRE ‚ 333 
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VI. Einnahme je beförderte Einheit 


Average rovenue 
la, Originated Шу: Din... 
1b. Originated and received II, : Шу 
10, Terminated Пу : Ti... 


VII. Einnahme је Streckoneinheit 
1. Revenue per mile of line operated 
HE E CT E 
ҮШ. Verkehrsdichte 
1. barrel-miles per mile of trune line 
рег day IV : Ip: 305. oea 
IX. Transportaufwand 


1. Bei den Pipe-lines sind gross ton-miles gleich net ton-miles gleich revenue 
ton-milea! 

2. und 3. Bei den Pipe-lines ist das Verhältnis der net ton-miles zu gross ton-miles 
gleich 100%! 


ton-miles 


Zusammenstellung 5. 
Eisenbahnen I. Klasse 1937. 


Class I Steam railways 1937, 
I. Betriebslänge 


1. Average mileage of road operated ...... . . 285.766 
2. Miles of road a in freight service, average 
during year . . . ir de Айкан А 20501], 
П. A. Einnahmen SH EE CN 
1. Railway operating revenues ......... $41661 Mio 
2. Railway operating expenses. . . s e sosopo no $3.119,1 Mio 
3. Operating ratio (percent), .......... 74,9 Mio 
П. В. Einnahmen und Ausgaben im Güter- 
verkehr 


Railway operating revenues assigned and apportioned 
to freight вегуіс 


Чо еро. а ада déet . . $ 3.488,5 Міо 
1а, Percent of railway operating‘ revenues її в: П А, 83,0 
2. Railway operating expenses assigned and ap- 
portioned to freight service » » =» © 2 > > > 82,8101 Mio 
За, Freight operating ratio (percent) . 1... 66,2 
3b. Passenger operating ratio (percent) . . . . . „ 119,8! 
П. C. Einnahmen Im Güterverkehr der 
Schiene 


Rail transportation revenues assigned and apportioned 
to freight service: 
1. Amount . . . лг} $ 8.482 Міо 
1a. Percent of ЖЫГУУ баб revenues нй ed and 
apportioned to freight service ПС: ПВ. . . . 98,5 


DI 
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Il. Verkehrsmengen 
1. Revenue tons originated . о 1.015, Mio 
2. Revenue tons carried . : | o. e. a s . em 1.825,3 Mio 
IV. Verkehrsleistung 
Net ton-miles: 
1. Revenue . . D . ese n v gi e . 4 Gola 860.620,з Міо 
2. Total-revenue ddd non`revenye . . s. 0 . sis . 8945716 Mio 
V. Beförderungsweite j 
Average haul per revenue ton, miles: 
1, Per ton oiriginated, all classes of steam railways as a 
system ТҮ,:Ш,.... TEMP "897,4 
2. Per ton operated, per railway ту: k їп; a. TR 197,6 
УІ. Einnahme je beförderte Einheit ү 
Average revenue У 
1. Рег revenue {оп originated, all classes of steam railways 
as a system ICi:UIh. . 2... +2». М $ Зло 
2. Рег revenue ton carried, рег railway п. с (ш, “+ ш $ 1,88 
УП. Einnahme је Streckeneinheit 
1. Rail transportation- revenues assigned and apportioned 
to freight service, per mile of road operated in freight 
e ID NONE а EEE a E $ 14,072 
УШ. Verkehrsdichte 
1. Net ton-miles per day — per mile of road operated in, 
freight train service ТҮ{:1,. 2...7... ... 4,223 
IX. Transportaufwand 
1. Freight service, gross кашу. including locomotives 


and enden » 2.22... а 1.079,505,8' Mio 
2. Percent revenue ton-miles of gross ton-miles (e x cluding 

locomotives and tenders) . . . 3 М 38,3 
3. Percent revenue ton-miles of gross OR ЖИЫН o n aeae 

locomotives and tenders) Туз : Хд... 0..0... 33,3 


IV. Die Belegschaft und ihre Bezahlung. 


An Personalstatistik über die Pipelines gibt die ICC. nur wenige 
summarische Angaben. Sie beschränken sich auf die Zeilen 1, 2, 3 der 
Zusammenstellung 6 (Kopfzahl und entsprechender Geldbetrag). Eine 
Aufgliederung nach einzelnen Gesellschaften, wie es für die finanziellen 
Angaben geschieht, erfolgt nicht. 

In Zusammenstellung 7 sind von mir die entsprechenden Zahlen für 
die Eisenbahnen der Class Т aus deren erheblich umfangreicheren Per- 
sonalstatistik herausgeschält und zusammengetragen. In beiden Tabellen 
tragen entsprechende Zeilen die gleichen Ziffern. 

Ein Vergleich der Zahlen über das leitende Personal ist nicht ohne 
weiteres gegeben, darum ist für die Eisenbahnen noch eine andere Glie- 
derung herangezogen. Der Vergleich Leitung zu Gesamtpersonal ist für 
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die ICC. als politische Behörde von Bedeutung, für unsere Zwecke hier 
unerheblich. Streng vergleichbar sind die Angaben über das Gesamt- 
personal, das sind die Zeilen 5, 6 und 7. Sie zeigen, wie lohnintensiv die 
Eisenbahnen gegenüber’ den Pipelines sind. Kann man die Zeile 6 der 
Tabellen 6 und 7 doch auch wie folgt ausdrücken: 
ў 100 $ werden verdient 
bei den Pipelines mit 18,1 $, 

' bei den Eisenbahnen mit 44,8 $ Lohnaufwand; 
oder der relative Lohnaufwand ist bei den Eisenbahnen 2% mal höher 
als bei den Pipelines! 


Zusammenstellung 6. 
Das Personal und seine Bezahlung. 


Pipeline-Gesellschaften, 
1. General officers and general office employees: 


Average number (das sind 9% уоп allen) . . 2.2.2. 2.177 
СбошраеолаНноп Cette ele el ИСУО & 5.89),987 
2. All other employees: 
ауе оре ie ЫК ner аллил Gert, E 21.991 
Compensation . ШШ... ОТ БИТ 80889688 
3. Total employees: 
Average number, Ир. ИИИ ЕЛИ EN, 24.168 
Сотрепвайоп „іа E 46.054:857 
4. Durchschnittsvergütung auf 1 Kopf in der Leitung . . . . $ 2.480 
5. Durchschnittsvergütung auf 1 Kopf der Belegschaft , . . , $ 1.864 
6. Von den Betriebseinnahmen gehen auf persönliche Ausgaben 18,1% 
7. Von den operating expenses sind persönliche Ausgaben . . . 452 % 


Zusammenstellung 7. 
Das Personal und seine Bezahlung. 
Eisenbahnen І, Klasse. 


(1) Executives, general officers and assistents, Division officers, 
assistents, and their staff assistents 


Number (das sind 1,1% von allen) ......... 12.315 

Compensation «sss s ie e eienn moyi aane $ 70.888.209 
1. All employees daily basis 

Average number (das sind 8,5 % von allen) . . . . . 87.794 

Compensatin . . 2 vn een E 206400588 
2. All employees hourly basis 

Avaragenumbr Wr 1.026.869 

Compensation (ЧӘР dw. E 1.799.046.185 
3. Total employees 

ЖИЙДЕ лат MAL In RT Р HUREN ЭС 1.114.668 

Compensation `. neun enter... E 1.985.446.718 


Compensation chargeable to oper. expenses . . . , . $ 1.865.391.716 
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Durchschnittsvergütung auf 1 Kopf der Leitung 


(4) Ermittlung nach (1) is-s 1. ben tn eh 5.752 
4. Ermittlung nach 1 . . DEER) 2.807 
5. Durchschnittsvergütung aut 1 Кор der Belegschaft 2:5, 1.781 
6. Von den Betriebseinnahmen gehen auf persönliche Ausgaben 44,8 % 
7. Von den operating expenses sind persönliche Ausgaben . 59,8 % 


Ergebnis : Die ап Hand der ICC.-Statistik durchgeführte Unter- 
suchung der Pipelines und ihr Vergleich mit den Eisenbahnen hat an- 
schaulich gezeigt, wie sehr die Pipelines auf Grund ihrer technischen 
Eigenart den Eisenbahnen wirtschaftlich und betrieblich überlegen sind. 
Als Standard-Zahlen seien wiederholt: 


Pipoline 


Investment in carrier properly per mile of road 
Anlagekosten je Meile 
Betrag. 7.11.4; ШАА! $ 8.300 $ 110.000 
Verhältnis zueinander 1 


Operating revenue per mile, freight service, per mile of line 
operated 

Einnahme im Güterverkehr je Meile 
Бекр NA ИША. з Age Ee $ 2574 | $ 14.072 
Verhältnis zueinander... cu messen 1 6 

„Selbstkosten“ einer ton-mile 
Макар EEN, TE e ААО АЕ 583 0,250 Cents | 0,940 Cents 
Verhältnis zueinander . ааа. 1 4 


Ratio of dividend appropriations to investment in. carrier 


‚property 
Verzinsung des investierten Kapitals 


аг WER He AE 9,5 0,9 
Verhältnis жиешапйег...,............ 1 уа 

Obwohl selbstverständlich, soll nochmals ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen werden, daß die ermittelten Zahlen und Relationen nur typische 
Bedeutung haben. Wie in jeder derartigen Statistik ist das Individuelle 
in der Masse untergegangen, geboren wird der Typus, die Wesensform. 
Im einzelnen, individuellen Sonderfall können die Ergebnisse als allge- 
meiner Anhalt, eben als „Durchschnitt“, bewertet werden; sie können 
aber die Einzeluntersuchung des Individualfalls nicht ersetzen. Hin- 
sichtlich der Umrechnung von Währung und Tarifen bei internationalen 
Vergleichen ist auf die Bedingtheit und Grenzen derartiger Rechnungen 
schon eingangs hingewiesen worden. 

Die Untersuchung möge anregen, sich mit dem neuen Verkehrsmittel 
der Pipelines und seinen Rückwirkungen auf die alten Verkehrsmittel 
rechtzeitig zu befassen, damit der technische Fortschritt, der unzweifel- 
haft in den Pipelines liegt, eingesetzt werden kann zum Besten von Ver- 
kehr und Gemeinwohl. 
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Frühgemüse und Frühobst aus Algerien. 


Von 
Geh. Regierungsrat Wernekke, Berlin. 


Algerien ist, soweit es ausreichend bewässert wird, ein frucht- 
bares Land, und seine Lage südlich von Europa bringt es mit sich, daß 
seine Bodenerzeugnisse eher reifen als diejenigen unseres nördlicher 
gelegenen Erdteils. Es hat daher eine lebhafte Ausfuhr von Frühgemüse 
und Frühobst nach Europa, insbesondere nach Frankreich. Schon im 
Jahre 1904 umfaßte sie 350 000 Q. (1 Quintal = 50 kg), aber erst in der 
Zeit nach dem ersten Weltkrieg entwickelte sich dieser Verkehr in er- 
staunlicher Weise. So war die Menge bis 1933 bereits auf 1,2 Mio Q. ge- 
stiegen, bis 1937 erreichte sie sogar 2,5 Міо Q. hatte sich also in vier 
Jahren mehr als verdoppelt. Dann trat eine Art Beharrungszustand ein. 
Da aber die Flächen, auf denen in Algerien Gemüse und Obst angebaut 
werden können, erweiterungsfähig sind, erwartet man, daß nach Beendi- 
gung des gegenwärtigen Krieges die Ausfuhr von „Primeurs“ aus 
Algerien einen neuen Aufschwung nehmen wird. 

Die wichtigsten Ausfuhrgüter von Algerien sind Getreide und 
Wein; ihre ausschließliche Pflege kann aber die verderblichen Folgen 
haben, die mit jeder „Monokultur“ verbunden sind, und die Erzeugung 
von Frühgemüse und Frühobst ist daher für das Wirtschaftsleben von 
Algerien von großer Bedeutung. Das hat man dort auch richtig er- 
kannt, und eine planmäßige Wasserwirtschaft hat dafür gesorgt, daß die 
weiten Flächen im Innern des Landes, die an sich fruchtbar sind, denen 
es aber von Haus aus an Wasser fehlt, bewässert werden können. Sonnen- 
schein ist dort reichlich vorhanden, und so kann der Boden reichen Er- 
trag bringen. Von 1920 bis 1940 sind in Algerien mit einem Aufwand 
von 2,5 Mrd Fr. zehn Talsperren angelegt worden, hinter denen mehr 
als 700 Mio cbm Wasser gespeichert werden können; davon können 
5 bis 6 Mio im Jahre zur Bewässerung von 150 000 ha ausgenutzt werden, 

Die auf diesen Flächen erzeugten Früchte werden zum bei weitem 
größten Teil ausgeführt. Im Betriebsjahr 1938/39 — das Betriebsjahr 
beginnt am 1. September und endigt am 31. August — wurden 1,285 Mio Q. 
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Frühgemüse und 0,795 Міо Q. Frühobst in etwa 13 Mio Sendungen aus- 
geführt. Der Wert dieser Ausfuhr, die also noch ganz in das letzte Frie- 
densjahr fiel, betrug 3,8 Mio Fr. Sie stand, allerdings erst in weitem 
Abstand, unmittelbar hinter der Ausfuhr von Getreide und Wein und 
belief sich dem Gewicht nach auf 4 %, dem Wetie nach auf 8 % der ge- 
samten Ausfuhr. 


An erster Stelle stehen unter der Ausfuhr, von Frühgemüse die 
Frühkartoffeln mit 602.000 Q., dann folgen Möhren mit 208 000 Q., Arti- 
schocken: mit 196 000 Q., Tomaten mit 172000 Q.; das Frühobst, also 
Apfelsinen, Mandarinen und ähnliche Früchte, machen 680 000 Q. aus. 
Ihr Wert fällt besonders ins Gewicht; er beträgt 156 Mio Fr., während 
die Kartoffeln, dem Gewichte nach nur wenig hinter ihnen zurückblei- 
bend, nur einen Wert von 80 Mio Fr. haben. Ferner werden ausgeführt 
grüne Bohnen und Erbsen, Weintrauben und Pflaumen, doch bleibt ihre 
Menge und ihr Wert weit hinter den eben genannten Zahlen zurück. 
Bei den Kartoffeln handelt es sich ausschließlich um Frühkartoffeln, 
und hier steht Marokko im Wettbewerb mit Algerien; sie werden mit 
einem Höchstmaß im April vom Januar bis Mai versandt. Dann setzt 
die Ernte in Südfrankreich ein, anschließend dann in der Bretagne, und 
so ergänzen sich für Frankreich die Lieferungen aus Afrika und die Er- 
zeugung im eigenen Lande. Ähnlich liegen die Verhältnisse bei den 
übrigen „Primeurs“ aus Nordafrika. Die Kartoffeln aus Algerien machen 
etwa die Hälfte der nach Frankreich eingeführten Menge bei einem 
Verbrauch von 48 Mio Q. aus. 


Unter den Ausfuhrhäfen in Algerien steht Algier an erster Stelle; 
seine Ausfuhr auf dem hier behandelten Gebiete machte im Jahre 1938/39 
1,002 Mio Q. aus. Mit 318 000 Q. folgte Огап, die übrigen Häfen, so Bône 
und Philippeville, blieben dahinter weit zurück. In Algier herrscht der 
Kartoffelverkehr vor, der fast ausschließlich über diesen Hafen geht, 
Der Empfang in Frankreich ist am höchsten in Marseille, wo im ge- 
nannten Jahre 1,430 Mio Q. eingingen; hierauf folgt Port-Vendres mit 
364 000 Q., Sète (Cette) mit 140 000 Q. 70 000 Q. gingen nach englischen 
Häfen, 60 000 Q. nach Dünkirchen und Rouen. 


Der gegenwärtige Krieg hatte den Verkehr über das Mittelländische 
Meer zwischen Algerien und Frankreich zunächst stark zerrüttet, und 
unsere Quelle, die Revue générale des Chemins de fer, sieht daher davon 
ab, die Kriegsfolgen näher zu schildern. Sie bemerkt nur, daß der 
Wiederaufbau und die Weiterentwicklung eine Lebensfrage für den alge- 
rischen Obst- und Gemüsebau sein wird. Namentlich der Schiffsverkehr 
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hat mehr als die mm Frankreich anschließenden Eisenbahnen, unter der 
Einwrikung des Krieges’ zu leiden gehabt; vor dem Kriege haben aber 
die für diesen Verkehr zur Verfügung stehenden Schiffe zu seiner Be- 
wältigung ausgereicht. 


Bei der Verwertung der hier behandelten Erzeugnisse der algeri- 
schen Landwirtschaft spielt natürlich infolge der weiten Entfernung 
zwischen der Gegend, wo sie erzeugt werden, und derjenigen, wo sie ver- 
braucht werden, die Beförderung eine wichtige Rolle. Sie müssen dabei 
zweimal umgeladen werden, was bei so empfindlichen Gütern mit Vor- 
sicht geschehen muß. 


Die französischen Eisenbahnen und die Schiffahrtsgesellschaften, 
die am algerisch-französischen Verkehr beteiligt, sind, arbeiten zusam- 
men, um die Gemüse- und Obstsendungen so schnell durchzubringen, 
wie es die Versender und Empfänger wünschen. Diese werden natürlich 
auf der Eisenbahn als Eilgut — grande vitesse — behandelt, und die im 
wesentlichen dabei beteiligten französischen Eisenbahngesellschaften, die 
Paris-Lyon-Mittelmeer-Eisenbahn und die vereinigten Paris-Orl&ans- und 
Süd-Eisenbahnen, haben sich schon die Pflege dieses Verkehrs besonders 
angelegen sein lassen. Die jetzige Staatseisenbahn-Gesellschaft, die 
Société nationale des Chemins de fer français, wird in dieser Beziehung 
zur Zeit stark behindert sein, es ist aber mit Bestimmtheit zu erwarten, 
daß sie sich seiner wieder annehmen wird, sobald sie durch die Rückkehr 
zum Friedenszustand dazu in die Lage versetzt wird. Eine Sendung, die 
am Morgen beim Erzeuger abging, wurde z.B. am folgenden Morgen in 
Algier auf das Schiff verladen und traf um Mitternacht desselben Tages 
in Marseille ein; von hier nahm der Weg bis Paris, rd. 860 km, nicht 
ganz 24 Stunden in Anspruch. Gemüse und Obst, das am Morgen des 
ersten Tages in Algier verladen worden war, stand also am Morgen des 
dritten Tages, vier Tage, nachdem ев geerntet worden war, in Paris zum 
Verkauf bereit. Bis nach London nahm die Beförderung einen Tag mehr 
in Anspruch. 


Um den Versendern entgegenzukommen, sind ermäßigte Tarife für 
die Sendungen erstellt worden, die neben der Schiffs- und der Eisen- 
bahnfracht auch die Hafengebühren und die Umschlagkosten enthalten. 
Einzeln berechnet betrugen z. В. die Kosten vom Hafen Algier bis zum 
Bahnhof Paris 78,40 Fr. für 100 kg Tomaten, was bei dem Wert einer 
solehen Sendung in Paris von 200 bis 500 Fr. tragbar ist. Nach den 
Sätzen vom Frühjahr 1939 waren aber z.B. für je 100 kg zu zahlen: 
für Kartoffeln 57,0 Fr., für Apfelsinen 79,10 Fr, für grüne Bohnen 
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87,20 Fr., für Weintrauben 93,90 Fr. Die Tarife sind also nach dem Wert 
дев Guts abgestuft; auffallend ist dabei, daß die grünen Bohnen so hoch 
stehen, doch gelten sie für besonders empfindlich, und das mag der 
Grund für ihren hohen Frachtsatz sein. 

Man sah es offensichtlich in Frankreich für eine Ehrenpflicht an, 
den Erzeugnissen seiner afrikanischen Siedelung die Wege auch ins Aus- 
land zu eröffnen und sie dort wettbewerbsfähig mit den Erzeugnissen 
anderer Länder zu machen. So sind auch für den Durchgangsverkehr 
Tarife erstellt worden, die für die französischen Eisenbahnen ein Opfer 
bedeuten, und der Frachtsatz für 100 kg Tomaten aus Algerien betrug 
2. В. im Frühjahr 1939, berechnet unter Berücksichtigung des damaligen 
Standes der französischen und der englischen Währung, bis London 
88 Fr., ebenso bis Genf 71 Fr., bis Brüssel 75 Fr., bis Amsterdam 91 Fr., 
und für Kartoffeln war er noch um etwa 20 Fr. niedriger. Dabei wurden 
diese Erzeugnisse auf den ausländischen Märkten teurer bezahlt als in 
Frankreich, und man erwartete daher von diesen ermäßigten Tarifen eine 
lebhafte Förderung des Verkehrs mit diesen Waren nach den genannten 
Plätzen, Der Krieg hat dieser Erwartung allerdings ein Ende bereitet. 
Bei seinem Ausbruch bestanden durchgehende Tarife für den Verkehr 
zwischen den algerischen Häfen und einer ganzen Anzahl von französi- 
schen Städten über Marseille, zwischen Algier und Oran und Süd- und 
Westfrankreich über Port-Vendres, für den Durchgangsverkehr nach 
England, Belgien, den Niederlanden und den skandinavischen Ländern, 
zwischen den algerischen Häfen einerseits, den Häfen am Kanal und an 
der Nordsee und den französisch-belgischen Übergangsbahnhöfen an- 
drerseits, ferner zwischen den algerischen Häfen und Genf, sowie den 
sonstigen Übergängen an der Schweizer Grenze und endlich zwischen 
den Ausgangshäfen und London. In ihnen waren die Hafengebühren, die 
Umladekosten u.dgl. inbegriffen. Der Versender und der Empfänger 
wußten also ganz genau, was die Ware am Ziel kosten würde. Die durch- 
gehenden Frachtsätze bedeuteten eine Ermäßigung von 27 bis 48% 
gegenüber den allgemein gültigen Frachtsätzen, ein Opfer, das von den 
Eisenbahnen, den Reedereien und den Stauern gemeinschaftlich gebracht 
wurde. Bei dem Frachtsatz für London und einigen anderen handelte es 
sich sogar um internationale Tarife, und es war für den Versender von 
besonderem Wert, daß sein Gut, begleitet von demselben Frachtbrief, die 
Grenze überschreiten und von Algier bis ans Ziel reisen konnte. Dabei 
hatten bei all diesen Tarifen die Versender die Möglichkeit, den Hafen 
vorzuschreiben, über den ihre Ware geleitet werden sollte, ferner die 
Reederei, die es befördern sollte, und den Stauer, der es umladen sollte. 
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Für gewisse Verbindungen waren die Tarife dahin abgestellt, daß die, 
Frachtsätze auf den verschiedenen Wegen gleich hoch waren, во 2, В. 
für den Verkehr mit England, Belgien usw., gleichviel ob das Gut in 
Algier, Böne, Oran, Philippeville oder Tunis verladen wurde, gleichviel 
ob es über Marseille oder über Port-Vendres beim Eingang nach Frank- 
reich oder über Dieppe, Dünkirchen oder Boulogne oder über die franzö- 
sisch-belgische Grenze beim Ausgang zu leiten war, Auch das hatte für 
den Versender große Vorteile; er brauchte nämlich nicht zu fragen, ob 
an dem Tage, an dem er Gut zum Versand aufgab, ein Schiff nach Mar- 
seille oder nach Port-Vendres beladen werden würde. Die Gültigkeit 
dieser Tarife wurde sogar auf Casablanca ausgedehnt, sie kamen also 
auch Marokko zugute. Die an ihnen beteiligten Unternehmen scheinen 
auch nicht wenig stolz auf ihren Gemeinsinn zu sein, den sie bei den 
Vereinbarungen über diese Tarife gezeigt haben. 

Im September 1939 wurden die durchgehenden Tarife außer Kraft 
gesetzt, weil die Schiffe, die den Verkehr zwischen Algerien und Frank- 
reich bedienten, mit Beschlag belegt wurden. Die Staatseisenbahn-Gesell- 
schaft knüpfte aber schon im Oktober Verhandlungen mit dem Handels- 
marineministerium an mit dem Ziel, diesen Verkehr wieder aufzubauen, 
sowie die durchgehenden Tarife wieder in Kraft zu setzen. Im November 
pflegte nämlich der Versand aus Algerien zu beginnen, und man fürch- 
tete, daß der Krieg verheerende Dauerwirkungen auf ihn haben würde, 
wenn nicht eingegriffen würde, Diese Besorgnis scheint aber unbegrün- 
det oder wenigstens übertrieben gewesen zu sein. Abschließende zahlen- 
mäßige Angaben über den Verkehr mit Frühgemüse und Frühobst zwi- 
schen Algerien und Frankreich für das Betriebsjahr 1939/40 liegen zwar 
nicht vor, aber um den Jahreswechsel wurde die Erwartung ausge- 
sprochen, daß dieses Betriebsjahr im wesentlichen ebenso verlaufen 
würde wie das vorhergegangene. Der Anbau von Apfelsinen, Manda- 
rinen usw. war unterdessen stark ausgedehnt worden, so daß eine Steige- 
rung des Verkehrs um 120 000 Q. gegen das Vorjahr vorauszusehen war, 
das mit 680 000 9. schon ein gutes Jahr gewesen war. Vom Kartoffel- 
verkehr erwartete man damals einen Rückgang, bei Möhren und Rüben 
dagegen eine Vermehrung, bei Tomaten und Artischocken ein Gleich- 
bleiben des Verkehrs. Bis zum Ende des Kalenderjahres waren die Hoff- 
nungen, die man in bezug auf die Entwicklung des Verkehrs gehegt 
hatte, erfüllt worden. In den zwei Monaten November und Dezember 
waren zwischen Algerien, Tunis und Marokko einerseits, Marseille 
andrerseits z. В. 220.000 Q. Frühobst und Frühgemüse gegen 180 000 Q. 
im Vorjahre befördert worden. Wie sich der Verkehr in der seitdem ver- 
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‚gangenen Zeit entwickelt hat, darüber liegen keine Nachrichten vor. Man 
sah aber damals wieder mit Zuversicht in die Zukunft und rechnete da- 
mit, daß der Wiederaufbau fortschreiten und der gut organisierte und 
ausgebaute Verkehr bald wieder wie in der Vorkriegszeit völlig störungs- 
frei durchgeführt werden könne, Übrigens wird dieser Verkehr noch 
für ziemlich ausbaufähig gehalten. Tatsächlich beschäftigte man sich 
mit Plänen, die künstliche Bewässerung auf größere Flächen auszudeh- 
nen, so durch Gewinnung von Neuland die Obst- und Gemüseanlagen in 
Algier noch erheblich zu erweitern und die Erzeugung stark zu steigern. 
Man wollte, und das in nicht allzu ferner Zeit, die Ausfuhrmengen min- 
destens verdoppeln, vielleicht sogar verdreifachen. Deshalb beschäftige 
man sich schon mit der Frage, ob und wie die Schiffahrt diese größeren 
Mengen werde befördern können und ob der Markt für die Mehrerzeu- 
gung auch genügend aufnahmefähig sein werde. 


Mit der eben erwähnten Frage, ob bei der in Aussicht genommenen 
Vergrößerung der Anbauflächen in Algerien die Reedereien in der Lage 
sein werden, den infolgedessen vermehrt zu erwartenden Verkehr zu be- 
wältigen, hat sich auch der Beirat für den nordafrikanischen Verkehr 
— Comité consultatif des Transports Nord-Africains — befaßt. Er hat 
darüber einen Bericht verfaßt, in dem er zu dem Ergebnis kommt, daß 
von den Häfen Böne, Philippeville und Oran die doppelte der bisherigen 
Menge versandt werden könnte, ohne daß die Zahl der Fahrten, die die 
hier eingesetzten Schiffe machen, vermehrt zu werden brauchte, daß 
dagegen die Leistungsfähigkeit der von Algier ausgehenden Schiffe vor 
dem Kriege schon beinahe erschöpft war. Die Reedereien werden ein 
oder zwei Dampfer mehr für diesen Verkehr einsetzen müssen, wenn 
auch durch gleichmäßigere Verteilung des Verkehrs auf die verschiede- 
nen Tage der Woche noch Raum für vermehrten Verkehr geschafft wer- 
den kann. Durch den Krieg werden ohnehin die Schiffe schneller ver- 
braucht werden, und Erneuerungen werden nicht zu umgehen und dop- 
pelt notwendig sein, 


Eine Anzahl der hier behandelten Güter, so die grünen Bohnen und 
Erbsen, die Pflaumen und Aprikosen sind auch gegen Hitze empfind- 
lich, und wenn der Verkehr mit ihnen zunimmt und sich auf weitere 
Entfernungen erstreckt, wird es nötig werden, Maßnahmen zur Abwehr 
der Wärme zu treffen, die Ware also vorgekühlt in Kühlwagen zu beför- 
dern, Die französischen Eisenbahnen waren vor dem Kriege eifrig be- 
müht, den Kühlverkehr zu fördern, und sie werden, wenn der Verkehr 
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erst wieder" in friedensmäßigen: Bahnen läuft, ihre Bemühungen auf 
diesem Gebiet sicher wieder aufnehmen, und die Reedereien, deren 
Schiffe in dieser Beziehung noch rückständig»sind, werden dem Beispiel; 
das ihnen die Eisenbahn gibt, folgen müssen, Sie haben außer an der 
Eisenbahn auch ein Vorbild an der französischen Bananenflotte. Bei 
Förderung des Kühlverkehrs zu Schiff und тїї der Eisenbahn darf aber 
auch nicht außer acht gelassen werden, daß die Kühlkette nicht ab- 
reißen darf, daß das Gut also kühl gehalten werden muß, bis es in die 
Hand des Verkäufers übergeht, der seinerseits das Gut kühl halten muß, 
bis er es dem Verbraucher übergibt. Eine Unterbrechung der Kühlkette 
kann bekanntlich mehr Schaden anrichten, als bei einem Versand ohne 
Kühlung entsteht. Alle an diesem Verkehr beteiligten Kreise müssen also 
zusammenarbeiten. Vorbereitungen mit diesem Ziel im Auge waren vor 
dem Kriege in Angriff genommen und werden sicher im kommenden 
Frieden fortgesetzt werden, { 


һ Es wird überhaupt Wert darauf gelegt, daß das Gemüse und Obst 
aus Afrika nicht nur in gerade einwandfreiem; Zustande in Frankreich 
auf den Markt gebracht wird, sondern daß es besonders hohen An- 
sprüchen an seine Güte genügt. Die Regierung von Algerien hat eine 
Dienststelle, das Office Algerien d'Action économique et touristique 
(Ofalac) eingesetzt, das Normen für die Beschaffenheit der „Primeurs“ 
aufgestellt hat; es unterscheidet dabei drei Gütegrade: überragend 
(extra), der Norm entsprechend (standard) und handelsüblich (mar- 
chand). Daraus, daß die handelsübliche Ware die dritte Sorte bildet, 
geht schon hervor, daß an die höher eingestuften Sorten gesteigerte An- 
sprüche gestellt werden. Aufsichtsbeamte dieser Dienststelle prüfen in 
den Häfen die Sendungen. Die Kosten für diesen Dienst werden dadurch 
aufgebracht, daß die Versender eine Abgabe von 0,25 bis 1 Fr. für 100 kg 
ihrer Sendungen zu entrichten haben. Die Aufsichtsbeamten sind be- 
rechtigt, Sendungen, die den Anforderungen nicht entsprechen, zurück- 
zuhalten. Sie gehen dabei mit ziemlicher Strenge vor. Im Betriebsjahr 
1938/39 haben sie von 13 070 000 Sendungen 91 000 angehalten, an sich 
eine erhebliche Zahl, die aber andererseits beweist, daß auch die Ver- 
sender Wert darauf legen, gute Ware zu verschicken, denn sie ist nur ein 
geringer Bruchteil der Gesamtzahl. 


Die Wiederaufnahme des Friedensverkehrs wird alle, die an dem 
hier behandelten Verkehr beteiligt sind, vor neue Aufgaben stellen. Die 
französischen Eisenbahnen haben schon jetzt ihre Bereitwilligkeit er- 
klärt, bei deren Lösung mitzuwirken. Ihre Mitarbeit kommt ihnen dabei 
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selbst zugute, denn sie zogen schon vor dem Kriege aus der Beförderung 
von Frühgemüse und Frühobst aus Algerien eine Einnahme von etwa 
75 Mio Fr. Sie wirken bei der Förderung dieses Verkehrs auch zur 
Lösung einer bevölkerungspolitischen Aufgabe mit. Die eingeborene Be- 
völkerung von Algerien hat sich in den Jahren 1926 bis 1936 um 2%, 
die europäische, im wesentlichen aus Frankreich stammende, nur um 
1% vermehrt. 

Die jüngsten Ereignisse in Nordafrika haben naturgemäß zu einer 
jähen Unterbrechung des Verkehrs von Algier nach Frankreich geführt. 
Diese Unterbrechung kann für den hier: behandelten Verkehr nur vor- 
übergehend sein. Bei der Lage Algiers kommen als Absatzgebiete des 
leichtverderblichen Frühgemüses und des Obstes, da diese Erzeugnisse 
in Algier selbst nur zum kleinsten Teil verbraucht werden können, wie 
bisher nur der europäische Kontinent, in erster Linie Frankreich, Bel- 
gien, Deutschland in Frage. Nach Eintritt geordneter Verhältnisse wird 
der gut organisierte und eingespielte algerische Obst- und ‚Frühgemüse- 
verkehr wieder, und möglicherweise sogar in verstärktem Maße, dem 
europäischen Kontinent zugute kommen. 
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Kleine Mitteilungen. 


Der Kaukasus und seine Erdölvorkommen. (Mit einer Übersichts- 
karte.) I. Der Kaukasus. Das Gebiet des Kaukasus ist politisch 
kein einheitliches; er erstreckt sich über die Unionsrepubliken Trans- 
kaukasiens und Ciskaukasiens. 
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Aserbaidshan nimmt den östlichen Teil Transkaukasiens ein, 
der am Kaspischen Meer liegt. Den wesentlichen mittleren Teil bildet 
eine Tiefebene am Flußlauf der Kura, die durch die Berge vor der Ein- 
wirkung der feuchten Westwinde geschützt, ein trockenes Klima auf- 
weist. Der Ackerbau, hauptsächlich der Baumwollanbau, braucht künst- 
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liche Bewässerung. Neben einer ausgedehnten Land- und Viehwirtschaft 
sind die Bodenschätze von wirtschaftlicher Bedeutung. In Daschkesan 
sind Magneteisensteinlager anzutreffen, auf deren Grundlage ein großes 
Eisenhüttenwerk geschaffen werden sollte, das Rohre für die Erdöl- 
leitungen herzustellen bestimmt war. Kupfererze und Kupferkies sind 
vorhanden, ferner sind Fundstätten von Gold, Mangan, Marmor, Kobalt 
und anderen Mineralien bekannt. Das Gebiet von Kirowabad verspricht 
nach der Halbinsel Apscheron das zweite Industriegebiet des Landes zu 
werden. Der Hauptwirtschaftszweig Aserbaidshans, der nicht nur 
für Rußland, sondern weit darüber hinaus von Bedeutung ist, ist die 
Erdölindustrie Bakus.. Baku liegt, an der tiefen Bucht auf dem südlichen 
Ufer der Halbinsel Apscheron, dort wo die transkaukasische Straße 
mündet, die ganz Kaukasien von Westen nach Osten durchschneidet und 
ihre Fortsetzung in den Seewegen über das Kaspische Meer so- 
wohl nach Norden in die Wolgamündung als auch in östlicher Richtung 
nach Zentralasien und nach Süden nach dem Iran findet, 

Armenien ist ein Bergland, das sich 900—2500 m über-dem 
Meeresspiegel erhebt, das Klima ist rauh und trocken. Seine Wasser- 
kräfte sind von um so größerer Bedeutung als es in diesem Gebiet weder 
Kohlen noch Erdöl oder Torf gibt. Die Viehzucht bildet für den größten 
Teil der Bevölkerung den Hauptwirtschaftszweig, in den Hochsteppen 
sind Schwarzerdböden vorhanden, die einen Anbau von Weizen und 
Gerste gestatten. Der mächtige Strom des Wassers aus dem Sewan-See 
belebt die Wüste und kann gewaltige Energien liefern, auf deren Grund- 
lage sich eine Reihe von energieverbrauchenden Industrien aufbauen 
ließe. Die Hauptstadt ist Jerawan mit 200 000 Einwohnern, ferner ist 
die Stadt Leninakan an der Südstrecke der transkaukasischen Bahn als 
Industriestadt für Textil-, Trikotagen- und Lebensmittelindustrie zu 
nennen, 

Grusien liegt im Westen Transkaukasiens am Suramsker Ge- 
birgsmassiv. Es besitzt an der Küste des Schwarzen Meeres eine sub- 
tropische Zone mit reichlichen Niederschlägen und einer immergrünen 
Pflanzenwelt. An großen Wasserkräften, Vorräten an Mangan, Stein- 
kohle, Erdöl und Baustoffen übertrifft es seine Nachbarländer und bietet 
alle Voraussetzungen für die Entwicklung einer Schwerindustrie. Kenn- 
zeichnend für das Mündungsgebiet des Rion ist das Treibhausklima, das 
der Pflanzenwelt außerordentliche Üppigkeit verleiht. Östlich von Kutais 
bei Tschiatury befindet sich das zweitgrößte Manganerzvorkommen. Die 
Hauptstadt Grusiens ist Tiflis mit über 50 000 Einwohnern, wo eine viel- 
seitige Industrie, darunter Seiden-, Woll-, Leder- und Schuhindustrie, 
aber auch eine Maschinenindustrie für den Bedarf der Erdölgewinnung 
geschaffen worden ist. 

Die Adscharische Republik nimmt die Südwestecke Gru- 
siens zwischen dem Schwarzen Meer und der türkischen Grenze ein, Die 
Bewohner haben sich zum Islam bekehrt. Mittelpunkt ist die Stadt Batum 
mit 71.000 Einwohnern, Endpunkt der transkaukasischen Eisenbahn und 
Hafen für die Erdölausfuhr, die zum großen Teil über diese Stadt lief, 
Das Klima läßt Tee, Mandarinen, Zitronen, Apfelsinen und Kampfer- 
bäume gedeihen. 
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Der Gau Krasnodar nimmt den westlichen, an das Asowsche 
Meer angrenzenden Teil des Nordkaukasus ein. Den mit reicher Flora 
bestandenen Bergen im Süden stehen die waldlosen und ebenen Steppen 
im Norden jenseits des Kuban gegenüber. Der Gau verfügt über große 
natürliche Reichtümer, am Kuban steigert ein warmes, weiches Klima die 
Fruchtbarkeit der Schwarzerde. Am Nordrand des kaukasischen Ge- 
birgsmassivs zieht sich von der Halbinsel Taman bis zum Fluß Belaja 
eine erdölhaltige Zone mit Neftegorsk als Mittelpunkt hin, Von größtem 
Einfluß erwies sich die in den 70er Jahren erbaute Eisenbahn Rostow— 
Baku. 25 Jahre nach dem Bau hatte sich die Bevölkerung verdoppelt, 
die Anbaufläche um das Fünffache zugenommen. Das warme Seeklima, 
die außerordentlich reiche Pflanzenwelt, die malerische Lage zwischen 
Bergen und Meer und die Mineralheilquellen sind die Kennzeichen der 
Schwarzmeerküste. Der Kuban-Schwarzmeer Erdölrayon bei Maikop hat 
sich rascher entwickelt als alle anderen Erdölgebiete, die Erdölgewin- 
nung ist im Vergleich mit der Weltkriegszeit um das Zehnfache gestiegen. 
Die Verarbeitung umfaßt nicht allein das eigene Erdöl, sondern auch 
die Förderung von Grosny. Mit dem Bau einer Erdölleitung von Grosny 
nach Tuapse ist dieser Hafen ein großes Verarbeitungszentrum gewor- 
den, das Masutöl diente auch der mächtigen Gruppe der Zementfabriken 
von Noworossisk als Heizstoff, die etwa 30 % allen Zements für die 
UdSSR. liefert. Krasnodar hat über 200.000, Noworossisk 95 000, 
Armawir 81000 Einwohner. Sotschi ist das Zentrum der Kurorte an 
der Küste. 

Der Gau Ordshonikidse reicht nur im Südwesten an das 
kaukasische Gebirgsmassiv heran, größte Stadt ist Pjatigorsk mit 
68 000 Einwohnern. 

Die Stadt Ordshonikidse am Terek ist bereits in der Nordossetischen 
Republik gelegen. Diese wird von zwei großen Verkehrsstraßen durch- 
zogen: die Ossetische Heerstraße von Alagir nach Kutais und die Gru- 
sische Heerstraße nach Tiflis. 

Dagestan verfügt nur über wenig für die Landwirtschaft ge- 
eignete Böden. An Bodenschätzen sind Erdöl und brennbare Gase vor- 
handen sowie Schwefel, Quecksilber und Nichteisenmetalle. Machatsch- 
Kala ist die größte Stadt mit 87 000 Bewohnern und Endpunkt der Erdöl- 
leitung von Grosny. 

II. Die kaukasische Erdölindustrie entstand in der 2, Hälfte 
des 19. Jahrhunderts. Die erste Förderung fand auf der Halbinsel Apscheron 
(Baku) statt, im Jahr 1893 kam das Vorkommen von Grosny hinzu, zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts wurden die Gebiete Maikop und die Insel 
Celeken im Kaspischen Meer in Ausbeutung genommen. Der Kaukasus 
liefert 80—90 %, nach letzten Mitteilungen 75 % der gesamten Erdöl- 
förderung Rußlands. Dem Vorkommen in Baku wird keine lange Produk- 
tionsdauer zugeschrieben, es ist auch durch die ungünstige Transport- 
lage benachteiligt. 1861 trat die erste Raffinerie in Tätigkeit nach der 
Methode der Donkosaken, die das Destillat bis nach Nishni Nowgorod 
vertrieben. Da die Ausbeutung durch finanzielle Schwierigkeiten behin- 
dert war, sah sich Rußland genötigt, fremde Kapitalien in Anspruch zu 
nehmen, die zu Beginn des Weltkrieges mit 253 Mio Rubel oder 63 % 
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vorherrschten. Deutschland war mit 13,6 Mio Rubel oder 5 % beteiligt. 
Der bekannteste Trust ist der Asneft, der 41,5 % der gesamten Gewin- 
nung förderte. Das Ölgebiet von Bibi Eibat wird als das reichste Vor- 
kommen der Welt angesehen, der Ölgehalt wird mit 75 t je qm ange- 
nommen, 

Die Ölförderung im Kaukasus in 1938 betrug: 


Вакон sehn ae Cer, ГОЛУ MIONE 
topp ee Mt, Ee ҮЙ 
Make FEN NND 
Kaukasus . s s 222020000 26р Mi 


Transport des Erdöls. 


Da die Erdölausbeutung sich über sehr weite Gebiete er- 
streckt, mußte für einen rationellen Transport zu den Raffinerien, Ver- 
brauchszentren oder Häfen gesorgt werden. 1917 betrug die Länge der 
wichtigsten Leitungen 1321 km, zwischen 1927 und 1936 wurden weitere 
4586 km verlegt, die jährliche Transportleistung betrug 15,8 Mio t. Die 
Ölgebiete Baku und Grosny wurden mittels zweier paralleler Leitungen 
mit den Häfen Batum und Tuapse verbunden, eine Abzweigung der 
letzteren mündet im Donezrevier bei Millerowo. 

Die wichtigsten Ölleitungen Rußlands sind: 


Baku—Batum, alt... . . . . 888 кт 8 Zoll Durchmesser 
Baku—Batum, neu . . . . 82 „ 10 „ » 
Gromy-Machatach-Kala . | . 16 5 10 „ N 
Grosny—Tuapse . ...... 618 „ Bug ` 
Molgabek—Grosny . ©.. so 15, 10 „ à 
Maikop—Krasnodar . . . . . 108 „ Bide vw 
Armawir—Millerowo . . . 488, лое asa e 


Die breitspurigen EN der UdSSR. geben ihren Zisternen- 
wagen ein großes Fassungsvermögen, auch ist eine Unterteilung der Be- 
hälter und damit die Beförderung verschiedener Ölsorten im gleichen 
Wagen möglich, 

Die Tankflotte bestand1940 aus 33 Tankschiffen mit einem Fassungs- 
vermögen von 200000 t, die Binnenschiffahrtsflotte wird auf ein 
Fassungsvermögen von 150 000 t geschätzt. 

Die gesamtrussische Produktion des Jahres 1940 von etwa 30 Mio t 
wurde wie folgt befördert: 

mit Eisenbahnen . . uv + 135 Міо = 419% 
mit See- und Binnenschiffen e Юр oan 
mit Ölleitungen . . . BE чт = 23—24% 

Im ganzen zeigte die Soe Erdölindustrie in den letzten 

Jahren folgende Entwicklung: 


Produktion Export 
19950,0. о. 256 Miot 3,3 Miot 
1938 . . ‚80и „» їл „» 
1940 (vorläufige Zitter) 4 um Dë » » 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
Rechtsprechung. 


Steuerrecht. 


Urteil des Reichsverwaltungsgerichts, VIII. Senat, vom 10, September 1942 auf 

die Rechtsbeschwerde der Deutschen Reichsbahn, vertreten durch die Reichsbahn- 

direktion Berlin, gegen die Entscheidung des Präsidenten der Preußischen Bau- 

und Finanzdirektion in Berlin vom 18. April 1942 sowie die beiden Bescheide des 
Katasteramts L. vom 26, November 1941. 


Eine Steuerveranlagung muß die gesamte Sach- und Rechtslage von Amts wegen ermitteln und 
etwaige Befreiungsgründe berücksichtigen’. 


Gründe: 
Auf Grund des Kaufvertrages vom 27. Mai 1940 erwarb die Deutsche 
Reichsbahn das Grundstück B.-L., . . . . . straße 3. Nutzungen und Lasten gingen 


vertragsgemäß am 1. Juli 1940 auf sie über, Die Auflassung erfolgte am 2. Mai 
1941, die Umschreibung im Grundbuch am 27. Mai 1941. Am 14. November 1941 
ging dem Katasteramt L. für die Zwecke der Hauszinssteuer die Mitteilung des 
Finanzamts (Bewertungsstelle) vom 12. November 1941 zu, daß anläßlich des 
Überganges des Grundstücks auf die Reichsbahn die Zurechnungsfortschreibung 
auf den 1. Januar 1941 erfolgt sei. Mit am 17, November 1941 beim Katasteramt 
eingegangenem Schreiben vom 14. November 1941 beantragte die Reichsbahn- 
direktion B. die Fortschreibung zum 1. Januar 1941 unter Berücksichtigung, daß 
nach $ 5 Abs.2 des Gesetzes über die gegenseitige Besteuerung ($ 3 Abs.3 der 
Hauszinssteuerverordnung — HZStVdg.—) die Reichsbahn reichsgesetzlich zur 
Hauszinssteuer nicht herangezogen werden könne. Das Katasteramt erließ darauf 
an die Reichsbahndirektion den „Hauszinssteuerbescheid“ vom 26. November 1941 
des Inhalts, daß die Reichsbahn mit der veranlagten Hauszinssteuer von 60 RM 
monatlich gemäß § 8 HZStVdg, vom 80. März 1938 (GS. 8.47) vom 1. April 1941 
an Steuerschuldner sei, und erteilte ihr gleichzeitig auf ihren Antrag vom 14. No- 
vember 1941 den weiteren Bescheid, daß das Grundstück gemäß $ 3 Abs. 3 in 
Verbindung mit $ 12 HZStVdg. mit Wirkung vom 1. Januar 1942 von der Haus- 
zinssteuer befreit werde, Beide Bescheide vom 26. November 1941 focht die 
Reichsbahndirektion an und beantragte, entweder den Hauszinssteuerbescheid 
aufzuheben oder in dem Freistellungsbescheid die Freistellung von der Haus- 
zinssteuer vom 1. April 1941 statt vom 1. Januar 1942 an auszusprechen. Der 
Präsident der Preußischen Bau- und Finanzdirektion in Berlin wies die Anfechtung 
durch Entscheidung vom 18. April 1942, auf deren Inhalt Bezug genommen wird, 
als unbegründet zurück. Der zugelassenen und form- und fristgerecht eingelegten 
Rechtsbeschwerde der Reichsbahndirektion war stattzugeben. 

Kein Streit oder Unklarheit besteht über die Anwendbarkeit der Vorschrift 
des $ 5 Abs. 2 des Gesetzes über die gegenseitigen Besteuerungsrechte des Reichs, 


1 Dieser Grundsatz ist auch von Bedeutung für die Grundsteuer. 
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der Länder und der Gemeinden (GegensBestG.) in der Fassung des $ 24 des 
Einführungsgesetzes zu den Realsteuergesetzen (EinGRealStG.) vom 1. Dezember 
1986 ($ 3 Abs.3 HZStVdg.), wonach „Steuergegenstände, die zum Reichseisen- 
bahnvermögen gehören, von der Gebäudeentschuldungssteuer befreit“ sind. Zur 
Entscheidung steht lediglich die Frage, von welchem Zeitpunkt an die Steuer- 
befreiung zu gewähren ist. Die Feststellung dieses Zeitpunktes richtet sich nach 
den im Einklang mit den entsprechenden reichsrechtlichen Verfahrensvorschriften 
erlassenen Bestimmungen der Hauszinssteuerverordnung vom 80, März 1938, die 
auf Grund der im $ 3 des Zweiten Gesetzes zur Änderung der Vorschriften über 
die Gebüudeentschuldungssteuer vom 28, März 1938 (RGBI. I 5. 837) enthaltenen 
Ermächtigung zur Angleichung an die Vorschriften des Grundsteuergesetzes 
getroffen worden sind. Bei Anwendung der landesrechtlichen 
Verfahrensvorschriften sind demgemäß auch die in Be- 
tracht kommenden Bestimmungen des Grundsteuer- 
gesetzes und auch der Reichsabgabenordnung heran- 
zuziehen, 

Für den vorliegenden Fall ergibt sich danach folgendes; Von den beiden 
angefochtenen Bescheiden ist zunächst der „Hauszinssteuerbescheid“, inhalts 
dessen die Reichsbahn vom 1. April 1941 an als Steuerschuldner zu einer Haus- 
zinssteuer von monatlich 60 RM herangezogen worden ist, auf seine Richtigkeit 
zu prüfen. Es handelt sich hierbei, wie auch in den Gründen der Anfechtungs- 
entscheidung zum Ausdruck kommt, um eine „Fortschreibungsveranlagung“ 
gemäß $ 10 Abs.1 Ziff.1 HZStVdg. Der Bescheid des Katasteramts stützt sich 
nun lediglich auf $ 8 HZStVdg., wonach „Steuerschuldner der Hauszinssteuer ist, 
wer nach $ 7 des Grundsteuergesetzes Schuldner der Grundsteuer ist“. Hierbei 
hat das Katasteramt aber außer acht gelassen, daß eine Steuerveran- 
lagung, mag es sich nun um eine erstmalige Heranziehung oder, wie hier, um 
eine Fortschreibungsveranlagung handeln, sich nicht auf die Be- 
zeichnung der Person beschränken darf, die subjektiv 
als Steuerschuldner in Betracht kommt, sondern die 
Feststellung der objektiven Steuerpflicht auf Grund 
der gesamten Sach- und Rechtslage umfassen muß 
und deswegen auch die Prüfung zur Voraussetzung hat, 
ob etwa irgendwelche Befreiungsgründe der Steuer- 
forderung entgegenstehen, Mit Recht verweist die Beschwerde- 
führerin auf die nach $ 14 Abs.1 HZStVdg. hier sinngemäß anwendbare Vor- 
schrift des $ 204 der Reichsabgabenordnung (RAbgO.), wonach die Steuerbehörde 
vonAmts wegen die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse zu ermitteln 
hat, die für die Steuerpflicht und die Bemessung der Steuer wesentlich sind, 
Diese Grundsätze müssen ohne Rücksicht darauf gelten, aus welchem Anlaß 
die Fortschreibungsveranlagung erfolgt, und können auch keine Einschränkung 
erfahren, wenn sie gemäß $ 10 Abs. 1 Ziff, 1 HZStVdg. lediglich durch eine Ände- 
rung in der Person des Steuerschuldners veranlaßt ist. Ganz allgemein schreibt 
demgemäß $ 10 Abs. 4 HZStVdg. vor, daß der Fortschreibungsveranlagung „die 
Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjahres“ zugrunde zu legen sind, das auf die 
Änderung folgt (Fortschreibungsstichtag). Als Fortschreibungsstichtag. ist im 
vorliegenden Falle vom Finanzamt, und zwar gemäß § 14 Abs.3 HZStVd, mit 
bindender Wirkung auch für die Hauszinssteuer, der 1. Januar 1941 festgesetzt 
worden. Nach den an diesem Tage gegebenen Verhältnissen konnte aber im 
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Hinblick auf die Befreiungsvorschrift des $ 5 Abs. 2 des Gegenseitigkeits- 
besteuerungsgesetzes ($ 3 Abs.3 HZStVdg.) für das von diesem Zeitpunkt an 
der Reichsbahn zuzurechnende Grundstück eine Hauszinssteuer überhaupt nicht 
festgesetzt werden, Der Hauszinssteuerbescheid hätte deswegen nur auf Frei- 
stellung lauten dürfen. 

Diesem Ergebnis stehen die Vorschriften des $ 12 HZStVdg., auf die sich 
das Katasteramt und der Präsident der Bau -und Finanzdirektion stützen, nicht 
entgegen. Die dortige Regelung kann sich gegenüber $ 10 а, а. О, nur auf Fälle 
beziehen, die der im $ 12 Abs.3 HZStVdg. ausdrücklich in bezug genommene 
§ 226 Abs. 1 RAbgO,. zum Gegenstand hat, nämlich solche, in denen nach einem 
für die Veranlagung maßgebenden Feststellungszeitpunkt die Steuerpflicht weg- 
gefallen ist, nicht aber auf Fälle, in denen der Befreiungsgrund schon zu diesem 
Feststellungszeitpunkt gegeben und deswegen bereits bei der Entscheidung über 
die Veranlagung von vornherein zu berücksichtigen war. Im vorliegenden Falle 
war daher für die Anwendung des $ 12 HZStVdg. überhaupt kein Raum. 

Da die Vorentscheidung diese Rechtslage verkannt hat, mußte sie auf- 
gehoben werden, In der bei freier Beurteilung spruchreifen Sache waren auch 
beide Bescheide des Katasteramts vom 26. November 1941 aufzuheben und war 
die Reichsbahn mit Wirkung vom 1. April 1941 an von der Hauszinssteuer frei- 
zustellen. 

` Die Kostenentscheidung beruht auf $ 309 RAbgO. in Verbindung mit $ 14 
Abs.1 HZStVdg. vom 30. März 1938 (GS. 5. 47, 50). 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Reichsgesetze: 
Vom 30. September 1942. Gesetz über den Aufbau der Reichsberg- 
behörden. 
(Reichsgesetzblatt I, 8, 603.) 


Vom 23. Oktober 1942. Dritter Erlaß über den deutschen Woh- 
nungsbau. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 623,) 


Verordnungen des Ministerrats für die Reichs- 
verteidigung: 
Vom 23, September 1942. Verordnung über die Ernennung und 
Beförderung der Beamten während des Krieges, 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 568.) 


Уот 7. Oktober 1942, Dritte Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Beamtenrechts. 


(Reichsgesetzblatt I, 8. 577.) 
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Уот 16. Oktober 1942. Verordnung über die Wiedereinführung der 

Normalzeit im Winter 1942/1943. 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 593.) 

Vom 16. November 1942. Verordnung über die Reichsverteidigungs- 
kommissare und die Vereinheitlichung der Wirtschaftsverwal- 
tung. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 649.) 


Verordnung des Beauftragten für den Vierjahres- 
plan: 
Vom 5. Oktober 1942. Verordnung über die Vermietung freiwer- 
dender Wohnungen. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 573.) 


Verordnung des Reichsministers des Innern: 

Vom 9. Oktober 1942. Bekanntmachung der neuen Fassung der 
Zweiten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Beamtenrechts. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 580.) 


Verordnung des Reichsministers der Luftfahrt und 
Oberbefehlshabers der Luftwaffe: 
Vom 15. Oktober 1942. Siebente Änderungsverordnung zum Luft- 
schutzrecht. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 615.) 


Verordnungen des Reichsministers der Finanzen: 
Vom 12. September 1942, Verordnung zur Einheitsbewertung der 
gewerblichen Betriebe und zur Veranlagung der Vermögens- 
steuer und der Aufbringungsumlage. 
(Reichsgesetzblatt I, 5. 552.) 
Vom 13. Oktober 1942. Siebente Verordnung zur Durchführung des 
Deutschen Beamtengesetzes. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 624.) 
Vom 26. Oktober 1942, Dritte Durchführungsverordnung über das 
Eiserne Sparen (Dritte ESpDV.). 
(Reichsgesetzblatt І, S. 611.) 


Verordnungen des Reichsministers der Justiz: 
Vom 5. Oktober 1942. Verordnung zur Vereinfachung des Grund- 
buchverfahrens. 
‚(Reichsgesetzblatt I, 8. 573.) 
Vom 21. Oktober 1942. Verordnung über das Liegegeld in der 
Binnenschiffahrt. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 620,) 
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Verordnungen des Reichswirtschaftsministers: 

Vom 22, September 1942. Achte Verordnung zur Durchführung der 
Vorschriften über die Prüfungspflicht der Wirtschaftsbetriebe 
der öffentlichen Hand. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 563.) 

Vom 13. Oktober 1942. Erste Verordnung zur Durchführung des 

Gesetzes über den Aufbau der Reichsbergbehörden. 
(Reichsgesetzblatt I, S, 641.) 

Vom 17. Oktober 1942. Verordnung zur Änderung verschiedener 
Vorschriften des Organisationsrechts der gewerblichen Wirt- 
schaft. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 605.) 

Vom 21. Oktober 1942, Fünfte Verordnung zur Durchführung der 
Verordnung über die Vereinfachung und Vereinheitlichung der 
Organisation der gewerblichen Wirtschaft (Gauwirtschafts- 
kammer-Beitragsverordnung). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 629.) 


Verordnung des Reichsministers für Ernährung 
und Landwirtschaft: 
Vom 6. Oktober 1942. Verordnung über die Vereinfachung des Ver- 
fahrens in Pachtschutzangelegenheiten. 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 585.) 


Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 

Уот 9. Oktober 1942. Verordnung zur Ausführung der Verordnung 

über Vermietung freiwerdender Wohnungen. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 586.) 

Vom 11. November 1942. Vierte Verordnung über die Neugestaltung 
der Reichshauptstadt Berlin und der Hauptstadt der Bewegung 
München. 

(Reichsgesetzblatt I, 8, 644.) 


Verordnung des Reichsministers für die besetzten 
Ostgebiete: 
Vom 31. August 1942, Verordnung über den gewerblichen Rechts- 
schutz in den besetzten Ostgebieten, 
(Reichsgesetzblatt I, 8. 558.) 
Verordnung des Generalbevollmächtigten für den 
Arbeitseinsatz: 
Vom 29. September 1942. Sechste Durchführungsverordnung zur 
Verordnung über die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 565.) 
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Verordnungen des Reichskommissars für die Preis- 
bildung: 
Vom 16. September 1942. Sechste Anordnung zur Änderung und 
Ausführung der Nahverkehrspreisverordnung vom 15. Januar 
1940 (VI. Ausf.NVP.) vom 7. September 1942 (Rf. Pr. УШ 
—60— 10 773/42). 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 20, 5. 129.) 


Vom 10. November 1942. Verordnung zur Einführung der Verord- 
nung über Höchstpreise für Fuhrleistungen mit Kraftfahrzeu- 
gen im Nahverkehr (NVP.) in den eingegliederten Ostgebieten. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 644.) 


Verordnung des Reichskommissars' für die See- 
schiffahrt: 

Vom 13. November 1942. Fünfte Durchführungs- und Ergänzungs- 
verordnung zur Kriegssachschädenverordnung (Schäden der See- 
schiffahrt) — SSchVO. —. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 645.) 


Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 


Vom 23. September 1942. Umstellung von Verbrennungsmotoren 
jeder Art auf den Betrieb mit Generator- sowie Hoch- oder 
Niederdruckgas (Stadtgas, Kokereigas, Motorenmethan, Klär- 
methan). 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 22, 8. 143.) 


Vom 24. September 1942. Durchführungsbestimmung Nr. 1 zur 
Anordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan — Der 
Generalbevollmächtigte für Rüstungsaufgaben — betreffend die 
Umstellung von Kraftfahrzeugen auf nichtflüssige Kraftstoffe, 

(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 22, S, 145.) 


Vom 30. September 1942. Bekanntmachung zu der dem Internatio- 
nalen Übereinkommen ` über den Eisenbahnfrachtverkehr bei- 
gefügten Liste, 

(Reichsgesetzblatt II, S. 360.) 


Vom 2. Oktober 1942. Anordnung über die Ernennung der dem 
Reichsverkehrsministerium unterstehenden Beamten und die 
Beendigung ihres Beamtenverhältnisses. 

(Reichsgesetzblatt I, 8. 639.) 

Vom 2. Oktober 1942. Richtlinien für die Bevollmächtigten für den 

Nahverkehr zur Durchführung des Straßenverkehrs im Kriege. 
(Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 28, S. 160.) 
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Vom 21. Oktober 1942. Bekanntmachung über die Anwendung des 
Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahn-Personen- 
und Gepäckverkehr auf Eisenbahnstrecken im Generalgouverne- 
ment und im Distrikt Galizien. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 361.) 


Vom 21. Oktober 1942. Bekanntmachung über die Anwendung des 
Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfracht- 
verkehr auf Eisenbahnstrecken im Distrikt Galizien. 

(Reichsgesetzblatt II, 8. 361.) 


Vom 10. November 1942. Bekanntmachung zu der dem Internatio- 
nalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und Ge- 
päckverkehr beigefügten Liste. 

(Reichsgesetzblatt П, S. 362.) 
Vom 10. November 1942. Bekanntmachung zu der dem Internatio- 


nalen Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr beige- 
fügten Liste. 


(Reichsgesetzblatt IT, S. 362.) Nachrichten 
blatt „Die 
Verfügungen der Deutschen Reichsbahn: DCH 
Vom 31. August 1942. Dienstanweisung für die Kontrolleure 
bei den Reichsbahndirektionen . . . . 281 


Vom 2. September 1942. Auskunft aus Чеш Strafregister -u 282 
Уот 15. September 1942. Einführung des Lokomotiv-Jung- 


helfers (maschinentechnischen Junghelfers) . . . . 344 
Vom 17. September 1942. Einheitliche Nummerung der 
Wochen . . . 297 


Vom 1. Oktober 1942. вооа, den EE 
im Elsaß, in Lothringen und Luxemburg von der Inva- 
lidenversicherungspflicht . . . . 815 
Уот 6. Oktober 1942, Reichsbahn- Kb saner ungaran Berlini 815 
Уот 15. Oktober 1942. Betreuung der Hinterbliebenen von 
gefallenen Mitgliedern der Behörden . . . , 328 
Vom 29. Oktober 1942. Tuberkulosebekämpfung . . . . 849 
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Bücherschau. 
Besprechungen. 


Ortmaier, Dr. Franz. „Heimfallverpflichtungen, Wesen 
und Behandlung in Bilanz und Erfolgsrech- 
nung.“ 224 Seiten, 18 Abbildungen. Verlag Felix Meiner, 
Leipzig С 1, Inselstr. 28—25. Preis 12,— RM. 

Als ersten Band der Schriftenreihe „Treuhandwirtschaft“, die es 
sich zur Aufgabe gestellt hat, Untersuchungen aus dem Forschungs- 
institut für Rechnungs-, Prüfungs- und Steuerwesen (Treuhandinstitut) 
der Hindenburg-Hochschule in Nürnberg aus dem Bereich der betriebs- 
wirtschaftlichen Verwaltung herauszubringen, legt Dipl-Kfm. Dr. Ort- 
maier eine eingehende Untersuchung über Heimfallverpflichtungen vor. 
Sie gibt bei umfassendster Berücksichtigung des einschlägigen Schrift- 
tums — selbst entfernter Randgebiete — eine lückenlose Darstellung 
dieses rechtlich und betriebswirtschaftlich interessanten, bislang ziem- 
lich stiefmütterlich behandelten Gebietes. Hierbei hat die wissenschaft- 
liche Methode des Verfassers ebenso zum Erfolge geführt, wie ihm seine 
praktischen Erfahrungen in einem „Heimfallunternehmen“ zustatten ge- 
kommen sind. 

Der erste, umfassendere Teil der Schrift unternimmt es, die theore- 
tischen, namentlich betriebswirtschaftlichen und rechtlichen Grund- 
lagen zu legen und das Wesen der Heimfallverpflichtung im betriebs- 
wirtschaftlichen Sinn als Erfolgsschmälerung, im handelsrechtlichen 
Verstande als eine betagte schuldrechtliche Belastung des Unternehmens 
und schließlich im steuerrechtlichen Sinne zu deuten. Der zweite Teil 
handelt von der Erfassung der Heimfallverpflichtung im Rechnungs- 
wesen der Unternehmung und stellt und beantwortet u. a. die Frage, 
ob und gegebenenfalls von wann ab die in der Erfüllung der Heimfall- 
verpflichtung liegende Vermögenshergabe, solange sie nur einen künftig 
eintretenden Verlust darstellt, in der Buchhaltung zu erfassen ist. 

Die wirtschaftliche Bedeutung des angeschnittenen Fragenkreises 
ergibt sich aus dem Abschnitt über die Verbreitung der Heimfall- 
verpflichtungen, die sich vorwiegend bei Verkehrs- und energiewirt- 
schaftlichen Versorgungsbetrieben finden. Hierbei können die Unter- 
suchungen über die Standortverteilung von Eisenbahnunternehmen und 
Straßenbahnen, die mit der Heimfallverpflichtung belastet sind, insbe- 
sondere über die gesetzlich — und zwar landesrechtlich — begründeten 
(also nicht auf Vereinbarungen beruhenden) Heimfallrechte des Staates, 
wie sie hinsichtlich der Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs in den 
Alpen- und Donaugauen und in Bayern bestehen, besonderes Interesse 
beanspruchen. 
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Die sehr sorgfältigen Einzeluntersuchungen zur Heimfallverpflich- 
tung als Bewertungsproblem sowie zu der Frage ihrer Beziehung zur 
Finanzierung des Unternehmens und vor allem der zweite Hauptteil der 
Schrift über die Erfassung der Heimfallverpflichtung im Rechnungs- 
werk des Unternehmens, die durch glücklich gewählte Schaubilder ver- 
deutlicht werden, werden dem Wirtschaftsprüfer — und nicht nur 
diesem — die Entscheidung mancher Einzelfälle erleichtern, 

Mit dieser Schrift von Ortmaier, der dem Heimfallgedanken selbst 
schr kritisch gegenübersteht, stellt sich die Schriftenreihe „Treuhand- 
wirtschaft" im empfehlendsten Sinne vor, Man darf sich auch Gewinn 
von dem Erscheinen der angekündigten weiteren 5 Hefte der Reihe ver- 
sprechen. Dr. Vogel. 


Schröder, Max. Tarif- und Dienstrecht der Angestell- 
tenund ArbeiterimöffentlichenDienst, 2. Auf- 
lage. Ergänzungsblätter (Loseblattausgabe). Verlag C. H. Beck, 
München 23, Wilhelmstraße 9. Preis 3 RM. 

Die Schrödersche Sammlung der tarif- und dienstrechtlichen Be- 
stimmungen des Rechts der Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen 
Dienst hat sich in der Praxis als ein sehr brauchbares und wertvolles 
Hilfsmittel erwiesen. Da sie als Loseblattausgabe erschienen ist, kann 
die Sammlung jeweils auf den neuesten Stand gebracht werden. Nunmehr 
ist die erste Ergänzungslieferung zu dem Werk erschienen. Die Ergän- 
zungsblätter bringen neben einer Fülle von kleineren Neuerungen und 
Änderungen der Tarif- und Dienstordnungen und der hierzu ergangenen 
Erlasse auch bedeutsame gesetzliche Änderungen. Es handelt sich hier- 
bei insbesondere um das neue Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen 
Mutter (Mutterschutzgesetz) vom 17. Mai 1942 (RGBl. I Seite 321) und 
die Ausführungsbestimmungen hierzu (RGBl. I Seite 324) sowie um die 
Neufassung der Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung über die 
Unfallversicherung. Darüber hinaus bringen die Ergänzungsblätter noch 
einige neue Bestimmungen über die Regelung der Arbeits- und Sozial- 
versicherungsverhältnisse in der Untersteiermark und im Bezirk 
Bialystok. Dr. Thomalla. 


Randzio-Remy. Kolonial-Bahnbau. Die koloniale Verkehrspolitik 
in Afrika. (Ва, II der Schriftreihe Kolonial- und Tropentechnik) 

Berlin 1942, Otto Elsner, Verlag. 56 Seiten. Preis 6,10 RM. 
Die kleine Schrift hat zwei Abschnitte. Präsident Remy behandelt 

den verkehrspolitischen Teil, Professor Randzio den bautechnischen. 
Remy geht davon aus, daß die verkehrliche Erschließung Afrikas 
im 19. Jahrhundert im Zeichen des Eisenbahn-Zeitalters stand. Die 
Wasserwege spielten und spielen in Afrika nur eine untergeordnete 
Rolle, da der Austritt der Flüsse aus dem Innern nach der Küste in 
steilen Stufen mit vielen Katarakten erfolgt. Nur der Nil, der Kongo und 
zum Teil der Niger sind beachtliche Verkehrsträger. In neuerer Zeit sind 
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das Flugzeug und der Kraftwagen in den Wettbewerb eingetreten. Neben 
eingehenden Darlegungen über die Verkehrspolitik der verschiedenen 
Kolonialmächte in Afrika werden die Eigenarten der verschiedenen Ver- 
kehrsmittel und ihr Verhältnis zueinander behandelt, Besonders beacht- 
lich ist die Bemerkung, daß man bis zu einer Jahrestransportmenge von 
50 000 bis 60.000 t den Transport der Straße überlassen soll, während 
darüber hinaus die koloniale Eisenbahn zweifellos billiger arbeite. 

Randzio gibt zunächst einen Überblick über die Bahnen in den 
deutschen Kolonien und eine sehr lehrreiche, wohl erstmalige Zusammen- 
stellung des Spurweitenwirrwarrs in Südamerika, 

Die vergleichenden Ausführungen zum Thema „Schmalspurbahn 
oder Normalspurbahn“ gehen von den äußerst primitiv gebauten Schmal- 
spurbahnen der ersten Kolonialzeit aus und können daher nicht unwider- 
sprochen bleiben. So zeigt der Vergleich in der Tabelle auf Seite 11 
beim Schmalspur-Güterzug eine Nutzlast von 50t gegen 500t beim 
Normalspur-Güterzug. Das ist das Verhältnis 1 : 10, In Wirklichkeit ist 
heute, wie aus einer Untersuchung von Prof. Risch, Hannover, hervor- 
geht, bei einer gut gebauten Kapspurbahn die Leistungsfähigkeit etwa 
gleich 90 % der Leistungsfähigkeit einer ebenso gut gebauten Normal- 
spurbahn. Damit wird auch der auf Seite 12 erwähnte Vorschlag, von 
einem Verkehrsaufkommen von 300 000 t jährlich ab Normalspurbahnen 
zu bauen, anfechtbar. Eine eingleisige Kapspurbahn mit 20t Achsdruck, 
20 "оо Steigung und einem Abstand der Kreuzungsstationen von 10km 
leistet in jeder Richtung 2400 000 t jährlich. Bei einer maßgebenden 
Steigung von 10 Dun erhöht sich die Leistung auf 4 600 000 t in jeder 
Richtung. Wie leistungsfähig Meter- und Kapspurbahnen heute tatsäch- 
lich schon sind, geht aus folgenden Zahlen hervor: Die eingleisige 
Ugandabahn hat 1938 1 796 000 t, die eingleisige Bahn Sakania—Bukama- 
1937 sogar 2 722 000 t befördert. Die Wahl der Spurweite einer neu zu 
bauenden Bahn dürfte daher weniger von der schwach differierenden 
Leistungsfähigkeit zwischen Kap- und Normalspur beeinflußt als viel- 
mehr von dem Wunsch nach der Einheitlichkeit des Netzes diktiert 
werden. 

Es werden dann in anschaulicher Weise an Hand der Kolonial- 
Bau- und Betriebsordnung, belebt durch die Erfahrungen des Verfassers, 
die Bauregeln für Kolonialbahnen behandelt. Zahlreiche Abbildungen 
und Kartenskizzen führen den Leser leicht in den Stoff ein. Besonders 
erwähnenswert ist die vorzügliche Verkehrskarte Afrikas im Maßstab 
1:15 000 000, die erstmalig die verschiedenen Spurweiten der afrika- 
nischen Bahnen anschaulich darstellt. Weiß. 


Holzschutzmittel, Prüfung und Forschung. Wissenschaftliche Abhand- 
lungen der Deutschen Materialprüfungsanstalten. II. Folge, 
Heft 3. Springer-Verlag, Berlin W 9. 88 Seiten, 84 Abb. Preis 

16,50 RM. 
In Fortführung der in dieser Zeitschrift Jahrgang 1940, Heft 6 be- 
sprochenen Abhandlung des Fachbereichs Werkstoffbiologie des Staat- 
lichen Materialprüfungsamtes Berlin-Dahlem ist eine zweite Folge er- 
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schienen, welche die in der ersten Folge mitgeteilten Prüfungsgrundlagen 
erweitert, wobei neben der Zerstörung des Holzes durch Pilze auch die 
durch einheimische und tropische Insekten berücksichtigt wird. An- 
schließend hieran wird über das Eindringvermögen von Holzschutz- 
mitteln und seine Prüfung, über die Zerstörung, Kraft und das Wachs- 
tum wichtiger holzzerstörender Pilze und über Bläuepilze berichtet. 
Neben den Betriebsversuchen der Deutschen Reichsbahn, der Deut- 
schen Reichspost und den Forschungsarbeiten der Tränkindustrie werden 
auch die mit gewohnter Sorgfalt durchgeführten und klar und übersicht- 
lich beschriebenen Forschungsarbeiten des Materialprüfungsamtes dazu 
beitragen, die Lebensdauer des Werkstoffes Holz weiterhin zu verlängern, 


Dr. Max Schulz, 


Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete. 


Fahrdienst auf den Betriebsstellen, Lehrstoffhefte für die Dienstanfängerschule, 
Verlag Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft, Reinhold Rudolph, 
Leipzig C1, Goethestraße 6. 39 Seiten. 8 Abbildungen. 8 Anlagen. Preis 
0,50 RM, Vorzugspreis für Eisenbahner 0,40 RM. 


Zeitschriften. 


Annales des Travaux Publics de Belgique. Brüssel. 
95. Jahrgang, Band 43. Vom August 1942, 


Quelques considérations sur l’&tablissement et la gestion des voies 
navigables tant belges que des pays limotrophes. 


Der Bahn-Ingenieur, Berlin. 

59. Jahrgang, Nr. 40/41 bis 46/47. Vom 4./11, Oktober bis 15,/22, November 1942, 
(40/41:) Wirtschaftliche Arbeitsverfahren und Vorrichtungen im tech- 
nischen Betriebswagendienst. — Das Krümmungsbild als Grundlage der 
Linienverbesserung (Umgestaltung des Biegeverfahrens), — Ein neu- 
artiger Warmwasserheizkörper. — (42/48:) Grundlagen für die Be- 
rechnung von Wasserrohr- und Schlauchleitungen unter Berücksichtigung 
der besonderen Verhältnisse für die Löschwasserversorgung. — Neu- 
artige bewegliche. Bansenwand. —Schweißbegrenzer und Einweg- 
Schweißtaster. — Beitrag zum Messen der Achslagerbohrungen bei Loko- 
motiven, — Verfahren beim Gleisverschwenken in kurzen Betriebspausen 
und zur Vermeidung von Schienenstößen über Brückengewölben, — 
(44/45:) Schäden und Ausbesserung der Kraftfahrzeugreifen. — Entwurf 
einer Verbindungskurve nach dem Winkelbildverfahren von einem Viel- 
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eckzuge aus. — (46/47:) Schäden und Ausbesserungen der Kraftfahr- 
zeugreifen. — Der Springschreiber und sein Einsatz im Fernschreibnetz 
der Deutschen Reichsbahn. 


Der Bauingenieur. Berlin. 
23. Jahrg. Heft 35/36 bis 37/39. Vom 5. bis 20. September 1942. 


(85/86:) Kritische Betrachtungen zu den deutschen Bestimmungen für 
Stahlbeton bezüglich der Berechnung der Heft-, Schub- und Scher- 
Spannungen, — (37/39:) Die lotrechten Eigenschwingungen der Hänge- 
brücken, — Praktische Ausführungen von Gitterwand-Brückenwider- 
lagern. 


Die Bautechnik, Berlin. 
20. Jahrg. Heft 48/49. Vom 13. November 1942. 


Statik der Tunnel- und Stollengewölbe. — Der neue Hauptbahnhof in 
Rom, 


Braunkohle, Halle. 
41. Jahrg. Heft 43. Vom 24. Oktober 1942. 


Die Schadensersatzpflicht des Bergbaus bei Absenkung des Geländes 
durch Abbauwirkungen. 


Bulletin des Arbeitgeber-Verbandes schweizerischer Transportanstalten. Aarau. 
13. Jahrg. Nr. 113. Vom September/Oktober 1942. 


Recht auf Arbeit ? — Gedanken zur Sanierung der Schweizerbahnen. — 
Hundert Jahre Verein für Eisenbahnkunde, — 20 Jahre Selbstbetrieb der 
Sensetalbahn, — Die Eisenbahnpolitik der 22 schweizerischen Kantone. — 
Die Lötschbergbahn 1913 bis 1941. 


Bundesblatt. Bern, 
94. Jahrg. Band I. Nr. 55. Vom 12, November 1942, 


Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung zum Voranschlag 
der Schweizerischen Bundesbahnen für das Jahr 1943. 


Deutsche Bauzeitung. Berlin. 
76. Jahrg. Nr. 22. Vom 4. November 1942. 
Bodenpreisrecht und Städtebau. — Verkehrsfragen in Großstadträumen. 


Deutsches Recht. Berlin. 
12, Jahrg, Heft 40. Vom 3, Oktober 1942, 
Zuständigkeit und Verfahren der Verwaltungsgerichte, 
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Deutsche Wirtschafts-Zeitung. Berlin. 
39. Jahrg. Nr. 39 bis 45. Vom 10. Oktober bis 20. November 1942. 


(89:) Grundsätze für den verlangsamten Winterfahrplan. — Rückver- 
wandlung in Wohnraum. — (45:) Verkehrswege und Linienführungen im 
deutschen Osten. 


ETZ Elektrotechnische Zeitschrift, Berlin, 
63. Jahrg. Heft 37/38 bis 45/46. Vom 24, September bis 19. November 1942, 


(37/38:) Möglichkeiten zum Verbessern der Fahreigenschaften älterer 
Straßenbahnwagen. — Isolierstoffe in der Kabel- und Leitungstechnik. — 
(45/46:) Normung und Elektrotechnik. 


Europäischer Fernsprechdienst. Berlin. 
60. Folge. Vom Mai 1942. 


Ein Streckenversuch mit dem U-System, einem 12fach-System mit un- 
belasteten Leitungen. — Der Selbstwählferndienst bei der Deutschen 
Reichspost. 


Glasers Annalen. Berlin. 
66. Jahrg. Heft 18 bis 20. Vom 15. September bis 15. Oktober 1942, 


(18:) Elektrische Ausrüstungen für Krane und Fördergeräte. — (19:) 
Die neuzeitliche Härtetechnik unter besonderer Berücksichtigung der 
elektrischen Öfen. — Untergestellfreie Leichtbautender. — Fertige Ge- 
brauchsformeln für statisch unbestimmte Stabverbindungen. — (20:) Die 
neuzeitliche Härtetechnik unter besonderer, Berücksichtigung der elek- 
trischen Öfen. — Elektrische Lokomotiven für Verschiebe -und Kurz- 
streckenförderbetriebe, 


Großdeutscher Verkehr. Berlin. 


Jahrg. 1942, Heft 15/16 bis 19. (36. Jahrg. der „Verkehrstechnischen Woche“,) 
Vom August bis Oktober 1942, 


(15/16:) Die Entwicklung des Obus zum neuzeitlichen Nahverkehrsmittel, 
— Der Personennahverkehr der Großstädte im In- und Ausland, — Der 
Einsatz des Kraftfahrgewerbes im Kriege. — Verkehr und Energie- 
wirtschaft, — Das Verkehrswesen Afrikas. — (17/18:) 100 Jahre Verein 
für Eisenbahnkunde zu Berlin. — Die deutsche Binnenschiffahrt im 
Kriege. — Vom Wasserbauwerker zum Wasserbauingenieur, — Eine 
Waldquelle im Wandel der Zeiten. — Die Pulsader des Westatlantik. — 
(19:) Die Zukunft der Straßenbahn im Stadtinnern. — Der Transport von 
öl in Rohrleitungen. — Zum Problem der Schiffsvermessung. 
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Kraftwagen-Betrieb, Berlin. 
11. Jahrg. Heft 16. Vom 27. August 1942, 
Dauerkisten — auch wirtschaftlich. — Unkenntnis der Tarife schützt 
nicht vor Strafe, 


Die Lokomotive, Bielefeld. 
39, Jahrg. Nr. 9 bis 10. Vom 7. September bis Oktober 1942. 

(9:) Izett-Stähle im Lokomotivbau. — Verfahren zur überschlägigen Er- 
mittlung der Kessel- und Maschinenleistung vorhandener oder neu ent- 
worfener Heißdampflokomotiven an Hand von Schaulinien. — Bahnen im 
zeitgenössischen Urteil aus dem Jahre 1858. — Die Dampflokomotiven 
der ehemaligen österreichischen Bundesbahnen im Fahrpark der Deut- 
schen Reichsbahn. — Lokomotiv-Namen in Württemberg. — (10:) Der 
Einfluß der Radreifenkegelform auf den Bogenlauf von steifachsigen 
Eisenbahnfahrzeugen. — Deutsche Kriegslokomotive Baureihe 52, — Ein 
Vierteljahrhundert „Din“. — Vom spanischen Lokomotivbau. 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens, Berlin. 

97. Jahrg. Heft 17/18 bis 20. Vom 1./15. September bis 15. Oktober 1942. 
(17/18:) Das Schlingerproblem an Eisenbahnfahrzeugen, — Lauf von zwei- 
achsigen Fahrzeugen mit losen Rädern eines Radsatzes in der Geraden. 
— (19:) Über die Mechanik der Aufhängung der Drehgestellwiegen, — 
Die Radreifen-Spurkranzschweißung mit einer neuen dreistelligen Licht- 
bogen-Schweißanlage. — Festigkeitsberechnung von Eisenbahnfahr- 
zeugen, — Russische Schienenprofile. — (20:) Aufruf des Herrn Reichs- 
verkehrsministers Dr.-Ing. Dorpmüller an die deutschen Eisenbahner, — 
Der Zugübergangsbahnhof für Höchstleistung als topologisches Problem. 
— Das Verkehrswesen der Ukraine. 


Die Reichsbahn. Berlin. 

18. Jahrg. Heft 35/37 bis 44/45. Vom 2./9,/16. September bis 4./11. November 1942, 
(85/37:) Auf stählerner Spur. — Hüter an Lebensadern. — (38/39:) Tarif- 
vereinfachung, Ein Beitrag zum Grenzgebiet zwischen Tarif- und Ab- 
fertigungsdienst. — (40/41:) Umspurung in einem Ausbesserungswerk 
des besetzten Ostgebietes, — Vereinfachung der Lohnabzüge. — (42/48:) 
Die Rangierarbeitszeiten in der Ordnungsgruppe der Abstellbahnhöfe. — 
(44/45:) Schneeschutz an Verkehrswegen: Ein Problem? 


Reichsverwaltungsblatt. Berlin, 
Band 63 Heft 37/38 bis 45/46. Vom 17. September bis 12, November 1942, 


(37/88:) Die Kriegsvereinfachungen bei den Verwaltungskostenzuschüssen 
der Reichsbetriebe, — Reichszuschußaktion für Instandsetzungen, Um- 
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bauten usw. und Bausperre „— (41/42:) Die Rechtsnatur der Baubedingun- 
gen. — (48/44:) Grundlagen und Grundfragen einer Neugliederung der 
ländlichen Verwaltung im deutschen Osten. — Die Stellung und Auf- 
gaben des Enteignungskommissars, — (45/46:) Das Recht der Flüsse 
und Bäche, 


Ruhr und Rhein Wirtschaftszeitung. Essen, 
23. Jahrg. Heft 39/40 bis 47/48. Vom 25. September bis 20. November 1942, 


(89/40:) Die Entwicklung des Verkehrs. — (47/48;) Beschleunigung des 
Wagenumlaufs. 


SBB Nachrichten Blatt. Bern. 
19. Jahrg, Nr. 9 bis 10. Vom September bis Oktober 1942, 


Das Verbindungsgeleise. — Die Plage der „fehlenden Güter“, — Etwas 
über Betriebssicherheit im Eisenbahndienst. — Über die Anwendung der 


Bremsvorschriften bei einem Güterzug, — Transport von Schmal- 
spurwagen auf Normalspur-Rollschemel. — Luftschutz bei den Bundes- 
bahnen. — Weitere Publikationen zur Flußschiffahrtsfrage. — (10:) 


Wartefristenvorschriften. — Elektrische Triebfahrzeuge der SBB. — Die 
Entwicklung des Reisezugfahrplans seit Kriegsausbruch. — Der Einfluß 
des Krieges auf den Bahnunterhalt, 


Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft im 
Deutschen Reiche, Berlin. 


66. Jahrg. Heft 4. Von 1942. 
Der volkswirtschaftlich richtige Preis für Bauland. 


Schweizerische Bauzeitung. Zürich, 
Band 120. Nr. 14 bis 19. Vom 3. Oktober bis 7. November 1942. 
(14:) Der automatische Streckenblock mit Achszählung. — (15:) Die neu- 


artige Luftseilbahn Vitznau—Wissifluh, — (19:) Die Ausgestaltung des 
neuen Berner Bahnhofs. 


Spoor- en Tramwegen, Utrecht, den Haag. 
15. Jahrgang 1942, Heft 17—20. Vom 15. August bis 26. September 1942, 
(17:) Der Gebrauch von Fernschreibern. — Vom Bau der Moerdijkbrücke. 
— Über das Schweißen und das Ausbessern von kupfernen Feuerbuchsen. 
— (18:) Regelung des Schiene-Kraftwagenproblems in der Schweiz, — 
Herstellung von Trägern aus Eisenbeton für elektr. Oberleitung. — (19:) 
Material und Wärmebehandlung von Eisenbahnschienen. Die Elektrisie- 
Archiv für Eisenbahnwesen, 1942. 63 
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rung der Furka-Oberalp-Bahn. — (20:) Die neuen elektrischen Fünf- 
wagenzüge der Niederländischen Eisenbahnen. — Die Selatieisenbahn in 
Transvaal. 


Stahl und Eisen. Düsseldorf. 


62. Jahrg. Heft 45. Vom 5. November 1942. 


25 Jahre deutsche Normung. 


Türkische Eisenbahnzeitschrift (Demiryollar Dergesi). Ankara. 17. Jahrg. 


Nr. 206/208. Vom April/Juni 1942. 
Übergang des Betriebes der Strecke Pityon—Neaorestiya—Edirne—Dikea 
und Svilengrad auf die türkische Staatseisenbahnverwaltung. — Er- 
öffnung der Station Sinan auf der Neubaustrecke Diyarbakir—Cizre. — 
Maßnahmen gegen Störung des Eisenbahnbetriebes durch Bomben- 
angriffe. — Internationales technisches Übereinkommen. — Maßnahmen 
gegen Gleisschäden und Schneeverwehungen. — Konsumverein des Eisen- 
bahnpersonals. — Hilfskasse der Beamten. — Betriebsergebnisse im 
Monat Februar und März 1941. 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen. Berlin, 


Band 14. Heft 3 bis 4. Vom September bis Oktober 1942. 


(3:) Zur Frage der Schadensersatzpflicht der Eisenbahn bei unrichtiger 
Frachtberechnung. $ 70 EVO. Art. 18 10б. — Einige Rechtsfragen zur 
Nachnahme im Eisenbahngüterverkehr. — (4:) Die Kontrolle der Eisen- 
bahntarife, insbesondere in der Schweiz. — Die Streitverkündung an die 
Eisenbahn im Güterschadensprozeß zwischen Versender und Empfänger. 


Verkehrsrechtliche Rundschau. Berlin-Charlottenburg. 


21.Jahrg. Heft 9/10. Vom Oktober 1942, 


Die Eisenbahnlieferfristen im Kriege. 


Verkehrstechnik. Berlin. 


Band 23. Heft 18 bis 21. Vom 20. September bis 5. November 1942. 


(18:) Der neue Triebwagen der Bochum-Gelsenkirchener Straßenbahnen 
A.-G. — Neuzeitliche Berufsausbildung bei den nichtreichseigenen Eisen- 
bahnen. — Omnibuszüge mit Stadtgasbetrieb in Nürnberg und Han- 
nover. — (19:) 50 Jahre Preußisches Kleinbahngesetz. — Die Verein- 
heitlichung des Pariser öffentlichen Nahverkehrs. — Einrichtungswagen 
mit Fahrgastfluß der Berliner Verkehrs-Betriebe. — (20:) Stadtgas als 
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Kraftstoff für Eisenbahn-Triebfahrzeuge. — Der Obusbetrieb in Luzern. 
— Die Fahrgastabfertigung an den Omnibushaltestellen in Paris. — 
Fahrzeugunterhaltung und Neufertigung. — (21:) Die Vereinfachung der 
Tarife im Nahverkehr. — Rechtsfragen um die Kraftfahrzeugbereifung. 
— Zum Entwurf von Straßenkrümmungen. 


Le Vie del Mondo. Mailand. 
10. Jahrg. Nr. 10. Vom Oktober 1942. 
(10:) La Transcontinentale Australiana. 


Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht. Berlin. 
9. Jahrg. Heft 21 bis 22. Vom 1. November bis 15. November 1942. 


(21:) Zwei Vorschläge zur Neugestaltung des Liegenschaftsrechts (Vor- 
merkungsbewilligung und Grundbuchversicherung). — (22:) Schranken 
polizeilicher Verfügungen. 


Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berling >, 
74. Jahrg. Heft 8/9. Vom August/September A. 


Reichsbahn und Binmenschiffahtt. ` Frachtentarife in der Binnenschiff- 
fahrt. — Wasserstraßen im südwestdeufschen Grenzgebiet — Entwick- 
lung und Ausblick. га 


Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen. Berlin. 
37. Jahrg. Nr. 13 bis 14/15. Vom 10. Oktober bis 20. November 1942. 


(13:) Die selbsttätigen Warnlichtanlagen der Deutschen Reichsbahn. — 
Sicherung von Gleisanschlüssen außerhalb der Bahnhöfe bei wahlweiser 
Bedienung. — (14/15:) Die Lautsprecheranlage des Hauptbahnhofs in 
München. — Die bisherige Entwicklung des optischen Zugschlußmelders. 


Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahnverkehr, Bern. 
50. Jahrg. Nr. 9 bis 10. Vom September bis Oktober 1942. 


(9:) Die Lieferfrist in Portugal. — Die Inkraftsetzung der aus den Re- 
visionskonferenzen hervorgegangenen internationalen Eisenbahnüber- 
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